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L  Abhandlnngen. 


Die  antiken  önellen  der  Staatslehre  MacMaYeUi's. 


Von  Dr.  B.  XUinger. 


Die  Hauptprinzipien  der  Staatslehre  MaoUavelli's. 

An  die  Spitze  seiner  Discorsi  (1. 2)  stellt  Machiavelii  eine 
Untersuchung  allgemeiner  Natur,  die  sich  mit  der  Einteilung 
der  Verfassungen,  der  Entstehung  der  sittlichen  Begriffe  und 
dem  Uebergang  der  Yerfassangen  in  einander  beschäftigt.  Die- 
selbe ist,  wie  man  schon  früh  bemerkt '),  im  wesentlichen  aus 
dem  sechsten  Buch  des  PolyhiiAS  entnommen  und  zwar  zum 
Teil  wörtlich  entlehnt,  zum  Teil  freier  nachgebildet.  Das 
letztere  Verfahren  hat  MachiaveUi  am  Anfang  seiner  Erorte- 

1)  Diese  Tbatsache  ist  zuerst  bemerkt  Ton  Fabricius,  Bibliotheca 
Graeca,  Hamburg  1718—28,  Bd.  II,  8. 757.  Trianktfallia  hat  in  seinem 
Bach:  Nicold  Machiavelii  e  gli  scrittori  greci,  Veneda  1875,  S.  9 — 21, 
das  St&ck  des  Poh^nus  und  die  Stelle  aus  den  Discorsi  neben  einander 
gestellt.  Er  ist  aber  durchaus  nicht  vollständig,  da  er  gänzlich  über- 
«ehen  hat,  dass  MachiaveUi  auch  das  vierte,  zehnte  und  elfte  Kapitel 
des  sechsten  Buches  von  Polybim  benützt  hat.  Weiter  hat  er  keinen 
Versuch  gemacht,  das  Verhältnis  MachiaveUi^a  zu  diesem  Stück  des 
Pchfbhu  im  einzelnen  genauer  zu  bestimmen,  so  dass  meine  obigen 
Bemerkungen  als  die  erste  eingehende  Untersuchung  dieses  Gegen- 
Standes  gelten  können.  —  Die  Discorsi  und  den  Principe  eitlere  ich 
nach  der  Ausgabe:  II  Principe  e  discorsi  sopra  la  prima  deca  di  Tito 
Livio  di  Niccold  MachiaveUi.  Terza  impressione.  Firenze,  Sucoesso- 
ri  Le  Monnier.    1880. 

ZtiUthx.  f.  BlMktiw.    1888.    I.  Heft,  1 
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ruiig  gegenüber  'tien  Aasführungen  des  Polybius  über  die  Ein- 
teilupg'der  Y^rfassangen  eingehalten.  Bei  der  sodann  folgen- 
^e)i.6cbifderung  des  Ereislaafs  der  Yerfassangen  schliesst  er 
bich" genau  an  Polybius  an,  während  er  am  Schloss  seiner 
IJntersnchnng  wiederum  die  seiner  Vorlage  entlehnten  Gedanken 
in  freierer  Weise  ausf&hrt. 

Polybius  ^)  polemisiert  gegen  die  gewöhnliche  Einteilung 
der  Verfassungen  in  Monarchie,  Aristokratie  und  Demokratie. 
Der  Inhalt  seiner  Polemik  ist  in  der  EOrze  der  folgende :  die 
drei  genannten  Verfassungen  sind  nicht  die  einzigen ,  denn 
nicht  jede  Alleinherrschaft  ist  eine  Monarchie,  ebensowenig 
wie  jede  Herrschaft  Weniger  eine  Aristokratie  und  jede  Volks- 
regierung eine  Demokratie  ist.  Es  müssen  daher  sechs  Arten 
von  Verfassungen  unterschieden  werden ,  zunächst  die  drei 
eben  genannten ,  sodann  drei  andre,  die  mit  jenen  verwandt 
sind,  nämlich  die  Tyrannis,  die  Oligarchie  und  die  Ochlokratie, 
um  zu  zeigen,  wie  diese  Verfassungen  in  einander  übergehen, 
skizziert  Polybius  kurz  seine  Theorie  vom  Kreislauf  der  Ver- 
fassungen, die  er  später  breit  ausführt.  Zunächst  erwächst 
auf  naturgemässe  Weise  das  Königtum ,  dieses  artet  in  der 
Folge  zur  Tyrannis  aus;  nach  Beseitigung  der  letzteren  ent- 
steht die  Aristokratie,  die  wiederum  ausartet  und  zur  Oligarchie 
wird,  auf  die  gleiche  Weise  schreitet  die  Demokratie,  die  durch 
den  Sturz  der  Oligarchie  emporkommt,  schliesslich  zur  Ochlo- 
kratie fort.  —  Machiavelli  hat  dieses  Kapitel  seiner  Quelle 
sehr  frei  benützt.  Er  bemerkt,  man  nehme  gewöhnlich  drei 
Verfassungen  an,  nämlich  Monarchie,  Aristokratie  und  Demo- 
kratie ;  nach  einer  andren  Einteilung  habe  man  indess  sechs 
Verfassungen  zu  unterscheiden,  von  denen  drei  sehr  schlecht, 
drei  andre  zwar  an  sich  gut,  aber  so  leicht  zu  verderben  seien, 
dass  auch  sie  gefährlich  würden.  Die  guten  seien  die  drei 
oben  genannten,  die  schlechten  drei  andre,  welche  aus  jenen 
entstünden  und  ihnen  so  ähnlich  wären,  dass  der  üebergang 
von  dem  einen  Zustand  in  den  andern  sich  mit  der  grössten 
Leichtigkeit  vollzöge:   so  werde  die  Monarchie   zur  Tyrannis, 


1)  Polybius,  VI,  3;  5—4;  11. 
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die  Regiercmg  der  Optimaten  zur  Herrdcbaft  Weniger  and  die 
Volksherrschaft  zur  Zügellosigkeit  ^). 

Polybius  behandelt  sodann  ')  die  ersten  Anfange  der  staat- 
liehen Gemeinschaft.  Er  sncht  auch  hier  einen  gesetzmässigen 
Vorgang  wahrscheinlich  zu  machen,  indem  er  annimmt,  dass 
nach  massenhaften  Verheerungen  des  Menschengeschlechts 
dnrch  pestartige  Krankheiten,  Deberschwemmnngen  nnd  Miss- 
wachs  die  Menschen  wieder  von  vorn  anfangen  müssten  und 
die  Anfange  der  Staatenbildung  sich  dann  regelmässig  wieder 
in  der  gleichen  Art  vollzögen.  MachiaveUi  lässt  diesen  Ex- 
kurs vorläufig  beiseite,  nicht  ohne  indessen  daraus,  wie  wir 
sehen  werden,  Anregung  zu  schöpfen,  und  redet  nur  von  einem 
einmaligen  Urzustände,  indem  er  das,  was  Polybius  im  fQnfben 
Kapitel  ziemlich  breit  ausführt,  kurz  zusammenfasst,  dass  näm- 
lich die  Menschen  wegen  der  Hilfsbedürftigkeit  der  Natur  sich 
zusammen thaten  und  den  Wehrhaftesten  und  Stärksten  zu  ihrem 
Haupt  machten. 

1)  Ffir  die  bei  MaeMaveUi  sich  unmittelbar  anschliessenden  Worte : 
I.  2,  8.  92.  Talmente  che,  se  ano  ordinatore  di  repnbblioa  ordina  in 
ma  cittik  UDO  di  qnelli  treetati,  ve  lo  ordina  per  pooo  tempo;  perch^ 
nenuno  rimedio  pnö  faryi,  a  far  che  non  sdruccioli  nel  sno  contrario, 
per  la  nmilitudine  che  ha  in  qaesto  caso  la  virtü  ed  ü  vizio  —  findet 
dch  eine  direkte  Anregong  nicht  bei  Polybius,  der  in  den  drei  letzten 
Paragraphen  des  vierten  Kapitels  bereits  das  Problem  der  gemischten 
Verfassung  andeutet.  Dagegen  sind  fQr  die  ganzen  Erörterungen  des 
MacMavtHi  über  die  Einteilung  der  Verfassungen  wahrscheinlich  noch 
die  Bemerkungen  vorbildlich  gewesen,  die  Polybius  später  cap.  X,  2—5 
macht.  *£msIvoc  Y&p  (sc.  Lycurgus)^  Ixaaxa  xfi^v  npotipTjiiivov  ouwoi^aac 
dva-pcoCcoc  xol  ^ucixAg  ftmxtXou^va,  xocl  ouXXoYiadb}ievo^  öü  n&v  sldog  no- 
XiTsfoc  &7cXo9v  xal  xaxd  (liav  ouvsoxTpcög  86va|iiv,  ftmaqpocXi^  YCfvsxoa,  didb 
x6  'caxicoc  stg  xijv  olxt(av  xal  96011  TcapsnopiivT^v  ftxxpinsod^ct  xaxCocv.  xaM- 
icsp  ydp  oidi^  (iiv  16^  g6Xoi^  di  ^nsg  xocl  ttpTjdövt^  oi>|iqpustc  8loiXS)iou, 
dt'  dv  x&v  icdooc  xÄ^  iga>d«v  81096^(001  ßXdßac,  6n*  ocöt&v  (pd^Cpovrai  xfi^v 
OüYT*vojUvfüv.  Töv  a(yx6v  xpÖKov  xal  xöv  icoXixtifi^v  ouYYtYvsxott  xaxd  9Ö01V 
Ixdoxg  xol  nopinstoC  xt^  xax£a*  ßoioiXsiqp  (i&v  6  |iovapxtx6c  XsYdfJievoc  xpöno^, 
dpcoxoxpaxCqp  di  ö  xf}^  dXiYopx^oc^,  dir]|ioxpaxCqp  di  ö  ^piobdu^g  xal  x^^poxpa- 
xixÖ€'  «l€  oöc  oöx  o^^v  xt  iiij  oö  Tcdvx«  xd  icposipvjtUva  ouv  XP^vq)  jcotslaSw 
xdE(  (ircooxdotic  xaxd  xöv  Apxi  Xöyov. 

2)  Nach  einigen  Bemerkungen  über  den  Unterschied  seines  Philo- 
sophierens  und  der  politischen  Theorieen  der  Philosophen,  VI,  5 ;  1— >  8, 
welche  MaefmteOi  natürlich  nicht  benützen  konnte. 

1* 
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Von  hier  aus  findet  Polybius  den  Uebergang  zu  der  Frage 
nach  der  Entstehung  der  sittlichen  Begriffe  und  er  verfolgt 
den  Ursprung  der  letzteren  in  drei  Stadien,  in  der  Familie, 
in  der  Gesellschaft  und  im  Staat.  Erwies  ein  Eänd  sich  un- 
dankbar gegen  seine  EUtern,  so  erregte  dies  überall  Abscheu, 
da  Jeder  an  die  Zukunft  dachte  und  erwog ,  dass  ihm  das 
Gleiche  geschehen  könne.  Die  gleichen  Motive  veranlassten 
auch  das  Missfallen,  welches  der  Handlungsweise  eines  Menschen 
zuteil  wurde,  der  seinem  Wohlthäter,  anstatt  ihm  den  ver- 
dienten Dank  abzustatten,  etwa  gar  zu  schaden  versuchte. 
Aus  demselben  Grunde  empfing  der,  welcher  Allen  in  der  Ge- 
fahr vorauskämpfte  und  den  Angriffen  der  stärksten  Tiere 
entgegentrat,  von  der  Menge  Zeichen  der  Liebe  und  Ehrfurcht, 
während  derjenige,  der  auf  die  entgegengesetzte  Weise  wie 
dieser  handelte,  Verachtung  und  Abneigung  erfuhr.  So  ent- 
stehen nach  Polybius  durch  die  Rücksicht  der  Menschen  auf 
ihren  Vorteil  und  die  Furcht  vor  Schaden  in  der  menschlichen 
Seele  die  Vorstellungen  des  Guten  und  Bösen.  Der  Unterschied 
dieser  beiden  sittlichen  Begriffe  kommt  zum  Bewusstsein  und 
die  Idee  der  Gerechtigkeit  entsteht  ^).  —  Machia/veüi  hat  auch 
hier  sich  seiner  Quelle  gegenüber  sehr  selbständig  verhalten. 
Zunächst  behält  er  von  den  Beispielen,  an  denen  Polybius  die 
Entstehung  der  sittlichen  Begriffe  darthut,  nur  das  mittlere  bei. 
Zeigte  ein  Mensch  gegen  seinen  Wohlthäter  sich  undankbar, 
so  fühlte  jedermann  Unwillen,  weil  er  fürchtete,  dass  ihm  das 
Gleiche  zustossen  könne.  Und  knüpft  Polybius  unmittelbar 
an  diese  Fälle  den  Ursprung  der  ethischen  Vorstellungen  an, 
so  stellt  Machiavelli  noch  ein  Mittelglied  auf.  Die  Menschen 
nämlich,  sobald  sie  jemanden  sich  gegen  seinen  Wohlthäter 
undankbar  betragen  sehen,  fürchten  für  sich  das  Gleiche  und 
um  dieses  Uebel  zu  vermeiden,  schaffen  sie  Gesetze  und  setzen 
Strafen  gegen  diejenigen  fest,  welche  die  Gesetze  übertreten. 
Erst  durch  das  Gesetz  entsteht  nach  Machiavdli  der  Begriff 
des  Sittlichen  und  Guten  als  verschieden  von  dem  Bösen  und 
Schlechten  und  die  Idee  der  Gerechtigkeit.  —  Es  ist  bezeich- 

1)  VI,  6;  1—9. 
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oeod,  dass  McuAiaveUi  in  dieser  Theorie  sich  an  Polybius 
anschliesst,  ja  dass  er  ihn  noch  fiberbietet,  trotzdem  ihm 
sicher  andre  Theorieen  fiber  die  Entstehung  von  Recht  und 
Gesetz  bekannt  waren,  z.  B.  die  Cicero's.  Aber  wenn  Cicero 
das  Gesetz  als  etwas  apriorisches  betrachtet,  das  nicht  erst 
anfangt  Gesetz  zu  sein,  wenn  es  geschrieben,  sondern  das 
Yon  allem  Anfang  da  war  und  zugleich  mit  dem  göttlichen 
Geist  entstanden  ist,  wenn  er  als  den  rechten  Vemunftwillen 
des  höchsten  Jupiters,  als  die  nach  Massgabe  der  ursprüng- 
lichen Natur  ausgesprochene  Wahl  des  Gerechten  und  Unge- 
rechten bezeichnet  ^)  — ,  so  konnte  das  McichiaveUi  unmöglich 
zugeben.  Glaubt  er  doch,  dass  alle  Menschen  schlecht  sind 
und  die  Bosheit  ihres  Herzens  jedesmal  in  Ausübung  bringen, 
wo  sie  ungehindert  Gelegenheit  dazu  haben  *)  —  infolgedessen 
halt  er  das  Gesetz  nicht  für  etwas  dem  Menschen  ursprüng- 
lich Eingepflanztes ,  sondern  für  die  Befriedigung  eines  erst 
durch  das  Zusammenleben  der  Menschen  hervortretenden  Be- 
dürfnisses, hervorgerufen  durch  die  Furcht  des  Menschen  vor 
Verletzung  und  durch  die  Rücksicht  auf  seinen  Vorteil.  Und 
erst  durch  das  Gesetz  entstehen  nach  MachiaveUi  in  der  mensch- 
lichen Seele  die  übrigen  sittlichen  Begriffe  *). 

1)  De  legibna  11,  4  f.  erat  enim  ratio  profecta  a  renim  natura  et 
ad  recte  fadendum  impellenB,  et  a  delicto  avocans:  qnae  non  tum  de- 
niqne  indpit  lex  eese,  com  scripta  est,  sed  tum  cum  orta  est.  Orta 
antem  simol  est,  cum  mente  diyina.  quam  ob  rem  lex  vera,  atque 
princeps,  apta  ad  jnbendum  et  ad  vetandnm,  ratio  est  reota  snmmi 
Jovia. ...  5.  Ergo  est  lex,  jnstonim  injostorumque  distinctio,  ad  illam 
antiqoisdmam,  et  rerum  omnium  prindpem  ezpressa  naturam,  ad  quem 
leges  hominom  dirignntur,  quae  sopplido  improbos  affidunt,  defendont 
ac  tnentnr  bonos. 

2)  Discorsi  I,  8,  S.  96:  ...  tutti  gli  uomini  essere  cattivi,  e  che 
li  abbino  sempre  ad  usare  la  malignitä  dello  animo  loro,  qualiinche 
Tolta  ne  abbino  libera  occasione. 

3)  Anf  diesen  Yoraossetzongen  beruhen  die  Worte  Disc.  1,  3:  la 
qaal  cosa  fa  testimonianza  a  qaello  che  di  sopra  ho  detto,  che  gli  uomini 
non  operano  mai  nalla  bene,  se  non  per  necessitä;  ma  dove  la  elezione 
abbonda^  e  che  vi  si  pub  usare  licenzia,  si  riempie  subito  ogni  cosa  di 
confusione  e  di  discordine.  Perb  si  dice  che  la  fame  e  la  povertk  fa 
gli  uomini  industriosi,  e  le  leggi  gli  fanno  buoni.  Neben  einem  guten 
Kriegswesen  betrachtet  Machiavelli  daher  die  Gesetze  als  die  Haupt- 
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Unmittelbar  an  diese  Erorternngen  schliesst  sich  bei  Po^ 
lyhius  und  MachiaveUi  die  Theorie  des  Kreislaufs  der  Ver- 
fassungen an.  PolybitiS  will,  indem  er  die  genialen  Anre- 
gungen des  Aristoteles  ^)  fortzubilden  versucht,  ein  Gesetz  für 
die  Entwicklung  der  Yerfassungsformen  aufstellen,  das  freilich 
so  wie  er  es  formuliert,  grosse  Bedenken  erregt,  und  dessen 
schwache  Seiten  auch  MachiaveUi,  wie  wir  sehen  werden,  nicht 
entgangen  sind.  Bei  der  Schilderung  des  Kreislaufs  selbst 
schliesst  sich  MachiaveUi  durchweg  genau  und  zwar  meist 
wörtlich  an  Polyhius  an  *).  Die  Grundztige  dieser  Darstellung 
sind  folgende:  Nachdem  der  Begriff  der  Gerechtigkeit  ent- 
standen, wählt  mau  nicht  mehr  zum  Fürsten  den  Kühnsten, 
sondern  den  Einsichtigsten  und  Gerechtesten.  Als  man  aber 
zur  Erbfolge  überging,  entarteten  die  Nachfolger  und  wurden 
Tyrannen.  So  dass  sich  die  Besten  und  Angesehensten,  welche 
dieses  gewaltsame  Regiment  nicht  mehr  ertragen  konnten, 
wider  den  Fürsten  verschworen  und  ihn  stürzten,  worauf  das 
Volk  ihnen  gehorchte.  —  Und  so  lange  sich  die  unmittelbare 
Erinnerung  an  die  Tyrannei  des  Fürsten  wach  erhielt,  blieb 
diese  Regierung  wohl  rein  und  gesetzesliebend,  aber  als  die 
Söhne  den  Vätern  nachfolgten,  begann  auch  hier  die  Ent- 
artung, so  dass  sich  die  Menge  schliesslich  gegen  die  Macht- 
haber erhob  und  sie  stürzte.    Nun  setzte  man  die  Volksherr- 


grundlage  des  Staates  (Principe,  c.  XII,  S.  86 :  I  principali  fondamenti 
che  abbino  tutti  gli  stati,  cosi  nnovi  come  yecchi  o  misti,  sono  le  buone 
leggi  e  le  buone  armi),  ähnlich  wie  Folyhius  Sitten  und  Gesetze  als  die 
beiden  Prinzipien  bezeichnet,  durch  welche  der  Staat  erhalten  wird.  VI, 
47;  1:  'Eyö)  ydcp  ot|iOtt,  Ööo  äi^x^  «^"^»^  «doifjc  TcoXtTctoc,  hC  fiv  atpexÄg  ^ 
«pftüxxdtc  0t)}jLßaCv8i  Y^Yveo^t  xdg  •»  Öwd^ietc  a&xc5v  xal  xi^  oüoxdoet^ '  aSxat 
V  elolv  lOn]  xal  vö^ioi. 

1)  Politik,  ed.  SusemM,  TU,  10;  7  und  8. 

2)  Die  Aenderungen,  die  MachiaveUi  vorgenommen,  sind  in  den 
meisten  Fällen  nur  formeller  Natur.  Charakteristisch  ist  es,  wie  Machia- 
veUi die  folgende  Stelle  des  Pölybius  umbildet:  VI,  7;  8:  'E^*  ofg  |Uv 
fp^ö^OD  Ysvopivoü  xal  itpooxorcfjg,  4(p'  o!g  tk  jifoou^  4xxociO|Jiivou  xal  ÖüO|it- 
vtx^g  öpY^g,  iyi^ixo  jifev  4x  xijg  ßaoiXsCocg  xupawtc-  Discorsi  I,  2,  S.  92: 
in  modo  che,  cominciando  il  principe  ad  essere  odiato,  e  per  tale  odio 
a  temere,  e  passando  tosto  dal  timore  all*  offese,  ne  nasceva  presto 
una  tirannide.    Vgl.  S.  11,  Anm.  1. 
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Schaft  ein,  die  sich  ebenfalls  eine  Zeitlang  rein  erhielt,  bis  sie  zor 
Anarchie  ausartete,  so  dass  man  aas  eigenem  Antriebe  oder 
auf  den  Rat  irgend  eines  weisen  Mannes  zur  Fürstenherr- 
Bchaft  sich  wandte,  von  wo  man  dann  Stufe  f&r  Stufe  wieder 
zur  Anarchie  zurückkehrte. 

Von  hier  aus  wendet  sich  Pohfbius  unmittelbar  zu  der 
spartanischen  Verfassung  ^) ,  um  an  ihr  sein  Ideal  einer  ge- 
mischten Verfassung  zu  demonstrieren.  Auch  hierin  war  er 
nicht  originell ;  berichtet  uns  doch  Aristoteles^  wie  man  schon 
zu  seiner  Zeit  das  Problem  der  gemischten  Verfassung  er- 
wogen und  Sparta  als  diejenige  Verfassung  bezeichnet  habe, 
in  welcher  alle  drei  Verfassungsformen:  Monarchie,  Aristo- 
kratie und  Demokratie  vertreten  seien*).  Polybius  meint, 
Lykurg  habe  die  Grefahren  einer  einseitigen  VerfiE^sung  er- 
kannt und  seinen  Staat  deshalb  so  gebildet,  dass  alle  drei 
YerfjBssangsformen  daran  Teil  hätten,  so  dass  kein  Teil  des- 
selben in  die  ihm  verwandte  fehlerhafte  Form  ausarten  könne, 
sondern  einer  durch  den  andern  beschränkt  werde,  das  König- 
tum darch  das  Volk  und  das  Volk  durch  die  Geronten.  — 
MaehiaveUi  wiederholt  den  wesentlichen  Inhalt  der  Ausfüh- 
rungen des  PolybiuSf  indem  er  das,  was  seine  Vorlage  von 
Ljkurg  sagt,  zunächst  im  Allgemeinen  auf  die  weisen  Gesetz- 
geber anwendet.  Diese,  meint  er,  hätten  in  der  Erkenntnis, 
dass  jede  einseitige  Verfassung  leicht  in  die  ihr  verwandte  und 
fehlerhafte  Form  ausarte,  eine  solche  Verfassung  gewählt,  in 
welcher  alle  drei  Verfassungsformen  enthalten  seien,  so  dass 
in  einer  Stadt  Monarchie,  Aristokratie  und  Volksherrschaft 
bestehe  und  jeder  Teil  durch   den  andern   bewacht  werde '). 

1)  VI,  10;  YgL  oben  S.  2,  Amn.  1. 

2)  ArittoUUs,  Politik,  ed.  SuaemM,  II,  3 ;  9  f . :  iviot  (Uv  o5v  >irouoiv 
6c  dd  xi|v  Ap(<7n|v  noXixtlov  ki  AnocoAv  xAv  icoXitsidv  tistuyiiivtjv,  8i6  xal 
Ti|v  xAv  AoEXsdai|iovUAv  fticotvoSoiv  sTvoi  yditp  a6x^v  ot  (Uv  i(  6X%yotp}(ia^  xal 
liovofX^  *«l  Öijtioxpaxtoc  qpetolv,  XiyoYn^  xijv  |ikv  ßaoOtCov  jiovopxtav,  xijv 
SiTftv  YspövTMv  dbpxV  äXiyapxiosi,  dnjiioxpaxiCo^i  U  xaxd  x^  icpöfxov  ApxV 
dut  x6  ftx  xo9  di^u  elvoi  toi>^  ftqpöpouc*  oC  di  x^  |Uv  icpopeCocv  stvai  xupawCda 
di2{&oxpocxtloSai  tk  xaxd  xs  x&  ouooixia  xoU  x6v  ftX>.ov  ßCov  xöv  xoS**  ii[\.ipoe^, 

S)  Diflconi  I,  2,  S.  94:  Talohd,  avendo  qnelli  che  prndentemente 
ordinano  leggi,  conosdato  questo  diffetto,  faggendo  ciaecono  di  queati 
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Erst  dann  ftihrt  er  als  Beispiel  den  Lykurg  an :  dieser  habe 
dadurch,  dass  er  in  seiner  Verfassung  den  Königen,  den  Vor- 
nehmen und  dem  Volk  ihren  Anteil  gab,  einen  Staat  ge- 
schaffen, der  länger  als  achthundert  Jahre  bestanden  habe^). 
Wenn  Machiavelli  dann  auf  die  athenische  Verfassung  hin- 
weist und  aus  der  Beschaffenheit  derselben  die  Kurzlebigkeit 
des  athenischen  Staates  der  langen  Dauer  Sparta's  gegenüber 
herleitet  *)  —  so  findet  sich  ein  direktes  Vorbild  dafttr  nicht 
bei  PolyhiuSy  man  müsste  denn  annehmen,  dass  die  bei  Po-- 
lyhius  später  (allerdings  noch  in  demselben  Buche)  sich  fin- 
denden Erörterungen  über  die  athenische  Verfassung  •)  Ma- 
chiavelli die  Anregung  zu  diesem  Exkurs  gegeben  hätten,  was 
aber  wohl  nicht  wahrscheinlich  ist. 

Polybius  Oberträgt  nun  seine  Schema  der  gemischten  Ver- 
fassung auch  auf  das  römische  Staatswesen,  in  welchem  nach 
seiner  Auffassung  die  monarchische  Gewalt  durch  die  Konsuln, 
die  Aristokratie  durch  den  Senat  und  die  Demokratie  durch 
die  Machtstellung  des  Volkes  vertreten  war*).    Auch  hierin 

modi  per  se  stesso,  n*  elessero  uno  che  participasse  di  tatti,  giudicandolo 
piu  fermo  e  piü  stabile;  perchd  Tuno  guarda  raltro,  sendo  in  una  me- 
desima  cittä  il  Principato,  li  Ottimati  ed  il  Govemo  Popolare. 

1)  Discorsi  I,  2,  S.  94:  (Lioargo)  il  quäle  ordinb  in  modo  le  sue 
leggi  in  Sparta,  che  .  .  .  fece  uno  stato,  che  darb  piü  che  ottocento 
anni,  con  somma  laude  sua,  e  quieie  di  quella  dttk  JMybiua  VI,  10;  11: 
TotYopoöv  oöxcD  owTr>fjod|i«voc  icXtlaxov,  &v  ^jwlc  Iqitv,  xp6)fw  öctqpöXotgt  TOlg 
Aaxs8oii|iovCoi(  r^v  iXeuO'spfav. 

2)  Discorsi  a.  a.  0 :  AI  contrario  intervenne  a  Solone,  il  quäle  or- 
dinb le  leggi  in  Atene;  che  per  qrdinarvi  solo  lo  stato  popolare,  lo  feoe 
di  si  breve  yiia;  che  ayanti  morisse  vi  vide  nata  la  tirannide  di  Pisi- 
strato :  e  benchd  dipoi  anni  quaranta  ne  fussero  caociati  gli  suoi  eredi, 
e  ritornasse  Atene  in  libertä,  perchd  la  riprese  lo  stato  popolare,  secondo 
gli  ordini  di  Solone;  non  lo  tenne  piü  che  oento  anni,  ancora  che  per 
mantenerlo  facesse  molte  constituzioni,  per  le  quali  si  reprimeya  la  in- 
solenzia  de*  grandi  e  la  licenzia  dell*  universale,  le  quali  non  furon 
da  Solone  considerate:  nientedimeno ,  perchd  la  non  le  meecold  con  la 
potenzia  del  Prindpato  e  con  quella  delli  Ottimati,  visse  Atene,  a  ris- 
petto  di  Sparta,  brevissimo  tempo. 

3)  Pölybiua  VI,  43  und  44. 

4)  Pölylnus  VI,  11 ;  4  ff. :  'Hv  fxkv  Wj  tpCa  |i4piQ  xd  xpotxoövxa  tflc  iwXv- 
isCag,  &ntp  tlna.  npöxtpov,   ftnavxa*  oOto  di  tcdvra  xaid  \Upo^  loa>c  xal 
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seblieest  sich  JUachiaveüi  an  seine  Vorlage  an.  Er  yerknQpft 
aber  seine  Benrteilnng  der  römischen  Verfassung  genauer  mit 
der  Betrachtang  des  Kreislaufs  der  Verfassungen  als  Polybius. 
Er  meint  nämlich,  auch  bei  den  Römern  habe  jener  Debergang 
TOD  der  Monarchie  zur  Oligarchie  und  von  dieser  zur  Demo- 
kratie stattgefunden,  aber  man  sei  so  klug  gewesen,  die  Ver- 
fasBungsform,  yon  der  man  in  die  andre  überging,  nicht  YöUig 
anfzugeben,  sondern  etwas  von  ihr  in  die  neue  hinüborzuretten  ^). 
Wenn  MacMavcUi  zuvor  bemerkt,  Rom  habe  zwar  keinen 
Lykurg  gehabt,  der  es  so  geordnet,  dass  es  lange  Zeit  in  Frei- 
heit habe  leben  können,  sondern  die  Stelle  eines  solchen  Ge- 
setzgebers sei  hier  durch  die  aus  den  Kämpfen  zwischen  Senat 
und  Volk  sich  ergebenden  Verhältnisse  vertreten  worden,  so 
ist  er  wiederum  von  Polyhius  beeinflusst  worden,  welcher  vor 
der  Erörterung  der  römischen  Verfassung  äussert,  nicht  auf 
dem  Wege  des  Nachdenkens  wie  Lykurg,  sondern  durch  vi^le 
Zwistigkeiten  und  Kämpfe  hätten  die  Römer  sich  ihre  vor- 
trefßiche  Verfassung  errungen  *). 

«pticdvtcoc  ouvrcixQtxTO  wal  8t(pxalxo  8td  to6to>v,  6oxt  iiigdiva  tcot*  &v  tliUCv 
dövoM^oi  ßsßa(o>c,  ^yfik  xSv  ftyx^P^^^»  icdxtpa  dptoioxpacxixöv  xö  icoXCxtufia 
oöiiicflcv,  ij  dY^pLOxpauxöv,  i^  i&ovocpx^)^  ^^^  xoOx*  tlxig  fy  ndoxtiv.  'Che  |iAv 
Y^  «U  'CTjv  xdv  öicdTcov  dTtv(oou(JLtv  l^oo(av,  TtXtCa)^  |&ovapxix6v  ft^ocfvtx* 
^MUxalßfliaiXixöv'  bn^  bk  ü^^^  t9)c  ouyxXi^oo,  ndXiv  dpurcoxpaxtxdv.  Eal 
tiV  sl  T^  'cdv  fcoXXdv  &Eouo{ay  ^«(DpoCif)  u^i  ftdöxsi  ooi^d^c  etvou  Sigiioxpauxöv. 

1)  Discorsi  I,  2,  S.  95:  E  tanto  li  fa  favorevole  la  fortona,  che 
benchd  n  passasse  dal  govemo  de*  Re  e  delli  Ottimati  ai  Popolo,  per 
qnelli  medesimi  gradi  e  per  quelle  medesime  cagioni  che  di  sopra  si 
Bono  dieeorse ;  nondimeno  non  si  tolse  mai,  per  dare  autoritä  all!  Otti- 
mati, tatta  Taatoritil  alle  qaalitä  rei^e;  nd  si  diminui  Tautoritä  in 
totto  alli  Ottimati,  per  darla  al  Popolo;  ma  rimanendo  mista,  face 
nna  repnhhlica  perfetta. 

2)  BoHyhma  VI,  11,  1  ff.;  *ExtIvo€  (liv  oSv  (sc  Lycnrgus)  Xö^cp  xivl 
icpoCd6)itvo^  nöl^  ixaara,  xal  ic^c  icd^uxs  ou|ißoi(vstv  d^aßd^  ouvson^axo 
T*)v  icpos(pif2tiiw]v  TCoXiTe(av.  Teotiatot  di  x6  jxkv  tiXo^  tocöxö  iwiwttjvTOtt  xfjg 
ftv  T^  nocxpCSi  xaTOioxdotog*  oö  (Jiijv  did  X^you,  did  d&  TcoXXfiW  dycövcov  xoil 
npayiidnöv,  ig  aÖTfjc  del  Ti)(  ftv  xotl^  icspiictxsCou^  ftTciYvcbotog  aCpoö|ievoc  x6 
ßUuov,  odxoic  ^d«v  iicl  xodxö  |Uv  Auxo6pY(p  xiXo^,  xdXXicnov  8i  o6oxif)}jia 
xAv  xo^'  Stifte  icoXtxttdv.  Discorsi  a.  a.  0.  8.  94  f.:  Ma  yegniamo  a  Roma; 
la  qoale  nonoatante  che  non  avesse  uno  Licurgo  che  la  ordinasse  in- 
modo,  nel  prindpio,  che  la  potesse  vivere  limgo  tempore  libera,  non« 
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Die  Yorstellang  von  dem  immer  wieder  stattfindenden 
Kreislauf,  in  welchem  die  Verfassungen  sich  regelmässig  be- 
wegen, wie  sie  Machiavdli  sich  aus  Polybius  aneignete,  beruht 
im  letzten  Grunde  auf  einer  andern  Ansicht,  welche  er  eben- 
falls aus  dem  Altertum  schöpfte.  Mdckiavelli  ist  nämlich 
überzeugt,  dass  in  der  Geschichte  dieselben  Ereignisse  sich 
immer  wiederholen,  dass  alles,  was  geschieht,  in  gleicher  oder 
ähnlicher  Weise  schon  geschehen  ist.  Alle  Dinge  in  der  Welt 
haben  stets  eine  eigentümliche  Aehnlichkeit  mit  den  vergangenen 
und  wer  die  gegenwärtigen  und  die  vergangenen  Ereignisse 
betrachtet,  erkennt  leicht,  dass  in  allen  Städten  und  bei  allen 
Völkern  dieselben  Wünsche  und  Bestrebungen  herrschen  und 
immer  geherrscht  haben  ^).  Diese  Aehnlichkeit  der  vergangenen 
Dinge  mit  den  gegenwärtigen  ist  daraus  zu  erklären,  dass  sie 
von  Menschen  betrieben  wurden,  welche  immer  dieselben  Leiden- 
schaften besitzen  und  besassen  und  daher  auch  notwendig  immer 
denselben  Erfolg  haben  müssen  ')•  In  der  Deberzeugung  von  der 
Wiederkehr  aller  Ereignisse  und  der  Gesetzmässigkeit  des  Ge- 
schehenden sucht  daher  M(ichiaveUi  die  einzelnen  Stadien,  in 
denen  das  Staatsleben  verläuft  und  nach  seiner  Ansicht  immer 
verlaufen  wird,  genau  festzustellen.  So  präzisiert  er  bei 
der  Erörterung  der  Geschichte  Coriolan*s  die  einzelnen  Stadien 
der  Republik :  wäre  Coriolan  in  dem  Aufruhr  erschlagen  worden, 
so  würden  daraus  Verletzungen  einzelner  gegen  einzelne  ent- 
standen sein,  Verletzung  aber  erzeugt  Furcht,  Furcht  sucht 
Verteidigung  ,  zur  Verteidigung  erwirbt  man  sich  Anhänger, 
von  den  Anhängern  kommen  die  Parteien  in  den  Städten  und 
von  den  Parteien  ihr  Untergang').  Auf  dieselben  Bestim- 
mungen kommt  er  gleich  darauf  noch  einmal  zurück  ^).    Und 

dimeno  faron  tanti  gli  acddenti  che  in  qaella  nacqaero,  per  la  disonione 
che  era  intra  la  Plebe  ed  il  Senate,  che  quello  che  non  ayeva  fatto 
nno  ordinatore,  lo  fece  il  caso. 

1)  Discorsi  I,  39,  8.  171. 

2)  Ebend.  lil,  43,  8.  410.  Vgl.  I,  11,  &  120:  perohd  gli  uomini, 
come  nella  Prefazione  noetra  si  diese,  vissero  e  morirono  sempre  con 
nn  medesimo  ordine. 

3)  Ebend.  1,  7,  8.  107. 

4)  Ebend.  I,  8,  8.  110:   D^  che  ne  nasceva  che  da  ogni  parte  ne 


Die  antiken  Quellen  der  Staatslehre  Machiavelli^s.  H 

ebenso  snoht  er  die  Stadien  zu  bestimmen ,  in  welchen  die 
Monarchie  zur  Tyrannis  fortschreitet,  sowie  die  einzelnen  Sta- 
dien zu  präzisieren,  in  welchen  sich  der  Uebergang  von  der 
Repablikzur  Monarchie  vollzieht '). —  Ohne  Zweifel  kannte  nun 
MachiavelU  die  Erwägung,  welche  PltUarch  am  Eingange  sei- 
nes Sertorius  über  die  Wiederkehr  derselben  Ereignisse  ange- 
stellt hat.  Pluiarch  lässt  es  zwar  dahingestellt,  ob  eine  solche 
Wiederkehr  aus  dem  Zufall  oder  aus  der  Gesetzmässigkeit  zu 
erklären  sei,  aber  indem  er  jeder  Ansicht  einige  begründende 
Worte  hinzufügt,  führt  auch  er  schon  das  Argument  an,  wel- 
ches wir  bei  MachiaveUi  wiederfinden,  dass  nämlich  vielen  Ge- 
schehnissen die  gleichen  Ursachen  zu  Grunde  liegen  *)•    Wenn 


snrgera  odio:  donde  si  veniva  divisione;  dalle  divisione  alle  sette;  dalle 
sette  alla  rovina. 

1)  Ebend.  I,  40,  S.  176:  E  qnando  an  popolo  si  conduce  a  far  qaeeto 
errore  di  dare  riputazione  ad  nno  perchd  batta  qnelli  che  egli  ha  in 
odio,  e  che  quelle  una  sia  savio,  sempre  interverrä  che  diventerä  ti- 
ranno  di  quellä  cittk.  Perchd  egli  attenderä,  insieme  con  il  favore  del 
popolo,  a  spegnere  la  nobilitii;  e  non  si  ?olterä  mai  alla  oppreasione 
del  popolo,  se  non  qnando  ei  Tara  spenta;  nel  qnal  tempo  connoscin- 
toai  il  i>qpolo  essere  seryo,  non  abbi  dove  rifaggire.  Qnesto  modo  hanno 
tenuto  tntti  coloro  che  hanno  fondato  tirannüli  in  le  repnbbliche.  Vgl. 
Discorai  I,  46,  S.  183  f.  —  Die  Art  und  Weite,  in  der  MaMaodli  die 
einxelnen  Stadien  des  Staatslebens  präzisiert,  ist  übrigens  offenbar  durch 
Herodot  beeinflosst;  vgL  die  S.  10  Anm.  3  u.  4  dtierten  Stellen  und 
Discorsi  1, 2  (vgl  oben  S.  6,  Anm.  2) :  in  modo  che,  cominciando  il  principe 
ad  essere  odiato,  e  per  tale  odio  a  temere,  e  passando  tosto  dall*  timore 
all  offease,  ne  nasceya  presto  una  tirannide,  mit  HerodU  III,  82:  o&xög 
Y&p  Sxooxoc  ^X6)MV0c  xopuq)caoc  slvoii  f^m^rpi  xs  vixftv  i^  1%^%  p^sy^Xa 
düUCi^Xoioi  dmxviovccu,  ftx  xSv  oxdaMC  ^yy^^^^*^^  ^  ^  '^v  oxaoCo>v  qpövo^, 
ix  di  xoO  9övot>  ^LTii^ri  k^  )LOwapx(Y)v,  Daas  Mackumeüi  den  Herodot  ge- 
kannt hat,  wird  dadurch  bewiesen,  dass  er  sich  zweimal  direkt  auf 
Stellen  des  Herodot  bezieht,  allerdings  ohne  Herodot  selbst  zu  nennen, 
Diso.  II,  12,  S.  246  beruft  er  sich  auf  Herodot  1, 207  (Bat  des  Krösus  an 
Cyrus  vor  dem  Angriff  auf  Tomyris)  und  Disc  III,  6,  S.  826  auf  He- 
rodot in,  71  (Verschwörung  der  persischen  Edeln  gegen  die  Magier). 
Die  oben  erwähnten  Worte  stehen  zu  der  letzteren,  von  Machiavelli 
selbst  dtierten,  Stelle  in  unmittelbarer  Beziehung. 

2)  SerUmua  c  1  (Plutarchi  yitae  inter  se  comparatae,  ed.  1mm, 
Becker^  Bd.  III,  S.  72):  Bouniumö^  xöv  |x4v  Xoioc  oöx  otnf,  ionv,  iv  äiulpfp 
Tif  Xp6ntt^  Tf^  t(>X''^  dUXou  äXXo»^  piooavi^f  inl  taÖxa  ou(iirc(6^xa  icoXXdxi^ 
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nun  aber  diese  Erörterangen  MachiaveUi  auch  zum  Nachdenken 
über  diesen  Gegenstand  angeregt  haben  mögen,  so  war  es  doch 
wohl  nicht  Plutarch  ^  sondern  aller  Wahrscheinlichkeit  nach 
Thukydides^  aus  welchem  MachiaveUi  die  wesentlichen  Grund- 
Züge  seiner  Ansicht  entlehnt  hat.  Denn  auch  Thukydides  ist 
fest  überzeugt  von  einer  gesetzmässigen  Wiederkehr  der  Be- 
gebenheiten; als  den  Zweck  seines  Buches  gibt  er  selbst  an, 
er  gedenke  dem  etwas  Nützliches  zu  bieten,  der  sowohl  die 
Vergangenheit  als  diejenigen  Dinge  erforschen  wolle,  die  sich 
nach  dem  Lauf  der  menschlichen  Dinge  einst  in  gleicher  oder 
ähnlicher  Weise  ereignen  würden*),  und  wie  Mckchiavelli^) 
sieht  auch  Thukydides  den  Grund  der  Wiederkehr  der  gleichen 
Ereignisse  darin,  dass  die  menschliche  Natur  sich  immer  gleich 
bleibt.  So  lange  dies  geschieht,  lyerden  auch  dieselben  Er- 
eignisse eintreten,  nur  bald  heftiger,  bald  milder,  je  nachdem 
sie  durch  den  Zufall  modifiziert  werden  ^). 

Sind  es  also  die  vergangenen  Dinge,  aus  denen  man  die 


xaxa^iptodtti  xb  a6t6|iaTOV*  ttxs  y^  ^^  '^^^  '^^  6icoxtt}UvQ»y  <S>pto)iivov 
xb  icXf)0«c  Äq^vov  Ix»  t^€  "^^  4«OTtXoü|i4vo)v  6jAOt6xTjxoc  X^P^Y^^  ^  '^X'*J 
Tijv  xf}c  öXt^C  s6icop(aev  *  tlT*  ix  uvAv  d>pto|Uv<i>v  dpt^|&^  ou|iic>ixtxoti  xd  npdY- 
)iaxa  icoXXdxt^  dvdyxif],  xadta  Y^vtodm  did  xdv  oiöxffiv  ictpattv6|itva. 

1)  Thücydides,  ed.  Becker,  I,  22:  öooi  8i  ßouX^ioovTou  xöv  xt  Y<vo|ii- 
vo)v  xö  ooc^i^  oxonttv  xal  xAv  }uXXövx(Ov  fcoxl  a3^c  xaxd  x6  dv^p<Dictlov 
xoloöxcov  xal  napnnkvfiim^  ioto^oK,  dxfiXiiia  xpCvttv  a6x&  dpxoövxcog  Igte. 

2)  Discorsi  III,  48,  S.  410. 

8)  ThucycUdea  III,  82:  xoU  liclntot  icoXXd  xod  x«^8icd  xaxd  9xdotv  x«tlc 
TcdXtoi,  Yi^v^iieva  )ilv  xod  d«l  ftoö(ieva  loi^  &v  ^  a&xi]  9601^  dvdp<ono»v  {|, 
(i&XXov  dl  xal  i^)(aixtpoL  xoU  xolc  stSsov  diif]XXaY(Uva,  6(  &v  Ixavtoi  aC 
(itxaßoXal  xfi^v  guvxuxiAv  Iqp loxfiWxau  Wenn  MachioMtUi,  Diso.  I,  89  sagt, 
daas  68  für  den,  der  die  vergangenen  Dinge  mit  Sorgfialt  ontersache, 
ein  Leichtes  sei,  die  zukünftigen  Dinge  in  jedem  Staate  vorhersusehen, 
80  vgl.  man,  was  Thücydides  1, 188  von  Themistokles  sagt :  olxtCa  yäp 
güviost,  xotl  oöxe  npo(iad^v  Ig  a6xi]v  oWlv  oöx*  ftm(idd^v,  xöv  xt  TcapaxpfH&a 
tC  IXaxioxTfjg  ßouXfjc  xpdxtoxoc  yvobtiov  xal  xÄv  (itXXövxcov  l«l  «Xatoxov  xoO 
YftVY]oo{Uvot>  dpioxoc  slxaoxi^c  .  .  .  xö  xs  dfistvov  i)  X*^^  ^^  '^  d^avtt  Ixi 
npota>pa  |jidXioxa.  Da  TriatUafallis  nachgewiesen  hat,  dasa  MachiaveUi 
in  der  Yita  di  Castruccio  Gastracani  den  Diogenes  Laertius  benützt  hat, 
80  sei  eine  Stelle  aus  dem  Leben  des  Chilon  von  Diogenes  Laertios 
wenigstens  angeführt  {Diogenes  LaerHus,  ed.  Krause  8.  45):  xal  Iqpaoxs 
(sc,  Chilon)  nspl  xoO  |JiiXXovxoc  XoYto)&4  xaxaXY}ttxi]v  slvoa  dvdpö^  dpcxi^. 
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zukünftigen  berechnen  kann,  so  ergibt  sich  ffir  den  Staatsmann 
die  annmganglicbe  Aufgabe,  sich  mit  der  Vergangenheit  so 
g^au  als  möglich  vertraut  zu  machen  ^).  Deshalb  dringt 
Machiavdli  auf  das  Studium  der  Geschichte  *)  und  beklagt  es, 
dass  sich  bei  der  Einrichtung  der  Republiken,  der  Erhaltung 
der  Staaten ,  der  Regierung  der  Königreiche ,  der  Anordnung 
des  Heerwesens  und  der  Führung  des  Krieges,  beim  Recht- 
sprechen über  die  Unterthanen  und  der  Erweiterung  der  Herr- 
schaft weder  ein  Fürst  noch  eine  Republik,  weder  ein  Feldherr 
noch  ein  Bürger  finde,  der  auf  die  Lehren  der  Alten  zurück- 
ginge'). Es  ist  der  immer  wiederkehrende  Vorwurf,  den 
Maehiavelli  seinen  Zeitgenossen  macht,  dass  sie  es,  wenn  sie 
über  gprosse  Dinge  zu  entscheiden  haben,  unterlassen,  zu  er- 
forschen, wie  sich  die  benommen  haben ,  welche  in  alter  Zeit 
über  solche  Falle  zu  urteilen  hatten  *).  Denn  für  den,  welcher 
die  vergangenen  Ereignisse  mit  Sorgfalt  untersucht,  ist  es  ein 
Leichtes  die  zukünftigen  in  jedem  Staate  vorherzusehen  und 
die  Mittel  dagegen  zu  ergreifen,  welche  von  den  Alten  ange- 
wandt worden,  oder,  wenn  er  keine  angewandt  findet,  der  Aehn- 
Uchkeit  der  Ereignisse  gemäss  neue  auszudenken  ^).    Und  wie 

1)  Disc  in,  43,  S.  410:  Sogliono  dire  gli  nomini  pmdenti,  e  non 
a  caso  nh  immeritamente,  che  chi  vnol  veder  quello  che  ha  ad  essere, 
consideri  qaello  che  h  stato. 

2)  Anch  der  Fürst  soll  »leggere  le  istorie,  ed  in  quelle  considerare 
le  axioni  degli  uomini  eccellenti.  Principe  XIV,  S.  45.  Einen  ganz 
ähnlichen  Rat  erteilt  Isokrates  dem  Nikokles  von  Salamis  (icp6g  Nixo- 
yOJkoL,  laocratis  orationes,  ed.  Bensder,  1856,  Bd.  I,  S.  21):  &ci  &v  dxpt- 

^pÜLOOo^ief,  xb  |x4v  ydcp  ^iXooo^eXv  xdg  ödo6(  ooi  deCgti,  xö  8'  in  ocöx&v  t£5v 
iprfCBv  yufivdf^Bo^i  döyao^-aC  os  xP^a%<a  xotg  npdYP^oi  icoii^eu  8t(6p6i  tä 
'fi'fvö{ieva  xal  xd  oufiicdrcovra  xal  x6l€  ISitbxaic  xal  xotg  xupdwoc^  ä,n^  adxä^v. 
ftv  ydp  xd  TCapsXif]Xt>9^a  (iw^iiovsÖTj^,  dpisivov  icspl  x£&v  }mXXövxo>v  ßouXsOoti. 
Die  BeeinfluBsang  Machüwdl^B  durch  die  Bede  an  Nikokles  ergibt  sich 
ans  der  von  TriatUafcUlis  (Nicolb  Maehiavelli  e  gli  scrittori  greci,  S.  22  f.) 
nachgewiesenen  Thatsache,  dass  nämlich  Jlfac^UaveZ^»  die  Widmungsepistel 
des  Principe  an  Lorenzo  Medid  den  ersten  Zeilen  dieser  Rede  nachge- 
büdet  hat. 

3)  Dißc.  I,  Vorrede,  S.  86. 

4)  Disc.  II,  4,  S.  232. 

5)  Disc.  I,  39,  S.  172.    Daselbst  auch  der  bemerkenswerte  Zusatz: 
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Thukydides  seine  Geschichte  will  Machiavelli  seine  Discorsi 
zu  dem  Zweck  schreiben,  dass  die,  welche  diese  seine  Unter- 
suchungen lesen,  den  Nutzen  daraus  ziehen  können,  um  dessen 
willen,  wie  er  ausdrücklich  sagt,  man  sich  um  die  Kenntnis 
der  Geschichte  bemühen  soll  *).  Auch  för  diese  Theorieen 
hatte  Machiavelli  direkte  Vorbilder  an  den  antiken  Schrift- 
stellern. Polybius  z.  B.  weiss  sich  bei  der  doktrinären  und 
reflektierenden  Art,  die  diesem  Geschichtsschreiber  eigen  ist, 
mit  Betrachtungen  über  seine  Wissenschaft  nicht  genug  zu 
thun  und  er  erörtert  ihren  Nutzen  nach  denselben  Gesichts- 
punkten wie  Machiavelli^  so  dass  die  Annahme  einer  direkten 
Beeinflussung  nicht  abzuweisen  ist.  Gleich  im  Eingang  seines 
Werkes  kommt  er  auf  den  Nutzen  der  Geschichte  zu  sprechen 
und  betont  wie  Machiavelli^  die  Geschichte  biete  die  sicherste 
Vorübung  für  die  öffentliche  Thätigkeit  *).  Elbenso  vergleicht 
er  später  die  Geschichte  mit  der  Tragödie  und  bemerkt,  in  der 
Tragödie  nehme  das  Ergreifende  die  erste  Stelle  ein,  in  der 
Geschichte  aber  das  Wahre  wegen  des  Nutzens,  den  der  lern- 
begierige Leser  daraus  ziehen  solle ').  Und  in  einem  eigenen 
Kapitel  hat  er  dann  noch  einmal  ausführlich  den  Nutzen  der 
Geschichte  erörtert:  Niemand  könne  im  staatlichen  Leben 
etwas  unternehmen,  wenn  er  nicht  Kenntnis  der  vergangenen 
Ereignisse   habe;    denn  aus  den  gegenwärtigen  Verhältnissen 

Ma  perchd  quesie  condderazioiii  sono  neglette,  o  non  intese  da  chi 
legge;  o  se  1e  sono  intese,  non  sono  conoscinte  da  chi  governa;  ne  se- 
guita  che  sempre  sono  i  medesimi  scandali  in  ogni  tempo.  Noch  seh&rfer 
wird  derselbe  Gedanke  in  der  in  der  vorigen  Anmerkung  citierten  Stelle 
ausgedrückt:  £,  come  nel  fine  di  questa  materia  si  dirä»  tanti  ordini 
osservati  da  Roma,  cosi  pertinenti  alle  cose  di  dentro  come  a  quelle 
di  fuora,  non  sono  ne*  presenti  nostri  tempi  non  solamente  imitati,  ma 
non  n*d  tenuto  alcuno  conto;  giudicandoli  alcuni  non  veri,  alcnni  im- 
possibili,  alcuni  non  a  proposito  ed  inutili ;  tanto  che  standoci  con  questa 
ignoranea,  siamo  preda  di  qwüunque  ha  voluto  correre  questa  provmcia, 

1)  Diso.  I,  Vorrede,  S.  87. 

2)  Fölylnus  I,  1 ;  2. 

8)  Polybius  II,  56,  12:  'EnttZijfKBp  ftv  ftxtCvoig  )iiv  ^ytttai  xöicid^vöv, 
x&v  i  4>tOÖoc,  Ötd  T^  dndtTfjv  töv  O«o>(iivo>v*  *v  tä  xoörotg  tdXifj^,  6icL 
T^  w^iXeiav  tCbv  <piXafiad^ovvxQ>v.  Diso.  S.  87:  ...  quella  utilitä  per 
la  quäle  si  debbe  ricercare  la  cognizione  della  istoria. 
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•eieD  die  Gesinnungen  dee  einzelnen  schwer  sn  erkennen,  wo- 
gegen die  vergangenen  Dinge,  da  sie  sich  aus  den  Thatsachen 
selbei  prüfen  Hessen,  die  Grundsätze  und  Gesinnungen  eines 
jeden  offenbarten  ^).  —  Auch  Diodor  urteilt  ähnlich  fiber  das 
Studinm  der  Geschichte  und  da  er  in  einzelnen  Punkten  mit 
MaehiaveUi's  Argumenten  zusammentrifft  und  wir  Benützung 
Diodor*B   durch  Maehiaveüi  auch   sonst  nachweisen   können, 


1)  BoHyhius  III,  31.  Man  kann  beobachten,  wie  Mackiavelli  im  ein- 
zelnen Yon  Polybius  beeinflasst  wird.  Wenn  Maehiaveüi  z.  B.  sagt, 
Diso.  III,  80,  S.  387 :  E  veramente,  non  senza  cagione  gli  istorici  buoni, 
com*  d  qneeto  noetro,  mettono  particolannente  e  distintamente  certi  casi, 
aedocohd  i  posteri  imparino  come  gli  abbino  in  simili  acddenti  a  di- 
fendersi,  so  Tgl.  man  JP^bUm  I,  35;  6  ff.;  'Eyä)  bk  toOtov  ftict|&vi^o^v, 
Xdtptv  xf^  xAv  k^vifxixiörwyi  to^c  6ico|jivii(iaai  diop^oea)^.  Auolv  f dep  5vx(i>y 
xpöniDv  KÄoiv  di^t^^TUi^  Tfjg  l«l  t6  ßdXxiov  pktrad^atcDg  •  xoö  hk  ötÄ  xöv  löUov 
oii|ji7rra»^xttv ,  xoU  xo9  dtdc  td^v  dXXcöTpCQOv  fttapYiaxepov  )iiv  tlvai  ouji^vsi 
T&v  dcd  xAv  oCxsCoyv  icspiitsttiAv,  dßXotßioxtpov  di  töv  did  t^  dXXoxpCov. 
Ai6  t6v  |iiv  oöditco^'  ixoooCoic  aCptxiov,  iictl  i&txd  litydXttv  9cdvo»y  xod  xiv- 
dlviBv  noiaZ  xi|v  di6p9«oaiv*  xöv  di  dst  diQptuxiov,  fticst  x^P^C  ß^^ß^C  ^<'^ 
oovidiCv  4v  aöx<f  t6  ßiXxtov.  'Eg  Äv  ouvtöövxt  xacXX(aTT)v  icaideCav  ^ytjxiov 
icp6c  dX>)^v6v  ßtov  t}]v  ix  x^g  icpaY|iaxixf)(  ((rcopCag  T»piYiYVO(iiviQv  l)iicsi- 
ptev.  Mdv>]  ydp  oStv]  xtupl^  ß^^^C  i^  tcocvxö^  xatpoO  xal  nepioxdoto)^ 
xpixdc  dXT)IKvoöc  dnoxtXtt  xoO  ßsXxtovo^.  —  Der  Einfluss  dee  Folyhiua  anf 
Maekiaceüi  sagt  sich  auch  bei  Einzelheiten,  bei  denen  man  am  aller- 
wenigsten an  ein  Anlehnen  an  fremde  Vorbilder  denken  möchte,  Diso, 
m,  43  ers&hlt  MachiaveUi  von  dem  Bündnis,  das  die  Florentiner  mit 
dem  deatschen  Kaiser  geschloesen,  welcher  für  eine  zweimalige  bedea- 
*tende  Geldzahlung  der  Florentiner  ihren  Krieg  gegen  die  Visconti  zu 
flihren  versprochen,  aber  nach  der  ersten  Zahlung  nach  Hause  zurück- 
kehrte, ohne  irgend  etwas  ausgerichtet  zu  haben.  Dazu  bemerkt  Mo- 
chiaveiU  S.  411:  In  modo  che,  se  Firenze  non  fusse  stata  o  constretta 
dalla  necessit^  o  vinta  dalla  passione,  ed  avesse  letti  e  conasciuH  gli 
atUichi  coOumi  d^  barbari,  tum  sar^be  stata  n^  questa  n^  moUe  aUre 
voüe  ingamnata  da  Icro;  essende  loro  stati  sempre  a  un  modo  ed  avendo 
in  ogni  parte  e  oon  ognuno  usati  i  medesimi  termini.  Dazu  vergleiche 
man  Folyhius  II,  35;  5 f.:  &icoXatJißdvovxsc  oöxstov  toxopCoc  Oicdpxsiv,  xd 
xoioilxa  iicsioödia  xf}^  '^X^C  >^  t^^t^^v  ^T*^v  ^^^  noipddoaiv  xolg  imfsvo- 
l&ivotc*  Cva  i&i),  xsXio)^  oC  {le^*  ^jtiA^  dvtwöi^xot  xfi^v  xoto6x(ov  ÖTcdpx^^^f 
ixnX^ixcDvxou  xd^  o^pvidöotic  xal  napocXöYoug  x6&v  ßoipßdpcov  i^ödou^*  dXX*, 
knk  1COOÖV  Iv  x^  Xajißdvovxec,  &(  dXiYoxp^vtöv  ftou  xal  tü^d^pxov  xö  qpOXov 
a6tdv,  6no|Uv<Doi,  xal  icdoac  iSsX^yx^ix'^  "^C  o(pixipac  ftXiclSac  np6xtpov,  i) 
icap«Xa)pf)oai  uv6^  xdv  dvayxaiov. 
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sind  wir  wohl  za  der  Annahme  berechtigt,  dass  auch  hier  eine 
direkte  Beeinflussang  stattgefunden  hat.  Diodor  erklärt,  dass 
es  für  alle  Umstände  nichts  ^Nützlicheres  zu  lernen  gebe,  als 
Geschichte.  Denn  durch  sie  gewinnen  jüngere  die  Klugheit 
des  Alters  und  A  eitere  eine  Bereicherung  ihrer  eigenen  Er- 
fahrung. Privatleute  macht  die  Geschichte  zu  Staatsämtern 
tüchtig  und  Staatsmänner  ermuntert  sie  durch  die  Ho£Fnung 
auf  Unsterblichkeit  zu  den  herrlichsten  Unternehmungen  ^). 
Und  wenn  MachiavelU  ausruft,  es  sei  unmöglich,  dass  die, 
welche  als  Privatleute  in  irgend  einem  Staat  lebten  oder  sich 
zu  Fürsten  gemacht  hätten^  wenn  sie  die  Geschichte 
läsen  und  auf  die  Erinnerungen  der  alten  Er- 
eignisse etwas  gäben,  als  Privatleute  in  ihrem  Yater- 
lande  nicht  lieber  nach  der  Weise  Scipios  als  in  der  Art  Gäsars 
ihr  Leben  zubringen,  und  als  Fürsten  nicht  lieber  wie  Agesilaus, 
Timoleon,  Dion,  als  wie  Nabis,  Phalaris  und  Dionys  zu  leben  wün- 
schen würden ;  denn  die  letzteren  würden  sie  im  höchsten  Grade 
geschmäht,  die  andern  ausnehmend  gepriesen  sehen  *),  —  so  er- 
innert das  an  Diodor^  wenn  er  sagt,  die  Geschichte  halte 
schlechte  Menschen  vom  Hange  der  Feigheit  ab  durch  die  Vor- 
stellung ewiger  Schmach^). 

Der  Staatsmann  aber,   der  aus  den  vergangenen  Dingen 
die  zukünfbigen  berechnet,  muss  mit  der  Ungewissheit  der  Dinge*), 

1)  Diodor,  Bibliotheca  historica,  ed.  Imm,  Bekker,  I,  1.    Die  ersten 
Bücher  des  Diodor  erwähnt  MachiaveUi  selbst,   Discorsi  II,  5,  S.  288.* 
Dass  er  das  19.  und  20.  Buch  des  Diodor  im  Leben  des  CoOrucdo  Ca- 
atraeani  benützt,  hat  IriatUafciUis  nachgewiesen. 

2)  Discorsi  1,  10,  S.  115. 

8)  Diodor  a.  a.  0.:  xou^  bk  no^vipob^  x£&v  dvdpc&iccov  xoAq  alo>v(ot^ 
ßXooqpiQiJiCai^  dicorpiicsi  (sc.  historia)  xi)^  knl  x^  xaxCav  öp^iij^. 

4)  Principe  XXI,  S.  68:  Nd  creda  mal  alcano  stato  poter  pigliare, 
partiti  sicuri ,  anzi  pensi  d^avere  a  prenderli  tutti  dubbii ;  perchd  si 
trova  questo  nell*  ordine  delle  cose,  che  mai  non  si  cerca  foggire  uno 
inconveniente,  che  non  s*iiicorra  in  an  altro :  ma  la  pmdenza  consiste  in 
saper  conoscere  le  qoalitä  degV  inconvenienti,  e  prendere  il  manco  triste 
per  buoDO.  Und  MachiaveUi  preist  die  Römer,  weil  sie  in  solchen  F&llen 
immer  einsichtig  das  am  wenigsten  Schlimmste  als  das  Beste  gewählt 
haben.  Disc  1, 38,  S.  169 :  Ma  qnello  (sc  il  Senate)  sempre  giadicö  le  cose 
come  si  debbono  giadicare,  e  sempre  prese  il  meno  reo  partito  per  migliore. 
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dem  Zufall,  dem  Olflck  i'echnen,  worauf  auch  ThtikpäideSj  wie 
oben  cfrwähnt,  hinweist.  Die  Frage,  welchen  Einflnss  das  Olück 
auf  die  Handlangen  und  Ereignisse  des  menschlichen  Lebens 
habe,  hat  MachiaveUi  mehrfach  heschSftigt  und  im  Principe 
hat  er  der  Erörterung  dieses  Problems  ein  eigenes  Kapitel  ge- 
widmet ^).  Die  Geschichte  zeigt  es ,  dass  die  Menschen  das 
Schicksal  befördern,  aber  nicht  sich  ihm  widersetzen  können, 
seine  Fäden  zu  spinnen,  aber  nicht  sie  zu  zerreissen  vermögen  '). 
Damm  muss  ein  verständiger  Mann  seine  Handlungsweise  mit 
den  Zeiten  und  Umständen  ändern,  denn  die  Ursache  des  Glücks 
and  Unglücks  der  Menschen  besteht  in  der  Uebereinstimmung 
ihrer  Handlungsweise  mit  den  Zeitläuften ').  Jedenfalls  aber 
darf  man  sich  vom  Glück  nicht  unterjochen  lassen,  denn  das 
Glück  ist  ein  Weib  und  wer  es  unter  sich  bringen  will,  muss 
es  stossen  und  schlagen  %  —  Auch  im  Altertum  hat  man,  wie 
bekannt,  die  Frage  nach  der  Einwirkung  des  Glücks  auf  die 
menschlichen  Verhältnisse  mannigfach  behandelt  80  hat  z.  B. 
Phtarch  eine  Schrift  über  das  Glück  Alexanders  verfasst  und 
in  einer  andern  untersucht,  ob  die  Römer  ihre  Erfolge  mehr 
ihren  Verdiensten  oder  ihrem  Glück  zu  verdanken  hätten. 
MfidmveUi  kannte  zweifellos  beide  Schriften,  wie  er  denn 
gegen  die  letztere  polemisiert  hat  ^) ;  auch  die  Erörterungen 
des  Livius  über  diesen  Gegenstand  haben  ihn  eingestandener- 
massen  zum  Nachdenken  angeregt  ^).  Aber  die  leitenden  Ideen, 
von  denen  er  bei  der  Behandlung  dieser  Frage  ausging,  hat 
ihm  wohl  Curtius  Ihtfus  geliefert.  Denn  wie  MachiaveUi 
verlangt  Curtius^  dass  man  sich  dem  Glück  nicht  rückhaltlos 
überliefern   und   sich  von  ihm  nicht  unterjochen  lassen  soll; 


1)  Cap.  XXV.  a  73  ff. 

2)  Disc  n,  23,  S.  299. 

8)  Diso.  III,  9,  8.  342  ff.    Vgl.  Principe  2S,  Ö.  74. 

4)  Principe  25,  S.  76  und  Discorsi  III.  9,  S.  342  ff.  Vgl.  Diso.  11, 
29,  S.  299:  Debbono  bene  non  ei  abbandonare  mal;  perchd  non  sap- 
piendo  il  fine  sao,  ed  andando  quella  per  vie  traverse  ed  incognite, 
h&imo  sempre  a  sperare,  e  sperando  non  si  abbandonare,  in  qualanque 
fortnna  ed  in  qnalunque  travagliö  si  trovifto. 

5)  Disa  II,  1,  S.  217. 

6)  IMm  IX,  17  ff.;  Disc  H,  10,  S.  244. 

iMttchr.  f.  StMUnr.  1888.  I.  Heft,  2 
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niemand  sei  dem  Missgeschick  mehr  ausgesetzt  als  der,  welcher 
durch  die  Schmeicheleien  des  Glücks  umgarnt,  sich  ganzlich 
dessen  Joch  auf  den  Nacken  legen  Hesse '). 

Als  eine  der  wesentlichsten  Eigenschaften  des  weisen 
Staatsmannes  betrachtet  Machiavelli  die  Fähigkeit,  die  dro- 
henden Uebel  noch  im  Entstehen  zu  erkennen.  Im  Staat,  sagt 
Machiavelli,  augenscheinlich  unter  dem  Einfluss  des  Aristoteles^ 
—  welcher  mehrfach  mit  Nachdruck  daraufhinweist,  man  müsse 
die  Debelstande  schon  in  ihren  Anfangen  beseitigen,  allerdings 
sei  nur  der  erfahrene  Staatsmann  im  stände,  das  üebel  im 
Entstehen  zu  erkennen  '),  —  sind  die  üebel,  die  man  von  fem 
erkennt  (das  aber  vermag  nur  der  kluge  und  verstandige 
Mann)  leicht  und  geschwind  geheilt;  hat  man  sie  aber  so 
anwachsen  lassen,  dass  jeder  sie  erkennt,  so  ist  kein  Mittel 
dagegen  zu  finden^).     Ist  aber  ein  üebel  erst  einigermassen 


1)  CurHua  Rirfus  V:  Hone  vitae  finem  tortitas  est  ille  (sc  Darios,) 
quem  modo  contumelia  affici  putabant,  niai  regem  regum  et  deoram 
consanguineum  salutarent :  magnoqae  iteram  experimento  approbatum 
est,  neminem  patere  fortanae,  quam  qni  pluribus  ejusdem  blanditiis 
irretitos,  jagum  illias  tota  cervice  reeeperit.  Man  vgl.  übrigens  anch 
Polybiua  l,  35;  2  f:  Kol  y^  "^  dtamotttv  xfj  xöxv,  xal  i&dXioxa  HLonä,  xd^ 
•impoLfia^,  ivQipYioxaxov  i^^rf^  icOoi  xöxs  dc&  T(&v.Mdpxou  outinxco^xcov. 
'0  yäp  iJiixp^  icpöxspov  ob  diSou^  iXtov  o6d&  ouYyvc&jiiQv  xot^  irca(ouoi,  nocpdc 
iMoQ  aöxög  ^Ytxo,  Ö«Y]oö|i8vog  Toöxtov  «cpl  tfjg  iauxoO  ocoTTjpCflcg.  Wenn 
Machiavelli  verlangt,  dass  der  verständige  Mann  seine  Handlungsweise 
den  Zeiten  und  Umst&nden  anpasse,  so  kann  vielleicht  eine  Bemerkung 
des  Isokraiea  vorbildlich  gewesen  sein,  des  Inhalts,  nichts  sei  an  sich 
gut  und  böse,  sondern  es  komme  darauf  an,  wie  man  die  Zeiten  und 
Umstände  benütze.  Archidamus,  ed.  Bremiy  50:  oöd^  ydcp  x(&v  toiouxov 
loxlv  4«oxö|Mog  oöxe  xax^v  oöx*  AyotB^v,  dXX'  &{  &v  xP'^onjxaC  xi^  xol^  npÄy- 
IJiaoi  xal  xoTg  xotpotc,  oöxoog  dvdyxiQ  xal  x6  xiXo^  ixßoiCvMv  i(  a&xdv. 

2)  Aristoteles,  Politik,  VIII,  8;  2:  diöntp  dpxopivcov  t6Xaßttod«i  dst 
xo^v  xoioöxcuv,  xal  diaXösiv  xd^  xä^v  i^ftiiövcDV  xoil  Suvo^Uvcov  oxdosic  iv 
^IfA  T^  Y^^**^*^  "^  djidpXTjiwc,  ^  ö'  di^x'^  Xi-xtiax  ^jjuou  etvott  «avxig,  6ox« 
xal  xö  Iv  aÖT^  |uxp6v  djidpxif^iia  dvobXoY^v  ioxt  icpö^  xd  kv  xotg  dXXoi^  (li- 
psoi^.  VIII,  7:  d)g  x6  iv  dpxfj  Y^^öntvov  xaxöv  YVÖvat  oö  xoö  xüx^vxoc, 
dXXd  xod  icoXixtxoG  dvdpög.  Man  vgl.  noch  VII,  2;  10:  öX^yov  |jiiv  y^ 
TCOvif]pöv  icQcpopftxai,  noX6  8i  'xv^6\^o^  iiOXXov  iv  dqp^-aXtiolc  ioxiv. 

3)  Principe  III,  S.  10.  Vgl.  Diso.  I,  38,  S.  158:  E  tanto  piü  d  dif- 
ficile  il  conoscere  questi  inoonvenienti  quando  e*  nascono,  quanto  e* 
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stark  geworden  und  bat  man  versäumt,  es  im  Keim  zu  er- 
sticken,  so  soll  man  ihm  nach  MachiavelWs  Meinung  den  Lauf 
lassen  und  es  keines&lls  mit  Gewalt  wegzuräumen  Tersuchen  ^). 
Die  Menschen  aber  verstehen  weder  das  üebel  im  Beginne  zu 
töten,  noch  seine  Zeit  abzuwarten,  wenn  es  bereits  einige  Macht 
gewonnen;  vielmehr  schlagen  sie  immer  jene  gefahrlichen 
Mittelwege  ein,  die  das  Schlimmste  sind,  was  man  wählen 
kann.  Denn  obgleich  alle  Menschen  von  Natur  böse  sind,  so 
verstehen  sie  doch  —  und  darin  sieht  M<zchi(welli  ihr  ün- 
glQck  —  niemals  ganz  böse  zu  sein  und  niemals  ganz  gut; 
sie  wählen  immer  die  verderblichen  Mittelwege  %  Diese  An- 
sicht von  der  Nutzlosigkeit  der  Mittelwege  geht  nach  MachiaveUtB 
eigenem  Zeugnis  auf  eine  bekannte  Stelle  des  LivitiS  zurück  ^). 
Maehiaveüi  hat  den  Versuch  gemacht,  festzustellen,  durch 
welche  Ereignisse  sich  grössere  Epochen  der  Geschichte  von 
einander  absondern.  Er  findet,  dass  es  Ueberschwemmungen 
und  pestartige  Krankheiten  sind,  sowie  Wechsel  der  Religionen 
und  Sprachen ,  welche  das  menschliche  Geschlecht  zernichten 
und  das  Andenken  der  vergangenen  Dinge  auslöschen*).  Die 
Anregung  zu  dieser  Untersuchung  empfing  Machiavdli^  wie 
oben  erwähnt,  von  Polybius^  welcher  annimmt,  durch  ueber- 
schwemmungen und  Pesten  werde  das  menschliche  Geschlecht 
massenhaft  weggerafft  und,  da  mit  ihm  alle  Kultur  untergehe, 

pare  piü  naturale  agli  aomini  favorire  sempre  i  prindpii  delle  cose. 
Deshalb  rät  Machiavdli  dem  Fürsten,  in  dem  eroberten  Lande  seinen 
Wohnrits  aufzoschlagen:  Perche  standovi,  d  veggono  nascere  i  disor- 
dini,  e  presto  vi  n  pnb  rimediare;  non  vi  stände,  8*intendono  quando 
■ono  grandi,  e  non  vi  d  piü  rimedio.    Prino.  3,  S.  8. 

1)  Disc  I,  38,  S.  158. 

2)  Disc  I,  26,  S.  148. 

3)  Die  bekannte  Erzählung,  wie  Gavias  Pontius  die  Eömer  im  cau- 
dinisdien  Engpass  zur  Uebergabe  nötigt;  der  Vater  des  Pontius  rät 
diesem,  die  Römer  entweder  niederzumachen  oder  unversehrt  zu  ent- 
lassen: cum  filius  aliique  prindpes  percunctando  ezsequerentur,  quid  si 
media  via  consilii  caperetur,  ut  et  dimitterentnr  incolumes  et  leges  eis 
iure  belli  victis  imponerentur:  >ista  qnidem  sententia,  inquit,  ea  est, 
quae  neque  amicoe  parat  nee  inimicos  tollit;  EX,  3.  Vgl.  Disc  III,  40, 
8.  406. 

4}  Disc  II,  5,  S.  232  S. 
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mOsse  die  Entwicklang  des  Mettsohengeschlechis   wieder    von 
vorn  aafangen  ^).    Doch  hat  Ma<Ai(welU   die   von   Polybius 
empfangenen  Ideen   in   selbständiger  Weise  fortgebildet  und 
namentlich  an  die  neu  beigebrachten  Argumente:  Wechsel  der 
Religionen  nnd  Sprachen  eine  Fülle  der  interessantesten  Be- 
merkungen geknüpft,  in  denen  ausgeföhrt  wird,  wie  jede  nea 
aufkommende  Religionspartei    das   natflrliche  Bestreben  habe, 
alles  zu  zernichten,  was  an  die  vorige  Religion  erinnern  könnte  '). 
Bei   den  Elrorterungen    des  Polpbius   über   den  Kreislauf 
der  YerfusQBgen-,  von  welchen  wir  ausgingen,  begnügt  sieh 
Polybius  mit  der  Bemerkung:  dies  sei  der  Kreislauf,  in  wel- 
chem  die  Staaten  sich  immer  wieder  bewegten«     MaehiavelU 
fügt  hinzu,  die  Gemeinwesen  kehrten  selten  zu  denaelbea  Ver- 
fassungsformen  zurück,  da  keines  derselben  eine  solche  Lebens- 
kraft habe,  dass  es  mehrmals  diese  Veränderungen  durchlaufen 
und  sich  dabei  aufrecht  erhalten  könne  ').    Durch  welche  Mittel 
vermag  nun  der  Staat  sich  eine  möglichst  lange  Lebensdauer 
zu  sichern?  MaehiavelU  hat  diese  Frage  beantwortet,   indem 
er  ein  höchst  folgereiehes  Prinzip  wieder  aufstellte,  das  er  nicht 
allein  auf  die  Staatswesen,  sondern  auch   auf  die  Religionen 
anwendet.    Es   ist  das  ritomar  al  segno.     Ohne  Erneuerung 
haben   die  Staatswesen   und  Religionen  keine  Dauer  und  nur 
die  ElrneueruBgen  bringen  ihnen  Heil,   welche  sie   möglichst 
oft  auf  ihre  Anfange  zurückführen;   denn  alle  Anfange  der 
Religionen,  Republiken  und  Königreiche  müssen  in  sich  etwas 
Gutes  haben,  vermittelst  dessen  sie  ihr  erstes  Ansehen  und  ihr 
erstes  Wachstum  wieder  gewinnen  können  ^).     Diese  Ansicht 
geht  auf  Sallust  zurück,  der  am  Anfange*  der  katilinarischen 
Verschwörung  bemerkt,  die  Herrschaft  werde  durch  dieselben 
Prinzipien  erhalten,   durch   welche  sie  am  Anfang  erworben 
worden  sei^).     Und   wenn  Aristoteles  alles  das,   was  man  in 


1)  I\ilybms  \h  5;  5  o.  6. 

2)  A.  a.  0.  S.  233  f. 

3)  Di8c  I,  2,  8.  94. 

4)  Diso,  m,  1,  S.  309. 

5)  de  ooniuratione  Gatilinae  II:  Kam  imperiam  fädle  eis  artil>u9 
retinetur,  quibus  initio  partum  est,  verain  abi  pro  labore  desidia,  pro 
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der  Gresetzgebnng  als  heilsam  fflr  die  Verfassung  erkennt,  atidi 
als  Mittel  zur  &ha1tnng  derselben  bezeichnet  ^),  so  spricht  er 
im  wesentlichen  einen  ähnlichen  Gedanken  ans. 

a 

Die  Discorsl  nnd  die  Beurteilung  des  römischen  Staatswesens. 

Als  die  beiden  heilsamen  Prinzipien,  die  in  den  Anfängen 
Roms  lagen,  das  eine  durch  Romulus,  das  andre  durch  Numa 
begründet*),  bezeichnet  MachiavelU  die  gute  Einrichtung  des 
Kriegswesens  und  die  Hochhaltung  der  Religion.  Und  der 
teils  durch  äussere  Anlässe  teils  durch  die  Tüchtigkeit  einzelner 
Männer')  bewirkten  ZurückfUhrung  auf  diese  Anfange  haben 
wir  nach  MachiaveUi  zum  grössten  Teil  die  Grösse  Roms  zu-^ 
zuschreiben  ^).    Denn  wo  ein  gutes  Kriegswesen  ist,  muss  auch 

eontinentia  et  aeqoitate  lubido  atqne  snperbia  inyasere,  fortona  simol 
com  moribus  immutator. 

1)  Aristoteks,  Politik  Vlll,  7;  16:  'AnkA^  M  5aa  Iv  tolc  vöt«HC  6c 
oo)iqpipovca  XiY^*Y  "^^  icoXttsCaic  fticoevra  xctfka  adb^WL  tdc  itoXiTtCa^. 

2)  Disc  I,  11.  8.  117  f. 

3)  m,  1,  S.  309  ff.  Es  ist  ungemein  charakteristisoh,  wie  Machkh 
vdli  die  Eroberung  Roms  durch  die  Qallier  als  ein  Mittel  zum  ritomar 
al  tegno  bezeichnet.  Diso.  8.  310:  II  che  benisrimo  si  oomprende  per 
l*i8toria  di  Liyio,  dove  ei  mostra  che  nel  trar  fiiori  Tesereito  contra  ai 
Frandoti,  e  nel  creare  i  Tribum  oon  poteetä  consolare,  non  osserrarono 
aleona  religiosa  cerimonia  Cosi  medesimamente,  non  solamente  non 
prirarono  i  tre  Fbbi  i  quaü  contra  jus  gentinm  aveyano  combattuto 
contra  i  Frandoei,  üa  gli  crearono  Triboiii.  B  debbesi  faeilmente  pre- 
gnpporre,  che  deir  altre  constitnzioni  bnone  Ordinate  da  Romolo.  e  da 
qnelli  altri  principi  pmdenti ,  si  cominciasse  a  teuere  meno  conto  che 
non  era  ragionevole  e  necessario  a  teuere  11  Tivere  libero.  Venne. 
adunque^  queita  battitora  estrinieca,  aooioche  tutti  gli  ordini  di  quella 
cittä  d  ripigliaseero;  e  si  mostrasse  a  quel  popolo,  non  solamente  essere 
necessario  mantenere  la  religione  e  la  gioBtizia,  ma  ancora  stimare  i 
ffioi  buoni  dttadini,  e  far  piü  conto  della  loro  Tirtb,  che  di  quelH  oo- 
modi  che  e*  paresse  loro  mancare  mediante  Topere  loro.  II  die  si  vede 
die  fuooesse  appunto;  perch^,  subito  ripresa  Roma,  rinnovarono  tutti 
gH  ordini  dell*  antica  religione  loro. 

4)  Ditc.  8.  313.  Wenn  MactUavdli  dort  sagt,  er  wolle  im  dritten 
Buche  darthun,  quanto  le  azioni  degli  uomini  particolari  facessino  grande 
Borna»  e  causasdno  in  quella  dtti^  molti  baoni  effettl,  so  Tgl.  man  dazu 
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gute  Ordnung  herrschen  und  es  wird  sich  auch  selten  ereignen, 
dass  es  dort  an  gutem  Glück  fehlen  sollte  *).  Durch  ihr  gutes 
Kriegswesen  und  die  Tapferkeit  ihrer  Heere  haben  die  Römer 
die  Herrschaft  errungen,  denn  die  f&r  den  eigenen  Ruhm  käm- 
pfen sind  treue  Soldaten  *).  Deshalb  muss  jedes  Gemeinwesen 
und  jeder  Fürst  den  höchsten  Wert  auf  das  Kriegswesen  legen  ')  ; 
denn  die  Mietssoldaten  nützen  nichts,  da  sie  keine  andre  Ver- 
anlassung haben,  Stand  zu  halten,  als  den  Sold,  den  man  ihnen 
gibt  ^).  Immer  wieder  kommt  Machiavelli  auf  die  Nutzlosig- 
keit der  Mietsoldaten  zurück  und  betont,  dass  derjenige,  der 
seine  Herrschaft  durch  Söldner  zu  schützen  denke,  nie  fest 
stehen  und  nie  sicher  sein  könne,  weil  die  Söldner  uneinig, 
unbändig,  ohne  Disziplin,  untreu,  übermütig  gegen  ihre  Freunde 
und  feig  gegen  ihre  Feinde  seien,  Gott  nicht  fQrchteten  und 
treulos  gegen  die  Menschen  handelten  ^).     Keine  Frage ,  dass 

Sailusiy  de  coniuratione  Catilinae,  c  5d:  Sed  mihi  molta  legenti  multa 
aadienti,  quae  popalus  Romanus  domi  militiaeqae  mari  atque  terra 
praeclara  fadnora  fedt,  forte  luboit  attendere,  qoae  res  maxame  tanta 
negotia  sustinuisset ....  Ac  müii  multa  agitanti  constabat  pauoorum 
dyium  egregiam  virtutem  cuncta  patravisse,  eoque  factum,  uti  divitiaa 
paupertas  multitudinem  paucitas  superaret. 

1)  Diso.  I,  4,  8.  97. 

2)  Disc  I,  48,  S.  179. 
8)  Prindpe,  XIV,  8.  48. 

4)  Dißc.  I,  43,  S.  79. 

5)  Principe  XII,  8.  86.  (Jeher  die  Nutilodgkeit  der  Mietstruppen 
sei  eine  Stelle  des  Demosthenes,  die  für  MaehicweUi  Torhildlich  gewesen 
sdn  könnte,  wenigstens  angeführt.  Erste  Philippika,  ed.  Müller,  24: 
ig  o5  d*  o&rd  xad>*  ocörd  td  gsvixd  6|iXv  axpaxsöexai,  xob^  ^ÜLou^  vix^t  xod 
xoüc  out^iidxouc,  oC  Ö'  ix^P^  lisf^ooc  xoO  Öiovtoc  y*Y^>'«'^>'*  ^^  7capaxpö4>avx' 
iid  x6v  Ti)c  icöXsooc  icöXft|iOv  npb^  *Apxdßa!^ov  xal  navtax^l  |ji&XXov  olxs^^t 
fcXiovxo,  6  dl  axpavf^fÖQ  dxoXou^^,  slxöxa)^  *  o6  ydp  ior*  dpx^^v  jii)  Mtvxa 
jito^v.  Man  vgl.  noch  die  Rede  des  Demosthenes  ntpl  ouvxdgtcoc  6:  oC 
oxpocTiQYol  |i^  givouc  ix^^'^C  '^^C  i^  ou|i|idxot>(  AyiAOi  xotl  (pipa>o^  xou^  bk 
noXt)ii(ou€  {Lffi*  6p6^  dq)*  &v  cd  [iJtt  (b9iXs4oa  xo6t(ov  tlol  Idiai,  xd  di  \dari 
xotl  xd  iyxXi^axa  4(p'  ÖX>jv  ipxs'coct  xijv  n6Xiv,  dXXa  noXixa^  xooc  dxoXoo- 
^Ovxac  Sxovxsc  xoug  ix^o^Ct  Ä  vöv  Toög  (ptXooc  «otÄotv.  Vgl.  auch  Iso- 
crates,  de  paoe,  46 :  sl^  xoOxo  tk  luopCa^  iXY2X6^|itv,  &ox*  oi&xol  (liv  ivdsst^ 
xoi^v  xoi^*  fjfUpav  sapiiv,  gtvoxpoqpstv  8*  imxsxsipi^xo4itv,  xod  xoo^  oufxiidxouc 
xoug  fjijisxipouc  aöxä^v  Xu)ioc(vö(isd>a  xal  daoiioXöyouiitv,  tva  xotg  dndvxcov  dv- 
a-ptüTtwv  xoivolc  iyß^x^  x6v  |iwa^v  ixnop(;;(i>)Mv.   Dagegen  dürfen  wir  mit 
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wir  ee  hier  mit  Erfahrangen  höchst  persönlicher  Natar  zu 
thim  haben;  man  spQrt  das  an  der  Bitterkeit,  mit  welcher 
MadiiaveUi  das  Söldnerwesen  immer  wieder  als  die  Ursache 
der  schmachyollen  Gesunkenheit  Italiens  bezeichnet.  Um  so 
merkwürdiger,  dass  nichtsdestoweniger  das  Kapitel  der  Discorsi, 
in  welchem  Machiavelli  nachdrücklich  auf  die  Vorzüge  eines 
aus  eigenen  Unterthanen  bestehenden  Heeres  hinweist,  einem 
antiken  Vorbild  nachgebildet  ist,  nämlich  HerodoU  Machia" 
veUi  ^igt:  die  für  den  eigenen  Ruhm  kämpfen,  sind  gute  und 
treue  Soldaten;  Herodot:  eine  tre£Pliche Waffe  ist  die  bürger- 
liche Freiheit,  ein  jeder  weiss,  dass  er  für  die  eigene  Sache 
kämpft.  MtichiaveUi  sucht  diesen  Satz  damit  zu  beweisen, 
dass  die  Römer  unter  den  Decemvim  stets  geschlagen  wurden, 
dagegen  unter  den  Konsuln  immer  siegreich  waren;  Herodot i 
solange  die  Athener  unter  den  Tyrannen  standen,  waren  sie 
keinem  ihrer  Nachbarn  im  Kriege  überlegen,  sobald  sie  aber 
frei  waren,  wurden  sie  bei  weitem  die  Ersten.  Machiavelli 
meint,  die  römischen  Heere  hätten  unter  den  Decemvirn  wohl 
die  gleiche  Tapferkeit  wie  sonst  aber  nicht  die  nämliche  Be- 
reitwilligkeit besessen;  Herodot:  die  Athener  hielten  sich,  so 
lange  sie  geknechtet  waren,  mit  Absicht  schlecht,  weil  sie  ei* 
nem  Despoten  dienen  mussten^). 


Sieherheit  den  Einfloss  der  folgenden  Stelle  des  Pölybiiu  auf  MaehüwelU 
annehmen.  Pofybhu  vergleicht  VI,  52 ;  4  f.  die  karthagische  and  römische 
Kriegsmacht;  er  erklärt,  dass  die  Karthager  zur  See  den  BOmem  über- 
legen w&ren,  dass  dagegen  das  Landheer  der  Karthager  weit  hinter 
dem  der  BOmer  snrückstünde.  Als  Grund  dafOr  gibt  er  an,  dass  das 
römische  Heer  ein  Bürgerheer  sei,  die  Karthager  sich  aber  der  Söldner 
bedienten.  Fölybius  VI,  52,  4  f. :  Alxiov  tk  xoöxav  lax(v,  öti  gtvixoÄc  xal 
tttodoqpöpoic  Xp&rutx,  öovdiuoi,  T»|iaXoi  ö'  iYX**P^ot€  xal  iwXixtxatc.  *H  xol 
ictpl  toOxo  t6  |iipoc  •MtÖTTjv  Ttjv  noXiTsCav  Anoösxxiov  kxsCviQC  |AftXXov.  *R  pi4v 
Y^  tf  xcOq  xdv  pia^fxp6^^  t&4»uxCai€  ixt^  xd^  iXicCdoc  Atl  t5}c  iXsu^Co^* 
1i  dt  TcDi&aCiov  4v  xdtc  o^txlpoui  dpsxoac,  xol  tatg  xÄv  oü|i|Adx»v  iicopxstot«. 
Atö  xÄv  woT«  maiawjf,  xatd  xA^  dpx^c,  •Pa)|iat6i  p.iv  dvoiidxovxot  xotg  öXoic, 
Ko^x^T^^vioi  84  xouvavxfov.  Ol  yciQ  hchg  ntfXQldoq  dytovilCfifievoi  xal  tixvotv, 
ohdimne  6vmvxai  X^S^  rfjg  dgyflQ  iXXci  fiivovoi  tpvxofiaxoifvteQ,  ?a>$  8v 
m^yirwvTCU  tCbv  ^^^a>v. 

1)  Disc.  1,  43,  8.  179  f. :  Quelli  che  combattono  per  la  gloria  propria 
Bono  baoni  e  fedeli  soldati.  —  Coasiderasi  ancora  per  il  soprascritto  trat- 
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D^r  Yortrefflichkeit  der  römischen  Kri^syerfassung  ist 
es  nach  Machiavelli  zuzuschreiben,  dass  ihre  Heere  unbesieg- 
bar waren  und  Machiavelli  beklagt  es,  dass  unter  den  neueren 
Feldherm  sich  keiner  finde,  der  die  Regeln  der  Alten  nach- 
ahme ^),  Denn  im  Kriegswesen  waren  die  Alten  durchaus  den 
Neueren  überlegen,  —  ein  Gedanke,  dessen  Ausführung  Ma- 
chiavelli bekanntlich  in  seinen  sieben  Büchern  von  der  Kriegs- 
kunst gegeben  hat.  In  der  Kriegführung  bildeten  nun  die 
Römer  jene  Grundsätze  aus,  deren  Befolgung  ihren  Heeren 
eine  so  unwiderstehliche  Kraft  gab.  Sie  kannten,  wie  Mo- 
chiaxelli  vielleicht  in  Erinnerung  an  eine  Stelle  des  Seneca  *) 


tato,  quanta  differenza  d  da  ono  escrito  contento  e  che  comhatte  per 
la  gloria  8ua,  a  quello  che  d  male  disposto  e  che  combatte  per  la  am- 
bizione  d^altri.   Perchd,  dove  gl!  eserdti  romani  solevano  sempre  essere 
yittoriosi  sotto  i  Consoli,  sotto  i  Decemyiri  sempre  perderono . . .   Ave- 
yano  gli  eserdti  romani  sotto  i  Died  quella  medesima  virtü,  ma  perohd 
in  loro  non  era  quella  medesima  disposizione,  non  facevano  gli  usitati 
loro  effetti.    Ma  come  prima  il  magistrato  de*  Died  fu  spento,  e  che 
loro  come  liberi  comindomo  a  militare,  ritomö  in  loro   il  mededmo 
animo;   e  per  conseguente ,  le  loro  imprese  aveYano  il  loro  fine  felice, 
secondo  la  antica  consuetudine  loro.    Herodoi,  ed.  Dietsch,  V,  78:  *A^- 
valoc  (ilv  vOv  aS^vxo,  difj^l  dl  ob  xax*  &v  |ioOvov,  dfXkit  Tcavxaxt}  '4  ^^Y^^ 
d)g  &axl  XP^tia  onoudalov,  el  xal  ^A^valoc  Tup«wtuö^voi  |ikv  oi^eqi^v  xAv 
a<f  iag  tcepiocxs^vTCDv  ^aav  xd  noXit&ia  diieCvouc,  dno^ax^vxsc  tk  xupdwov 
|jM)(p<S^  T^pöxQ^  iYivQvxQ*  tyj^dt  Sv  xo^xa,   öu  xaxtx6|Mvoi.  |j4v  iMLoxdbaov 
th^  UaninrQ  kpyctZö^iByQf^  öXsud^po^ivxtdv  tk  a6x6c  Sxaoco^  &auti$  icposdt)tU«xo 
ycaxepydl^ea^.    Dazu  Tgl.  man  noch  Diso.  II,  2,  S.  222:  £  veramente 
meravigUosa  cosa  ö  a  considerare,  k  quanta  grandezza  venne  Atene  per 
ispazio  di  cento  anni,  poichd  la  si  liberö  dalla  tirannide  di  Pisistrato. 
Ma  sopra  tutto  merayigliosissima  oosa  d  a  oonsiderare,  a  quanta  gran- 
dezza venne  Roma,  poichö  la  si  liberö  da  suoi  Re.    La  cagione  d  facile 
ad  intendere;  perchö  non  il  bene  particolare,  mal  il  bene  commaoe  h 
quello  che  fa  grandi  le  dtt^ 

1)  Disc  II,  16,  S.  258. 

2)  Seneca,  de  dementia,  I,  12:  Acerrima  virtus  est,  qaam  ultima 
necessitas  extundit.  Relinquat  oportet  securi  aliquid  metus,  multoque 
plus  spei  quam  periculorum  ostentet :  alioquin  ubi  quiesoenti  paria  me- 
tuuntur,  incurrere  in  pericula  invat  et  aliena  anima  abuti.  Wahrodiein- 
lich  ist  Machiavelli  in  dieser  Beziehung  auch  yon  dem  Xenqphon  bu- 
geschriebenen  Traktat:  flippardiici,  bednflusst  worden,  ed.  Dindorf, 
ly,  13;   dXXd  jjiijv  9povi|ioü  yc  dpxovxog  xal  xö  ih^koxs  xivduveö«v  Uövwi 
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sagt,  wohl  die  Macht,  welche  der  DraDg  der  Umstände,  die 
Notwendigkeit  dem  Menschen  verleiht,  und  sie  wandten  alles 
an,  um  die  Soldaten  in  eine  solche  Notwendigkeit  zu  versetzen^). 
—  Zn  diesen  Mitteln  rechnet  Machiavelli  vor  allen  Diugen  auch 
die  geschickte  Verwendung  von  löst  und  Betrug  im  Krieg. 
Denn  obschon  es  überall  abscheulich  ist,  sich  des  Betrugs  zu 
bedienen,  so  ist  es  doch  im  Kriege  etwas  Löbliches  und  Rühm- 
liches und  wer  den  Feind  durch  List  und  Betrug  überwindet, 
wird  ebenso  gelobt  wie  der,  welcher  durch  Gewalt  den  Sieg 
davonträgt  *).  —  Diese  Ansicht  ist  zweifellos  auf  Xenophon's 
Cyropadie  zorückznf&hren,  da  MachiaveUi  auf  das  Kapitel  der 
Cyropädie,  in  welchem  ganz  ähnliche  Anschauungen  über  die 
Znlassigkeit  Ton  List  und  Betrug  im  Krieg  geäussert  werden, 
auch  sonst  Bezug  nimmt '}.  Wahrscheinlich  werden  ihm  auch 
Stellen  aus  Thukydides  und  der  dem  Xenophon  zugeschriebenen 
Schrift:  Hipparcbici  Torgeechwebt  haben  ^). 


«X-ipf  61C00  &v  icp^Xov  i  &Tt  icXslov  iSet  x6i^v  noXei&Cov*  x6  tk  önigpfcetv 
*(&  Ifivna  ioXq  icoXs)i(oic  npodoolu  tAv  gu|&{idx«>>v  dcKocCco^  äv  jiftXXov  ^  &vdp8{a 
«pCvoixo*  a€bfppo)t  tk  xal  xö  ixtto»  öp}&&v  5icou  &v  dod'tvf)  td  x&v  noXsiUcov 
^  xdv  Tcp^ooi  dvta  TUYX^^ '  '^  Y^  a^püöpa  iw^oou,  dxivduvöxspov  i)  np6c 
toöc  «ptCTTODC  dYoive^so^au  Vgl  auch  Kap.  V :  dyGc^v  M  (lexdvT)^  xoU 
16  Mvoo^  ßxav  )&iv  xd  ftaoxoG  do^vä^  SxV»  T^ßov  napaoxeodCeiv  xoitc  ico- 
Xs|itot^  ÖC  |i4  iTcf^tovxau  dxocv  d*  ipp<o|jiiva  ^dppoc  aXnoX^  ijncoMtv  ä)^  ^rX^~ 
pdaiv*  odfzm  Y^  ocörö^  )i4v  dv  ^tma  xax^  ndoxot^»  ^06^  dl  icoXspXouc 
|idJU0i*  ftv  diiO^xQcvövxa^  XoiAßdvoic.  Man  vgl.  noch  Thucydides  111,  45: 
1)  tolvov  dt(.v6xspöv  Ti  TO&ioo  Moc  tOptxiov  ftoxlv  i)  xödt  yt  oöQ&v  inioxsi, 
dXX*  <J  jiiv  wviflt ,  dvdyxiB  x^jv  xoXiidv  icapixo^o^  ^i  ö'  iSoooia  ößp«t  xijv  icXeo- 
vt^ov  eto. 

1)  DiM.  m,  12,  S.  350;  Tgl.  II,  8,  S.  238. 

2)  Disc.  III,  40,  8.  407  f.      ^ 

3)  Ed.  Beräem,  I,  6,  27:  ICUZov  d*  Sx«v,  Sicdttp,  (fragt  Cy nu  sei- 
nen YaterX  ndkt^dw^  7^  dv  xic  d6vauxo  (utXioxa;  06  {id  A(,  iqpif],  oöxixi 
xoOxo  spadXov,  c&  Kotl,  oöd*  dnXoOv  ipyov,  ftpoxO^  dXX*  t5  lo^i,  dxi  dtt  x6v 
lUXXovxa  xo6xo  noii^wtM^,  xal  iiUßouXov  el^ai  xod  xpo^tvouv  xal  SoXtpöv,  xoU 
ftxotsdva  xetl  X^imgv  xal  dpnaya  xal  4v  Tcavxl  nXeovixxifjv  x6v  noXs}Uo)v. 

4)  Thucydides  V,  9:  xal  xd  xXi(i|iaxa  xa(ha  xaXX(oxT]v  Sögav  Ix^  & 
t6v  xoXi|UOv  {AdXiox*  dv  xi^  dsaxi^oc^  xo6c  9CX0UC  (Uyiox*  dv  d)<;p8Xi)otiev. 
Hipparchid  Y,  11:  xal  iv^Dtio6|i8vo€  f  dv  xd  iv  xol^  noXtiUa^  nXeovtxxi)- 
|ucxa  töpot  dv  XI  xd  icXa^oxa  xal  {Uyioxa  ouv  dndx^)  yt^vT^fiiva*  Sv  Svexa 
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Auch   fär  die   Beobachtung,   dass   die  Hochhaltung    der 
Religion  eine  Hauptstütze  des  römischen  Staates  gewesen  sei, 
vermögeo  wir  die  unmittelbare  Quelle  nachzuweisen,  nämlich 
Folyhius.    Schon  in  seinen  Ansichten  von  der  Entstehung  der 
Religion  schliesst  er  sich  offenbar  an  Polybius  an.    Es  hat  nie- 
mals, sagt  MachiaveUiy  einen  Stifter  ausserordentlicher  Gesetze 
unter  einem  Volke  gegeben,  der  nicht  auf  Gott  zurückgegangen 
wäre,  weil  sie  auf  eine  andre  Weise  nicht  angenommen  worden 
wären;  denn  es  gibt  viele  gute  Dinge,  die  ein  Kluger  erkennt, 
die   aber   keine   so  augenscheinlichen  Gründe  für  sich  haben, 
dass  er  andere  davon  überzeugen  könnte.    Damm  nehmen  weise 
Männer,    die  diese  Schwierigkeit  heben  wollen,  zu  Gott  ihre 
Zuflucht,  z.  B.  Lykurg  und  Solon  ^).     Ganz  ebenso  sucht  Po- 
lybius  die   Entstehung   der   römischen  Religion   zu   erklaren. 
Er  meint,  wenn  es  möglich  wäre,  aus  weisen  Männern  einen 
Staat  zu  bilden,  so  würde  man  die  Religion  nicht  nötig  haben, 
da  aber  die  Menge  leichtfertig,  unvernünftig  und  zügellos  sei, 
so  gebe  es  kein  andres  Mittel,  als  sie  durch  die  Religion  im 

^  o6x  ifxt\.^  ApX*^^  4  loGxo  o{>v  ifl  AXX^  icocpaaxtof  xod  nocpd  ^tdv  016x17- 
Ticüv  dOvaad^i  notstv  xal  ouh^  ^r^xoprrjfziw.  Wenn  MaekiaveUi^  Disc.  III, 
18,  S.  362  f.  ausführt,  nichts  bringe  einem  Feldherrn  mehr  Ehre,  als 
wenn  er  die  Massregeln  des  Feindes  vorhersehe,  und  sich  dabei  auf 
einen  Aussprach  des  Epaminondas  bezieht  (Diceva  Epaminonda  tebano» 
nessnna  cosa  esser  piü  necessaria  e  piil  utile  ad  un  oapitano,  che  con- 
noscere  1e  diliberadoni  e  partiti  del  inimico),  so  liegt  vielleicht  hier 
ein  Gedächtnisfehler  Ma>chiaveUC%  vor,  da  der  angeführte  Ausspruch 
nicht  von  Epaminondas,  sondern  von  Ghabrias  berichtet  wird  (FluUxrch^ 
Moralia  187  c,  Stobaeus,  Florilegium,  ed.  Meinecke,  II,  329,  no.  353): 
Xdßpwt^  iXsYS  xdXXiaxa  oxpaTKjysIV  xoög  {idXioTa  YtYvc&oxovxocg  xd  xdW  wo- 
XstJi((i>v.  Für  die  ganze  Untersuchung  kann  MackiawdU  auch  eine  Stelle 
des  Thuhydidea  (unmittelbar  vor  der  Qben  dtierten  Stelle  stehend)  vor- 
bildlich gewesen,  wo  dem  Brasidas  folgende  Worte  in  den  Mund  gelegt 
werden,  V,  9:  6oxic  dk  xdc  lovxiyvi^  A(io(px(o(C  xdv  ivocvrCiDv  xdXXi9xa  Iddbv 
xal  &|ia  icp6c  "c^jv  laoxoO  d6va)uv  xV  imxsCpTiatv  «otslxat  ^^  Anö  xoö  itpo- 
cpavoO^  ^6UXov  xal  dvunopaxax^ivtoc  i)  ix  xoO  Tcpöc  x6  icapöv  gu|iqpipovxoc 
nXstox'  äv  dpSotxo.  Vgl.  auch  PolyUus  III,  81;  10:  Atöwsp,  st  xt«  öövotxo 
ouvvosiv  xd  nspl  xoi>c  niXa^  &(iapxi^)iaxa,  xal  xg  8i  not)  icpooUvou  lolc  ötc- 
svavxCotg,  i  p^toxa  xal  bC  fiv  sOxsCpcoxo^  loxoi  6  npofoxö)^  xöv  noXt{iCQ>v, 
'^yiyrC  Äv  xöv  öXo)v  xaxaxpaxo(>j. 
1)  Disc.  I,  11,  S.  119, 
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Zanm  zq  halten  ^).  Noch  deutlicher  erscheint  MachiavelltB 
Abhängigkeit  von  einem  Fragment  aus  dem  zehnten  Buch  des 
Fclyhius  ■).  Hier  vergleicht  Polybius  den  Scipio  mit  Lykurg 
und  sagt,  Lykurg  habe  gesehen,  dass  der  grosse  Haufe  nicht 
leicht  das  Ungewöhnliche  annehme;  deshalb  habe  er  zu  der 
Pythia  seine  Zuflucht  genommen,  um  so  seinen  Gedanken 
leichteren  Eingang  und  mehr  Vertrauen  zu  gewinnen. 

Kann  liachiavelli  somit  ein  tieferes  Verhältnis  zur  Religion 
nicht  gewinnen  und  weiss  er  sie  nur  als  eine  Art  von  from- 
mem Betrug  zu  bezeichnen,  so  ist  er  doch  von  ihrer  den  Staat 
erhaltenden  Kraft  fest  überzeugt;  sie  gilt  ihm  als  ein  zur 
Anfrechterhaltung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  durchaus  not- 
wendiger Gegenstand  ').  und  die  römische  Geschichte  fordert 
MachiaveUi  auf,  daraufhin  zu  betrachten,  wie  sehr  die  Religion 
dazu  beigetragen,  die  Heere  in  Gehorsam,  das  Volk  in  Einig- 
keit, die  Menschen  gut  zu  erhalten  und  in  den  Bösen  Scham 
n  erwecken^).  Auch  bei  der  Formulierung  dieser  Ansicht 
steht  MachiaveUi  offenbar  unter  dem  Einfluss  des  Polybius  ^). 

1)  Po^hms  VI,  56 ;  11  f. :  El  )i4v  ydp  fy  oo^v  4vÖpÄv  noXix80)ia  ouv- 
aYox&tv,  VsfA^  oödiv  fy  ivaYxatoc  6  toioGxoc  xpöico^.  *£ntl  bh  nftv  nXf]^ 
lonv  IXflc^ppöv  xol  icXf)ptc  imdt)|ii6i^v  icopocvötMOv,  dpYfjc  dX^you  ^tioO  ßiaCou  * 
XtCswxou,  tote  ddi^XoiC  7Ößoi(  xol  xf}  xoioeOx^  xpaycpdCq^  xd  rü<i\^  ouvix*^v. 

2)  Die  Stelle  ftammt  aas  der  Epitome  und  wir  dürfen  daher  an- 
nehmen, dass  sie  MachiawMi  bekannt  war,  X,  2;  10  f.:  *AXX*  öp&vTK 
ixdxspoi  (sc.  LycarguB  et  Scipio)  xou^  noXXou^  x&v  dv6p<6ic(i>v  oiht  noipd- 
8o^  icpoadtx^^P^^o^C  ^Cco^i  oöxs  xoC^  dtivoiC^  xoX|i6^vxac  nopaßdXXeod^i 
XoplC  '^  ^  'c^  ^^^  IXnCdoc*  AuxoOpYOc  pikv  dcl  TCpooXa|ißavö(i6V0C  xott^ 
ld(aic  ftmßoXfltCc  x^  ix  i^  YbMai^  9#^f  töicopocdsdoxxipocc  xal  nioxoxipac 
ixoUi  xdc  Idloic  imvo(oi^ 

3)  Diso.  I,  11,  S.  118. 

4)  Ebd.  a  119. 

5)  Bol/ylmB  a.  a.  0.  §  6  ff.:  MtyConiv  di  pot  doxtt  Sioupopov  ix^iv  x6 
Pc»|ia£c9v  icoX(xti>(ia  icpö^  x6  ßiXxiov,  iv  xf)  ntpl  ^sAv  SiotXi^^'st.  Ea(  |jloc 
£oxtl  x&  icopd  xolc  diXXoic  dv^c&icoic  dvtidi(6|itvov  xoOxo  ouvix^^v  xd  To)- 
tiflUttv  icpdYliOcxa,  X^yo  dk  xi]v  detotdoupovCav.  *£nl  xoaofKov  y&p  ftxxtxpa- 
7^^9i}xai  xol  xopMof^oa  xoOxo  x6  |iipoc  noip*  a6xol(  sX^  xe  xo6c  xax*  IdCav 
p(ooc  xol  xd  xocvd  x^c  nöXtcog,  &axs  {li)  xaxoiXciutv  önspßoXi^v.  Vgl.  aach 
PhUareh,  Marcellus,  lY  (Vitae,  ed.  Becker,  Bd.  11,  S.  104):  oGtq>  nämoi. 
ti  npd^iiaxa  *Po)iOcioi€  tlc  xöv  ^«6v  dvi^exo,  )iavx8to&v  dl  xal  naxp(<ov  &n«p- 
ofCov  oM*  kiA  xott^  yMfioxou^  ft&icpa{Cai(  dicedixoYXO,  (isTl^ov  ^yoö|19vo(  xp6( 
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Ebenso   wenn  er  die  Hochhaltung  der  Religion  bei  den  Rö- 
mern durch  ihre  Heilighaltong  des  Eides  zu  beweisen  sucht  ^). 

Schon  wenn  man  diese  beiden  Eigenschaften  der  römischen 
Republik  betrachtet,  kann  man  sich  nach  MachiaveBi  nicht 
wundern,  dass  sie  zu  solcher  Grösse  und  Macht  aufgestiegen  ist. 
Wie  PolybiuSy  und  zweifellos  unter  seinem  Einfluss,  erklärt 
sich  Machiavelli  in  entschiedener  Weise  gegen  die  Ansicht, 
dass  die  Römer  ihre  Herrschaft  mehr  dem  Glück  als  ihren 
Verdiensten  zu  verdanken  hätten.  Im  Gegent^l  ihre  EQug- 
heit,  ihre  gute  Streitmacht  liessen  sie  die  Herrschaft  erringen, 
ihre  gute  Verfassung  Hess  sie  das  Errungene  bewahren  "). 

Machiavelli^  der  die  römische  Verfassimg  als  ein  durchaus 
vollkommenes  Ganzes  rühmt,  hat  auch  an  den  Zwistigkeiten 
zwischen  Senat  und  Volk  vor  den  Grachen  nicht  allein  nichts 
auszusetzen,  sondern  er  sieht  —  sehr  richtig  —  in  denselben 
die  Ursache  von  Roms  Grösse  und  Macht.  Immer  wieder 
kommt  er  auf  den  Gegensatz  zwischen  Republiken  wie  Rom 
einerseits,  Sparta  und  Venedig  anderseits  zurück.  Gab  es, 
fragt  er,  ein  Mittel,  um  die  Zwistigkeiten  zwischen  Senat  und 
Volk  wegzuschaffen,  ohne  doch  die  Axt  an  die  Wurzel  der 
Grösse  und  des  Wachstums  Roms  zu  legen?  Machiavdli  ver- 
neint diese  Frage;  Rom  konnte  sein^  Ansicht  nach  nicht, 
wie  Sparta,  das  Anwachsen  der  Einwohner  hindern,  wenn  es 
ein  mächtiges  Reich  werden  wollte;  in  dem  letzteren  Falle 
aber  musste  es  sich  die  Streitigkeiten  und  Aufstande  gefallen 
lassen.  Denn  ohne  eine  grosse*Zahl  von  Menschen  wird  eine 
Republik  niemals  wachsen  können  und,  wenn  sie  wächst,  sich 
behaupten   können").     Dieser  Gedanke,  auf  den  Machiavelli 


acoTiQpCav  nöXscoc  xd  d^cu|id(tiv  td  %€Ut.  xo6c  ftpxovxoi^  toO  xpati(Cv  xdv  ico- 
XspicDv. 

1)  Diso.  8.  118;  PcHybim  a.  a.  0.  §  U:  . . .  napd  dt  Tcoiiatotc  xaxA 
TS  Td€  *PX*€  ^*^  ttpsoßttag  twXö  v,  rCkffio^  yiyt\}fä:wy^  x«V^JovwCi  ^'  aÖT«)c 
T^C  xaxd  xdv  5pxov  nCoitcoc  ryjpoOoi  x6  xadi))tov.  Es  sei  wenigstens  an- 
geführt, dass  auch  ValenuB  Maxknus  1, 14  die  Hochhaltung  der  Religion 
bei  den  Römern  an  der  Heilighaltnng  des  Eides  nachxuweiseo  sucht. 

2)  Disc  II,  1,  8.  218. 

3)  Diflc.  I,  6,  8.  104. 
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sdur  häufig  zarüokkommt '),  stammt  offenbar  aus  Polybius  und 
TbMhßdides.  Bei  dem  leteteren  werfen  die  Gesandten  der  Eo- 
rintkw  den  Spartanern  vor,  ihre  Verfassung  sei  für  kriegerische 
ÜDternehmungen  ungeeignet.  So  lange  nämlich  ein  Staat  in 
Rabe  bleibe,  sei  unverrückte  Beobachtung  des  Herkömmlichen 
für  ihn  das  Beste,  werde  man  aber  genötigt,  zu  kriegerischen 
ünternehmaiigen  zu  schreiten,  so  bedürfe  es  mancher  Nach- 
besserong ').  Nodi  deutiicher  als  MachiaveUfn  Abhängigkeit 
TOD  ThukydideB  zeigt  sich  seine  Beeinflussung  durch  Polybius  *). 

1)  Diso.  I,  5,  S.  100;  I,  6,  S.  103:  Per  tanto  se  tu  vuoi  fare  un  po- 
polo  numeroflo  ed  annato  per  potere  fare  un  grande  imperio,  lo  fai  di 
quaUtik  die  tn  non  lo  puoi  pol  maneggiare  a  tuo  modo :  se  tu  lo  man- 
tieni  0  picoolo  o  disarmato  per  potere  maneggiarlo,  se  egli  acquista 
dominio,  non  lo  puoi  teuere,  o  diventa  ri  vile,  che  tu  sei  preda  di  qna- 
loncbe  ti  asaalta.  weiter  11,  S,  S.  227  f. ;  vgl.  auch  11, 9,  S.  241 :  Ed  avendo 
Borna  per  fine  lo  imperio  e  la  gloria,  e  non  la  quiete,  non  poteva  ri- 
eotare  qnesta  impreta;  femer  11,  19,  S.  272. 

2)  TImcydiäes  I,  71:  vOv  d*  5ictp  «al  2pxt  ftdifjXc&aajitv,  dpxacötporc« 
ApAv  td  iiatijdeöiiQcx«  «p^  aöroö^  ionv*  6L^6LfM{  8*  ihoi^  "cix^C  ^^  "^ 
ftnfiTvdtisva  xpaTsüv*  xal  ^x°^&^^  ^  nöXsi  td  dxCviTxa  vö|U)ia  dpKTco^ 
«pö^  wXkk  M  dvaYxa^otiivoic  Uvea  icoXXf)^  >wtl  t^C  h-Kx.-wfyi^tüi^  hzt'  ötö- 
ngtakxk  tAv  *A^va(ayv  d7c6  xfj^  icoXuitftip(oec  fticl  nXiov  ö(i65v  x8XGe£va)xat. 

3)  Die  üebereinstimmung  wird  sich  am  besten  nachweisen  lassen, 
intei  man  dne  der  oben  erwähnten  Stellen  aus  den  Disoorsi  mit  der 
Stelle  aus  FoHybiuB  zusammenhält: 

I,  6,  S.  104.  TölyhiuB  VI,  50. 

8e  aleuno  volesse  per  tanto,  or-  TCvog  o5v  x^^v  slg  xocOxa  ttaps£- 

dinare   nno  repubblica  di  nuovo,  ißrjv*  tva  y^vi^tai  di*  a&xdv  tSv  Tcpay- 

vebbe  a  esaminare  se  volesse  cb*  pidxcDv  ouii^ocv^c,  5xi  icpö^  piv  x6  xd 

ella  ampliasse,  oome  Homa^  di  do-  a^ixspa    ßsßoto)^   SiacpuXdxxstv ,    xal 

nttmo  e  di  potensa,  ovyero  eh'  ella  npö;  x^^v  iXst>^8p(av  xijpstv,  aüxdpx)]^ 

•iesse  dentro  a  brevi  termini.   Nel  ioxlv  ^   xo5  AuxoöpYoi)   vo^o^^ote. 

primo  caso,  h  neeessario  ordinarla  Kai  xot^  ys  xoOxo  xö  xiXo^  dicodsxo- 

come  Roma,  e  dareluogo  a'  tumulti  jjJvotc  tf)c  «oXixsCot^  ouyx»P^*o^»  <^C 

e  idle  dissensioni  universal!,  il  me-  oöxs  iox(v ,  o5xs  yiYovsv  o68&v  oCpt- 

glio  ^  si  pu6;  perchd  sensa  gran  xcoxspov  xoO  AaxoovixoO  xaxaaxi^tiatoc 

oivnero  di  nomini,  e  bene  armati,  xal  oovxdyiiaxoc.    Kl  8&  xt^  }iBi^dv(ov 

non  nud  ona  repubblica  poträ  eres-  ftqpltxai ,  xdxsTvo  xdXXiov  xal  osjivö- 

ccre,  0  se  la  crescerä,  mantenerd.  xspov  ttvoci  vo|i((8c  x6  icoXXAv   |iiv 

Nel  seoondo  oosa,  la  puoi  ordinäre  ^sto^oi,  icoXX£5v  8'  imxpaxe£tv  xod 

ooine  Sparta  e  come  Vinegia:  ma  dsoicöf^ttv ,  icdvxoc^  d*  sie  aöx6v  di^iw- 

pcndii  Tampliare  d  il  veleno  di  si-  ßXiictiv  xal  vtOsiv  icp6c  aöxöv  *  tQ  8i 
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Der  letztere  stellt  die  spartanische  und  die  römische  Verfassang 
yergleicbend  nebeneinander  und  meint,  wenn  man  es  als  das 
letzte  Ziel  einer  Verfassung  bezeichne,  sich  im  Besitz  des  Landes 
zu  erhalten  und  frei  zu  bleiben,  so  müsse  man  zugeben,  dass 
die  lakonische  Verfassung  den  Preis  vor  allen  verdiene;  wolle 
man  aber  die  Herrschaft  Aber  viele  erringen,  so  leuchte  es 
ein,  dass  dafür  die  spartanische  Verfassung  unbrauchbar,  die 
römische  aber  sehr  geeignet  sei.  Die  Einwirkung  des  Pohfbius 
auf  MachiaveUi  springt  in  die  Augen ;  sie  wird  noch  evidenter, 
wenn  man  erwägt,  dass  auch  Polybius  wie  MachiaveUi  ge- 
schichtliche Zeugnisse  anführt  und  zeigt,  dass  die  spartanische 
Macht,  als  sie  sich  auszubreiten  suchte,  kläglich  scheiterte, 
während  die  Römer  den  Erdkreis  eroberten. 

Was  aber  nach  MachiaveUi  insbesondere  dazu  beitrug,  das 
römische  Staatswesen  in  ungeschwächter  Kraft  und  Blüte  zu 
erhalten,  war  der  umstand,  dass  die  Bürger  in  Armut  gehalten 
wurden,  denn  das  ist  eine  der  besten  Einrichtungen ,  die  ein 
freier  Staat  treflfen  kann.  Was  MachiaveUi  an  der  Bedürfnis- 
losigkeit  der  römischen  Bürger   in   den   früheren  Zeiten    der 


mili  repabbliche  debbe  jn  tatti  quel- 
li  modi  che  si  pub,  chi  le  ordina 
proibire  loro  lo  acquistare;  perchd 
tali  acquisti  fondati  sopra  una  re- 
pubblica  debole,  sono  al  tutto  la 
rovina  sua.  Gomo  intervenne  a 
Sparta  ed  a  Yinegia:  delle  quali 
la  prima  avendosi  sottomessa  quasi 
tutta  la  Grecia,  moströ  in  su  uno 
minimo  acddente  11  debolo  funda- 
mento  suo;  perchd  segaita  la  ribel- 
lione  di  Tebe,  causata  da  Pelopida, 
ribellandosi  Taltre  dttadi,  rovinö 
al  tutto  quella  repubblica.  Vgl.  I, 
5,  S.  100:  0  tu  ragioni  d'una  re- 
pubblica, che  Yogli  fare  uno  imperio, 
come  Roma;  o  d*una  che  11  basti 
mantenersl.  Nel  primo  caso,  gll  ö 
necessarlo  fare  ogni  cosa  come  Roma; 
nel  secondo,  puö  imitare  Yinegia  e 
Sparta. 


|iQi({Dv  dio^pipMV,  xal  8t>vo4itnuoxipav 
Ixetv  TYjv  oöotaoiv.  AfjXov  tk  toöt* 
A£  ain&y  Xiyoyt  xÄv  icpaYJiA'wov.  Aa- 
xedaiiiövtoi  (Uv  y&p  6p)ii^vxs€  ftnl 
xb  xaxaxxao^i  ttjv  xÖv  'EXXt^wv 
'^Y8|i0vCav,  xaxioc  ixivd6vsuoav  xal 
ntpl  T^c  a^rcipac  iXtt>d«p(a('  *P(o- 
(lotloi  bi,  xf)c  *Ito(Xuj>xo>v  aöxä^v  im- 
XaßövLsvot  öuvfltaxstoc,  4v  dXiytp  XP*^<P 
«Äoav  69'  ftauxoög  inoti^oavxo  x^ 
olxouiUvTjv '  oö  |uxpÄ  np^c  t&  xad^i- 
xiodm  Ti)c  .npdgsa>c  xabvri^  aufißaX- 
Xo|iivif]€  aÖTOtc  xf^Q  tbnopiaq  xod  Ti)c 
IxoiiiöxiQTOC  xf)^  xaxd  x^  x^P^T^ 
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Bepnblik  besonders  herrorhebt,  ist  dies,  dass  sie  sich  begnOgten, 
durch  den  Krieg  Ehre  zu  gewinnen,  und  den  Vorteil  ganz  dem 
Staate  überliessen,  und  dass  sie,  aus  glänzendeu  Feldzügen  als 
Sieger  zurückkehrend,  keine  Ausnahmestellung  fQr  sich  in  An- 
spnu^  nahmen,  sondern  sparsam  und  bescheiden  ihr  kleines 
Vermögen  verwalteten,  den  Behörden  gehorsam  und  ehrerbietig 
gegen  ihre  Vorgesetzten  waren  ^).  Diese  Beobachtung  scheint 
auf  Cicero's  de  officiis  zurückzugehen  *).     Wenn  Machiaveüi, 

1)  Di8c  in,  25,  8.  377  ff. 

2)  Was  daraus  hervorzugehen  scheint,  dass  sich  MadUavdli  wie 
Cicero  aof  das  Beispiel  des  Aemilius  Paulus  für  die  Uneigennützigkeit 
der  rOmiaehea  Bürger  in  der  älteren  Zeit  beruft ;  de  officiis,  II,  22 :  Lau- 
dat  Afiricanum  Panaetius,  qnod  fuerit  abstinens.  Quidni  laudet?  sed 
in  illo  aJia  maiora.  Laus  abstinentiae  non  hominis  est  solum,  sed  etiam 
temporom  illornm.  Ornui  Macedonum  gaza,  quae  fuit  maxima,  potitus 
Paullns  tantum  in  aerarium  pecuniae  invezit,  ut  unius  imperatoris  praeda 
finem  attulerit  tributorum:  at  hie  nihil  domum  suam  intulit  praeter 
memoriam  nominis  sempiternam.  Die  Benützung  der  Offizien  durch 
Madiiaveüi  wird  dadurch  bewiesen,  dass  die  de  officiis  III,  11  erzählte 
Gesdbicfate  von  dem  Rat  des  Themistokles ,  die  griechische  Flotte  zu 
zerstören,  von  Machiavetti,  I,  59,  S.  211  f.,  wiederholt  wird.  Ferner 
durch  die  Thatsache,  dass  MackiaveUi  im  Principe  eine  Stelle  aus  den 
Offizien  wörtlich  nachbildet,  was  unten  S.  49  f.  nachgewiesen  werden  soll. 
Da  MadUavdli  seine  Erörterung  über  die  Bedürfnislosigkeit  der  römischen 
Bürger  in  der  älteren  römischen  Zeit  mit  den  Worten  schliesst,  es  Hesse 
ndi  noch  viel  über  den  Nutzen  der  Armut  und  deren  Vorzüge  vor  dem 
Reichtum  sagen :  »se  questa  materia  non  fusse  stata  mölte  volie  da  altre 
uomme  cddwxta*  (S.  379),  so  sei  hier  wenigstens  noch  auf  zwei  Stellen 
hingewiesen,  von  denen  MackiaveUi  die  eine  sicher,  die  andere  wahr- 
scheinlich gekannt  hat.  PltUarch^  Vergleichung  zwischen  Aristides  und 
Cato,  Kap.  4  (Vitae,  ed.  Becker,  II,  S.  193):  «svto  ydp  aloxpiv  oöÖajioO 

tvTxioLQ^  4vöpl  di  ocDcppovt  xal  <ptXoitöv<p  xod  ötxatq)  xal  dvÖpsCcp  xal  ÖT)noosuovxt 
"uiIq  ip^xeO^  Andooic  ouvoDaa  (iSYaXocpux^oiC  &<7tI  xal  (iSYOcXo^poauvnQC  aT]|iSlov* 
oö  Y^P  ^ou  TCpdxTscv  [xt'(d[XoL  <fpovx(|^ovxa  p,uxp(ßv,  oödl  noXXotg  Seopivoig 
ßoi}^elv  icoXX&v  abxby  dtöiJisvov.  Välerius  Maximus  TV,  4:  Omnia  nimirum 
habet,  qui  nihil  concupiscit,  eo  quidem  certiua  quam  qui  cuncta  possidet, 
qoia  dominium  rerum  conlabi  solet,  bonae  mentis  usurpatio  nuUum 
trifltioris  fortunae  recipit  incursum.  Itaque  quorsum  attitiet  aut  divitias 
in  prima  felidtatis  parte  aut  paupertatem  in  ultimo  miseriarum  statu 
ponere,  cum  et  illarum  frons  hilaris  multis  intus  amaritudinibus  sit 
referta  et  hnius  horridior  aspectus  solidis  et  certis  bonis  abundet. 


3^  t>r.  Ö.  Mngeti 

ähnlich  wie  in  den  oben  angeführten  Worten,  es  an  den  R5^ 
mern  rühmt,  dass  bei  ihnen  diejenigen  Bürger,  wekbe  höhere 
Aemter  bekleideten,  sich  nicht  scheuten,  später  niedere  %a 
übernehmen,  dass  sie  es  nicht  für  unehrenhaft  hielten,  dem 
zu  gehorchen,  dem  sie  einst  befohlen  und  in  den  Heeren  zu 
dienen,  deren  Befehlshaber  sie  gewesen  ^),  so  schliesst  er  sich 
augenscheinlich  an  Platarch  an*);  vielleicht  ist  er  auch  toh 
Aristoteles  beeinflusst  worden*). 

Einige  Betrachtungen  allgemeiner  Natur,  wie  sie  Mackict- 
veUi  an  seine  Erörterung  der  römischen  Geschichte  anknüpft, 
mögen  sich  hier  anschliessen.  MachiaveUi  erwägt  mehrfach, 
wie  ein  republikanischer  Staat  sich  einem  besonders  hervor- 
ragenden Bürger  gegenüber  verhalten  solle.  Wohl  im  Anschluss 
an  Aristoteles  *)  verlangt  MachiaveUi^  dass  man  keinen  Bürger 
allzumächtig  werden  lasse,  vielmehr  dafür  sorge,  dass  die  Bürger 
ein  Ansehen  geniessen,  welches  der  Stadt  und  ihrer  Freiheit 
nützt,  aber  nicht  schadet '^).    Hat  man  indessen  einen  Büif^er 

iTDiäcTl,  36,  S.  164. 

2)  Diese  Thatsache  ergibt  sich  aus  dem  ümstandei  dass  MacMctveUi 
in  einem  andern  Kapitel  der  Discorsi  eine  Sentenz  aus  der  betreffenden 
Stelle  des  Plutarch  wörtlich  nachbildet.  Vgl.  Diso.  III,  88,  a  405.- 
Perchh  non  i  titoli  üliistrano  gli  uomini,  ma  gli  uomini  i  titoli.  Die 
Stelle  bei  PliUarch,  Praecepta  gerendi  rei  publicae  (Moralia,  ed.  WytUn- 
bach,  Bd.  IV),  c  XV:  xal  x6v  *£7caiJi8(.v(6vdav  Sitottvoöotv,  öu  qp^vq)  xal 
icp6€  ößptv  dnoöttx^^C  xsXiopxoC  öuö  xöv  OtjßaCcov,  oöx  '^j^iiXifjosv,  dXX'  sl- 
ntb^  •  „'ii^  oi)  (jl6vov  &qx^  ävÖga  Ssixwaiv,  dkXa  xal  Slqx^  cn^Q",  »^C  I^Y* 
xoU  ot|&v6v  d^6Q)(ia  Tcpoi^ays,  ttjv  xeXtapx^av  o68iv  o5aa  Tcpöxspov,  &XX*  ^  icspl 
OTtvoTCOuc  ftx  ßoXfjc  xoicp((i>v  xol  ^ou)idxo)v  AiwtponilQ  im(iiXsidv  xiva. 

8)  Politik,  III,  2 ;  10 :  xo&xodv  ti  dptxv]  (sc  imperandi  et  oboediendi) 
|i4v  fexdpo,  M  bk  xöv  icoX£xo)v  x6v  Ayad-iv  iwioxao^t  xal  dövacd-ot  xod  dtp- 
XStv  xal  Äpx»^'^^  **i  *^  dptrij  twXCxoü,  x6  x^v  xäv  iXsuHpov  Äpx>jv 
iniazaad'di  in*  d|icpöxapa. 

4)  Politik,  VIII,  7;  7:  xoivdv  tk  xal  iv  di)|iq>  xal  &v  6X\,'(Ctpy(Lq.  xoU 
ndo^  icoXixsCq^  }ii^*  ocögdlveiv  X(av  {iigdiva  icapd  x^v  ou|i|iexpCav,  dXXd  }i&>Aov 
7Cttp&aO«i  jiixpdc  xal  TcoXuxpovCou^  didövai  xi|id^  i)  xaxo  ^yclXoc  (Sia^p^l- 
povxai  ydp,  xal  <f  ipsiv  oö  icavxö^  dvdp^c  t&xox^av),  sl  tk  |ii),  |ii)  xol  y*  ddY>öac 
dövxocc  dcpoopslodm  ndXiv  d^öa^  dXX*  ix  npoaaycoYfjc  *  ^^^  iidXioxa  )iiv  icsi- 
p&odm  xoX^  v6(ioi€  oOxQ)  ^u^l^siv  &ox8  {iigdiva  iyy^^^^^  ^^^^  6nipxovxa 
duvd^i  |ii^  ^iXcov  (11^  XP^I^'^<>'>^  >  s^  ^^  1^^  dicodr^i&Tixixdc  nocetadui  xd^ 
icoipaaxdoetc  ocöxö^v. 

5)  Disc.  UI,  28,  S.  882  f. 
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80  an?erhältnisiiiä88]g  emporkommen  lassen,  dass  vor  ihm  die 
einzelnen  Bürger  Furcht  und  die  Behörden  Scheu  haben,  so 
warnt  MachiaveUi  im  Anschluss  an  seine  Theorie  vom  üebel, 
das  man.  hat  gross  werden  lassen,  vor  den  Gefahren,  die  daraus 
entspringen,  wenn  man  einem  solchen  Manne  dann  mit  Gewalt 
zQ  begegnen  sucht  ^).  Wie  Aristoteles  verlangt  daher  Ma- 
chiaveUi^ dass  man  in  einer  Republik  gesetzliche  Einrichtungen 
treffe,  um  zu  verhindern,  dass  ein  Bürger  eine  allzugrosse,  die 
Freiheit  gefährdende,  Macht  erlange  *). 

Auch  für  die  Erörterungen  über  die  Bündnisse,  welche 
Madnaveüi  an  die  bekannte  Erzählung  von  dem  Abkommen 
des  Posthumius  mit  dem  Samniter  Gavius  Pontius  knüpft "), 
vermögen  wir  die  Quellen  mit  annähernder  Gewissheit  festzu- 
stellen. MachiaveUi  betont  zunächst,  dass  es  nicht  schimpflich 
sei,  Versprechungen  nicht  zu  halten,  die  mit  Gewalt  erzwungen 
sind,  wie  denn  erzwungene  Versprechen,  sobald  der  Zwang 
aufbort,  immer  gebrochen  werden  würden,  ohne  dass  es  dem, 
der  sie  bricht ,  zur  Schande  gereiche.  Diese  Ansicht  scheint 
anf  Cicero'6  de  officiis  zurückzugehen  *).  Wenn  MachiaveUi 
dann  fortfahrt:  nicht  allein  erzwungene  Versprechen  würden, 
wenn  der  Zwang  aufhöre,  nicht  gehalten,  sondern  auch  alle 
andern  Versprechungen  nicht  mehr  beachtet,  wenn  die  Gründe, 
die  zu  dem  Versprechen  veranlasst,  wegfielen,  so  ist  er  wahr- 
scheinlich von  Herodot  beeinflusst  *). 

UerodoV%  Einfluss  scheint  auch  für  die  Betrachtungen 
mas^ebend  gewesen  zu  sein,  welche  MachiaveUi  am  Anfang 
der  Discorsi  über  die  Frage  nach  der  besten  Lage  einer  Stadt 
anstellt.  MachiaveUi  erwägt  nämlich  sehr  ernstlich  die  Frage, 
ob  es  nicht  am  besten  sei,  für  die  Gründung  einer  Stadt  eine 
onfmchtbare  Gegend  zu  wählen,  damit  die  Menschen  zur  An- 


1)  Diac.  I,  46,  S.  184.    Vgl.  oben  S.  18  f. 

2)  Ebendaselbst. 

3)  Disc.  in,  42,  S.  409  f. 

4)  De  officiis  I,  10:  lam  illis  promissis  standam  non  esse,  qais  non 
Tidet,  qnae  coactus  quis  metu,  quae  deceptos  dolo  promiserit. 

5)  Herodot  I,  74:   Avsu  ydcp  dvaYxaCY]^  ^up5)c  ou|ißdo8t(  loxopal  o6x 
*HXoo«  oo|i|iivtiv. 

MHhr.  £  Btaatsw.  1888.   I.  Heft,  3 


34  I^*  ^'  Ellinger: 

6treii{^cg  gezwungen  wülrden  uild  Weniger  dem  Mfissigang 
ergeben,  einträchtig  lebten,  indem  sie  wegen  der  Unfruchtbar- 
keit cler  Gegend  keine  Veranlassung  zu  Zwistigkeiten  hätten  ^). 
Es  ist  nicht  unmöglich,  dass  ftlr  diese  Untersuchung  eine  Stelle 
des  Herodot  vorbildlich  gewesen  ist.  In  derselben  macht  Ar- 
tembares  den  Persern  den  Vorschlag,  aus  ihtem  rauhen  Lande 
in  ein  fruchtbares  zu  ziehen.  Die  l?erser  bringen  den  Vorschlag 
vor  Gyrus;  dieser  aber  r&t  ihnen  davon  ab,  indem  er  ihnen 
sagt,  sie  würden ,  felis  sie  den  Plan  ausfQhrten ,  nicht  mehr 
Herrscher,  sondern  Beherrschte  sein,  denn  weiche  Länder  pfleg- 
ten weiche  Männer  zu  erzeugen  und  nicht  der  gleiche  Boden 
bringe  köstliche  Pröchte  und  wackere  Krieger  hervor*).  In- 
dessen entscheidet  sich  MachiaveUi  fär  die  Wahl  einer  frucht- 
baren Gegend,  nur  meint  er,  der  Gesetzgeber  müsse  daf&r 
sorgen,  dass  die  Menschen  durch  die  Gesetze  zu  den  Verpflich- 
tungen gezwungen  würden,  zu  denen  sie  die  Lage  nicht  zwinge'). 

in. 

Das  Fürstenideal  Machiavelli's. 

Man  hat  bis  jetzt  noch  nicht  genügend  darauf  hingewiesen, 
dass  wir  bei  MachiaveUi  zwei  Fürstenideale  zu  unterscheiden 
haben,  das  eine  nur  stückweis  in  den  Discorsi,  das  andre  aus- 
geführter im  Principe  überliefert.  Die  beiden  Ideale  entsprechen 
ungefähr  den  Anschauungen,  nach  welchen  MachiaveUi  die 
Staaten  in  verderbte  und  unverderbte  teilt.  MachiaveUi  ver- 
wirft an  und  für  sich  das  Königtum  nicht,  aber  ein  erbliches 
Herrscherlum  scheint  ihm  die  Wurzel  des  Oebels  zu  sein  und 
indem  er  die  aus  Thukydides  entnommene  Idee  von  der  be- 
ständigen nur  durch  den  Zufall  modifizierten  Wiederkehr  der 


1)  Diso.  I,  1,  S.  89. 

2)  Herodot  IX;  122:  EOpo^  tk  taGx«  dxo6aocc  "^olI  ob  ^u}idoac  t6v 
Xöyov  ixiXftut  icoiisiv  xaOxa  oQxco  tk  oc&xoloi  9Coipa(vfte  xsXsOodv  nocpooxeud- 
l^tod^i  die  o&xiti  d^govxa^,  dXX*  dpSo^iivou^'  (fiXiscv  Y&p  1%  xJ5v  luiXax&v 
X(J>pQ)v  [MkoLTiob^  ftvdpocc  flwtod'Ca*  ob  fip  xoi  zf^  a6xi)c  y9i^  sTvou  xoprcöv 

3)  Diso.  a.  a.  0. 
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B^benheiten,  die  durch  die  immer  sich  gleich  bleibende 
Natnr  des  Menschen  veranlasst  wird,  auf  jene  Theorie  des 
Kreislaafs  der  Verfassungen,  wie  sie  ihm  Polybius  bot,  an- 
wendet, gelangt  er  zu  der  Ansicht,  dass  die  Erben  einer  Allein- 
herrschaft immer  entarten  müssen  ^}.  Denn  die  menschliche 
Natur  treibt  sie  an,  ihre  Gewalt  zu  missbrauchen  und  über 
der  Sacht  nach  der  Befriedigung  ihrer  Gelüste  die  Gesetze  zu 
Tergessen  und  zu  Terachten.  Ein  durch  Adoption  erneuertes 
Fürstentum  ist  daher  in  einem  unverdorbenen  Staate  das  Ideal 
MachiavelU^s  ')  und  die  Begründer  eines  solchen  stellt  er  den 
Begründern  einer  Republik  als  ebenbürtig  zur  Seite'). 

Wir  dürfen  annehmen,  dass  MaehiaveUi  die  erste  An- 
regung zu  dieser  Theorie  von  Aristoteles  empfangen  hat.  Denn 
auch  Aristoteles  hat  gegen  das  Königtum  als  solches  nichts 
einzuwenden,  aber  auch  er  spricht  sich  entschieden  gegen  die 
Erblichkeit  aus  und  betont  nachdrücklich,  dass  durch  die  Ver- 
erbung des  Fürstentums  die  Staaten  zu  Grunde  gerichtet  wür- 


1)  DiflC  I,  10,  8. 116:  e  come  rimperio  cadde  negli  eredi,  ei  ritomö 
nella  sna  rovina. 

2)  Ebendaselbst. 

B)  Man  vergleiche  die  bemerkenswerten  Auseinandersetzungen  in 
dem  eben  dtierten  Kapitel.  Maohiaveüi  Tergleicht  die  Kaiser  von  Nerva 
bis  Marcos,  die  durch  Adoption  auf  den  Thron  gekommen,  mit  den 
fknen  Torbergehenden  und  ffthrt  fort:  Pongasi,  adunque,  innanzi  un  prin- 
cipe i  tempi  da  Nerra  a  Marco,  e  conferiseagli  con  quelli  che  crano 
stau  prima  e  che  furono  poi;  e  dipoi  elegga  in  quali  volesse  essere 
Bato,  o  aqnali  volesse  essere  prepoeto.  Perchd  in  quelli  governati  da* 
buoni,  yedrä  nn  principe  sicuro  in  mezzo  de*  suoi  sicuri  dttadini,  ripieno 
di  pace  e  di  giusticia  il  mondo . .  .  Vedrä  in  fine,  trionfare  il  mondo ; 
pleno  di  riverenza  e  di  gVoria  il  principe,  d*amore  e  di  sicuritk  i  popoli. — 
Wo  MaehiaveUi  in  den  Discorsi  sonst  tadelnd  von  den  Fürsten  spricht, 
hat  er  meist  nur  Tyrannen  im  Auge;  wenn  er  bei  der  Erörterung  von 
Streitfragen,  ob  das  Volk  undankbarer  sei  als  der  Fürst,  den  letzteren 
für  und  Ulkbarer  erklärt  (I,  29),  wenn  er  meint,  die  Menge  sei  bestän- 
diger and  weiser  als  ein  Ffirst  (I,  58)  und  vergebe  die  obrigkeitlichen 
Stdlen  mit  grösserer  Klugheit  als  ein  Fürst  (Ili,  34),  so  sind  solche 
Attiichten  bei  seiner  Vorliebe  für  die  populäre  Begierungsform  ganz 
ozifiriich;  an  und  für  sich  aber  stellt  er  beide  Begierungsformen  ein- 
ander gktoh. 

8* 
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den,    da   solche   Erbkonige   entarteten    und   sich    yerächtlich 
machten  ^). 

Anch  dieses  Fürstenideal  MachiaveWs,  wie  es  uns  die 
Discorsi  in  einzelnen  Zügen  überliefern,  ist  nicht  frei  von  der 
Rücksichtslosigkeit  in  betreff  der  anzuwendenden  Mittel,  wie 
sie  im  Principe  ihren  klassischen  Ausdruck  erhalten  hat.  So 
wenn  MachiaveUi  ausdrücklich  darthut,  dass  der  Begründer 
eines  Reichs  danach  streben  müsse,  allein  zu  stehen,  damit  er 
es  allein  sei,  der  den  Plan  angebe  und  aus  dessen  Geist  jede 
dem  entsprechende  Massregel  hervorgehe;  und  wenn  er  des- 
halb jede  zu  diesem  Zweck  verübte  Gewaltsamkeit  —  sofern 
die  Absicht  des  Begründers  dahin  geht,  dem  allgemeinen  Besten 
zu  dienen  —  als  nützlich  in  Schutz  nimmt.  Und  wenn  er 
aus  diesem  Grunde  eine  That,  wie  die  Ermordung  des  Remus 
durch  Romulus,  weil  sie  dem  allgemeinen  Besten  zu  gute  kam, 
entschuldigt  und  billigt  ').     Da  MachiaveUi  unmittelbar  nach 


1)  Politik  III,  10;  9:  tl  dk  Öij  xt«  Äpioxov  «■•(rj  xb  ßaoaeöeo^ot  xol« 
«öXtotv,  nög  i^ti  x4  Tcepl  töv  xixvcov;  «öxtpov  xal  xö  yhfOQ  Ott  ßototXeöetv ; 
dXXd  YivotUvü)v  6icoto(  xivt^  ixuxov  ßXocßspöv*  dXX*  o6)c  ixi  (S^^iov  xoOxo 
moxsöaat  x*^*'^^^  Y*P  **^  iisCJovoc  äptxf)^  Ij  xax'  dv^pcanCvnjv  9Ö01V.  VIII, 
8 ;  2.  3 :  iv  di  xotlc  xaxd  Yivo^  ßaoiX8{oiic  xi^ivou  dtl  xf}c  9dt>pAc  aUxiav  npb^ 
xaX^  tlpyi^^oLUQ  xal  xb  YCvtod«i  icoXXoi>(  töxaxa^povi^uc ,  xal  x6  dövGC|uv 
lii]  xsxxiQfJ^vouc  xupawix^v  dXXÄ  ßaoiXixi^v  xt^ii^v  ößpC^tiv.  Man  vgl.  auch 
noch  II,  6 ;  20 :  dXXd  )i^v  tl  xal  ßiXxiov  (sc  reges  habere),  yt  [i^  xaMicsp 
vGv,  dXXd  xaxd  x6v  aöxoG  ß(ov  ixaoxov  xp(vea9«i  xä^v  ßaoiXicDV.  und  VIII, 
8;  20:  oif](ittov  di*  xfi^v  |iiv  ydp  xxif]oat|iivo>v  ol  icXsloxoi  xocl  dcftqpöXa^Gcv  xd^ 
^X^C)  Ol  di  icopocXaßövxsc  s6^c  6^  «licslv  dnoXX6aoi  icdvxt^ '  dicoXocuaxixd^ 
ydp  t^ä^vxt^  suxaxaqppoviQXoC  xt  Ylyvovxai  xal  icoXXou^  xaipoü^  icapoididöaoi 
xolc  &icixid^^voic.  Femer  sei  erKrähnt,  dass  auch  Polybius  bei  der  Er- 
örterung des  Kreislaufs  der  Verfassungen  nachdrücklich  auf  die  Ent- 
artung der  Erben  hinweist,  VI,  7;  6  ff.  und  VI,  8;  4. 

2)  Disc.  I,  9,  S.  111  ff.  Wenn  MachiaveUi  S.  112  sagt:  dico,  come 
molti  per  av?entura  giudicherannodi  cattivo  essempio,  che  uno  fondatore 
d*un  vivere  civile,  quäle  fu  Romolo,  abbia  prima  morte  un  suo  fratello, 
dipoi  consentito  alla  morte  di  Tito  Tazio  Sabine,  eletto  da  lui  oompagno 
nel  regno,  —  und  sodann  nur  von  der  Ermordung  des  Remus  spricht, 
so  könnte  man  annehmen,  dass  er  sich  auf  Cicero^s  de  officiis  bezieht, 
in,  10:  At  in  eo  rege,  qui  urbem  condidit,  non  item.  Spedes  enim 
utilitatis  animum  pepulit  eins :  cui  cum  visum  esset  utilius,  solum,  quam 
pum  altero  regnare,  fratrem  interemit.    Omisit  hie  et  pietatem  et  hu- 
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dieser  Aeneeerung  dreimal  den  Timoleon  erwähnt,  so  könnte 
man  yieUeicht  daran  denken,  dass  die  Art  and  Weise,  wie 
Phäard^  die  Ermordung  des  Timophanes  durch  dessen  Bruder 
Timoleon  beurteilt,  vielleicht  in  dieser  Beziehung  auf  ihn 
einigen  Einfluss  geübt  hat.  PltUarch  billigt  diese  That  durch- 
aus, da  sie  im  Interesse  des  allgemeinen  Besten  geschah  — 
Timophanes  hatte  bekanntlich  die  Tyrannis  von  Korinth  an 
sich  gerissen  —  und  tadelt  den  Timoleon  scharf,  weil  dieser, 
als  ihn  seine  Mutter  wegen  dieses  Brudermordes  verfluchte, 
in  Schwermut  verfiel  und  sich  zwanzig  Jahre  vom  politischen 
Leben  fem  hielt  *).  —  Doch  will  ich  diese  Vermutung  nicht 
betonen. 

Wenn  nun  dieses  Fürstenideal  auch  auf  denselben  sitt- 
lichen Prinzipien  beruht,  wie  der  Principe  *),  so  sind  die  prak- 
tischen Grundsatze  doch  um  vieles  milder.  Während  Machict- 
veUi  sich  im  Principe  dahin  ausspricht,  dass  es  viel  sicherer 
sei,  gefürchtet  als  geliebt  zu  werden  •),  erklärt  er  in  den  Dis- 

manitatem,  at  id,  qnod  utile  videbatar,  neque  erat,  asseqni  posset:  et 
tarnen  muri  causam  opposoit,  speciem  honestatis  neque  probabilem,  nee 
■ane  idoneam.    Pecoa?it  igitur,  pace  vel  Qairini  vel  Bomuli  dixerinu 

1)  Vitae,  ed.  Becker,  Bd.  II,  S.  68:  Ti(ioXio>v  tk  ytwfOa  TtQoiccQ  mpi 
-c6v  ddsXfpb>f  o6x  ftvxioxs  t^  Xo^ia^  npöc  xb  icdO^c,  dXXd  |MTavo{qp  xal 
XincjQ  xafCft(VQ»&slc  Ikov  tlxooi  t6  ^9^  xal  xijv  dyopdv  Idtt  o6x  6^KLS(vt. 
Sit  di  Td  oloxpd  fptdfuy  xal  aldtld^i,  xb  tk  npb^  ndoav  ddogCav  töXaßic 
tanxoiTc  |Uv  ffion^  xal  dicaXoO,  )Uy86«c  ^  o^  ixovxoc. 

2}  Man  kann  gar  nicht  oft  genug  darauf  hinweisen,  dass  das  Ideal 
der  Republik,  wie  es  Machiavellim  den  Discorsi  entwickelt,  auf  denselben 
sittlichen  Prinzipieo,   derselben  Härte  und  Bficksichtslosigkeit  in  der. 
Wahl  der  Mittel  beruht,  wie  der  Principe. 

8)  Princ.  XYU,  S.  49  ff.  Wenn  er  dort  als  Beispiel  den  Hannibal 
anf&hrt  und  bemerkt,  unter  die  bewunderungswürdigsten  Thaten  des- 
selben rechne  man  dies,  dass  er  ein  ans  den  mannigfachsten  Völker- 
schaften snsammengesetztes  Heer  in  fremde  Länder  geführt,  ohne  dass 
jemals  im  Glflck  und  im  Unglück  irgend  eine  Zwistigkeit  oder  ein  Auf- 
ruhr entstanden  wäre,  was  nur  Yon  seiner  unmenschlichen  Grausamkeit 
herrühren  kOnne,  —  so  ist  die  Bemerkung  über  das  Heer  des  Hannibal, 
auf  welche  Machitweüi  auch  in  den  Discorsi  zurückkommt,  offenbar  yon 
einem  Fragment  des  Pohfhius  beeinflusst,  das  ans  der  Epitome  stammt. 
Die  Erklärung  der  Disziplin  im  Heere  Hannibals  durch  dessen  Grau- 
«amkeit  Ift  VQU  Maciwmtti  hinzugefügt. 
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oorsi,  dass  zur  Lenkung  der  Menge  Menschlichkeit  besser  als 
üebermnt,  Güte  besser  als  Graosamkeit  sei.  Und  nur  wenn 
das  Volk  den  Fürsten  wegen  seiner  allzugrossen  Nachgiebig- 
keit mit  Füssen  treten  sollte,  möge  er  zu  Strafen  schreiten, 
aber  dabei  Mass  halten  ^).  Ein  Fürst,  sagt  MachiaveUi,  muss 
bei  seinen  Soldaten  und  Unterthanen  nach  Gehorsam  und  Liebe 
streben;  Gehorsam  verschafft  ihm  die  Beobachtung  der  Gesetze 
und  der  Ruf  der  Tapferkeit,  Liebe  erwerben  ihm  Freundlich- 
keit, Leutseligkeit  und  Milde  ').  MachiaveUi  selbst  führt  diese 
Ansicht  auf  Xenophon^B  Cyropädie  zurück ') ;  aber  da  er  den 
Herodian  kannte  und  mehrfach  benützte  ^) ,  werden  ihm  die 
eindringlichen  Worte  sicher  bekannt  gewesen  sein,  welche  der 
sterbende  Mark  Aurel  an  Com  modus  richtet  und  in  denen  er 
diesen  ermahnt,  mit  Milde  zu  herrschen  und  sich  aller  Grau- 
samkeit zu  enthalten,  da  nur  diejenige  Elegierung  langdauernd 
sei,  welche  den  Unterthanen  durch  Gütigkeit  Liebe  einflösse  *). 

Principe  XVII,  S.  50.   Vgl.  Disc.  Polybiw  XI,  19;  4  u.  5. 

III,  21,  S.  369.  Etxt  (sc.  Hannibal)  y*P  Aößtac, 

Intra  le  mirabili  azioni  di  An-  *lßif2pocc,  AiY»<mvo6c,  ^otvCxa^t  ^I"^- 
nibale  8i  connnmera  qnesta,  che  XoOg, 'EXXiqv«^.  olg  o6  v6}ioc,  o6x  ft^o^ 
avendo  un  eserdto  grossissimo,  mis*  oö  Xöyoc,  oöx  ixepov  o6div  fy  xoivöv 
to  d*infinite  generasioni  d'uomini,  &x  9608(0^  icp^c  dtXXijXouc.  'AXX*6|U0^ 
oondotto  a  militare  in  terre  d'al-  ifj  xoa  icpoeoxöxoc  dYxtvota  Tdk^  '"J^t- 
tri ,  non  vi  surgesse  mai  una  dis-  xaOrac  xal  xotaöxac  dia^opd^  &v6c 
sensione,  nd  infra  loro  nd  contro  ÖTcoCtc  npooxdYiiaxoc  dxoötiv  xod  {uf 
il  Principe,  cosl  neila  trista  come  ntCdvoO^i  T*^"^  *  xocCicsp  o6x  dicXf)^ 
nella  saa  buona  fortuna.  oOoif]c  t^c  nepiaxdoeooc,  dXXd  xol  icov- 

x(Xii](,  xol  noXXdMic  |iiv  a&tolc  '^^' 
*  npOC  ftmvto6aii]€  tf)c  töxv^C»  ^^^^  ^ 

TOÖvocvxCov. 

1)  Disc  III,  19,  S.  865  f. 

2)  Disc.  III,  22,  S.  374. 

3)  Disc  III,  20,  S.  367  und  III,  22,  S.  372  und  374. 

4)  In  dem  Kapitel  über  die  Verschwörungen  (III,  6)  ist  nach  M^achia- 
vdWa  eigenem  2ieugni8  die  Erz&hlung  von  der  Verschwörung  des  Plau- 
tian  gegen  Kaiser  Se?erns  aus  Herodian  geschöpft,  sogar  wörtliche  An- 
klänge finden  sidi,  vgl.  Plauzianio,  accecato  dalla  ambisione,  S.  827. 
Herodian  III,  11:  6  H  IIXauTiav6c  xu^Xcoxxcov  rfj  i7ci^0|i(q^.  Auch  die  Be- 
trachtungen ttber  die  römischen  Kaiser  im  19.  Kap.  des  Principe  sind 
offenbar  aus  Herodian  geschöpft. 

5)  Herodian,  ed.  Becker,  I,  4 :  iidXvaxa  dl  ixiiCvov  1^  dpx^c  |iS)xo( 
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Auch  die  Schrift  des  Seneca:  de  dementia  kannte  er  wahp* 
acheinlich  ^).  Und  sicher  werden  ihm  Diodor's  mebrfac)ie 
Hinweise  auf  diesen  Punkt  nicht  entgangen  sein  '). 

Wenn  wir  nun  zq  näherer  Betrachtung  der  Schrift  Qber- 
geheo ,  welche  McuihiaveUi  zum  bestgehaissten  Mann  gemacht 
hat,  so  ist  fdr  unsere  Betrachtung  zunächst  die  Frage  zu  er- 
wägen, ob  irgend  eine  Schrift  des  Altertums  für  die  Anlage 
des  Principe  vorbildlich  gewesen  ist  oder  MachiaveUi  zor  Ab- 

Tv^xoc  xotc  "c^  dpxofUvov  4'ux^^C  ivioxo^av.  06  y^  ^  ^  dvipcij^  douXt6- 
ovcic  dXX*  oC  titx&  nsiet)Gc  &nonco6ovTtc  dv6icoicxoc  xal  i{o)  xoXaxtCoc  npoo- 
noii^o  dpövric  X8  %ai  icdoxovxtc  diaxtXoOoiv,  xal  otöinon  äprg^i4Zowvif 
4v  in)  ß£q^  xal  Qßpti  6id  xoOxo  dx^^i^ 

1)  De  olemeotia  I,  8:  Qaia  freqaens  yindiota  pauoomm  odiam  re- 
primit,  omnium  irritat:  yoluntas  oportet  ante  saeviendi,  quam  causa, 
defidat.  Aliquin  quemadmodam  praedsae  arboree  pltuimis  ramis  re- 
pollullant,  et  malta  satorum  genera  ut  dendora  sorgant,  reddantur: 
ita  regia  cmdeiitas  aaget  inimiconim  numerom  toUendo.  Parentee 
eaim  liberique  eomm,  qui  interfecti  annt,  et  propinqni  et  amid,  in  lo- 
cam  ainguloram  snccedunt.  Vgl.  noch  I,  11:  dementia  ergo  non  tan- 
tom  bonestiores,  sed  totiores  praestat:  omamentumque  imperiomm  est, 
simnl  certiasima  salns. 

2)  Fragmenta,  ed.  Becker,  TV,  S.  59;  XXVII,  1&  Der  ZnBammen- 
hang  MachiaveWM  mit  Diodor  erscheint  gans  deutlich,  wenn  man  die 
betreffende  Stelle  der  Discord  daneben  setst:  . . .  che  sia  miglio,  a  go- 
vemare  ona  moltitudine,  essere  nmano  che  anperbo,  pietoso  che  crudele; 
Diodor:  6u  npoxepsl  x6^  dv^fibnocg  xfi^  lUv  uiKopCoic  tOepYtoCa,  t9)c  di 
öfi^xoc  ^  «p6c  xou^  ÄnttCxsta.  Vgl.  Diodor  a.  a.  0.  S.  60:  'On  xcö^ 
^ytCo^ai  pooXo^iivouc  xöv  äXkm  o6x  odrua  xöCg  SXkw^  öictpix^^  dkvayxotov 
*C  kmmMMlq,  xod  {ircptö^rpt  UX  vix&v  dicccvxa^  6  )Uv  yäp  i%  xoG  %pontXa^w, 
Tö§0€  |iMi«lo^«t  «otÄ  Toöc  xpaxoOvxoc,  ^  Öi  dg  toö«  ^cojiivoü^  söyvo)|ioo6v>j 
TiJc  ftdvoioc^  alx(a  Y8V0|&ivi)  ßt^oOcü^  ot>vi£ai  xdc  'fJYt(iOv(a(.  MnMp  itp'  Soov 
xpovooöiise«  xf2c  icaxpCdoc,  iicl  xoooOxov  86XaßT]Tiov  dvi^xtoxöv  xi  xal  oxXtjpöv 
ypftgat  xaxd  xöv  iootoö^  Ixoootüöc  nopaötöövxwv.  nftc  ydtp  Toug  |ikv  ötwp- 
MXo6oaic  au|i(fopa^C  ntpcTisoövxac  ftXtiC,  xftv  (H^Hv  npooi^ttoi,  to6c  di  6YCtpif]- 
9dv»€  "tolc  tÖTOx^«^  xP»l**^^C  l*^*'*'^  **^  TÖxcöotv  övt»c  oö^iaxot*  dvdyei 
Tip,  otiMu,  xö  notpax^v  Ixotoioc  iip6c  iatrcöv  xod  ^vaYOvaxrrtt  töI«  fptXtj- 
pi|Köot,  ^e^vav  Tcac  xAv  xaxopdt»advxcDv  ttnpaSia^.  Man  vgl«  übrigens 
aocfa  Pölylnua  VI,  11;  6:  Tupdwou  }ikv  ydp  ftpYOv  ftoxl,  xö,  xaxfic  icoioGvia 
T^  9Ößq>  dcoicöCsiv  dxouodov  |uoo6|itvöv  xal  |uoo0vxa  xou^  iyfcoxaxxo|iivou(* 
paoüücH  ^>  "^f  ndvxoc  »5  icoioGvxa,  did  x^  t6tpY80(av  xal  (paavd^omUv 
*7«iMbji«wv  Ixövxwv  ^ytlö^  xal  xpo<yiaxsTv. 


40  !>'•  ^*  EUinger: 

fassnng  seines  Buches  veranlasst  haben  kann.  Ich  glaube  die 
letztere  Frage  bejahen  zu  können.  In  einer  merkwürdigen 
Stelle  der  Discorsi  ^),  die  man  sonderbarerweise  bis  jetzt  immer 
übersehen  zu  haben  scheint,  bemerkt  MachiaveUi,  dass  in  den 
meisten  Fallen  das,  was  einem  Fürsten  Vorteil  bringe,  der  von 
ihm  beherrschten  Stadt  schade  und  umgekehrt  das,  was  der 
Stadt  nütze ,  dem  Fürsten  nachteilig  sei  *).  Er  führt  einige 
Gründe  dafür  an  und  verweist  diejenigen,  welche  noch  durch 
andre  zahlreichere  Gründe  diese  Behauptung  bestätigt  sehen 
wollten,  auf  Xenophon*B  Abhandlung :  De  tyrannide.  Machia- 
veUi meint  damit  den  dem  Xenophon  zugeschriebenen  Dialog: 
Hieron.  Wir  haben  also  ein  deutliches  Zeugnis,  dass  er  zur 
Zeit  der  Abfassung  des  Principe  diese  Schrift  gekannt,  ja  noch 
mehr,  dass  sie  ihn  zum  Nachdenken  über  das  Verhältnis  zwi- 
schen Fürst  und  Volk  angeregt  hat. 

Was  konnte  diese  Schrift  nun  MachiaveUi  bieten?  Es 
handelt  sich  in  dem  Gespräch  um  einen  Fürsten,  der  in  einem 
bisher  freien  Staate  seine  Alleinherrschaft  angerichtet  hat. 
Dieser  Fürst,  Uiero  von  Syrakus,  klagt  seinem  Freunde,  dem 
Dichter  Simonides,  der  ihn  besucht,  dass  er  sich  in  seinem 
neuen  Stande  nicht  mehr  so  glücklich  fühle,  denn  als  Privat- 
mann, und  entwickelt  ihm  die  mannigfachen  Schattenseiten 
des  Herrscherlebens.  Das  ist  der  erste  Teil  des  Dialogs,  auf 
welchen  MachiaveUi  in  der  oben  angeführten  Stelle  verweist. 
Aber  auch  der  zweite  Teil  ist  von  der  grössten  Wichtigkeit  •). 
In  demselben  weist  Simonides  den  Hiero  auf  die  Mittel  hin, 
mit  denen  er  seine  Herrschaft  fest  zu  begründen  vermöge,  und 
zeigt  ihm,  wie  er  den  Hass  vermeiden,  allgemeine  Liebe  und 
Bewunderung  sich  erwerben  könne.  Und  in  den  Schlussworten 
fordert  er  ihn  auf,  seine  ganze  Kraft  daran  zu  setzen,  um  auf 
dieser  Grundlage  seine  Regierung   zum  Wohle  seiner  Bürger 


1)  Diso.  II,  2,  S.  222. 

2)  Es  ist  für  unsere  oben  gemachten  Bemerkungen  nicht  unwichtig, 
darauf  hinzuweisen,  dass  MachiaveUi  auch  hier  nicht  ?on  einem  ver- 
fassungsmässigen Königtum  spricht,  sondern  ansdrQcklich  sagt:  Dimo- 
dochd,  subito  che  nasce  uno  tirannide  sopra  un  ?iyer  libero  etc. 

3)  Kap.  Vm— XI, 
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uni  zu  seinem  eignen  Glück  zu  gestalten.  —  Vergegenwärtigen 
wir  uns  nun  den  Zustand  Italiens  und  MachiaveUts  Ansiclit  über 
denselben.    Denn  wenn  er  sich  auch  im  allgemeinen  —  vielleicht 
im  Anschluss  an  eine  Stelle  des  kurz  vor  der  AbfiEtösnng  der  Dis- 
corsi  aufgefundenen  VeUejus  Paterculus  ^)  —  gegen  die  Gewohn- 
heit des  Menschen  erklärt,  die  Vergangenheit  zu  preisen  und  das 
Gegenwärtige  zu  verachten,  s(i  betont  er  doch,  dass  dem  Italiener 
seiner  Zeit  nichts  andres  übrig  bleibe,  als  die  Gegenwart  zu  ta- 
deln and  das  Vergangene  zu  loben ;  denn  in  dieser  finde  er  be- 
wondrungswürdige  Thaten,  in  jenem  aber  nur  Erbärmlichkeit, 
Schmach  und  Schande.   Denn  es  herrsche  keine  Beobachtung  der 
Religion,  sondern  jedermann  sei  befleckt  mit  Lastern  aller  Art. 
Und  diese  seien  um  so  abscheulicher,  je  mehr  man  sie  bei  denen 
finde,  welche  auf  den  Richterstühlen  sassen,  jedermann  befohlen 
und  im  Staube  verehrt  sein  wollten  ').     Dass  bei  einem  solchen 
entsetzlichen  Znstand  Machiavelli  von  den  gewöhnlichen  Mitteln 
keine  Heilung  hoffen  konnte,  liegt  auf  der  Hand ;  ausserordent- 
liche Mittel  anzuwenden,  hält  er  für  dringend  geboten.    Denn 
ein  Volk,  das  in  Knechtschaft  leben  will,  frei  zu  machen,  ist 
ebenso  schwierig,    als  ein  Volk  knechten   zu  wollen,    das  in 
Freiheit  leben  will ').  —  Ist  es  nun  nicht  wahrscheinlich,  dass 
der  zweite  Teil  des  Hiero  Machiavelli  den  Gedanken  nahe  legte, 
ob  eine  Tjrannis,    auf  deren  Schattenseiten  er  bisher   immer 
nur  hingewiesen,  sich  nicht  auch  zum  besten  des  Vaterlands 

1)  Historia  Bomana,  ed.  Hälmt  II,  92:  qaod  ego  factum  cuilibet 
retemm  consulam  gloriae  comparandum  reor,  nisi  qaod  naturaliter 
andita  vins  landamus*  libentiaB  et  praesentia  invidia,  praeterita  vene- 
ratione  proseqoimur  et  bis  nos  obrni,  illis  instrui  credimus.  Dazu  die 
hier  in  Betracht  kommende  Stelle  der  Discorsi,  S.  214 :  Oltra  di  questo, 
odiando  gli  uomini  le  cose  o  per  timore  o  per  invidia,  vengono  ad  essere 
tpeiite  dae  potentisrime  cagioni  dell*  odio  nelle  cose  passate,  non  ti  po- 
tendo  quelle  ofiPendere,  e  non  ti  dando  cagion  d^invidiarle.  Man  vgl. 
auch  noch  die  bekannte  Stelle  des  Tacüus,  Annales  II,  88:  Septem  et 
triginta  annos  vitae,  dnodedm  potentiae  explevit  (sc  Arminias) ;  cani- 
tnrqne  adhnc  barbaras  apad  gentes;  Graecorum  annalibus  ignotus,  qai 
foa  tantnm  mirantnr:  Bomanis  haud  perinde  celebris,  dam  vetera  ex- 
tolUmas,  recentium  incoriosi. 

2)  Disc  II,  Einl.  S.  214  f. 

3)  Diac.  m,  8»  8.  842, 
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anwenden  Hesse;  ob  sie  insonderheit  nicht  Italien  aus  der 
entsetzlichen  Verderbnis,  in  welche  es  verfallen,  zu  retten 
im  stände  sein  würde?  Denken  wir  daran,  dass  wir  ein  aus- 
drückliches Zeugnis  des  Machiavelli  für  die  Thatsache  haben, 
dass  ihn  der  Hiero  zum  Nachdenken  über  das  Problem  ange- 
regt, und  ziehen  wir  in  Betracht,  dass  sich  auch  in  Einzel- 
heiten der  Einfluss  der  Schrift  auf  den  Principe  nicht  ver- 
kennen lässt  ^)  —  so  wird  sich  die  Annahme  kaum  abweisen 
lassen,  dass  in  der  That  dieser  Dialog  die  erste  Anregung 
zum  Principe  gegeben  hat^).  —  Machiavelli^B  Ansicht  war 
also  wohl,  dass  durch  einen  Prinzipat  Italien  erst  zur  Einheit 
zusammengefasst  werden  sollte,  damit  es  sich  von  da  aus  zur 
Freiheit  entwickle.  Ausgehen  musste  diese  Tyrannis  allerdings 
von  einer  jener  kleinen  italienischen  Fürstenherrschaften ;  aber 
wenn  Machiavelli  gleich  zu  Anfang  seines  Principe  von  der 
Erweiterung  des  Gebiets,  der  Eroberung  neuer  Länder  und  der 
Verschmelzung  derselben  mit  den  schon  besessenen  handelt '), 
so  ergibt  sich  klärlicb ,  dass  er  hoffte,  ein  solcher  Prinzipat 
werde  sich  nach  und  nach  auch  die  andren  italienischen  Länder 
erobern  und  sie  alle  unter  ein  Zepter  zur  Einheit  zusammen- 
zwingen *). 


1)  Es  soll  unten  im  einzelnen  nachgewiesen  werden. 

2)  Ein  äusserlicher  umstand  sei  wenigstens  angeführt.  Machiavelli 
gibt  dem  Principe  in  Briefen  zuerst  den  Titel:  de  prindpatibus  (ähn- 
lich in  den  Discorsi:  nostro  trattato  de'  principati,  II,  1,  S.  220),  so 
dass  derselbe  schon  im  Titel  an  den  Hiero,  wie  MacMaveiii  ihn  bezeich- 
net: de  Tirannide,  anklingt. 

3)  Principe  II— VI,  S.  5—19. 

4)  Dass  diese  Erklärung  das  Richtige  trifft,  wird  durch  die  That- 
sache bewiesen,  dass  Machiavelli  in  den  Discorsi  immer  wieder  eine 
königliche  Herrschaft  als  das  einzige  Mittel  zur  Besserung  yerderbter 
Staaten  bezeichnet.  Vgl.  Diso.  I,  18,  S.  137:  Quanto  ad  innovare  questi 
ordini  ad  un  tratto,  quando  dascuno  conosce  che  non  sono  buoni,  dioo 
che  questa  inutilitä,  che  facilmente  si  conosce,  h  dif&cile  a  riccoregerla: 
perchd  a  fare  questo;  non  basta  usare  termini  ordinari,  essende  i  modi 
ordinari  cattivi;  ma  d  neoessario  venire  alle  istraordinario,  come  ö 
alla  violenza  ed  all*  armi,  e  diventare  innanzi  ad  oogni  cosa  prindpe 
di  quella  cittä,  e  poterne  disporre  a  suo  modo.  Vgl.  ebend.  S.  138:  E 
quando  pure  la  vi  (sc  nelle  dttä  corrotte)  ayesse  a  creare  o  a  mantenere, 
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Das  Ideal  eines  Fürsten,  der  geeignet  ist,  diese  Pläne  zu 
Terwirklichen,  entwirft  Machiavetti  im  Principe.  Er  schildert 
knrz  die  Entstehung  einer  derartigen  Tyrannis.  Wenn  die 
Grrossen  sehen,  dass  sie  dem  Volk  nicht  widerstehen  können, 
80  suchen  sie  einen  der  ihrigen  zum  Herrscher  zu  erheben, 
um  unter  dem  Schutz  seines  Ansehens  ihre  Begierden  befrie- 
digen zu  können.  Ebenso  macht  das  Volk  einen  Angesehenen 
zum  Fürsten,  um  von  ihm  g^en  die  Vornehmen  geschützt  zu 
werden  ^).  Und  wenn  ein  Volk  sich  zu  dem  Fehler  verleiten 
lässt,  dass  es  Einem  Ansehen  verleiht,  damit  er  die  unterdrücke, 
die  es  hasst,  so  wird  es  immer  eintreffen,  dass  dieser  Mann, 
falls  er  klug  ist,  Tyrann  der  Stadt  wird.  Diesen  Weg  schlugen 
alle  ein,  welche  Tyrannenherrtchaften  gegründet  haben  ^).  — 
Die  erste  Anr^jping  zu  dieser  Erörterung  hat  offenbar  Ari- 
sMeles  g^eben;  denn  wir  finden  bei  ihm  die  wesentlichen 
Grundacfige  der  Darstellung  MachiavelU's  wieder  ') :  das  Eönig- 

larebbe  neceesario  ridorla  piü  verso  lo  stato  regio,  che  verso  lo  stato 
popolare;  acciocehd  quelli  nomini  i  quali  dalle  leggi,  per  la  loro  inso- 
lenzia»  non  possono  essere  corretti,  fussero  da  una  podestä  quasi  regia 
in  qoalehe  modo  tonati.  Vgl.  auch  I,  55,  S.  201 :  ma  a  volerle  (sc.  pro- 
finde  corrotte)  riordinare,  se  alcuno  ne  fusse  arbitro,  non  arebbe  altra 
via  che  farvi  un  regno.  La  ragione  h  questa,  che  dove  h  tanto  la  ma- 
teria  oorrotta  che  le  leggi  non  bastino  a  frenarla,  vi  bisogna  ordinäre 
issieme  con  quelle  maggior  forza;  la  quäle  h  una  mano  regia,  che  con 
la  potenza  assoluta  ed  eccessiva  ponga  freno  alla  eccessiva  ambizione 
e  oormtela  de'  potenti.  —  Daselbst  auch  die  Bemerkung,  Spanien  und 
Frankreich  seien  ebenso  verderbt  wie  Italien;  wenn  aber  in  jenen  Län- 
dern sich  nicht  so  viel  Unordnungen  zeigten,  als  in  Italien,  so  rühre 
das  nnr  davon  her,  dass  sie  einen  König  haben,  che  gli  mantiene  uniti, 
non  Bolamente  per  la  virtü  sua,  ma  per  Tordine  di  quelli  regni,  che 
ancora  non  sono  guasti  (S.  200). 

1)  Principe  IX,  8.  29. 

2)  Diac  I,  40,  8.  176. 

3)  Politik  YIII,  8;  1  f.:  ^  {jl^  rdLp  ßaaiXsCa  xax&  tijv  dpioxoxpattav 
IotCv,  fi  Öi  TUpotwlc  4f  dXiYocpxCag  xfig  öordxifjg  oÖYxetxat  xal  Ö7)|ioxpax(a6, 
b(jb  9i]  xal  ßXap«po>xdTy]  tol(  dpxo}jiivoi€  koxbi,  Att  k%  Quolv  ouYxeifiivT)  xa- 
xov  xal  xdc  napsxpdosi^  xal  xd^  d)iapiAa(  Ixouaa  xd^  Twp'  dp.9oxip(i)v  xo&v 
«oXcxttAv  .  .  .  d  d4  xüpawog  ix  xoO  Wpo^  xal  xoCI  icXi^u^  ftnl  xo6g  y^^** 
p<(io^  6n«»(  6  d%ioc  ddixfjxou  {ii^Mv  fyiC  aöxAv.  9av6p6v  Q*  ftx  x<&v  oufißs- 
^Tjx^xcDv  Y^T^owiv  k%  diQjiaY«Y®v  *€  sItoIv  TOOtwö'ivxt^'  ixxod  öwcßdcXXstv 
^  Y^«»pl|iot>(. 
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tum  ist  mit  der  Aristokratie  yerwandt,  der  Tyrann  dag^en 
wird  von  der  Volksmasse  gegen  die  Vornehmen  erhoben,  um 
das  Volk  gegen  deren  Unbilden  zu  schützen. 

Ein  solcher  Fürst  mnss  nun  unter  diesen  Verhältnissen 
vor  allen  Dingen  darauf  bedacht  sein,  sich  unter  allen  um- 
standen die  Herrschaft  zu  sichern.  Der  Fürst  suche,  wie 
Machiavelli  wohl  mit  Anlehnung  an  eine  Stelle  des  Pltäarch  *) 
ausruft,  nur  seine  Gewalt  und  sein  Leben  zu  retten ;  die  Mittel, 
die  er  dazu  verwendet,  werden  immer  für  ehrenvoll  gelten  und 
von  jedermann  gelobt  werden,  denn  der  grosse  Haufe  hält  es 
stets  mit  dem  Schein  und  mit  dem  Ausgang').  Man  sieht: 
mit  noch  grosserer  Rücksichtslosigkeit  als  in  den  Disoorsi') 
führt  hier  Machiavelli  den  Grundsatz  durch,  dass  alle  Mittel, 
die  zur  Erhaltung  der  Herrschaft  dienen,  zu  billigen  seien. 
Er  stellt  nicht  die  Frage,  ob  die  anzuwendenden  Mittel  gut 
oder  böse,  sondern  die,  ob  sie  nützlich  oder  nicht  nützlich 
sind  ^).  Wenn  nun  aber  dieser  Grundsatz  teils  aus  jener  furcht- 
baren Verwirrung  der  sittlichen  Begriffe,  die  man  als  die 
Moral  der  italienischen  Renaissance  bezeichnet,  teils  aus  den 
Eigentümlichkeiten  des  politischen  Systems  Machi<w€Üi\  teils 
aus  seiner  scharfen  Beobachtung  der  Zeitumstände  herzuleiten 
ist,  so  lässt  sich  doch  auch  hier  die  Einwirkung  des  Alter- 
tums nicht  verkennen.  Pltäarch  z.  B.  verfahrt  in  seinen  po- 
litischen Lehren,  deren  Einwirkung  auf  MachiaveUi  bereits 
nachgewiesen  wurde  *),  nach  derselben  Methode  und  wenn  die 
Massregeln,  welche  er  vorschlägt,  nie  so  entsetzlich  sind,  als 
die  MachiaveUis,  so  liegt  daran,  dass  es  sich  hier  nicht  um 
ein  freies,  grosses,  sondern  um   ein   vielfach   eingeschränktes 

1)  Vitae  X,  61  (Vergleichung  zwischen  Theseos  und  Romulus)  dtl 
y&p  xöv  dtpxovx«  0(ö|;tiv  wpöyxov  aöx^  xijv  Äpx^Jv. 

2)  Principe  XVIII,  8.  53. 

3)  Discorsi  III,  41,  8.  408  f. 

4)  Man  denke  an  die  farchtbare  Härte,  mit  welcher  MaMaveUi, 
Principe  III,  8.  8  erklärt :  Percbd  si  ha  a  notare ,  che  gli  uomini  si 
debbono  o  vezzeggiare  o  apegnere;  perchd  si  vendicano  delle  leggieri 
offese ;  delle  gravi  non  possono;  sicchd  Toffesa  che  91  fa  alF  uomo,  devQ 
essere  in  modo  che  la  non  tema  la  Vendetta, 

5)  Vgl.  oben  a  32. 
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Siaatslebeii,  um  Angelegenheiten  mehr  kommunaler  Natur  han- 
delt Wenn  Pltäarch  z.  B.  davon  abrät,  aus  Neid  einen  recht- 
schaffenen Mann,  der  sich  durch  sein  Verdienst  den  ersten 
Ratz  errungen,  zu  bekämpfen  ^)  —  so  motiviert  er  diesen  Rat 
nicht  damit,  dass  ein  solches  Verfahren  unedel  sei,  sondern 
damit,  dass  es  weder  Ruhm  noch  Elhre  einbringe  ^).  Ebenso 
schlägt  er,  wenn  er  den  Staatsmann  warnt,  bei  Widerspruch 
gegen  eine  vorgeschlagene  Massr^el  die  G^enpartei  gewalt- 
sam zu  unterdrücken,  dafür  ein  andres  Verfahren  vor,  das 
kaum  minder  bedenklich  ist.  Durch  ein  abgekartetes  Spiel 
sollen  sich  einige  Freunde  des  Staatsmannes  auf  die  Seite  der 
Gegenpartei  schlagen  und  sich,  nachdem  man  lange  über  die 
Massr^el  debattiert,  den  Anschein  geben,  als  ob  sie  nunmehr 
überzeugt  wären,  so  würden  sie  dann  die  übrigen  mit  sich 
fortreissen ').  Es  soll  damit  nun  natürlich  nicht  behauptet 
werden,  dass  Machiaveüi  diese  Theorie  aus  Pltäarch  geschöpft 
hat,  ja  nicht  einmal,  dass  Tluiarch  in  dieser  Beziehung  einen 
direkten  Einfluss  auf  Machiavelli  ausgeübt  hat.  Wohl  aber 
ist  man  bei  der  Art  und  Weise,  wie  MachiaveUi  sich  bestän- 
dig auf  die  Alten  bezieht,  berechtigt  zu  fragen,  wie  diejenigen 
Schriftsteller,  von  denen  wir  konstatieren  können,  dass  sie 
einen  besonders  starken  Einfluss  auf  Machiavelli  geäussert 
haben,  sich  zu  diesen  sittlichen  Anschauungen  verhielten  und 
ob  ihre  Lektüre  dazu  diente,  die  in  MachiaveUi  bereits  vor- 
handene Richtung  zu  stärken  oder  zu   schwächen.     Und   ein 


1)  Praeoepta  ger.  reip.  c.  10:  Tö  >V  yäp  AvÄpl  XP^ox^^  xol  Öt*  dptxijy 
icpc»Tt6ovn  icpoopiix*^^^  ^^'^  96^vov  .  .  .  o&xs  npöc  dö^ocv  xfliX6v  oütt 
dUXo^  ou|i9ipov  *  &COCV  yäp  iSoc}iapxövTtc  oC  noXXol  npö^  Avdpa  xfi^oxb^f  tXxa 
8  TCvma,  xax^C  in*  dpyf  |itxavoi)a(oai ,  npb^  xofho  xi^v  ^4^tv]^  dicoXoytav 
Sotaioxd'nQv  voti{|^<i>oiv,  iiutp(4»ai  töv  dvansCoavxa  xaxapgd|&evov ;  Tb  {livxoi 
^9Xov  ^v^pQMcov  dwovoCa  di  xol  d^wbrqzi  «Mcotijiiivov  Ö9'  aör^  tijv  itöXtv 
.  .  .  Inavaordvxa  tancivSoai  xol  xa^^Xtlv  Xofiicp&v  icoitt  xi^v  icdpodov  Soicsp 
dpdjiaxo^  xij^  9coXix«Coi(. 

2)  A.  a.  0.  c.  16:  dXX*  dxocv  6ic6nX(0€  Sx^'^^'^v  ^^  tcoXXoI  fcpö^  xi  np&YI^^ 
xol  (Uya  ued  ocoxi^piov,  ob  btX  icdvxot^  d&oictp  inb  ouvxdftCDC  'jjxovxa^  t}]v 
Bdt^  Xi^siv  rvc6|i))v,  dXXd  xal  xpet^  xaxaoxdvxa^  dvxiXiytiv  ^pifia  x^i  <f CX(p, 
(Txa  6o7Ctp  i£tXftYXO(^^>*^'^^^^^*  ouvtqpiXxovxai  ydp  oOxo  xöv  dfj)iov 
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gemeinsamer  Grundsug  swiscbeu  der  ethischen  Omndlage  des 
Principe  und  Plutarch^s  politischen  Lehren,  nur  modifiziert 
durch  die  verschiedene  Art  des  Staatslebens,  auf  welche  sie  Biah 
beziehen,  ist  offenbar  aufauzeigen,  wenn  auch  direkte  Beeinflus- 
sung in  diesem  Punkte  sich  nicht  nachweisen  lässt.  Mit  Sicher- 
heit können  wir  dagegen  eine  unmittelbare  Einwirkung  durch 
Xenophon'^  Cyropädie  winehmen  ^).  Denn  auch  Cyrus  bedient 
sich  ungescheut  aller  Mittel,  um  seine  Herrschaft  zu  erhalten ; 
das  Volk  erniedrigt  er  zu  Sklaven,  indem  er  ihm  die  Waffen 
entzieht  oder  ihm  nur  die  sklavische  Waffe,  die  Schleuder 
überlässt  und  die  Vornehmen  hält  er  dadurch  in  Furcht,  dass 
er  an  allen  Orten  Spione  und  Späher  aufstellt'). 

Die  Grundlage  für  alle  die  Verhältnisse,  auf  denen  der 
Principe  sich  aufbaut,  ist  der  Satz,  dass  der  Stärkere  das  na- 
türliche Recht  hat,  mit  allen  Mitteln,  die  ihm  zu  Gebote  stehen, 
den  Schwächeren  unter  sich  zu  zwingen.  Auch  für  diesen 
Grundsatz  vermögen  wir  Einflüsse  des  Altertums  nachzuweisen. 
Finden  sich  doch  selbst  bei  Thakydides  Erwägungen  ganz  ähn- 
licher Art:  nach  dem  Recht  wird  im  menschlichen  Leben  nur 
entschieden,  wo  ein  Gleichgewicht  der  Zwangsmittel  vorhanden 
ist;  im  übrigen  aber  thut  der  Stärkere,  was  er  vermag,  und 
der  Schwächere  hat  nachzugeben  ').     Mit  dem  Recht  des  Stär- 

1)  Was  sich  deutlich  aus  der  Thatsache  ergibt,  dass  sich  Machda- 
velli  bei  ganz  ähnlichen  Erwägungen  in  den  Discorsi  ausdrücklich  auf 
die  Cyropädie  bezieht.  Disc.  II,  18,  S.  250:  Mostra  Senofonte,  nella 
sua  vita  di  Giro  questa  necessitk  dello  ingannare;  considerato  che  la 
prima  ispedizione,  che  fa  fare  a  Giro  contra  il  re  di  Armenia,  d  piena 
di  fraude,  e  come  con  inganno,  e  non  con  forza,  gli  fa  occupare  il  suo 
regno;  e  non  conchiude  altro  per  tale  azione,  se  non  che  ad  un  prin* 
cipe  che  voglia  fare  gran  cose,  6  necessario  imperare  a  ingannare. 
Fagli,  oltra  di  qaesto,  ingannare  Ciassare,  re  de*  Medi,  suo  zio  matemo, 
in  piü  modi;  senza  la  quäle  fraude  mostra  che  Giro  non  potera  per- 
venire  a  quella  grandezza  che  venne. 

2)  Gyropädie,  ed.  Hertlcin,  VII,  4;  15.   VIII,  1;  43  ff. 

3)  Thukydides  V,  89  (Verhandlungen  der  Athener  mit  den  Meilern) : 
iictaxa{idvouc  tzpb^  «Idöxac  Sn  dCxaia  |ilv  iv  x^  dv^a>7C8((p  Xöy<P  &nö  x^g 
toKjc  ÄvdYxyjc  xptvsxot,  düvaxd  hk  o(  Ttpoöxovrsg  iipdtoooooi  xal  oC  äus^^ü^ 
5üYX«po5oiv.  V,  107 :  OÖHOüv  oUo^ott  xö  güji^Äpov  jiÄv  jisx'  do^aXttog  tlvoi, 
x6  d&  d()caiov  xoa  xaX6v   (itxd  xCvdttvov  ^pSa^w^    Vgl.  bMOoden  V,  105, 
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keren  soll  nach  MachiaveUi  der  Fürst  in  den  eroberten  Lan- 
dern schalten;  meint  doch  MachiaveUi  geradezu,  dass  es  das 
beste  sei,  Staaten,  die  man  erobert,  zu  zerstören,  um  in  ihrem 
Besitz  völlig  sicher  zu  sein.  Vielleicht,  dass  er  auch  hier  von 
der  Cyropädie  beeinflusst  ist,  in  welcher  Cyrus  erklärt,  es  sei 
ein  ewiges  Ctesetz  in  der  ganzen  Welt,  dass  Person  und  Besitz 
einer  eroberten  Stadt  Eigentum  der  Eroberer  seien  *). 

Welches  sind  nun  die  Mittel,  durch  welche  der  Fürst  seine 
Herrschaft  sichern  kann?  Vor  allen  Dingen  muss  er  es  ver- 
meiden, sich  Hass  und  Verachtung  zuzuziehen  ').  Dieser  Satz 
stammt,  wie  zuerst  Ranke  nachgewiesen,  aus  der  Politik  des 
Aristoteles  •).  Aristoteteles  fügt  allerdings  hinzu,  gehasst  wer- 
den müsse  ein  Tyrann  unter  allen  Umstanden,  nur  möge  er 
sich  vor  der  Verachtung  hüten,  welqhe  schon  vielen  Tyrannen- 
berrschaften  ein  Ende  gemacht  habe  ^).     MachiaveUi  führt  im 

Die  Melier  haben  sich  fOr  ihre  gute  Sache  auf  den  Schutz  der  Götter 
berufen;  die  Athener  erwidern:  T^g  jiiv  xotvov  npb^  xb  ^Tov  «öiievstog 
o6d*  iß^lQ  cl6\i.t^  XaXti^ta^cvL'  cMbf  yÖLp  i^o  t{)c  dvd^xüTcstocc  x£5v  |jl&v  i^ 

^oOfisd«  fdip  tö  TS  ^ov  döS\}  xb  dvd-pcbiceiöv  xt  aa^i&^  di&  noLYtb^  tnb 
qp6oMft^  AvaYxaCa^,  oS  &v  xparg,  &px6iv'  xal  ^(isX^  o&xs  divts^  t6v  v6piov 
oSts  xftipiv(p  np&iof.  XP^oÄ(ievoi,  Svra  H  TuipocXaßövct^  xoil  io6)isvov  i^  dsl 
XflrcaXftC4^ovT6(  XP<)^(^^  aöx$,  eldötsg  xal  ö)i&^  äv  xal  dXXoug  &v  v^  ocöxf 
dovdiict  i)|iZv  Ysvotiivouc  dp&Ytct^  &v  aötö. 

1)  Cyropädie  VIT,  5;  73:  vöpioc  yip  4v  Tc&otv  cfevBtximotc  atötög  iortv, 
frww  YCoXspAOvKDV  itöXtg  &^$  töv  IXövTcov  sTvai  xal  x4  oöjiaxa  xöv  iv  xfj 
icöXti  xal  xd  xP^b^'CA  oGxouv  dt9ix{qp  ys  fi^sxs.  *0,  u  äv  lx>]^S}  dXXd  qpiXav- 
^pttMcCa  odx  &qpaipiJo«od«,  ^v  xi  iAxs  ixtiv  a6xo6c. 

2)  Principe  XIX,  S.  54  ff.  Vgl.  XVI,  S.  48.  Vgl.  XIV,  S.  44;  XX, 
8.  65  f. 

3)  Bänke,  «ur  Kritik  neuerer  Geschichtsschreiber  (Geschichte  der 
romanischen  und  germanischen  Völker),  3.  Aufl.,  Leipzig  1885,  S.  168. 
—  Aristoteles,  Politik  VIII,  8;  20:  Aöo  Ö'  oöoöv  alxtöv  Öt'  &«  ndXtox' 
iRix{d«vxou  xottg  xupawCoi  )iCoot>c  xal  xaxa^povi^osQ)^. 

4)  Ebendaselbst:  Mxepov  {liv  dsT  xo(»xq>v  öndpxsiv  xoX^  xopdwoi^,  x6 
tiToo^.  'Ex  dfc  xoO  xaxa9povttod'oct  iioXXal  yCvovxai  xÄv  xaxoXöotwv.  Vgl. 
übrigens  auch  SaUust,  de  hello  lugurtino,  III:  frustra  autem  niti  neque 
aliad  se  fastigando  nisi  odium  quaerere  extremae  dementiae  est.  —  Bei 
MachiaveUf'B  Benützung  des  Aristoteks  kann  man  beobachten,  wie  ihn 
einzelne  hingeworfene  Bemerkungen  des  Aristoteles  zu  grösseren  Aus- 
einandersetzungen veranlassen.    Wenn  Aristoteles  ^  kurz  nachdem   er 
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einzelnen  weiter  aus,  was  der  Fürst  zu  thun  und  zu  vermeiden 
bat,  um  dem  Hass  und  der  Verachtung  zu  entgehen.  Er  soll 
klug  genug  sein,  den  Ruf  solcher  Laster  zu  meiden,  über 
denen  die  Herrschaft  verloren  gehen  könne  ^).  ISbenso  fahrt 
Plutarch  in  der  schon  oben  berührten  Stelle  aus,  dass  ein 
Fürst,  um  seine  Herrschaft  zu  erhalten,  alles  vermeiden  müsse, 

Hass  und  Verachtung  als  Ursachen  des  Sturzes  des  Tyrannen  erklärt 
hat|  die  inneren  Unruhen  als  gefährlicher  für  die  Monarchie  bezeichnet, 
wie  die  äusseren  Feinde  (Vlll,  8;  22:  BaaiXt(a  dl  öyc6  (i&v  xAv  &gQ>^sv 
i)xioxa  qpd^sCpsxai*  M  xal  tcoXuxp^viö^  ionv*  &g  aOxfjc  bk  oCL  nkMXaxau,  tp^poU 
ou|jißa(youai.  ^^stpsrai  tk  xctxä  d6o  xpönoo^ '  Iva  |iiv  oxocotoodvKov  tdv  |&tx- 
sxövxü)v  x9iz  ßocoiXsCoc^  dXXov  dk  xpönov  tupawixiöxspov  nttp<0(Uv(i>v  dioixtfv 
5tocv  slvoa  xupia  icXtiöveov  dgiä^ou  xocl  Tcoepd  t6v  vö^iov),  so  g^bt  augen- 
scheinlich diese'  Bemerkung  Machiavelli  die  Anregung,  in  demselben 
Kapitel,  in  welchem  er  die  Bemerkung  des  Aristoteles  fiber  Hass  nnd 
Verachtung  benutzt,  folgende  Erw&gungen  anzustellen :  Perchd  un  Prin- 
cipe dever  aver  due  paure;  una  dentro  per  conto  de*  sudditi;  Taltra 
di  fuori  per  conto  de*  potenti  estemi.  Da  questa  si  difende  con  le  buone 
armi  e  buoni  amici ;  e  sempre  staranno  ferme  le  cose  di  dentro,  quando 
stien  ferme  quelle  di  fuora,  se  giä  le  non  fussero  perturbate  da  una 
congiura;  e  quando  pur  quelle  di  fuora  movessero,  se  egli  sarä  ordinato, 
e  yissuto  come  io  ho  detto,  sempre  quando  non  s*abbandoni,  sosterrä  ogni 
impeto . . .  Ma  circa  i  siidditi ,  quando  le  cose  di  fuora  non  muovino, 
s*ha  da  temere  che  non  congiurino  segretamente :  del  che  il  Principe 
si  assicura  assai,  fuggendo  Tessere  odiato  e  disprezzato.  Zu  dieser  Be- 
merkung, dass  ein  Herrscher  mehr  von  den  inneren  Unruhen  als  von 
den  äusseren  Feinden  zu  fürchten  habe  (siehe  auch  die  Discorsi,  wo 
III,  6,  S.  319  von  den  Verschwörungen  gesagt  wird:  per  quelle  molti 
piü  prindpi  aver  perduta  la  vita  e  lo  stato,  che  per  guerra  aperta). 
vgl.  noch  Polybius  X(,  25;  2  if .  (aus  der  Epitome):  Ka^Tcsp  ydtp  tid 
xÄv  ooDi&dxoDv  xdg  |iiv  k)tx6€  oU-rfag  toÖ  ßXdircstv,  Xiycü  d'  otov  t^öxoüg,  xa6- 
(laxog,  xÖTiou,  xpauptdicDv  xotl  Ttplv  Ytvio^ai,  (foXd^otoO'oa  düvax6v,  xocl  ysvo- 
jiivaic  sö)iap&c  ßyj^^at,  td  d'  ig  aöxöv  xöv  oti}\i,d.'ioi'^  ytyv6|itva  ^öjiaxa  xal 
vöaoüg  öüoxspfec  jjiiv  iipol*Öiodut ,  öuoxspfec  ^^  YtvoiUvotg  ßoTjd«tv  x6v  adxöv 
d^  xpÖTcov  xal  icspl  noXixsCa^  xal  nspl  oxpaxoicidü>v  diaXiQicxiov.  IIpö^  t^ 
ydp  xdg  igcD^tv  ftmßouXÄc  xal  noXi[io^  9cp6x«ipoc  6  xpöico^  xf}^  napaoxsuf)^ 
xal  ßoYj^Ca^  xol^  fc9ioxdvouoi.  IIpö^  bk  x&c  fcv  oOxotc  YSVotUva^  ivunoXi- 
xtCa€  xal  oxcfcgeig  xal  xapax&c  öGoxp^F^oc  ^  ßoi^d^ta  xal  p^yd^T^C  lntÖsgid- 
XTjxoc  xal  Qia^spouoYjc  dy^^votac  dso^vt].  Die  Vergleichung  des  Staates 
mit  einem  Rörper  kehrt  auch  bei  MachiaveUi  häufig  wieder,  vgl.  Disc 
I,  18;  III,  1. 

1)  Principe  XV,  S.  46. 
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WB8  sich  fQr  ihn  nicht  schickef  da  er  sonst  leicht  Hass  und 
Yemchtong  sich  zuziehen  könne  ^).  und  Aristoteles  fordert 
ausdrücklich  den  Tyrannen  aof,  sich  in  den  sinnlichen  Ge- 
nfissen  za  massigen,  indem  er  hinzufügt,  nicht  der  Nüchterne, 
sondern  der  Trunkene,  nicht  der  Wachsame,  sondern  der 
Schläfer  sei  der  Verachtung  und  Auflehnung  ausgesetzt'). 

Und  wie  der  Fürst  nach  MaehiaveUi  vor  dem  Ruf  der 
Laster  sich  hüten  soll,  welche  den  Verlust  der  Herrschaft  nach 
sich  ziehen,  so  soll  er  stets  danach  streben,  menschlich,  treu, 
redli<^  und  gottesf&rchtig  zu  scheinen,  ohne  dass  es  darum 
notwendig  ist,  dass  er  diese  Tugenden  wirklich  besitzt ,  was, 
wie  Älaehiaveüi  meint,  nicht  einmal  unter  allen  Umstanden 
nütalich  ist ').  Zwei  Arten  gibt  es  zu  kämpfen,  sagt  Machten 
vdU,  eine  Stelle  des  Cicero  wörtlich  übersetzend^),   die  eine 


1)  Pkttar^  a.  a.  0.:  M  fd^  t6v  dpxovra  p&t^n^  np&tow  oiMjy  t^v 
ipx^v*  odiQttai  d*  odx  ^i^'cov  dntxofUvT]  xoG  (i^  icpooi^xovxoc  ^  ntpttxoiiivT] 
loö  «poo^xovToc*  6  d*  Mido6c  %  ImxtCvosv  o6  |iivti  ßocoiXs6c  o6dk  Apx<^v> 
dXX*  ik  di^iOYCDYÖc  i)  dtoicöti]^  yivöiitvoc  i|i9coitt  xd  fua$tv  {  xcncupQOViTv 
•kXq  dfx^l^^voic*  od  iii]V  dXX'  ixiXvo  fiiv  imttxt£a^  doxtt  xcd  qptXauxCac  djjidp- 
ti|&a  xal  x^a^n&vTfio^  Aehnüch  ist  es,  wenn  Diodor  die  Fürsten  und 
Hoehftehenden  vor  Fehlem  warnt,  da  sie  dieselben  bei  ihrer  hoben 
Stellung  doch  nicht  yerbergen  könnten.  XIV,  1 :  d  ydkp  xo(»xo>v  ßCo^  ictp(- 
03IT0C  Av  Oid  x^  ftmqpdvtutv  iv  icdoiv  ddovatia:  xpöirmv  t}]v  IdCav  AyvoMcv. 
Aoi«  |it)M€  iXmt^ixiD  'cAv  xux^vicov  öntpox^C  'nvö^i  &v  ftfoci&oepxdv^  (MYdXa, 
Xi^otolktt  8id  tiXooc  dc^rnrntt^ffm^  Vgl.  P2i«torcA,  praeoepta  ger.  reip.  lY : 
oörcöc  d*  AoKtp  iv  ^tdipcp  Xoiicöv  dkvanticXa|iiv(p  ßuDoöi&tvoc,  ft£doxsi  xal 
xaRax6o|is  xöv  xpönov  tl  51  (i^  ^5iov  dicoXXd^at  narcdicoot 'djc  4'^X^C  "^^ 
xaxiav,  floa  y^^  inavM  |idXt9ia  xal  icpoonlicxti  tf&v  &|McpTi]|idxcov,  d^aipSv 
xal  xoXo6«v. 

2)  Politik  YIII,  9 ;  14:  fctpl  vk  t^c  dnoXoiöotic  td^  oo|MraxÄc  xoiWavxlov 
xot^v  i)  V0V  UV8C  Tfiv  Tupdvvcov  noioSoiv.  od  ydp  |jiövov  85^6^  Ico^v  xoOxo 
dpöoi  xoU  owtxAc  noXXd^  ^P^^pocCf  ^^^^  ^^  qpoCvtodm  xoT^  AXXoi^  ßoöXovroti 
ToOxo  ispdTxovTH»  tv*  t68flU|iovac  xal  |iaxo(p(ooc  9«u(JidaQ>oiv  AXXd  |jLdXi9xa 
pkt  (ircpla^v  xolc  TOio6xoi(*  sl  dk  p,%  i6  yt  ^aCvto^m,  dXXotc  dia^ÖYMv* 
o9tt  ydp  söeicUNxoc  o&x*  töxaxocqppöwjTOC  6  vi^v,  dkXX*  6  (itd^v,  oöd*  ö 
dYpoffvoc»  dXXd  6  xadt6dttv. 

3)  Principe  XY,  S.  45  £ 

4)  de  officüs  I,  11:  Nam  com  dnt  doo  genera  decertandi,  unum 
per  diaceptationem,  altenim  per  yim;  cnmqne  illnd  proprium  sit  ho- 
ndnis,  hoc  belnamm:  confagiendom  est  ad  poeterins,  si  nti  non  licet 
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d^rcb  Qesots^  dio  andi;«  darch  Qewalt:  das  erste  kt  die  Sitte 
des  Afei^aQben,  das  zweite  die  Art  d)Nr  Tiwe.  Aber  wenn 
Cicero  fortfährt :  sa  dem  letzteren  darf  man  nur  dann  seine 
Zufluobt  n^bmen,  wenp  sieb  kein  GU^braacb  mehr  ¥om  erat)«! 
machen  Ülßst,  sa  lautet  es  schärfer  b^  MtmhiuveOi.:  oft  aber 
reicht  das  erste  nicht  zm  und  so  mus^  man  von  dem  zweien 
Gebrauch  machen.  ^  OaroiPi  verlangt  MßchiaveUi^  dass  der 
Herrseher,  daer  sich  doch  darauf  verstehen  mOsse,  die  Bestie  an 
spielen,  Fuchs  und  Löwe  sein  könne«  Denn  der  Löwe  ent- 
geht den  Schlingen  nicht  und  d^r  Fuchs  kann  sich  gegen  den 
Wolf  nii^ht  wehren.  Parupi.  muss  man  Fuchs  sein«  un  die 
Schlingen  kennen  zu  lernen  und  Löwe,  um  die  WöUe^  zu  ver- 
scheuchen. Es  ist  abei:  nicht  genügend,  nur  Löwe  sein  sn 
wollen  ^).  Di^sa  Forderung,  auf  di^  MßchtaveUi  öftec  znrüekr 
kommt'),  stammt  offenbar  aus  Plutarch^  bei  welchem  Lysan- 
der  erklärt,  wo  die  Löwenhaut  nicht  ausr^eiche,  da.Q)Ö6seman 
von  dem  Fuchspelz  Gebrauch  machen'). 

Besonders  hält  es  MachiaveUi  für  nötig,  dasa  ein  Fürst 
im  Rufe  der  Religiosität  stehe,  eine  Ansieht,  in  welcher  er 
sich  an  Aristoteles  anschliesst  %  Um  den  Hass  zu  vermeiden, 
soll  der  Fürst  sich  vor  allen  Dingen  davor  hüte^,  Yernaögen 


supeiiore.  Principe  XVIII,  8.  51 1 :  Dovete,  aduaq^  M^re  ceme  aono 
dae  generazioni  di  combattere;  Tana  oon  le  l^ggi«  Talka  oon  le  ferse: 
q^el  primo  modo  d  dßgli  ucnünj,  qnel  secondo.  d  delle  bestie;  ma  per^ 
cbd  il  prima  spe^ae  volte  qoa  ba9t%  bisogpa  riosrnrete  al  secondo. 

1)  A.  a.  0.  S.  52. 

2)  Vgl.  ZIX,  S.  59,  w)  dec  Kaiser  Sevoros  pseisti  »qiKt^te  egli  «^»pe 
ben  usare  la  persona  della  volpe  e  del  leone.«  Ebenda  yq^i  Kaiser  Se- 
vems:  Cbi  eaaimnerli  adunquet  tritamente  le  azioni  dl  oosioi,  lo  tro- 
YGtj^  un  ferocissimo  leone  e  un*  astutis^ima  volpe. 

3)  Lyaander,  o.  VII :  Tfi^v  d*  d§io6vx(oy  |i^  noX^ulv  p«i4  ddXou  xodc 
dy'  "Hpait^^oü^  x^yoyöxoQ  xaTa^aXÄv  IMUi^v.    "Oäoü  yätp  ^  Imoyx^  |iij 

4)  Princ.  XVIII,  S.  53.  Poütik  VIII,  9;  15;  Tk»  »  x*  n^  vob^ 
Hob^  cpGUvsod'at  dtl  oicouSd^ovxa  diaqptpövxoc  (Bqnk^*  Vg),  auch  Gjxo- 
pädie  I,  6;  44:  M.AH  di  tiou  xoil  xddt,  &  nof,  iqpv),  x^^^y^^^*  ^^ot^  yäp 
Cepd  xal  ol(ovo6c  t^Tix*  iv  iattx(^  {jit^dinoTS  t^i^*  kv  atpa-ctf  xivdUkVtOiOQC  xam- 
vod^v,  ä>(  dv^oüinoi  (Uv  a£po0viav  npd^si^  8Udt{^VTSC»  s(d(&TCc  di  o&div»  4fEÄ 
lco(a(  ioxoo.  aüx^v  x^y^^^ 
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md  Weihet  dehi^  Üiitetthänefn  ^ui^utadten  ^).  Di^e  Vorschrift 
kennen  wir  ebenfalk  mit  Sicherheit  atif'  Aristoteles  ^rück- 
ftkrett  *).  Ferner  mtiBs  sich  der  Fürst  daror  hüten,  allzn  frei- 
gsbig  SU  ^11  tmd  sein  Vermögen  zn  verschwenden.  Detm 
aodi  durch  allzcigrosse  Freigebigkeit  kann  man  sich  Hass  und 
Venohtmig'  zuziehen  ;f  entweder  erschöpft  man  sein  Vermögen, 
mAH  wM  aam  und  verachtet;  oder  man  wird,  um  der  Armut 
£tt  entgehen,  röuberisch  und  dadurch  verhasst*).  Diese  An- 
sicht gdit  offenbar  auf  Cicet^o  zurück.  Denn  auch  Cicero 
warnt  tot  allzogrosdef  Freigebigkeit,  indem  er  ganz  besonders 
wie  MaehiaedU  darauf  hinweist,  dass  man  entweder  durch  zu 
grosse  Freigebigkeit  sein  Gut  vergeude  und  arm  werde  oder 
zur  Beranbong  andrer  schreite  und  seine  HSnde  nach  frem- 
dem Gut  ausstrecke ,  die  Folge  sei  dann ,  dass  dem  Frei- 
gebigen nicht  sowohl  Liebe  von  den  Beschenkten,  als  Hass 
von  den  Beraubten  zu  teil   werde  ^).    Weiter  hat  MachiaveUi 


1)  Prine.  XVH  and  XCL 

2)  1^  haben  dafSr  McfdtkM^s  ansdrüokllchee  Zeagnis  in  den 
DiteoTsi  III,  26»  S.  379:  Ed  Anstotele  intra  le  prime  oose  che  mette 
della  rovina  dei  tiranni,  d  Tavere  ingiariato  altroi  per  conto  di  donne, 
0  oon  stnprarle,  o  con  violarle,  o  corrompere  i  matrimoni.  Die  Stelle 
W  ArisMeli»  VUI,  9;  IS:  l&v,  tk  |Ji^  jiävov  aötdv  ^aCvso^  [vrfiiyct  xöv 
dpxosiivov  ößpCf^orca  |ii^  viav,  dXX&  |iy]d*  ftXXov  \Lyfltfa  tfiv  ntpl  a&xöv 
dt&o£c»€  d^  xal  Td(  olxsCa^  ixtiv  YUvotCxag  icp6c  x^  äXkd^  (b^  xod  diÄ  ytivai- 
«•*  9ßptt^  noXkcd  xopardU^  dutÜkAXodöu  Wenn  Sänke  a.  a.  0.  8.  168 
■dl  Beziehiing  auf  den  leisten  Sa/k&  der  Stelle  des  Aristoteles  bemerkt, 
dfts  BBflifiche  finde  sich  e;ttch  bei  MDtMai>dli,  so  muss  doch  hervorge- 
he^tea/t  werden,  das»  sich  etyniM  Aehnlichee  nur  in  den  Disoorsi  (a.  a.  0. : 
Prima  si  vede,  come  le  dönne  sono  dtate  cagioni  di  molte  rovine)  und 
Bidrt  ini  Frincfpe  findet,  wie  xnan  ans  Bankers  Worten  schliesen  muss. 

8)  Prüie.  XVI,  S.  47  f. 

4)  de  officiis  II,  15 :  Molti  enim  patrimonitim  efiPddö^nt  iticonsulte 
largiendo.  Quid  antem  est  stoltius,  quam  qnod  libenter  facias,  curare, 
ni  id  dintios  facere  non  possis  ?  Atqne  etiam  seqnuntor  largitionem 
rapinae.  Com  enim  dando  egere  coeperont,  alienis  bonis  manus  afiTerre 
eoguBtmr.  Ita,  cnm  benivdlentiae  comparandae  causa  benefid  esse  ve- 
Hnt,  Bon^  studia  assequuntur  eorum,  qnibus  dederunt,  quanto  odia  eo- 
nun,  qnibii«  adeiüernnt.  Tgl^  auck  I,  14:  Inest  autem  in  tali  libera- 
litate  copiditas  plemmqne  rapiendi  et  auferendi  per  inforiam,  ut  ad 
largiendom  suppetant  oopiae, 

4» 
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vielleicht  auch  hier  nnter  dem  Einfluss  von  PhdarcVa  politischen 
Lehren  gestanden.  Denn  aach  PhUarch  kommt  anf  grond  einer 
eingehenden  Untersuchung  zu  dem  Resultat,  dass  übermässige 
Freigebigkeit  dem  Staatsmanne  nicht  Ansehen  und  Einfluss, 
sondern  Schande  und  Verachtung  einbringe  ^). 

Wie  ein  Fürst  sich  vor  Verschwörung  hüten  soll,  hat 
Machiavelli  im  Principe  kurz  auseinandergesetzt ').  Sehr  aus- 
führlich hat  er  diesen  Gegenstand,  wie  bekannt,  in  den  Dis- 
corsi  behandelt,  wo  das  umfangreichste  Kapitel  den  Verschwo- 
rungen überhaupt  gewidmet  ist ').  Die  Oründe,  die  Machiaveüi 
hier  für  die  Entstehung  der  Verschwörungen  angibt,  sind  zum 
grossen  Teil  aus  Aristoteles  entlehnt.  Zunächst  wiederholt 
Machiavelli  in  den  Discorsi  und  im  Principe  ausdrücklich, 
dass  es  das  sicherste  Mittel  gegen  Verschwörungen  sei,  allge- 
meinen Hass  und  allgemeine  Verachtung  zu  vermeiden  ^). 
Wenn  Machiavelli  neben  den  Kränkungen  dann  die  Bedro- 
hungen als  besonders  geföhrliche  Ursachen  von  Verschwörungen 
bezeichnet,  da  der  Bedrohte  sich  durch  die  Notwendigkeit  ge- 
zwungen sehe,  entweder  zu  handeln  oder  zu  leiden^)  —  so 
findet  sich  etwas  Aehnliches  auch  bei  Aristoteles ').  Die  Krän- 
kungen, sagt  Machiavelli^  müssen  entweder  am  Vermögen  oder 
an  der  Ehre  geschehen  ^ ;  auch  hier  steht  er  offenbar  unter  dem 


1)  PltUarch,  praecepta  ger.  reip.,  c.  31:  *Av  di  ^  xd  xi^c  oMouq  |U- 
xpta  xocl  xivTpq)  xocl  xaxaon^iiaxi  lupiYpaqp^iuva  tijv  XP*^^*^»  ^^^  d^twic 
o5xft  xaTctivöv  o6div  ioxi  ictvCav  dtJtoXoYoGvx«  xolc  xAv  iffirwiei  igCoxao^oi 
qpOloxt}i(oic,  xal  pii]  dav8({!ö|i8Vov  oöxxpöv  d|ia  xal  xaxaYiXaoxov  tlvai  icspl 
x4c  XftixoüpYCotc  •  o6  ydcp  XocvMvoootv  IgaoB^voövxtg,  ij  ^Äoog  dvoxXoOvxtCi 
'9)  dtoTct6ovxtc  Savstoxd^,  &axt  t^*^  dö^av  aftxot^  ^rfik  tox^v,  dXXd  liftXXov 
alax6vT]v  xal  xaxoc^pdvY^otv  &nö  xdi^v  xoioöxttv  dnoiX(0|jLdxQ>v  Oicdpxttv. 

2)  Princ.  XIX,  S.  55  f. 

3)  Diso.  III,  6,  8.  319  ff. 

4)  Princ.  S.  55.    Diso.  319  f. 

5)  Diso.  S.  320. 

6)  Politik  VIII,  8;  14:  6|ioCa)C  dk  xal  Ötd  qjÄßov  Iv  ydp  u  xoOxo  xöv 
alx(o>v  ^,  Soicsp  xal  Tcspl  xdb^  noXixtCa(  xal  xd^  |jLovapxCo(C*  olo>f  Sip^v 
*Apxa7cdvt]C  cpoßoö|&tvo€  x^v  diaßoXijv  t9]v  Tctpl  Aocptlov,  6xi  &xpi|iaocv  oö  xt- 
Xtöaavxoc  Sip£ou. 

7)  DiflC.  320. 
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15nflnw8  einer  Aensserung  des  Aristoteles  ^).  Von  deu  Yer- 
letrongen  der  Ehre,  die  man  dem  Menschen  zufügt,  erklärt 
Mtukiaveüi  ffir  die  schwersten  diejenigen,  welche  die  Frauen 
betreffen,  näclistdem  Beschimpfung  der  eigenen  Person.  Dass 
MadiiaveUi  in  dem  ersten  Punkt  von  Aristoteles  beeinflusst  ist, 
wurde  schon  oben  *)  nachgewiesen ;  dasselbe  gilt  von  dem  zweiten. 
Denn  auch  Aristoteles  sagt :  durch  Beschimpfung  ihrer  eigenen 
Person  sind  schon  manche  zu  Verschwörungen  gegen  die 
Herrscher  gereizt  worden  •).  Wenn  MachiaveUi  als  Beispiel 
fbr  seinen  Satz  die  Verschwörung  des  Pausanias  gegen  Philipp 
herbeizieht  ^),  so  hat  auch  Aristoteles  *)  unmittelbar  vorher 
auf  dieselbe  sich  bezogen.  —  Unter  den  Schwierigkeiten,  welche 
der  Ausführung  einer  Verschwörung  im  Wege  stehen,  hebt 
MachiaveUi  besonders  die  Gefahren  hervor,  welche  dadurch 
entstehen,  dass  man  f&r  eine -Verschwörung  viele  Anhanger 
wirbt  und  dadurch  dem  Verrat  Thür  und  Thor  öfiFnet.  Er 
kommt  auf  diesen  Umstand  auch  im  Principe  zurück').  So- 
bald man  einem  Missvergnügten  seine  Absicht  entdeckt 
hat,  sagt  MachiaveUi^  so  gibt  man  ihm  das  Mittel,  seine 
eigenen  Wünsche  zu  befriedigen,  denn  er  kann  von  der  Ver- 
raterei des  Anschlags  den  grössten  Vorteil  für  sich  hoffen. 
Wenn  er  sicheren  Gewinn  von  unser  Seite  sieht  und  von  der 
andern  Ungewissheit  und  Gefahr,  so  muss  er  eine  seltene 
Treue  gegen  seine  Genossen  oder  einen  tiefen  Hass  gegen  den 
Fürsten  haben,  wenn  er  nicht  zum  Verräter  wird.  —  Diese 
Ansicht  geht  offenbar  auf  Herodot  zurück  ^).  Als  die  persi- 
schen Edlen,  die  sich  gegen  die  Magier  verschworen,  über  die 


1)  VIII,  9;  17:  Tijv  jjtiv  ydtp  tl«  x4  xP^t^'^  dXtycopCav  ol  qpiXoxpilliatoi 

2)  Vgl.  8.  51. 

3)  Vni,  8;  11 :  «oXXal  Ö*  ImWoti«  t%ttrr(nm,  xod  Öi4  t6  tl«  t6  oöj*« 
olox^vau  Töv  {iovofxOv  uvdc- 

4)  Diso.  320. 

5)  VIII,  8;  10:  di&  Tö  lAaou  6ßpuj^vai  a6T6v  (sc  Paasaniam)  fmh 
tflv  ntpl  "AtmiXov. 

6)  Kap.  TTX,  8.  55. 

7)  Die  Thatsaohe  ergibt  sich  daraus ,  dass  MachiaveXU  in  den  Dis- 


54  Pr*  a.  EUipgQr: 

A]i;i9ftLl;ir;9,Dg  ii^res  piwQS  bereiten,  macbti  Otm^$  den  Vorsoblag, 
ißt  Verschwörung  evßl^  ein^  groasere  AusdolHiapg  m  .geb^i 
VLX^  mehr  Ajxhänger  z^u  werben.  Darios  aber  entgegaet,  dem» 
weijin  mim  diesen  Bat  befolgtet  alle  Yerpcbworevm  scbmfthlioh 
uQ^konjuwen  müssten.  Denn  in  4io3em  Falle  würde  stiebet 
i^e^d  Einer,  sobald  er  fKlb:  sich  daraus  ^b  Vorteil  liehen 
könne,  dep  Magiern  die  Verschwörung  verraten  *), 

Um  $ein^r  He^rsphaft  Tollig  sicher  pu  sein,  soll  der  Fürst 
n^ch  JltachiaveUi  nichts  Andres  zu  seinem  Augenmerk  nehmen, 
auf  nichts  Andres  denken  und  zu  seiner  Beschäftigung  er- 
wählep,  als  das  Kriegswesen  und  die  Ginrichtung  desselben  *). 
Diese  Vorschrift  ergibt  $i(^  so  aus  den  sonstigen  Ansichten 
MachiaveUi%  dass  man  an  die  direkte  Einwirkung  eines  an- 
tiken Schriftstellers  kßfim  depken  sollte.  Doch  liegt  auch 
hier  vielleicht  eine  Bemerkung  des  Aristoteles  zu  Grunde'). 
Upi  sich  fp]^  ^  Krieg  vorzubereiten,  soll  der  Fürst  sich  mifc 
der  Jagd  biej^cbäftigen,  denn  diese  gibt  ihm  Gelegenheit ,  die 
Beschaffenheit  der  Gegend  gen^u  zu  studieren,  die  Einzelheiten 
scharf  zu  beobachte^  ^nd  sich  dergestalt  di^  Fertigkeit  zu  er^ 

corsi  ein  Beispiel  ftlr  diese  Theorie  selbst  aas  der  betreffenden  Stelle 
des  Ssrocl<4  wäklt. 

1)  Eerodat  ]II,  71 :  Myv»  np^  mUSta  4ftp«<oc'  'AvfipK  ol  Kocptdvrsc» 
xf6n{^  x^  slpTU^vcp  kg  *OTdvta>  tlxpi^Qto^i  inComod«  6xi  d3U3X4fo^  %4oMm ' 

2)  Principe  XIV,  a  43. 

8)  VIII,  9;  5:  '^<nt  tk  TCoXt|iotnoi6c  6  TÖpawog,  ötod^  äay^oXol  x«  &9i 
Nol  fiYs^jL^voc  iv  %psi<f  ddcTsXAoiv  Övxsc*  Wenn  MaohianeUi  in  seiner  Be- 
trachtoBg  üb^i  die  rön^ischen  Kaiser  Princ.  XIX  sagt,  aUe  schlechten 
Kaiser  seit  Marcus  seien  eines  gewaltsamen  Todes  gestorben  mit  Aus- 
nahme des  Seyeros,  und  dies  aus  der  Tapferkeit  des  Severus  eu  erklären 
qucht  (S.  ^:  perc))d  ii^  SeyerQ  futanta  yiitüt,  che  mantenendosi  i  soldati 
amici,  a^ohorchd  i  poppoU  f unsere  da  lui  grayati,  potd  sempre  regnare 
felicemente) ,  so  yergleiche  man  damit  die  folgende  Stelle  der  Politik. 
Pprt  wird  die  Tjra^inis  als  die  kurslebigste  Verf^^sung  besaichnett  und 
die  yerhältnismässig  lauge  Dauer  der  Herrschaft  der  OrthagQridan  und 
und  Kjpseliden  folgendermassen  erklärt:  YIII,  9;  21  f.:  xo6xqo  di  qcXtiov 
^t,  xoT^  4pJC^p4vQtc  i'j/ip&n.'^  psxpUü^  xal  noXXÄ  xoi;^  v6)iot€  ldo6Xti»oVy  xcd 
öiä  zb  noXsfiixög  yeviodiu  KXeia^ivriq  oöx  fy  s6xaxo(9p6vif^xo€,  xal  x4l  noXXd 
xatc  &iu|i«XeCaic  idigtioiYcoYOuv,    nspCavdpo(  Ik  iy^vexo  |Uv  xu^wucöc  akXk 
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werben,  unbekannte  Gegenden  ta  erfottulkM ').  Diese  Ansicht 
geht  nach  MadnapM'B  eigenem  Zettguis  in  dto  DiscoMi  mS 
Imofkons  Gyropadie  sorück  *). 

Maehiaveüi  erörtert  die  CVage^  wie  der  Fürst  sibh  eü  dem 
Volk  ond  den  Grossen  stelien  soll ') ;  er  kommt  zn  dem  Schloss, 
dftfli  der  Fürst  anter  allen  Umstiuiden  das  Volk  gewinnen  und 
die  Grossen  mit  allen  möglichen  Mittelti  unterdrücken  müsse, 
hl  ihren  wesentlichen  Gmndzügen  beruht  diese  Ansicht  auf 
Aristoteles  *). 

Als  einen  Gegenstand  von  grösster  Wichtigkeit  bezeichnet 
MadUaveüi  die  Frage,  wie  ein  Fürst  sich  vor  Schmeichlern 
hüten  kann  ^ j.  Daffir  gibt  es  kein  andres  Mittel ,  als  dass 
der  Fürst,  die  Wahrheit  zu  hören  im  stände  ist.  Da 
aber  die  Ehrfurcht  vor  dem  Fürsten  verletzt  wird,  wenn  ein 
jeder  ihm  ungescheut  die  Wahrheit  sagen  darf,  so  muss  der 
Fürst  nach  MachiaveUi  kluge  Leute  auswählen  und  diesen 
aUein  erlauben  ihm  die  Wahrheit  zu  sagen,  aber  doch  nur 
Qbff  die  Gegenstände,  Über  die  er  sie  befragt;  er  muss  sie 
aber  Über  alles  befragen,  ihre  Meinung  hören  und  dann  selbst 
seine  Bintschliessung  fassen.  Mit  diesen  Ratgebern  muss  er 
sich  so  benehmen,  dass  jeder  sieht,  er  werde  desto  mehr  Gehör 
finden,  je  freimütiger  er  spricht.     Ausser  diesen  aber  muss  er 


1)  Prineipe  XIY,  B.  44. 

2)  Diüi  Ul,  89,  e.  406.  Cyrop&die  I,  2;  10:  di&  toOto  M  t-n^Mola 
^  ^^Ipftv  im\UXoixwL  xal  poiotAtöc  Aonsp  Mal  Iv  noXIm^  ^t&drr  tOrttit^ 
^  xitl  oW«  M  ♦njp^  xal  -oöv  ÄXXttV  liccfitX^Tat,  5it»€  ^  ^pÄoiv,  fin 
Ai}9t9idkT)  odheffc  doml  ttvou  aOxi)  ii  (uXitY)  xAv  icpö^  t&v  n^Xi(iov'  xott  yäp 

^^•("opCoiC  Mol  dp6|iO(^  i^dyxT/l  M  «oU  xo^Oom  dnjptov  xal  &xoviCoai,  £not> 
*»  «apoxim^.   xal  xfjy  ^7^  9k  xoXXdbcic  4v*ptij  ^i^ftoOm,  öt«v  ti  töv 

9«^4bo^  M  t6  ftmqpipö|ievov  6ats  06  ^tov  •6pCi;v  iv  14  ft}pqL,  t(  dtoou 
^  4v  xoXi|if  xopövTtsv. 
S)  Principe  IX,  8.  ^  f  . 

4)  VIII,  8;  7:  *Ex  9ii}tiOXpateoBC  di  t6  xoX«|i^  xoöc  y>Mp(pao^,  xal 
^>9<^><ptiv  Xd^  xal  ^ovipA^  xal  ^ptiYoidt6Mv  6c  dvxixix^'^  ^^^  ^^C  "^ 
*PXV  *P«o«ooc, 

5)  Priaeipe  XXIH,  8.  70  f. 
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niemand  hören,  beschlossene  Sachen  nicht  wieder  besprechen 
und  von  ge&ssten  Beschlüssen  nicht  wieder  zorfickgehen.  — 
Die  ersten  Anregungen  zn  dieser  Theorie  scheint  Isokrates* 
Bede  an  Nikokles  gegeben  zu  haben  ^). 

Wenn  MachiaveUi  in  den  Discorsi')  im  Anschluss  an 
Xenophon^B  Hiero ')  und  vielleicht  anch  in  Erinnerung  an  eine 
Stelle  des  SMust^)  die  Ansicht  ausspricht,   dass  der  AUein- 


1)  Isocratis  orationes,  ed.  BenseUr^  1, 19 :  icurcob^  ^^oO  pi^  touc  &icav 

dCdou  iw^ffrpixi  tote  t5  qppovoOoiv,  Cva  ictpl  6v  &v  dii^iyvö^c  iXT}C  '^^^  ^^^ 
doxifidaovxobc. 

2)  Diso.  II,  2,  8.  222. 

8)  Hiero  V  (Xenophontis  scripta  minora,  reo.  Dindorf):  XoXticöv 
d*  i^  oot  xal  &XXo  nd^)ia,  d  ZifMovfdt],  tfi^v  Tupdwov.  y(T^<>^^>^^>^  I^ 
ydcp  oödiv  ^Tcov  tfi^v  Iduoxdv  toö^  xoa|i(ouc  'ct  xal  00906^  xal  dixalooc* 
toÖTOuc  d*  ^vtI  xoO  Aytadm  qpoßoOvxai,  xoü^  {läv  dvdptCouc  |iii  tt  ToX|&i^ai 
xfjC  iXta^sp(ac '  Ivtxa  to^c  hk  ooqpoi»^,  |ii{  xt  }iiijxocvi)oo>vxat,  to^^  M  dtxaiooc 
|iY]  iTcidt>tii^  xö  icXfjd^  6n*  oiöxAv  icpoaxocxtto9m '  5tocv  M  Toi»(  xotoöxooc 
dtd  xöv  qp^ßov  öictl^aipd^vrai,  xCvtc  dXXot  oiöxolc  xaxoXtdiovxai  xp^od^t  dXX* 
i)  Ol  ddtxoC  X8  xoa  ftxpoxtl^  xal  &vdpaicod<6dMc;  ol  fJLiv  dtdtxoi  m9ctuö|Uvot 
diö  X«  ^oßoGvTQci  &aicsp  ol  xöpawot  x&c  icöXstc  liiJicoTt  &Xt69«pat  Ytvötitvoi 
kYxpaxsX^  aöxdv  yivovxai.  ol  d'  &xpaxtlc  Tf}^  tlc  tö  icapdv  i{ouolac  ivtxa, 
Ol  d*  dvdpa;cod(6dsic  di6xt  o6d*  a6tol  dgioOEotv  iXt6^«poi  ttvou.  XaXtic6v  o5v 
xal  xoOxo  xö  nd^pia  ifj^ayt  doxtl  tlvai,  xö  dXXoic  (Uv  ^yttodm  dya^u^ 
dvdpo^,  dXXooc  d^  XP^odm  dvaYxdt^to^ot.  Wenn  MachiaveUi  weiter  sagt 
(a.  a.  0.  S.  222):  AI  contrario  interriene  quando  yi  d  ono  principe; 
dove  il  piü  delle  Tolte  quello  che  fa  per  loi,  offende  la  dttä;  e  qaello 
che  fa  per  la  dttli  offende  lai  .  .  .  Non  puö  ancora  le  citUl  che  egli 
acquistai  sottometterle  0  farle  tribatarie  a  quella  dttÄ  di  che  egli  d 
tiranno:  perchd  il  farla  potente  non  fa  per  lai,  so  geht  diese  Ansicht 
ebenfalls  auf  den  Hiero  zurück.  V,  8:  iu  d^  ^iXönoXiv  {läv  dt^&yivQ  xal 
x6v  xOpawov  stvat*  dvto  yäp  xf^c  ic^Xso»^  o5x*  &v  oc6(so8m  d6vatxo  o5x*  &v 
tödaitJLOvtlv'  ^  tk  xupavvl^  dvayxd^st  xocl  xotCc  lou>xfi^v  icaxploi  i-pLokü^f  o5xs 
ydp  dXxCtJLOUC  o5x*  sö6nXouc  x^^^^^  "^^C  icoXCxa^  noipaaxsud|^ovxsc  dXXd  xo6c 
Sivouc  dsivoxipouc  xfi^v  fcoXixAv  naoOvxsc  ^dovxoi  pAXXov  xoa*xo6xo^  xp&ruu. 
dopoqpöpoic. 

4)  De  coni.  Cat.  YIl :  Nam  regibus  boni  quam  mali  suspectaores 
sunt,  semperque  eis  aliena  Tirtus  formidulosa  est.  Vgl.  audi  ArieMdes^ 
Politik  VIII,  9;  8:  Aiö  xal  xotc  imcixioi  fcoXs|ioOaiv  d)C  pXaß8p6Cc  icp6c 
xi]v  dpx^v,  06  fiövov  did  xö  t^T)  dg^Gv  dpxsa8m  dsonoxixAc,  dXXd  xal  did 
x6  luoxoOc  Kai  lauxoTc  xal  xotc  dXXoic  stva^  xal  tJii]  xaxarops6siv  |ii^  to>- 
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herrseher  anter  den  Bürgern,  über  die  er  gebietet,  keinen 
gnten  und  braven  bevorzugen  könne,  wenn  er  sie  sich  nicht 
selber  verdächtig  machen  wolle,  —  so  verlangt  er  dagegen  — 
unter  dem  Einfloss  des  Aristoteles  —  im  Principe,  dass  der 
Fürst  Liebe  zu  ausgezeichneten  Eigenschaften  beweisen  und 
treffliche  Männer  ehren  solle  ^). 

Um  die  Liebe  des  Volkes  sich  zu  erwerben,  soll  der  Fürst 
alle  harten  Massregeln  durch  andre  ausfähren  lassen,  Gnaden- 
erweisnngen  aber  sich  selbst  vorbehalten ').  Bänke  führt  auch 
diese  Vorschrift  auf  Aristoteles  zurück ').  Doch  scheint  hier 
mehr  noch  der  Einfluss  des  Hiero  massgebend  zu  sein  ^).  Und 
wenn  MachiaveUi  dem  Fürsten  empfiehlt,  seine  Bürger  dazu 
anzutreiben,  dass  sie  sich  ernstlich  in  ihrem  Gewerbe  anstrengen, 
sie  zu  Handel  und  Ackerbau  aufzumuntern  und  denjenigen,  der 
d^  Stadt  und  dem  Staat  auf  irgend  eine  Weise  Nutzen  bringe, 
za  belohnen  *)  —  so  lassen  sich  auch  diese  Ansichten  klärlich 
auf  den  Hiero  zurückführen.  Denn  ebenso  fordert  Simonides 
den  Hiero  auf,  Gewerbe,  Handel  und  Ackerbau  zu  begünstigen 


tdv  |ii^  xOv  AXXeov,  und  Eerodot  III,  80 :  qpO^visi  ydtp  (sc.  tjrannus)  toloi 
dpioiota  ntpitoSoC  xs  xal  ^cboooi,  x^P*^  ^^  "^^^  xaxtoxoiai  xSv  doxffiv. 

1)  Princ.  XXI,  8.  69.  Aristoteles,  Politik  VIII,  9;  16:  Toog  x'dfa- 
M^  RipC  V,  YivopAvou^  titiAv  oOtcd^,  &9tft  }ii]  vo}iC(^tiv  dv  noxe  xiiii^d^vat 
pAUov  &r6  xdv  noXtxSv  aÖTOvd)ia)v  övtcdv  (Bänke), 

2)  Princ  XIX,  a  56. 

3)  »Aristoteles:  xt^dc  fjLiv  dnovifuiv  aöxöv,  xd^  tk  xoXdott^  di*  &xipa)v. 
Wenn  bei  Aristoteles  die  Worte  folgen:  di^öYttü^  xal  dtxaoxtjpCcov,  so 
wurde  das  fOr  Maehiaveüi  Anlass,  auf  die  Parlamente  von  Frankreich 
anzugehen,  deren  Einrichtung  dem  Könige  von  Frankreich  die  Befol- 
gung dieser  Maasregel  möglich  machte.« 

4)  Biero  IX,  1 :  IIp^c  xocOxa  öi)  ndXtv  sItcsv  ö  2i|Mi>vCdT2C,  *AXX*  öna)c 
)^  q6  tcdviov  xoircov  imiuXu^xiov,  &  lipcov  od  X^yQ)*  iniiUXsiou  t^ivxoi 
IM  doxoSoiv  Ott  |iiv  ndvo  npöc  ix^«v  dys^v,  aC  tk  ndvu  did  x«P^'ca)v  etvou. 
t6  |i^  Y^  diddoxstv  d  ion  ßiXxiaxoc,  xal  x6v  xdXXioxa  zotßxa  igef>Y0c^6|isvoi 
imWCv  xal  xiiiftv,  aöxi]  |iiv  ii  im|UXsia  dtd  x^P^'^cov  yCy^*^^»  '^^  ^  '^^^ 
iv8i6c  ti  xoioOvxa  Xocdopilv  xs  xal  dvayxdl^s^v  xal  ;;-y]}iio0v  xal  xoXd^^stv, 
ttöw  U  dvdYXT]  öt'  diMx^Ca^  jidXXov  yiY^sod«i.  ^ycb  ovv  9)17^«  dv(f(>l 
(H2om  TÖ  fikv  T^v  ävdyxjjg  Sedfiivav  aXXoig  ngoorcuexiov  elvcii  xoXoL^€iv 
»^  Ä  TÄ  il^Xa  iafo6iS6vai  6C  mycoü  noiTjriov. 

5)  Prino.  XXI,  S.  69. 
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und  diejenigen,  die  sich  so  dem  Staate  nfitdich  machen,  dnrch 
Belohnungen  zu  ermuntern  ^). 


1)  Hiero,  c.  IX:  Eal  v«l  |i&  ACa  dp)i$vtd  y  &v  Mnov  ^oi  Moc,  xtiiljc 
dpeYd(i«vot  xol  xP^iiiata  Mtxov  &v  tloqpipoctv  öicöit  xoöxou  xoeipdc  iKi],  xcl 
Tö  ndvTcov  Y*  XP''2^I^^<)'^^^'^^»  '^oxa  M  tl^topivov  8id  ^iXevnxCac  icpdmo^oi» 
^  Ytoif  yCa  aö^  dv  noXO  kmZo%  st  Tic  4^^*  «pouWij  xax*  Ä^poog  ij  xaxd 
x(i))iac  xoTc  xdXXtora  xijv  y^v  ftgspyttl^oiiivoic  xal  toXQ  tl^  xoQfxo  xAv  icoXixdv 
ipp(D)jivo>c  npsTCOtiivoic  noXXd  äv  dyaM  nspoivoixo.  xal  ydp  oC  icp6oo8ot 
aQgovx*  &v  xal  ^  ottKppoaiyfri  itoXb  \MX(n  o6v  tf)  üojiokicf.  oufiicapaiiaptDpöt 
xal  }iT2V  xoxoopifiai  *ft  ^xxov  xül^  iv  ApY^^  Ipq^ovxob.  tl  bh  xal  ft|ii6op(a 
(bqpeXtl  u  TCöXiv  x(|J46|itvo(  &v  ö  xXtfota  toQfxo  icoidv  xal  ftxxöpoo^  &v  icXtiooc 
dysCpou  tl  di  9avtp6v  Yivoixo  öxi  xal  ö  icpöooddv  xtva  dXuxov  ftC*up(axc0V 
x^  fcöXti  xi|it)a8xab,  oöd*  aOxv]  &v  ^  oxi^/ic  dpyolxo.  tlc  di  ouvsXdvxi  tlnslv, 
tl  xal  xaxd  ndvxa  iiicpavl^  ttif)  &xi  ö  dyo^v  xt  tlc  ^o6|itvoc  oöx  dt.xlp.'qxo^ 
ioxai,  noXXob^  dv  xal  xoOxo  ft{op|ii)ositv  ipyov  noittbdai  t6  dxonitv  xt  dyad^. 
xoU  öxonr  Yt  icoXXoT^  ntpl  xAv  d>9tX£|i(DV  piX^jv  dvdpcv)  töpCoxto^C  xt  iiO^ov 
xal  imxtXtXod^u  —  Wenn  itfodUaveJI»  a.  a.  0.  fortfährt:  Deve,  oltre  a 
questo,  ne*  tempi  convenienti  dell*  anno  teuere  occapati  11  popoli  con 
feste  e  spettacoli:  e  perchh  ogni  ciUä  e  divisa  o  in  arti  o  in  trilm, 
deve  tener  conto  di  quelle  uniTersitä,  adünarai  con  loro  qoalohe  Volta, 
dare  di  ad!  esempio  d*  nmanitä  e  magnificenza;  tenendo  nondimeno 
sempre  ferma  la  maiesUl  della  digniUl  soa,  perchd  qnesto  non  si  Tuole 
mai  che  mancbi  in  cosa  alcuna,  so  gehen  auch  diese  Vorschriften 
zweifellos  auf  die  der  eben  dtierten  Stelle  des  fliero  unmittelbar  vor- 
hergehenden Worte  zurück;  Hiero  IX,  5:  x(  o5v  xo>X6ti  xal  x*  dXXa  xd 
noXiuxd  00x0)  icspalvtodm;  Stf^^vzai  fikv  y&g  Sbcaoai  al  nöXeiQ  tä  fihv  xata 
qfvXag  al  dh  xarä  fid^g,  ai  6i  xaxä  A^ovc,  xal  dpxovxt^  iqp*  &xd9r(p  |Up«i 
icpton^xocaiv.  OöxoOv  tl  xc^  xal  xoOxoig*  6aictp  xoXq  x^P^^  ^lO-Xa  icpoxi^tii) 
xal  söonXCag  xal  tihagCag  xal  Innixfjc  xocl  dXxi}^  xfj^  &v  TCoXi|iq)  xal  ducaio- 
abvrig  xi}g  kv  xotg  oufißoXaCoi^  tlxög  xal  xaOxa  ndvxa  did  (;piXovtixlav  tiyxövtDg 
daxtto^. 
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Von  Dr.  Sihill«. 


Vierter  Artikel.    Die  deutsehe  Kolonialpolitik 
insbesondere. 


VIL 
Das  kravfflitioneUe  Kongebeoken  % 

Das  konventionelle  Eongobecken  kommt  für  uns  in  Be^ 
tracht  in  der  dreifachen  EHnsicht  seiner  gebietlichen  Abgren- 
nmg,  seiner  internationale«!  Eleehtscnrdnnng  und  seiner  Exe- 
knÜTorgan  isaHon. 

1)  Das  Gebiet  des  konventionellen  Eongobeekens. 

Nach  Artikel  1  der  Berliner  Generalakte  soll  Tollständige 
Freiheit  den  Handels  aller  Nationen  (yrgl.  Z.  2)  stattfinden 
in  einem  Gebiet,  trelehee  foTgende  drei  Hauptbestandteile  nra* 
hssi: 

erstens;  das  geographische  Becken  des  Eongo 
eiBscidieselich  des  Beckens  des  TanganikahSee^s,  wetefaer  durch 

1)  Unser  Schlunartikel  ist  den  neuen  deutsclien  Kolonieen  und  der 
Zasammenfassang  aller  Ergebnisse  unter  den  Gesichtspunkten  deutscher 
ffelonialpolitik  hauptsfichlieh  gewidmet ( AbscBn. IX bis X 71).  Diese 
Ao%abe  kt  jedoeh  erst  dana  iCibar ,  wearn  die  grossen  SehOpfungen 
dar  Berlinat  Oeaeralakte  and  der  BerMnw  Eonftf  ena  —  das  konventio- 
nelle Koogobeckes,  das  Nigerfreikiy:idelsgebiet  und  der  Eongostaat 
(Abschn.  VII  bis  X)  —  zuvor  noch  näher  behandelt  sind.  Das  sind  her- 
▼orragend  Schdpfungen  deutscher  Eolonialpolitik ,  welche  in  die  Ent- 
wiekehiBg  unserer  Eolonieen  von  Eamerun  und  Ostafrika  bedeutend 
«UBogreÜBa  b«timait  akML 
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den   Luknga  mit   dem  Oberkongo   (Lualaba)   hydrographisch 
verbunden  ist; 

zweitens:  die  dem  geographischen  Eongobecken  zo 
beiden  Seiten  der  Kongoroündung  vorgelagerten  atlan- 
tischen Küstengebiete.  Dieselben  reichen  von  2^  3(y 
südlicher  Breite  (Sette  Gamma)  bis  zum  Logeflnss  (8®  südL 
Breite)  und  sind  nach  innen  wie  folgt  abgegrenzt :  die  N  o  r  d- 
grenze  zieht  sich  von  Setta  Gamma  ostwärts,  so  zwar,  dass 
sie  noch  das  Ewilugebiet  einschliesst ,  jedoch  die  Wasser- 
scheide des  nordlich  hievon  liegenden  und  ausserhalb  des  kon- 
ventionellen Beckens  liegen  bleibenden  Ogowegebietes  nicht 
überschreitet,  und  zwar  zieht  sie  sich  derart  soweit,  bis  die 
Wasserscheide  gegen  den  Ogowe  unter  dem  14.  bis  15.^  öst- 
licher Länge  auf  die  Nordwest- Wasserscheide  des  geogra- 
phischen Eongobeckens  trifft  Die  südliche  Ghrenze  folgt 
dem  Laufe  des  Loge  bis  zur  Quelle  und  wendet  sich  von  dort 
nach  Osten  bis  zur  Vereinigung  mit  dem  geographischen 
Becken  des  Kongo. 

Das  Eongofreigebiet  umfasst  weiter 

drittens:  das  ganze  Hoch-,  Terassen-  und 
Eüstenland  Ostafrika*s  östlich  vom  geographischen 
Eongobecken  zwischen  dem  5.^  nördlicher  Breite  und  der 
Zambesemündung ,  so  zwar,  dass  die  Südgrenze  gebildet  wird 
vom  unteren  Zambese  bis  fünf  Meilen  aufwärts  von  der  Mün- 
dung des  Schire,  dann  von  der  Wasserscheide  zwischen  dem 
Nyassasee  und  den  Nordzuflüssen  des  Zambese  bis  zu  dem 
Punkt,  wo  diese  Wasserscheide  auf  die  Wasserscheide  zwischen 
letzteren  Zuflüssen  und  dem  obersten  geographischen  Eongo- 
becken stösst. 

Diese  drei  Gebietsteile  zusammen  bilden  das  »konventio- 
nelle Eongobecken«,  welches  demnach  gegenüber  dem  geo- 
graphischen Eongobecken  grösser  ist :  um  6  Breitegrade  Vor- 
land am  atlantischen  Ozean,  femer  um  das  ganze  Mittel-Ost- 
afrika von  5*  nördlicher  bis  19*  südlicher  Breite,  welches  den 
Ablauf  gegen  den  indischen  Ozean  hat,  weiter  um  einen  Teil 
des  Zambese-Strombeckens  mit  dem  Nyassasee,  endlich  um  die 
dem  Obemilgebiet  angehörigen  Seen.     Da  das  geographische 
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EoDgobecken  nur  die  Westnil- Wasserscheide  des  Qazellenfluss- 
gebietes  (Westobemils)  zur  Grenze  hat  bis  da,  wo  dieser  Teil 
der  Nilwasserscheide  vom  5.^  nördlicher  Breite  geschnitten 
wird,  so  fallt  in  der  That  in  den  Bereich  des  konventionellen 
Äeqnatorialfreigebiets  das  ganze  übrige  Obern itgebiet  südlich 
TOD  Gondokoro  (5^  n.  Br.),  also  das  ganze  Land  um  die  grossen 
Seen:  Victoria  Njansa,  Albert  Njansa  (Mwutan  Nsige)  und 
Lata  Nsige.  Das  Aeqnatorialfreigebiet  überschreitet  daher 
durch  das  konventionelle  Eongobecken  den  5.^  nördliche  Breite 
bis  über  8^  n.  Br.,  nämlich  an  jenem  Punkte,  an  welchem 
die  Gebiete  des  Gazellenflusses,  des  Scharistroms  und  der  Eongo- 
Nordost-Tributäre  an  einander  stossen.  Bis  nahe  an  den  8.^ 
nordlicher  Breite  reicht  es  da,  wo  die  Nordwasserscheide  des 
geographischen  Eongobeckens  an  das  Flussgebiet  des  oberen 
Benue  anstösst.  Im  Nordwesten  baucht  sich  das  natürliche 
KoDgobecken  auf  wenig  mehr  als  einige  Längengrade  Entfernung 
gegen  die  Eüste  Südkameruns  hin  aus,  im  Südwesten  reicht 
es  bis  zu  12^  südlicher  Breite  hinab  und  nähert  sich  auch 
bier  auf  nicht  grosse  Entfernung  der  atlantischen  Eüste. 

Das  konventionelle  Eongobecken  dürfte  sonach  im  Mittel 
18  Breiten-  und  25  Längengrade  umfassen. 

Ethnographisch  gehört  das  konventionelle  Eongo- 
becken (vrgl.  3.  Art.)  überwiegend  an:  den  Bantunegern  des 
Inneren,  d.  h.  den  zentralafrikanischen  und  den  Lundavölkem, 
dann  den  Bantunegern  Südguinea*s.  Im  Nordost  gegen  den 
Gazellenfluss  ragen  die  hellfarbigen  Njamnjam  und  die  Mon- 
batta  herein.  Am  weissen  Obemil  die  Negervölker  der  Schil- 
Ink  und  Verwandte,  sowie  die  Waganda  und  Verwandte  an 
den  Nilquellseen.  Im  Osthochland  bis  zum  indischen  Meer 
omfiässt  es  einen  Teil  der  GaUa  und  die  Massai  am  Eilima- 
ndscharo  und  am  Eenia.  Dann  die  ünjamwesi  östlich  vom 
Tanganikasee,  von  da  südlich  die  Zuluvölker  (Watuta  und 
Verwandte),  ferner  die  Araber  und  Suaheli  an  der  Eüste  des 
indischen  Ozeans  und  in  deren  Niederlassungen  im  Innern. 

Politisch  gehört  das  Gebiet:  teils  dem  Eongofreistaate, 
teils  Frankreich,  teils  Portugal  (Südguinea  und  Mosambique), 
teils  Deutschland    (Ostafrika),    teils   England  (nördlich    vom 
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Eilimandsofaaro),  teil«  dem  Sultan  von  Sattisibttr;  endtfeh'  üihA 
den  onanterworfenen  Herrsefaern  der  Landavdlker  und  mfal- 
loeen  Häoptlingenf  anderer  Naturvölkersohaften ;  im  ganzen 
Norden  vom  Eongostaat  liegen  nämlich  nooli  mm  konrentio- 
nellen  Freigebiet  gehörig  grosse  Strecken,  welche  entweder 
ganz  nnentdeckt  oder  von  Enrof^tom  noch  nicht  besetzt  sind. 

Auf  awei  Gebiete  de»  konventionellen  Eongobeckens,  den 
Eongostaat  und  Ostafrika,  kommen  wir  in  Abschnitt  X,  St 
und  XII  des  Näheren  zurfick. 

2)  Die  Verkehrsfreiheit  des  konventionellen 
Eongobeckens. 

EHe  Berliner  Oeneralakte  verfüg^  fthr  Handel,  Verkdir  imd 
Niederlassung  innerhalb  dieses  wohl  gewaltigsten  und  eni>* 
wicklungsfahigsten  Aeqnatorialgebietes  der  Welt  die  nnb^ 
schränkte  internationale  Gleidiberechtigung.  Es  wurden  näm-* 
lieh  folgende  nähere  Festsetzungen  getroffen: 

Gleichberechtigung  der  Flaggen  aller  Nationen  mit  den 
Angehörigen  der  Üferstaaten,  zu  Sehiffbhrt  und  Handel  in 
der  ganzen  Ansdehnung  der  Stromnetise,  der  Nebenflüsse  und 
MOndungen,  der  zu  erbauenden  Eanäle,  Strassen  und  Bisen- 
bahnen ; 

Freiheit  von  Durchgangs*  und  von  Eingangszeilen,  und 
zwar  vorläufig  auf  20  Jahre,  -^  nur  Aubgangsabgaben  dürfen 
von  den  Territorialmäcbten  erhoben  werden; 

Fr^beii  von  Stations-,  Stapel-,  Niederlage*,  tJmschlagCH, 
und  Aufechlagsverpfliohtengen ,  fbnier  von  allen  Schübe  und 
Frachtabgaben,  ausser  soweit  sie  den  Charakter  einer  Ver^ 
gtttnng  fOr  die  der  SchiffAArt  sdbst  geleisteten  Dienste  tragen ; 
die  Tarife  für  Geböhren  der  letzteren  Art  dürfen  kerne  Be- 
günstigung gewähren;  für  di«  Eongoschifffahrt  sind  die  zu«' 
lässigen  Abgaben  in  Artikel  14  genau  bezeichnet  und  ist  eine 
Revision  der  betreffenden  Tarife  von  5  zu  5  Jahren  vorbehalten ; 

ünzuläesigkeit  der  Erteilung  von  auf  den  Handel  bezüg«- 
liehen  Idonopolen  oder  Privilegien  irgend  einer  Art  durdi 
irgend  eine  der  Mächte,  welche  im  konventionellen  Eongo- 
beeken  Souveränetatsrechte  ausüben  (Art.  5); 

Gleichberechtigung  der  Fremden  jeder  Nationalität  mit 
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im  hmäeBBXkgeh&ngem  in  besug  aof  Schutz  der  Person  und 
deiVecm^ens,  den  Erwwb  und  die  üeb^rtragung  bew^liehen 
lud  ucbewegliohen  Eigentums  und  die  Ausübung  ihres  Ge- 
wbes  (Art.  6); 

Gleiohbehandhing  und  Gleichbelastung  (bis  zum  Maximum 
der  Eostenyergeltung  eimchliesslieh  des  den  Unternehmern 
ni8t0hendfiit  Gewinnes)  auf  allen  Sirassen,  EHsenbahnen  und 
Seüenkanälen ,  welche  beskimittt  sind,  der  NichtschiffbaAeit 
der  Gcmäsaei?  abzuhelfen  (Art  1^ 

3)  Die  Ezekutivorganisat ion  des  Eongogebiets. 

IHe  GrundsätEe  inteirnationakr  Verkehrs-  und  Nieder- 
imnj\ffshfiheii  bedftrfen  selbstverstuidlieh  schfitGsender  und 
ToUsehendef  Organe. 

Ihre  Dorclftftihmng  wird  yioUstandig  erst  dann  gesichert 
sein,  wenn  die  öffentlichen  Crewalten  der  Eingeborenen  irgend- 
wie der  pobtis^en  Chrgavisation  des  Eongofreistaates,  Prank- 
mch9,  Portugals,  England»  (am  Eonia),  Deutschlands  (Ost- 
sfril^)  und  des  Sultanates  Sansibar  eingegliedert  sein  werden. 
Dies^  ist  noch  lange  nicht  der  Fall  und  ist  daher  erst  ein  un- 
endlich weiter  Weg  zurückzulegen,  bevor  die  Yerkehrsfireiheit 
d»  ganzen  Eoagofrdgebietes  volle  praktische  Wahrheit  ge- 
worden sein  wird. 

Vorlaufig  war  nicht  weiter  möglich,  als  dass  die  euro- 
paischen Schutzgewalten  dieses  Gebietes  auf  die  gedachte  Ver- 
kehisfreiheit  aiek  verpflichteten ,  indem  sie  dem  Schutze  der 
lebteren  teils  ihre  Eiolonialorgane  dienstbm*  machten,  teils  — 
fb  die  EoQgoschi£Kahrt  (Art.  17  ff.)  und  nur  für  diese  — 
m  gemeiiasames  Exekutivorgan  schufen.    Beides  ist  geschehen. 

Mit  den  bestehenden  und  weiter  entstehenden  territorialen 
Gewalten  soll  nämlich  ein  gemeinsames  Exekutivorgan,  »die 
internationale  Schifffahrtskommission  des  Eongoc,  konkurrieren. 
Nach  Art  17  ff.  wird  diese  Eommission  bestehen  ans  den  Ab- 
gesandten der  Signatarmächte,  soferne  diese  Eommissäre  wirk- 
lich eniaenden  wollen,  und  die  Konstituierung  der  Eommission 
8oU  erfolgen,  sobald  ftbi£  der  Signatarmächte  ihre  Abgesandten 
^klich  ernannt  haben,  was  bis  jetzt  (Ende  1887)  unseres 
Wissens  noch  nicht  geschehen  ist. 
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Die  internationale  Kommission  kann  Agenten  bestellen, 
welche  samt  den  Kommissären  (Abgesandten),  den  Amtsräamen, 
den  Bureaux  und  Archiven  der  Kommission  »mit  dem  Privileg 
der  Unverletziicbkeit  bekleidete  sind  und  wegen  Amtsmiss- 
brauches nur  durch  den  Konsul  des  verletzten  Teils  bei  der 
Kommission  belangt  werden  können. 

Während  die  Abgesandten  vom  absendenden  Staat  zu  be- 
solden sind,  werden  die  Bezüge  der  Agenten  sowie  der  Ange- 
stellten der  Kommission  auf  den  Ertrag  der  schon  erwähnten 
zulässigen  Schiffifahrtsgebfihren  angewiesen. 

Die  Kommission  kann  mit  Zweidrittelbeschlass 
Anlehen  zur  Durchf&hrung  ihrer  Verwaltungsaufgaben  auf- 
nehmen, jedoch  ohne  Garantie  der  Signatarroächte.  Solche 
Anlehen  sind  aus  dem  Ertrag  der  zulässigen  Schiff&hrtsge- 
bühren  zu  verzinsen  und  zu  tilgen. 

Die  Kommission  ist  durch  Artikel  21  befugt,  »bei  der 
Erfüllung  ihrer  Aufgabe  im  Nothfall  die  Kriegsschiffe  der 
Signatarmächte  zu  Hilfe  zu  ziehen,  unbeschadet  der  den 
Kommandanten  der  betreffenden  Schiffe  von  ihren  Regierungen 
etwa  erteilten  Instruktionen!. 

Die  Aufgabe  der  Kommission  ist  eine  dreifache: 

erstens  Ueberwachung  oder  wie  es  heisst  »Siche- 
rung der  Ausführung  der  Bestimmungen  der  Kongoschifffahrts- 
aktec  (Art.  13 — 26  der  Generalakte); 

zweitens  ergänzende  Territorial -Verwal- 
tung, d.  h.  »Ueberwachung  der  Anwendungc  der  in  Artikeln 
1  bis  7  der  Oeneralakte  für  das  konventionelle  Kongobecken 
aufgestellten  und  gebilligten  Grundsätze  in  allen  denje- 
nigen Teilen  des  konventionellen  Kongobeckens,  in  welchen 
von  keiner  Macht  Souveränetöts-  oder  Protektoratsrechte  ans- 
geübt  werden  sollten.  Die  fraglichen  Bestimmungen  (Art.  1 — 7) 
sind:  die  Abgrenzung  des  konventionellen  Kongogebietes,  die 
Handels-  und  Schifffahrtsfreiheit  daselbst,  die  Beseitigung  der 
Ein-  und  Durchfuhrzölle,  die  Unzulässigkeit  der  Erteilung  von 
Privilegien  und  Monopolen,  die  Gleichbehandlung  mit  den  Lan- 
desangehörigen, der  Schutz  der  Eingeborenen,  Missionare  und 
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ReiseDdeD,  die  Regelung  des  Postwesens,  die  Beseitigung  des 
SklaTenhandels. 

Drittens  eine  schiedsrichterliche  Thätigkeit, 
indem  nach  Artikel  8  die  internationale  Kommission  »in  allen 
Fallen,  wo  bezüglich  der  Anwendung  der  in  der  gegenwärtigen 
Erklärung  (Art.  1 — 7  der  Generalakte)  aufgestellten  Grund- 
rätze  Schwierigkeiten  entstehen,  von  den  interessierten  Regie- 
nmgen  in  Anspruch  genommen  werden  kann,  ihre  guten  Dienste 
ror  Prüfung  der  Umstände  zu  leisten,  welche  zu  jenen  Schwie- 
rigkeiten Anlass  gegeben  haben,  c 

Die  Kommission  ahndet  da,  wo  sie  ihre  Machtbefugnisse 
onmittelbar  ausübt,  durch  ihre  Agenten  die  Uebertretungen 
ihrer  Bestimmungen  über  SchifiFfahrt,  Flusspolizei-  und  Quaran- 
tanewesen  (Art  19,  Abs.  4). 

Das  vorstehend  charakterisierte  Exekutivorgan  ist  ein  inter- 
nationales Amt  (vrgl.  2.  Artikel),  und  zwar  eines  mit  um- 
fassenderen Befugnissen  und  Aufgaben  als  irgend  eine  der  bis- 
herigen standigen  internationalen  Territorialkommissionen. 

Die  schiedsrichterliche  Stellung  der  Kommission  ist  aller- 
dings eine  fakultative,  indem  dieselbe  von  der  Anrufung  der 
streitenden  Territorialgewalten  des  Kongogebietes  abhängig 
bleibt  Auch  kann  die  ergänzende  Gewaltübung  durch  die 
fortschreitende  Territorialokkupation  seitens  der  politischen 
Mächte  des  konventionellen  Freigebietes  ganz  aufgesogen  wer- 
den. Selbst  als  üeberwachungsorgan  für  den  Vollzug  der  Be- 
stimmungen über  die  KongoschifiFfahrt  tritt  die  Kommission 
Hiebt  ausschliessend  auf,  da  sie  nach  Art.  IB  an  den  Neben- 
flOssen  (auch  Seen  und  Kanälen)  die  Schifffahrtspolizei  »nur 
dann  handhabt,  wenn  die  Staaten,  unter  deren  Souveränetät 
jene  Gewässer  stehen,  ihre  Zustimmung  erteilen c.  Dennoch 
bleibt  dieser  Kommission  für  immer  ein  bedeutender  Wirkungs- 
kreis. Der  Artikel  20  der  Generalakte  grenzt  die  strompoli- 
zefliche  Aufgabe  der  »internationalen  Kommission  des  Kongoc 
gegen  die  Befugnisse  der  Uferstaaten  des  Hauptstromes  ab, 
indem  er  die  Befugnisse  der  Kommission  besonders  aufzählt  ^). 

1)  £•  sind  dies:    1)  Die  Bestimmung  der  Arbeiten,   welche  ge- 
eignet sind,   die  Schiffbarkeit   des  Kongo   entsprechend  den  Be- 
ZfUiehr.  t  StMttw.   1888.    I.  Heft,  5 
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Die  von  der  Kommission  erstmals  festgestellten  Ordnungen 
und  Tarife  bedtlrfen  übrigens  nach  Art.  19  der  Genehmigung 
der  in  der  Kommission  vertretenen  Mächte.  Auch  sind  Elnt- 
scheidungen  der  Kommission  Ober  Beschwerden  g^en  ihre 
Agenten  und  Angestellten  nicht  unanfechtbar;  denn  in  dem- 
selben Artikel  19  bestimmt  der  Schlussatz:  »Im  Falle  eines 
Amtsmissbrauchs  oder  einer  Rechtsverletzung  von  Seiten  eines 
Agenten  oder  Angestellten  der  internationalen  Kommission 
soll  es  dem  Betrefifenden,  der  sich  in  seiner  Person  oder  seinen 
Rechten  verletzt  fühlt,  freistehen,  sich  an  den  konsularischen 
Agenten  seiner  Nation  zu  wenden.  Letzterer  hat  die  Be- 
schwerde zu  prüfen  und  kann  dieselbe,  sofern  er  sie  prima 
facie  begründet  findet,  der  Kommission  vortragen.  Auf  seinen 
Antrieb  hat  die  Kommission,  vertreten  durch  mindestens  drei 
ihrer  Mitglieder,  mit  ihm  gemeinschafblich  eine  Untersuchung 


dürfnissen  des  internationdlen  Handels  zu  sichern.  Auf 
denjenigen  Strecken  des  Stromes,  wo  keine  Macht  Soiiveränetä tsrechte 
ausübt,  bat  die  internationale  Kommission  selbst  die  erforderlichen  Mass- 
nahmen zur  Sicherung  der  Schiffbarkeit  des  Flusses  zutreffen. 
Auf  den  im  Besitz  einer  souveränen  Macht  befindlichen  Strecken  hat 
sich  die  internationale  Kommission  mit  der  Ufer- Obrigkeit  zu  ver- 
ständigen. 2)  i^e  Festsetzung  des  Lootsentarifs,  sowie  des  allgemeinen 
Tarifs  fQr  die  im  zweiten  und  dritten  Absatz  des  Art.  U  vorgesehenen 
Schifffahrtsabgaben.  Die  im  ersten  Absatz  des  Artikels  14  erwähnten 
Tarife  (Hafengebühren)  werden  innerhalb  der  durch  den  gedachten  Ar- 
tikel bestimmten  Grenzen  von  der  territorialen  Obrigkeit  festge- 
setzt. Die  Erhebung  der  verschiedenen  Abgaben  erfolgt  durch  die  i  n- 
ternationalen  oder  territorialen  Obrigkeiten,  für  deren  Rech- 
nung sie  eingeführt  sind.  3)  Die  Verwaltung  der  nach  obigem  Abs.  2 
erzielten  Einkünfte.  4)  Die  Ueberwachung  der  in  Gemässheit  des  Ar- 
tikels 24  geschaffenen  Quarantäne- Anstalt.  5)  Die  Ernennung  der  zu 
dem  allgemeinen  Schifffahrtsdienst  gehörigen  Agenten,  sowie  ihrer  eige- 
nen Angestellten.  Die  Einsetzung  von  Unteraufsehern  erfolgt  für  die 
im  Besitz  einer  Macht  befindlichen  Stromstrecken  durch  die  Territorial- 
gewalt, für  die  übrigen  Stromstrecken  durch  die  internationale  Kommis- 
sion. Der  Uferstaat  hat  der  internationalen  Kommission  die  Ernennung 
der  von  ihm  eingesetzten  Unteraufseher  anzuzeigen  und  seinerseits  für 
die  Besoldung  der  letzteren  Sorge  zu  tragen.  In  der  Ausübung  der 
hier  »bezeichneten  und  abgegrenzten  Befugnisse  ist  die  internationale 
Kommission  von  der  Territorialgewalt  unabhängig«. 
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über  das  Verfahren  ihres  Agenten  oder  Angestellten  herbei- 
zuf&faren.  Wenn  der  konsularische  Agent  die  Entscheidung 
der  Kommission  fQr  rechtlich  anfechtbar  hält,  so  hat  er  dar- 
über an  seine  Regierung  zu  berichten ,  welche  sich  mit  den 
in  der  Kommission  yertretenen  Mächten  in  Verbindung  setzen 
and  dieselben  einladen  kann,  über  die  der  Kommission  zu  er- 
teilenden Weisungen  eine  Verständigung  zu  treffen,  c 

Im  übrigen  ist  die  Kommission  lediglich  ein  internatio- 
Dsles  Amt  för  die  Strompolizei  des  Kongo-S  t  r  o  m  netzes,  keine 
allgemeine  politische  Gewalt  für  das  ganze  konventionelle 
KoDgobecken.  In  Deutschostafrika  z.  B.  wird  sie  also  über- 
baapt  nichts  zu  sagen  haben,  ausser  soweit  dasselbe  effektiv 
in  das  Schifffafartsgebiet  des  Tanganikasee's  und  des  Kongo 
sich  vorschieben  sollte. 

Das  allerdings  hat  die  >I.  K«^K.€  mit  den  territorialen 
Eolonialgewalten,  welche  von  Europa  aus  über  das  konventio- 
nelle Kongo-  und  über  das  Nigerbecken  bestellt  sind  —  den 
politischen  Eompagnieen  und  den  Gouvernements  —  gemein, 
dass  sie  ein  Stück  Aemterstaat  (vgl.  zweiten  Artikel)  für  den 
weitesten  Kreis  einer  Naturvölkerwelt  darstellt,  welche  im  Be- 
griffe steht,  von  der  höchsten  Stufe  naturvolklicher  Entwick- 
lang, nämlich  vom  vollen  sesshaften  Ackerbau-  und  Viehzucht- 
betriebe aus  durch  Handel,  Mission,  Transportveranstaltung 
0.  8.  w.  in  die  zweite  Hauptstufe  der  Entwickelung,  d.  h.  in 
ihr  ständisches  (vgl.  zweiten  Artikel)  Zeitalter  einzutreten. 

Um  die  praktische  Tragweite  der  Freiheit  der  Kongo- 
Bchiffifahrt  und  der  Thätigkeit  der  >I.  K.-K.C  würdigen  zu 
können,  ist  die  thatsächliche  Schiffbarkeit  der  Kongowasser- 
lanfe  zu  beachten.  Der  Kongo  selbst  ist  zwar  auch  auf  seinem 
unterlauf  (vom  Meer  bis  Vivi)  schiffbar.  Doch  wird  die  Schiff- 
barkeit landeinwärts  (Vivi  bis  Stanleypool) ,  wie  schon  be- 
merkt, bald  unterbrochen.  Es  ist  hauptsächlich  das  grosse 
Tafelland,  welches  sich  rechts  und  links  vom  Mittellauf  zwischen 
Stanley.Pool  und  Stanley-Falls  ausdehnt,  vom  schiffbaren  Strom- 
neti  durchzogen,  welches  ein  fast  unvergleichliches  natürliches 
Verkehrsnetz  darstellt.  Noch  ein  guter  Teil  der  grossen  Neben- 
*tröme  ist  unerforscht,   doch  ist  so  viel  bekannt,  dass  ausser 
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den  grossen  Seen  12000  bis  16000  Kilometer  schiffbarer 
Wasserstrassen  angenommen  werden  dürfen,  welche  durch  dUe 
Eongoakte  der  internationalen  Yerkehrsfreiheit  hoffentlich  fQr 
immer  gewonnen  sind  samt  allen  verbindenden  Kanälen  und 
allen  die  iunereu,  meist  flachen  und  niedrigen  Wasserscheiden 
künftig  überschienenden  Eisenbahnen. 

Für  den  noch  unentschiedenen  Fall,  dass  von  Französisch 
Guinea  her  —  d.  h.  vom  Tschiloango  oder  Ogowe  aus  —  die  ■ 
Zufahrt  zu  dem  Gebiete  oberhalb  der  Stromschnellen  des  Unter- 
laufes (Stanleypool)  als  der  vorteilhaftere  Weg  sich  erweisen 
sollte,  ist  auch  auf  dieser  Strasse  die  internationale  Gleich- 
berechtigung gesichert ;  denn  Artikel  2  stipuliert  für  das  ganze 
konventionelle  Kongogebiet  allen  Nationen  die  Handelsfreiheit 
»unter  den  gleichen  Bedingungen  wie  den  Laudesangehorigenc. 
Die  Mithandhabung  der  Strompolizei  fiele  allerdings  nur  am 
Hauptstrom  des  Kongonetzes  der  internationalen  Kongokom- 
mission zu ;  denn  an  den  Nebenflüssen  können  die  Territorial- 
gewalten (Art.  16,  Absatz  2)  die  Strompolizei  ausschliesslich 
in  die  Hand  nehmen. 

Für  den  Kongostaat,  welcher  die  schiffbaren  Nebenflüsse 
hauptsächlich  besitzt,  würde  letztere  Befugnis  desto  bedeut- 
samer werden,  wenn  es  sich  bestätigen  sollte,  dass  der  Kassai 
die  kürzeste  ununterbrochene  Wasserstrasse  vom  Stanlejpool  in 
der  Richtung  auf  Njangwe  und  auf  den  Tanganikasee  bildet. 

Die  Schifffahrt  auf  dem  Kwilu  und  dem  Loge,  sowie  aaf 
allen  Flüssen  Ostafrika's  untersteht  der  >I.  K.-K.C  überhaupt 
nicht. 

vin. 

Die  Freiheit  der  Nigersohiflfahrt. 

Nach  dem  strengen  Wortlaut  der  Generalakte  (Erklärung  V, 
Artikel  26 — 33)  ist  ein  konventionelles  Nigerbecken  ähnlich 
dem  konventionellen  Kongobeckeu  nicht  ausgestaltet  worden. 
Nur  für  die  besetzten  und  zu  besetzenden  F 1  u  s  s  strecken  • — 
allerdings  ohne  Ausnahme  der  Verzweigungen,  der  Zuflüsse 
und  Ausläufe  dieses  Flusses  —  ist  Freiheit  der  Schifffahrt, 
90  wie  auf  dem  Kongo,  allen  Nationen  gleichberechtigt  durch 
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j^ie  Signatarmächte ,  welche  hier  hauptsächlich  Fass  gefasst 
baben  —  England  und  Frankreich  —  zugesprochen  worden. 
Desgleichen  von  selten  aller  jener  Signatarmächte,  welche  da- 
selbst noch  Erwerbungen  machen  werden,  wie  etwa  Deutsch- 
land am  oberen  Benne.  Diese  internationale  SchifiPfahrtsfrei- 
heit  auf  dem  Niger  ist  gleich  jener  im  Kongobecken  ausdrück- 
lieh als  Bestandteil  des  internationalen  Rechtes  erklart. 

Dagegen  ist  hier  keine  internationale  Kommission  als 
oberstes  Ezekutivorgan  vorgesehen.  Es  sind  nur  von  den  ok- 
kupierenden Signatarmächten  fCbr  die  Schifffahrt  gewisse  Garan- 
tieen  übernommen.  Die  Freiheit  und  Gleichberechtigung  in 
der  Grunderwerbung,  im  Gewerbebetrieb,  in  der  Ausübung  des 
Gottesdienstes  and  einiges  Andere,  was  für  das  Kongobecken 
ausdrücklich  garantiert  ist,  ist  nicht  ausdrücklich  gewährleistet. 

Die  abweichende  Exekutivorganisation  für  die  internatio- 
nale Schifi&hrtsfreiheit  auf  dem  Niger  erhellt  des  näheren  aus 
den  Bestimmungen  der  Artikel  31  bis  32  ^). 


l)  Diese  Artikel  beeagen :  >  Axtikel  30.  Grossbritaanien  ver- 
pflichtet sich,  die  in  den  Artikeln  26,  27,  28,  29  mit  bezug  auf  die 
Freiheit  der  Schifffahrt  aufgestellten  Grande&tze  zur  Anwendung  zu 
bringen,  insoweit  die  Gew&seer  des  Niger,  seiner  Nebenflüsse,  Ver- 
xweiguogen  und  Ausflfisse  sich  unter  britischer  Souveränet&t  oder  bri- 
tiiefaem  Protektorat  befinden  oder  befinden  werden.  Die  Bestimmungen, 
welche  es  zur  Sicherung  und  Kontrolle  der  Sohifffahrt  erlassen  wird, 
Verden  so  abgefasst  sein,  dass  der  freie  Verkehr  der  Handeliechiffe 
lovielwie  möglich  erleichtert  wird.  Es  versteht  sich,  dass  keine 
der  Qbemommenen  Verpflichtungen  in  dem  Sinne  ausgelegt  werden 
^D,  als  wenn  infolge  derselben  Grossbritannien  verhindert  w&re  oder 
>eb  könnte,  beliebige  Bestimmungen  fClr  die  Schifffahrt  zu  treffidu,  welche 
nicht  mit  dem  Geiste  dieser  Verpflichtungen  in  Widerspruch  stehen. 
Grossbritannien  verpflichtet  sich,  den  fremden  Kaufleuten  aller  Nationen, 
welche  in  den  jetzt  oder  zukünftig  seiner  Souveränetät  oder  seinem 
l^otektorat  unterstehenden  Strecken  des  Niger  Handel  treiben,  Schutz 
tQ  gewähren,  als  wären  es  seine  eigenen  ünterthanen, 
▼ortnigesetzt  jedoch,  dass  die  betreffenden  Kaufleute  den  auf  grund 
<^  Vorstehenden  ergangenen  oder  in  Zukunft  ergehenden  Bestimmungen 
ittcbkommen.  —  Artikel  81.  Frankreich  übernimmt,  insoweit  die 
Gewässer  des  Niger,  seiner  Nebenflüsse,  Verzweigungen  und  Ausl&ufe 
*ich  unter  seiner  Souver&net&t  oder  seinem  Protektorat  befinden  oder 
^ttden  werden,  die  in  dem  yorhergehenden  Artikel  bezeichneten  Ver- 
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Die  kolonial  politisch  abweichende,  nicht  rein  und  direkt 
internationale  Gestaltung  des  Nigerbeckens  ist  ein  Kompromiss 
mit  der  nationalen  Eolonialpolitik ,  welche  England  von  der 
Nigermündung  aus  ins  untere  und  Frankreich  vom  Senegal 
her  ins  obere  Nigergebiet  schon  längere  Zeit  vor  der  Berliner 
Konferenz  getrieben  hatten.  England  hauptsächlich  bat  sich 
der  Schaffung  eines  dem  Eongobecken  völkerrechtlich  gleich- 
artigen konventionellen  Nigerbeckens  entgegengesetzt.  Sein 
Vertreter  auf  der  Konferenz,  H.  Malet,  gab  dem  Ansprüche 
seiner  Regierung  in  Worten  Ausdruck,  welche  die  besonderen 
dort  massgebenden  Voraussetzungen  der  internationalen  Kolo- 
nialpolitik gut  veranschaulichen  und  keine  weitere  Bekämpfung 
gefunden  haben.  Englands  Vertreter  stützte  den  Sonderan- 
spruch Englands  im  Gebiet  des  unteren  Niger  im  wesentlichen 
darauf,  dass  mit  englischem  Gelde  und  von  englischem  Kapital 
jene  Gebiete  erforscht  und  erschlossen  worden  und  dass  nur 
englische  Autorität  daselbst  den  Handel  zu  schützen  vermöge  ^). 


pflichtangen  unter  denselben  Vorbehalten  und  in  dem  gleichen  Wort- 
laut. —  Artikel  32.  Jede  der  übrigen  Signatarmäohte  verpflichtet  sich 
in  gleichem  Sinne  ÜQr  den  Fall,  dass  sie  in  Zukanft  Souverftnetäts-  oder 
Protektoratsrechte  über  irgend  einen  Teil  des  Niger,  seine  Nebenflüsse, 
Verzweigungen  und  Ausflüsse  ausüben  sollte. c 

1)  Herr  MäUt  hat  gesagt:  »Der  Handel  mit  dem  Innern  befindet 
sich  meist  in  den  Händen  der  Eüstenstftmme,  welche  die  Vermittelnng 
besorgen  und,  da  sie  eifersüchtig  auf  ihre  Interessen  sehen,  schwierig 
zu  behandeln  und  zu  überwachen  sind.  Seit  der  Entdeckung  der  Mün- 
dungen im  Jahre  1830  durch  die  von  der  britischen  Regierung  entsen- 
deten Oebrüder  Lander  ist  die  Erforschung  des  Flusses  Aufgabe  der- 
selben BegieruDg  gewesen,  welche  verschiedene  Male  die  Kosten  dasu 
hergegeben  hat.  Man  ist  ferner  den  Hauptzufluss,  den  Benue,  hinauf- 
gegangen, dessen  Lauf  man  zum  erstenmale  im  Jahre  1833  ,  dank  den 
Bemühungen  des  Lieutenants  Allen  von  der  britischen  Marine,  unter- 
sucht hat;  im  Jahre  1841  erlangte  Qrossbritannien  eine  Qebietsabtre- 
tung  au  der  Mündung  dieses  Flusses.  Im  Jahre  1849  rüstete  Lord 
Palmerston  eine  neue  Expedition  aus,  an  deren  Spitze  Herr  Bichardson 
stand ;  dieser  Reisende  war  von  Dr.  Barth  und  Herrn  Oberweg  begleitet. 
Die  Forscher  nahmen  ihren  Zugang  nach  Afrika  von  Tunis  aus  und 
drangen  von  da  nach  dem  Süden  vor.  Nach  dem  Tode  des  Herrn 
Bichardson  wurde  Dr.  Barth  der  Leiter  der  Expedition  und  erreichte 
als  solcher  im  Jahre  1853  den  Benue  an  seiner  Vereinigung  mit  dem 
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Aach  die  thatsächlicheD  SchifiTbarkeitsverliältDisse  des  Niger 
sind  wesentlich  andere  als  jene  des  Kongo.  Eine  der  Berliner 
Konferenz  voi^elegte   englische  Denkschrift   hat  sich  darüber 

FftTO.  Dr.  Vogd,  welcher  su  seiner  UnterstQtjsang  yon  England  mit 
Ventärkungen  abgesandt  wurde,  gelang  es,  die  Nähe  desselben  Plusses 
za  erreichen,  wo  er  leider  ermordet  wurde.  Im  folgenden  Jahre  ging 
eine  neue,  von  der  britischen  Regierang  ausgerQstete  Expedition  den 
Niger  nnd  den  Benae  bis  za  einem  Punkt,  70  km  von  der  Vereinigung 
mit  dem  Faro  entfernt,  hinauf,  wodurch  die  Veryollständigung  der  Er- 
forichuDg  diese«  Nebenflusses  bis  su  dem  bereits  beseichneten  Punkte 
ermöglicbt  wurde.  Bei  der  Ausführung  dieser  yerschiedenen  Expeditio- 
Den,  welche  den  Niger  und  seine  hauptsächlichsten  NebenflOsse  erschlossen 
haben,  hat  man  von  Seiten  Grossbritanniens  weder  Menschen  noch  Geld 
geipart.  Das  unternommene  Werk  wird  jetzt  durch  die  Bemühungen 
der  britischen  Händler  TervoUst&ndigt,  welche,  den  Spuren  ihrer  Re- 
gierung folgend,  eine  besondere  Aufmerksamkeit  den  ihnen  erschlossenen 
M&rkten  zugewendet  haben,  so  dass  der  Handel  im  Nigerbecken  sich 
aagenblicklich  ausschliesslich  in  den  Händen  der  Engländer  befindet. 
Das  Ziel,  welches  die  britische  Regierung  durch  jene  Bemühungen  so- 
mit hat  erreichen  können,  hat  ihr  neue  Pflichten  auferlegt.  Da  Eng- 
land das  Land  eröffnet  und  zivilisiert  hat,  so  hat  dies  die  Niederlassung 
des  britischen  Handels  zor  Folge  gehabt,  und  dieser  Handel  hat,  sich 
aaadehnend,  neue  Massnahmen  zu  seinem  Schutz  erforderlich  gemacht. 
Der  Einfluss  der  Konsuln  ist  unter  den  yerschiedenen  Stämmen  mit 
Nutzen  ausgeübt  worden;  er  wurde  durch  den  moralischen  Eindruck, 
den  die  Anwesenheit  von  britischen  Kriegsschiffen  hervorrief,  unterstützt 
Aber  in  dem  Masse,  als  das  Tauschgeschäft  zunahm,  wurde  der  Schutz 
nnzoreichend,  und  man  entschloss  sich  infolgedessen,  dieses  Gebiet  unter 
britisches  Protektorat  zu  stellen.  Diese  Schutzherrschaft 
erstreckt  sich  an  der  Küste  von  den  Benin-Mündungen  bis  zur  Ambas- 
Bai  und  amfasst  den  unteren  Niger  bis  zu  seiner  Vereinigung  mit  dem 
Benue  An  diesem  Nebenflus»  bestehen  zahlreiche  britische  Faktoreien, 
welche  den  britischen  Schutz  in  Anspruch  nehmen.  Der  Handel  ver- 
dankt seine  Entwicklung  fast  ausschliesslich  britischer  Unternehmung. 
Er  ist  gegenwärtig  ganz  in  Britischen  Händen,  und  die  wichtigsten 
Stämme  sind  jetzt,  nachdem  sie  lange  Jahre  die  Agenten  dieses  Landes 
aU  ihre  Beschützer  und  Ratgeber  angesehen,  auf  ihr  dringendes  und 
wiederholtes  Verlangen  offiziell  unter  den  Schutz  Grossbritanniens  ge- 
liellt  werden.  Diese  Sachlage  erfordert  unbedingt  eine  Verschiedenheit 
in  der  Anwendung  der  Grundsätze  der  Schifffahrtsfreiheit.  Die  Küsten - 
«trecke  and  der  untere  Lauf  des  Flusses  sind  soweit  unter  Aufsicht,  dass 
die  Regierung  Ihrer  Britischen  Majestät  die  Schifffahrt  regeln 
kann.« 
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80  geäussert:  »Die  Arme  des  Delta  sind  durch  Barren  gesperrt, 
welche  hauptsächlich  infolge  der  fortwährenden  Veränderungen 
des  Fahrwassers  schwer  zu  tiberwinden   sind;    diese  Verände- 
rungen, von  welchen  auch  die  Flussbetten  beeinflusst  werden, 
erschweren   die  Schifffahrt.     Bezüglich  des  Nun,    der  Haupt- 
mündung, scheiuen,  wenn  einmal  die  Gefahren  der  Barre  über- 
wunden sind,  weniger  Schwierigkeiten  zu  bestehen  als  in  den 
anderen  Mündungen.     Bis  zum  Fusse  der  B  u  s  s  a  schnellen  ist 
der  Niger  in  seinem  ganzen  Laufe  auf  eine  Strecke  von  630km 
schiffbar.     Britische  Dampfschiffe  fahren  bis  dahin  den  Strom 
hinauf,    auch   gehen   sie   auf  eine  Strecke    von  620  km    den 
Benuefluss  aufwärts,    welcher  sich  in  den  Niger  400  km  vor 
dessen  Mündung  in  den  Ozean  ergiesst.     Wie  man  sieht,   be- 
steht keine  Aehnlichkeit  zwischen  den  geographischen  Verhalt- 
nissen des  Niger   stromabwärts  von  den  Schnellen  von  Bossa 
und   denjenigen   des  Kongo   unterhalb  der  Fälle,    welche   bei 
Vivi  endigen,     üeber  einige  Teile  des  oberen  Laufes  des  Niger 
oberhalb  der  Bussafälle  sind  wir  nicht  genau  unterrichtet.    Der 
britische  Forschungsreisende  Mungo  Park   ist   vermutlich   der 
einzige  Weisse  gewesen,  der  den  ganzen  Lauf  des  Stroms  hinab- 
gefahren ist.     Er   brach   im  Jahre  1806  von  Samsanding  bei 
Segu  auf  und  kam   schliesslich    bei  den  Bussaföllen  um,   wo 
alle  seine  Reiseaufzeichnungen  mit  ihm  verloren  gingen.     Der 
Niger  durchfliesst  von  seiner  Quelle  bis  zum  Ozean  eine  Strecke 
von  3580  km ;  1100  km  oberhalb  Bussas  findet  man  Burrum, 
ungefilhr   200  km  östlich  von  Timbuktu.     Hier   beginnt  eine 
Reihe  von  Stromschnellen,  welche  stromaufwärts  eine  Strecke 
von  5  km  einnimmt ;    weiter   unterhalb ,   zwischen  Gogo  und 
Say,  engt  sich  der  Fluss  von  neuem  ein  und  bildet  auf  200  km 
an  mehreren  Stellen  unbefahrbare  Schnellen.     Dies  ergibt  sich 
aus   den   von    Dr.  Barth   gemachten   Mitteilungen.     Zwischen 
diesem  letzteren  Punkt  und  Bussa  befinden  sich  nach  den  Be- 
richten des  Herrn  Flegel  mehrere  gefährliche  Stromschnellen. 
Ohne  der  Wahrheit  zu  nahe  zu  treten,  kann  man  daher  sagen, 
dass    es    auf   dem    mittleren   Niger,    d.  h.    auf   dem 
Flusslauf  von  Rabba    am   Fusse   der   Bussafälle 
bis  nach  Bamba   oberhalb  der  Burrumfälle,   eine  Strecke 
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von  1000 Meilen  gibt,  welche  für  die  Schifffahrt  un- 
geeignet ist.€  Beim  Eongobecken  ist  umgekehrt  der  mitt- 
lere Teil  —  durch  den  Hauptfluss  nicht  nur ,  sondern  auch 
dorch  die  gewaltigen  Nebenflüsse  besonders  zugänglich  und 
nur  der  untere  Teil  zwischen  Vivi  und  Stanleypol  unschifiFbar. 

Für  die  Kolonialpolitik  im  Niger-  gegenüber  derjenigen 
im  Eongo-Becken  kommen  noch  andere  massgebende  ünter- 
sehiede  in  Betracht. 

Das  Elima  ist  weniger  tropisch.  Es  sind  daselbst  nicht 
bloss  Naturvölker,  sondern  Negervölker  mit  Nomaden  als 
Herrschern,  d.  h.  standestaatliche  Reiche  anzutreflFen,  zu  wel- 
chen die  Schutzmächte  einen  ganz  anderen  Stand  haben  wer- 
den  als   zu    den  Naturvolkgewalten   im  Aequatorialfreigebiet. 

Das  Nigerbecken  ist  vom  Islam  erobert,  das  Eongobecken 
dagegen  noch  vom  Fetischismus  beherrscht. 

Das  Nigerbecken  steht  auf  der  Wüste  auf,  welche  vom 
Mittelmeer  und  von  Europa  scheidet,  nicht  wie  das  Eongo- 
becken auf  einem  herrlichen  Hochgebirgsland,  das  in  frucht- 
baren Terassieen  zu  einer  Südasien  gegenüberliegenden  Eüste 
abfallt. 

Die  Eolonisation  ist  also  nach  dem  Sudan  weniger  hoch- 
stofig,  aber  schwieriger,  was  die  Schutzübung  und  die  Mission 
g^enüber  den  Sultanen  und  den  Marabuts  anlangt.  Dafür 
ist  das  Eolonisationsfeld  mit  cca.  60  Millionen  Einwohnern 
schon  höher  entwickelt  und  daher  wohl  von  reicherer  Aus- 
beute für  den  Handel. 

Die  Eolonisation  des  eigentlichen  Nigerbeckens  ist  ge- 
schichtlich den  Engländern  und  den  Franzosen  zugefallen  und 
wird  diesen  wohl  auch  verbleiben.  Die  Rettung  der  Schiflf- 
fahrtsfreiheit  für  alle  anderen  Nationen  ist  immerhin  nicht 
gering  anzuschlagen. 

Ausserdem  hat  Deutschland  dasjenige  Gebiet,  welches  die 
deotsche  Forschung  durch  Flegel  in  selbständiger  Weise,  d.  h. 
ohne  den  Auftrag  und  das  Geld  Englands,  erschlossen  hat, 
uämlich  die  Strecken  am  oberen  Benue,  sich  zu  sichern  ver- 
standen. Durch  den  Vertrag  mit  England  ist  das  linksseitige 
Gebiet  am    oberen  Benue  von  Yolo   aufwärts  (Adamaua)  uns 
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zu  politischer  Schatzherrschaft  und  vielleicht  zu  teilweiser 
Ackerbaukolonisation  vorbehalten. 

Die  Engländer  befahren,  wie  schon  bemerkt,  mit  Dampfern 
von  Süden  her  den  Niger.  Die  Franzosen  sind  von  Nordwesten 
her  in  dieses  Gebiet  eingedrungen ;  franzosische  Dampfer  sind 
schon  auf  den  Obemiger  gebracht;  das  Kanonenboot  »Niger< 
fahrt  abwärts  bis  Diafarabeh.  Von  Kayes,  dem  EIndpankte 
der  Senegalschi£ffahrt,  an  liess  die  französische  Regierung  eine 
Eisenbahn  bauen,  welche  bis  Diamu  fertig  und  bis  Bafiilab^ 
im  Bau  ist ;  und  sie  soll  bis  Bammoko  am  Niger  geführt  wer- 
den, wahrscheinlich  über  Tukoto,  Kita  und  Kuudu. 

Beide,  England  und  Frankreich,  stehen  also  im  Begriff, 
neue  gewaltige  Kolonialreiche  mit  einer  grossen,  bereits  der 
Stufe  II  staatlicher  und  kultureller  Entwicklung  entgegen- 
gehenden, steigerungsfahigen  Bevölkerung  zu  gründen  und  aas- 
zubildeu.  Sie  werden  sicherlich  auf  grosse  Schwierigkeiten 
stossen ,  —  etwa  so  wie  die  englisch-ostindische  Kompagnie 
einst  dem  Grossmogul  gegenüber  in  Indien.  Sie  werden  aber 
diese  Schwierigkeiten  überwinden,  wenn  sie  selbst  beim  Auf- 
einandertreffen am  Mittelniger,  welcher  einst  seine  Eisenbahn 
haben  wird,  wie  der  untere  Kongo  die  seinige,  sich  werden 
zu  verständigen  wissen. 

Für  die  Politik  Europa^s  ist  es  rückwirkend  sehr  wichtig, 
dass  beide  Mächte  ausser  in  Egypten  auf  einem  weiteren  Punkte 
in  Afrika  einander  gegenübergetreten  sind.  Für  Deutschland 
wenigstens  wird  es,  nachdem  die  Generalakte  die  gleiche  Schiff- 
fahrts-  und  Schutzberechtigung  am  ganzen  Flusssystem  des 
Nigers  international  sichergestellt  hat,  kaum  zu  beklagen  sein, 
dass  es,  während  dort  die  Westmächte  rivalisieren,  selbst  in  die 
Hauptfront  gegen  den  zentralafrikanischen  Islam  nicht  hat  ein- 
treten sollen  oder  können. 

Wir  haben  im  dritten  Artikel  die  Völkerwelt  Senegam- 
biens  und  des  Westsudan ,  die  Negerregion  unter  Fulbeherr- 
schaft,  kennen  gelernt.  Man  würde  sich  sehr  täuschen,  wenn 
man  daselbst  oder  auch  nur  in  Senegambien  eine  volle  Aus- 
breitung europäischer  Schutzherrschaft  als  schon  jetzt  vorhan- 
den annehmen  wollte.    Das  englische  Schutzgebiet  haben  wir 
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als  schmale   Bänder   dem  Unter-Niger   (bis  Benue-Mündung) 
und  Ünter-Benae  (bis  Ibi)  entlang  bereit-s  bezeichnet;    Habe- 
nidifs  Karte  bringt  sie  als  solche  zu  klarer  Anschauung.     Mit 
der  französischen  Schutzherrschaft  am  Senegal  und  vom  Senegal 
aas  yerhäli  es  sich  nicht  anders.     Bruno  Domann  schreibt  im 
Text  zu  Blatt  10  der  ZZoöentcA^schen  Karte:    »Die  franzö- 
sischen Besitz-  und  Hoheitsrechte  in  Senegambien  sind  nach 
Barthel^my :   Guide  du  voyageur  dans  la  Senegambie  frangaise 
dreierlei  Art.     Der  unmittelbare  Besitz   beschränkt   sich   auf 
die  Insel  Arguin  (Blatt  1),    Portendick,    die  Umgebung    von 
St  Louis,  Oualo,  Dakar,  6or6e,   einige  Landschaften  und  die 
Bahnlinie  in  Cayor,  schmale  Striche  am  Faleme  und  in  Guoy 
and  auf  Yereinzelte  Punkte  an  den  FlQssen.     In  Dimar,  Toro 
und  Damga   gehorcht  die  Bevölkerung  noch  den  eigenen  Ge- 
setzen unter    selbstgewählten  oder  von    der  französischen  Re- 
gi^ung  ernannten    Häuptlingen.     Die   übrigen   Gebiete   vom 
Senegal  bis  Sierra-Leone,  welche  als  französisch  koloriert  sind, 
stehen  nur  unter  Protektorat.     Die  Bedingungen   in  den  be- 
zQglichen   Verträgen   sind   sehr  verschiedenartig;    kraft   der- 
jenigen seit  1879  steht  der  Regierung  das  Recht  zu,    Eisen- 
bahnen, Telegraphen  und  Forts  in   den  betreffenden  Gebieten 
zu  bauen;  das  dazu  nötige  Land  bleibt  französisches  Eigentum. 
Mit  den  Maaren  am   rechten  Ufer  des  Senegal  sind  Handels- 
nnd  Freundschaftsverträge  abgeschlossen,  die  gar  keine  Hoheits- 
recbte  gewähren.     Da  nur  Portendick  wirklich  den  Franzosen 
gehört,    so  deutet  das   fibrige   französische  Kolorit  längs  der 
Küste  nördlich    vom  Senegal   nur  die  Ansprüche  an ,    welche 
Frankreich  aus    einer  Reihe  von  Verträgen    mit   europäischen 
Staaten  ableitet.     Es  konnte  selbst  mit  einiger  Sicherheit  nicht 
angegeben  werden,  wie  weit  sich  das  Schutzgebiet  am   linken 
Ufer  des  Niger  den  Verträgen  gemäss  erstreckt,  die  der  Kom- 
mandant von  Bammako  1883  abgeschlossen  hat.     Auf  jene  ist 
indes  nur  insoweit  zu  bauen ,    als  die  Macht   der  Franzosen 
reicht,  ihnen  Geltung  zu  verschaffen;  bei  den  wenigen  Forts, 
den  geringen  Streitkräften   und   den    beständigen  Wühlereien 
fanatischer  mohammedanischer  Prediger   reicht  der  Gehorsam 
nicht  weit   ober  die  Umgebung  der  Forts   hinaus.     Trotz  des 
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von  Gallieni  1881  mit  dem  Herrscher  von  Segn  geschlossenen 
Vertrages  haben  wir  dieses  Reich  nicht  in  das  französische 
Protektorat  hineingezogen,  da  noch  keine  Schritte  zur  Aus- 
führung desselben  unternommen  sind.  Bayol  erlangte  vom 
Almamy  von  Fouta-Djalon  1881  die  Unterzeichnung  eines  Ver- 
trages, der  dieses  Land  unter  französischen  Schutz  stellte  und 
dem  Handel  öffnete  g^en  eine  Jahresrente  von  10000  Frank. 
Wir  haben  durch  Unterstreichung  des  Namens  diese  Annähe- 
rung an  Frankreich  angedeutet;  es  erscheint  nicht  zulassig, 
dieses  grosse,  kräftige  Reich  infolge  dieses  Vertrages  auf  eine 
Stufe  mit  allen  andern  kleinern  Schutzgebieten  zu  stellen,  c 
Also  auch  im  Nigergebiet  absolut  sehr  unvollkommene  und 
erst  werdende  Kolonialgebilde. 

Die  Franzosen  wie  die  Engländer  haben  somit,  jede  Nation 
für  sich,  in  jenen  Gebieten  schwere  Aufgaben  den  Eingeborenen 
gegenüber  zu  lösen.  Dazu  wird  ihr  Antagonismus  unter  ein- 
ander kommen.  Beides  ist  in  der  Rückwirkung  auf  die  euro- 
päische Politik,  insbesondere  auf  die  internationale  Stellung 
Deutschlands,  gar  nicht  zu  unterschätzen. 

Der  fragliche  Antagonismus  wird  auch  durch  die  Ver- 
schiedenartigkeit der  Kolonialorganisation  im  Nigergebiet  ge- 
nährt werden.  In  dieser  Hinsicht  besteht  ein  fundamentaler 
Gegensatz  zwischen  England  und  Frankreich.  Frankreich  hat 
am  Senegal  und  oberen  Niger  direkte  Gouverneur-Regierung 
gleichwie  in  Gabun  und  am  Kongo.  England  kolonisiert,  was 
für  den  Anfang  wohl  den  weit  grösseren  kommerziellen  Erfolg 
verspricht,  nur  indirekt,  indem  es  am  Niger  wie  auf  Borneo 
zum  System  der  Kompagnieherrschaft  ausserhalb  Parlaments- 
kontrolle zurückgegriffen  hat.  Ein  königlicher  Schutzbrief  der 
London  Gdzette^  13.  Juli  1886,  übertrug  der  ^National  African 
Company  €  mit  limitierter  Kapitalhaftung  die  Berechtigung,  die 
von  den  einheimischen  Fürsten  erworbenen  Gebiete  zu  regieren 
und  zu  verteidigen,  Truppen  auszuheben,  Geld  zu  prägen  und 
mit  Zustimmung  des  Staatssekretärs  Gesetze  zu  geben.  Die 
Zollerträge  dürfen  freilich  nicht  zu  Dividenden,  sondern  nur 
flir  Zwecke  der  Verwaltung  der  Kolonie  verwendet  werden. 

Die  African  Company  weiss  von  ihren  Gerechtsamen  be- 
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reits  Gebrauch  za  machen.  Die  WegfÜhrong  der  kriegstüch- 
tigeD  Hanssaneger  nach  fremden  Kolonieen  hat  sie  alsbald  yer- 
boten.  Am  Benue  will  sie  eine  lange  Strecke  Flussnfer  vom 
Forsten  von  Sokoto  abgetreten  erhalten  haben,  was  übrigens 
mirichtig  za  sein  scheint ;  sie  möchte  den  Handel  thatsächlich 
nonopolisieren. 

Die  Nachbarschaft  Deutschlands  in  Kamerun  und  in  dessen 
Hinterländern  ist  dieser  herrsch-  und  habsüchtigen  Kompagnie 
ein  Dorn  im  Auge.  Glücklicherweise  haben  zwei  Verträge  der 
deutschen  and  der  englischen  Regierung  die  Machtsphären 
zwischen  dem  deutschen  Kamerun  und  dem  britischen  Niger- 
gebiet durch  die  Linien  des  Rio  del  Rey  bis  zu  den  »Rapidsc 
tun  Old  Calabar  und  von  diesem  bis  nach  Tola  am  oberen  Benue 
genau  abgegrenzt.  Konflikte  werden  umsoweniger  entstehen, 
als  die  beiden  Staaten  ihren  ünterthanen  wechselseitig  die  Gleich- 
berechtigung in  den  dortigen  Gebieten  gewährleistet  haben. 

IX 

Der  flbrige  Inhalt  der  Berliner  Generalakte. 

1)  Die  Ordnung  künftiger  Küsten  Okkupationen, 
üeber  die  effektive  Okkupation  afrikanischer  Festlandküsten 
—  die  Binnen-  und  die  Insular-Okkupation  (Madagaskar!) 
blieben  ebenso  unberührt  wie  die  1885  bereits  vollzogen  ge- 
wesenen Okkupationen  —  sind  durch  die  Artikel  35  und  36 
zwei  wichtige  Grundsätze  vereinbart  worden. 

Einmal  sind  in  Zukunft  Okkupationen  an  den  Küsten  des 
festländischen  Afrika  von  der  okkupierenden  Macht  sämtlichen 
Signatarmächten  behufs  Bereinigung  älterer  Ansprüche  mit- 
witeilen.  Sodann  anerkennt  jede  Macht  die  Verpflichtung,  in 
den  von  ihr  besetzten  festländischen  Afrikaküstengebieten  »das 
Vorhandensein  einer  Obrigkeit  zu  sichern,  welche  hinreicht, 
Mn  erworbene  Rechte  und  gegebenen  Falles  die  Handels-  und 
Schifffahrtsfreiheit  unter  den  Bedingungen,  welche  für  letztere 
vereinbart  worden,  zu  sichern,  c 

Die  erstere  unter  diesen  zwei  Bestimmungen  hat  nicht 
mehr   viel   praktische  Bedeutung,    denn   die  Küsten    Afrika's 
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sind,  wie  Abschoitt  lY  schon  näher  dargethan  hat,  nahezu 
verteilt.  Ob  das  Bedenken  über  die  Lasten,  welche  die  zweite 
Verpflichtung  auferlegt,  die  deutsche  Reichsregierung  lange 
abhalten  wird ,  die  Erwerbungen  der  ostafrikanischen  Gesell- 
schaft nördlich  Yom  Wituland  unter  den  Schutz  des  Reiche 
zu  nehmen ,  bleibe  dahingestellt.  In  Togo  und  in  Eamerun 
wird  dieser  Verpflichtung  leicht  nachzukommen  sein.  Vielleicht 
schwieriger  in  Südwestafrika,  wo  unsere  neuen  Unterthanen 
(vrgl.  Abschnitt  XII)  eine  sehr  gemischte  Gesellschaft  nicht 
durchaus  friedlicher  Elemente  darstellen.  Von  grossem  prak- 
tischem Belang  ist  dagegen  fQr  Deutschland  die  Frage,  ob  der 
Sultan  von  Sansibar  im  stände  sein  wird,  die  zweite  Verpflich- 
tung Deutschland  gegenüber  auch  wirklich  zu  erfüllen,  nach- 
dem er  den  Beitritt  zur  Berliner  Generalakte  vollzogen  hat. 
Vielleicht  nehmen  die  deutsche  und  die  englische  Kompagnie 
seine  Gerechtsame  bald  in  Pacht.  Vorlaufig  ist  ihm  selbst 
(vergl.  Abschnitt  XI)  die  ganze  Küste  vor  Deutschostafrika 
und  vor  englisch  Ostafrika,  zwischen  Kap  Delgado  und  Tana- 
mündung,  auf  10  englische  Meilen  landeinwärts  durch  das 
deutsch -englische  Abkommen  vom  29.  Okt./l.  Nov.  1886  zu- 
gesprochen worden.  Auf  dieser  ganzen  Küste  hat  er  nach 
Artikel  35  der  Generalakte  die  Verpflichtung,  das  Vorhanden- 
sein einer  Obrigkeit  zu  sichern,  welche  hinreicht,  »um  er- 
worbene Rechte  zu  schützenc:  er  tritt  sie  wohl  bald  ab. 

Auch  Portugal  hat  för  weite  Strecken  am  indischen  Ozean 
durch  Artikel  36  f.  eine  nicht  leicht  wiegende  Verpflichtung 
übernommen.  Der  Kongostaat  dagegen,  dessen  Küste  nur 
wenige  Meilen  breit  ist,  wird  den  genannten  Verpflichtungen 
unschwer  genügen,  jedenfalls  leichter  als  der  Verpflichtung 
zur  Unterdrückung  des  Sklavenhandels  im  Inneren. 

2)  Die  Neutralität  des  Kongogebietes  und 
der  Schifffahrt  auf  dem  Kongo  und  dem  Niger. 

Eine  völlige  Neutralität  des  Gebietes  ist  nicht  einmal 
für  das  konventionelle  Kongobecken  erreicht.  Für  dieses  und 
nur  fQr  dieses  gilt  durch  Artikel  10  bis  12  die  Neutralitat. 
Völlig,  wenn  die  daselbst  Souveränetät  oder  Protektorat  ausüben- 
den Mächte  selbst  neutral  bleiben;    für  den  Fall,  dass  solche 
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Mkhie  selbst  in  Krieg  geraten  oder  untereinander  zu  geraten 
drohen,  ist  lediglich  die  Anrufung  der  guten  Dienste  der  an- 
deren Signatarmächte  zur  Erhaltung  der  Neutralitat  vorbe- 
halten und  weiter  bestimmt,  dass  die  Mächte  der  konventio- 
nellen Freihandelszone,  bevor  sie  wegen  Streites  über  ihre 
Grenzen  im  Freihaudelsgebiet  zur  Waffengewalt  schreiten,  die 
Vermittelung  einer  oder  mehrerer  der  befreundeten  Mächte  in 
Anspruch  zu  nehmen  haben. 

Nur  der  Schifff ahrts-   und  Handelsbetrieb  im 
Eongo-Stronmetz  ist  auch  für  Eriegszeiten  durch  Artikel  25 
und  auf  dem  Niger  durch  Artikel  33  völlig  neutralisiert,  mit 
der  einzigen  Ausschliessung  der  Eriegskontrebande ;  der  Ver- 
SQch  Englands,  Eohle  als  Eontrebande  zu  markieren,  ist  durch 
Rnssland  scharf  und  mit  Erfolg  abgewehrt  worden.     Doch  ist 
die  thatsächliche  Neutralität  auch  der  Gebiete  wahrschein- 
lich. Wozu  auch  die  Ausbreitung  des  Erieges  dahin  ?   Dauernde 
Erlangung  von  Separatvorteilen  kommerzieller  Natur  bleibt  ja 
durch  die  Generalakte  volkerrechtlich  ausgeschlossen.    Feldzüge 
europäischer  Soldaten   unter  den  Tropen   sind  schwierig,    die 
Eingeborenenheere  aber,  welche  die  Niger-  und  Eongomächte 
sich  bilden,  werden  auf  absehbare  Zeit  zu  Eroberungen  kaum 
geeignet  und  leicht  vor  Angriffen  in  Sicherheit  zu  bringen  sein. 
Am  unliebsamsten  könnte  ein  von  England  gehetzter  Sul- 
tan von  Sansibar  der  deutsch-ostafrikauischen  Eompagnie  wer- 
den.   Diese  wird  eine,  wenn  auch  absolut  kleine,  doch  relativ 
überlegene  Macht  schwarzer  Soldaten  aufbringen  müssen,  was 
beim  H&ss  der  Eingeborenen  gegen  die  Araber  nur  eine  Geld- 
frage sein   dürfte.     Der  Eongostaat  selbst  kann,    da  er  eine 
europäische  Macht  nicht  ist  (s.  Abschnitt  X),    wenigstens  in 
aosserafrikanische  Eriege   überhaupt   nicht  verwickelt  werden 
und  hat  sich  auch  sofort  für  neutral  erklärt.     Er  aber  bietet 
neutrale  Strassen  vom  atlantischen  Ozean  bis  zum  Tanganika- 
See.    Um  des  Friedens  willen  wäre  zu  wünschen,  dass  er  nie 
in  die  Hände  Frankreichs  übergehe,  was  freilich  nicht  gewiss 
ist  (vrgl.  Abschnitt  X). 

3)  Der   Sklavenhandel    im    konventionellen 
Kongobecken. 
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Dieser  uralte  Krebsschaden  ist  Gegenstand  der  besonderen 
Erklärung  II  (Artikel  9  der  Generalakte).  Hier  wird  bestimmt: 
»Da  nach  den  Grundsätzen  des  Völkerrechts,  wie  solche  von 
den  Signatarmächten  anerkannt  werden,  der  Sklavenhandel 
verboten  ist,  und  die  Operationen,  welche  zu  Lande  oder 
zur  See  diesem  Handel  Sklaven  zuführen ,  ebenfalls  als  ver- 
boten anzusehen  sind,  so  erklären  die  Mächte,  welche  in  den 
das  konventionelle  Eongobecken  bildenden  Gebieten  Sou- 
veränetätsrechte  oder  einen  Einfluss  ausüben  oder  ausüben  wer- 
den ,  dass  diese  Gebiete  weder  als  Markt  noch  als 
Durchgangsstrasse  für  den  Handel  mit  Sklaven,  gleich- 
viel welcher  Rasse,  benutzt  werden  sollen.  Jede  dieser  Mächte 
verpflichtet  sich  zur  Anwendung  aller  ihr  zu  Gebote  stehenden 
Mittel,  um  diesem  Handel  ein  Ende  zu  machen  und  diejenigen, 
welche  ihm  obliegen,  zu  bestrafen. c  Also  nur  der  Sklaven- 
handel im  konventionellen  Kongobecken  wird  verpönt!  Für 
das  Nigergebiet  ist  nichts  bestimmt,  obwohl  auch  hier  der 
Sklavenhandel  blüht;  er  wird  den  herrschenden  Sultanaten 
nicht  so  bald  zu  legen  sein. 

Nicht  bloss  der  Sklavenhandel,  sondern  auch  die  »Ope- 
rationen, welche  diesem  Handel  Sklaven  zufOhrenc,  sind  f&r 
das  ganze  konventionelle  Kongobecken  verboten.  Darunter 
sind  Sklavenjagd  und  Sklavenraub  zu  verstehen.  Beide 
werden  teils  durch  die  Araber  von  Ostafrika  und  durch  die  Suda- 
nesen vom  Obernil  her,  teils  von  den  mohammedanischen  Sul- 
tanaten des  Tschadseebeckens  in  den  Norden  und  in  den  Nord- 
westen des  konventionellen  Kongobeckens  in  scheusslicher 
Weise  betrieben.  Als  Stanley  zum  zweitenmal  zur  jFaßs-Sta- 
tion  fuhr ,  fand  er  ein  Gebiet  grösser  als  Irland ,  zuvor  von 
einer  Million  Menschen  bewohnt,  durch  300  Sklaven  eines 
Arabers  verwüstet  und  entvölkert,  welche  doch  nur  2500  Skla- 
ven dabei  fingen.  Und  so  scheint  er  es  abermals  getroffen  zu 
haben ,  als  er  jüngst  vom  Kongo  aus  den  Aruwimi  aufwärts 
drang  und  durch  Tipotip  seine  rechte  Flanke  gegen  die  FaUs- 
Station  hin  zu  decken  suchte. 

Schweinfurth  sagt  geradezu:  > Jeder  Sklavenjäger,  ja 
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jeder  Araber  überhaupt  vom  Nil  bis  Niger ,  von  Lagos  bis 
Sansibar,  sollte  als  Feind  der  menschlichen  Gesellschaft  erklärt 
Tferden.c 

Sollte,  —  gewiss!  Leider  wird  es  noch  lange  nicht 
aoch  wirklich  der  Fall  sein.  Zwar  sind  die  Zeiten  längst  vor- 
bei, da  Afrika  allein  nach  Amerika  jährlich  150000  Kopfe 
PflaDsereisklaven  lieferte.  Aber  Sklavenraub  nnd  Sklavenhandel 
im  Inneren  Afrika^s  selbst  sind  nicht  entfernt  abgeschafft. 
Hans-,  Feld-  und  namentlich  Trägersklaven  sowie  Sklavinen 
werden  von  den  Arabern  nnd  Ostsadanesen  am  Oberkongo,  um 
die  grossen  Seen,  im  Gebiete  des  Gazellenflusses,  auf  den  Wasser- 
scheiden zwischen  Scbari  nnd  Kongo  noch  immer  erjagt  und 
weiter  verhandelt,  sei  es  auch  nur,  damit  die  Sklaven  als 
menschliche  Tragtiere  das  Elfenbein  bis  zu  den  Küsten 
schleppen ;  die  Hälfte  der  gejagten  Sklaven,  welche  den  Trans- 
port Fom  Inneren  nach  Sansibar  besorgen,  geht  unterwegs 
wahrend  des  dreimonatlichen  Schleppdienstes  zugrunde. 

Der  grosse  Elfenbeinhändler  Tipo-Tip  war  selbst  der  erste 
SklaTenjäger.  Ob  er  als  Gouverneur  des  Kongostaates  an  den 
iS^nfe^llen  das  Mausen  lassen  wird?  Die  Generalakte  hat 
an  solchen  Leuten  keine  guten  Hüter. 

Wohlwollend  ist  diese  Akte  allerdings.  Der  Artikel  6 
legt  namentlich  dem  Kongostaat,  der  deutsch-ostafrikanischen 
Gesellschaft  nnd  jetzt  auch  den  Engländern  westlich  vom 
Victoria  Njanza  eine  Verpflichtung  auf,  welche  den  Kampf 
aufs  Messer  mit  den  Handelsaraber-Banden  und  mit  den 
SklaYenhändlem  des  egyptischen  Sudan  bedeutet.  Der  Gegen- 
stand ist  diesen  Kampf  zwar  wert,  aber  eine  alsbaldige  Ober- 
allige  Abschaffung  auch  nur  des  Sklavenhandels  und  der 
Skla?enjagd  ist  doch  kaum  zu  erwarten.  Für  das  Nigerge- 
biet ist  davon ,  wie  schon  bemerkt,  in  der  Generalakte  über- 
haupt nicht  die  Rede. 

Im  Hinterland   der  Mosambiqueküste   zwischen    Zambese 

ond  Nyassasee  treibt  auch  eine  Reihe  von  Königen  der  Zulu- 

▼Slker  Sklavenjagd    und   den    Sklavenhandel    bis    heute,    wie 

^^B  Bericht  über  seine  Reise  vom  Kapland  durch  das  Zam- 

Zelta«hr.  f.  SUAtsw.    1888.   I.  Hoft.  6 
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besebecken  zum  Nyassasee  ')  und  österreichische  Konsularbe- 
richte darthun ;  Portugal  ist  hiegegeu  noch  unmachtig. 

An  die  Abschaffung  der  Haussklaverei  und  Sklaven  hai- 
tun g  überhaupt  hat  die  Konferenz  selbst  gar  nicht  gedacht 
und  noch  nicht  denken  können,  wie  aus  den  Protokollen  der 
Berliner  Konferenz  klar  hervorgeht. 

Das  Gebiet,  in  welchem  Haussklaverei  besteht,  ist  nur 
zum  geringsten  Teile  thatsächlich  der  Kolonialgewalt  unter- 
worfen und  wird  auch  nur  sehr  langsam  zur  Unterwerfung 
kommen.  Auch  in  dem  Masse,  als  es  effektiv  unter  euro- 
päisches Regiment  gelangen  wird,  kann  nur  durch  eine  Ent- 
wickelung  des  Transportes,  welcher  die  Trägersklaven  von 
selbst  überflüssig  macht,  und  durch  eine  solche  Gestaltung 
der  Arbeit«-,  Dienst-  und  Steuerverhältnisse,  welche  bei  den 
Häuptlingen  und  bei  den  Sklavenbesitzern  dem  Sklavenbesitz 
deo  Wert  und  das  Interesse  nimmt,  endlich  durch  den  Sieg 
religiös-christlicher  Anschauungen  die  Sklavenhaltung  allge- 
mein und  für  immer  ausgerottet  werden.  Man  darf  sich  nicht 
verhehlea,  dass  bis  dahin  bestenfalles  noch  ein  sehr  weiter 
Weg  zurückzulegen  sein  wird. 

4)  Auf  der  Konferenz  wurde  zur  Sicherheit  der  Neger  wie 
der  Kolonialgewalten  auch  das  Verbot  der  Einfuhr  von  Pulver 
und  Feuergewehren  und  von  »Feuerwasserc  angeregt. 
Das  Pulver  wird  von  den  Negern  bei  jedem  Festesanlass  ver- 
schwenderisch verpufft.  Gegohrene  Getränke  sind,  soweit  der 
Islam  nicht  herrscht,  allgemein  beliebt;  Rum  ist  die  »Gold- 
währung der  Guineaküste«.  Die  Bantuneger  hatten,  bevor  der 
Europäer  kam,  schon  aus  heimischen  Substanzen  Spirituosen 
erzeugen  gelernt. 

Das  Verbot  wurde  auf  der  Konferenz  in  bezug  auf  alle 
drei  Artikel  unausführbar  gefunden.  Die  Frage,  ob  für  den 
Artikel  Branntwein  nicht  ausnahmsweise  ein  Einfuhrzoll  zu- 
gelassen oder  vorgeschrieben  werden  solle,  wurde  nicht  ein- 
mal aufgeworfen.  Es  wurde  gesagt,  die  Bekämpfung  müsse 
gegen  den  Branntwein  klein  handel  gerichtet  sein  und  daher 

1)  Im  J.  1882/1884  (Proceedings,  Februarheft  der  London.  Qeogr.  Ges.). 
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däi  politischen  Gewalten  der  einzelnen  Eolonialgebiete  über- 
lasseD  werden  (?).  Bis  anf  weiteres  wird  das  aber  ebenso 
grosse  Schwierigkeiten  haben,  wie  eine  etwaige  Monopolisie- 
rung der  heimischen  Branntweinerzengung ,  für  welche  die 
iuDerafrikanische  Flora  das  reichste  und  beste  Material  dar- 
bietet nod  ftir  welche  schon  bald  ein  sehr  starker  Gewinn- 
reiz in  Kraft  treten  könnte. 

Im  Sudan  löst  vorläufig  der  Tordringende  Mohammeda- 
nismiis  die  Frage  ausreichend,  indem  er  den  Branntweiugenuss 
religiös  ausschliessi  Was  die  christliche  Mission  gegen  die 
Branntweinpest  bei  den  Schwarzen  bewirken  wird,  bleibt  ebenso 
abzuwarten,  wie  das,  was  die  Handelspolizei  und  die  Steuer- 
politik der  politischen  Kolonialgewalten  ausrichten  werden. 

Uebrigens  ist  in  Artikel  6  (s.  u.)  die  formelle  Verpflich- 
tong  zum  Schutz  auch  gegen  die  Branntweinpest  —  zur  »Ver- 
besserung der  sittlichen  und  materiellen  Lebenslage  der  ein- 
geborenen Bevölkerung«  —  mit  enthalten. 

Von  verschiedenen  Seiten  wurde  auf  der  Konferenz  fest- 
gestellt, dass  die  Konstitution  des  Negers  den  Branntweiu- 
genuss besser  ertrage  als  diejenige  der  Indianer.  Die  mora- 
lische, nicht  so  sehr  die  physische  Verderbnis  sei  vom  Brannt- 
wein zu  fCbrchten. 

5)DerSchutz  der  Eingeborenen,  derMission 
nnd  der  Forschung.  Diesen  Schutz  verfügt  Artikel  6  der 
Generalakte.  Seine  Bestimmungen  —  wieder  nur  für  das 
konventionelle  Kongobecken  —  fanden  fast  ohne  jede  Bean- 
standung allgemeine  Annahme.  Gegenstand  eines  Streites  war 
nur  die  Fassung  des  letzten  Absatzes  in  der  Weise ,  dass  die 
Freiheit  auch  etwaiger  mohammedanischer  Mission  einge- 
schlossen wurde.  Der  Vertreter  der  Türkei  hat  hiebei  —  unter- 
stfitzt Yon  England  und  von  Frankreich  mit  Rücksicht  auf 
deren  zahlreiche  mohammedanische  Kolonialunterthanen  — 
über  den  Vertreter  Italiens  gesiegt.  Der  Artikel  6  lautet  nun  : 
>Alle  Mächte,  welche  (im  konventionellen  Kongobecken)  Sou- 
▼eranetatsrechte  oder  einen  Einfluss  ausüben,  verpflichten  sich, 
die  Erhaltung  der  eingeborenen  Bevölkerung  und  die  Ver- 
beMerung  ihrer  sitÜichen  und  materiellen  Lebenslage  zu  über- 

6* 
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wachen  und  an  der  Unterdrückung  der  Sklaverei  und  insbe- 
sondere des  Negerhundeis  mitzuwirken ;  sie  werden  ohne  Unter- 
schied der  Nationalität  oder  des  Kultus  alle  religiösen,  wissen- 
schaftlichen und  woblthätigen  Einrichtungen  und  Unterneh- 
mungen schützen  und  begünstigen,  welche  zu  jenem  Zwecke 
geschaffen  und  organisiert  sind,  oder  dahin  zielen,  die  an- 
geborenen zu  unterrichten  und  ihnen  die  Vorteile  der  Zivili- 
sation verständlich  und  wert  zu  machen.  —  Christliche  Missio- 
nare, Gelehrte,  Forscher,  sowie  ihr  Gefolge,  ihre  Habe  und 
ihre  Sammlungen  bilden  gleichfalls  den  Gegenstand  eines  be- 
sonderen Schutzes.  —  Gewissensfreiheit  und  religiöse  Dnldung 
werden  sowohl  den  Eingeborenen  wie  den  Laudesangefaörigen 
und  Fremden  ausdrücklich  gewahiieistet.  Die  freie  und  öffent- 
liche Ausübung  aller  Kulte,  das  Recht  der  Erbauung  gottes- 
dienstlicber  Gebäude  und  der  Einrichtung  von  Missionen,  wel- 
cher Art  Kultus  dieselben  angehören  mögen,  soll  keinerlei 
Beschränkung  noch  Hinderung  unterliegen.c 

X. 

Der  Eongofireistaat. 

Das  konventionelle  Kongobecken  umschliesst  eine  grosse 
Mannigfaltigkeit  grösstenteils  erst  werdender  politischer  Terri- 
torialgebilde, sowohl  diesseits  im  geographischen  Kongobecken, 
als  jenseits  der  Wasserscheiden  des  Tanganikabeckens  in  Ost- 
afrika. Wir  betrachten  zuerst  die  diesseitigen  staatlichen  Neu- 
bildungen des  geographischen  Kongobeckens. 

Das  geographische  Kongobecken,  zu  welchem  auch  das 
Flussgebiet  des  Tanganika-See's  gehört,  hat  nach  Stanley 
1  Ö08  000  englische  Quadratmeilen  Fiächenraum  mit  37  Mill. 
SSinwohnern. 

Letztere  Zahl  kann  allerdings  kaum  annähernde  Richtig- 
keit in  Anspruch  nehmen.  Gewiss  ist  nur,  dass  einzelne 
Teile  des  Landes,  namentlich  an  den  Oberläufen  der  linken 
Tributäre,  soweit  dahin  der  Sklavenraub  noch  nicht  gedrungen 
ist,  sehr  dichte  Bevölkerung  aufweisen. 

Die   Gliederung    des    geographischen   Kongobeckens   und 
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sdner  BeTolkerang  wird  yon  Stanley  des  Näheren  wie   folgt 


Engl.  DMeilen        Gesamtbe- 
yölkernng 

Der  untere  Kongo 33000  297  000 

Das  Becken   yom  Pool   bis  zu  den 

Stanleyfallen 1090000        29000000 

Webb-Lnalabagebiet 246000  4  920000 

Tschambesi    (oberster   Kongo)    mit 

Bangweolo 46000  460000 

Taoganjika 93  000  232  000 

1608000       37000000 

Das  Gebiet  des  nntern  Kongo  —  eigentlich  Zaire  —  ist 
durch  den  Sklavenhandel  entvölkert,  auch  weniger  fruchtbar. 
Den  ersten  Weg  durch  dasselbe  ins  Binnenland  von  Vivi  bis 
tarn  Stanley-Pool  f  d.  h.  um  die  Livingston-Stromschnellen 
herum,  hat  Stanley  1880/1881  in  430  Tagen  unter  grossen 
Hfihsalen  angelegt.     Bis  Vivi  gelangt  man  zu  Schiffe  ^). 

Viel  frachtbarer  ist  nach  Wissmann  der  Hauptteil  des 
geographischen  Kongobeckens,  die  grosse  Fläche  links  und 
rechts  vom  Strom  und  seinen  Nebenflüssen  zwischen  Stafüey- 
Pool  und  Stanlep'FaUs.  Es  ist  annähernd  ein  Rechteck  zwi- 
schen dem  17.  und  30.®  östlicher  Länge  und  dem  4.®  nord- 
licher bis  6.*^  südlicher  Breite,  ein  immens  reiches,  bewässertes 
Tropenland  in  günstiger  Höhenlage  über  dem  Meere  ohne  aus- 
gedehnte grosse  Versumpfungen  €  (Wissmann)^  teilweise  Urwald, 
meist  Parklandschaft  *).  Der  feuchten  Atmosphäre  wegen 
macht  der  Sonnenschein  nach  Stanley  den  Eindruck  »stärkeren 
Moudlichtesc  mit  der  Wirkung  »unbeschreiblicher  Feierlichkeit, 
aber  auch  abstossender  Ungeselligkeit.€ 

Die  Oberkongoländer  sind  Gras-  und  Sumpflandschaft  und 
bi«  jetzt  anscheinend  nur  wenig  bevölkert. 

1)  Vom  Bananapoint  am  atlantischen  Ozean  kOnnen  grosse  See- 
■cbiffe  noch  55  Kilometer  flussaufwärts  bis  Panto  da  Benha  gelangen, 
wo  eine  Barre  ihr  Weiterkommen  hindert,  während  kleinere  Schiffe  bis 
Vifi  ^ren.  Die  erste  Verengung  des  Thaies  erfolgt  erst  weiter  ober- 
htlb  der  Barre,  bei  Borna,  dem  einstigen  Hauptsitz  des  Sklayenhandels. 

2)  Vrgl.  l.  Artikel. 
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Nahe  detD  Haaptstrome  und  den  Unterläufen  der  Tribu-> 
tare  ist  das  Tafelland  des  Mittelkongo  500  bis  1000  Meter, 
nahe  dem  Mittel-  und  Oberlauf  der  Tributäre,  insbesondere 
auf  den  Wasserscheiden  gegen  den  Sambese  hin,  1000  bis 
2000  Meter  hoch.  Die  mittlere  Höhe  des  Tanganika-Beckens 
ist  840  bis  1300  Meter.  Im  Babisagebirge  und  auf  einigen 
anderen  Erhebungen  erreichen  die  genannten  Wasserscheiden 
2000  bis  3000  Meter.  Hier  müssten  die  Plätze  für  europäische 
Ackerbaukolonisation  sich  finden,  wenn  überhaupt  welche  vor- 
handen sind. 

Das  geographische  Eongobecken  ist  von  den  im  dritten 
Artikel  bereits  geschilderten  Lunda-,  den  zentralafrikanischen 
und  den  niederguineischen  NaturTölkern  bewohnt.  Dieselben 
leben  fast  noch  ganz  unter  heimischen  Häuptlingen,  die  Lunda- 
völker  allein  sind  z.  T.  zu  den  schon  geschilderten  Grossreicben 
des  Muata  Jamyo  und  des  Eassembe  flüchtig  und  lose  verbunden. 

Von  den  Eolonialgewalten ,  welche  durch  die  Eongoakte 
und  durch  die  dieser  vorangegangenen  Unterhandlungen  auf- 
gestellt worden,  sind  Länder  und  Leute  dieses  weiten  Gebietes 
erst  noch  zu  erforschen  und  botmässig  zu  machen.  Selbst  die 
Araberniederlassungen  am  Tanganika  und  Oberkongo  bilden 
keine  grösseren,  gebietlich  abgeschlossenen  Gemeinwesen.  Stan- 
ley konstatiert,  dass  er  auf  seinem  ganzen  Wege  von  der  Ost- 
küste bis  zur  KongomOndung  —  auf  einer  Strecke  von  12  000 
Kilometern  —  »weder  eine  Flagge,  noch  ein  Emblem,  noch 
ein  Bauwerk  bemerkte,  welches  darauf  hindeutete,  dass  er  sich 
bei  einer  zivilisierten  oder  halbzivilisierten  Macht  oder  Au- 
torität befinde.  Die  einzige  Autorität  waren  die  unabhängigen 
eingeborenen  Häuptlinge,  welche  auf  der  östlichen  Hälfte 
Tribut  einforderten  und  auf  der  westlichen  uns  Gewalt  ent- 
gegensetzten, die  Arabergemeinden  in  Udschidschi  und  Nyangwe 
sind  isoliert.  € 

Dies  wird  im  Verlauf  der  nächsten  Menschenalter  anders 
werden  und  zwar  auf  grund  der  Eolonisationsordnung  der 
Berliner  Generalakte  und  dessen,  was  sie  schon  zur  Folge  ge- 
habt hat.  Von  Ostafrika  her  werden  deutscher  Einfluss  und 
englischer  Handel  das  Tanganikabecken  erfassen. 
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Ad  der  Westlcdste  ist  ein  grosses  französisches  and  ein 
grosses  portugiesisches  Eolonialgebiet  —  nördlich  und  südlich 
des  untersten  Kongo  —  konstituiert.  Namentlich  das  erstere 
ist  wohl  als  eine  lebensfähige  Schöpfung  anzusehen.  Die 
portogiesische  Kolonie  wird  vermatlich  noch  weiter  nach  Osten 
in  das  Gebiet  der  Lundavölker,  in  das  Reich  des  Mnata  Jamvo 
hineingreifen. 

Der  grösste  Teil  des  geographischen  Kongobeckens  ist 
jedoch  einem  kolonialgeschichtlich  wohl  einzigartigen  Staats- 
gebilde, dem  Kongofreistaat,  zugefallen.  Von  den  2  400000 
engl.  ÜMeilen ,  welche  das  konventionelle  Kongobecken  nach 
Stanley  umfasst,  gehören  1 500000  dem  geographischen  Kongo- 
becken an  und  von  diesem  gehören  wieder  mehr  als  zwei 
Drittel,  nämlich  1 065  000  (^Meilen,  dem  Kongofreistaat,  wel- 
cher demnach  —  2V«  qkm  =  1  engl.OM.  —  fünfmal  grösser 
iräre  als  das  deutsche  Reich.  Nur  62000  DM.  des  Kongo- 
beckens gehören  den  Franzosen,  30000  den  Portugiesen,  350000 
sind  »herrenlos«,  d.  h.  von  Lundafürsten,  arabischen  Händlern, 
Häuptlingen  der  Eingeborenen  beherrscht  und  ausgebeutet. 
Hätte  der  Kongofreistaat  nicht  seine  Anerkennung  und  seinen 
Frieden  bei  Frankreich  durch  Abtretung  von  60000  e.  DM. 
amKwilu  und  bei  Portugal  durch  Abtretung  von  46000e.  OM. 
—  rechts  und  links  vom  Unterlauf  des  Kongo  —  erkaufen 
mfissen ,  so  wäre  er  noch  viel  grösser  geworden  und  an  der 
aÜantischen  Küste  nicht  auf  einen  blossen  Trichter  von  600  e.  M. 
Länge  eingeengt  worden. 

Dem  ganz  eigentümlichen  Staatsgebilde  des  Kongostaates 
haben  wir  hier  nun  besondere  Beachtung  zu  zollen. 

Seine  Grenzen  sind  die  folgenden :  Im  Süden  ist  die  Grenze 
nahezu  der  6.^  südlicher  Breite  bis  zu  22  Va^  östlicher  Länge, 
dann  ungefähr  der  23.  und  24.®  östlicher  Länge  südwärts  bis 
«um  13.®  südlicher  Breite,  diesem  entlang  bis  29®  östlicher 
lÄnge.  Die  hier  beginnende  Ostgrenze  zieht  sich  nordwärts 
Mü  Westufer  des  Bangweolo  und  des  Moerosee's  hin,  springt 
Ton  diesem  an  die  Südwestecke  des  Tanganika-See^s  über,  läuft 
dann  dem  ganzen  Westufer  des  letzteren  entlang,  zieht  sich 
weiter  westlich  vom  Luta-Nsige-See  und  östlich  vom  Mwutan- 
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Nsige  hindurch,  um  in  den  30.^  ostlicher  Länge  Qberzogehen 
und  auf  den  Wasserscheiden  des  Gazellenflusses  zu  endigen. 
Die  Nordgrenze  wird  von  da  ab  gebildet  durch  den  4.^  nörd- 
licher Breite  westwärts  bis  zum  18.^  5.  L. ,  von  wo  sieh  die 
Grenze  südsüdwestlich  bis  an  den  Kongolauf  (etwas  südlich  vom 
Aequator)  abschrägt.  Weiter  ist  —  von  der  Station  Lukolela 
(1**  südl.  Br.)  bis  unter  den  Stanleypool  —  der  Kongo  selbst  die 
Grenze,  indem  er  den  Kongostaat  von  französischem  Gebiet 
trennt.  Erst  am  untersten  Laufe  des  Kongo  hat  zu  dessen 
rechter  Seite  der  Kongostaat  noch  ein  Gebiet  von  cca.  14  bis 
zuletzt  (an  der  Küste)  nur  4  Meilen  Breite  mit  Landgrenze 
gegen  französisches  und  bei  Kabinda  gegen  portugiesisches 
Kolonialgebiet.  Von  den  grossen  Seen  hat  der  Kongostaat 
sonach  nur  die  Westküsten  des  Bangweolo  und  des  Tanganjka- 
see's  sowie  den  Moero  und  den  Luta-Nsige. 

Selbst  vom  geographischen  Kongobecken  fehlen  ihm  grosse 
Gebiete:  im  Süden  das  Gebiet  der  Lundavölker  an  den  Tribu- 
tären des  Kassai;  im  Osten  das  Flüssegebiet  im  Osten  des 
Taoganijka;  im  Nordwesten  teils  von  Frankreich  erworbene, 
teils  noch  unbesetzte  und  unentdeckte  Gebiete  in  den  Hinter- 
ländern von  Kamerun,  von  französisch  Batanga  und  von  Ga- 
bun. Andere  als  Stanley  (s.  o.)  schätzen  die  Ausdehnung  des 
Kongostaates  auf  l,a  Millionen. engl.  Quadratmeilen. 

Der  Kongo  selbst  fallt  mit  Ausnahme  seines  Quellflusses 
Tschambesi  ')  (im  Südosten)  und  des  Laufes  durch  den  Bang- 
weolosee  in  den  Kongofreistaat.  Desgleichen  dessen  grosse 
Tributäre  links  und  rechts  mit  Ausnahme  der  Ober-  und  Mittel- 
läufe der  Nebenflüsse  des  Kassai ,   d.  h.  des  Lundagebietes  ^). 

1)  Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  in  den  indischen  Osean  fallenden 
Sambese. 

2)  Die  Grenzen  sind  oben  nach  Habenichts  Angaben  aufgeführt, 
welche  die  Ansprüche  des  Kongoitaates  su  bezeichnen  scheinen.  Auf 
der  Karte,  welche  L,  Fnedrichsen  im  Auftrage  der  deutschen  Reich  s- 
regierung  1885  gefertigt  hat,  liegt  der  ganze  südöstliche  Teil  des 
soeben  bezeichneten  Gebietes  ausserhalb  der  Grenzen  des  Kongostaates, 
so  zwar,  dass  die  Südgrenze  auf  den  6.^  südlicher  Breite  bis  zum  Ober- 
kongo (Lualaba)  reicht,  von  da  2  Grade  nordwärts  bis  Njangwe  streicht, 
um  auf  dem  i."*  südlicher  Breite  die  Nordostecke  des  Tanganika  zu  er- 
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Der  EoDgostaat  ist  erst  durch  die  Anerkennung  Ame- 
rika's  nnd  Dentschlands  und  durch  die  Verträge  mit  Frank- 
reich und  Portugal ')  zur  endgültigen  Konstituierung  gelangt 
Bis  dahin  war  er  unter  Stanlej/s  B^iment  nur  embryonal  — 
als  ^ÄssoeuUion  internationale  du  Congo€  —  vorhanden.  Diese 
Association  selbst  war  aus  dem  Ei  des  *Gomüe  d'^tudes  du 
katä  Ccngo€  aasgeschlüpft  und  dieses  war  1878  aus  der  Brüs- 
seler Sektion  der  1876  durch  König  Leopold  begründeten  »inter- 
natioDalen  afrikanischen  Gesellschaftc  entstanden. 

In  seinem  Amtsblatt,  dem  ^BuUetin  officieU^  welches  seit 
1885  erscheint,  führt  der  Kongostaat  den  Namen  Etat  inde- 
pendani  du  Congo  und  benennt  er  seine  Dnterthanen  Gongo- 
lesen  {Congolais).  Seine  Flagge  ist  blau  mit  goldenem  Stern 
in  der  Mitte. 

Die  eigenÜichen  Begründer  des  Staates  sind  Stanley  und 
König  Leopold  IL  von  Belgien  (vrgl.  2.  Artikel).  Kaum  zwei 
Jahre,  nachdem  Stanley  Afrika  von  Ost  nach  West  durchquert 
batte,  war  der  Entdecker  des  geographischen  Kongobeckens 
auch  schon  an  Ort  und  Stelle  thätig,  um  der  Begründer  des 
Eongostaates  zu  werden.  Im  Auftrag  und  mit  Dnterstüteung 
König  Leopolds  bahnte  Stanley  den  schon  genannten  Weg 
von  Vi?i  bis  zum  Stanleypool.  Am  Stanleypool  wurde  die 
Station  Leopoldville  gegründet,  eine  Faktorei  und  Halbcitadelle 
neben  dem  yon  den  Eingeborenen  bewohnten  Marktflecken 
Kintamo,  wohin  die  Eingeborenen  schon  früher  weither  den 
Kongo  herabkamen.  Hier  wurden  drei  kleine  Dampfboote  zu- 
sammengesetzt, auf  welchen  Stanley  mit  7  Europäern  und  80 
Farbigen  den  Kongo  in  dem  ganzen  grossen  Bogen  bis  zu  den 
oberen  Wasserfallen  (Stanley  Falls)  befuhr.  Letztere  trennen 
den  Mittelkongo  vom  Oberlauf.     An  den  Stanleyfällen  wurde 


rochen.  Deutschland  hat  in  Artiksl  6  des  Vertrages  vom  8.  Nov.  1884 
nur  diese  Grenze  anerkannt.  Es  ist  gar  nicht  wahrscheinlich,  dass  der 
KoQgostaat  das  ganze  Bangweolobeoken  effektiv  erworben  hat,  ge- 
lebweige  je  okkupieren  wird.  Deutschland  wird  daher  von  Ostafrika 
aber  den  Tanganika-  und  Njassa-See  herüber  seinen  Kolonial einfluss 
ausdehnen  können? 

1)  VrgL  Tor,  Jahrgang,  Q.Q.Ueberaicht. 


90  I>r*  Scb&ffle: 

Halt  gemacht.  Zwischen  diesen  nnd  dem  Stanleypool  wnrde 
eine  Reihe  von  »Stationen  c  errichtet,  welche  Faktoreien,  Er- 
forschungs-  nnd  Yerteidigungsposten  zugleich  sind.  Bänige 
Europäer  —  meist  Lieutenants  aller  Nationen  —  mit  unter- 
gebenen, aber  aufanglich  nicht  ortseiugeboreuen  Schwarzen  als 
Dienerschaft  und  Bedeckung  haUen  die  Stationen  besetzt,  zwi- 
schen welchen  die  Dampfer  des  Kongostaatee  die  Verbindung 
aufrecht  erhalten.  Von  jeder  Station  aus  soll  der  Handels- 
betrieb mit  den  Eingeborenen  und  die  Erforschung  der  Seiten- 
länder des  Eongolaufes  stattfinden. 

Mit  seltener  Spannung  wird  jedermann  in  Statdey^s  »fttnf 
Jahre  am  Eongoc  ')  die  ersten  Dampferfifthrten  den  Strom  auf 
und  ab,  das  Erstaunen  und  die  Handelszudringlichkeit  der  her- 
beieilenden Eingeborenen,  welche  mit  den  Kanoes  kamen,  um 
wie  Hotelkutscher  Fremde  einzufangen,  —  die  Abendlandungen 
der  Dampfer  behufs  Gewinnung  vou  Heizmaterial,  die  Blut- 
verbrüderungen Stanley^s  mit  den  Häuptlingen  lesen. 

Die  oberste  Station,  die  Fallstation^  wo  man  auf  die  ara- 
bischen Elfenbeinhändler  und  Sklavenräuber  stiess,  welche  vom 
indischen  Ozean  und  dem  Tanganika-See  aus  operieren,  ist  im 
vorigen  Jahr  vou  den  Arabern  überfallen  worden,  jetzt  aber 
dem  Tipo-Tip  selbst  unterstellt,  der  sie  erst  wieder  wird  er- 
obern müssen« 

Die  übrigen  Stationen  sind  von  den  Eingeborenen  allem 
Anschein  nach  nur  wenig  behelligt  worden,  obwohl  man  bei 
der  Geheimthuerei  der  Verwaltung  des  Kongostaates  Gewisses 
nicht  sagen  kann.  Von  den  Stationen  aus  wurden  jene  wirk- 
lichen oder  angeblichen  Okkupations-  und  Schutzverträge  mit 
ungefähr  200  Häuptlingen  der  Eingeborenen  geschlossen,  welche 
bei  den  der  Berliner  Konferenz  zur  Seite  gehenden  Vertrags- 
schlüssen von  der  »internationalen  afrikanischen  Gesellschafk« 
—  thatsächlich  von  Stanley  und  Konig  Leopold  —  för  die 
Anerkennung  des  » Kongofreistaates c  erfolgreich  geltend  ge- 
macht worden  sind. 

Heute  noch   bilden   die  Stationen  —  ihre   Besatzungen, 


1)  Erschienen  1885. 
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BeamteD,  Handler,  Trager,  Diener  —  den  ganzen  Eongostaat, 
wekher  noch  keinerlei  politische  Binneneinteilung  und  nnr 
auf  den  Karten  yertragsmässige  Anssengrenzen  hat. 

Der  Kongostaat  hat  drei  Departements,  je  unter  einem 
iGeneraladministratorc  *),  sämtlich  in  Brüssel,  unter  ihnen 
steht  der  »Generaladroinistrator  am  Kongoc ;  er  kann  pron- 
sorische  Gesetze  erlassen,  welche  definitive  Geltung  erlangen, 
woferne  sie  binnen  sechs  Monaten  vom  König-Souverän  nicht 
aufgehoben  werden'). 

So  schwer  die  Zukunft  des  Kongofreistaates  sich  absehen 
lässt,  so  ausgeprägt  ist  sein  politischer  Charakter.  Er  ist  ein 
embryonales  ämter-  und  anstaltstaatliches  Kolonialreich  (Stufe 
II  der  Staatsentwicklung,  s.  zweiten  Artikel),  ausgebreitet  über 
eine  grosse  Familie  von  Naturvölkern,  welche  noch  auf  I.  Stufe 
der  Staatsentwicklung  stehen  und  nur  da  und  dort  handels- 
standische  Zwergorganisation  unter  Handelshäuptlingen  und 
uotar  arabischen  Händlern  mit  100  bis  300  bewaffneten  Sklaven 
angesetzt  erhalten  haben. 

Der  Kongostaat  ist  bis  auf  weiteres  eine  Eigentümerkolo- 
oie,  welche  jeder  direkten  staatsrechtlichen  Verbindung  mit 
einem  europäischen  Mutterland  entbehrt.  Durch  das  belgische 
Gesetz  vom  28.  April  1886  ist  die  Verbindung  desselben  mit 
dem  Eonig  von  Belgien  ausdrücklich  f&r  eine  reine  Personal- 
onion  erklärt  worden.  Diese  Eigent&merkolonie  ist  nicht  im 
staatsrechtlichen,  sondern  im  völkerrechtlichen  Sinne  Eigen- 
tümerkolonie ,  indem  die  Herrschaft  einem  Souverän  durch 
Yolkerrechtliche  Akte  für  seine  Person  übertragen  ist,  eine 
>SouYerän-Kolonie€  •). 

Seine  Mittel  schöpft  der  Kongostaat  teils  aus  der  Privat- 
lasse seines  Souveräns,  teils  aus  den  Ausgangsabgaben.  Ausser- 
dem hascht  er  nach  grösseren  Mitteln  im  Wege  eines  grossen 
Anlehens,  dessen  Kotierung  an  der  Pariser  Börse  durch  weitere 
Undabtretung  an  Frankreich  erkauft  werden  zu  wollen  scheint  ^j. 

1)  Organisat.  Dekret  v.  30.  Okt.  1885. 

2)  Dekret  v.  28.  März  1886  (vrgl.  unter  Ges.-G.-Uebersicht). 
3]  Vrgl.  2.  Artikel. 

4)  Indem  wir  diesen  Artikel  zur  Prease  geben,  wird  folgendes  Ab» 
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Das  Personal  der  Verwaltung  erhalt  der  Kongostaat  teÜB 
durch  kühne,  selbst  abenteuernde  Europäer  und  Amerikaner, 
meist  aber  Belgier,  teils  durch  angeworbene  Eingeborene,  von 
welchen  einzelne  Stämme  zum  Mietsoldatendienst  sehr  geeignet 
zu  sein  scheinen.  Der  Anwerbung  des  arabischen  Bändlers 
Tipo^Tip  für  die  gefahrliche  Grenzstation  an  den  Stanlej- 
fallen  ist  schon  Erwähnung  geschehen. 

Der  Zentralfiitz  der  Verwaltung  ist  in  Brüssel.  Der  Eo- 
lonialhauptort  ist,  wie  schon  bemerkt,  die  Station  Viyi. 

Ein  Postdienst  ist  auf  dem  schiffbaren  Unterlauf  des 
Kongo  und  zwischen  Viyi  und  Stanleypool  —  zwei  SchifE»- 
bezw.  Kurier-Kurse  jeden  Monat  —  bereits  organisiert. 

Die  Erbauung  einer  Eisenbahn  zwischen  Vivi  und  Stanley- 
pool wurde  »studiert«,  nachdem  sich  Unterhandlungen  mit 
einer  englischen  Kapitalisten-Gesellschaft  zerschlagen  hatten, 
weil  diese  gewisse  durch  die  Berliner  Generalakte  verbotene 
Privilegien  in  Anspruch  nahm.  Bevor  diese  Bahn  gebaut  ist, 
kann  von  einer  bedeutenden  kommerziellen  und  politischen 
Eutwickelung  des  Kongostaates  nicht  die  Bede  sein. 

Die  beiden  uns  vorliegenden  Jahrgänge  des  ^BuUdin 
officieU   (1885  und   1886)    enthalten   demgemäss   auch   nur: 


kommen  bekannt:  »Am  30.  April  1887  ist  eine  Konvention  swiseben 
dem  Kongostaat  und  Frankreich  unterzeichnet  worden.  Danach  gibt 
sich  der  Kongostaat  mit  dem  froher  von  Frejcinet  vorgeschlagenen 
Vergleich  zufrieden,  wonach  der  Thalweg  des  Ubangi  die  Grenze  zwi- 
schen den  beiderseitigen  Territorien  bilden  soll.  Die  von  de  Brassa 
gegriindete  kleine  Station  N*Knnda,  die  sich  auf  dem  linken  Ufer  des 
Flusses  befindet ,  wird  dem  Kongostaat  abgetreten ;  das  rechte  üfw 
bleibt  im  alleinigen  Besitz  Frankreichs.  Die  im  Jahre  1885  zum  Vor- 
teil Frankreichs  festgesetzte  Klausel,  wonach  letzteres  sich  bei  künftigen 
Gebietsabtretungen  seitens  der  Kongo- Regierung  ein  Vorkauferecht  ans- 
bedungen,  soll  dem  Kongostaat  nicht  entgegengehalten  werden  können, 
wenn  derselbe  einen  Teil  oder  die  Gesamtheit  seiner  Territorien  an 
Belgien  abzutreten  gewillt  sein  sollte.  Der  Kongostaat  verzichtet  auf 
die  Lotterie  von  20  Millionen  Fr«,  deren  Emission  in  Frankreich  ge- 
mäss dem  von  Jules  Ferry  s.  Z.  Obemommenen  Engagement  hätte  statt- 
finden können;  dagegen  willigt  die  französische  Regierung  in  die  Zu- 
lassung der  Obligationen  der  neuen  Kongo-Anleihe  zur  Kotierung  an 
den  französischen  Börsen,  und  zwar  bis  zum  Betrage  von  80  Hill.  Fr.« 
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^tifikationen  der  AnerkennuDg  des  »Souveräns  des  nnab- 
häDgigen  Eongostaates«  und  Gesetze  fOr  die  Handvoll  Euro- 
päer, welche  im  Dienste  des  »Königs  Souveräne  stehen  ^).  Eine 
Metallwähmng  —  natürlich  Gk}ldwäfarung  —  ist  auf  dem  Pa- 
pier geschaffen.  Man  hat  die  Geheimniskrämerei  der  Regierung 
des  Eongostaates  viel&ch  getadelt ;  bedenkt  man  dabei  genug, 
dass  offenbar  noch  sehr  wenig  mitzuteilen  ist?  Das  ganze 
Siaatsgebilde  ist  eben  allererster  und  noch  unvollständigster 
Anfang  imterstaatlicher  Ausgestaltung  (Stufe  II)  des  weitesten 
Staatskreises  (E) '),  ffir  einen  grossen  Teil  der  in  ihren  enge- 
ren Herrschaftskreisen  auf  der  Patriarchabtufe  (I)  zurdckge- 
bliebenen,  kaum  zu  Anfangen  von  Handelsherrschaft  gelangten 
Welt  der  Bantunaturvölker. 

Welches  Horoskop  ist  diesem  nach  Form  und  Entstehung 
in  der  Welt-  und  in  der  Verfassungsgeschichte  einzig  dastehen- 
den Eolonial-Gebilde  zu  stellen?  Diese  Frage  kann  heute 
wohl  von  Niemanden  sicher  beantwortet  werden.  Günstige 
und  gefahrliche  Chancen  liegen  durcheinander. 

Günstig  —  wenigstens  fÖr  Handelskolonisation  —  ist 
das  Klima  im  Tafelland  des  Kongobeckens  oberhalb  Stanleypool 
dem  Hauptstrom  wie  den  Nebenflüssen  entlang.  Da  ist  nicht 
Steppe,  sondern  allem  Anscheine  nach  ganz  überwi^end  kul- 
tiviertes Land,  am  Lulua  »von  landschaftlich  märchenhafter 
Schönheit«.  Die  Bevölkerung  ist  z.  T.  dicht  und  wäre  ohne 
die  Verwüstungen  des  Sklavenraubes  und  des  Sklavenhandels 
noch  viel  zahlreicher.  Es  soll  Ortschaften  von  15000  Ein- 
wohnern geben. 

Diese  Bevölkerung  kann  durch  die  Europäer  nicht  ver- 
drangt werden;  denn  die  letzteren  werden  hier  doch  nur  als 
Beamte,    Offiziere,   Missionäre,    Händler   und    Geschäftsleiter 


1)  1879- 1884  hatte  König  Leopold  am  Kongo  263  »Weisse«  im 
Dienste  (vrgl.  SianUy ,  Kongo,  85.  Kapitel),  nämlich  6  Amerikaner, 
1  Araber,  81  Belgier,  6  Dftnen,  32  Deutsche,  80  Engländer,  6  Franzosen, 
3  HoUftnder,  3  Italiener,  5  Oesterreicher,  2  Portugiesen,  37  Schweden, 
1  Sehwdser.  Hieron  sind  in  6  Jahren  (1879—1885)  an  Krankheit  ge- 
storben 24,  5  TeniBglückt,  92  heimgekehrt,  1884  waren  im  Dienst  142, 

2}  Yrgl.  2.  Artikel 
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wirken  können.  Im  Süden  des  grossen  Tafellandes  (im  Gre- 
biete  der  Lnndareicbe)  sollen  jedoch  4 — 5  Stnnden  Arbeit  im 
Freien  selbst  an  sonnigen  Tagen  möglich  sein. 

Der  Handelssinn  ist  überall  bei  den  Häuptlingen  sehr 
entwickelt.  Die  patriarchale  Organisation  lässt  sich  nicht  an- 
wahrscheinlich für  eine  standische  Organisation  der  Herrschaft 
und  der  Arbeit,  der  Besteuerung  und  der  Pflanzung  verwerten, 
was  die  friedliche  Emporhebung  der  Völker  und  die  finanzielle 
Deckung  einer  den  Eingeborenen  selbst  dienenden  guten  Ver- 
waltung ermöglichen  würde. 

Kriegerische  Stämme,  welche  durch  Begünstigungen  fQr 
die  Regierung  gewonnen  und  erhalten  werden  können,  scheinen 
vorhanden,  also  das  Material  zu  der  notwendigen  kleinen  Armee 
von  Eingeborenen  unter  europäischen  Offizieren  gegeben  zu  sein. 

Die  dortigen  Neger  sollen  für  humane  Behandlung  sehr 
empfönglich  sein  und  gegen  Europäer  gerne  Frieden  halten. 
Stanley's  3  Dampfer  En  Avant,  Boyal  und  Association  fahren 
vier  Jahre  auf  dem  Fluss  herum,  ohne  von  einer  Büchse  gegen 
Neger  Gebrauch  machen  zu  müssen  ^). 

Ein  gleich  grossartiges  Netz  von  grossen  Wasserstrassen 
ist  wohl  auf  keinem  Tafelland  der  Erde  wieder  zu  finden. 
Bei  den  niedrigen  inneren  Wasserscheiden  lassen  sich  die 
Eisenbahnen  bequem  entwickeln. 

Das  ganze  Gebiet  ist  thatsächlich  neutralisiert  und  völker- 
rechtlich gegen  Ueberfall  durch  alle  Kolonialmächte  geschützt. 

Doch  hängen  auch  viele  dunkle  Punkte  am  Frühmorgen- 
Horizont  der  Geschichte  dieses  eigentümlichen  Staates.  Die 
Europäer  werden  sich  als  Ackerbauer  hier  höchstens  in  kleinen, 
den  Beckenrändern  zu  abgelegenen  Inseln  ausbreiten  können. 

Das  Klima    ist  für  dieselben,    wenn  gleich  nicht  mörde- 

1)  Nor  die  Station  Bolobo  wurde  (Aug.  1883)  von  Negern  nieder- 
gebrannt. Sonst  blieb  es  um  die  Stationen  friedlich.  Stanley  schl&gt 
dies  sehr  hoch  an ,  da  die  Neger  untereinander  selbst  »ehr 
leicht  in  Krieg  geraten:  »eine  Messingstange  fahrt  zum  Kriege;  ein 
Tropfen  Bier  zu  viel  veranlasst  einen  Krieg;  hat  jemand  einen  bOsen 
Traum,  so  wird  ein  Anderer  der  Zauberei  angeklagt  und  verbrannt; 
stirbt  ein  Häuptling,  so  werden  2  bis  50  Menschen  abgeschlachtet.« 
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lisch,  doch  auch  nicht  günstig,  keinesfalls  günstiger  als  das- 
jenige Indiens ;  nach  Wauters  und  Tisdell  wäre  es  für  Euro- 
päer sogar  unerträglich,  was  jedoch  Stanley  und  Andere  ent- 
schieden bestreiten  ^).  Dritte  behaupten,  europäische  Nieder- 
lassung, Rodung  und  Hygieine  würden  die  Fiebergefahr  für 
Eoropäer  wesentlich  einschränken. 

Die  Sklavenräuber  und  die  Sklavenhändler  im  Südost  und 
im  Nordost  sind  ein  vorläufig  nicht  zu  unterschätzender  Feind. 
Statt  sie  auszurotten,  wie  Schweinfurth  verlangt,  hat  der  Eongo- 
staat  einen  solchen  Händler  auf  der  gefährlichsten  Station  in 
Sold  nehmen  müssen. 

Es  fehlt  ein  grosses  Mutterland,  dessen  Bevölkerungs- 
nnd  Kapitalzuschüsse  vorzugsweise  oder  nur  dieser  Kolonie 
gesichert  wären.  Eine  rein  belgische  Kolonie  wird  und  soll 
der  Kongostaat  nicht  werden  *). 

Die  religiöse  Frage  wird  eine  schwierige  werden.  Der 
Fetischismus  ist  aus  sich  selbst  schon  abgelebt  und  unhaltbar. 
Die  im  dritten  Artikel  nachgewiesenen  Gefahren  des  im  Nord- 
ost, Ost  und  Südost  bereits  eindringenden  Islam  sind  nicht 
zu  anterschätzen.  Die  Missionen  der  verschiedenen  christlichen 
Bekenntnisse  werden  nicht  allzuspät  einander  einengen  und 
vielleicht  bald  sich  reiben.  Vom  glücklichen  Zusammenar- 
beiten humaner  Civilverwaltung  mit  einem  schlicht  praktischen 
Christentum  aller  christlichen  Bekenntnisse  wird  also  die  Ent- 
wickelungsfahigkeit  des  Kongostaates  sehr  wesentlich  abhängen. 

Der  »Konig-Souveräne  hat  schon  sehr  grosse  Opfer  ge- 
bracht. Er  muss,  ¥rie  gezeigt,  sich  schon  an  den  Geldmarkt 
wenden.  Ob  er  die  notigen  weiteren  Mittel  ohne  schwere 
politische  Opfer  erlangen  wird,  ist  mindestens  zweifelhaft. 

Die   grosste  Gefahr   für  den   Kongostaat   und    mittelbar 

1)  Nach  Dr.  Äüard,  mebrjährigem  Vorstand  der  Gesandheitsstation 
am  KoQgo,  starben  io  4  Jahren  von  150  Enropäern  nur  12. 

2)  Das  belgische  Gesetz  v.  28.  April  1885  lautet:  »LaChambre  des 
repr^entant«,  vu  l*artickle  62  de  la  Constitution,  D^cide:  Sa  Majestä 
Lipoid  I],  Roi  des  Beiges,  est  autoris^  k  3tre  le  Chef  de  TEtat  fondä 
es  Äfrique  par  TAssociation  internationale  du  Congo.  L '  n  n  i  o  n  e  n- 
tre  la  Belgique  et  le  noQvel  Etat  dn  Congo  sera  ex- 
clusivement  personelle.« 
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fär  den  Handel  dritter  Nationen  ist  die  Kolonialnachbarschnft 
Frankreiche  im  Nordwesten.  Frankreich  hat  viel  grossere  Mit- 
tel, als  die  reichste  königliche  Privatschatnile,  und  besitzt  — 
durch  die  Mayumba-Bacht  —  vielleicht  den  günstigsten  Han- 
delsweg zum  Stanleypool  *). 

Für  dritte  Nationen  —  namentlich  för  den  kfinftigen 
ersten  Nordwestnachbar  des  Eongostaates  Deutschland — kann  es 
nicht  gleichgültig  sein,  ob  der  Eongostaat  —  in  franzosischer 
Sprache  von  Belgien  aus  verwaltet  —  zur  Verspeisung  darch 
Frankreich  vorbereitet  wird ;  denn  trotz  der  Grundsätze,  welche 
die  Eongoakte  für  das  ganze  konventionelle  Eongobecken 
sanktioniert  hat,  verschafft  sich  die  herrschende  Nation  auch 
den  Löwenanteil  am  Handel.  Deutschland  hat  daher  ein  Inte- 
resse, dass  auch  nichtfranzösisches  und  nichtbelgisches  Eapital, 
selbst  englisches,  an  der  Handels-,  der  Transport-  und  der 
Pflanzungs-Eolonisation  des  Eongostaates  sich  beteilige.  Eng- 
lische Rivalität  gegen  Frankreich  am  Stanleypool  könnte  auch 
auf  die  europäische  Machtstellung  Deutschlands  nur  günstig 
zurückwirken. 

Vorläufig  ist  —  nächst  der  Herstellung  einer  Eisenbahn 
zum  Stanleypool  —  die  Hauptaufgabe  des  Eongostaates  die 
Erforschung.  Diese  aber  verlangt,  wie  der  Präsident  der  geo- 
graphischen Gesellschaft  in  London  ')  mit  Recht  gesagt  bat, 
»die  Ausdauer  eines  Stoikers,  die  Selbstbeherrschung  eines 
Indianers,  die  Sanftmut  eines  Heiligen  und  die  Eonstitution 
eines  Eameelsc  Die  aktuellen  Gründer  des  Eongostaates, 
namentlich  Stanleyy  haben  diese  vier  Eigenschaften  —  in  aller 
Ehrerbietung  sei  es  gesagt  —  bis  jetzt  vereinigt. 


1)  Proceedings  der  Londoner  geogr.  Qes.,  Maibeft  1886. 

2)  Proceedings  1884,  p.  689. 
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Unsere  Zeit  soll  die  Alters-  und  Erwerblosigkeits-Ver- 
sicherang  der  arbeitenden  Klassen  mit  unmittelbarer  oder 
mittelbarer  Beihilfe  der  höheren  Stande  durchfahren.  Wer 
wünscht  nicht  dem  Streben  hienach  den  besten  Erfolg! 

Wird  man  es  aber  verargen,  wenn  darauf  hingewiesen 
wird,,  dass  bei  den  höheren  Standen  selbst,  welche  zur  Voll- 
endung der  Arbeiterversicherung  irgendwie  werden  beizutragen 
haben,  eine  chronische  Besitzzertrümmerung,  da- 
her eine  Verarmung  empfindlichster  Art  in  ziem- 
lich grossem  Massstabe  stattfindet  und  dass  dieser 
Krankheitserscheinung  eben  auch  nur  durch  Organisation  ent- 
sprechender Versorgung,  nämlich  durch  eine  Reform  des 
Familienrechtes  begegnet  werden  kann,  welche  das 
Familienvermögen  inzeitgemässen  Formen  als  Spar-,  Ver- 
sorgungs-  und  Erziehungskasse,  als  Repressiv-  und  Präventiv- 
Vereicherungsanstalt  zu  Gunsten  aller  Angehörigen  der  be- 
trefienden  Familien  ausgestaltet.  In  der  That  dieser  Nach- 
weis darf  und  soll  hier  geführt  werden.  Er  darf  es,  da  die 
Bewahnmg  schon  bestehender  Sicheruugsmittel  doch  wohl  am 
nächsten  liegt.  Er  soll  es,  da  die  Leistungsfähigkeit  der  be- 
sikzenden  ffir  die  nichtbesitzenden  Klassen  von  dieser  Bewah- 
nmg bedingt  ist. 

Wir  haben  die  sittliche  Entartung  und  die  ma- 
terielle Vermögens  Vergeudung  im  Auge,  welche  durch 
die  üebertreibung    des    Standesehrgefühls    zum 

1)  Die  VeraDtwortung  fQr  die  Einsendung  und  deren  Ueberarbei- 
tong  übernimmt  die  Redaktion.    Schäffle. 

Z«lUehr.  f.  SUatsw.  IS88.  I.  Heft.  7 
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Standeshochmut,  durch  materialistische  Bethäti- 
gnng  des  letzteren  in  Genussheirat,  Genussvergeu- 
dung  und  Genussvererbung  bewirkt  wird  und  gerade 
in  den  für  den  Staat  und  seine  Wehrkraft  wichtigsten  Gesell- 
schaftsschichten nach  unserer  Beobachtung  schwere  Verhee- 
rungen anrichtet. 

Vor  Allem  gedenken  wir,  die  Sonde  so  tief  ab  es  ans 
möglich  ist,  in  die  böse  Wunde  einzuführen.  Aus  der  Unter- 
suchung des  Uebels  und  der  Art  wie  es  wuchert,  wird  sich 
das  hauptsächlichste  Mittel  der  Heilung  ergeben.  Wir  finden 
das  letztere»  wie  schon  angedeutet,  in  einer  Reform  des  Fa- 
milienrechtes, welche  es  verhindert,  dass  das  eigene  Vermögen 
des  Grossgrundbesitzes  samt  den  erheirateten  Millionen  der 
Grossindustrie  massenhaft  aus  Arbeitsmitteln  in  Genussmittel 
verwandelt  und  zum  Schaden  der  Gesamtheit  dem  Moloch 
falscher  Begriffe  von  Standesehre  in  den  Rachen  geworfen 
werden.  Die  juristische  Formulierung  dieser  Reform  im  Ein- 
zelnen kann  vorläufig  unterbleiben.  Wir  unterlassen  nur  nicht 
im  voraus  zweierlei  zu  bemerken :  wir  glauben  nicht,  es  könne 
das  Recht  allein  —  und  mehr  als  die  Sitten  Verbesserung  und 
gutes  Beispiel  der  leitenden  Kreise  —  helfen,  und  wir  wollen 
das  Familienvermögen  nur  in  beschränktem  Maasse  und  auf 
eine  die  Arbeitsamkeit  anregende  Weise  dem  Erziehungs-  und 
dem  Versorgungszweck  der  Gesamtfamilie  dienstbar  gemacht 
wissen. 

Der  Kernpunkt  des  üebels  ist  ein  psychologisch  nur  zd 
leicht  erklärbarer  Rechenfehler.  Es  li^  in  der  Natur  der 
Sache,  dass  ganz  besonders  die  Jugend  geneigt  ist,  das  ihren 
Eltern  gehörige  Kapital  in  seiner  Leistungskraft  zu  fiber- 
schätzen. Sie  erwartet  von  ihm,  dass  es  sich  nach  aussen 
hin  als  Ehrenspender  geltend  mache,  während  dadurch  dieser 
Ehrenfonds  schmelzen  muss,  wie  Wachs  in  der  Sonne. 

Alle  Betriebs  -  Resultate  hängen  ab  von  dem  richtigen 
Blutlauf  der  Arbeitsmittel.  Diese  materielle  Abhängigkeit 
wird  durch  die  geistige  Abhängigkeit  der  Arbeitsmittel  in  der 
Disposition  der  Besitzfrage  gesteigert.  Die  geistige  Abhängig- 
keit ist  wieder  an  den  Charakter   des  Disponenten   gebunden 
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und  untersteht  Yor  allem  der  Rechtsfrage,  wie  weit  die  Eigen- 
tomsrechte  des  Disponenten  sich  mit  den  Konsequenzen  seines 
Thons  decken. 

Gegenüber  den  Missverhältnissen,  welche  sich  ans  mate- 
ridlen,  ideellen  und  rechtlichen  Widersprüchen  ergeben,  sind 
die  sachlichen  Schwierigkeiten  als  gering  zu  betrachten,  ob- 
gleich sie  immer  in's  Yordertreffen  geführt  werden  und  wir  da- 
durch bereits  gewöhnt  sind,  sie  als  verantwortlich  zu  betrachten. 

Deshalb  sind  nicht  die  konknrierenden  Kolonisten  der 
Weltteile  die  gefahrlichsten  Sicrtrümmerer  und  Bedränger  unseres 
Örossgnmdb^itzes.  Auch  nicht  die  mobilen  Bankkapitale. 
Eb  sind  die  Grossgrundbesitzer  selbst,  namentlich  die  jungen, 
iB  ihrer  Gebundenheit  durch  jene  falschen  Begriffe  von  der 
StaDdesehre,  welche  zur  sinnlosen  Genussdemonstration  der 
l^zteren,  zur  standesmässigen  Yerprassung  verleiten.  Es  giebt 
dafBr  in  der  Agrarpolitik  überhaupt  ein  Rezept  nicht,  weil 
nicht  eine  Erkrankung  der  Land  Wirtschaft  in  Frage  steht. 

Trotz  der  landwirtschaftlichen  Hochschule  zu  Berlin,  trotz 
der  landwirtschaftlichen  Akademien  verleben  die  Sohne  der 
Grossgrundbesitzer  ihre  Jugend  als  Kavallerie-Offiziere.  Tritt 
dann  an  einen  derselben  die  Uebemahme  des  Besitzes  im 
Erbgange  heran,  so  sind  die  Fragen  über  Yollblutstuten 
die  Fragen  seltener  Jagdhunde  neben  der  Aufgabe,  nun  die 
bisher  furchtbar  angewachsene  Schuldenlast  tilgen  zu  müssen, 
so  zeitraubend  und  sprechen  so  Alles  an  disponibeln  Geld- 
mitteln an,  dass  den  mühevollen  Berechnungen  der  Landwirt- 
schaft wenig  Zeit  bleibt.  Ausserdem  ist  es  leider  keine  Aus- 
nahme, dass  der  eigene  Anteil  bereits  völlig  verbraucht  ist. 
Die  hohe  Wucherschuldenlast  wird  alsdann  von  dem  Betriebs- 
kapital eines  fremden  Eigentümers  völlig  unberechtigt  abge- 
zahlt und  fQr  den  Boden,  wie  für  die  eigentlichen  Eigentümer  da- 
mit eine  schwere  Schädigung  hervorgerufen. 

Die  Familienglieder  haben  ein  so  ernstes  Interesse,  dass 
der  fQr  die  ganze  Familie  Ehre  spendende  Besitz  ihrem  Bruder, 
Schwager  oder  Neffen  bleibe,  dass  besonders  der  weibliche 
Teil  ebenso  sein  Geld  ohne  Hypothek  hingeben  muss,  wie 
sie  jetzt  ihr  Geld  auf  schlechte  Bypotheken  hingeben. 

7* 
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Der  wirkliche  Reichtum  ist  meist  recht  sparsam ;  der  nor 
auf  Täuschungen  beruhende  muss  verschwenden,  danoit  man 
an  ihn  glaubt,  aber  er  verschwendet  die  Altersversorgung  einer 
ganzen  Zahl  Familienangehöriger  und  zwingt  sie  noch  zu  der 
Unsittlichkeit,  das  Trugbild  so  lange  als  moglidi  aufrecht  zu 
erhalten. 

Als  Deckmantel  in  der  Familie  dient  das  Phantom,  die 
Ertragsfahigkeit  des  Gutes  müsse  dadurch  bedeutend  steigen. 
Ja,  wenn  das  für  diesen  Zweck  von  den  Anverwandten  ab- 
verlangte Geld  wirklich  für  die  Verbesserung'  angelegt  würde, 
wäre  es  vielleicht  der  FalL  Aber  es  dient  und  muss^  wie  es 
jetzt  liegt,  stets  zuerst  zur  Bezahlung  der  Schulden  verwandt 
werden. 

Ausserdem  sind  noch  Umstände  vorhanden,  welche  die 
Gefahr  verstärken.  Wird  Kapital  flüssig,  sei  es,  dass  eins  der 
Geschwister  gross  jähr  ig  wird,  sei  es,  dass  es  erbt,  oder  das« 
neue  Summen  aufgenommen  werden,  immer  geschieht  jeder 
Umsatz  in  der  Stadt.  Junge  Leute,  welche  erst  einige  Jahre 
als  Kavallerie-Offiziere  gedient  haben,  müssen,  wie  es  scheint, 
bei  unsem  jetzigen  Ehr-  und  Rechtsbegriffen  den  kanL^rad« 
schaftlichen  Verkehr  mit  den  Nachbar-Garnisonen  aufrecht 
erhalten.  Je  weuiger  diese  noch  aus  der  elterlichen  Tasche 
subventionierten  jüngeren  Offiziere  momentan  dispositions- 
fähig  sind,  desto  mehr  ist  der  junge  Rittergutsbesitzer  durch 
T^point  d'honneur€  darauf  angewiesen,  vornehme  Ausgaben  zu 
machen.  Hat  er  in  diesem  Augenblicke  über  Tausende  zu 
verfügen,  so  erregt  die  befriedigte  Stimmung  die  Vorstellung, 
dass  alle  Sorgen  gehoben  seien.  Es  versteht  sich  von  selbst, 
dies  festlich  zu  begrüssen.  Die  Weinstube,  wo  die  Landwirte 
ihre  Käufe  und  Verkäufe  abschliessen,  hat  gar  oft  Hinterstüb- 
chen  zum  Spiel  und  der  Markttag  dauert  stets  bis  zum  andern 
Morgen.  Es  ist  nicht  selten,  dass  vierundzwanzig  Stunden 
später  das  Kapital  fort  und  die  bevorstehende  Ernte  schon 
auf  dem  Halm  verkauft  ist. 

Ist  etwa  an  diesem  Elend  materieller  und  sittlicher  Art, 
welches  einen  Grundpfeiler  des  Staates  morsch  zu  machen 
droht,   die  Art  der  Hypothekarverschuldung  schuldig?    Kann 
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die  Reform  des  Hypothekenrechbes,  die  aucltyerfasser  da.  mit 
dieeer  Zeitschrift  wünscht,  hiegegen  aufkommen^'  .Man  kann 
dazBof  nur  mit  Nein  antworten. 

Als  eine  Hauptorsache  des  landwirtschaftlichen  Ncftst^^des 
darf  man  zweifellos  das  Missverhältnis  der  hohen  Güterpteise^ 
zu  den  Erträgen  bezeichnen.  Aber  weshalb  werden  selbst  im ' 
Grossgmndbesitze  unsinnig  hohe  Preise  bezahlt?  Doch  nur 
um  der  Repräsentationsehre  willen,  die  eine  Macht 
ist,  welche  man  um  jeden  Preis  erringen  will.  Die  Kredit- 
belastong  der  grösseren  Landwirtschaft  ist  nicht  so  sehr  Ur- 
sache, als  Wirkung.  Man  gelangt  zu  irrtümlichen  Schlössen 
und  muss  zu  solchen  gelangen,  wenn  man  sie  als  Ausgangs- 
punkt betrachtet 

Ebenso  wenig  ist  die  Form  der  Hypothekarrerschuldung 
der  Sitz  des  üebels,  welches  in  jenen  Schichten  der  Gesell- 
schaft wuchert,  aus  denen  die  deutsche  Armee  so  vorzügliches 
Offiziersmaterial  bezieht.  Die  Verwandlung  der  kündbaren 
Kapital-  in  die  »ewigec  Rentenverschuldung  ist  daher  nicht 
das  Mittel,  diesen  Schaden  zu  heilen.  Die  Kapital verschul- 
dong,  wie  sie  jetzt  beschaffen  ist ,  kann  man  allerdings  als 
eine  Hauptursache  des  Ruins  der  Landwirtschaft  bezeich- 
nen. Aber  den  moralisch-sozialen  Schaden,  wovon  die  Rede 
iflt,  hat  sie  so  wenig  zu  verantworten,  als  die  Rentenverschul- 
dung denselben  heilen  kann,  davon  zu  schweigen,  dass  die 
armen  Miterben  alsdann  ruhig  zusehen  müssten,  wie  der  Fond 
ihrer  Rente  Tor  ihren  Augen  verprasst  wird ;  der  Ungerechtig- 
keit gegen  die  Mehrheit  und  der  Verlockung  zu  ünredlich- 
keitei  aller  Art  für  den  Bevorzugten  gar  nicht  zu  gedenken. 

Offenbar  kann  nicht  geleugnet  werden :  die  Hauptursache 
ist  nicht  eine  wirtschaftliche,  sondern  eine  moralisch-soziale, 
die  materialistische  Uebertreibung  desEhr-  und 
Standesbegriffes  unter  den  höheren  Klassen.  Diese 
Gnmdnrsache  hat  allerdings  Folgen,  welche  auch  volkswirt- 
«haJUich  zerstörend  sind.  Doch  hört  die  Ausartung  des  Ehr^ 
Griffes  in  Hochmut  nicht  auf,  das  moralische  Grundübel  zu 
win  nnd  zu  bleiben.     Wir  dürfen  hiebei  ein  wenig  verweilen. 

Die  Menschen  könnten  so  friedlich  neben  einander  wohnen, 
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wenn  sie   ini**<äla&de  wären,   die  Reinheit  des  Ehrbegriffs  zo 
wahren,  abei^*die  Menschheit  wird  nichts  als  ein  Kampfplatz, 
sobaldf-^nerträglicher  Hochmut  seine  unermüdlichen  Quälereien 
üb{r\alle    anderen  verhängen  darf.    Ehre  ¥rill  mehr  leisten, 
^j{l|' 'andere  von  ihm  zu  fordern  berechtigt  sind;  Hochmut   for- 
*«dert  nur    von  anderen    und  dispensiert  sich  selbst  so  viel  als 
möglich.     Ehre   will  ein  Mehr  an  Sein,    Hochmut   nur  den 
Schein    bethätigen.     Ehre   ffihlt   sich  im  Emporstreben    über 
das  Niveau  als  eine   gebende  Kraft,   die  nichts   nach    ihrem 
Vorteil   zu  fragen   begehrt;    Hochmut   dispensiert  sich  selbst 
von  den  leichtesten  Pflichten,   wenn   sie  nicht   dem  äusseren 
Schein  oder  direkt  dem  Vorteil  dienen.   Ehre  kann  sich  selbst 
am  schwersten  genügen;   Hochmut  ist   desto  zufriedener   mit 
seiner  Person,  je  weniger  er  leistet.     Ehre  hat  o£Fene  Augen 
für  fremdes  Recht;    Hochmut  sieht  fremde  Ehre   durch   ein 
Verkleinerungs-,  sein  eigenes  Thun  durch  ein  Vergrosserungs- 
glas.     Ehre  ist  ein  friedlicher  und  freundlicher  Geselle,  Hoch- 
mut ein  Zankteufel,  neben  dem  kein  anderer  ruhig  leben  kann. 
Er,   nur    er,  der  unerträgliche  Hochmut,   hat  das  Bedfirfhis, 
andere  unter  sich  zu  sehen,   aber  nicht  durch  Anstrengung^ 
seiner  eigenen  Kräfte  sich  selbst  höher  zu  bewegen.     Deshalb 
ringt  er  nur  darnach,  einen  Vorwand  zu  finden,  andere  nieder- 
zutreten  und   sich   die  Füsse   an   ihnen  zu   putzen.     Er  will 
nichts  geben  an  irgend  einer  Leistung,  aber  dennoch  in  seiner 
Selbsttäuschung   beharren,     sich  selbst   über  alle  andere   an 
Wert  zu  taxieren,  er  mag  noch  so  sehr  das  Wesen  aller  Ehren- 
rechte verletzen   oder  sogar  schänden.     So  geschieht  es,   dass 
jedes  Hinüberneigen  der  Allgemeinheit  zu  einer  Fälschung  der 
Ehre  durch  Hochmut  nicht  mehr  entsprechende  Wertleistung 
vom  Individuum  verlangen,  sondern  den  Besitz  allein  als  einen 
höheren   Ehrengrad    betrachten.     Aber   dieser  kann    niemals 
dauernd   die  daraus  hervorgehenden  Anforderungen   erfüllen, 
sondern  muss  in  demselben  auf  grund   falscher  Dispositionen 
erliegen  oder  sogar  fortfliegen  wie  Spreu  im  Wind.     Der  Na- 
tionalwohlstand erfordert  eine  Vereinigung  des  Reichtums  der 
Natur  mit  der  Leistungsfähigkeit  der  Individuen  und  mit  dem 
Reichtum    des  Besitzes   als  Entwicklungsmittel   aller   edleren 
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meoBchliclien  Kräfte.    Der  Hochmut,  welcher  an  und  f&r  sich 
kerne  Achtang  vor  Leistungen  hat,  die  nicht  seinen  Vorteils- 
nrecken   entsprechen,   glaubt  nur   die  niederen,   materiellen 
famhalten    und  ausschliessen   zu  müssen.    Er  ist  aber  nicht 
Dor  nicht  allwissend,  sondern  so  unwissend,  damit  alle  edleren 
Geisteseigenschaften   niederzutreten,    denn   sie   sollen    seinen 
Zwecken  dienen.   Das  aber  können  jene  nicht  erfüllen,  ohne  zu 
Grande  zu  gehen.    Ausser  diesem  vernichtenden  Schaden  durch 
fabche  Theorien  weiss  sich  Hochmut  in  der  Praxis  Vorteile  au 
einer  Stelle  za  verschaffen,  welche  unsern  Wohlstand  systematisch 
untergraben.     Wenn  man  den  Besitz  als  Ehrengrad  um  jeden 
Preis  anerkennt,  so  ist  die  Folge,  dass  viele  darnach  drangen, 
einen  äusserlich  wahrnehmbaren  Ehrengrad  sich  anzueignen, 
dem  die  Mittel  in  der  That  nicht  entsprechen.     Ist  ein  grös- 
seres Unternehmen  oder  noch  weit  mehr  ein  Grundbesitz  an 
mehrere   Teilhaber   durch  Erbberechtigung  gelangt,    so  tragt 
die  stärkere  Selbstsucht   schon  vor  der  2ieit  Sorge,   sich  zum 
AUembesitzer  zu  machen.     Damit  schädigt  sie  das  unterneh- 
men oder  den  Besitz  an  sich,  sobald  daftlr  ein  grösseres  Yer- 
waltongskapital   erforderlich  ist,    als  worüber  man  verftlgen 
ksnn.    Würden  mehrere  oder  alle  Erbberechtigte 
sls  Teilhaber  darin  verbleiben,  so  standen  grös- 
sere Mittel   zur   Disposition    und   es  gäbe   keine 
Bepräsentations-Verschleuderung.      Statt    dessen 
moss  durch  Pression   auf  die  Miterben   das  Dispositionsrecht 
derselben   unmöglich   gemacht  werden,    weil    sonst  derartige 
anberechtigte  Besitzesehren    sofort  zu  Wasser  würden.     Lässt 
sieh  die  Trugehre  oder  selbst  der  Schwindel,  wie  er  es  recht 
oft  sehr  bald  ist,   auch  nicht  immer  lange  halten,   so  doch 
stets  lange  genug,   um  zu  demoralisieren.     In  der  Hoffnung, 
etwas  aus  der  Täuschung  zu  retten,    müssen  die  Betrogenen 
selbst  die  Draperie  vor  der  Aussenwelt    aufrecht  zu  erhalten 
suchen  und  zu  Mitbetrügem  werden. 

Dieser  die  ungeborenen  Generationen  verzehrende  Hoch- 
mut kann  sich  aber  nur  gehen  lassen,  wo  Ein  Glied  der  Fa- 
milie das  Recht  hat,  ungebunden  als  der  Despot  der  letzteren 
mit  souveräner  Leidenschaft  zu  schalten  und  zu  walten.     Bei 
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Beschränkung  durch  den  Familienzweck,  vertreten  durch  einen 
Familienrat,  wäre  den  Verheerungen  des  Hochmutes  ge- 
wehrt. Und  darum  wird  die  Bekämpfung  des  Uebels  in  erster 
Linie  eine  Frage  der  Reform  des  Familien  rech  tes  sein  und 
bleiben. 

Die  üneingeschränktheit  der  Verfügung  ist  ein  Krebs- 
schaden. Schon  deshalb,  weil  diejenigen,  auf  deren  Kosten 
f  iner  sich  erhebt,  nicht  nur  finanziell  sondern  auch  moralisch 
ruiniert  werden.  Anstatt  direkt  ihre  eigene  mannigfaltigere 
Leistungsfähigkeit  oder,  wenn  sie  auf  dem  Familiengut  nicht 
gebraucht  werden  kann,  die  ihnen  daraus  gewordenen  Mittel 
in  demselben  anzulegen,  wird  diese  Berechtigung  keinem  der 
Miterben  gestattet.  Weitab  die  grösste  Zahl  mnss  sich  der 
stärksten  Selbstsucht  fügen,  welche  sich  dadurch  unberechtigte 
Ehren  erwerben  will,  dass  der  einzige  Bevorzugte  den  Schein 
des  Alleinbesitzes  ohne  Betriebskapital  sich  erlisten  will  und 
schon  pränumerando  zu  erlisten  weiss.  Anstatt  die  Rechte 
seiner  Miterben  zu  respektieren,  legt  er  ihnen  die  Pflicht  auf, 
für  den  Maugel  seines  Betriebskapitals  einzustehen.  Weil  er 
allein  alle  Ehre,  allen  Vorteil  zu  haben  wünscht,  müssen  sie 
nicht  nur  diesen  ihm  überlassen,  sondern  daftLr,  dass  sie  nicht 
im  stände  sind,  ihre  Rechte  durch  einen  von  ihnen  zu  wählenden 
Geschäftsführer  oder  Pächter  in  gleicher  Weise  führen  zu  lassen, 
die  Sklaven  eines  Betruges  werden.  Jedes  Geschäft,  jeder  Be- 
sitz mit  der  grössten  Rentabilität  werden  ruiniert,  sobald  sie 
derartige  Repräsentationssummen  zu  liefern  haben,  welche 
auch  da  nach  aussen  den  Schein  des  Reichtums,  um  der  be- 
sondem  Besitzesehre  willen,  glauben  machen  sollen,  wo  dem 
nominellen  Eigentümer  in  der  That  nichts  gehört.  Elr  ist  ge- 
radezu ein  bewusster  Feind  desselben  Besitzes,  dem  er  die  un- 
gerechtfertigte Ehrenerhöhung  abverlangt,  denn  dieser  mnss 
fortan  Bürge  sein  für  so  viel  Schulden,  als  durch  die  einmal 
begonnene  Manipulation  der  Besitzer  auch  ferner  zu  kontra- 
hieren genötigt  ist. 

Bei  der  Landwirtschaft  gilt  die  Besitzesehre  als  ein  so 
hohes  Wertobjekt,  dass  sie  es  ist,  mit  der  überhaupt  gehandelt 
wird.     Die  wirkliche  Ertragsmöglichkeit  kommt  da  überhaupt 


Besitz  und  Yerarmoog  in  den  höheren  Ständen.  106 

nicht  mehr  in  Frage,  sondern  die  Haftbarkeit  des  Besitzers. 
Konnte  dieser  viel  Schulden  aufnehmen,  so  ist  das  ein  Hoff- 
oangsbeweiSf  dass  er  auch  die  Schulden  des  neuen  Besitzers 
ZQ  legitimieren  im  stände  sein  wird.  Je  mehr  also  der  frühere 
Besitser  Täuschungsmittel  anwenden  konnte,  eine  höhere  Be- 
lastung Yon  Verwandten  und  Freunden  wirklich  oder  durch 
Schein-Hypotheken  zu  erreichen,  desto  mehr  Schulden  muss 
der  neue  Besitzer  nur  zur  Deckung  der  Zinsen  und  grösseren 
Repräsentation  aufnehmen.  Dass  ein  Boden  jemals  derartige 
Ertrage  bringen  könne,  wie  der  Wucher  mit  Besitzesehre  ihm 
an  Kapital  ankreidet,  daran  ist  nicht  zu  denken.  Es  ist  also 
nur  die  Frage,  wie  lange  unberechtigter  Kredit  aufgebürdet 
werden  kann,  bis  ein  Besitz  ausgesaugt  und  ruiniert  ist.  E  i  n 
Gesetzesparagraph,  dass  mau  von  seinen  Miterben 
weder  Geschäfts-  noch  .Besitzteile  nur  mittelst 
Schulden  ankaufen  dürfe,  würde  der  materi- 
ellen und  moralischen  Verwüstung  den  sicher- 
sten Damm  entgegensetzen. 

Die  grosse  Landwirtschaft  kann  in  vielen  Gegenden  allein 
dadurch  zu  ihrem  Rechte  kommen,  dass  Pächter  wirtschaften, 
welche  nicht  die  Sorgen  unserer  gegenwärtigen  Schuldenbe- 
sitzer um  die  Kapitalbeschaffung  haben  und  auch  nicht  um 
der  Repräsentation  willen  den  Besitz  entwerten.  Gegenwärtig 
ist  ausserdem  in  vielen  Fällen  der  Landbesitz  mit  kaufmäuui- 
Rchen  Betrieben  so  reich  durchsetzt,  dass  derselbe  sich  mit 
der  Herrenehre  überhaupt  nicht  mehr  vertragen  will.  Sie 
aber,  die  ihr  Metier  verstehen,  müssen  als  Pächter  auch  ihrer 
Anstrengungen  Lohn  erwarten  können,  während  jetzt  die  un- 
glücklichen, welche  die  Arbeit  leisten,  Diener  eines  Herrn 
sind,  der  so  wirtschaftet,  dass  sie  angeblich  zwar  alles  ver- 
schulden, aber  ihnen  niemals  der  Vorteil  ihres  Thuns  zu  teil 
wird. 

Damit  ist  auch  schon  gesagt,  wie  zu  helfen  ist.  An- 
statt dem  Kapital  und  Besitz  überhaupt  zu  viel  abzuverlangen, 
sind  seine  Erhaltungskräfte  da,  zu  stützen,  wo  sie  am  gefahr- 
detsten  sind,  d.  h.  im  Dispositionsrecht. 

Aber  die  Freiheit! 
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Nicht  jede  Beschränkung  der  Disposition  ist  anberechtigt 
Es  gibt  Momente  and  Lagen,  in  denen  der  Mensch  ganz  un- 
fähig zur  Disposition  ist,  ja  wo  er  auch  noch  ganz  unwissend 
ist  über  die  Aufgabe  des  Kapitals  als  Sparkasse  der  Mensch- 
heit für  Alter  und  erwerblose  Zeit.  Man  sagt  wohl  und 
kl^  es,  dass  so  wenige  Menschen  verstehen,  richtig  mit  Geld 
umzugehen.  Sie  können  uns  aber  antworten,  dass  wir  es  sind, 
die  ihnen  unbilliges  zumuten.  Die  Verwaltung  der  Familien- 
sparkasse, denn  das  ist  alles  Kapital,  ist  durchaus  keine  Sache, 
die  ein  einzelner  so  unbedingt  leisten  kann,  während  er  ausser- 
dem unter  der  Sorgenlast  persönlicher  Augenblickszwecke  zu 
erliegen  glaubt.  Eine  so  objektive  Leistung,  von  der  man 
absolut  nichts  verstehen  kann,  jedem  allein  abzuverlangen, 
wäre  der  Freibrief,  dass  dies  nur  in  Uebereinstimmung  mit 
persönlichen  Zwecken  zu  geschehen  habe.  Mithin  gehen  die 
Zwecke  des  Ersparers,  seinen  Nachkommen  eine  bessere  Lebens- 
versicherung zu  hinterlassen,  nicht  nur  verloren,  sondern  das, 
was  den  Wohlstand  befordern  könnte,  dient  zum  Schaden  an- 
derer und  zum  Schaden  des  Besitzers.  In  welcher  Weise  Ka- 
pital als  Mittel  zum  Genuss  verzehrt  wird,  während  man  wieder 
mittels  desselben  erst  recht  auf  Kosten  der  Leistungsfähigkeit 
anderer  leben  kann ,  das  lehren  alle  Zerstörungskräfte ,  vor 
allem  die  der  ünsittlichkeit. 

Der  Ersparer  verjubelt  niemals  das  mühsam  Erworbene. 
Das  thun  immer  seine  Erben.  Aber  diese  meist  in  so  be- 
schleunigter Weise,  dass  sie  gar  nicht  einmal  die  Lust  spüren, 
es  als  Verbesserung  der  Arbeitsmittel  zu  gebrauchen.  Sie 
denken  ebensowenig  daran,  ihr  eigenes  Alter,  geschweige  das 
ihrer  Nachkommen  sicherzustellen,  und  deren  Leistungsfähig- 
keit, den  National- Wohlstand  zu  erhalten.  Was  wir  im  Zer- 
stören leisten,  das  ist  weit  umfassender,  ab  die  wunderbarsten 
Schöpfungen  der  grössten  Arbeitskraft  dieser  unermüdlich  dezi- 
mierenden Thätigkeit  entziehen  können. 

In  unsem  Tagen,  wo  sich  ein  Hazardspiel  mit  Kapital 
organisiert  hat,  dass  es  den  Leuten  immer  wie  eine  Karte 
zwischen  den  Fingern  weghuscht,  klingt  es  allerdings  sehr  kühn, 
an  die  moralischen  Pflichten  des  .Kapitals  erinnern  zu  wollen. 
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Indes  das  ist  doch  keine  Frage,   jeder  der  in    mühsamer 
Arbeit  Ejipital  erspart,  am  es  Kind  und  Eindeskindern  za  hinter- 
lassen, knüpft  daran  bestimmte  Hoffnungen,  wenn  er  sie  auch 
nicht  formulieren   kann.     Er  will  Not  und  Sorge   fernhalten 
and  eine  ehrenvollere  Existenz  bereiten.    Statt  dessen  sind  die 
Gefahren  gerade  an  dem  ersten  üebergange  der  Disposition  der- 
art, dass  das  Kapital  nachweislich  das  Gegenteil  heryorbringi 
Man  überschätzt  es,   vertraut  ihm  viel  zu   viel  und   fordert 
Dinge  von  ihm,  die  es  nicht  leisten  kann,  kurz,   versteht  in 
keiner  Weise   mit   ihm  umzugehen.     Das   könnte   die  Jagend 
nur  lernen,  wenn  ihr  durch  äusserlich  wahrnehmbare  Einrich- 
toDgen   die   zu   erfüllenden  Pflichten   des  Kapitals   klargelegt 
wQrden.    Es  soll  Alter  und  Erwerblosigkeit  decken  —  das  zu- 
allererst, dann  ein  besseres  Arbeitsmittel  sein,  damit  die  Lei- 
stongsfahigkeit  aller,  die  Teilhaber  seiner  Kräfte  sind,   einen 
grosseren  Spielraum  der  Entwicklung  gewinne,  also  der  wirk- 
liehe Beichtam   daraus  hervorgehe   und   die  Erben   beföhige, 
eine  ehrenvollere  Lebensgestaltung  zu  gewinnen.     Diese   sitt- 
lichen Prinzipien,  welche  es  der  Menschheit  gestatten ,   einen 
beglückenden  Wettkampf  der   hoher  entwickelten   Leistungs- 
fähigkeit auf  grund  einer  konsolidierten  Sparkasse  zu  führen, 
sie  werden  nicht  nur  untergraben,  sondern  zur  Unmöglichkeit, 
durch  die  geschilderte  Ausartung  des  Ehrbegriffes  in  Genuss- 
hochmut. 

Der  Mensch  ist  das  erste  Kunstprodukt  der  Natur,  er  ist 
deshalb  nicht  nur  dem  Gesetze  der  Kraft,  sondern  auch  dem 
der  Harmonie  unterworfen.  Er  ist  das  Glied  einer  Kette, 
welche  ihn  von  zwei  Seiten  bindet,  und  wenn  ihn  die  ge- 
träomte  Freiheit  weiter  trägt,  als  er  die  rasselnden  Ketten 
Dachschleppen  kann,  so  sinkt  er  erlahmt  gerade  an  der  Frei- 
beitsstelle  zusammen,  wo  er  sich  zu  erheben  gedachte.  Die 
Erfolge  hängen  in  erster  Linie  von  dem  Räume  ab,  welchen 
man  den  Störungskräften  gestattet,  und  das  bestimmen  andere, 
niemals  das  Individuum,  welches  sich  desselben  für  seine 
Zwecke  bedient. 

Es  liegt  nun  gar  kein  Grund  vor,  dass  eine  Gesellschaft, 
welche  den  Majoratsbegriff  in   ihren   Bechtsinstitutionen   als 
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statthaft  gelten  lässt,  nicht  einen  Schritt  weiter  geh^i 
sollte  und  auch  den  Einen,  den  Bevorzugten,  teilweise  aua- 
schliesseu,  d.  h.  beschränken  konnte.  Es  wäre  ein  Phantom, 
eine  goldene  Bürde,  welche  ihm  genommen,  und  eine  erlosende 
Rechtsfreiheit,  welche  ihm  gegeben  werden  soll.  Diejenige, 
dass  auch  er  nach  der  Entwicklung  seiner  Kräfte  streben  darf. 

Das  ist  nichts  geringeres  als  die  Basis  alles  Menschen- 
glüokes.  Jetzt,  wo  ein  so  grosser  Prozentsatz  der  Menschheit 
im  Selbstsuchtswahn  geistig  eigentlich  als  unzurechnungsfähig 
zu  betrachten  ist,  kann  es  nur  eine  erlösende  Wirkung  haben, 
wenn  ihr  wenigstens  die  allgemeingefahrliche  Eonzentrierung 
der  Souverän itäts-Isolierung  mitten  in  einem  Geldbetriebe  ge- 
nommen würde.  Souveränitäts-Deberhebung  und  die  unein- 
geschränkte Yerwaltungspflicht  fremder  Altersversorgung  sind 
unvereinbare  Gegensätze. 

Weshalb  drängt  man  darnach,  Unternehmungen  mit  vielen 
Teilbesitzern  zu  begründen?  Etoch  wohl  nur,  weil  bei  jeder 
Gründung  einer  oder  einige  erheblichen  Gewinn  einheimsen. 
Weshalb  drängt  man  in  entgegengesetzter  Richtung  darnach, 
die  natürlichen  Teilbesitzer,  die  doch  durch  ein  sittliches  Band 
der  Gleichberechtigung  umschlungen  sind,  so  schleunig  als 
möglich  mitten  unter  dem  Eindruck  einer  gemeinsamen  Ge- 
mütspflicht auseinander  zu  sprengen  ?  Nur,  weil  noch  in  weit 
höherem  Grade  einer  bei  dem  schnellen  Tempo  des  Wechsels 
sonst  ganz  Unmögliches  gewinnen  kann«  Nicht  nur  Geld,  Ehre 
und  Macht  ist  dabei  zu  gewinnen,  sondern  er  kann  sich  zum 
Herrn  derer  machen,  die  fortan  in  der  Abhängigkeit  der  Hoff- 
nung, dass  ihnen  nicht  alles  verloren  gehe,  entweder  seine 
Mitschuldigen  werden  müssen,  oder  ruiniert  sind.  Dazu  kann 
das  in  den  minder  Selbstsüchtigen  rege  Gefühl  einer  Pietats- 
pflicht  unmittelbar  nach  dem  Tode  eines  der  Eltern  am  leich- 
testen missbraucfat  werden.  Freilich  nur,  indem  die  Praktiken 
den  Unrechts  selbst  mit  Heuchler-Geschicklichkeit  sich  zu  den 
gleichen  Grundsätzen  und  Empfindungen  so  lange  bekennen, 
bis  ihr  Werk  gesichert  erscheint  und  die  Zukunftsexistenz  und 
Alter-Versicherung  ihrer  Miterben  untergraben  ist.  So  zieht 
die  Möglichkeit,  unberechtigten  Ehranschein  durch  Scheinbe- 
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sits  glaabliefa  za  machen ,  die  Verarmang  eines  ganzen  6e- 
seUechts  und  die  Demoralisation  einer  Mehrheit  nach  sich. 
Das  Hanptonrecht  thut  also  Kapital  da,  wo  es  nicht  ist,  wo 
es  seheinen  will,  ohne  zu  sein,  da  ist  es  in  der  That  die  Pan- 
donbüchse,  aas  der  alles  soziale  Elend  hervorquillt;  Verar- 
mang derer,  die  von  den  Frfichten  des  Hochmuts  bereits  ge- 
naieht,  tragt  ein  weit  vernichtenderes  Elend  im  Gefolge,  als 
Armut,  welche  niemals  über  sich  selbst  erhoben  wurde.  Der 
Weg  bergab  ist  ein  reissendes  Hinabgleiten  ohne  Stützpunkte, 
ohne  Rettungaweg. 

Ueberblicken  wir  die  gesamte  Skala  an  Not  und  Elend, 
80  sehen  wir  das  Kontingent  der  Verarmten  als  das  trostloseste. 
Sie  wissen  sieh  nicht  zu  helfen  und  Andere  können  es  ftlr 
sie  noch  seltener  thun.  Zu  einer  Zeit,  wo  die  Mehrheit  bereits 
mitschuldig  geworden  ist,  besteht  eben  bereits  ein  Unrechts- 
system,  dem  niemand  gewachsen  sein  kann.  Es  ist  eine 
gawe  Tausehungskette,  mit  der  gar  viele  irre  geführt  wurden, 
ah  sie  noch  Kräfte  hatten,  deren  Entwicklung  in  Frage  kom- 
men konnten. 

Wäre  es  nicht  eine  wahre  Wohlthat,  wenn  man  in  einer 
erkennbaren  Einrichtung  alle  Kapitalszwecke  für   uns   selbst 
wie  unsere  Nachkommen  dadurch  garantiert  sähe,  dass  eine 
Art  Familiengesetz   sowohl   für  Entwicklungs- 
ais für   ünterstützungszwecke   rechtzeitig  Einrieb- 
tongen  zu  treffen  hätte.     Selbst  ein  geringfügiger  Mittelpunkt 
würde  selbstverständlich   den   Gefahren   der  Unkenntnis   und 
der  daraus   hervorgehenden   Täuschungszwecke    anderer  vor- 
beugend entgegentreten.     Jede,  auch  die  kleinste  Gewöhnung, 
Abr  einen  gemeinsamen  Mittelpunkt,  eine  gemeinsame  Zukunfbs- 
pAicht  eintreten  zu  müssen,  erweitert  nicht  nur  den  Gesichts- 
kreis, sondern  lehrt  mit  deutlicher  Fraktur,  dass  die  schlum- 
meniden  Leistungskräfte  des  Einzelneu  ein  Familien-Reichtum 
sind,  welche  nicht  leichtfertig  zertreten  werden  dürfen.     Die 
Aufgabe  alles  S^apitals,  als  Familien-Sparkasse  wirken  zu  kön- 
nen, mnss  eben  gegen  Icjrtum  und  Missbrauch  geschützt  wer- 
den.   Andernfalls  verwandelt  es  sich  in  eine  Zerstörungskraft 
i^  vorhandenen  Reichtums,  anstatt  selbst  einen  Reichtum  zu 


HO  Von  einem  Üngenanaieü, 

bilden.  Sind  die  Irrtümer  aber  erst  emporgewachsen,  so  mi- 
nieren sie  sicher  den  Erfolg  des  besten  Unternehmens  and  an- 
statt ein  ergiebigeres  Arbeitsmittel  zu  gewähren,  wird  Kapital 
der  Gegner  aller  Kräfte,  aus  denen  Leistungsfähigkeit  Wohl- 
stand hervorrufen  kann.  Wie  sollte  es  unter  diesen  Umstan- 
den jemals  dahin  gelangen,  Alter  und  Erwerblosigkeit  der  An- 
teilhaber  selbst  zu  decken,  während  es  doch  der  Hanpteweck 
alles  Ersparens  sein  soll? 

An  diese  Pflicht  das  Kapital  deutlich  zu  erinnern,  das  ist 
kein  Eingriff  in  die  Rechte  seiner  Besitzer.  Man  mutet  den 
Familiengliedern  nichts  anderes  zu,  denn  sich  wirklich  als 
Glieder  einer  Familie  zu  betrachten  und  einen  Teil  ihres  Elrbes 
seinem  Zwecke  zu  widmen.  Er  kann  erfQilt  werden,  wenn 
für  diesen  Teil  der  Begriff  einer  gemeinsamen  Verwaltung  on- 
erlässlich  festgehalten  wird.  Daraus  gehen  klare  Bestimmungen 
des  Zweckes  herror,  welche  an  sich  die  sittliche  Pflicht  er- 
füllen, eine  grössere  Zusammengehörigkeit  der  Personen  an- 
zubahnen. Die  Familienkasse  muss  ein  Familien- 
rat verwalten  und  ein  Familienrecht  in  Fami- 
lienpflichten verwandeln.  Da  es  sich  dabei  nur  um 
einen  Teil  handelt,  vielleicht  die  Hälfte,  welcher  dem  abso- 
luten Yerfügungsrecht  entzogen  werden  soll,  so  träte  damit 
der  Zustand  ein,  dass  sich  die  Erben  fortan  für  etwas  weniger 
reich  halten  und  eine  Art  Direktive  für  ihre  Familienpflichten 
ins  Auge  fassen  müssten,  welche  sich  für  weitab  die  grossere 
Zahl  als  ein  Schutzrecht  gestalten  würde. 

Die  soziale  Krankheit  besteht  —  sagt  man  —  im  Ver- 
langen nach  Macht  und  Ehre,  in  der  Anbetung  des  goldenen 
Kalbes.  Allein  diese  Ausartung  selbst  entstammt  einem  ganz 
unnatürlichen  Erbgesetz.  Man  könnte  dasselbe  geradezu  eine 
Familienzerstörung  nennen,  so  unbedingt  ignoriert  es  den  Fa- 
milienbegriff in  den  Uebergangsstadien,  gerade  in  dem  Augen- 
blick, in  welchem  er  einer  Stärkung  durch  äussere  Anerken- 
nung dringend  bedarf.  Dem  gegenüber  können  nur  vernünf- 
tige Testamente  helfen,  wel.che  Besitzteile  unter  gemeinsame 
Verwaltung  für  Versorgungszwecke  stellen  und  nicht  nur  Erb- 
rechte sondern  auch  Erbpflichten  anerkennen. 
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Für  den  Grundbesitz  wären  vorläufig  derartige  Testamente 
ein  naturgemässer  üebergang  zu  einer  vernünftigen  sozialen 
Gruppierung.  Niemand  kann  einen  Vater  hindern ,  etwas 
weiter  hinaus  zu  blicken  und  zu  sagen: 

>Die  Hälfte  oder  das  Drittel,  Viertel  meines,  sich  so  und 
80  hoch  belaufenden  Besitzes  bestimme  ich  als  Qemeingut  fQr 
meine  amtlichen  Enkelkinder.  Meine  Kinder  haben  die  Ver- 
waltang  als  Ehrenamt  derartig  zu  leisten,  dass  sie,  denen  ich 
ein  hohes  Erziehungskapital  geliehen,  sich  bewusst  sein  müs- 
sen, dass  sie  dasselbe  mit  dem  höchstmöglichen  Zinsertrage 
w  ihre  Kinder  wieder  abzuzahlen  haben ;  das  kann  nun  so- 
wohl dadurch  geschehen,  dass  sie  die  gesetzlich  ihren  Kindern 
zustehenden  Zinserträge  zur  Verbesserung  des  Besitzes  den- 
selben dadurch  belassen,  dass  sie  dieser  Pflicht  allein  genügen, 
oder  dass  sie  im  Bewnsstsein  eines  Ehrenamtes  für  unsere 
Nachkommenschaft  Selbsterworbenes  hinzuf&gen.  In  dem 
Augenblicke,  wo  eins  meiner  Kinder  gestorben,  übernehmen 
seine  Söhne  und  Töchter  sein  Ehrenamt  und  haben  diese 
fortan  in  der  Verwaltung  für  i  h  r  e  Kinder  zu  bestimmen.  Die 
Geldarbeit,  die  Bestimmung  haben  die  Senioren  zu  leisten, 
aber  selbst  die  Zinsen  dürfen  nur  im  Interesse  der  nächsten 
Generation  als  Erziehungs-Kapital  oder  Alters- Versorgung  ver- 
wendet werden.« 

Eb  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  Ersparer  gerne  so 
testieren  werden. 

Solche  Familiengelder  wären  aber  ihrer  Natur  nach  un- 
kfindbar  und  damit  für  den  Familienbesitz  unersetzlich  wert- 
ToIL  Wenn  man  den  Anerben  den  gegenwärtigen,  den  so- 
fortigen Vorteil  nehmen  vnll,  so  muss  man  ihnen  doch  we- 
nigstens alterversorgende  Einrichtungen  schaffen. 

Der  Mensch  ist  kein  Einzelwesen.  Isoliert  man  ihn,  setzt 
man  ihn,  den  Ohnmächtigen,  in  die  Gefahr,  von  der  Allge- 
meinheit erdrückt  zu  werden,  moralisch  wie  physisch,  ob  er 
im  Selbstmord  endet  oder  zum  Schurken  wird. 

Es  wundem  sich  so  Viele  über  das  Prosperieren  des  Ju- 
dentums. Das  ist  die  schützende  Hand  der  überall  heimlich 
oder  öffentlich  fordernden  Macht  der  Sippe,  welche  nicht  nur 
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Einzelne,  sondern  Jeden,  er  habe  welche  Fähigkeiten  er  wolle, 
so  weit  emporträgt,  als  die  Macht  der  Sippe  reicht. 

Wodurch  aber  hat  sich  die  Menschheit  bisher  abhalten 
lassen,  haushälterischerweise  sich  der  Pflichten  gegen  die  nächste 
Generation  bewusst  zu  werden?  Nur  aus  dem  einen  Grrunde: 
sie  hat  sich  selbst  nicht  getraut,  sie  hat  die  Neigung  zum 
Hochmut  und  dem  aus  demselben  entspringenden  Despotismus  der 
Stärkeren,  der  Bestimmenden,  gef&rchtet.  Dass  hingegen  der  Des- 
potismus Einzelner  in  der  losgelösten,  engsten  Familie  dadurch 
keinen  Regulator  findet  und  die  Schule  des  Selbstsuchts- Wahn- 
sinns geworden  ist,  könnten  uns  unsere  heutigen  Zustände  lehren. 
Aber  auch,  dass  unsere  Erkenntnis  vom  Entwicklungsrechte 
des  Individuums  eine  ernste  Aufgabe  ist,  und  neben  dem 
absoluten  Bestimmungsrechte  der  Eltern,  neben  ihrer  schran- 
kenlosen Macht  im  Dirigieren  der  Situation,  eine  fär  die  Jugend 
erreichbare  Vorstellung  der  Familien-Zusammengehörigkeit  be- 
stehen muss.  Gegen  die  Möglichkeit  des  Uebergriffes  einer 
Mehrheit,  deren  Organisation  dem  Recht  untersteht,  können 
wir  uns  schützen  und  sind  in  unseren  Tagen  mit  genug  Erfah- 
rungen und  Erkenntnis  ausgerüstet.  Wäre  dem  aber  nicht  so, 
so  läge  es  an  dem  Fehler,  dass  unsere  Rechtsbegriffe  äusserst 
mangelhafte  sind.  Eine  Anregung,  diese  auszubilden,  kann  nur 
fördernd  auch  für  das  allgemeine  Recht  wirken. 

Vom  Rechtsstandpunkte  kann  man  schon  deshalb  keinen 
Einwand  dagegen  erheben,  weil  unser  bestehendes  Erbgesetz 
erstens  durchaus  nicht  den  Verhältnissen  des  Thatbestandes 
entspricht,  wenn  es  den  Familienbegriff  ignoriert  und  nur  In- 
dividuen anerkennt,  zweitens  ist  es  ja  in  allen  Testamentsbe- 
stimmungen dem  persönlichen  Willen  unterstellt,  recht  wesent- 
liche Verftigungs-Einschränkungen  zu  treffen.  Ist  doch  sogar 
die  Begründung  von  Majoraten  gestattet,  welche  den  National- 
wohlstand dadurch  schmälern,  dass  alle  Besitz  vorteile  nur  Eünem 
zugute  kommen,  der  dadurch  keineswegs  über  Erdensorgen  er- 
hoben wird.  Man  braucht  nicht  an  jene  Lebensgefahr  zu 
erinnern,  wenn  die  leichteren  Mittel  der  Kindervertauschung 
sich  nicht  durchführen  lassen,  es  genügt  schon,  dass  der  zur 
Repräsentation  Geborene  zufällig  gar  keine  Freude  an  diesem 
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Piedestal  hat  Auch  das  ist  kein  Olück,  wann  er,  so 
reeht  daza  geschaffen,  es  in  vollen  Zügen  schlQrft  nnd 
nun  plötzlich  die  Agnaten  zusammentreten ,  um  einen 
Kurator  f&r  das  Majorat  einzusetzen.  Hier  und  in  den 
wenigen  Familiengütern,  welche  es  schon  heute  gibt,  da 
existiert  ja  bereits  die  Institution  des  Familienrats.  Aber 
Ml  spat;  bisher  darf  er  im  Majorat  nur  post  festum  ein- 
treten. Gibt  es  etwas  Schmerzlicheres  als  die  Lage  eines  Jüng- 
lings, der,  erst  so  erhoben,  nun  eigentlich  als  unwürdig  f&r 
diese  Ehre  behandelt  werden  muss.  Das  ist  nichts  Seltenes, 
ftoch  das  nicht,  dass  sich  die  Znkunftsberechtigten  den 
g^enwärtig  Berechtigten  als  Todfeinde  gegenüberstehen.  Eben 
weil  der  Mensch  kein  Einzelwesen  ist,  sondern  in  einer  Kette 
mit  den  Familiengliedem  steht  und  verbunden  bleiben  muss, 
wenn  er  nicht  geschädigt  werden  soll,  eben  deshalb  dürfen 
Hajorate  nur  ganzen  Familien  gehören ,  eben  deshalb  ist  es 
rittlich,  dass  nicht  die  Kinder,  sondern  die  Enkel 
als  die  eigentlichen  Erben  zu  betrachten  sind. 
Die  Kinder  müssen  stets  zuerst  Pflichten  erben,  nämlich  die, 
als  Rechte  ihrer  Kinder  das  zu  verwalten,  was  an  Erträgen 
ihrer  Disposition  fortan  unterstellt  wird  ^). 

Majorate  ohne  Repräsentations- Verschleuderung  müssen 
sehr  viel  ergiebiger  ausfallen  und  allen  Teilhabern,  damit  aber 
auch  dem  allgemeinen  Wohlstand  zugute  kommen. 

Die  Sittlichkeit  des  Begriffs,  dass  eines  Jeden  Anrecht 
dauernd  gewahrt  bleibt,  würde  ausserdem  eine  andere  Rück- 
wirkung üben ,  als  die  Ungerechtigkeit  selbst ,  legitimierte 
Kinder  gleich   unlegitimierten  zu  enterben.     In  welcher  Zahl 


1)  Ale  man  Majorate  gründete,  nahm  man  keine  Rücksicht  auf  die 
menschliche  Natar ,  keine  auf  die  gesellschaftliche  Natur  der 
Allgemeinheit.  Man  nahm  nur  an,  höchstmögliche  Ebrenstellung  ver- 
pflichtet, Nohlesse  oblige,  aber  das  ist  nicht  immer  der  Fall.  Ganz 
dasselbe  Motiv  ist  der  Fehler  in  unseren  Gesetzgebungen.  Sie  sind  der 
Ausfloss  der  Vorstellung ,  ein  Vater  habe  kein  anderes  Bestreben,  als 
lein  frei  gewähltes  Weib,  seine  Kinder  zur  Glückseligkeit  emporza- 
tragen,  daher  unsere  Ehegesetzgebnng,  daher  der  Mangel  an  Gesetzen 
gegen  Vertranensbmch.  Die  bestehenden  sind  nicht  ein  Schutz  für  die 
Besseren,  sondern  für  die  Schlechteren. 

Ziitsolir.  t  BüMtew.  1888.   I.  Heft.  8 
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diese  von  den  besitsenden  Klassen  der  bittersten  Not  and  Ekit- 
bebrang  öberliefert  und  durch  Vorenthaltung  des  EkziehnngB- 
kapitals  der  Allgemeinheit  in  ihrer  Existenzlosigkeit  au%e» 
bürdet  werden,  bedarf  keiner  Erläuterung.  Das  Mindeste,  was 
man  aber  deshalb  an  Rechten  und  Pflichten  von  den  beeitBen- 
den  Klassen  fordern  kann,  ist  doch  wohl,  dass  sie  Kapitalien 
nicht  ganz  allein  im  Dienst  personlicher  GrenOeae  und  Vorieil9* 
zwed^e  behandeln,  sondern  einen  Teil  derselben  in  gemeinsamer 
Verwaltong  für  Existenzzweoke  ihrer  eigenen  Familiengliedar 
.«icher  stellen.  Alle  bisherigen  Kapitalsanlagen  und  einseitigen  Be- 
schränkungen in  der  Entwicklung  der  Leistungsfähigkeit  sind 
derart,  dass  Wohlhabenheit  uns  bereits  in  der  dritten  Gene- 
ration mit  ihren  verarmten  Gliedern  besdienkt.  Sie  überlassen 
diejenigen,  die  sie  moralisdi  und  finanziell  ruiniert  haben,  der 
Allgemeinheit,  welche  sie  doch  bereits  ad  libitum  mit  ihrem 
unlegitimierten  Nachwuchs  belasteten.  Was  helfen  da  Beiträge 
für  Zucht-  und  Irrenhäuser,  Gefängnisse  und  Armenanstalten, 
das  sind  ja  Tropfen  auf  den  heissen  Stein,  und  dennoch  glauben 
die  Menschen  durch  ihr  falsches  Rechenexempel  abgeschüttelter 
Pflichten  und  Aneignen  nicht  zustehender  Rechte,  Wohlthätig- 
keit  zu  üben,  oder  klagen,  zu  stark  mit  Steuern  zum  Zwecke 
der  allgemeinen  Institutionen  belastet  zu  «ein !  Man  verlange 
von  ihnen  nichts,  als  dass  sie  ihrem  eigenen  Nachwuchs  zu 
einem  menschenwürdigen  Dasdn  verhelfen! 

Alle  Verarmung  entsteht  ganz  vorwiegend  aus  einer  Reihe 
vorenthaltener  Rechte.  Das  erste,  von  welchem  das  Wohl 
und  Wehe  jedes  Individuums  abhängt,  ist  das  Entwicklnngs- 
recht.  Wird  dem  physischen  Bedürfnis  durch  reiche  Eltern 
vollständiges  Genüge,  so  halten  sie  es  in  der  Regel  für  ihre 
Pflicht,  nur  denjenigen  der  intellektuellen  Kräfte  die  EJntwick- 
lung  zu  gestatten,  welche  ihrem  eigenen  Ehrgeiz,  oder  rich- 
tiger ausgedrückt,  ihren  Eitelkeitszwecken  am  meisten  zu  dienen 
geeignet  sind.  Die  Leistungsfähigkeit  wird  damit  nicht  manch- 
mal, sondern  in  der  Regel  in  ihren  Hauptkräften  untergraben. 

Ein  Hauptfaktor  in  dieser  falschen  Zukunftsanlage  ist  der 
Irrtum  der  Eltern,  welcher  aus  den  rosigsten  Illusionen  ent- 
springt.    Neben  diesem  macht   sich  aber  ein  zweiter  geltend, 


Besits  nnd  Verarmnog  in  den  höheren  Siftnden.  115 

d888  lie  ihren  eigenen  gegenwärtigen  Besitz  als  den  Massstab 
der  xakfinftigen  Verhältnisse  betrachten,  während  sie  sich  ganz 
geoan  sagen  müssen,  dass  bis  zn  jener  späteren  Zeit,  ftir  die 
«ie  80  reich  an  Hoffnungen  sind,  alle  möglichen  Gefahren  nnd 
Kicheren  Ansprüche  das  Kapital  schmälern  können.  Ob  sie 
am  Leben  bleiben ,  ob  der  Besitz  geteilt  wird ,  der  einzelne 
der  Erben  hat  niemals  das  gleiche  Mass  an  Geldmacht  zur 
Disposition,  welches  die  Eitelkeit  der  Eltern  diktiert. 

Jede  Ehrenerhöhung,  welche  sich  nnr.anf  Kapitalbeeitz 
lifttzt,  ist  TOD  der  Gefahr  begleitet,  von  ihr  selbst  aufgezehrt 
to  werden,  da  sich  das  Wachstum  des  Kapitals  niemds  im 
gkichen  Schritt  mit  den  an  dasselbe  gestellten  Anforderungen 
durchfahren  lässt.  Das  tritt  im  Erbgange  selbst  bei  nicht 
onaheblichem  Besitz  durch  die  regelmässig  fortschreitenden 
Teilungen  ein.  Es  folgt  damit  aber  nicht  nur  die  Minderung 
des  Kapitals,  sondern  auch  die  der  berechtigten  Ehrenerhöhung 
Qod  dieser  umstand  schafft  eine  erhöhte  Gefahr  für  unrecht- 
mässige Anforderungen.  Ein  Mehr  an  Ehre  will  sich 
der  Mensch  gerne  gefallen  lassen,  aber  er 
siraubt  sich  mit  allen  Mitteln,  das  ihm  einmal 
Bewilligte  sich  wieder  abdividieren  zu  lassen. 
Deshalb  mnss  er  äussereBeweise  dieser  Geldehre 
ZQ  produzieren  suchen,-  damit  sie  noch  als  vor- 
handen scheine.  Das  ist  natürlich  stets  länger,  ab  es 
das  Kapital  rechtfertigen  kann ,  ohne  davon  aufgezehrt  zu 
werden.  Die  Hoffnung  auf  Verbesserung  täuscht  ausserdem 
diejenigen,  welche  sich  in  ihrem  Ehrverlangen  an  jeden  Stroh- 
h\m  klammem,  und  veranlasst  sie,  zu  hazardieren. 

Es  lässt  sich  ja  leicht  erkennen,  weshalb  die  Familie  als 
solche  gar  keine  Kraft  haben  kann,  diese  Verschleuderung 
ihrer  Varsorgungsmittel  zu  verhindern.  Sie  existiert  ja  gar 
nicht  vor  den  Gesetzen  als  ein  Rechtsfaktor,  sie  hat  dem  Ein- 
zahlen, der  einmal  zur  Disposition  gelangt  ist,  nichts  mehr  zu 
*^en.  Er  niuss  also  falsch  disponieren,  weil  seine  persön- 
lichen Zwecke  stets  zuerst  dem  Augenblick  dienen,  dieser 
^  keinen  Resp^t  vor  der  Zukunft  haben  kann ,  sobald  er 
>^  gefährdet  steht     So  verhält  sich  jede  Familie  machtlos, 
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wenn  der  gesamte  Reserrefond  dnrch  die  Eitelkeit  yerzehrt 
wird,  aber  sie  ist  doch  die  Schuldige,  wenn  ihr  unbezähmbares 
Verlangen,  sich  Ehrenscheine  zu  erkaufen,  ihre  Glieder  auf 
Abwege  treibt. 

Es  ist  aber  nicht  notwendig,  dass  ihr  Verlangen  so  rid 
kostet,  wir  wollen  es  ihr  billiger  geben.  Sie  soll  den  ge- 
wünschten Ehrenschein  gesetzlich  verbrieft  und  besiegelt  er- 
halten, sobald  sie  einen  Teil  des  Kapitals  dauernd  fiir  Alter 
und  Unterstützung  ihrer  eigenen  erwerbsunfähigen  Glieder 
sicher  stellt.  Sie  soll  das  Qeld  und  ihren  Ehrenschein  fBr 
sich  selbst  behalten,  uns  nur  die  Quittung  zeigen,  dass  sie  den 
Willen  hat,  uns  nicht  mit  der  Erhaltung  ihrer  verarmten 
Nachkommen  zu  belasten. 

Die  Verarmung  geht  unglaublich  schnell  vor  sich  und  sie 
ist  ein  weit  grösseres  Unglück  als  die  Armut 
derer,  welche  niemals  irgend  welche  Ansprüche  an  Besitz  und 
seine  verwohnende  Macht  zu  erheben  Gelegenheit  hatten. 

Sie  hat  noch  ein  schlimmeres  Gefolge.  Sie  ist  die  Kor- 
ruptionsschule, welche  unsere  Gesellschaft  mit  leistungsunfahigen 
Kreaturen  erfüllt.  Das  beherrscht  die  Vorstellung  aller  und 
es  scheint  uns  nur  eine  Rettungspflicht  gegen  uns  selbst,  wenn 
wir  weit  geneigter  sind,  diesen  Verarmten  beizustehen,  während 
wir  an  dem  Elend  derer,  die  uns  nicht  von  besseren  Tagen 
erzählen,  kühl  vorübergehen. 

Gegen  die  Verarmung  aus  diesen  Kreisen,  welche  jetzt  ak 
ein  en  gros-Geschäft  betrieben  wird,  muss  sich  also  zuerst  das  Be- 
streben richten,  einen  Riegel  vorzuschieben,  statt  dass  man  diesen 
permanenten  Zufluss  ignoriert,  bis  er  alle  Dämme  zerrissen  hat 

Es  ist  einfach  unmöglich,  Alter  und  Erwerblosigkeit 
deckende  Kassen  für  die  Aermsten  zweckentsprechend  zu  or- 
ganisieren, so  lange  die  Besitzenden  nicht  verpflichtet  werden, 
die  Glieder  ihrer  eigenen  Familien  vor  Verarmung  zu  schützen. 
Der  Druck,  welcher  dadurch  auf  unsere  Geselbchaft  ausgeübt 
wird,  lähmt  nach  allen  Seiten  jede  Leistungskraft  und  erfüllt 
jeden  Raum  mit  Elementen,  welche  dem  sozialen  Verhältnis 
seine  Würde  rauben.  Ausserdem  ist  es  doch  ein  naturgemässer 
Schritt,  erst  vorhandenes  Kapital  zu  erhalten,  ehe  man  daran 
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draken  kann ,   aus    nichts  enorme  Eapitalsummen   hervorzu- 


Wenn  dadurch  manche  verhindert  werden  sollten,  Kapi- 
talien bereits  zn  verbrauchen,  ehe  sie  der  zukünftige  Schwieger- 
rater  erworben  hat,  so  kann  das  am  allerwenigsten  einen  hin- 
deradeo  Grund  abgeben.  EHe  Neigung,  so  zeitig  als  möglich 
dafür  Soi^e  zu  tragen,  dass  auch  im  besten  Falle  der  reichen 
Heirat  ja  nichts  mehr  von  der  ganzen  Herrlichkeit  för  die 
eigenen  Enkelkinder  übrig  bleibe,  darf  unsere  Achtung  wohl 
kaum  in  Anspruch  nehmen,  um  so  weniger  als  bei  derartigen 
Kaufgeschäften  die  Gegenleistung  stets  in  einer  Stellung  besteht, 
die  sich  als  ESirenstellung  äusserlich  legitimiert;  man  kann  aber 
nicht  behaupten,  dass  der  Kurs  derselben  ein  vollwertiger  sei, 
wenn  zu  ihrer  Aufrechterhaltung  fremde  Mittel  unerlässlich  sind. 

Unser  Fehler  besteht  also  darin,  dass  wir  an  diese  Gruppe 
stets  post  festum  herantreten,  weil  uns  die  Neigung  innewohnt, 
erst  dann  mit  ihr  zu  rechten,  wenn  sie  bereits  abgewirtschaftet 
hat.  Von  den  fleissigen  Kapitalbesitzern,  welche  mit  ihrem 
Gelde  arbeiten,  gedenken  wir  als  sittliche  Pflicht  ein  hohes, 
opferfreudiges  Eintreten  für  die  Erwerblosen  zu  fordern.  Sollten 
wir  demgemäss  nicht  in  einem  weit  höheren  Grade  das  Recht 
haben,  den  Nachweis  einer  Assekuranz  für  die  eigenen  Nach- 
kommen da  abzufordern,  wo  nur  Eitelkeit  verhindert,  eine  ver- 
nQnftige  Finanzwirtschaft  im  Interesse  der  eigenen  Familie 
anzustreben?  Den  Rechtschaffenen  kaun  eine  derartige  Klärung 
der  Geldrechte  sicher  willkommen  sein,  da  nur  im  Erbrecht  ein 
derartiger  Nachweis  in  Frage  kommen  kann.  Es  ist  aber  nichts 
Geringeres  als  die  Frage,  ob  sich  ein  wirkliches  oder  ein  Schein- 
Ehrenrecht  in  Anspruch  nehmen  lässt. 

Will  man  den  Gesichtspunkt  in's  Auge  fassen ,  dass  es 
rieh  schliesslich  als  ein  Eingriff  in  das  Kapital-Bestimmungs- 
recht gestalten  muss ,  so  darf  man  nicht  vergessen ,  dass  es 
nur  fftr  diejenigen  eine  Schranke  bildet,  welche  nicht  den 
Familienvorteil ,  sondern  den  einer  einzelnen  Person  suchen, 
di8  heisst  des  eigenen  Ichs.  Es  gibt  nirgends  eine  so  gefähr- 
liche Versuchung  für  die  Habgier,  als  die  Spekulation  auf  den 
Vorteil,  welchen  man  seinen  Miterben   ablisten  kann.     Eben, 
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weil  das  Vertrauen  hier  als  ein  natürliches,  als  eine  Gewoho- 
heitsmacht  besteht,  ist  die  Täuschung  eine  SchuldQbung,  aus 
der  sich  die  schwersten  Verbrechen  rekrutieren.  Sie  hat  die 
Macht,  Schuldbeweise  jahrelang  zu  verschleiern,  so  dass  sich 
diese  niemals  rechtzeitig  bekämpfen  lassen.  Es  gilt  also,  das 
moralische  Wohl  der  Familie  durch  ihre  materielle  Verpflich- 
tung zu  erhalten. 

Wenn  aber  derartig  die  Hauptquelle  der  Verarmung  ein- 
gedämmt erscheint,  dann  erst  werden  wir  uns  in  der  Lage 
befinden,  die  Armutserbschaft  überhaupt  überblicken  zu  können, 
welche  uns  bereits  von  den  früheren  Generationen  hinterlassen 
ist.  Sie  ist  allerdings  noch  recht  ansehnlich.  Aber  es  sind 
auch  nicht  mehr  die  ohne  alle  Erwerbgeschicklichkeit  plötdich 
mittellos  Gewordenen,  für  welche  wir  einzutreten  haben.  Der 
Schmerz  der  Verwöhnten,  sich  in  der  Dürftigkeit  zurechtfinden 
zu  müssen,  ist  viel  qualvoller,  als  die  Dürftigkeit  selbst.  Die 
Not  ist  ein  ungerechter  und  unvernünftiger  Lehrer  und  wenn 
sie  auch  nicht,  wie  man  ihr  nachsagt,  die  Mutter  aller  Er- 
findung ist,  so  gewöhnt  sie  doch  ihre  unfreiwilligen  Schüler 
an  gewisse  mechanische  Fertigkeiten,  aus  denen  sich  einige 
Stützpunkte  für  die  Existenz  des  Lebens  gewinnen  lassen. 
Ausserdem  sind  aber  alsdann  die  Schranken  eines  gekrankten 
Ehrgefühls  nicht  mehr  als  Hindernis  vorhanden,  welches  aoch 
dem  Schein  Opfer  zu  bringen  geneigt  ist,  wo  es  bereits  bitter- 
lich entbehrt.  Der  Reichtum  der  Natur,  die  Leistungsfähig- 
keit kann  aber  nur  da  zur  Geltung  gelangen,  wo  er  nicht  von 
unberechtigten  Gegenkräften  gekreuzt  wird.  Ist  keine  Mög- 
lichkeit vorhanden,  durch  eigene  Geldmittel  eine  bessere  Ent- 
wiekelung  und  Verwertung  der  eigenen  Kräfte  zu  erzielen,  ist 
es  dann  nicht  schon  ein  unberechenbar  grosser  Vorteil,  sidi 
wenigstens  nicht  von  lähmenden  Einflüssen  behindert  zu  sehen? 

Auch  die  Industrie  ist  durch  den  falschen  Kapitalsumlauf 
unnatürlichen  Gefahren  ausgesetzt.  Ebenso  kann  das  Grewerbe 
keinen  soliden  Mittelstand  sichern,  wenn  jeder  Wohlstand  so- 
fort danach  drängt,  dem  Reich  des  Luxus  und  der  Genasssucht 
tributpflichtig  zu  werden,  anstatt  besserer  Arbeit  zu  dienen, 
üeberall  ist  es  der  Baalsdienst  des  goldenen  Kalbes,   welcher 
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die  mmschliche  Arbeit  erat  veraebtet  Qod  atört,  dann  aber 
jeden  Erfolg,  den  er  nicbt  verhindern  kann,  sofort  in  seinen 
Resultataa,  in  seiner  notwendigen  Entwicklangsbahn  bekämpft. 
Das  Ringen  der  Mensdien  im  Erwerb  ist  läutemngsfabig,  nicht 
aber  jener  Hochmut,  welcher  zwecklosen  tield verbrauch  als 
Ehrenbeweis  abstempelt,  ihn  damit  der  Arbeit  vorenthält  und 
Verarmung  hervorruft.  Das  Mass  an  Hochmut  ist  das  Mass 
an  Verarmnngsbedingung  für  eine  Nation,  die  Natur  kann  sie 
am  allerreichsten  bedacht  haben  (Spanien). 

So  ist  es  wohl  auch  keine  Frage,  dass  wir  zu  wenig  wohl- 
habenden Mittelstand  haben,  welcher  mit  verbesserten  Arbeits*- 
niitteln  auf  neuen  Qeistesbahnen  die  Produkte  der  Natur  zu 
vermehren,  anzuwenden  und  zu  verteikn  weiss,  und  dafür  zu 
viele  Arme,  deren  Voreltern  auf  kurzem  V7ege  zu  Reichtum 
gelangt,  für  Kind  und  Kindeskind  ihre  Mittel  fortan  nicht 
mdir  in  eigener  Arbeit  anlegen  lassen  wollten.  Mit  geborgtem 
Gelde  lassen  sich  grade  die  einflussreichsten  Unternehmungen 
niemals  korrekt  herstellen  und  die  Fähigkeiten  dafür  können 
da  nicht  erwachen,  wo  man  nur  mit  Vorurteilen  und  glänzen- 
dem Hochmutsschimmer  genährt  wird.  Der  National- Wohl- 
stand eines  Landes  hängt  erstens  davon  ab,  dass  man  nicht 
alkuschnell  reich  werden  kann,  weil  man  sich  sonst  zu  leicht 
in  den  Dispositionen  derer  täuscht,  welche  sich  davon  blenden  las- 
sen, wodurch  die  Herrlichkeit  schnell  zu  Wasser  wird.  Zwei- 
ten» davon,  dass  die  Ehre  mit  verbesserten  Arbeitsmitteln  ar- 
beiten zu  können,  nicht  derartig  von  Hochmut  niedergetreten 
wird,  dass  jeder  danach  verlangen  muss,  schleunigst  einen  Ueber- 
gang  dahin  zu  finden,  wo  er  sein  Ehrverlangen  besser  aner- 
kannt sieht.  Seine  Kinder  nur  für  Genuss  und  selbst  geistige 
Arbeit  erziehen  wollen,  heisst  sie  dazu  unfähig  machen.  Un- 
sere Kinder  nur  für  Reichtum  und  Luxus  prädestinieren,  heisst 
sie  der  Armut  überliefern.  Bei  den  Töchtern  lässt  sich  das 
aosnahmslos  nachweisen.  Wird  ihnen  der  Schein  als  etwas 
so  Begehrenswertes  vorgebreitet,  so  müssen  sie  ihm  vertrauen, 
da?on  geblendet  stehen.  Emporzublicken,  wo  gemeine  Roh- 
beü  ragt,  ist  ihre  Aufgabe. 

Pann  ist  es  Hochmut,    welcher  einen   sehr  geföhrlichen 
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Kampf  mit  der  soliden  Arbeit  b^innt  und  diese  empfindlich 
stört.  In  England  sind  nicht  nur  die  weiteren  Anverwandten, 
sondern  die  Brüder  der  Majoratsherren  in  allen  Branchen 
thätig,  bei  uns  liegen  Kräfte  und  Mittel  von  Generationen  in 
Vorurteilen  gebunden.  Wenn  es  sich  aber  mit  der  Ehre  ver- 
trägt, erworbenes  Geld  zu  erheiraten,  so  müsste  es  sich  doch 
auch  mit  der  Ehre  vertragen,  die  Zukunft  seiner  Kinder  vor 
einer  Not  sicher  zu  stellen,  durch  welche  sie  zwar  an  Genuas 
gewöhnt,  aber  ohne  Arbeitsmittel,  ohne  Existenz  nur  auf  die 
Karte  eines  legitimierten  Namens  ein  Spiel  unnatürlicher 
Widersprüche  werden.  Protektion  wird  höchstens  etwas  auf- 
halten und  raubt  treueren  Kräften  den  Raum. 

Ea  handelt  sich  durchaus  nicht  um  die  blosse  Vernichtung 
kleiner  Summen,  sondern  um  alles  erworbene  Geld,  sobald  es 
sich  zu  bedeutender  Höhe  augesammelt  hat.  Ist  ein  grosses 
Mass  an  Arbeitskraft  so  mühsam  bergan  gerollt,  dass  sich  der 
Blick  auf  die  Herrlichkeiten  dieser  Erde  vor  ihm  breitet,  so 
ist  es  natürlich,  dass  es  sich  geehrt  fühlt  und  diese  Ehre  ab- 
gestempelt sehen  möchte.  Giebt  es  bevorzugte  Stände,  so  muss 
es  sie  drängen  darin  aufgenommen  zu  werden.  Haben  diese  die 
Neigung,  sich  gern  mit  erworbenem  Gelde  zu  assoziieren,  so 
ist  es  auch  menschlich,  dass  sie  auf  Abschlag  daraufhin  schon 
etwas  vorher  verbrauchen,  obgleich  das  ein  Stückchen  verscha- 
chern eben  derselben  Ehre  ist,  die  man  nachher  als  so  hoch 
bevorzugt  gelten  lassen  will,  um  dieselbe  mit  allen  erworbenen 
Kapitalien  der  Gegenpartei  nicht  nur  als  gleichwertig  gelten 
zu  lassen,  sondern  höhere  Rechte  für  sie  geltend  zu  machen. 
Bis  dahin  ist  aber  das  Vorgehen  noch  immerhin  als  nor- 
mal zu  betrachten.  Erst  fortan  rückt  es  an  die  bedenkliche 
Klippe,  wo  sich  die  Ehre  gern  begnügt,  den  Schein  des  Hoch- 
muts gelten  zu  lassen.  Ist  das  Geld  bisher  als  Arbeitsmittel 
erworben,  soll  es  nun  von  seinem  Herkommen  gereinigt  wer- 
den, es  soll  beweisen,  dass  es  gentlemanlike  ist  und  ganz  los- 
gelöst von  jedem  Arbeitsboden  im  eigenen  Dunstkreise  steht. 
Damit  verliert  es  die  Chancen  zu  wachsen  und  gewinnt  alle, 
verloren  zu  gehen.  Wenn  der  alt  fundierte  Besitz  seine  Ehre 
so  wenig  vom  Hochmutsverlangen  des  Scheines  rein  bewahren 
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liaDD,  dass  er  den  Regulator  der  Pflichterfüll ang  nicht  auf- 
recbt  erhält,  so  sind  die  erheirateten  Kapitalien  nicht  in  der 
Lage,  sich  selbst  vom  Schein  frei  zu  erhalten.  Von  ihnen 
wird  er  ja  gleichsam  gefordert.  Wie  sollen  sie  das  Gleich- 
gewicht zwischen  Pflichten  und  Rechten  finden,  wenn  es  nicht 
zofillig  aassergewöhnliche  ästhetische  Quellen  sind,  aus  denen 
sie  sich  nährten.  Wer  z.  B.  Bergwerke  besitzt,  kann  fort- 
fahren, deren  Ertrag  einzuheimsen.  Wenn  aber  einer  der 
Söhne  sich  direkt  mit  seiner  Leistungskraft  an  einem  unter- 
nehmen beteiligen  soll,  so  muss  das  schon  ganz  absonderlich 
sein.  Also  vielleicht  eine  Erupp'sche  Gussstahl-Eanonenfabrik, 
das  ist  erlaubt,  gewiss  aber  selten.  Weit  häufiger  sind  aber 
üntemehmungen ,  welche  nicht  so  ehrenvoll  erscheinen  und 
deshalb  aufgegeben  werden  müssen.  Da  kann  das  Rechen- 
exempel  nicht  lange  stimmen.  In  der  dritten  Generation  sind 
die  mühsam  erworbenen  Kapitalien  zerstoben,  denn  sie  müssen 
unter  der  Last  des  Hochmuts  mit  seinen  unzähligen  Anforde- 
rungen erliegen. 

Vielleicht  mehr  als  drei  Viertel  alles  Erworbenen  ist  dieser 
Zerstörung  preisgegeben.  In  demselben  Grade,  als  die  Aristo- 
kratie sich  mit  Ehrenbevorzugung  nur  das  Geschäft  der  Eapi- 
taklegitimierung  vorbehält,  in  demselben  Grade  saugt  sie  wie 
ein  Schwamm  allen  Reichtum  der  Nation  in  sich  auf.  Sie 
will  aber  nur  das  Eapital  legitimieren  d.  h.  in  ihrem  Sinn 
darOber  disponiert  sehen,  nicht  seine  Pflichten  erfüllen,  auch 
uicht  die  allerselbstverständlichste.  Band  und  Kindeskind  der 
Besitzer  vor  Not,  Sorge  und  Schmach  zu  schützen.  Sie  über- 
läast  das  dem  Zufall,  d.  h.  dem  Glauben,  dass  die  Ehrenlegi- 
timation nun  alles  übrige  leisten  würde. 

Ja,  wenn  es  wirkliche  Ehre  wäre,  dann  müsste  sie  das 
auch  thun.  Ist  sie  aber  mit  Hochmut  stark  versetzt,  dann 
kann  dieser  es  nicht  leisten;  denn  er  braucht  alles  für  sein 
Seheinverlangen.  Die  unendliche  Zahl  der  Verarmten  hoch- 
adeliger Familien  zeigt  es,  dass  sich  das  blosse  Vertrauen  als 
viel  zu  irrig  erweist  und  die  Kinder  die  Betrogenen  sind.  Die 
Gesamtkapitalien,  welche  sie  der  Arbeit,  dem  National wohl- 
^d  vorenthält,  entzieht  sie  gleichzeitig  direkt  ihren  Kindern 
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durch  ihre  Gier  nach  äusserem  Schein.  Wenn  also  ein  bürger- 
licher Vater  einen  von  seinen  Eltern  ererbten  Reichtum  ganz 
und  gar  dem  Naturzwecke,  Arbeitsmittel  seiner  Nachkommen 
zu  sein,  entziehen  will,  so  hat  er  eine  unerlässliche  Pflicht  zu 
erfüllen.  Er  will  vor  allem  seine  eigene  Ehre  erhohen,  wenn 
er  diejenige  seiner  Tochter  in  der  Heirat  mit  so  Sitoierten 
äusserlich  begründen  will,  dass  sich  das  ELapital  nur  für  Hoch- 
mutsschein verpuffen  muss.  Soll  diese  erkaufte  EIhre  keine 
Schande  sein,  so  darf  sie  Andern  keinen  Schaden  zufügen. 
Das  that  sie  aber  an  den  eigenen  Enkelkindern.  Wenn  also  die 
Aristokratie,  im  Vorteilsverlangen  durch  Geldheiraten  die  Schul- 
den ihren  Söhnen  abzunehmen  und  mehr  Schulden  zum  Lebensr 
genuss  machen  zu  können,  solche  Pflichtlosigkeit  g^en  ihre 
Nachkommen  lehrt,  so  ist  sie  schuld,  dass  fast  alles  erworbene 
Kapital  sofort  wieder  aufhört,  Arbeitsmittel  zu  sein  und  unsem 
Nationalwohlstand  nicht  begründen  kann.  Da  wird  es  wohl 
nicht  unbillig  sein,  vorher  die  Begründung  einer  Alter  und 
Erwerblosigkeit  deckenden  Familienkasse  zu  fordern. 

Selbst  unser  Militaretat  kostet  wohl  nur  einen  kleinen 
Teil  der  Summen,  welche  die  bevorzugte  Ehrenstellnng  der- 
jenigen verschlingt,  die  sich  durch  reiche  Heiraten  mit  mehr 
Luxus  und  Genuss  zu  umgeben  wissen.  Dasselbe  Mass  an 
Kapital,  welches  von  der  Notwendigkeit,  auch  Arbeitsmittel 
sein  zu  können,  abgelöst  wird,  fehlt  hinfort  da,  wo  es  in  der 
Leistungsfähigkeit  Zinsen  tragen  könnte,  also  nicht  bloss  in 
der  Person,  sondern  auch  in  der  Anwendung  der  Naturpro- 
dukte. Man  kann  Niemand  die  Freiheit  nehmen,  grosse  Kapi* 
talien,  die  ihm  gehören,  fortan  nicht  mehr  als  Arbeitsmittel 
gelten  zu  lassen,  sondern  nur  dem  Genuss  und  der  Elhren- 
erhöhung  anheim  zu  geben ;  aber  man  kann  von  ihm  die  Pflicht 
verlangen,  ehe  er  das  thun  darf,  Eind  und  EÜndeskind  vor 
Not  dauernd  zu  schützen,  anstatt  sie  dem  Hazord  etwaiger 
Protektionsvorteile  und  der  Kunst,  Bettelbriefe  schreiben  zu 
lernen,  zu  überlassen. 

Sobald  der  Naturreichturo  eines  Landes  mannigfache,  sich 
glücklich  ergänzende  oder  dominierende  Hilfsquellen  bietet,  so 
kann   der   üeberschgss   an   gewonnenen   Arbeitsmitteln    eine 


Besitz  und  VeranauDg  in  den  höheren  StändeD.  123 

grossere  Loslöeung  an  Kapitalien  gestatieu.  So  können  wir  z.  B. 
aiiDehmen,  dass  in  Frankreich  Weinbau  und  Handelsverbältnisse 
äoe  regelmässige  Entwicklung  naenschlicher  Anstrengung  derar- 
i^  lohnen,  dase  die  ökonomische  Macht  des  Mittelstandes,  sobald 
sie  vier  oder  f&nf  Generationen  hindurch  die  gewonnenen  Ar- 
beitsmittel zur  Verbesserung  verwendet  hat,  alsdann  ohne  jeden 
Nachteil  Erheblicheres  f&r  Luxuszwecke  verwenden  kann. 

Anders  gestaltet  sich  die  Sache  z.  B.  in  Preusseu,  wo 
grosse  Land^rstrecken  mit  dürftigem  Boden  rechten  müssen. 
Wenn  da  vier  oder  fünf  Generationen  mit  verbesserten  Ar- 
beitsmitteln gearbeitet  haben,  so  brauchen  die  ergänzenden 
Betriebe  so  ziemlich  alles  an  Kapital,  wenn  nicht  Rückschläge 
aus  dem  Maugel  an  Arbeitsmitteln  das  Erworbene  wieder  auf- 
zehren sollen. 

Statt  dessen  sehen  wir  eine  systematische  Neigung,  einen 
vollständigen  Ruin  zu  organisieren.  Gleich  in  der  ersten  Gene- 
ntion, durch  welche  verbesserte  Arbeitsmittel  gewonnen  wur- 
den, tritt  die  verlockende  Yersucbung  heran,  diesen  mühsamen 
Weg  zu  verlassen  und  statt  dessen  mit  dem  Erworbenen  Pro- 
tektion zu  erkaufen.  Das  Geschäft  ist  auf  das  Verlockendste 
ausgestattet.  Es  liefert  der  Gegenwart  sofort  alles  aus,  was 
es  zu  geben  hat,  Ehrenvorrechte  eines  sich  selbst  bevorzugen- 
den Standes.  Für  den  besten  Kaufinann  und  besten  Rechner 
erscheint  das  preß  tout  clair^  denn  ihm  schwebt  ja  nichts 
anderes  vor,  als  durch  seine  Arbeitsmühen  Kind  und  Kindes- 
kind zu  besserem  Loos  zu  erheben!  Er  kann  nicht  wider- 
stehen, denn  der  Punkt  der  Eitelkeit,  dass  er  es  selber  ist, 
der  sich  einen  Schwiegersohn  mit  Stellung  erkauft,  verwirrt 
die  Rechnung. 

Wer  wollte  so  thöricht  sein,  ihn  durch  die  Vorstellung 
abhalten  zu  wollen :  keines  deiner  Enkelkinder  wird  seine  Lei- 
Btongskräfte  vernünftig  entwickeln ,  und  beirrt  von  Vorurteil 
geht  so  reiches  Arbeitsmaterial  nicht  nur  der  Arbeit,  dem 
Nationalwohlstand,  sondern  auch  deiner  Familie  verloren,  wäh- 
rend deine  Nachkommen  verwöhnt  auf  das  Erbetteln  von  Pro- 
tektion angewiesen  sein  werden. 

Geringer  ist  der  Schaden,  wenn  z,  B,  Prinzen  Spielbanks- 
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töchter  heiraten,  oder  wenn  die  Enkelkinder  einer  ganzen  An- 
zahl von  Destillateuren  Of6zierskinder  sind,  weil  derartig  an- 
gesammelter Reichtum  noch  gar  nicht  als  eigentliches  Arbeits- 
mittel in  Unternehmungen  angelegt  war,  von  denen  andere 
mit  betroffen  werden.  Dieser  Rubrik  schliesst  sich  aueb  man- 
ches kaufmännische  Geschäft  an.  Wenn  Jemand  mit  gefälsch- 
ten Weinen  reich  geworden,  wäre  es  ja  ein  Glück,  wenn  diese 
Spezialität  damit  minder  Geschickten  überlassen  bliebe,  denen 
es  nicht  gelänge,  so  yiele  dem  Elend  eines  kranken  Magens 
zu  überliefern.  Wenn  dann  auch  noch  der  Reichtum  in  die 
Millionen  geht ,  so  sind  auch  für  die  Familie  wenigstens  die 
Chancen  für  einige  Generationen.  Immer  aber  bleibt  der 
Schaden,  dass  sich  eine  aussergewohnliche  Abneigung  der 
Nachkommen  für  Anwendung  ihrer  Kräfte  auf  irgend  einem 
Arbeitsgebiete  entwickeln  muss.  Sie  wollen  glauben,  niedrige 
Neigungen  einer  Abstammung  zu  verraten,  wenn  sie  nicht  an 
Hochmut  überragen.  Ein  geborener  Prinz  wird  es  sich  als 
Ehrenreichtum  anrechnen,  wenn  er  Augenarzt  werden  kann, 
der  Enkelsohn  des  Destillateurs  muss  nach  den  Begriffen  aller 
Standesgenossen  in  Eavaliervergeudung  von  Zeit  und  Geld  den 
Makel  ausgleichen,  dass  sein  Vater  um  des  Geldes  willen  bürger- 
lich heiraten  musste.  Das  Taschengeld,  welches  Offiziere  vom 
Staate  selbst  erhalten,  bildet  doch  nicht  ihren  Ausgabe-Etat, 
sondern  das  erheiratete  Kapital.  Die  zukünftigen  Schwi^er- 
väter  erhalten  unsere  Armee  leider  auf  Kosten  ihrer  Nach- 
kommen, von  denen  sie  die  Mehrzahl  dem  Missverhältnis  zwi- 
schen der  andauernden  Teilnotwendigkeit  des  Kapitals  und 
uuverhältnismässigen  Ansprüchen  überliefern.  Der  Ruin  des 
Nationalwohlstandes,  wie  zahlloser  Familien,  ist  unter  diesen  um- 
ständen die  Vereinigung  der  Rittergutsbeeitzersberrlichkeit  mit 
den  oft  realistisch  angehauchten  Offizierskreisen,  das  Verheiraten 
der  Landwirtstöchter  mit  Offizieren,  das  üebernehmen  der  Güter 
durch  Sohne,  welche  Offiziere  gewesen  und  nun  mit  der  vorher 
gemachten  Schuldenlast  nicht  Landwirtschaft,  sondern  Kavalier- 
wirtschaft treiben.  Das  Erhalten  mehrerer  Söhne,  vielleicht 
gar  bei  der  Kavallerie ,  ruiniert  jeden ,  auch  den  reichsten 
Grundbesitz,    wenn  Kinderreichtum  in  drei  Generationen  ein- 
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töi  Diesem  Abgrund  fallen  früher  oder  später  alle  Seiten- 
Terwandten  zum  Opfer.  Nicht  nur  mit  ihrem  Lebensglück; 
denn  möglichst  wenige  dürfen  sich  verheiraten.  Nicht  nur 
finanziell;  denn^ihr  Vermögen  muss  als  Lockvogel  für  fremde 
Kapitalien  in  den  Leimraten  hängen  bleiben.  Nicht  nur  mo- 
ralisch; denn  dieser  Begriff  hört  da  auf,  wo  nur  noch  zu 
Komödien  dressiert  wird.  Jeder  Schritt  vorwärts  auf  der  Bahn, 
den  Äbgrand  zu  verdecken,  ist  eine  Verbrecherschule.  Nichts 
ist  so  grauenhaft,  als  die  Decadence  jenes  Repräsentations- 
hochmuts, welcher  den  Besitz  mit  absonderlichen  Vorrechten 
ausstattet  und  dann  allen  Familienpflichten  entgegen  stets 
nor  Einen  auf  Kosten  aller  anderen  in  unverdienten  Ehren 
und  Würden  zu  erhalten  hat.  Das  yerschlingt  bei  uns 
Tom  Erworbenen  30  vielleicht  40  Prozent  und  die  Arbeits- 
mittel müssen  aus  dorn  Borg  bestritten  werden,  welcher  sich 
wahrend  der  kurzen  Zeit  der  Eapitalsabnahme  von  denselben 
in  g^enseitigen  Ueberlistungschancen  abpressen  lässt.  Den 
Einzelnen  da  verdammen  wollen,  ist  nicht  möglich,  so  sinkt 
das  Niveau  unseres  Menschenwertes  von  Stufe  zu  Stufe,  denn 
nns  fehlt  die  Barriere  am  Abgrand. 

Die  norddeutsche  Landvrirtschaft  kann  nicht  allein  auf 
Borg  betrieben  werden  und  dabei  die  ungeheuren  Summen 
aufbringen,  welche  die  Repräsentationskosten  für  die  Ehren- 
erhohnng  des  Einzelnen  abverlangen.  Um  so  weniger,  wenn 
ihm  gestattet  ist,  so  viel  dem  Boden  aufzulasten ,  als  er  er- 
tanschen  kann,  unsere  Landwirtschaft  kann  nur  anf  Kosten 
und  mit  Rechten  vieler,  als  ihre  schwer  oder  gar  nicht  ablös- 
bare Heimstätte,  unter  der  Verwaltung  von  Pächtern  gedeihen. 
Hochmutsüberhebungen  vertragen  sich  eben  nicht  mit  redlichem 
Erwerb.  Es  gibt  ja  so  exklusiv  reichen  Grundbesitz,  dass  er 
Ton  dieser  Gefahr  nicht  mit  betroffen  wird.  Mag  diesen  Einzel- 
besitz als  Herrschaft  zu  wahren  berechtigt  sein,  aber  doch  nur 
w  lange,  als  daneben  eine  Familienkasse  so  reich  dotiert  fort- 
besteht, dass  sie  die  Existenz  derer  deckt,  deren  Lebenschancen 
sie  Torweggenommen  hat,  um  einzelne  eine  Zeitlang  in  absonder- 
licher Weise  zu  erhöhen. 

Man  wird  dagegen  das  Bedenken  erheben,  dass  sich  als- 


126  ^on  einem  lJng«naiuiteD, 

dann  eine  Art  Aristokratie  der  Geschlechter  heransbiiden  würde. 
Allein  un^tere  gegenwartige  Geburts-  wie  Geldaristokratie  hat 
eben  jetzt  ganz  dieselben  Yorzngsrechte ,  ohne  ihre  Pflichten 
zu  erf&llen.  Dass  man  ihre  Rechte  bloss  deshalb  kürzen  solle, 
weil  sie  alsdann  besser  den  Pflichten  gegen  ihre  eigenen  Kinder 
nachkommt,  ist  um  so  weniger  notwendig,  als  sie  ja  mit  etwas 
mehr  MGhe  ihren  Besitz  fundieren  muss.  Das  Kapital  wird 
nicht  mehr  so  rasch  verpufft  werden,  aber  es  wird  auch  nicht 
mehr  in  so  grossen  Beträgen  erheiratet  werden,  also  die  mo- 
mentane Reicbtumsübermacht  sich  in  eine  dauernde  verwan- 
deln. 0er  gemeinsame  Teil  kann  niemals  dem  Genuss  eines 
Einzelnen  geopfert  werden  und  rouss  deshalb  naturgemäss  für 
das  Alter  erhalten  bleiben. 

Sodann  werden  die  Geschlechter  eben  jetzt  dadurch  ge- 
fahrlich, dass  da,  wo  die  Einzelrepräsentation  alles  an  sich 
saugt  wie  ein  Schwamm,  sie  die  Macht  behält,  die  von  ihr 
der  Verarmung  überlieferten  Glieder  auf  fremde  Kosten  wenig- 
stens in  manchen  oder  vielen  lallen  zu  entschädigen.  Jene 
unberechtigte  Macht  plaziert  durch  ihre  Protektion  auch  die 
Ungeeignetsten  leichter  in  Berufen,  wo  geistige  Begabung 
und  Charakter  allein  entscheiden  sollten.  Sie  nimmt  also  den 
besseren  Kräften  das  Arbeitsgebiet  und  die  Glückseligkeit  der 
angewandten  Kraft,  während  sie  ihren  eigenen  Kindern  erst 
recht  die  Glückseligkeit  raubt,  indem  sie  ihnen  Entwicklungs- 
raum und  Anwendung  der  gegebenen  Kräfte  aus  Hochmut 
nicht  gestattet.  Zu  dieser  falschen  Aktivität  berechtigt,  zer- 
stört sie  sich  selbst  moralisch  wie  materiell  und  fordert  immer 
mehr  von  anderen,  dies  auszugleichen. 

Der  Reichtum  einer  Nation  sind  die  Leistungskräfte  der 
Individuen.  Der  Kapitalsertrag  ist  nur  eine  Quittung  des  Be- 
trages. Die  Anwendung  der  uns  verliehenen  Kräfte  ist  aber 
auch  das  Lebensglück  der  Individuen,  also  aus  moralischen 
Grründen  rauss  das  Familienrecht  nach  Vernunftsgrundsatzen 
dem  öffentlichen  Recht  unterstellt  sein.  Dann  muss  es  ver- 
langen, dass  dem  Alter  sowie  dem  weiblichen  Geschlechte  be- 
sondere Vorrechte  zustehen.  Dem  ersten,  damit  nicht  üner- 
fahrenheit  der  Jugend  missbraucht  werde,  wenn  mehrere  Be- 
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sitzteile  als  Arbeitsmittel  beanspruchen,  während  sie  als  Senioren 
ein  Vorzugsrecht  entscheidender  Art,  an  welches  appelliert 
werden  kann,  darin  erreichen.  Dem  weiblichen  Geschlecht 
gebührt  in  ähnlicher  Weise  ein  Vorzugsrecht  in  der  Altersver- 
sorgung, da  bei  unsem  Staatseinrichtungen  dasselbe  es  nicht  ist, 
dessen  Entwicklung  so  bedeutende  Opfer  fordert,  sich  Privat- 
vermogen  oder  Pension  zu  erwerben.  Aber  alsdann  gewährt 
das  weibliche  Geschlecht  der  Panrilie  auch  nicht  mehr  den  Scha- 
den, dass  es  bei  seiner  Verheiratung  seinen  Gesamtanteil  fremder 
Disposition  zofOhrt.  Jetzt  wird  Kapital  bereits  verbraucht, 
wenn  der  zukünftige  Schwiegervater  es  noch  nicht  einmal  er- 
worben hat.  Der  Einzelne  wie  die  Nation  lebt  von  Schulden 
und  schiebt  der  nächsten  Generation  die  Deckung  zu.  Wir 
k5nBen  die  Zinsen  nicht  mehr  aufbringen,  fahren  aber  fort, 
nach  eigenem  Belieben  neue  Schulden  zu  kontrahieren.  Ein 
Erbgesetz,  welches  eine  Rlarlegung  der  Zukunftspflichten  des 
Kapitals  in  den  Gesichtskreis  der  Erben  rückt,  wird  für  unsere 
wirtsehaftlicben  Verhältnisse  unzählige  Summen  kleinen  Ka- 
pitals als  Arbeitsmittel  erhalten  und  eine  grosse  Anzahl  vor 
Verarmung  behüten,  also  in  doppelter  Beziehung  vorbeugend 
wirken,  während  diejenigen,  welche  trotzdessen  mittellos 
dastehen,  aus  den  ihnen  selbst  zustehenden  Fonds  der 
eigenen  Familie  versorgt  werden  können.  Vor  allem  werden 
es  aber  alsdann  nicht  mehr  die  Verarmten  der  höheren  Stände 
sein,  welche  die  gesamte  Summe  wohlthätiger  Zwecke  absor- 
bieren. Wir  werden  erst  alsdann  uns  in  genügender  Weise 
derjenigen  Stände  erinnern  können ,  welche  schon  andauernd 
der  Entbehrung  überliefert  worden  sind,  und  die  unseres  ern- 
steren Eintretens  bedürfen. 


MiszelleiL 


Erhebungen  über  die  Lage  des  Kleingewerbes  in 

Baden. 


—  e.  Diese  Erhebongen  sind  darch  das  Grosih.  Ministeriam  des 
Innern  gepflogen  zonächst  fQr  die  Amtsbezirke  Adelsheim  (ein  Band 
431  Seiten)  und  Mannheim  (ein  Bd.  367  S.).  Ob  weitere  Erhebongen 
beabsichtigt  oder  in  Ausarbeitung  begriffen  sind,  ist  aus  den  vorliegen- 
den zwei  BSnden  nicht  ersichtlich.  Doch  ist  schon  das,  was  Torliegt, 
aller  Beachtung  wert.  Landläufigen  allgemeinen  Behauptungen  werden 
hier,  wie  vor  einigen  Jahren  in  der'  von  demselben  Ministeriam  ge- 
pflogenen und  anerkannt  verdienstvollen  Agrarenquete ,  möglichst  zn- 
verl&ssig  erhobene  Thatsachen  entgegengesetzt.  Den  Uebertr ei  bongen 
—  Schwarzmalereien  wie  Beschönigungen  —  wird  dadurch  der  Weg 
verlegt.  Die  beiden  Bezirke  Adelsheim  und  Mannheim  geben  zusammen 
einen  schon  ziemlich  umfassenden  Aufschlnss  der  Thatsachen ;  im  einen 
ist  das  Kleingewerbe  ebenso  entschieden  l&ndlich,  als  es  im  andeni 
städtisch,  halbindustriell  ist;  die  zwei  Hanpttypen  des  modernsten 
Habdwerkes  sind  also  in  den  beiden  Bezirken  ziemlich  rein  vertreten. 

Die  Ergebnisse  der  Erhebung  lassen  denn  auch  bei  grosser  üeber- 
einstimmung  im  allgemeinen  bezeichnende  Gegensätze  in  der  Lage  des 
Kleingewerbes  der  beiden  Bezirke  im  einzelnen  hervortreten. 

üebereinstimmung  der  Erhebungen  besteht  nämlich  zwischen 
den  beiden  Bezirksberichten  in  zwei  Hauptpunkten ;  im  Urteil  fiber  die 
Lage  der  Kleingewerbe  im  ganzen  und  über  die  Richtung  oder  die 
Mittel  der  Fürsorge  für  dieselben. 

Die  Oesamtlage  ist  nach  beiden  Berichten  zwar  keine  rosige 
wegen  der  Bedrängnis  durch  die  Grossindustrie,  aber  auch  keine  ver- 
zweifelte, keine  solche,  welche  als  eigentlicher  Notstand  zu  bezeichnen 
wäre.  Wir  lassen  darüber  die  abschliessenden  Urteile  beider  Berichte 
selbst  reden.  In  der  Zusammenfiasflung  der  Ergebnisse  für  den  Bezirk 
Adelsheim  ist  (S.  36)  gesagt:  »Ueberblickt  man  das  Ergebnis  der  ge- 
machten Erhebungen   in  ihrer  Gesamtheit,   so  muss  man  anerkennen, 
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€mb  die  deneitige  Lage  des  Eleingewerbes  itn  Amtsbezirk  Adelsheim 
keine  beftiedigende  ist.  Eine  eigentliche  Notlage  ist  aber  nioht  vor- 
banden und  wohl  mit  Recht  sieht  eine  grössere  Zahl  der  einvernomme- 
nen Handwerker  den  gegenwärtigen  Zustand  als  ein  üebergangsstadiom 
an,  dessen  Ursache  nnd  Gestaltung  eine  allm&hliohe  Besserung  fClr  die 
ineiften  Gewerbe  keineswegs  ausschliesst.  Die  ümst&nde,  welche  die 
angün«tige  Lage  herbeigef&hrt  haben  und  auch  jetzt  noch  beeinflussen, 
sind  von  der  yerschiedensten  Art  und  liegen  teils  ausserhalb  des  Hand- 
werks ,  teils  in  diesem  selbst.  Dort  ist  es  vor  Allem  die  vermin- 
derteKonsumtionsffthigkeit  der  infolge  schlechter  oder  doch 
unbefriedigender  Ernten  finanziell  gesohw&chten  ländlichen  Bevöl- 
kerung und  daneben  die  immer  mehr  Überhandnehmende  Konkurrenz 
der  Groesindnstrie  in  ihren  verschiedenen  Formen,  hier  sind  neben 
einer  gewissen  üeberf&llnng  des  Handwerks  und  dem  dadurch  verur- 
saehten  allgemeinen  Rfickgang  des  Preises  für  die  geleistete  Arbeit 
u.  a.  schwerwiegende  Missstände  im  Lehrlings-  und  Ge- 
lellenwesen  und  damit  zusammenhängend  eine  ungenügende  Aus- 
bfldnng  der  Gewerbetreibenden  bis  zum  Meister ,  Mängel  in  der 
Betriebsweise,  die  sich  dieFott  schritte  der  Technik 
nicht  an  Nu tsen  "tu  machen  weiss,  ungünstige  Kreditver- 
hältniOBe,  Fehlen  genügenden  Betriebskapitals  als  nachteilig  vnrkende 
ümstftnde  öfters  festgestellt  worden.« 

Aehnlich  äussert  sich  in  zusammenfassender  Weise  der  Man  n- 
beimer  Bericht  8.  11  f.:  »Die  Lage  des  Kleingewerbes  ist  im  allge- 
meinen  gewiss  nicht  als  eine  erfreuliche  zu  bezeichnen.  Sie  ist  aber 
anefa  keineswegs  so  schlimm,  wie  sie  vielfach  nnd  insbesondere  auch 
in  der  bekannten  Petition  des  Mannheimer  Handwerkerbnndes  darge- 
stellt wird.  Die  persönlichen  Einvernahmen  von  Handwerksmeistern 
haben  eine  Reihe  von  Bildern  solider  nnd  rentabler  Geschäftsbetriebe 
entroUt  nnd  nahezu  zwei  Dritteile  der  Einvernommenen  sind  laut  eige- 
ner Erklärung  mit  ihrer  Lage  zufrieden.  Ebenso  sind  ausserhalb  des 
Kieisee  der  Einvernommenen  die  Beispiele  dafür,  dass  der  Hand  wer  ks- 
mann  aoch  in  heutiger  Zeit  noch  sein  gutes  Auskommen  finden  kann, 
nidit  gerade  selten.  Also  nochmals :  es  soll  und  kann  nicht  geleugnet 
werden,  dass  das  Handwerk  zurückgegangen  ist,  von  einem  hoffnungs- 
losen Damiederliegen  desselben  kann  aber  nicht  die  Rede  sein.  Forscht 
man  nach  den  Ursachen  dieses  Rückganges,  so  sind  hier  in  aller- 
erster Reihe  die  riesigen  Fortschritte  der  Neuzeit  auf  dem  Gebiete  der 
maschinellen  Erfindungen  zu  nennen:  sie  haben  dem  Handwerk  die 
•dilimmsten  Wunden  geschlagen  nnd  schlagen  solche  noch  fortwäh- 
rend, da  die  fortschreitende  Zeit  immer  neue  Fortschritte  bringen  wird 
und  bringen  mnss.  Das  Handwerk  muss  sich  unweigerlich  in  die  That.- 
mche  finden,  dass  ihm  in  der  Grossindustrie  ein  gefäbrlicher ,  ja  nn- 
überwindlieha  Gegner  erwachsen  ist.  Bein  Arbeitsfeld  ist  ihm  aber 
Z«|t«oltz.  1  StMttw.    188S.  I.  H«n.  9 
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durch  dieBen  Rivalen  wohl  eingeengt,  aber  keineswegs  gast 
entzogen  worden ;  es  gibt  noch  Arbeitsgebiete  genug ,  aaf  welchea 
die  individualisierende  Schöpfungskraft  des  Meisters  durch  die  schab- 
lonenmässige  Thätigkeit  der  Maschine  nicht  ersetzt  ist  und  nicht  er- 
setzt werden  kann.  Allerdings  mnss  das  Handwerk,  wenn  es  diese  Ge- 
biete sich  sichern  will,  auch  wirklich  Gutes  leisten  und  ist  deshalb  die 
tüchtige  Ausbildung  des  Meisters  in  seinem  Berufe  eine  Lebens- 
frage für  seine  wirtschaftliche  Existenz.  Es  kann  leider  nicht  kon- 
statiert werden,  dass  unser  Handwerkerstand  von  dieser  üeberzengang 
durchdrungen  ist  und  dentgemäss  handelt;  er  hat  die  Gewerbefreiheit 
weniger  als  Sporn  zum  allseitigen  Wettkampf  von  Fleiss  und  Taloit, 
wie  als  Freibrief  zur  Pfnscherei  angesehen  nnd  der  unleugbare  Ver- 
fall des  Lehrlingswesens,  wie  nicht  minder  die  durchschnittlich  unge- 
nügende Qualifikation  der  Gesellen  sind  traurige  Symptome  dafttr,  dass 
das  Bewusstsein  von  der  Notwendigkeit  des  Lernens  bei  den  Klein- 
gewerbetreibenden immer  mehr  abhanden  kommt  Nach  der  unzu- 
länglichen Lehre  noch  ein  paar  Gesellenj&hrlein  und  —  der  Meister  ist 
fertig,  der  sich  auf  gut  Glück  etabliert,  ohne  sich  vorher  ernst  und 
gewissenhaft  zu  prüfen,  ob  er  seiner  Aufgabe  auch  gewachsen  ist 
Wenn  es  ihm  dann  hinderlich  geht,  so  werden  die  schlechten  Zeiten, 
die  unpraktischen  Gesetze  und  Gott  weiss  was  Alles  noch  verantwort- 
lich gemacht,  während  die  Schuld  in  allererster  Reihe  an  dem  Meister 
selbst,  an  seiner  Oberflächlichkeit  und  Ignoranz  liegt.  So  ist  es  nicht 
bei  Allen,  aber  bei  Vielen,  und  diese  verderben  noch  dazu  manch' 
tüchtigem  Meister  das  Geschäft,  indem  sie  trotz  schlechter  Leistungen 
durch  Reklamen  und  Schleuderpreise  einen  grossen  Teil  des  minder 
urteilsfähigen  Publikums  wenigstens  eine  Zeit  lang  anzulocken  wissen. 
—  Dazukommt  noch  der  un  verhä  1  tn  ismässige  Aufwand 
für  den  Lebensunterhalt.  Es  kann  ja  nicht  in  Abrede  geeist 
werden,  dass  Lebensmittel  und  Mietzinse  im  allgemeinen  und  speziell 
in  hiesiger  Stadt  heutzutage  teurer  sind,  als  früher  —  aber  um  so 
mehr  wäre  es  für  den  nicht  bemittelten  Familienvater  ein  Gebot  der 
Pflicht  sowohl  als  der  Klugheit,  die  unnötigen  Ausgaben  zu  vermeiden. 
Leider  kann  nicht  gesagt  werden,  dass  der  Handwerkerstand  in  seiner 
Mehrzahl  dies  Gebot  beherzigt  und  der  Einfachheit  und  Sparsamkeit 
sich  befleissigt,  vielmehr  ist  in  breiten  Schichten  des  Standes  eine 
Steigerung  der  Lebensansprüche  eingetreten,  die  mit  den  Traditionen 
früherer  Jahrzehnte  erheblich  kontrastiert  Strikte  Beweise  hiefÜr  lassen 
sich  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  oder  doch  nur  unter  Hereinzieh- 
ung des  nicht  hieher  gehörigen  persönlichen  Gebietes  erbringen;  ebenso 
ist  es  nicht  möglich,  den  Begriff  des  luxuriösen  Lebens  allgemein  giltig 
zu  definiren,  da  dies  mehr  eine  Frage  des  einzelnen  Falles  ist,  nnd  bei 
manchem  etwas  als  sträfliche  Verschwendung  erscheinen  kann,  was  fQr 
einen  andern^  besser  Situierten  nur  einen   erlaubten  Lebensgenoas  be- 
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dentei  —  ;  es  soll  sich  eben  jeder  nach  seiner  Decke  strecken,  nnd  dass 
dies  die  ELandwerker  heutsatage  vielfach  nicht  mehr  thun,  ist  die  auf 
mancherlei  persönlichen  Beobachtungen  und  Wahrnehmungen  basierende 
Ueberseugimg  sämtlicher  Mitglieder  der  Enquete-Kommission.  —  Noch 
eines  grossen  Missstandes  im  gewerblichen  Leben  ist  Erwähnung  zu 
thun:  Die  Leute  können  nicht  rechnen.  Von  den  einvelbomme- 
nen  Meistern  waren  kaum  einige  wenige  imstande,  die  verlangte  Dar- 
•teHong  ihrer  ökonomischen  Verhältnisse  vollständig  zu  geben;  weitaus 
die  Mehrsahl  betrachtet  eine  Bnchföhrung  als  QberflQssig  und  konnte 
deshalb  einselne  Posten  des  Schema's  gar  nicht»  andere  nur  fiberschlags- 
weise  ansfüllen,  wobei  es  ihnen  insbesondere  bei  der  Summe  ihrer  Ge- 
sehäftseinnahme  oft  auf  ein  paar  tausend  Mark  weniger  oder  mehr 
sieht  ankam.  Es  mag  dahin  gesteUt  bleiben,  ob  bei  dem  Einen  oder 
AAdem  auch  der  trotz  aller  Belehmng  immer  wieder»  auftauchende 
Argwohn,  als  könnten  die  Angaben  zu  steuerlichen  Zwecken  verwertet 
werden,  mitf^espielt  hat  —  jeden&lls  ist  den  fraglichen  Darstellungen 
nicht  der  geringste  positive  Wert  beizumessen,  weil  sie  fast  aus- 
nahmslos ganz  nnd  gar  unzuverlässig  sind.  Die  Kommission  hat  sich 
die  erdenklichste  Möhe  gegeben,  eine  richtige  und  vollständige  Aus- 
fBUang  der  Formulare  herbeizuführen,  musste  aber  davon  abstehen, 
weil  sie  willkfihrliche  Angaben  selbstverständlich  nicht  haben  wollte 
nnd  andere  nicht  haben  konnte.« 

Demgemäss  herrscht  im  Grunde  volle  Uebereinstimmung  zwischen 
beiden  Berichten  auch  hinsichtlich  der  Mittel  der  Abhülfe.  Ein- 
mal negativ,  indem  der  Rückgang  auf  den  Zunftzwang,  den  obligato- 
riacbe  Befähigungsnachweis,  die  weitere  Beschränkung  und  Belastung 
der  Messen  und  des  Hausierhandels  abgewiesen  werden.  Sodann  po- 
otiv,  indem  auf  die  gewerbliche  und  buchhalterische  Bildung,  die  Ver- 
beesemng  des  Lehrlings-  und  des  Gesellen wesens  besonderer  Nachdruck 
gelegt  wird.  Auch  die  allgemeine  Einführung  des  obligatorischen  Ar- 
beitsbaehes  wird  als  Mittel  zur  Gewinnung  besserer  Gesellen  empfohlen. 
Lehrwerkstätten  sind  nicht  allgemein  als  Bedürfnis  anerkannt. 

Zvrischen  dem  städtischen  und  dem  ländlichen  Typus  des  Klein- 
gewerbes treten  aber  aus  den  beiden  Berichten  auch  wesentliche 
Unterschiede  und  gegensätzliche  Bedürfnisse  hervor. 

Für  die  Stadt  Mannheim  wird  der  landwirtschaftliche  Neben  betrieb 
als  nicht  vorhanden  und  unmöglich  nachgewiesen,  während  er  im  Be- 
zirk Adelsheim  geradezu  als  Grundlage  der  Auskömmlichkeit  des  Klein - 
gewerbestandes  in  höchst  beachtenswerter  Weise  dargethan  wird.  Die 
interessanten  Familien-  und  Betriebs- Budgets,  welche  wenigstens  für 
den  Bezirk  Adelsheim  einigermassen  der  Wahrheit  entsprechen  dürften, 
machen  den  Eindruck,  als  ob  der  Ertrag  der  Grundstücke  und  der 
darauf  verwandten  Familienarbeit  es  wäre,  was  das  Leben  und  Fort- 
kommen   der  Handwerkerfamilie   möglich    machen.    Ländliche  Hand- 
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werker,  welche  mehr  Grundbesitz  hatten,  haben  vielfach  das  Hand« 
werk  an  den  Nagel  gehängt  und  sind  wieder  Bauern  geworden.  Der 
Adelsheimer  Bericht  sagt  hierüber  (S.  15  f.):  »Der  grOtste  Teil  der 
Handwerker  des  Bezirks  betreibt  neben  dem  Qewerbe  auch  die  Land- 
wirtschaft; nicht  einmal  ganz  &n  Drittel  der  einyemommenen  MeitUr 
ist  ohne  solche.  Unstreitig  hat  die  Beschäftigung  mit  der 
Landwirtschaft  seit  den  70r  Jahren  erheblich  an  Aaad6b«> 
nung  gewonnen:  es  wird  ihr  nicht  nur  überhaupt  melur  Aufmefkaam* 
keit  gewidmet,  als  früher ,  sondern  es  haben  auch  nicht  wenige  Ge- 
werbetreibende in  den  letzten  Jahren  ihren  landwirtschaftlichen  Grund- 
besitz durch  Zukauf  von  Gütern  zum  Teil  ganz  erheblich  vergrOesert 
Die  Ursache  hievon  dürfte  in  erster  Reihe  wohl  darin  zu  auchen  i 
dass  der  Ankauf  von  Grund  und  Boden  auf  dem  Lande  ebea 
noch  als  die  ^oberste  und  rentabelste  Kapitalanlage  betrachtet  wird, 
doch  scheint,  wenigstens  in  einzelnen  Fällen,  auch  der  Bückgang  dei 
Gewerbes,  das  genügende  Beschäftigung  und  volles  Auskommen  nicht 
mehr  bot,  direkt  mitbestimmend  gewesen  zu  sein.  Der  XTmfang  det 
landwirtschaftlichen  Betriebs  ist  ein  sehr  verschiedener;  er  beschränkt 
sich  bei  einzelnen  Gewerbetreibenden  auf  wenige  Ar,  bei  anderen  da- 
gegen wieder  erstreckt  er  sich  auf  eine  ganz  ansehnliche  Anzahl  von 
Morgen.  Meistens  wird  jedoch  nur  der  Bedarf  der  Haushaltung  oder 
auch  nur  ein  Teil  desselben  produziert  und,  wenn  von  dem  Erträgnii 
verkauft  wird,  so  ist  dies  in  der  Kegel  nur  ein  kleiner  Bruchteil  des- 
selben. Dass  die  Landwirtschaft  meist  nur  eine  kleine  ist,  geht  auch 
daraus  hervor,  dass  nur  etwa  die  Hälfte  der  eine  solche  betreibenden 
Gewerbtreibenden  in  der  Lage  ist,  Eindvieh  —  und  zwsr  mit  wenigen 
Ausnahmen  nur  1 — 4  Stück  —  zu  halten;  sowie  ferner  daraus,  daas  der 
Um  trieb  vorzugsweise  durch  die  Familienangeh(^rigen  des  Meisters  unter 
zeitweiser  Einstellung  von  Taglöhnem  erfolgt,  besondere  landwirt- 
schaftliche Dienstboten  aber  nur  in  ganz  seltenen  Fällen  gehalten  wer- 
den. Bei  einigen  wenigen  der  einvernommenen  Handwerker  überwiegt 
der  landwirtschaftliche  Betrieb  das  Gewerbe  (III.  8,  IX.  26,  XV.  U6 
und  XXII.  54);  selbst  da  aber,  wo  das  Hauptgewicht  in  ganz  hervor- 
ragender Weise  auf  die  Landwirtschaft  gelegt  wird,  wird  das  Gewerbe 
immerhin  noch  nebenher  betrieben.  Dass  Gewerbetreibende  das  Ge- 
werbe vollständig  aufgeben,  um  sich  ausschliesslich  der  Landwirtschaft 
zu  widmen,  kommt  nur  ausnahmsweise  vor,  es  sind  dies  dann  durch- 
weg solche  Leute,  welche  schon  von  vornherein  grösse- 
ren Grundbesitz  hatten.  Festgestellt  wurde  ein  solcher  Berufa- 
wechsel  bei  Schreinern  (IV.  15,  16);  bei  einem  Schlosser  (VI.  19,  20), 
bei  Zieglern  (X.  28),  bei  Webern  (XX.  48  und  40)  und  bei  einem 
Zimmermann  (III.  10).  —  Der  Betrieb  der  Landwirtschaft  neben  dem 
Gewerbe  wird  allseits  als  vorteilhaft  bezeichnet,  und  die  erhobeneo 
Darstellungen  der  ökonomischen  Verhältnisse   der  Gewerbetreibenden 
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Mitigen  dies  aach  insofidm,  als  das  finansielle  Ergebnis  aus  dem 
iaadwirtschaftlichen  Betrieb  fast  überall  verhältnismässig  besser  ist,  als 
dasjenige  aus  dem  Gewerbe.  Beinahe  sämmtiiohe  einvernommenen 
Handwerker,  auch  solche,  die  selbst  keine  Landwirtschaft  haben,  weisen 
daranf  hin,  dass  es  gerade  für  kleinere  Leute  von  nicht  zu  unter- 
icfaltendem  Werte  sei,  wenigstens  einen  Teil  des  Bedarfs  an  Lebens- 
ndtteln  selbst  sn  produzieren,  was  jedenfalls  billiger,  als  der  Ankauf, 
sueh  wird  ferner  darauf  hingewiesen,  dass  das  Oewerbe  dem  Meister 
vielfach  genügend  freie  Zeit  lasse,  um  den' landwirtschaftlichen  Betrieb 
nicht  nur  en  beaufinchtigen,  sondern  zeitweise  auch  selbst  in  demselben 
mitzohelfen.  Aus  dem  letzteren  Grunde  wird  die  Verbindung  der  Land- 
wirtsdiaft  mit  der  Ziegelei  geradezu  als  geboten  bezeichnet  (X.  28)  und 
sneb  bei  der  Bierbrauerei  (XXI IL  56)  und  bei  dem  Mühlgewerbe 
(XXli.  52)  tritt  sie  um  deswillen  in  den  Vordergrand,  weil  sie  allein 
die  vollständige  Verwertung  der  nicht  immer  verkäuflichen  Abfälle  und 
die  Ausnütsung  der  für  das  Gewerbe  nötigen  Gespanne,  ermöglicht. 
Andersei^  wird  allerdings  verlangt,  dass  die  Landwirtschaft  nicht  zu 
gross  sei;  sie  müsse  sich  in  der  Hauptsache  mit  den  eigenen  Leuten 
betreiben  lassen,  sonst  ziehe  sie  den  Meister  zu  sehr  vom  Gewerbe  ab 
ond  dieses  müsse  darunter  leiden.  Eine  direkte  Schädigung  durch  Ver- 
minderung der  Handfertigkeit  des  in  der  Landwirtschaft  arbeitenden 
Heilten  wird  in  der  Sohreinerei  (IV.  12)  und  der  Dreherei  (V.  18)  be- 
fOrchtetc 

Ein  Zimmermann  zu  Adelsheim  erklärt  sich  (S.  102)  über  denselben 
Gegenstand  wie  folgt :  »Es  sind  mir  mehrere  Fälle  bekannt,  dass  Zimmer- 
leote  das  Zimmergeschäft  ganz  aufgegeben  und  sich  ausschliesslich  der 
Landwirtschaft  gewidmet  haben;  es  sind  dies  solche,  deren  Kenntnisse 
ond  Fertigkeit  im  Gewerbe  nicht  ausreichen,  um  den  heu- 
tigen Anforderungen  nachkommen  und  der  Konkurrenz  begegnen  zu 
können  und  die  von  Haus  aus  schon  einen  grösseren 
Grundbesitz  haben.  Solche  Leute  thnn  dann  auch  wirklich  gut 
<laraD,  wenn  sie  das  Geschäft  aufgeben,  Fälle  umgekehrter  Art  sind  mir 
nicht  bekannt,  c 

In  den  Landorten  des  Bezirkes  Mannheim,  in  Ladenburg  und 
in  Neckarau  ist  ebenfalls  landwirtschaftlicher  Nebenbetrieb  vorhanden 
nnd  wird  derselbe  als  wohlthuend  geschildert. 

Ein  anderer  Gegensatz  zwischen  ländlichem  und  städtischem  Klein- 
gewerbe betrifft  die  Verwendung  der  Halbfabrikate  und  der  Ar- 
beitern aschinen.  Im  ländlichen  Bezirk  Adelsheim  verwenden  die 
Handwerker  nur  wenig  Halbfabrikat  und  ausser  der  Nähmaschine  kaum 
eine  Arbeitsmaschine.  In  Mannheim  ist  dem  ganz  anders.  Der  Bericht 
^T  Mannheim  (S.  4)  bemerkt :  »In  erster  Reihe  ist  hier  die  Nähmaschine 
so  nennen,  welche  in  ihren  verschiedenen  Formen  bei  den  Schneidern, 
Weiaswarenverfertigern,  Schustern,  Tapezierern  und  Sattlern  allgemein 
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Eingang  gefunden  hat.  Sodann  sind  bei  denjenigen  Gewerben,  welche 
sich  mit  der  Verarbeitung  von  Metallen  befiMsen,  eine  Aniabl  kleinerer 
Maschinen  eingeführt;  so  die  Bohr-  und  Lochmaschine  (bei  den  Schlossern 
und  Schmieden),  die  Rohr-,  Wolst-  und  Sickenmaschine  (bei  den  Blech- 
nern), die  Stansmaschine  und  die  Zinnwalze  (bei  den  Zinng^essem),  die 
Bieg-  und  Stauchmaschine  (bei  den  Schmieden),  die  Wälzmaschine  und 
die  Bäderschneidmaschine  (bei  den  Uhrmachern).  Drehbänke  finden 
sich  in  den  Werkstätten  der  Dreher,  Uhrmacher,  Zinngiesser.  Die 
Zimmerleute  und  Schreiner  arbeiten  mit  Band-  oder  Zirkulars&gen  und 
mit  Hobelmaschinen,  jedoch  nur  in  solchen  Qeschfiften,  die  ihrem  Um- 
fange nach  sich  der  Grossindustrie  sehr  nähern.  In  den  Metagermen 
sind  Wurstfüllmaschinen,  mitunter  auch  Hack-,  Wieg-  und  Mengma- 
schinen, in  den  ganz  grossen  Bäckereien  Teigknetmaschinen,  in  den 
Bafnerwerksätten  Thonwalzen  und  bei  den  Buchbindern  Schneidema- 
schinen für  Papier  und  Pappendeckel,  hie  und  da  auch  VergoldepresMo, 
Heftmaschinen  und  Stockpressen  im  Gebrauche.  Die  Friseure,  Wagner, 
Küfer,  Messerschmiede,  Korbmacher,  Gypser,  Tüncher,  Glaser  und  Maur» 
haben  nur  Handbetrieb,  wenn  man  bei  letzteren  nicht  etwa  Krahnen, 
Winden,  Flaschenzüge  als  Maschinen  rechnen  will.  Andere  Motoren, 
als  die  menschliche  Kraft,  sind  im  Allgemeinen  höchst  selten  in  An- 
wendung; sie  kosten  eben  ?iel  Geld  und  erfordern  grössere  Räumlich- 
keiten, als  sie  dem  Kleingewerbsmann  in  der  Regel  zu  Gebote  stehen. 
Auch  können  sie  verhältnismässig  wenig  ausgenützt  werden,  da  die 
Handarbeit  doch  immer  —  wie  dies  schon  im  Begriff  des  Handwerks 
liegt  —  die  Hauptsache  bleiben  muss.c 

Das  gegensätzliche  Verhalten  beider  Typen  des  Kleingewerbes 
macht  sich  auch  in  den  Reformvorschlägen  bemerklich.  Im  Bezirk  Adels- 
heim begreift  man  z.  B.  das  Bedürfnis  von  Handwerkerkammero 
kaum,  während  solche  Vertretung  ftlr  den  Bezirk  Mannheim  entechiedmi, 
wie  folgt,  befürwortet  wird  (S.  14  f.):  »Die  Kommission  glaubt  die  io 
Anregung  gebrachte  Errichtung  von  Gewerbekammern  befEürworien 
zu  sollen.  Sie  geht  dabei  von  der  Erwägung  aus,  dass  der  Gewerbe- 
stand  einer  gesetzlichen  Vertretung,  ähnlich  der  fOr  den  Handelstand 
bereits  bestehenden,  bedarf,  um  so  mehr,  als  nach  den  bisherigen  Er- 
fahrungen die  Bildung  freiwilliger  Innungen  mit  einer  auch  nur  einiger- 
massen  genügenden  Beteiligung  auf  allen  oder  auch  nur  den  haupt- 
sächlichen Gebieten  des  Gewerbes  in  absehbarer  Zeit  nicht  lu  erwarten 
ist.  Die  Gewerbekammern  sind  dabei  als  .eine  Art  obligatorischer 
Gewerbevereine  gedacht;  sie  sollen  je  einen  bestimmten  Bezirk  — 
etwa  Amtsbezirk  —  mit  der  Wirkung  umfassen,  dass  alle  innerhalb 
desselben  ansässigen  Gewerbetreibenden  jeder  Art  dazu  gehören  ood 
nach  Massgabe  ihres  Steuerkapitals  verpflichtet  sind,  an  dem  zur  Durch- 
tühning  der  Zwecke  der  Kammer  nötigen  Aufwand  zu  partazipieren. 
Auch  die  Grossindustriellen,   deren  Produktion  das  Kleingewerbe  be- 
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lübt,  wären  zmn  Beitritt  verpflichtet.  Doroh  direkte  Wahl  seitens 
sämtlicher  Angehörigen  der  Kammer  würde  ein  Ansechass  bestellt,  in 
welchem  alle  Gewerbe  und  alle  zum  Kammerbezirke  gehörigen  Orte 
▼ertreten  sein  müssten,  und  dieser  Aasechuss  h&tte  sodann  aus  seiner 
Mitte  den  geschftftsleitenden  Vorstand  (Präsidenten,  einige  Beisitzer, 
Schriftf&hrer,  Kassier)  zu  ernennen.  Aufgabe  der  Gewerbekammer 
w&re:  Forderung  der  gewerblichen  Fachbildung  in  Werkstatt  und  Schule, 
Hebong  des  Gewerbefleisses ,  Reform  des  Lehrlingswesens ,  Erörterung 
gewerblicher  Fragen  und  überhaupt  Vertretung  und  Förderung  der 
Interessen  des  Gewerbestandes.  Behafs  Durchführung  dieser  Aufgaben 
könnte  sie  Gewerbeschulen,  eventuell  aach  Schulwerkstätten  errichten, 
Preisverleihungen  für  Lehrlinge  and  Gesellen  veranstalten,  Vorträge  ins 
Leben  rufen,  Lesezimmer  einrichten.  Vor  allem  aber  müsste  sie  durch 
Mahnung,  Belehrung  und  Ratschlag  auf  die  Besserung  der  bestehenden 
Verhältnisse  hinzuwirken  suchen.  Die  Kommission  glaubt,  dass  auf 
diese  Weise  —  wenn  auch  nur  allmählig  —  eine  Beseitigung  der  Miss- 
•lande  im  Lehrlings-  und  Gesellenwesen  erzielt  und  der  dem  Ansehen 
nod  Gedeihen  des  Gewerbes  so  schädlichen  Pfuscherei  ein  Damm  gesetzt 
werden  könnte,  ohne  dass  die  Gewerbekammern  mit  Strafbefugnissen 
—  deren  Umfang  im  Hinblick  auf  das  reichsgesetzlich  sanktionierte 
Prinnp  der  Gewerbefreiheit  ohnedem  sehr  beschränkt  wäre  —  ausge- 
lUttet  werden  müssten.  Sollte  sich  in  der  Folge  zeigen ,  dass  dieser 
Qlaobe  trügt ,  so  wäre  es  eben  Sache  der  Gewerbekammem ,  als  der 
berufenen  Vertretungen  des  Gewerbestandes,  die  fär  nötig  erkannten 
weitem  legislatorischen  Massregeln  geeigneten  Orts  in  Antrag  zu 
bringen.  € 

Wertvoll  sind  die  für  beide  Bezirke  im  Anhange  beigegebenen 
amtlichen  Tabellen  Aber  den  Stand  der  Löhne,  der  Mietwerte,  der  Lebens- 
mittelpreise. Schäffle. 


Jnsti  und  Sonnenfels. 

in  Beitrag  zu  der  Geschichte  der  Nationalökonomik 
in  Oesterr e ich 
von 
Georg  Bentsoh. 


Während  in  Preussen  schon  Friedrich  Wilhelm  I.  an  seinen  üni- 
veraitäten  Halle  und  Frankfurt  an  der  Oder  eigene  Lehrstühle  der 
Kameralwissenschaften  errichtete,  wurde  in  Oesterreich  viel  später  für 
(ünen  Zweig  der  Wissenschaft  Vorsorge  getroffen.    Im  J(vbre  1746  ep- 
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richtete  die  Kaiserin  Maria  Theresia  in  der  Favorita  su  Wijro  eJM 
ihren  Namen  führende  Anstalt  nnter  der  Leitung  der  Jesuiten  zu  dem 
Zweck  »dem  zahlreichen  Adel  der  Erblande  die  Gelegenheit  zu  eröff- 
nen, und  die  Mittel  zu  erleichtern,  seine  Söhne  in  g^ten  Sitten  und 
allen  anständigen  Wissenschaften  dergestalt  unterweisen  zu  lassen,  da? 
mit  sie  ihr,  und  ihren  Nachfolgern,  und  dem  gemeinen  Wesen  er- 
spriessliche  Dienste  zu  erweisen  in  den  Stand  gesetzt  wordene.  Somit 
trat  die  noch  heute  bestehende  »Theresianische  Ritterakademie«  in  das 
Leben.  Als  Lehrer  der  Beredsamkeit  wurde  an  die  Anstalt  Johann 
Heinrich  Qottlob  von  Justi  berufen,  eine  durch  zahlreiche  staatswirt» 
schaftliche  Schriften  wohlbekannte  Persönlichkeit,  gleichzeitig  ha^ 
er  auch  die  ökonomischen  und  Eameralwissenschaften  vorzutragen.  Et 
gehörte  durch  seine  Abstammung  Oesterreich  an,  da  er  an  einer  Stelle 
seiner  gesammelten  politischen  und  Finanzschriften,  erschienen  in 
Kopenhagen  und  Leipzig  1761,  selbst  sagt  »dass  noch  Tor  hundert 
Jahren  Oesterreich  das  beständige  Vaterland  seiner  VorfEihren  gewesen 
sei.«  Am  16.  November  1750  eröffnet  er  in  Gegenwart  der  Konferenz- 
minister und  geheimen  Bäte  seine  Vorlesungen  mit  einer  Rede  von 
dem  unzertrennlichen  Zusammenhang  eines  blühenden  Zustandes  der 
Wissenschaften  mit  den  Mitteln,  welche  einen  Staat  mächtig  und  gläck- 
lieh  machen.«  In  diesem  rhetorischen  Meisterwerke  wies  er  treffend 
und  eingehend  den  Einfluss  der  Wissenschaften  auf  die  materielle  und 
geistige  Kultur  der  Staaten  nach.  Er  betonte,  »dass  die  Kaiserin  ge- 
ruht habe,  ihn  zu  einem  Lehrer  dieses  berühmten  CoUegii  zu  ernennen, 
und,  gleichwie  diese  vortreffliche  Anstalt,  dieses  grosse  Werk  ikrer 
Hände,  sowohl  ihre  preiswürdige  Fürsorge  für  die  künftigen  Zeiten,  als 
ihre  Liebe  für  die  Wissenschaft,  vor  den  Augen  der  Welt  in  einer  aus- 
nehmenden Weise  verherrliche,  so  sei  ihm  diese  Qnade  um  so  ver- 
ehrungswürdiger,  da  er  dadurch  Gelegenheit  erlange,  seine  geringen 
Wissenschaften  einer  wahren  Pflanzschule  des  Geistes  zu  widmen.  Ja, 
er  könne  seine  künftige  Arbeit  um  so  glücklicher  ansehen,  da  es  der 
Kern  der  edelsten  Jugend  sei,  welche  sowohl  durch  ihre  Gebart,  als 
durch  ihre  natürlichen  Fähigkeiten  und  Gaben  vorzüglich  sei,  und  die 
er  unter  gemeinschaftlicher  Bemühung  so  vieler  gelehrter  Männer  snm 
künftigen  Dienste  des  Staates  vorbereiten  solle.«  Und  am  Schluss 
seiner  Rede  sagte  er  »diejenigen  wahren  und  wirksamen  Mittel,  welche 
die  österreichischen  Staaten  jetzt  zu  ihrer  Glückseligkeit  anwenden 
sehen,  müssen  auch  bei  jedem  vernünftigen  und  erleuchteten  Einwoh- 
ner Triebe  der  Dankbarkeit  gegen  das  jetzige,  hoch  erleuchtete  Mi- 
nisterium erwecken.  Sie,  hochgebietende,  geheime  Konferenzminiater, 
und  wirklichen  geheimen  Räte,  gnädige  Herrn,  welche  die  weisen  Ab- 
sichten des  Thrones  mit  ihren  vortrefflichen  Ratschlägen  unterstützen, 
verdienen  diesen  Zoll  für  so  viele,  unermüdete  Bemühungen,  welche 
Sie  für  die  Glückseligkeiten  dieser  Länder  anwenden,  und  die  folgen- 
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do)  Zoten  werden  in  ih/cesa  G^cbichtabdoheni,  die  weisen  Anstalten  und 
Einnchtongen,  deac  gloireiche«  Regierung  einer  Maria  Theresia,  als  den 
An&Dg  ?on  Oeeterreichs  ungleich  grösseren  Zustand,   und  als  den  Ur- 
sproDg  ihrer  eigenen  Glückseligkeit  erwähnen,  und  ohne  sugleich  dero 
gnmßu  Einsicht  und  gesegneten  Fleisses    zu   gedenken  und   dero   er- 
bebnogsw&cdige  Nasien  dem  Buche  der  Unsterblichkeit  einsu?erleiben. 
El  ift  allerdings  die  grösste  Zufriedenheit  eines  erhabenen  Qeistes,  wenn 
er  die  GlQckseligkeit  so  vieler  Völker  und  der  kdnftigen  Zeiten  durch 
wsise  BatschJäge  fördern  kann,    und  gleichwie  die   höchste  Seligkeit 
Qoites  darin  besteht,  dass  er  mit  sich  selbst  auf  das  vollkommenste  zu- 
frieden ist,  so  muss  es  die  grösste  Glöcks^gkeit  einer  grossen  Seele 
edo,  wenn  sie  zu  sich  selbai  mit  Zuversicht  sagen  kann,  dass  sie  ihre 
Pfliebten  vollkoownen  erfüllt  habe.    Dieser  Lohn  Ihrer   evhabenen  Be- 
mOhnngen  werden  Sie  alle  wohl  in  sich  selbst  finden«  und  unsere  spä- 
testen Enkel   werden  noch  die  Vergeltung  eines  ewigen  Nachruhms 
hiosQsetien.    und  zn  den  Zöglingen  sich  wendend,   endete  er   »Ihnen 
tber,  meine  Herrn,  welche  in  diesem  berühmten  Collegio  den  Wissen- 
aehAften    obliegen,  kann  ich  keine  grössere  Aufmunterung  in  Ihrem 
Stadium  geben,  als  wenn  ich  Ihnen  die  jetzigen  hohen  Minister,  als  so 
Tiel  erhabene    Muster  einer    lobens würdigen    Nacheiferung   vorstelle. 
Lernen  Sie  aus  diesen  grossen  Beispielen  die  richtigen  Grundsätze,  die 
in  den  obersten  Bildungen  den  Staaten   nötig  sind ,   und    richten    Sie 
Ihre  Aufmerksamkeit  auf  die  jetzige  glorreiche  Regierung,   damit  Sie 
diejenigen  wahren  und  wirksamen  Mittel  Ihrem  Gedächtnisse  unaus- 
KStchhch  einprägen,  welche  erfordert  werden,  um  einen  Staat  mächtig 
und  glficklich  zu  machen.    Gleichwie  ich  Ihnen  aber  jetzt  dargethan 
habe,  dass  ein   blühender  Zustand  den   Wissenschaften  unumgänglich 
Tsrbunden  sein  mnss,  so  lassen  Sie  sich  dies  zur  Anregung  dienen,  sich 
mit  allon  Fleiss,  Ernst  und  Eifer,  den  Wissenschaften  zu  widmen,  da- 
mit Sie  durch  Ihre  eigene  Person  zu  einem  vollkommenen  Zustand  der 
Geldirsamkeit  dereinst  das  Ihrige»  beitragen  können.     Sie  sind   nach 
den  glücklichen  Gaben,  die   Sie   von   der    gütigen  Natur   empfangen 
babes,  hierzu  geschickt,  und  Ihre  vorzügliche  Geburt,  verspricht  Ihnen 
betrftchtliche  Ehrenstellen   in   den    Diensten   des    Staates.    Ich   werde 
in  dem  mir  allergnädigst  aufjgetragenen  Lehramt   nichts  ermangeln 
Itaeeo,  was  Sie  hierzu  fähig  nxachen  kann,  und  Sie  sind  dies  von  allen 
übrigen  Lehrern  dieser    vortrefflichen  Anstalten  gleichfalls  versichert. 
Erlauben  Sie  also,  dass  ich  dieser  ansehnlichen  Versammlung  im  Vor- 
av  verspreche,  dass  dereinst  durch   Ihre  Personen  sowohl  die  Mittel 
zu  der  Glückseligkeit  des  Staates,  als  der  blühende  Zustand  der  Wissen- 
Mhaften  Vorschub  und  BefSrderung  erlangen  sollen,  c    Justi  legte  seinen 
^orl^snngen  in  Wien  einen  kurzen,  systematischen  Grundriss  aller  öko- 
nomischen und  Kameralwissenschaften   zu  Grunde,   welcher  im  Jahre 
1761  im  Druck  erschien.    Dieser  Grundriss  musote  früher  dem  Ministe« 
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rium  zur  Durchsicht  übergeben  werden,  wo  ihn  der  Graf  Haugwitc» 
welcher  Gefallen  daran  fand,  bei  allen  Mitgliedern  des  General-Direk- 
toriums zirkulieren  Hess.  Justi  blieb  übrigens  nicht  lange  in  Wien, 
schon  im  Jahre  1755  treffen  wir  ihn  in  Göttingen,  wo  er  als  Einladungs- 
schrift zu  den  ökonomischen  Vorlesungen  eine  Abhandlung  »von  deo 
Mitteln,  die  Erkenntnis  in  den  ökonomischen  und  Eameralwiseenschaf- 
ten,  dem  gemeinen  Wesen  recht  nützlich  zu  machende  veröfientliohte. 
Justi  gebührt  die  Ehre,  der  erste  Lehrer  der  ökonomischen  und  Kame- 
ralwissenschaften  in  Oesterreich  gewesen  zu  sein.  Es  ist  übrigens 
sonderbar,  dass  selbst  die  bedeutendsten  Eonversations-Lezika,  wie  die 
von  Brokhaus  und  Meyer,  dieses  Mannes,  von  dessen  Werken  nament- 
lich die  Finanzwissenschafb  eine  geraume  Zeit  das  Handbuch  der  prak- 
tischen Staatsmänner  war  auch  nicht  mit  einem  Worte  erw&hnen. 
Erst  im  Jahre  1763  wurde  Josef  von  Sonne nf eis  Professor  der  Staats- 
wissenschaften an  der  Universität  Wien,  ohne  um  diese  Stelle  ange- 
sucht zu  haben.  Dieser  später  so  berühmt  gewordene  Mann,  hatte 
einen  eigentümlichen  Lebenslauf.  Sein  Vater,  Alois  Wiener,  Israelit 
und  gelehrter  Orientalist,  trat  zur  katholischen  Religion  über,  wurde 
Ausleger  der  hebräischen  Sprache  in  Wien,  und  nachher  mit  dem  Pi4- 
dikat  »von  Sonnenfels«  geadelt.  Sein  Sohn  Josef,  geboren  zu  Nikols- 
burg  in  Mähren  1733,  absolvierte  das  Gymnasium  bei  den  Piaristen  in 
seinem  Geburtsorte,  die  Philosophie  in  Wien,  trat  aber  dann  in  dai 
Regiment  Hoch-  und  Deutschmeister  ein,  welches  er  nach  f)lnf]ähriger 
Dienstzeit  als  (Tnteroffizier  wieder  verliess,  worauf  er  sich  an  der  Uni- 
versität Wien  den  Rechtsstudien  widmete.  Nachdem  er  Rechnungs- 
führer bei  der  Arcieren-Leibgarde  geworden  war,  verschaffte  ihm  der 
Kommandant  derselben,  Baron  Petrasch,  die  Protektion  des  Staats- 
rates Baron  Bor^,  durch  dessen  Empfehlung  er  Wiener  Universitäts- 
professor wurde.  Im  November  1763  trat  er  sein  Lehramt  mit  einer 
Rede  an,  welche  auch  im  Druck  erschien.  Er  schrieb  mehrere  staats- 
wissenschaftliche Werke  und  Abhandlungen.  Sein  bekanntestes  Werk 
sind  die  Grundsätze  der  Polizei-Handlungs-  und  l^^nanzwissensoiiaft 
welche  in  mehreren  Auflagen  erschienen,  und  bis  zum  Jahre  1848  das  Hand- 
buch für  die  juridischen  Fakultäten  der  österreichischen  Universitäten  blie- 
ben. Auch  über  juristische  Fragen  veröffentlichte  er  mehrere  Schriften, 
80  die  Erörterung  über  die  Stimmenmehrheit  bei  Eriminalurteilen.  Für 
das  dem  König  Maximilian  Josef  von  Baiem  zugesandte  Exemplar  der 
zweiten  Auflage  dieser  Schrift,  erhielt  er  ein  schmeichelhaftes  Schrei- 
ben, welchem  eine,  mit  der  Brillanten-Chiffre  M.  J.  D.  eine  verzierte  gol- 
dene Dose  beigeschlossen  war.  Die  staatswissenschaftlichen  Arbeiten 
sind  ohne  jede  Originalität,  es  fehlt  ihnen  jener  Schwung,  jene  Fülle 
des  Wissens,  welche  in  den  Schriften  des  Justi  noch  heute  jeden  Fach- 
mann ungemein  anziehen,  und  über  den  Scharfsinn,  wie  Über  die  Viel- 
seitigkeit des  Autors,  wirklich   staunen  lassen'    Zwei  Sonnenf elsaische 
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A\ihiiidlimgeii  über  die  VerwaodlDDg  der  Domftoen  in  Banerngfiter  and 
fiber  die  Teanmg  in  den  HanpUtädien  nnd  die  Mittel,  derselben  abso- 
helfen,  kmgen  unverkennbar  den  Stempel  der  Familienfthnlichkeit  mit 
iwei  ihnlicben  Arbeiten  von  Justi,  doch  ist  die  Anseinandersetsang  un- 
gemein Terwasaert  and  entbehrt  jener  Schärfe  des  Gedankens  wie  der 
anziebenden  Darstellung,  welche  sich  in  dem  Vorbilde  finden.    Seine 
Th&tigkeit  als  Lehrer  wird  namentlich  Ton  dem  ber&hmten  Geschioht- 
•ehreiber  der  üniveraitAt  Wien,  Dr.  Rudolf  Eink,  in  sehr  scharfer  Weise 
eharakterisieri.    Dieser  sagt:  Im  Jahre  1768  wurde  dem  Mährer  Sonnen- 
fels die  f  on  der  praktischen  Philosophie  (Ethik)  abgetrennte  Lehrkanzel 
der  Polizei-  und  Kameralwissensohaften  übertragen,  jener  Wissenschaf- 
ten, in  welchen  die  ächten  Grundsätse,  auf  was  Weiss  die  Staats- Wirt- 
wlisft  ZQ  besorgen  sei,  beigebracht  werden.    Seiner  Theorie  liegt  das 
bekannte  Bevölkemngsprinxip  za  gründe.    Ueber  eine  glatte  Oberfläch- 
liehkeit,  über  eine  unverhohlene  materialistische  Anschauaogs weise  kam 
er  nicht  hinaus.    Sonnenfels  repräsentierte  in  echter  Weise  die  an- 
itOrmende,  jüngere,  eine  yollendete  Darstellang  ihrer  abstrakten  Theorie 
ersehnende  Generation.    Seine  Aussichten  auf  Geltung  waren  in  ihren 
Endpunkten  gar  nicht  auf  die  Gegenwart,   sondern  auf  die  sunächst 
dsniach   erwartete   Zeit  berechnet.    Dadurch   unterschied  er  sich  in 
fidem  von  van  Swieten,  welcher  von  da  an  immer  mehr  vom  leitenden 
finflnss  auf  das  Studienwesen  im  allgemeinen  sich  zurückzog,  und  von 
dem  viel  gemässigteren  Martini,  welcher,  als  die  Zeit  der  rückhaltslosen 
Anerkennung  für  Sonnenfels  kam,  gleichfialls  in  den  Hintergrund  trat. 
Dis  Ldirkanael  bot  Sonnenfels  ein  sehr  günstiges  Feld,   um  alle  be- 
liebenden Staateeinrichtungen  seiner  Kritik  zu  unterziehen,  rücksichtslos 
und  ohne  weitere  Paciscierung   über   sie   abzusprechen,   und   mit  dem 
ganzen  Talente  eines  lebhaften  Vortrages,  wie  nicht  minder  durch  die 
Httoarische  Thätigkeit  in  öffentlichen  Blättern,   dagegen  zu  Feld  zu 
neben.  Selbst  allerhöchste  Befehle  waren  nicht  vermögend,  ihm  Mässig- 
ong  au&ulegen.    Die  Wirkungen,  welche  er  auf  dem  Katheder  erzielte, 
waren  um  so  nachhaltiger,  da  die  Studierenden,  nachdem  sie  bei  ihm, 
im  zweiten  philosophischen  Kurs,  mit  reichhaltigen  Planen  ausgestattet 
wann,  wie  und  nach  welchen  Grundsätzen  man  die  Staatseio rieht ungeu 
n  treffen  und  die  bestehenden  zu  reformieren  habe,  unmittelbar  nach- 
ber,  im  ersten  juridischen  Jahrgange,   mit  den  Doktrinen  des  Natur- 
rechts bekannt  wurden:  welche  lehrten,  dass  vom  Standpunkte  der  Ver- 
nunft nnd  des  Naturstandes  aus  auch  ein  rechtliches  Hindernis  nicht 
bestehe,  die  Praxis  mit  der  Theorie  in  Einklang  zu  bringen.    Man  sagt 
niebt  zu  viel,  wenn  man  behauptet,  dass  aus  der  Sonnenfelsischen  Schule 
nebr  als  aus  jeder  andern  diejenigen  hervorgegangen  sind,  welche  zur 
Apotbeose  der  rationalistischen  Doktrin  sich  bekannten  und  unumwun- 
^  erklärten,  dass  vor  denselben  alle  in  gleicher  Weise,  der  Regent 
vis  jeder  andre  Bürger,  sich  zu  beugen  haben.«    Die  nach  den  Theo« 
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rien  det  SooneDfels  gebildeten  Lehrer  der  Staats wissensoliafteii  an  dMi 
österreichischen  Hochschulen  waren  alle  unbedeutend  bis  aof  Joseph 
Kudler,  welcher  noch  im  Vormärz  an  der  Wiener  Universität  reformie- 
rend  in  diese  Disziplin  eingriff.  Seinen  Nimbns  rerdankt  Sonnenfels 
l)1os9  seinen  rastlosen  Bern  Übungen  wegen  Abschaffung  der  Tortur,  welche 
durchgesetzt  zu  haben  sein  unbestreitbares  Verdienst  bleibt,  sowie  sei- 
nen Leistungen  f&r  die  Verbreitung  eines  geläuterten  Geschmackes  in 
der  Litteratur  und  Hebung  des  Theaterwesens  in  Oesterreich.  Uebrigens 
wurde  sein  Eifer  durch  eine  Reihe  der  ehrenvollsten  Auszeichnungen 
gewürdigt.  Er  wurde  k.  k.  Rat,  niederösterreichischer  Regierungsrat, 
1 779  wirklicher  Hofrat,  Mitglied  der  Studien-  und  Censurhofkommission, 
sowie  der  Hofkommission  in  Gesetzsachen ,  später  VizepAsident  der 
letzteren;  1804  wurde  ihm  als  besonderes  Merkmal  der  Allerhöchsten 
Zufriedenheit  das  kleine  Kreuz  des  St.  Stefansordens  verliehen;  1806 
erteilte  ihm  der  Magistrat  der  Haupt-  und  Reudenzstadt  Wien  das 
Ehrenbürgerrecht  .mittels  eines  in  sehr  ehrenvolleh  Ausdrücken  abge- 
fassten  Diploms;  1810  wurde  er  zum  Präsidenten  der  Akademie  der 
bildenden  Künste  gewählt,  deren  beständiger  Sekretär  er  bis  dahin  ge- 
wesen war.  Sonoenfels,  welcher  auch  Doktor  der  Rechte  und  der  E^- 
losophie,  sowie  Mitglied  mehrerer  gelehrter  Akademien  und  Gesell- 
schaften war,  beendete  sein  tbätiges  Leben  im  Jahre  1817.  Sein  Bild- 
nis ist  mehrmals  erschienen :  von  Johann  Jacobe  in  Medaillenform  1770, 
von  dem  Direktor  der  k.  k.  Malerakademie  in  Wien,  Jakob  Schmuzer; 
von  Quirin  Mark.  Seine  litterarische  Regsamkeit  mag  mait  daraus 
entnehmen,  dass  er  nicht  weniger  als  48  selbständige  Werke  nnd  Ab- 
handlungen im  Druck  erscheinen  lies». 


IIL  Litteratur. 


— &  Iiippert ,  JmUus  ,  KnlturgeBchichte  der  Mensohheit  in 
ihrem  organisohen  Aufbau,  Stattgart  (F.  Enke)  1.  Bd.  1886  and 
2.  Bd.  1887. 

Derselbe,  Die  Oeschichte  der  Familie,  Stattgart  (F.  Enke)  1884. 

Jjiipfcrl^s  »Kulturgeschichte  der  Menschheit«  kann  auch  dem  Kreise 
der  staatswissenschaftlichen  and  der  nationalGkonomischen  Fachmänner 
Dar  empfohlen  werden.  Man  ist  dem  Verfasser  vorab  die  Anerkennung 
scboldigy  dass  er  in  beiden  Werken,  welche  in  der  Ueberschrift  genannt 
■ind,  seinen  Gegenstand  äusserst  belesen,  scharfsinnig  nnd  selbständig 
in  der  Sache,  schön  in  Form  und  Darstellung,  anziehend  und  anregend 
in  jeder  Hinsicht  behandelt  hat  Allerdings  stimmt  der  Inhalt  mit  dem 
Titel  des  Buches  nicht  ganz  überein.  Der  Titel  verspricht  »Kulturge- 
schichte der  Menschheit  in  ihrem  orgaoischen  Aufbau«.  Lippert  be- 
handelt jedoch  im  wesentlichen  nur  die  Urgeschichte,  die  ersten  An- 
ÜDge  und  Fortschritte  menschlicher  Öesittung,  mit  einzelnen  Ansläu- 
feiD  bis  ins  Mittelalter.  Auch  kommen  nicht  alle  Seiten  der  mensch- 
lichen Oesittang  zur  Darstellung,  geschweige  au  systematischer  und 
glacbmässiger  Behandlung,  auch  nicht  durchaus  im  »organischen  Auf- 
baa«.  Wir  möchten  gleichwohl  dem  H.  Verfasser  einen  Vorwurf  hier- 
aus Dicht  machen  ;  wer  wäre  denn  im  stände,  heute  eine  vollständige 
lyitematische,  gleichmässige  Kulturgeschichte  der  Menschheit,  vollends 
im  engen  Räume  von  zwei  Bänden ,  zu  schreiben  1  ?  Die  Hauptsache 
iit,  dass  das,  was  gegeben  ist,  im  ganzen  gut  sei  und  allseitig  anrege. 
Das  aber  wird  selbst  ein  strenger  Kritiker  dem  Xtppert'schen  Werke 
nicbt  bestreiten.  —  Im  Mittelpunkte  des  Interesses  steht  fQr  den  Ver- 
faiser  dasselbe,  was  er  schon  in  der  älteren  Schrift  mit  Vorliebe  ver- 
folgt bat,  nämlich  die  Geschichte  der  Familie  oder  vielmehr  der  ür- 
iamilie.  Gleichwohl  ist  das  spätere  Buch  nicht  eine  blosse  Ausspiunang 
dei  frfiheren.  Verschiedene  Seiten  der  Anfänge  und  der  ersten  Fortschritte 
menscblicfaer  Gesittung  empfangen  durch  die  Reflektierung  in  den 
Brennpunkt  der  Familienentwicklatf{f  neue  und  wenigstens  interessante 
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Beleuchtung.  In  venchiedenartigea  bisher  dunklen  Partien  der  Urge- 
schichte der  Menschheit  überhaupt  wird  mehr  Licht.  Die  Qrense  deesen, 
womit  die  »Geschichte  der  Familie«  allein  sn  thun  hat,  wird  in  s.  T. 
yorzOglichen  Ausführungen  weit  überschritten;  jeder  Leser  wird  na- 
mentlich mit  Befriedigung  die  Ausführungen  über  die  Rassenentetehong, 
über  die  Feuerentdeckung  und  Fenerbewahrung ,  über  die  Oewinnnag 
der  Nntzpflanzen,  über  die  Domestikation  der  Hanstiere,  über  die  Ent- 
wicklung der  ersten  ReligionsForstellungen  and  Kultgebrftuche,  Aber 
die  Sklaverei,  über  die  Wohnung,  über  die  Kleidung  lesen.  —  Vorsfiglich 
beachtenswert  sind  für  den  Kationalökonomen  die  Ausführungen  Über 
die  parallele  Entwicklung  der  Formen  der  ürfamilie  und  der  Stafen 
der  ür Volkswirtschaft  von  der  primitiven  Nahrungssuche  an  anf  einem 
langen  Wege  bis  cum  sesshafben  Ackerbau  auch  der  M&nner.  Die 
volkswirtschaftlich-staatliche  Bedeutung  der  Nomadie  für  den  Fortaohiitt 
der  Menschheit  wird  hiebei  besser  gewürdigt,  als  wir  es  bisher  irgend- 
wo gefunden  haben.  —  Nor  ein  Bedauern  hat  uns  vom  Anfimg  dei 
ersten  bis  zum  Schtuss  des  letzten  Bandes  nicht  verlassen,  das  Bedauern, 
dass  der  Verfasser  den  Unterschied  der  Volks-  nnd  der  Fortpflanrangs- 
gemeinschaft  (Familie  im  weitesten  Sinn)  nicht  von  Anfang  scharf  be- 
stimmt und  dass  er  die  verschiedenen  Spannweiten  volklioher  Ge- 
meinschaft —  > Volks vereinigungsstaffeln«  nennt  er  sie  selbst  an  einer 
Stelle  —  von  den  verschiedenen  Stafen  der  gesellschaftlich-staatlichen 
Organisationshöhe  (vgl.  meine  Ausführungen  in  den  »kolonialpolii 
Studien«,  2.  Artikel,  Jahrg.  1887  d.  Ztschr.)  sich  nicht  zuvor  klar  ge- 
macht hat,  bevor  er  sein  Werk  schrieb.  Gerade  ftir  die  lange  Uneii 
der  Volker  bis  zum  sesshaften  Ackerbau  der  Mftnner  ist,  da  hier  in 
geradezu  charakteristischer  Weise  die  Volksgemeinschaft  and  die  Fa- 
miliengemeinschaft sich  durchdringen  und  bedingen,  streng  begriffHcbe 
Klarheit  über  die  Begriffe  Volk  und  Familie  eine  der  obersten  Beding- 
ungen scharfer  Erkenntnis.  Wie  ganz  anders  und  staatswissenschaftlieh 
sehr  viel  mehr  verwertbar  wäre  andernfalls  lApperfa  zweitletztes  Kapitel: 
»Grundriss  der  Geschichte  der  Staatenbildung  und  des  Bechtsweseni« 
geworden!  Man  bedauert  fOrmUch,  dass  so  viel  schOnes  staatswisseo- 
schaftliches  ürgeschichtsmaterial  dem  Verfasser  die  Früchte  nicht  tr&gt, 
die  er  hätte  pflücken  können;  wir  hoffen,  hierauf  an  anderem  Orte 
zurückzukommen.  Allerdings  schrieb  der  Verfasser  eben  als  Kultur-, 
speziell  Familien-Historiker  und  einen  Vorwarf  dürfen  wir  ihm  daher 
aus  der  angemerkten  Unterlassung  nicht  machen. 

Das  1.  Kap.  des  1.  Bd.  der  Kulturgeschichte  erregt  einige  Beft&rchtung 
für  den  Autor  und  sein  Werk.  Hier  stellt  er  als  Prinzip  der  Kulturge- 
schichte die  steigende  »Lebensfürsorge«  auf.  Man  fürchtet,  dass  nna 
dem  deduktiven  Missbrauch  dieses  vagen  Obersatzes  unbrauchbare  Fol- 
gerungen und  Konstruktionen  hervorgehen  werden.  Allein  in  der  Aas- 
f ührung  tritt  die  allgemeine  Folgefung  aus  diesem  Prinzip  sehr  sorück ; 
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«I  diingt  sich  wenigstens  nicht  wesentlich  störend  auf.  Vielmehr  greift 
der  VerÜMser,  soweit  er  Thatsachen  nur  irgend  erhaschen  kann ,  nach 
dieeen  und  bewegen  sich  die  beiden  BQcher  möglichst  auf  empirischem 
Boden.  Die  Anthropologie  und  die  Prähistorik,  die  Ethnographie,  end- 
Hdi  imd  namentlich  auch  die  Litteratnr  und  die  Denkmäler  des  klas- 
siaehen  and  des  germanischen  Altertums  sind  vom  Verfasser  reichlichst, 
£nn  oDd  umsichtig  y erwertet,  um  zn  zeigen,  welchen  Gang  der  ge- 
oanDte  allgemeine  Entwickelungstrieb  der  Kultur,  die  »Lebensfiirsorge« 
die  Menschenvölker  der  Urzeit  thatsächlich  hat  gehen  lassen ,  bis  sie 
am  £ode  ihres  abstammungsgemeinschaftlichen  Volkdaseins  angekom- 
men sind  und  vom  sesshaften  Ackerbau  der  Männer  aus  in  ihre  histo- 
Tische,  zunächst  feudale  Zeit  allmählig  hinflbergelangen. 

Noch  ist  eine  besondere  Bemerkung  über  den  Gegenstand  erfor- 
derlich, welcher  in  lApper^s  Kulturgeschichte,  wie  schon  bemerkt,  die 
zentrale  Stellung  einnimmt.  Am  Anfang  der  Entwicklung  steht  nach 
dem  Verfasser  allgemein  die  Epoche  der  Mutterfolge  und  bald 
loch  des  »Mutterrechtes«  (der  >Mutterherrschaft«),  dagegen  am 
£nde  die  Epoche  der  reinen  Vaterherrschaft  oder  der  patriarchalen 
»Alt&milie«.  Den  Hauptdurchgangspunkt  zwischen  der  Mutterrechts- 
^K>ehe,  in  welcher  Männer-  und  Weibergemeinschaft  zugleich  besteht, 
und  zwischen  der  Vollentwickelung  des  Vaterrechtes  mit  beginnender 
Heraussehälung  der  Sonderfamilie  aus  der  Weiber,  Kinder  und  Skla- 
ven ansnfltsenden  Patriarchalfamilie  des  sesshaften  Ackerbaues  bildet 
die  Periode  des  Nomadentums,  welche  der  Männerherrschaft  schon  den 
vollen  Sieg  verschafft,  aber  die  Vielweiberei  (Polygamie)  noch  ganz 
aufrecht  erhält.  Der  H.  Verfasser  veranschaulicht  recht  gut,  wie  diese 
der  Zeit  nach  Überaus  lange  und  dem  Inhalte  nach  nicht  formenarme 
Urentwicklung  der  Völker  vor  sich  gegangen  ist  —  oder,  wenn  wir 
besser  mit  einigem  Vorbehalt  sprechen  wollen,  vor  sich  gegangen  sein 
kann,  ohne  dass  irgendwo  das  empirische  Material  der  Abortivrudi- 
mente  und  der  Naturvölker-Ethnographie  Widerspruch  erhebt. 

In  vorzüglicher  Weise  verwertet  der  fl.  Verf.  namentlich  das,  was  er 
sehr  gut  das  > Schatzkästlein  der  Vergangenheit«  nennt ,  nämlich  den 
Thatbestaud  der  von  allen  jungen  Völkern  höchst  konservativ  behan- 
delten Kuliformen.  Der  Nachweis  für  die  einstige  allgemeine  Geltung 
der  »Mutter folge«  und  des  »Mutter rechtes«,  sowie  für  den  Um- 
schlag dieses  Urzustandes  in  die  Vaterherrschaft  wird  auch  von  den- 
jenigen mit  Interesse  gelesen  werden,  welche  die  einschlägigen  Werke 
von  Bachofen  und  Morgan  kennen ;  sie  werden  Lippert  ihnen  gegenüber 
sU  selbständigen  Weiterbildner  dieser  schwierigen  Materie  anzaerkennen 
gsnötigt  sein.  —  Die  günstige  Auffassung,  welche  uns  Lipper f 8  Werke, 
namentlich  das  neueste,  abgewonnen  haben,  bedeutet  selbstverständlich 
nicht  eine  volle  zweifelsfreie  Zustimmung  zu  allen  einzelnen  Deutungen, 
Termatungen  und  Ausführungen.    Referent  hat  sich  z.  B.  nicht  über- 
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aeagen  kdnaeii ,  daas  die  menschliche  Volktgemanfldmft  oder  ^iolüile 
OrgaDitaUoD«  das  »Eraengnis  der  Mutterliebe«  ist,  so  wie  Lipperi  es 
darstellt.  Auch  die  Meinung,  dass  die  menschlichen  ÜnrOlker  allgemeiii 
-^  selbst  in  der  heissen  Zone,  von  welcher  der  B.  Verfasser  alle  Ttsoscm 
aasgehen  Ifisst  —  jemals  blosse  Gemeinschaften  der  Nahmngisnche  ge- 
wesen seien,  nicht  sagleich  auch  Vertddignngs-  und  AngriffiMjemeJn- 
Schaft  tierischen  nnd  menschlichen  Feinden  gegenfiber,  —  aach  diese 
Meinung  will  uns  durchaus  nicht  einleuchten.  Wir  frag^  femer:  o^ 
die  »Mutterfolge«  der  erste  Zustand  des  ersten  MensofaeuTolkee  wart 
Sehr  viel  spricht  dafQr,  dass  schon  dem  PromisknitfttsEustand  der  »Völk- 
chen« der  Mutterrechtsepoche  —  mit  schon  sehr  erheblicher  Arbeits- 
teilung E wischen  den  Geschlechtern  in  der  Nahnmgsfftrsorge  gerade 
nach  lÄppert  —  lange  Zeit  hindurch  noch  rohere  Formen  poljandriack- 
poljgamischer  Volksgemeinschaft  oder  »V(yikchen «-Daseins  vorausge- 
gangen sind,  wenn  wir  das  Wort  »VOickchen«  dem  »Stftmmchen«  Lip- 
perfs  zur  Seite  stellen  dflrfen ;  Lipperfi  eigene  Ausführungen  schUeaeen 
die  Annahme  eines  volklichen  Urzustandes,  bei  welchem  die  von  Ltp" 
pert  stark  betonten  physiologischen  Vorstellungen  über  den  Anteil  von 
Mann  und  Frau  an  der  Entstehung  des  Kindes  in  bestimmter  Weise 
Oberhaupt  noch  nicht  vorhanden  waren,  unseres  Erachtens  nicht  ana 
Man  kann  aber  diese  nnd  andre  Zweifel  hegen  und  Aber  die  aUmtii- 
liehe  Differennerang  der  Volks-  und  der  Fortpflanzungsgemeinsehaft 
der  Urzeit  ganz  abweichender  Meinung  sein,  und  wird  dennoch  das 
grosse  Verdienst  des  H.  Verfassers  anerkennen.  Qewissheit,  nichts  all 
Gewissheit,  im  ganzen  und  im  einzelnen,  kann  man  von  keinem  KuHmv 
historiker  der  Urzeit  verlangen.  —  Schliesslich  sei  hervorgehoben,  dass 
Lipperi  durchaus  frei  ist  von  der  Seuche  materialistischer  Erklftrung 
der  Urgeschichte.  Es  ist  »aussichtslos  —  sagt  er  —  in  Ueberbietong 
der  durch  BuekHes  Werk  inaugurierten  Richtung  ans  dem  Zusammen- 
hange kulturgeschichtlicher  Ursächlichkeit  einsig  und  aHeia 
wirkende  Naturkräfte  herauszuschälen.  Diese  können  allerdings 
niemals  eliminiert  werden,  und  es  ist  von  hödistem  Werte,  ihre  Be- 
deutung nachgewiesen  zu  haben ;  aber  ebensowenig  darf  man  Übersehen, 
wie  sehr  häufig  als  der  andre  »Komponent  des  Kräfteparallelogramms« 
menschliche  Vorstellungen  eintreten,  welche  mit  dem  Objektiven  in  der 
Natur  nichts  verbindet  als  das  Naturgesetz,  welches  den  formalen  Denk- 
akt leitet,  aber  keineswegs  ?or  Irrungen  in  bezug  auf  das  Objektive 
schützt.  Die  Wirkungen  gerade  dieser  Art  Komponenten  sind  oft 
ausserordentlich  gross  und  wie  nichts  andres  kennzeichnend  für  die 
Eigenart  der  menschlichen  Kultnrentwicklung;  das  Qeflecht  von  Ur- 
sächlichkeiten, die  gerade  auf  diese  Grundursachen  zurückfahren,  ist 
oft  höchst  verworren  und  schwerer  blosszu legen ,  als  die  Wirkungen 
der  Naturgesetze;  es  gleicht  dem  Mycelium  niederer  Pflanzen,  das  ao 
seinem  Ausgangspunkte  längst  abgestorben  und  in  Moder  verwandelt, 
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te  niemand  beachten  mag,  weit  entfernt  daron  am  andern  Ende  wun- 
derliehe and  höchst  anffällige  Yegetationsformen  über  die  Erde  sendet, 
die  selbst  wieder  als  Ursachen  neuer  Gebilde  fortwirken.  Wir  belftoheln 
die  Yorstellimg,  dass  auch  die  Seele  su  ihrem  Fortleben  der  Nahrung 
bedflrfe,  als  einen  bedeutungslosen  Aberglauben  der  Wilden,  und  doch 
stehen  die  grossartigsten  Sdiöpfungen  des  Kulturlebens  in  unsere  Zeit 
hineinreichend  im  genetischen  Zusammenhang^  mit  den  jfingeren  Spross- 
formen  jener  nun  g&nslich  ?ermoderten  Vorstellung.«  Diese  Auffassung 
durchsieht  in  der  That  Li^pper^a  ganzes  Werk. 


J.  Frohsohammer»  Professor  der  Philosophie  in  Mflnchen.  Heber 
die  Orgftnisation  und  Kultnr  der  mensohliohen  Geaellaohaft. 
Philosophische  Untersuchungen  über  Recht  und  Staat,  soziales  Leben 
xmd  Erziehung.  München,  A.  Aokermann*s  Nachfolger,  1885,  S.  XIV 
0.461. 

Der  Verf.   will  mit  diesem  Buche  sein  philosophisches  System  zu 
einem  wenigstens  Torl&ufigen  Abschluss  gebracht  haben,  indem  er  sein 
anderwärts  begründetes  und  für  die  Entwicklung  des  natürlichen  wie 
dsi  geistigen  Seins  durchgeführtes  »Weltprinzip«  nun  auch  auf  den 
Gebieten  des  praktischen  Handelns  sowohl  zur  Erklärung  wie  zur  Oe- 
winnong  Ton  Verhaltungsmassregeln  Terwertet.   Er  geht  daher  überall 
von  seiuem  metaphysischen  Grundprinzip  einer  »schöpferischen  Welt- 
phantasie«  aus,   welche  den  gesamten  Weltprozess  hervorbringt  und 
geitaltet  und  hiebei  in  »teleologisch-plastischer«  Weise  auf  die  Errei- 
ehnng  idealer  Ziele  durch  Umsetzung  von  Ideen  in  Idealität  hinarbeitet, 
nnd  operiert  dann  im  einzelnen  abwechselnd  mit  der  »subjektiven« 
menschlichen  Phantasie  und  mit  einer  vorzugsweise  als  Zeugungskraft 
neh  offenbarenden  und  somit  das  menschliche  Gattungsleben  erwirken- 
den »objektiven«  Phantasie.    Von  hier  aus  entwirft  er  dann  die  Um- 
rise  einer  Rechtsphilosophie  (I,  1),  einer  Staatsphilosophie  (I,  2),  einer 
Philosophie  des  sozialen  Lebens  (II)   und  einer  philosophischen  Erzieh- 
QBgalehre  (III).    Man  wird  kaum  behaupten  kOnnen ,  dass  die  Ergeb- 
niise,  su  denen  der  Verf.  auf  allen  diesen  Gebieten  gelangt,  in  stnngenter 
Weise  aus  seinem  metaphysischen  Grundprinzip  abgeleitet  oder  etwa 
mit  andern  Weltprinzipien  unvereinbar  wären.    Was  er  über  den  Ur* 
ipning  und  das  Wesen  des  Rechtes,   des  Staates  und  der  Gesellschaft 
Torti&gt,  hängt  zum  Teil  nur  durch  sehr  dünne  Fäden  mit  jenem  Grund- 
prisnp  zusammen.    Man    kann  mit  der  vom  Verf.  entwickelten  und 
vtrmherzig  verfochtenen  Anschauung,  dass  es  sich  hier  Überall  nm  ur- 
iprfingliche  menschliche  Anlagen  von  idealem  Gehalt  handelt,  vollkom- 
men fiberdnstimmen ,  ohne  seiner  Metaphysik   beizutreten  nnd   ohne 
>Qch  nur  einzuräumen,  dass  mit  der  Annahme  derselben  etwas  für  die 
Befeitigung  oder  ftlr  die  Verdeutlichung  jener  Anschauung  gewonnen 
^^    Je  mehr  dann  der  Verf.  sich  den  der  wissenschaftlichen  Unter- 
Mtadir.  t  SUstsw.  ISSS.  I.  Heft.  10 
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Buchung  KU^n^Iichen  Erscheinungen  der  gewhichtliohen  Wirklichkeit 
n&hert,  desto  mehr  schrumpfen  die  wiederkehrenden  Zurückbesiehongeo 
auf  das  Weltprinzip  der  Phantasie  in  einem  ftusseren  Zierat  snnamTneB, 
der  die  Blossen  des  etwas  dürftigen  Schemas  fortschreitender  Kaltor- 
entfaltung,  wie  dasselbe  in  üblicher  Weise  aas  wirklicher  und  angti^ 
Hoher  Geschichtserfahrung  gesogen  wird,  einigermaseen  sn  Terdecken 
berufen  ist.  Loser  noch  ist  die  Anknüpfung  an  die  philotophisobe 
Grundlegung,  wo  der  Verf.  das  praktische  Leben  nicht  bloss  erklftren, 
sondern  regeln  will.  Den  Ratschlag,  bei  der  Em&hrung  der  Kinder 
»die  richtige  Mitte  zu  halten«,  »swischen  dem  Zuviel  n&mlich  und  dem 
Zuwenig«,  bei  ihrer  Pflege  auf  Reinlichkeit  su  sehen  u.  s.  w.  (3.  438), 
können  allenfalls  auch  die  vom  Verf.  am  meisten  Tcrabecheuten  philo- 
sophischen Weltanschauungen  sich  aneignen.  Auch  hinsichtlich  der 
Eigenschaften,  die  ein  modemer  Kultusminister  haben  soll  (8.  131  bis 
182),  werden  manche  Philosophen  mit  dem  Verf.  eintrftohtiglich  Hand  in 
Hand  gehen  und  neben  andern  Tugenden  auch  »philosophische  Bildung« 
?on  demselben  fordern,  nur  etwa  mit  dem  Vorbehalt,  dass  dieser  ideale 
»Kulturminister«  statt  mit  dem  »Weltprinnp  der  Phantasie  im  objek- 
tiren  und  subjektiven  Sinne«  vielmehr  mit  ihrem  Weltprinsip  sieh 
erfülle.  Aehnlich  steht  es  mit  lahlreichen  andern  »Verwertungen«  des 
entdeckten  Weltprincipes  »in  der  praktischen  Thftügkeit  selbst«.  Man 
vergleiche  nur  die  Ausführungen  wider  den  Sozialismus  und  Kommo- 
nismus,  die  Erörterungen  darüber,  wie  wünschenswert  die  Erhaltung 
der  Religion  und  andrer  idealer  Güter  auch  in  sozialem  Interesse  ist, 
oder  die  Darlegung,  wie  schädlich  der  Missbrauch  der  akademiacheB 
Freiheit  wirkt.  Wo  aber  die  Postulate  des  Verf.  Farbe  und  konkreten 
Gehalt  empfangen,  wird  der  Leser  kaum  durch  sein  Verhältnis  sa  dem 
Weltprinzip  der  schöpferischen  Phantasie  zur  Zustimmung  oder  aar  Ab- 
lehnung bewogen  werden.  Vielmehr  wird  die  Entscheidung  lediglich 
von  der  Stellung  zu  der  politischen  und  religiösen  Richtung  des  Ver£ 
und  in  erster  Linie  zu  der  überall  hervorbrechenden  pronondertea  »knl- 
turkämpferischen«  Stimmung  desselben  abhängen.  —  Bescheidet  man 
sich,  statt  »philosophischer  Untersuchungen«  im  eigentlichen  Wortver- 
stände  philosophierende  Betrachtungen  zu  finden,  so  wird  man  dem 
Buche  nicht  ohne  Sympathie  folgen.  Man  wird  durch  den  kräftigen 
Idealismus  und  unverwüstlichen  Optimismus  des  Verf.  erwärmt  werden, 
sich  manche  verständige  Bemerkung  desselben  zu  nutze  machen  und 
wenigstens  aus  den  religions-philosophischen  und  pädagogischen  Aus- 
führungen vielleicht  auch  eine  tiefere  Anregung  empfangen.  Dagegen 
wird  man  das  Bedauern  nicht  unterdrücken,  dass  der  Hass  gegen  alles 
klerikale  und  orthodoxe  Wesen  und  insbesondere  gegen  die  »Papstkircbe« 
den  Blick  des  Verf.  oft  vollständig  trübt.  Wenn  er  in  seinen  prak- 
tischen Forderungen  die  ausschweifendsten  Kulturkampfpläne  zu  ver- 
wirklichen strebt,  so  ist  dies  eben  sein  subjektiver  Standpunkt.   Bedenk- 
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BdMr  ist  ei  lolion,  wenn  er  alle  Einwendungen  mit  dem  Argumente 
niedenehlftgt,  dass  die  Freiheit  f&r  alle,  nur  nicht  f&r  die  »Feinde  der 
Freiheit«  da  ist,  —  ein  Sophiama,  das  auch  bei  der  Bechtfertigang  der 
Todeutrafe  wiederkehrt,  indem  diese  Strafe  zwar  an  sich  der  »Humani- 
tii«  widersprechen,  die  Humanität  aber  gegenflber  den  »Feinden  der 
Hvmanitftt«  nicht  gelten  soll  (S.  111).  Am  schlimmsten  aber  ist  es, 
daas  nnter  dem  Druck  dieser  leidenschaftlichen  Abneigung  der  Verf. 
sehlecbthin  nicht  zu  einer  einiger massen  unbefangenen  Würdigung  der 
geschichtlichen  Entwicklung  zu  gelangen  rermag  und  vielfach  (z.  B. 
S.  164  ^m  Mittelalter)  geradezu  Zerrbilder  seiebnet.  Die  (beschichte 
mose  sich  freilich  auch  sonst  Ton  dieser  idealistischen  Philosophie  manche 
Missfaandlung  gefallen  lassen.  So  ist  es  denn  auch  nicht  rer wunder! ich, 
dass  trotz  aller  geschichtlichen  Anl&ufe  die  Rechtsphilosophie  des  Verf. 
suletat  auf  eine  rein  natnrrechtliche  Behandlungsweise  hinauskommt. 
Mao  wird  gewiss  es  keinem  Philosophen  rerargen  dürfen,  wenn  er  be- 
ha£i  Abrundung  seines  Systems  sich  auch  über  Recht  und  Staat  seine 
eigenen  Gedanken  macht.  Gelangt  er  dabei  mit  dem  Verf.  zu  der  Ent- 
deckung, dass  es  für  den  Rechtsstaat  »eigentlich  fundamentale  Proble- 
me« im  Privatrecht  nicht  giebt,  vielmehr  nur  das  Strafrecht  einige 
Schwierigkeiten  bietet  (S.  107),  so  wird  man  ihm  zu  der  für  ihn  — 
der  ja  natürlich  nur  mit  fundamentalen  Problemen  sich  abzugeben 
braucht  —  hiedurch  bewirkten  Erleichterung  Glück  wünschen.  Allein 
man  wird  es  zugleich  begreiflich  finden,  wenn  die  Juristen,  die  nach 
der  Ansicht  des  Verf.  (S.  458  ß.)  nur  eine  »gebundene,  durch  üusserliche 
Antoritftten  beherrschte«  Wissenschaft,  eine  Wissenschaft  des  »Still- 
standes«, ein  »Brotstudium«  betreiben,  in  ihrem  beschränkten  Faohver- 
siande  sich  gegen  die  Belehrungen  und  Ansprüche  dieser  »Idealwissen- 
sebafU  etwas  sprüde  verhalten.  0.  O. 


Xambli»  Konr.  Wilh.    Die  soaialen  Parteien  und  un- 
sere Stellung  SU  denselben.    St.  Gallen,  Huber  u.  Gie.,  1887. 

»Unsere  Stellung«  ist  die  Stellung  des  freisinnigen  Protestantismus, 
wskhem  der  tief  religiöse  H.  Verfasser,  Pfarrer  an  der  Hauptkirche  in 
St  Gallen  (früher  in  Borgen),  von  ganzem  Herzen  angehört.  Vor  den 
Gefdchtspunkten  dieser  Auffassung  passieren  im  vorliegenden  Buche 
tUe  sozialen  Parteien  Revue,  und  zwar  unlftugbar  so,  dass  auch  das 
Oute,  was  jedem  Standpunkte  eignet,  zur  Geltung  kommt.  Der  Ver- 
Umet  beherrscht  die  ganze  Litteratur  gründlich,  hat  den  Stoff  nach 
allen  Seiten  scharf  durchdrungen,  wie  kaum  ein  anderer  Theologe,  und 
mteilt  daher  auch  über  die  nichtreligiösen  Seiten  der  sozialen  Frage, 
mit  ruhiger  Sicherheit.  Doch  überwiegt  die  religiöse  Betrachtung ;  er 
bdiaodelt  die  soziale  Frage  als  eine  in  erster  Linie  religiöse.  Daher 
nUt  er  sich  nnd  zwar  in  höchst  beachtenswerter  Weise  namentlich  mit 
den  rdigiös-sozialen  Parteien  auseinander.    Dass  diess  einmal  gründlich 
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vom  Standpunkt  des  freisinnigen  Protestantismus  and  zwar  des  gl&ubigen, 
überzeugten,  nicht  Unglauben  im  Freisinn  versteckenden  Protestaniismitt 
geschieht,  das  eben  giebt  dem  überdies  schGn  geschriebenen  and  ange- 
nehm zu  lesenden  Bache  seinen  nicht  gewöhnlichen  Wert.  Der  H. 
Verfasser  spricht  von  der  Leber  weg  nicht  bloss  dem  katholischen  aondam 
auch  dem  protestantischen  Sozial konservatismus  der  »inneren  MistioD« 
gegenüber.  Dass  er  dabei  gleichwohl  gerecht  bleibt,  zeigt  folgende  schdoe 
Stelle  über  die  innere  Mission  (S.  95  ff.) :  »Dem  wohlfeilen  Idealismns  gegen- 
über, der  alles  Heil  von  Gesetzen  erwartet,  and  sich  der  Pflicht  persönliehef 
Hilfeleistung  auf  die  bequemsteArt  dadurch  entzieht,  dass  er  aich  hintez 
den  Staat  versteckt  der  allein  helfen  könnte,  oder  auf  die  grosse  sosials 
Revolution  abstellt,  die  jedem  einzelnen  Notstand  abhelfen  weide,  hat 
die  innere  Mission  einen  Realismus  an  den  Tag  gelegt,  der  ihr  einen 
gewissen  Qrad  von  praktischem  Erfolg  sichern  musste.  Senfkornartig 
anfangend,  hat  sie  doch  ihre  Kreise  immer  weiter  und  weiter  gesogen 
und  in  geschicktester  Weise  geistige  und  leibliche  Einwirkung  mit  ein- 
ander zu  verbinden  gewusst.  Ihre  Anstalten  umspannen  das  ganze 
Leben  und  suchen  überall  korporative  Gestalt  zu  gewinnen.  Ihre 
Krippen,  Eleinkinderbewahranstalten,  Kleinkinderschulen,  Kinderkirch- 
lein,  Sonntagsschulen,  Jünglingsvereine  und  Jungfernbünde,  Gesellen-  and 
M&gde-Herbergen,  Magdalenenstifte,  Rettungsanstalten  für*  verwahrloste 
Kinder,  Schutzaufsichtsvereine  für  entlassene  Sträflinge,  Lesesäle  für 
Arbeiter,  mit  einer  Art  Fortbildungsschule  verbunden,  Gesangvereine, 
Lesegesellschaften,  Leihbibliotheken,  ihre  Kolportage  von  Volkskalendeni 
und  Traktaten,  ihre  Strassenpredigten  und  die  Pastorisierungder  untersten 
Stände  in  grossen  Städten,  ihre  Armen  vereine,  Krankenasyle,  Piakonissra- 
anstalten,  Altersasyle,  Privatschalen,  wo  sie  die  Leitung  der  Staats- 
schulen nicht  in  ihre  Hand  zu  bekommen  wussten,  ihre  spesifiscfa 
christlichen  Schullehrer-Seminarien ,  ihre  Privatgymnasien,  Konvikte 
für  Theologie-Studierende,  Stipendien  vereine ,  Mässigkeitsvereine,  Ar- 
beitskolonien, Anstalten  für  Taubstumme,  für  Blinde,  für  Schwachsinnige, 
für  Epileptische,  ihre  Damenstifte  n.  s.  w.  bilden  ein  Netz,  das  sich  über 
alle  Verhältnisse  erstreckt.  Dabei  ist  ihre  Organisation  eine  wahrhaft 
grossartige,  die  ihresgleichen  nur  in  der  Organisation  des  Jesuitenordens 
findet/'  Wir  können  manchen  Urteilen  des  Verfassers  nicht  beistimmen, 
fühlen  uns  aber  doch  gedrungen,  das  Buch  allgemeiner  Beachtung 
warm  zu  empfehlen.  Einer  republikanischen  Antipathie  gegen  das 
soziale  Königtum  ist  es  wohl  zuzuschreiben,  dass  der  Verfiass^  der 
Deutschen  Sozialreform gesetzgebung  entschieden  nicht  gerecht  wird. 
Seinen  Zweifel,  ob  allen  Arbeiterkategorien,  namenÜich  den  ländlichen, 
die  Unfallversicherung  zugedacht  sei,  hätte  er,  nachdem  die  fragliehe 
Ausdehnung  bereits  gesetzlich  promulgiert  und  im  Vollzuge  begriffen 
ist,  besser  unterdrückt. 
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Gerhard  Uhlhorn,  Dr.  th.,  Abt  sa  Locoum.  Katholisismua 
und  Protestantiamiaa  gefi^enüber  der  soaialeii  Frage.  GOttingen, 
Yandenhoeek  und  Ruprecht,  1887.    S.  60. 

In  dem  nea  entbrannten  Kampf  zwischen  KatholisiBmus  nnd  Pro- 
UftantiBmoa  glaobt  der  Verfasser,  dass  diejenige  Eorche  siegen  wird, 
welche  snr  LGsnng  der  sozialen  Frage  am  meisten  beitragen  wird. 
Diese  Mitwirkung  der  Kirche  solle  aber  nicht  in  direkter  Beteiligung 
derselben  an  der  sozialen  Beform,  an  direkter  Ergreifung  oder  Unter- 
stöteong  soüalpolitischer  Massregeln  sondern  allein  darin  bestehen,  dass 
die  Kirche,  sich  beschränkend  auf  ihre  eigentliche  Aufgabe  das  Evangelium 
EB  Terkünden,  die  sittlichen  Kräfte  der  Bevölkerung  hebe  und  stärke.  Von 
dieser  Grundanschauung  aus  untersucht  der  Verfasser,  welche  der 
beiden  Kirchen  nach  ihrer  Lehre  und  Organisation  dazu  in  höherem 
Qnde  geeignet  sei  und  kommt  hier  nach  eingehender  Kritik  der  Ethik 
der  katholischen  Kirche ,  insbesondere  der  heute  massgebenden  Lehre 
TOB  ThomoB  von  Äqumo,  und  der  sozialen  Bestrebungen  der  katholischen 
GeistKehkeit  zu  dem  Resultat,  dass  der  Protestantismus  zu  der  höheren 
Wirksamkeit  berufen  sei.  Aber  derselbe  könne  diese  nur  entfalten, 
veon  in  ihm  eine  Reform  namentlich  in  der  Richtung  eintrete,  dass  die 
Krehe  ihre  Pflicht,  unserer  Zeit  den  sittlichen  Wert  der  Arbeit  und  der 
Bero&erf&llung  zum  Bewusetsein  zu  bringen  und  das  religiöse  Leben  in 
der  Arbeiterwelt  zu  wecken  und  zu  pflegen ,  mehr  als  es  geschieht, 
erftlle,  dass  mehr  Kirchen  mit  tflchtigen  Geistlichen  bestehen,  daes 
du  e?angelische  Gemeindeleben,  dieser  »wundeste  Fleck« ,  gekräftigt 
und  gehoben  werde  und  dass  eine  Eingliederung  der  inneren  Mission 
iD  die  Kirche,  zunächst  in  der  Einzelgemeinde,  angestrebt  werde.  So 
beachtenswert  die  Ausfahrungen  des  Verfassers  sind,  wird  es  aber  doch 
▼oh]  lehr  bezweifelt  werden  dCIrfen,  ob  durch  diese  Reform  die  prote- 
stantische Kirche  das  ihr  zugewiesene  Ziel  erreichen  wird  —  wenn 
sieht  sQgleich  eine  schon  von  anderer  Seite  mehrfach  geforderte  Reform 
der  Ausbildung  der  protestantischen  Theologen  in  der  Weise  erfolgt, 
da«  dieselbe,  unter  Einschränkung  anderer  sehr  zeitraubender  und  fQr 
des  praktischen  Beruf  der  Geistlichen  wertloser  Studien,  auch  auf 
du  Studium  der  Grundlehren  der  Nationalökonomie  und  Sozialpolitik 
ao^gedehnt  wird.  — g. 

Dr.  August  Oncken,  Prof.  der  Nationalökonomie,  Der  ältere 
^ibeau  XL  die  ökononuaesellsohaft  in  Bern.  Bern,  K.  J.Wyss,  1886. 

Derselbe,  Die  Maxime  Iiaisees  faire  et  laiaaez  passer,  ihr 
l^rspning,  ihr  Werden.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Freihandels- 
^   Ebenda. 

In  diesen  Schriften  haben  wir  zwei  gelehrte  Spezialforschungen 
soi  dem  Gebiete  nationalökonomischer  Litteraturgeschichte  vor  uns. 
Beide  beziehen  sich  auf  die  physiokratische  Doktrin  und  geben   hin- 
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sichtlich  deren  EntwickeloDg  und  Ansgestaltang  bei  eineelnen  ihrer 
Vertreter  manche  neue  und  wertvolle  Aufklftmng.  Anregend  und 
intressant  geschrieben,  zeugen  sie  Ton  einer  ausgedehnten  litterarisoben 
Quellenforschung.  —  Die  an  erster  Stelle  genannte  Studie  schildert 
den  älteren  Mirabean  als  physiokratischen  Schriftsteller  in  seinem  Ver- 
hältnis zu  Quesnay  und  seiner  Stellung  zu  der  im  Jahre  1759  gegrfindeten 
»Oekonomischen  Gesellschaft  in  Bern.«  Sie  bespricht  die  auf  Grund 
der  ersten  Preisaufgabe  dieser  Gesellschaft  »üeber  die  vorsfigliohe  Not- 
wendigkeit des  Getreidebaues  und  seine  Hindemisse«  Ton  Mirabean 
yerfasste  und  eingereichte  Abhandlung,  sowie  die  späteren  Fühlongi- 
versuche  der  physiokratischen  Schule ,  welche  darauf  abzielten ,  die 
Oekonomische  Gesellscl^ift  zur  Lehre  des  Tableau  Economique  zu  be- 
kehren, Versuche,  »die  keineswegs  ganz  ohne  Erfolg  verliefen.«  Oncka 
verfolgt  dann,  an  der  Hand  des  ihm  durch  das  Gesellschaftsarchiv  sn 
Gebote  stehenden  Materials,  die  Weiterentwickelung  der  Gesellschaft, 
ihren  allmählichen  Verfall  und  ihre  Umgestaltung  zu  einem  bäoerKeheo 
Vereine  unter  dem  Namen  »Oekonomische  GeseUschaft  des  Kantooi 
Bern«,  in  welcher  Verfassung  sie  ihr  Dasein  bis  auf  den  heutigen  Tag 
behauptet.  —  Die  zweite  Schrift,  welche  noch  augenfälliger  die 
ausserordentliche  Belesenheit  des  Verfassers  auf  dem  Gebiete  der  ^j- 
siok ratischen  Litteratur  zu  Tage  treten  lässt,  unternimmt  eine  Korrektur 
der  über  den  Ursprung  der  Maxime  laissez  faire  et  laissez  passer  in 
der  gegenwärtigen  Lehrbuchlitteratur  Terbreiteten  Angaben.  Im  Gegen- 
satz zu  der  allgemeinen  Annahme,  dass  Gournay  zuerst  die  Forderungen 
der  Physiokraten  dem  Könige  gegenüber  in  dem  berühmt  gewordenen 
Wahlspruche  zusammen fasste,  ist  das  Resultat  der  Onckenschen  ForschoBg 
ungefähr  folgendes:  »Der  Sinnspruch  laissez  faire  et  laissez  paner  be- 
steht aus  zwei  Teilen,  wo?on  der  erste  um  beiläufig  achtzig^  Jahre 
älter  ist  als  der  andere.  Die  Stammform  tritt  zuerst  in  einer  Ve^ 
Sammlung  von  Kaufleuten  auf,  welche  Colbert  zusammenbernfen  hatte, 
um  über  Mittel  zu  beraten,  wie  dem  Handel  aufzuhelfen  sei.  Die 
bald  sprichwörtlich  gewordene  Antwort  seitens  eines  Mitgliedes  der 
Versammlung,  Legendre  mit  Namen,  lautete :  laissez  nous  faire.«  Lit- 
terarisch kommt  das  Schlagwort  und  zwar  in  der  Form  laissez  faire 
zuerst  bei  dem  Marquis  d*  Argenson,  handschriftlich  in  dessen  Memoiren, 
ungefähr  um*s  Jahr  1736,  sodann  gedruckt  in  einer  anonymen  Abhand- 
lung des  Journal  Economique  vom  Jahre  1751,  die  d*  Argenson  som 
Verfasser  hat,  vor.  Die  Formel  le  monde  va  de  lui-möme  ist  eine  üeber- 
tragung  des  italienischen  il  mondo  va  da  se,  welche  durch  die  Philo- 
sophie rurale  des  älteren  Mirabeau  1768  in  die  Litteratur  eingeführt 
wurde.  Erst  im  Jahre  1767  tritt  die  um  den  Zusatz  laissez  passer  er- 
gänzte Maxime  in  einem  vom  älteren  Mirabeau  an  die  Zeitschrift  Eph^ 
märides  du  Citoyen  gerichteten  und  im  Jahrgang  1768  veröffentlichtsn 
Brief,  unter  Beziehung  auf  den  Pariser  Handelsintendanten  Gouma; 
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waL  —  Es  wird  nim  durch  eine  genaue  Untersuchung  des  YerhältniiaeB 
^on  Gournay  zu  Qneenay  und  Turgots  zu  Gournaj  festgestellt,  dass  letz- 
terer, der  fiberhaopt  nicht  als  eigentlicher  Phjsiokrat  zu  betrachten  sei, 
dem  Ton  ihm  wahrscheinlich  in  beiläufiger  Bedewendung  durch  die  Worte 
laieaest  passer  ergänzten  Wahlspruch  jene  einschneidende  Bedeutung  nicht 
snerkannte,  die  er  in  seiner  ursprünglichen  Form  bei  d*  Argenson  gehabt, 
und  dieersp&ter  als  Hauptmaxime  bei  den  Anhängern  Qaesnays  erlangte. 

R.Z. 


Hans  J.  Hatsohek.  Das  Manufakturhaus  auf  dem  Tabor  in 
Wien.  Leipsig,  Duncker  u.  Humblot,  1886.  S.  VI.  89.  (Hea  1,  Bd.  Vi, 
Staats-  u.  sozial  wissenschaftliche  Forschungen,  herausg.  v.  G.  Schmoller.) 

Das  »Manufakturhaus«  auf  dem  Tabor  in  der  Leopoldstadt  zu  Wien 
existierte  nur  wenige  Jahre  (1676 — 1683).  Für  die  Geschichte  der 
Merreiohischen  Volkswirtschaft  hatte  es  keine  Bedeutung.  Es  war 
eine  Schöpfung  des  bekannten  Merkantilisten  J.  J,  Becher,  der  mit  ihm 
nach  merkantilistischen  Grundsätzen  eine  Staatsanstalt  zur  Hebung 
der  Österreichischen  Industrie  schaffen  wollte.  In  ihm  sollten  eine  Reihe 
Ton  Gewerbswaaren  hergestellt  werden,  deren  Fabrikation  im  Inlande 
noch  unbekannt  resp.  nicht  genügend  entwickelt  war  und  die  daher 
Tom  Auslände  bezogen  wurden,  insbesondere  metallene  Farben,  Majo- 
liken, seidene  Bänder,  wollene  Waren,  Tenetianisches  Glas  etc.  Die 
Anstalt  sollte  eine  Staatefabrik,  aber  zugleich  eine  Lehrwerkstätte  sein. 
Es  gelang  Becfta^  nach  üeberwindung  vieler  Schwierigkeiten,  die  vom  Verf. 
eingehend  geschildert  werden,  mit  kaiserlicher  Unterstützung  die  Unter- 
nehmung 1676  zu  gründen,  die  Gebäude  herzustellen  und  den  Betrieb 
za  beginnen,  aber  die  Durchführung  seines  gross  angelegten  Plans 
scheiterte  an  der  Geringfügigkeit  der  ihm  zur  Verfügung  gestellten 
Mittel  und  an  dem  Widerstand  der  österreichischen  Bureaukratie. 
Becher  leitete  nur  kurze  Zeit  im  Jahre  1676  die  Unternehmung,  unauf- 
geklärte Intriguen  vertriebe  n  ihn  von  Wien.  Sein  Nachfolger  wurde 
der  Kameralist  und  Verfasser  der  »Fürstlichen  Schatz-  und  Benten- 
kammer«  TF.  v.  Schröder,  der  1677  das  Manufakturhaus  auf  eigene 
Rechnung  übernahm,  aber  damit  ein  schlechtes  Geschäft  machte. 
1683,  bei  der  zweiten  Belagerung  Wiens,  brannten  die  Gebäude  voll- 
itändig  nieder.  Der  Plan  Schröders,  sie  wieder  aufzubauen  und  das 
Manufakturhaus  in  grösserem  Massstabe  als  Staatsanstalt  zur  Förderung 
der  einheimischen  Industrie  zu  errichten,  kam  nicht  zur  Ausführung. 
—  Das  Material  für  die  Geschichte  dieses  Manufaktarhauses  ist  sehr 
Ifiekenhafl,  über  den  Umfang  des  Betriebes  unter  Becher  und  Schröder 
konnte  der  Verfasser  Nichts  ermitteln.  Seine  urkundliche  Geschichte 
des  Manufiakturhauses  (S.  29—72)  ist  im  wesentlichen  nur  die  Geschichte 
der  misBglüokten  Beetrebungen  dieser  beiden  Merkantilisten,  mit  Hilfe 
eiaer  soleheu  Anstalt  in  Oesterreich  das  Gewerbe  zu  heben,   und  der 
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SchwierigkeiteD,  auf  die  sie  ttiessen.  Die  Dantellang  gewährt  manche 
interessante  Blicke  in  die  damaligen  ZeitverhäUnisse.  Die  Einleitaog 
(S.  1 — 28)  gibt  einen  kuraen  Ueberblick  über  die  österreichische  Oe- 
werbepolitik  im  16.  u.  17.  Jahrb.  und  schildert  Bechers  vielseitige  Thft- 
tigkeit  vor  seiner  Gründung  des  Manufakturhauses.  — g. 


K.  Bücher,  Die  Bevölkerung  von  Frankfurt  a.  M.  Im  XTV. 
und  XV.  Jahrhundert.  Sozialstatistisohe  Studien.  Band  L  Tübingen, 
H.  Laupp,  1886.    736  S. 

Inmier  allgemeiner  wird  die  Ueberzeugung,  dass  wir  zu  einem  tie- 
feren und  volleren  Verständnis  des  mittelalterlichen  Städtewesens  and 
damit  der  Geschichte  des  Mittelalters  überhaupt  nur  gelangen  können, 
wenn  durch  gründliche  Spezialforscbungen  die  Bevölkerungs Verhältnisse 
und  die  wirtschaftlichen  wie  sozialen  Zustände  solcher  Städte,  deren 
Archive  darüber  Aufschluss  geben  können  und  die  anderseits  unter  den 
Städten  im  Mittelalter  eine  hervorragende  Stellung  eingenommen  haben, 
klar  gestellt  werden.  Es  ist  das  Verdienst  der  historischen  Richtung 
der  deutschen  Nationalökonomie,  dieser  Ueberzeugung  Bahn  gebrochen 
und  bereits  eine  grössere  Zahl  von  Arbeiten  dieser  Art  geliefert  zu 
haben.  Wir  erinnern  von  den  vielen  der  letzten  zehn  Jahre  nur  an 
die  epochemachenden  Untersuchungen  von  SchmoUer  über  Strasebmrg, 
von  Schönberg  Über  Basel.  Bücher  hat  Frankfurt  am  Main,  dessen 
Archiv  einen  seltenen  Reichtum  bisher  erst  wenig  erforschten  Ma- 
terials über  jene  Verhältnisse  birgt,  zu  dem  besonderen  Gebiet  sei- 
ner Forschung  gemacht  und  schon  früher  in  kleinen  Abhandlungen 
wertvolle  Resultate  derselben  über  die  Bevölkerung  Frankfurts  im 
Mittelalter  veröffentlicht.  In  dem  neuen  grossen  auf  zwei  Bände  be- 
rechneten Werke  stellt  er  sich  die  schwierige  Aufgabe,  die  mittelalter- 
liche Bevölkerung  von  Frankfurt  a.  M.  nach  ihrer  Grösse,  ihrer  Her- 
kunft, ihren  natürlichen  Verhältnissen,  ihrer  sozialen  und  wirtschaft- 
lichen Gliederung  statistisch  darzustellen.  —  Seine  auaserordentlich 
mühsamen,  aber  durch  eine  Fülle  neuer  und  wichtiger  Resnltate  von 
allgemeinem  kulturgeschichtlichem  Interesse  belohnter  Untersuchungen 
beginnt  der  Verf.  da,  wo  überhaupt  eine  einigermassen  zusammenhäng- 
ende Geschichte  dieser  Stadt  anfängt,  mit  dem  ersten  Viertel  de«  XIV. 
Jahrhunderts.  —  Die  wichtigsten  Quellen  der  Arbeit  waren:  1)  Die 
Bürgerbücher,  d.  h.  fortlaufend  geführte  Verzeichnisse  der  in  jedem 
Jahre  neu  aufgenommenen  Bürger,  soweit  dieselben  nicht  Bürgersöhne 
waren.  Das  erste  beginnt  mit  dem  Jahre  1311.  2)  Das  sogenannte 
Bürgerverzeichnis  von  1387.  3)  Ein  zweites  Bürgerverzeichnis  von  1440 
im  Eingang  des  vierten  Bürgerbuchs.  4)  Zahlreiche  Zunfturkundeo, 
insbesondere  das  sogenannte  Schlosserbuch,  ein  Mitgliederverzeidinii 
der  Brüderschaft  der  Schlosserknechte,  angefiangen  1417  und  fortgeführt 
bis  1524.    5)  Die  Bedebücher  oder  Vermögenssteuerlisten.   6)  Eis  Häuser- 
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▼erwieliDis ,    nmfiEMsend  aftmiliche  Häuser  der  Stadt  mit  Angabe  ihrer 
Bentier  und  Anfs&hlnng  der  Ziosen  und  Gülten,  mit  denen  eie  belastet 
wai-eo,  zwkcben  1437  und  1441  (nach  Kriegk  zwischen  1433  und  1438) 
angefertigt.   —  Für  die  Feststellung  der  Höhe  der    Bevölkerung  hat 
BüAer  das  sogenannte  Bürgerrerzeiohnis  von  1387  zum  Ausgangspunkte 
seiner  Berechnungen   genommen.     Am  18.  August  dieees  Jahres  hatte 
KOnig  Wenael  verordnet,  dass  alle  Bürger  der  Stadt  Frankfurt,   arme 
und  reiche.    Schaffen  und  Rat  den  Eid  des  Gehorsams  und  der  Treue 
schwören  aoUten.    Da    der  Rat  genügende  Vorkehrungen  traf,  um  su 
verfaindem ,   dass  jemand  bei  der  Eidesleistung  übergangen  werde ,  so 
Tersnebt  Büeker  auf  grund  der  im  Verseiehnis  angegebenen  Zahlen  die 
Grösse  der  Bevölkerung  von  Frankfurt  a.  M.  in  dem  betreffenden  Jahre 
so  bestimmen.    Die  Schwörenden  waren  die  Bürger  und  Einwohner  der 
gansen  Stftdt  nebst  ihren  über  12  Jahre  alten  Söhnen.    Wenngleich  es 
an  snTerlftesigen  mittelalterlichen  Reduktionsfaktoren  fehlt,  nach  denen 
der   Verf.  aus  der  Anzahl  der  über   12j&hrigen  männlichen  Bewohner 
die  G^amtzahl  aller  mftnnlichen  und  weiblichen  Personen  ermitteln 
konnte,  bat  derselbe  doch  wenigstens  eine  sichere  Grundzahl,  2904  über 
swölfj&brige  ansässige  männliche  Personen,  gefunden.    Nach  denselben 
berechnet  B.  in  doppelter  Weise,  die  jede  ein  annähernd  richtiges  Re- 
sultat Uefem  mnsste,  die  Grösse  der  Bevölkerung  exklusive  der  Perso- 
nen geistliehen  Standes  und  der  Juden  festzustellen.    Nach  der  einen 
ergibt  sieb  eine  ansässige  Bevölkerung  von  8035,  nach  der  andern  von 
7943  Köpfen,  so  dass  die  Zahl  8000  als  der  ungefähre  Belauf  der  ge- 
samten ansässigen  Bevölkerung  von  Frankfurt  im  Jahre  1387  betrachtet 
werden   kann.    Die  fluktuierende  Bevölkerung   berechnet  B,  auf  1689 
Köpfe,  die  Gesamtbevölkerung  mithin  auf  9632  Seelen.  —  In  den  wei- 
teren Untersuchungen  erhalten  wir   wichtige  und  manche  neue  Auf- 
schlüsse Über  die  innere  Organisation  des  dortigen  Zunftwesens.    Ins- 
besondere wird  die  Berufsgliederung   der  Bevölkerung  ermittelt  und 
gezeigt,   wie   sieh  dieselbe   in  Bürger  und  Nichtbürger,  Zünftige  und 
Geschlechter  bez.  ünzünftige  teilt  und  dass  sie  keineswegs  die  einfachen 
Formen  aufweist,  unter  welchen  wir  uns  die  Einwohnerschaft  mittel- 
alterli^er  Städte  vorzustellen  pflegen.  —  Von  grossem  Interesse  ist  ein 
Vergleich  der  Gewerbestatistik  von  1875  mit  der  von  B,  für  1387  ge- 
maditen  Aufnahme,  aus  welchem  hervorgeht,  dass  die  alten  städtischen 
bewerbt  in   dem  mittelalterlichen  Frankfurt  eine  weit   bedeutendere 
Btdle  einnahmen  als  in  dem  modernen,  indem  sie  1887  über  34  Proz. 
der  über  1  jährigen  männlichen  Bevölkerung  die  wirtschaftliche  Selb- 
ständigkeit nnd  das  sichere  Auskommen  gewähren,  während  dies  1875 
bei  kaum  8  Proz.  der  Fall  ist.  —  Der  Verf.  schliesst  die  Betrachtungen, 
welche  er  an  das  Bürgerverzeichnis  von  1387  geknüpft,   indem  er  be- 
tont,  dass  sich    die  moderne  Statistik  seither  viel  zu  wenig  mit  der 
Herkunft  der  moht  eingeborenen  Bevölkerung  der  Städte  beschäftige. 
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Geschähe  das,  so  »würde  sie  uns  die  8t&dte  nicht  blon  als  soaiale  M- 
liehe  Gruppen   besser  Terstehen  lehren;  sie   würde  ans  auch  dasa  an- 
leiten ,   den  Ursachen    naohsuforschen ,    welche   in   der  ursprflnglieheii 
Heimat  die  Menschen   fort  nnd  fort  snr  Answaademng  drftngen  und 
diese  Wanderungen  und  Umsiedlungen  mit  erstaunlicher  Beharrlichkeit 
Menschenalter  hindurch  in   dieselbe  Richtung  lenkende   Aus  diesen  und 
andere  Gründen  ,  die  wir  hier  nicht  weiter  verfolgen  kOnnen,  stellt  B. 
auch  noch  die  Herkunft  der  Bevölkerung  von  Frankfurt  im  Jahre  1387 
fest.    £r  kommt  zu  dem  Resultate,  dass  die  grosse  Mehrsahl  der  Zu- 
gewanderten aus  der  näheren  Umgegend  der  Stadt  stamme  o.  zw.  von  929 
aus  der  Entfernung  von  2  Meilen  308  Personen  =  83,2%,  Ton  2—10 
Meilen  424  Personen  =  45,6  %,  aus  grösserer  Entfernung  197  Personen 
=  21,2  ^/o.  —  Die  weiteren  Untersuchungen   richten  sich  nun  auf  das 
Bürgerverzeichnis  von  1440.    Dasselbe  verdankt  ebenfalls  einer  allge- 
meinen Eidesleistung  seine  Entstehung.    Bikher  nimmt  als  sicher  an, 
dass  sich  das  Gebot  derselben  durch  den  Bat  nicht  wie  im  Jahre  1387 
an  alle  männlichen  Personen  über  12  Jahren,   sondern  an  alle  mäna- 
lichen  Personen  über  14  Jahren  gerichtet  habe,  da  damals  mit   don 
Eintritt  in   das  15.  Lebensjahr  das  Mündigkeitsalter  in  Frankfurt  be- 
gonnen habe.  —  Die  gesamte  Einwohnerzahl  im  Jahre  1440  wird  von 
B,  nach  diesem  Verzeichnis  (Grundzahl  2106  männliche  Personen  über 
14  Jahren)  exklusive  den  Geistlichen  und  Juden  auf  8600  inklusive  den- 
selben auf  9000  Seelen  berechnet,  also  auf  ca  1000  Seelen  weniger  wie 
das  Ergebnis  für  1387  war,  wenn  man  den  dortigen  Ziffern  die  Perso- 
nen des  geistlichen  Standes  und  der  Juden  noch  hinzuf&gt.  —  Während 
hier  eine  Abnahme  zu  bemerken  ist,  zeigt  dagegen  das  YerseichDis, 
welches  B.  zur  Berechnung  der  Berufsgliederung  übersichtlich  zusam- 
menstellt, in  dieser  Beziehung  eine  ziemliche  Vermehrung.    Nicht  we- 
niger als  191  Zweige  menschlicher  Erwerbsthätigkeit  werden  aufgeführt 
und  zwar  43  mehr  als  in  der  Tabelle  für  1387;  38  BeruisbeseichnungeD 
kehren  aus  dieser  nicht  wieder,  dagegen  finden  wir  81  neue.   Mit  Recht 
hebt  B,  hervor,  dass  diese  Liste   einen  Massstab  fQr  die  Fntwioklung 
der  mittelalterlichen  Arbeitsteilung  biete.    Diese  sei  aber   gmndvtf* 
schieden  von  der  modernen.    Während  die  moderne  Arbeitoteilung  we- 
sentlich Arbeitszerlegung  sei   und  meist,  darauf  hinauslaufe,  dass  die 
Zahl  der  Hände ,   welche  an  der  Fertigstellung  des  gleichen  Produkts 
arbeiten,  vermehrt  werde  und  so  die  Vergrüsserung  der  einzelnen  Be- 
triebe bedinge,  sei  die  mittelalterliche  Arbeitsteilung  dagegen  Speiia- 
lisation  oder  Berufsteilung.    Sie  beruhe  darauf,   dass  aus  einem  um- 
fangreichen Produktionsgebiete  einzelne  Teile  ausgeschieden  würden, 
um  neue  Berufsarten   zu  bilden.    So  vermehre  die  mittelalterliche  Ar- 
beitsteilung fortgesetzt  die  Zahl  der  selbständigen  beruflichen  Existen- 
zen,   während  jeder  Fortschritt  der  modernen  Arbeitszer^egnng  durch 
die  notwendige  Konzentration  des  Betriebes  zur  Aufeaugung  eelbstän- 
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diger  Bzifteiiaeii  fübre.  —  B.  weist  hierbei  noch  anf  die  interessante 
ThaiMcbe  bin,  dass  bei  dem  Handel  der  Qrosshandel  fast  gftnslioh 
fikle  und  behauptet,  dass  der  eigene  Warenhandel  der  Frankfurter 
bis  tief  in  das  XVI.  Jahrhundert  hinein,  im  Vergleich  su  den  Städten 
wie  Aagtbnrg,  Ulm  und  Nürnberg,  nor  unbedeutend  gewesen  sei ;  Frank- 
fiirt  habe  wesentlich  nur  als  Hess-  und  Weehselplati  eine  kommerzielle 
Bedeutung  gehabt.  —  Auch  fflr  diese  Zeit  untersucht  der  Verf.  wieder 
die  Herkunfb  der  Bewohner  und  kommt  zu  dem  Resultat,  dass  Ton 
846  Personen  waren: 

Ton    2  Meilen  und  weniger  218  Personen  =  25,8  7» 
>      2—10  Meilen  468        »         =  553  > 

fiber        10       >  160        >         =  18,9  > 

Ib  dem  folgenden  Abschnitte,  der  von  den  Bürgerbüchern  von  1311  bis 
1500  bandelt,  erhalten  wir  sunüchst  Aufscbluss  über  die  Entstehung 
dendbm.   8odann  gibt  der  Verf.  schätzenswerte  Beiträge  zur  Geschichte 
des  damaligen  politischen  Lebens  von  Frankfurt.    Wir  erfahren  u.  a., 
dass,  während  die  ältesten  Bürgerbücher  in  der  ersten  Hälfte  des  XIV. 
Jahrhunderts  die  Juden  im   gleichen  Bürgerrechte  mit  den   Christen 
tagen,  sich  im  XV.  Jahrhundert  wichtige  und  erhebliche  Veränderungen 
is  den  Bedingungen  zur  Erlangung  des  Bürgerrechtes  bemerkbar  ma- 
chen.  8ie  ist  nunmehr  an  das  christliche  Bekenntnis  geknüpft.   Ausser- 
desi  muse  jeder  ein  Bürgergeld  an  die  Stadt  in  der  Hübe  ?on  3  Pfund  h 
lahlen  und  femer  wird  bei  der  Aufnahme  der  Erwerb  einer  hereditas 
d.  h.  YOD  Grundbesitz  eines  Hauses  oder  Hofes  in  der  Stadt  verlangt. 
E«  genügt  auch,  dass  ein  Neubürger  eine  halbe  Marke  Rente  auf  irgend 
OD  Haus  oder  Grundstück  erkauft  und  nachweist.    Doch  tritt  an  Stelle 
dieser  Bedingung  später  das  Bürgergeld  allgemein,  das  von  3  ^  h  auf 
10  0  b  und  4  sh  erhöht  wird.    B.  zählt  indes  auch  5  Kategorien  von 
Keabfirgern   auf,   welche   ohne  jegliches  Eintrittsgeld   aufgenommen 
werden.   Es  sind  dies  1)  städtische  Bedienstete,  2)  solche  Leute,  denen  der 
Bat  aus  »Gnade«  das  Bürgergeld  erlassen  hat,   3)  alte  Leute,  welche 
leit  langer  Zeit  in  der  Stadt  ansässig  waren  und  sich  im  anbestrittenen 
Oenoss  der  bürgerlichen  Rechte  befunden  hatten,   4)  solche,   welche 
Forderungen   an  die  Stadt  hatten  oder  in  ihrem  Dienste  Verluste  er- 
litten hatten  und  5)  endlich  solche,  welche  ihr  früheres  Bürgerrecht  aus 
redlicher  Not,  oder  mit  Wissen  des  Rates  aufgegeben  oder  es  unverschul- 
deter Weise  und   aus  Unachtsamkeit  verloren    hatten   und   nun   von 
oeoem  um  Zulassung  baten.  ^  Bemerkenswert  sind  hier  auch  die  sehr 
wertrollen  Untersnchungen   über  die  Ausbürger.    B,  teilt  diese  ein  in 
P£fthlbflrger,  d.  h.  Ausbürger  in  ländlichen  Gemeinden,  Ausbürger,  die 
in  fremden  Städten  ansässig  sind,  und  geistliche  Korporationen  sowie 
Herren  und  Ritter,   welche  vertragsmässig  in  das  Bürgerrecht  aufge* 
nonunen  werden  und  in  einem  bündnisähnlichen  Verhältnisse  zur  Stadt 
itehen.  —  Auch  für  die  Jahre  1311—1500  unternimmt  B.,  die  Berufe- 
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gliederung  der  BeTÖlkerung  su  bereobnen.    Was  die  Zahl  und  die  Axt 
der  Yorkommenden  Beruftzweige  anlangt,  so  weisen  sie  auf  eine  rasohe 
Entwicklung   des  wirtschaftlichen  nnd   gesellschaftlichen  Lebens   im 
Sinne    fortschreitender  Arbeitsteilung  und  Verfeinerung  hin.    In    der 
ersten  flälfbe  des  XIV.  Jahrhunderts  seien  fast  nur  die  mit  der  Land- 
wirtschaft in  Bezieliung  stehenden  Gewerbe  dorcfa  eine  grössere  Ansah! 
von  Personen    vertreten.    Auffiallend  entwickelt   erscheinen  der  Klein- 
handel und  die  Verkehrsgewerbe.    In   dem  Zeitraum  von  1401 — 1450 
zeigen  sich  die  Metall-  und  Textilgewerbe  in  höchster  Bifite.     Dabei 
bilde  sich  ein  eigener  Lohnarbeiterstand  und   die  dauernde  Niederlas- 
sung von  Spielleuten  und  fahrenden  Leuten.    Im  ganzen  sehen  wir,  dan 
der  gewerblich-kommerzielle   Charakter  der  Stadt   sich    immer  vid- 
seitiger  ausbildet,  indes  ohne  daas  die  Frankfurter  Gewerbezweige  eine 
über  den  städtischen  Markt  hinausreichende  Bedeutung  in  Anspmofa 
nehmen.  —  Aus  den  Mitteilungen  fiber  die  Herkunft  der  BevOlkening 
fOr  diese  grosse  Zeitperiode  heben  wir  nur  hervor,  dass  fost  zwei  Drittel 
derselben  aus  ländlichen  und  nicht  viel  Ober  ein  Drittel  aus  städtischen 
Gemeinwesen  kamen.  —  Die  weiteren  Abschnitte  des  Bandee  behand^ 
den  geistlichen  Stand,  die  Juden,  die  Statistik  der  fluktuierenden  Be- 
völkerung und  die  Dorfschaften.    Es  fehlt  hier  der  Raom,  anf  den  In- 
halt derselben,  namentlich  auf  die  höchst  interessanten  Forschungen  über 
die  Stellung  und  Bedeutung  der  Juden  in  Frankfurt,  näher  einsngehen. 
Aus  dem  reichen  Inhalt  des  Werkes  haben  wir  nur  einiges  ange- 
führt.   Dasselbe  ist  nicht  nur  f)nr  den  Statistiker  und  Nationalökono- 
men, sondern  auch  für  den  Historiker  von  hohem  Interesse.   Der  Verf. 
hebt  in  seiner  Vorrede  ausdrücklich  hervor,  dass  es  sich  auch  an  diesen 
wendet.    »Es  möchte  namentlich  auch  die  deutschen  Geschichtsforscher 
für  diese  Studien  gewinnen,  um  ro  mit  der  Zeit  vielleicht  eine  zweck- 
mässigere  Arbeitsteilung   zwischen  ihnen  and   den  Nationalökonomen 
herbeiführen  zu  helfen.    Denn  dass  die  Forschung  auf  dem  Gebiete  der 
Wirtschaftsgeschichte  und  der  historischen  Statistik  fiist  ganz  auf  den 
Schultern  der  letzteren  ruht,  welche  in  vielen  Fällen  das  Handwerks- 
zeug der  historischen  Quellenforschung  nicht  sofort  mitbringen,  acheint 
mir  durchaus  nicht  sachentsprechend.    Die  Nationalökonomie  hat  noch 
zu  viel  mit  der  Gegenwart  zu  thun,  und  der  Geschichte   würde  eine 
Vertiefung  nach  der  angedeuteten  Richtung  wohl  anstehen.   Wenigstens 
will  mich  manchmal  bedünken  ,  als  ob  dieselbe  heute  mehr  als  je  der 
bedenklichen  Neigung  folgte,  hinter  dem  bestimmenden  Einfluss,  wel- 
chen einzelne  hervorragende  Persönlichkeiten  auf  die  äusseren  Geschicke 
der  Völker  üben,  die  gewaltigen  Kräfte  zurückzusetzen,  welche  in  den 
grossen  Massenbewegungen  der  Gesellschaft  still  und  langsam  wirken, 
und  die  schliesslich  den  Entwicklungsgang  der  Menschheit  doch  allein 
nachhaltig  bestimmen.«  E.  E — n. 
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Dr.  Smil  8az,  Prof.  an  der  k.  k.  deutschen  C.  F.  Universität  in 
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Wenn  man  den  Zustand,   in  dem  sich  die  Staatswirtschaftslehre 
oder  Finauzwissenschaft  noch  in   den  Fünfziger  Jahren  unseres  Jahr- 
bnndertB  befand,  mit  demjenigen  vergleicht,  den  sie  Dank  den  Arbeiten 
eines  8tem ,  Wagner,  Schölle  und  andrer  heute  aufweist,  so  wird  wohl 
jeder  das  Urteil    f&llen,   dass  jene    Wissenschaft  in  verhältnismässig 
knner  Zeit  anendlich  viel  an  Inhalt  und  wissenschaftlicher  Vertiefung 
gewonnen  hat,  dass  sie  sich  mitten  auf  der  Bahn  raschester  und  frucht- 
barster Entwickelung  befindet,    und  dass  sie,  obzwar  gewiss  noch  weit 
vom  Ziel  der  Vollendung  entfernt ,   doch  ein  gar  nicht  kleines  StQck 
solcher  Entwicklung  bereits  zurfickgelegt  hat.    Unter  diesen  Umständen 
mag  es,  zumal  auf  den  ersten  Blick,  nicht  wenig  befremden,  wenn  in 
einem  neuerecheinenden  Werke  der  Anspruch  erhoben  wird ,  erst  den 
Grundstein  zu  einer  fast  noch  nicht  existierenden  Wissenschaft  der 
theoretischen  Staatswirtschaft  zu  legen;  und  wenn  dieses  Werk  einen 
so  geachteten  Namen  wie  den  von  E.  Sax  auf  dem  Titelblatte  trägt, 
darf  man  wohl  mit  gr5sster  Spannung  dem  darin  Gebotenen  entgegen- 
lehen.   Suchen  wir  uns  zunächst  hierüber  einen  ordnenden  Ueberbliok 
ZQ  verschaffen.  —  Der  Verf.  knüpft  an  seine   vor  einigen  Jahren  er- 
tebienene  Schrift  über  >da8  Wesen  und  die  Aufgaben  der  Nat.-Oek.« 
(1884)  an.    Wie  er  schon  hier  entwickelt  hatte,   treten  in  der  Volks- 
wirtschaft zwei  wesentlich  verschiedene  sozialökonomische  Erscheinangs- 
gmppen  hervor,  die  auf  zwei  verschieden  wirkende  elementare  Gestalt- 
ungskräfte zurückzuführen  sind :  auf  den   Individualismus  und 
den  Kollektivismus.   Kurz  resnmirend  bezeichnet  der  Verfasser 
den  Individualismus  (wohl  zu  unterscheiden  vom  Egoismus)  als  »den 
Hang  des  Menschen,  sein  egoistisches,  mutaalistisches  oder  altrnistisches 
Verhalten  zu  Mitmenschen  als  Ausflnss  seiner  Persönlichkeit  und  der  selbst- 
bestimmten  Beziehungen  zu  andren  Personen  zu  gestalten  ;  unter  dem 
Kollektivismus  verstehen  wir  die  Einordnung  der  Menschen  in  grössere 
stabile  Gruppen,  welche   sich  im  Verhältnis  zu  einander  wie  zu  Indi- 
viduen egoistisch,  mutualistisch  und  altruistisch  bethätigen,  sodass  der 
Bnzelne  nur  als  Mitglied   der  Gruppe  und  in  Beziehung  auf  dieselbe 
in  jenen  Richtungen  motiviert  wirdc.   Während  die  Domäne  des  Indiv. 
die  Privatwirtschaft  ist,  kommt  der  Eoll.  in  den  zahlreichen  Gemein- 
virtschaften   zur  Erscheinung ,   die  in  der  Staats  Wirtschaft  i.  e.  Sinne 
(im  weitem  Sinne  versteht  8.  unter  Staat  die   gesammte  Stufenfolge 
politischer  Zwangsgemeinschaften,  also  auch  die  Gemeinden,  Provinzen 
etc.)  gipfeln.    Bis  jetzt  sei  die  Theorie  nur  einem  der  beiden  grossen 
&Kheinungf gebiete  gerecht  geworden.    »Bisher  wurden  beinahe   aus- 
icbliesslicb  nur  die  Erscheinungen  des  privatw.  Lebens,  die  freien  Be- 
tiehnngen  der  Singularwirtsohaften  als  Objekt  der  theoretischen  Volks- 
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Wirtschaft  behandelt.  Die  ttaattwirtscbaflL  EncheiairngMi  biDgegel 
. . .  sind  gleicher  wissenschaftlicher  Durchdringung  noch  nicht  teilhafti| 
geworden.«  Zwar  fehlt  es  bekanntlich  dorchans  nicht  an  ernsten  uai 
zum  Teil  höchst  Terdienstlichen  litterarischen  BemQhungen  um  die  £i 
forschung  der  Staatswirtschaft.  Dieselben  sind  iudess  —  naeh  dei 
Ansicht  des  Verf.  ~  s&mtlich  nicht  nun  Kernpunkt  vorgedrungea.  Eil 
Teil  behandelt  die  Staatswirtschaft  überwiegend  vom  Standpunkt  e&ae^ 
blossen  Eunstlehre,  lässt  also  eine  eigentlich  theoretische  Elrforactnuig 
ganz  vermissen.  Ein  anderer  Teil  nimmt  einen  »Anlauf«  zu  einer  wirk*i 
liehen  wirtschaftstheoretischen  Erforschung.  Als  Frucht  dieser  Bemfih- 1 
ungen  entstand  eine  Reihe  von  Theorien  über  die  ökonomische  Be- 
schaffenheit der  Staatsthätigkeit :  eine  »kameralistische«,  »hanswirteohaft- 
liehe«  Theorie,  die  die  Staatswirtschaft  als  eine  den  PrivatwirtaehafUa 
analoge  Singolarwirtschaft  auffasst;  eine  »Tauschtheorie«,  die  in  der 
Abgabenentrichtung  einen  förmlichen  Tausch,  eine  Art  Handelageech&lt 
erblickt,  in  dem  die  Bürger  die  Vorteile  des  Staates  gegen  ein  EUitgeM 
erkaufen ;  eine  »Konsumtionstheorie« ,  welche  die  wirtsch.  Seite  der 
Staatsthätigkeit  als  eine  Konsumtion  für  gemeinschaftliche  Bedürfnisse 
ansieht;  eine  ganze  Reihe  von  »Produktivit&tstheorien«,  welche  darin 
übereinstimmen,  dass  die  Staatsthätigkeiten  wirtschaftlich  auf  eine 
Produktion  materieller  oder  immaterieller  Qüter  hinauslaufen  n.  s.  w. 
Alle  diese  Theorien  werden  vom  Verf.  sorgfältig  geprüft  und  als  schief 
oder  unzureichend  bekämpft.  Ein  dritter  Teil  der  Litteratur  endlich, 
abgeschreckt  durch  das  Fehlschlagen  der  bisherigen  Staats  wirtschaftlichen 
Theorien,  verzichtet  g&nzlich  auf  eine  ökonomische  Erklärung  der 
staatswirtschaftlichen  Erscheinungen,  und  sucht  die  benötigte  Erklärung 
von  anderen  Lebensgebieten  her,  von  der  Politik  und  Ethik,  herbeiaa- 
holen.  Eine  Konsequenz  dieser  Auffassung  ist  es  z.  B.,  dass  die  domi- 
nierenden Regeln  für  die  ttaatawirtschaftliche  Erscheinung  der  Steuern 
nicht  aus  wirtschaftlichen  Motiven,  sondern  aus  der  Gerechti  gkeit 
abgeleitet  werden,  die  die  Allgemeinheit  und  Qleichmässigkeit  der 
Besteuerung  fordere.  —  Alledem  gegenüber  kennzeichnet  8.  seinen 
Standpunkt  und  die  Natur  der  hier  zu  leistenden  Aufgaben  folgender- 
massen :  die  Staatswirtschaft  ist  nichts  anderes  als  einfach  —  d  i  e  B  e- 
friedigung  von  gemeinschaftlichen  Bedürfnissen. 
Dieser  Ausschnitt  der  wirtschaftlichen  Thätigkeit  der  Menschen  muss 
nicht  bloss  vom  Standpunkt  einer  Kunstlehre  praktisch  beraten,  sondern 
auch  —  ebenso  wie  das  Gebiet  der  individualistischen  Wirtschaft  — 
theoretisch  erklärt  werden.  Und  zwar  ist  die  Erklärung  wirt- 
schaftlicher Thatsachen  wieder  nicht  aus  fremden  Gebieten  herbeizuholen, 
sondern  mit  eigenen  Mitteln  zu  leisten:  die  Staatswirtschaft  ist  aus 
den  Elementen  der  Wirtschaft  heraus  zu  erklären.  Diess  zu  leisten 
stellte  sich  der  Verf.  zum  Ziele.  —  Der  Weg,  den  er  hiebei  einschlägt, 
ist    der   folgende.     Er   sucht   zunächst   die   wahrhaft  grundlegenden 


E.  Sax:  Omsdlegnog  der  tfaeoretiscben  SUatswirtschaft.      159 

SemiBte  und  Elementarbegriff^   aller  mensch  liehen  Wirtechaft  co  ge- 
winoei,  die,  wie  er  gans  richtig  erkennt,  sowohl  dem  indiridaalistiBchen 
all  dem   koUektivisüechen  Wirtschaftsgebiet  gemeinsam   sein   mfissen 
(S.  113 — 171).    Bei  dieser  Gelegenheit  fllllt  mancher  scharfe  aber  tref- 
feede  Seitenhieb    gegen  jene  Theoretiker,  die  ihre  vermeintlichen  Ele- 
mentarbegriffe B.  B.  den  des  Wertes,  präsumierend  lediglich  ans  den 
Endieinnngen  dee  individualistischen  Tausch  Verkehres  allein  abstrahieren 
ra  aollen  glaoben.     Sodann  untersucht  der  Verf.,  in  welcher  Form  die 
elenentaren  ökonomischen  Kategorien  speziell  in  der  Staatswirtschaft 
taflreten.    In  dem  sehr  langen  Abschnitt,  der  diesem  Thema  gewidmet 
iit(S.  172—380),  nimmt  der  Verf.n.  A.  Gelegenheit,  die  Begriffe  B  e  d  ü  r  f- 
nis,  insbesondere   Gemei  nbedür  fnis,  Gnt,  Wert,    Kosten, 
Kapital  eingehend  lu  nntersochen.   Um  nur  das  Wichtigste  knapp 
haronoheben,  folgt  er  in  der  Wertlehre  der  von  Menger  begründeten, 
dann  von    Wieser    und    vom   Ref.  weiter  ausgebildeten   Theorie   des 
>6rensnntsen8«,  in  deren  Konsequenz  es  u.  A.  liegt,  dass  nach  der  Yer- 
lekiedenheit    der    individuellen    Bedflrfnis-   und    Versorgnngszustftnde 
uch  der  subjektive  Wert  der  Güter  für  die  einzelnen  Individuen  ver- 
lekisden  groes  isit.    In   der  Kapitalstheorie  stellt  sich  Verf.  im  grossen 
nnd  ganzen  anf   den  auch  vom  Bef.  in  seinem  Werke  über  »Kapital 
sad  Eapitalzine«   eingenommenen  Standpunkt,  in  der  Lehre  von  den 
Koiten  nnd  in  der  Güterlehre  nimmt  er  eine  eigenartige  Haltung  ein. 
Spesell  in  der  letzteren  besteht  er   in   langwierigen  polemischen  Aus- 
einandersetzungen mit  grossem  Nachdruck  darauf,  dass  der  Name  *QuW 
dnsg  und  allein  den  Saohgfltern  gebühre,  dagegen  die  persönlichen 
Leifltongen  nnd  Dienste   vom   Gntsbegriffe   aussnschliessen  seien.    Er 
miBit  diesem  Satse  eine  grosse  Tragweite  fllr  seine  staatswirtschaftliche 
Theorie  bei.    Er  glaubt  nftmlich  feststeUen  zu  können,  dass  im  indi- 
tidialwirtschaftlichen  Taoschverkehr  die  Wertfestsetzung  (»Wertung«) 
gegenüber  den  Sachgütem  und  gegenüber  den  Diensten   nach   zwei 
Toschiedenen  Prinzipien  erfolge.   Für  die  Sachgüter  bilde  sich  ein  ein- 
heitlicher Marktpreis  ans  dem  Durchschnitt  der  verschiedenen  subjek- 
tifen  Wertschätzungen ,   die  auf  dem  Markte  vertreten  sind ;   für  die 
psrsQiliehen  Dienste  bilde  sich  dagegen  kein  einheitlicher  Marktpreis, 
•ondern  ihr  Preis  werde  verschieden  festgesetzt  in  Anpassung  an  die 
nnehiedenen  Wertschätzungen   der  verschiedenen  Käufer.    Ein  Arzt 
I.  B.  fordere  für  eine  und  dieselbe  ürztliche  Leistung  von  verschiedenen 
P&üenten  ein  verschiedenes  Honorar,  und  zwar  von  den  Wohlhabenden 
iwner  ein  grosseres  als  von  den  Aermeren.    Ganz  dasselbe  wiederhole 
■«k  mm  in  der  Staatswirtschaft.    Soweit  der  Staat  Sachgüter,  z.  B. 
fiehieaspnlver  oder  Dynamit  für  diejenigen  seiner  Angehörigen  produziert, 
die  dessen  bedürfen,  fördert  er  für  sie  einen  nach  den  Impulsen  des  Wertes 
fcrtgestellten  Mark^[>reis.   Soweit  dagegen  der  Staat  seinen  Angehörigen 
Kentte,  z.  B.  Beamtendienste  vermittelt,  fordert  er  die  Vergütung  nach 


160  Litteratnr. 

demselben  Prinzip,  nach  dem  im  PriTatrerkehr  die  Vergütnsg  tm 
Dienstleistungen  erfolgt,  d.  i.  abgestuft  nach  dem  individoeHeo  Bt- 
Sitzstande  der  Begehrenden.  Und  in  diesem  Zusammenhange  erkUkiti 
sich  die  öffentlichen  Abgaben,  die  nach  dem  Verhältnis  der  »Leistung»- 
fäbigkeit€  eingezogen  werden,  als  eine,  einer  analogen  Erscheinuiig 
der  indiv.  Wirtschaftswelt  nachgebildete  »kollektivistische 
Wertnngsfor  m€.  »Der  Apfel  fällt  TOm  Baum  und  die  Sterne  be- 
wegen sich  nach  einem  und  demselben  Gesetze:  dem  der  GravitatioB. 
Ein  Robinson  und  ein  100-Millionen-Reicb  befolgen  bei  ihren  Wirtschaft* 
liehen  Handlungen  ein  und  dasselbe  Qesetz:  das  des  Wertes«.  — Dnd 
nun  folgen,  dicht  gedrängt,  die  Nutzanwendungen.  Ein  Absehnitk 
(der  V.)  behandelt  die  verschiedenen  »kollektivistischen  Zwecksetsungea« 
(381—443),  ein  letzter  Abschnitt  (444—574)  die  diesen  verachiedenen 
Zwecksetzungen  entsprechenden  »Gruppen  der  KoUektivwertuDgsvor* 
gängec  oder  »Finanzprinzipienc.  Obwohl  gerade  die  beides 
letzten  Abschnitte  an  positiven  finanzwissenschaftlichen  Erkenntniasea 
am  fruchtbarsten  sind ,  kann  ich  sie  nicht  einmal  in  der  bisherigen 
Weise  kurz  ezzerpiren,  da  sie  ihre  Bedeutung  vielfach  im  Detail  finden, 
das  ich  aus  Raumrücksichten  hier  nicht  vorfahren  kann.  Ich  moM 
also  hier  auf  die  Lektüre  des  Buches  selbst  verweisen.  Nor  eioea 
Punkt  möchte  ich  besonders  herausheben  ,  und  das  ist  die  Art  ood 
Weise,  in  der  S,  aus  der  Werttheorie  heraus  das  bekannte  Postulat 
der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  erklärt  und  rechtfertigt 
Jenes  Postulat  ist  einfach  eine  Folgerung  aus  dem  Prinzip  der  Wirt- 
schaftlichkeit. Dieses  fordert,  dass  jeder  seinen  Gütervorrat  auf  die 
Befriedigiing  der  verschiedenen  Bedürfnisgattungen  harmonisch 
verteile,  dass  er  nicht  in  einer  Gattung  mit  übermässigem  Güteraufwand 
auch  noch  ganz  unwichtige  Bedürfnisse  der  Befriedigung  snföhre« 
während  in  Folge  davon  in  anderen  Bedürfnisgattungen  wichtigere 
Bedürfnisse  ihre  Deckung  und  Befriedigung  entbehren  müssen.  Dieie« 
Prinzip  der  Harmonie  gilt  nun  auch  für  das  Verhältnis  der  Individotl- 
zu  den  Eollektivbedürfnissen.  Wer  bei  dürftigen  Mitteln  ffSLt  seine 
Individualbedürfnisse  nur  wenig  auszulegen  hat,  darf  bei  rationeller 
Wirtschaftsführung  auch  seine  EoUektivbedürfnisse  nur  in  knappstem 
Masse  befriedigen,  und  ihn  soll  daher  auch  der  Staat  nicht  zu  einer 
für  seine  Verhältnisse  übermässigen  Beitragsleistung  f^r  EollektiYzwecke 
zwingen.  Der  Reiche  dagegen,  der  seine  Individualbedürfnisse  mit 
reichlichem  Güteraufwand  bis  zur  Neige  befriedigt,  kann  und  soll  auch 
für  die  Kollektiv bedürfnisse  zu  einer  harmonischen,  also  entsprechend 
grossen  Ausgabe  veranlasst  werden.  Was  man  also  gewöhnlich  lediglich 
aus  dem  Titel  der  »Gerechtigkeit«  fordert,  ist  im  Grunde  schon  ein 
Postulat  der  Wirtschaftlichkeit.  —  Kehren  wir  nach  dieser  wenn  auch 
nur  flüchtigen  Orientierung  über  den  Inhalt  des  iSax'schen  Werket  za 
jener  Frage  zurück,   die  uns  schon  zu  Anfang  entgegentrat:   bentzt 
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das  Werk  in  der  Tat  jene  epochale  Bedeutung  f&r  die  Staatawirtschafts- 
letn,  die  eein  Yerfaner  f&r  dasselbe  in  Ansprach  nimmt  ?  <-  Ich  stehe 
nkki  an ,  diese  Frage ,   mit  einer  gewissen  Einschränkimg  allerdings, 
zo  b^hen.  Ich  glaube  nftmlich,  dass  jenes  Werk  zwar  freilich  nicht  den 
Grundstein,  wohl  aber  einen  wichtigen  Markstein  in  der  Entwicklung 
der  Wissenschaft  bildet.    Und  zwar  scheint  es  mir  eine  bleibende  Be- 
deutung Tomehmlich  durch  zwei  Momente  zu  gewinnen.    Eines  ist  die 
ehenao  einfache  als  glückliche  Charakterisierung  der  staatswirtschaft- 
lichen  Thätigkeiten.   Genauso,  wie  jSf.  es  sagt  (S.  103):  »Die  Befriedig- 
ung Ton  gemeinschaftlichen  Bedfir&issen,  das  ist  wirklich  die  Staats- 
wirtschafl«.    Das  ist  nun  freilich  eine  bis  zur  Tririalität  einfache  Er- 
keniitois,  die  gelegentlich  in  dieser  und  jener  Form   auch  schon  you 
andern  längst  ausgesprochen  worden  war.    Aber  —  und  darauf  kommt 
lid  an  —  die  andern  äusserten  diese  Erkenntnis  nur  nebenher ,   und 
dnrebkreuzten  sie  durch  irgend  eine  andre,  kompliziertere  und  —  schiefe 
AofiEuBung  der  Staatswirtschaft  als  Tausch,  Produktion  u.  dgl.,  während 
5.  an  ihr  unentwegt  ÜBsthält  und  sie,  wie  es  sein  soll,  zur  fruchtbaren 
Gnmdlage  des  ganzen  theoretischen  Erkenntnisbauee  nimmt.  —  Das 
swdte  Moment  aber  erblicke  ich  darin,   dass  8,  die  inzwischen  ent- 
standene neue  Theorie  des  subjektiven  Wertes  aufgriff,    annahm  und 
mit  ihr  die  Theorie  der  Staatswirtschaft   befruchtete.    Ich  bin  zwar 
nicht  in  der  Lage,   in   diesem  Punkte  volle  Unbefangenheit  fOr  mich 
in  Anspruch  zu  nehmen,   da  ich  ja  bei    der   etwas   langsamen   und 
Bchwierigen  Geburt  jener  Theorie  selbst  mit  Pathe  gestanden  bin.    Doch 
wird  es  mir  wohl  gestattet  sein,  darauf  hinzuweisen,  eine  wie  einfache 
and  natfirliche   Lösung  bei  8,  aus  jener  Theorie  heraus  eine  Menge 
T(Bi  Problemen  findet,   die  der  älteren  Finanzwissenschaft  Mühe  und 
Streit  genug   verursachten:   so  z.  B.  die  Frage  nach   der  Begründung 
da  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit,    nach   der  progressiven 
Bestenemng,  nach  der  Berücksichtigung  eines  verschieden  grossen  Be- 
dürftiisstandes,  nach  der  finanziellen  Behandlung  der  Gebühren  u.  s.  w. 
Und  ich  glaube  kein  falscher  Prophet  zu  sein,   wenn  ich  vorhersage, 
dAsi  jene  Theorie  des  Wertes  sich  als  eine  Fundgrube   erweisen   wird^ 
sm  der  man  die  Lösung  staatswirtsohaftlicher  Probleme   bald  in  noch 
grteerer  Zahl   und  Klarheit  holen   wird,    als  diess  8.  gelungen  ist. 
Denn  leider  werden   gerade  die  hierauf  bezüglichen  Partieen    seines 
Boches  durch  eine  gewisse  Schwierigkeit  und  ündeutlichkeit  der  Dar- 
stellung in  ihrer  Wirkung  nicht  wenig  beeinträchtigt.    Ausfährungen 
z.  B.  wie  die  über  die  »gesellschaftliche  Wertform  des  Tauschwertsc 
(271  ff.)  oder  über  die  »Anteilswertung«  und  > Rosten wertung«  (347  ff.) 
g«bflren  zu  dem  Sprödesten,   was  in  unserer  —    an  Mustern   spröden 
Stiks  bekanntlich   gar  nicht  armen  —  Litteratur  jemals  geschrieben 
wurde.    Aber  —  und  darin  liegt  sein  bleibendes  Verdienst  —  8.  hat 
ftof  dem  Gebiet  der  Staatswirtschaft  als  erster  den  Weg  zu  jener  Fund- 
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grvhe  gewiesen,  den  viele  andere  su  Nnts  nnd  Frommen  der  VHam- 
sehalt  nach  ihm  noch  wandeln  werden.  —  Da«  ein  so  ntnfaitgieielwi 
und  eigenartiges  Werk  anch  seine  Mftngel  hat,  versteht  sieh  eigentiich 
von  selbst.    Auf  Details,  in  denen  der  Verfasser  zahlreicbeti  Anfech- 
tungen  nicht  entgehen  wird,  gehe  idh  hier  so  wenig  ein    als  früher. 
Zwei  Ponkte  sind  jedoch  von  so  grosser  und  dabei  prinzipieller  Trag- 
weite, dase  sie  eine  ausdrflckliche  Entgegnung  an  dieser  Stelle  erhä- 
schen.   Ein  Punkt  schlägt  in   die  Theorie  der  nationalOkonomiaeheB 
Grundbegriffe  ein.    Es  ist  die  Ausscheidung  der  persOnlicbea  Lmstongeo 
aus  dem  Begaffe  des  »Gutes«.    Ich  glaube,  dass  8.  hiemit  die  Qfiterl^re 
ohne  Not  nnd  ohne  Nutzen  von   neuem  verwirrt  hat    Der  Kreis  der 
wirtschaftlichen  Wohl  fahr  tsmitte)  ist  absolut  nicht  durch  die  SaefagGter 
allein  erschöpft.    Wir  empfangen  auch  aus  der  persönlichen  Welt  wohl- 
thätige  Einflösse,  mit  denen  wir  ebensowohl  als  mit  den  SacbgUtem 
hausiuhalten ,  su  wirtsehaften  veranlasst  sind.    Und  dieses  VerhAltnii 
muss  auch   in  der  Terminologie,   in  einem  sachliche  und  peraOnüefae 
Wohlfahrtemittel   umfassenden   Gntftbegriffe   zum    Ausdruck    kommen. 
Das  Schlimmste  aber  ist,  dass  8.  dnrch  seine  veränderte  BegriAaof- 
Stellung  ,  die  er  als  Stütze  seiner  staatswirtschaftlichen  Theorien  nicht 
entbehren  zu  können  glaubt,   letzteren   gar  nicht  nUtst,   sondern  nur 
schadet.    Sie  ist  nämlich  der  Ausgangspunkt  fttr   eine  Kette   yon  Irr- 
tümern.   Zunächst  ist  schon  nicht  richtig,  dass  im  individnalwirtachaft- 
lichen  Tauschverkebr  für  Sachgüter  ein  andrer  Preisgeeetz  gilt  als  ffir 
persönliche  Dienste.    Zwar  trifft  es  zu,  dass  letztere  gewOhnlick  keinen 
für  alle  Käufer  gleichen    einheitlichen  Marktpreis  erzielen;   aber  dsi 
liegt  nicht  an  ihrer  Natur  als  persönliche  Dienste^,  sondern  an  gewisses 
begleitenden  Nebennmständen,  die  bei  ihnen  möglicherweise  auch  feh- 
len, und  dafür  bei  Sacbgütem  sich  einstellen  können,  in  welchem  Falle 
auch  bei  Sachgütem  die   ~    von  iS.  irrig  für  die  persönlichen  Dienste 
reservierte  —   Erscheinung  zu  tage  tritt,    dass  für  dieselbe  Ware  der 
Preis  nach  den  Vermögensumständen  der  Käufer  abgestuft  wird.    Wie 
häufig  machen  z.  B.  Gastwirte,  Eleidermacher,  Dekorateure,  JnweBere 
ihren  reichen  Kunden  ganz  andre  Preise  als  dem  »gewöhnlichen  Pob- 
liknm«!    Liegt   aber  die  Abstufung  mich  der  Leistuogsfähigkeit  nicht 
in  der  Natur  der  persönlichen  Dienste,   so  klappt  auch   die  Analogie 
nicht,  die  iS.  von  h i  er  auf  die  Bemessung  der  Steuern  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit ziehen  will.    Ja  sie  würde  schon  deshalb  nicht  klappen,  weil 
die  Steuern  selbst  durchaus   nicht  ausschliesslich   eine  Vergütung  fiir 
Dienste  sind,  die  der  Staat  vermittelt,  sondern  ebensowohl  auch  f&r 
8  a  c  h  g  ü  t  e  r ,   die   er  seinen  Angehörigen  zur  Verfügung  stellt    Die 
ganze  Analogie,  mit  der  sich  S,  so  viel  Mühe  gibt,  ist  also  veHeblt 
Zum  Glück  für  8,  ist  sie  aber  auch  ganz  entbehrlich,  weil  8,  ein  andres 
viel  besseres  Fundament  für  seine  Steuertheorie  bereits  in  der  Bemfong 
auf  die  doroh  das  Prinrip  der  Wirtschaftlichkeit   gebotene  Harmonie 
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der  AofwendQogefB  f^r  die  ▼erBchiedeneii'  Bedürfbiskrene  besitzt.  — 
Dai  sweite  prinzipielle  Moment,  gr^gen  das  ich  mich  noch  wenden 
mfichtt,  ist  ein»  methodische  üebertreibung.  8,  gibt  nämlich  das  Schlag- 
wort aus,  daas  man  die  wirtschaftlichen  Erscheinungen  auch  wirtschaft- 
lich, ans  ihren  wirtschaftlichen  Motiven  heraus,  erklären  müsse.  Das 
iit  an  sich  ganz  schön  und  gut  Gerade  bei  den  Wirtschaftsakten  des 
pditisehen  Gemein weeens-Staat,  s.  B.  bei  den  Akten  der  Steuergesetz- 
gebung, spielen  aber  m  grösstem  Umfang  neben  wirtschaftlichen  auch 
ladeisartige ,  ethische  und  politische  Motive  herein,  und  soweit  dies 
der  Fall  ist,  ist  es  nicht  allein  nicht  verfehlt,  sondern  geradezu  gebo- 
ten, tseh  in  der  wissensehaftliohen  Erklärung  auf  solche  Motive  Bezug 
xa  oriimen.  Gegen  diese  Erkenntnis  verschliesst  sich  8.,  wenn  er  z.  B. 
die  jetzt  so  allgemein  übliche  Aufstellung  der  Prinzipien  der  Allgeraein- 
heit und  Gleiohmässigkeit  der  Besteuerung  als  Postnlate  der' Gerech- 
tigkeit so  herbe  tadelt.  Er  hätte  Recht,  wenn  er  sich  begnügt 
hftdte,  dieee  Motivierung  als  eine  unvollständige  zu  rügen,  und  der  von 
Dun  erbrachte  Naohweis ,  dass  jene  Grundsätze  auch  Postulate  der 
Wirtschaftlichkeit  sind,  ist  eine  ebenso  willkommene  als  wahrhaft  er- 
leuchtende Zuthat  zur  älteren  Erklärung.  Wenn  aber  8,,  wie  es  scheint, 
die  BerufoDg  auf  die  Gerechtigkeit  für  entbehrlich,  ja  sogar  für  einen 
methodischeii  Fehler  hält,  so  scheint  er  mir  die  Einseitigkeit  der  äl- 
teren nach  der  entgegengesetzten  Seite  zu  wiederholen.  Wenn  man 
unbefuigen  prüft,  so  stehen  heute  der  Wiedereinführung  von  Steuer- 
privilegien die  unmittelbaren  Eingebungen  der  Gerechtigkeit  noch  viel 
stärker  entgegen  als  irgend  welche  Erwägungen  der  wirtschaftlichen 
Zweckmäasigkeitl 

Zum  Schlüsse  ein  paar  Worte  über  die  Form  der  Darstellung.  Diese 
ist  sehr  ungleich.  Manche  Partien  erfreuen  durch  die  Kraft,  Kürze 
und  Prägnanz  des  Ausdrucks,  andere  setzen  der  fliessenden  Lektüre 
dnreh  ein  eigentümlich  schwierig  abstraktes  Wesen,  das  auch  bei  brei- 
ter Ausführung  nicht  zu  voller  Deutlichkat  führt,  Hindernisse  entge- 
gen. Im  ganzen  gehört  das  Werk  wohl  in  die  Kategorie  der  sogen, 
schweren«  Bücher.  Ernster  ietls  die  Härten  des  Stiles  vnrd  man  aber 
dem  Autor  gewisse  Härten  des  Tones  verübeln.  Der  Verf.  liebt  es, 
■einen  Yorgängem  gegenüber  einen  etwas  hohen  und  brüsken  Ton  an- 
iQBchlagen,  der  wenig  sympathisch  berührt  und  der  häufig  weder  den 
Penoneo  noch  dem  vnseenschaftlichen  Stande  der  betreffenden  Sache  an- 
gemessen ist,  8,  selbst  beklagt  sich  einmal  bitter  darüber  (S.  23  f.),  dass 
^  gewisser  Autor  ihn  zwar  vielfach  benützt,  aber  nur  dort  citiert 
Übe,  wo  er  mit  Recht  oder  Unrecht  gegen  ihn  polemisieren  zu  können 
glsubte.  Ich  fürchte  sehr,  dass  8.  mehr  als  einem  Autor  Anlass  ge- 
geben hat,  dieselbe  Klage  gegen  ihn  selbst  zu  erheben.  Doch  das  geht 
Befar  nur  die  Personen  und  den  Augenblick  an,  für  die  Wissenschaft 
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und  ihre  Zukanft  bleibt  das  Erscheinen  des  Saa^achen  Werkes  ein  ebenso 
erfreuliches  als  bedeutsames  Ereignis. 

Innsbruck.  E.  BOhm-Bawerk« 
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Die  beiden  ersten  Schriften  —  swei  Antrittsreden  —  schliessen  sich 
ohne  der  alten  Theorie  das  Lob  xu  singen,  dem  Rufe  nach  einer  theo- 
retischen Nationalökonomie,  wie  er  von  DieUel,  Menger,  Sax  ond  Sdtwiedr 
land  laut  geworden  ist,  an,  während  die  letzte,  an  den  Streit  über  die 
Methode  der  politischen  Oekonomie  anknüpfend,  f&r  die  soziologische  Auf- 
fassung der  theoretischen  Volkswirtschaftslehre  eine  Lanze  bricht  Die 
erste  Schrift  enthält  die  Antrittsrede,  welche  Prof.  Jlfars^K  als  Nachfolger 
Fawcetfa  im  Senatsgebäude  der  Universität  zu  Cambridge  hielt  Die  ortho- 
doxe alte  Richtung  der  politischen  Oekonomie,  sagt  er,  erscheint  in  den 
letzten  Jahren  in  England  verlassen ;  man  habe  eben  die  Einsicht  vom 
relativen  Charakter  der  Natur  und  der  Einrichtungen  des  Menschen 
gewonnen.  Die  alte  Schule  habe  so  argumentiert,  wie  wenn  jedermann 
auf  der  Welt  einem  städtischen  Bfirger  gliche.  Dies  hat  ihr  den  Sinn 
fQr  die  Arbeiterfrage  genommen.  Hier  sei  der  theoretische  Sozialismus 
eingesprungen ;  es  sei  klar,  dass  eine  Verbesserung  der  Lage  der  arbei- 
tenden Klasse  möglich  sei!  Der  historischen  Schule  sagt  er  folgenden 
Vergleich :  nehmen  wir  an,  dass  die  Brücken  in  Venedig  alle  nach  ge- 
wissen Regeln  gebaut  wären  und  venetianer  Brückenbauer  in  andern 
Klimaten  und  Verbältnissen  nach  eben  diesen  Regeln  Brücken  gebaut 
hätten,  die  zusammengefallen  wären.  Wäre  es  trotz  diesee  Resultates 
nicht  thöricbt  zu  behaupten^  dass  hiemit  der  Beweis  erbracht  sei,  dass 
eine  theoretische  Mechanik  ein  Unsinn  ist  ?  Dieselbe  behält  ihre  Gesetse 
nach  wie  vor!  Die  Ansicht,  dass  wir  in  der  Wirtschaftspolitik  uns 
allein  auf  die  Geschichte  stützen  könnten ,  ist  eine  irrige.  Man  muss 
bei  Anwendung  von  Eunstregeln,  wie  sie  die  Wirtschaftspolitik  aufzu- 
stellen hat,  den  Umständen  Rechnung  tragen.  Die  alte  Schule  habe 
den  ökonomisch  thätigen  Menschen  nicht  als  selbstsüchtig  aufgefust 
Die  Theorie  müsse  die  Analyse  zu  Hilfe  nehmen;  mit  dem  gesunden 
Menschenverstand  allein  komme  sie  nicht  weiter.  Es  ist  wahr,  dass 
die  sozialen  Erscheinungen  kompliziert  sind;  man  muss  sie  eben  analy- 
sieren. Mit  vollstem  Lob  spricht  Verf.  von  den  Häuptern  der  histo- 
rischen Nationalökonomie,  allein  er  bestreitet,  dass  ihre  Methode  die 
theoretischen  Kenntnisse  entbehrlich  mache.  Wir  verstehen  ökonomische 
Thatsachen  nur  mit  Hilfe  theoretischer  Kenntnisse,  und  diese  wachsen 


E.Flu]ippoyich:  üeber  Aufgabe  xu  Wesen  der  polit.  Oekonomie.    165 

nur  durch  genaues  Studium  jener.     Aus  jenen  gewinnen  wir  Licht, 
tber  nur  durch  den  Reflektor:  Wissenschaft  hindurch. 

Prot  «.  Phüippoffieh's  Antrittsrede  in   Freiburg  i.  B.   erblickt  im 
Mstbodenstreit  das  Geltendwerden  der  Forderung  nach  dem  kausalen 
YerstftndniB  der  wirtschaftiicheu  Erscheinungen,  neben  dem  bloss  des- 
ikriptiTen.    Endzweck  der  theoretischen  Wirtschaftswissenschaft  sei:  die 
inneren  Zusammenhftnge ,   welche  in  den  realen  Thatsaohen  besteben, 
aa&udeoken  und  auf  typische  Erkenntnisse  eu  reduzieren  (S.  11).    Als 
praktische  Wirtschaftswissenschaften    bezeichnet  er  die  Privathaushal- 
tongskunde  —  die  Volkswirtschafkspolitik  —  und  die  Staatswirtschafkslehre 
oder  Finanzwissenschaft.    Bei  der  theoretischen  Wirtschaftswissenschaft 
ad  nicht  bloss  deren  Aufgabe  und  Methode,  sondern  selbst  ihre  M((g- 
Hehkeit  bestritten  (8. 15).    An  trefflichen  Beispielen  erläutert  er  (S.  16 
Int  18)  die  Angabe  und  den  Platz  einer  theoretischen  Nationalökono- 
mie und  wendet  sich  der  Frage  zu,  wie  diese  zu  konstruieren  sei.   Die 
Aufgabe  der  Theorie  sei  es,  das  Wesen  jener  Erscheinungen  zu  erfassen, 
vdehe  in  dem  Streben  der  Menschen  nach  Deckung  ihres  Qüterbedarfes 
wnneln,   das  Typische  in  ihnen  darzustellen,   ihre  Funktionen  zu  er- 
kliren  und  endlich  die  Gesetzmässigkeit  derselben  zu  erforschen  (S.  20). 
Den  wirtschaftlichen  Inhalt  gewährt  gewissen  menschlichen  Handlungen 
das  Streben  nach  Stoffgütem.    Wirtschaftlich  sind  jene  Handlungen, 
welche  1)  in  der  isolierten  Wirtschaft  gegenüber  der  Aussen  weit  eine  vor- 
lorgliche  Thätigkeit  bedeuten,  2)  im  wirtschaftlichen  Gemeinschaftsleben 
abor  auf  solche  Thätigkeit  gegründete  Verkehrsbeziehungen  begründen 
(8.  30).    Nicht  der  objektive  wirtschaftlich    relevante  Erfolg,  sondern 
der  Zweck  und  die  Richtung  unserer  Handlungen  sei  für  deren  Wesen 
mangebend.    Die  Theorie  habe  aus  den  Elementen  menschlicher  Hand- 
lungen »nur  jenes  herauszugreifen,  das  sich  als  wirtschaftliches  cbarak- 
teriaieren  lässt.«    Ihren  Ausgangspunkt  bildet  das  in  planmässiger  Für- 
sorge fttr  die  Deckung  menschlichen  G  Sterbedarfes  hervortretende  Stre- 
ben nach  Stoffgütem.    »Wirtschaftlichster  Weg«  wäre  jener,  den  je- 
mand einschlagen  würde,  der  nur  seine  wirtschaftlichen  Interessen  ver- 
folgt.   Die  Gesetze,  welche  aus   der  Isolierung  und  Beobachtung  des 
allein  wirkenden  wirtschaftlichen  Interesses   folgen,   sind   solche   der 
Wirtschaftlichkeit.    Bei  gegebener  Kenntnis  anderer  Motive,  des  Ein- 
flnaet  bestimmter  BechtMatzungen ,  bestimmter  Sitten,   Usancen  und 
Qewohnbeiten  vermag    man   das  abstrakte  Bild   des  Wirtschaftens  in 
bobem  Masse  der  Wirklichkeit  zu  nähern.    Aufgabe  der  historisch-sta- 
tittischen  Arbeit  sei  es,  durch  empirische  Forschung   die  Theorie  zum 
Bild  der  wirklichen  wirtschaftlichen  Thätigkeit  zu  fahren  (S.  36) ,  wie 
tie.  durch  Irrtum,  Täuschung,  Wohlwollen  etc.  beeinflusst,  sich  that- 
Aehlich  abspielt.    Durch  isolierte  Einfügung  dieser  Elemente  lasse  sich 
eis  theoretisches  Bild  entwerfen ;  bei  der  Mannigfaltigkeit  dieser  Vor- 
VMetsQngen  zeigen  ^ie  »empirischen  Gesetze«,  n^it  dei)  3^tzen  der  ab- 
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Atrakten  Theorie  Terglichen,  an,  »wie  gross  die  FehlergreDie  des  lais- 
teren  ist,  d.  h.  welches  die  Wirkung  der  nicht  mestbaren  unwirtachait- 
lieben  Kräfte  in  dem  beobachteten  Komplex  wirtschaftlieher  Thataacben 
ist«  (S.  38).    Es  vermögen  ja  beispielsweise  Bechtssatzangen  die  VoiaiiB- 
Setzungen  des  wirtschaftlichen  Handelns,   die  Bedingungen  desselben 
zu  verftnderni  so  sehr,  dass  das  Gesetz  —  wie  das  GrtfsAofii'sche  gegen- 
wärtig in  Deutschland  —   seine  Wirkung  nicht  äussern  kann.  —   Die 
Grundlage  auch  der  abstrakten  Wirtschaftswissenschaft  ist  4ie  Erfah- 
rung.   Das  Objekt  einer  theoretischen  Wissenschaft  ist  die  glänze  dnrch 
die  Erfahrung  uns  gebotene  Menge  der  realen  Wirtschaftserscheinimgen. 
Sie  stellt  entweder  im  Anschluas  an  die  empirisch  beobachteten  Begel- 
mässigkeiten,  empirische  Gesetze  auf  oder  zeigt  uns  unter  Aussonderusg 
aller   niobtwirt-schaftlichen  Elemente,  wie   sie  sich  unter  dem  reinea 
Einfluss  des  Interesses  der  Wirtschaftlichkeit  gestalten  würden,  welches 
also  das  exakte  Gesetz  der  Wirtschaftlichkeit  ist,  dessen  Bicbtong  in 
der  Bealität  mehr  oder  wenigfer  dentlich  zum  Ausdruck  kommt  (S.  45). 
Die  dritte  Schrift,  Ton  B.  CognetU  de  MarUis,  betrachtet  die  Wirt- 
schaftswissenschaft als  einen  Teil  der  Soziologie,  diese  ist  die  Natorge- 
schichte  der  Gesellschaft,  gleichwie  die  Anthropologie  die  Naturgeeohicbte 
des  Menschen  und  die  Biologie  jene  des  Lebens  ist  (S.  27).  Das  Fundament 
der  Soziologie  im  ganzen  und  mithin  auch  der  Wirtschaftswissenschaft 
liege  in  der  Biologie;  gewisse  Erscheinungen  durchlaufen  das  ganze 
Gebiet  derselben  und  kehren  auch  in  jenem  der  Wirtschaft  wieder. 
Wie  z.  B.  die  Erscheinung  des  Kampfes  um*s  Dasein  der  Biologie  hier 
als  die  Konkurrenz  sich  widergibt.  —  Wie  Referent  einem  interessanten 
Aufsatz  von  Schwiedland  im  »Journal  des  &onomistes<  (Juli  1885,  S.  32) 
entnimmt,  hat  Prof.  CognetH  duxch  die  Verfolgung  der  verBchiedenen  wirt- 
schaftlichen Erscheinungen  bei   den  primitiven  Racen  and  bis  in  das 
Tierreich  hinab  deren  tieferes  Wesen  mit  Erfolg  zn  ergründen  gesucht 
So  hat  er  (»Le  forme  primitive  nella  evoluzione  economica«  1861)  das 
Wesen  der  Wirtschaft  studiert  und  hat  Eabheno  seine  Methode,  auf  die 
»Arbeit«  angewendet  (»L'Evoluzione  del  lavoro«  1883).    Diese  Uethode 
beider  Gelehrten  bietet  allerdings  auch  eine  Möglichkeit,  das  Feld  der 
wirtschoftstheoretisohen  Analyse  über  jenes  der  Geschichte  hinaus  zu 
erweitern.      Die  historische  Methode  gefährdet  nach  Cogn^U,  wie  er 
in  seiner  vorliegenden  Schrift  ausführt,  nicht  die  Selbständigkeit  der 
Wirtschaftswissenschaft,  welche  er  als  Teil  einer  die  Entwicklungsge- 
schichte der  Menschheit  umfassenden  Soziologie  auffasst.  CogneUi  erkennt 
der  historischen  Methode  die  Bedeutung  zu,  dass  sie  »die  Gefahr  fEilecher 
Deduktionen  (heisstwohl:  Verallgemeinerungen  —  Ref.)  und  inhaltsleerer 
Denkübungen ,   das  ist  eines  mehr   oder   minder  selbstverständlichen 
Apriorismus  hintanzuhalten  hilft«.  --i — . 


0.  Haupt:  L'histoire  mon^taire  de  notre  temps.  1Q7 

OUomar  Haopt»  li'htotoire  monötaire  de  notre  temjpie.   Paria 
etBerUn.    1886. 

Dieses  stattliche  Werk  gehört  za  den  erfreulichsten  ErsoheiDungen 

der  modernen  W&hnuigslitteratar.    Es  Tereinigt  Deutsche  Gründlichkeit 

und  Objektivität  mit  romanischer  Klarheit  und  Eleganz.    Vollständiger 

ali  irgend   ein   andrer   hat  Haupt   das  Material   zur  Beurteilung  der 

grossen  Frage  gesammelt  und  verarbeitet.    Freilich  teilt  seine  Arbeit 

die  beiden  Hauptmängel  fast  aller  der  zahllosen  neueren  Schriften  über 

denselben  Gegenstand :   Nichtberücksichtigung  der  Geldsnrrogate  und 

der  Uteren    Entwicklung   bis   zum   Ende   des    vorigen   Jahrhunderts. 

Daher  gelangt  auch  Haupt  nur  zu  einer  einseitigen  und  unvollständigen 

i^Biehanong.    Doch  hält  er  sich  ganz  frei  von  einem  anderen  schweren 

Fehlsr  vieler  Bimetal  listen :  Er   wiederspricht  aufs  entschiedenste  der 

Ugende  von  einer  angeblich  herrschenden  Goldknappheit.    Im  Mittel- 

pookte   seiner   ganzen    Darstellung  stehen  die  kolossalen  Zahlen  des 

Tsnnfinzten   Silbers   und   die  Verluste,  welche  die  Weltwirtschaft  an 

demielben   zu  erleiden   hat.     Es   ist  gewiss   richtig,   dieses   wichtige 

Hooeot  gegenüber  der   Unterschätzung    desselben    seitens    mancher 

HoDometallisten  hervorzuheben.    Aber  wann  hat  je  ein  wirtschaftlicher 

Fortschritt  ohne  solche  Verluste  stattgefunden?    Etwa  bei  Einführung 

^  Bsenbahn  oder  des  mechanischen  Webstuhles?    Bei   der  Demone- 

tinertag  des  Silbers  erscheinen  diese  Verluste  nur  deshalb  so  riesengross, 

▼eil  sie  erstens  meist  nicht  die  Einzelwirtschaften  treffen,  sondern  die 

S  t  s  1 1  e  n  nnd  femer  nicht  die  persönliche  Arbeitskraft,  sondern  lediglich 

das  Kapital.    Beides  ist  aber  natürlich  kein  Nachteil,  sondern  eine 

gewaltige  Liehtaeite,  dieser  sich  vor  unsem  Augen  abspielenden  wirt- 

KhafUichen  Revolution.     Deshalb   soll    man  vor  jenen    Zahlen  nicht 

&lls«ehr  erschrecken.    Immerhin  bleibt  es  eine  wichtige  Aufgabe,  die 

DOTemieidlichen  Verluste  auf  möglichst  lange  Zeiträume  zu   verteilen, 

om  die  jetzigen  Steuenahler  nicht  übermässig  zu  bedrücken. 

E. 


Dr.  Prani  Kral,  Geldwert  and  Preisbewegung  im  Deutschen 
&s\she  1871—1884.  Mit  einer  Einleitung  über  die  Methode  der  sta- 
tMüicfaeD  Erhebung  von  Geldmenge  und  Geldbedarf  von  Prot  Dr.  F. 
^-  v<m  Neumann-Spallart.  Jena  1887.  (1.  Band,  8.  Heft  der  von  Profi 
^^  herausgegebenen  » Staats wissenschaftl.  Forschungen«.) 

Diese  aus  dem  statistischen  Seminare  der  Wiener  Universität  her- 
vorgegaogene  Arbeit  sucht  den  ziffermässigen  Beweis  zu  erbringen, 
^  im  Deutschen  Reiche  sich  neuerdings  die  Geldsurrogate  viel  stärker 
«otwiekelt  haben  als  der  Verkehr,  und  dass  der  bedenkliche  Rück- 
8^  zahlreicher  Warenpreise  nicht  die  Folge  von  Geldknappheit  ist, 
^Whanpt  mit  dem  Geldwesen  nichts  zu  thun  hat  Trotz  des  proble- 
wtiicheii  Wertes  einzelner  d^r  dabei  verwendeten  statistischen  Beweis* 
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mittel  kann  der  Versuch  alt  gelangen  betrachtet  werden.  Die  gehaltrolk 
Einleitung  von  H.  Prof.  von  Nenmann  gibt  einen  knraen  litterargeechicfai- 
liehen  üeberblick,  sowie  in  algebraischer  Formaliemng  die  GrondAtze, 
nach  denen  solche  üntertnchungen  anzustellen  sind.  Hoffeotlich  f<^geB 
bald  weitere  Arbeiten  ähnlicher  Art«  die  dann  freilich  noch  erheblidi  tiefer 
dringen  und  sich  nicht  auf  die  statistische  Methode  beschränken  möasten. 

R 

J.  Meyer,  Ein  Beitrag  aar  liosung  des  Währangsproblema. 
Berlin.    1887. 

Hier  haben   wir  es   sn  thnn   mit  einem   interessanten    Yersnchci 
zwischen  den  beiden  schablonenhaften  Extremen  des  allgemeinen  Bime- 
tallismus und   des  allgemeinen   Monometallismns   zu   vermitteln,   am 
hierdurch  einerseits  die  schweren  Verluste  wegen  gänzlicher  Demone- 
tisierung  des  Silbers  herabzumindern  und  um  andererseits  die  IJnm^ 
lichkeiten  und  Gefahren  des  internationalen  Bimetallismus  za  ▼enneide&. 
Der  Verfasser  unterscheidet  ganz  vortrefflich  zwischen  Grose-,    Ifittel- 
und  Klein  verkehr,   sowie   zwischen  Ländern  mit  weit  vorgeachritteDer 
und  mit  zuräckgebliebener  Verkehrsentwickelung.    Dies  ist  gewim  eine 
der   wichtigsten  Voraussetzungen   für   alle    Versuche   zur  Löenng  de& 
Währungsprobleroes.     Aber   als   gelungen  kann   der  hier   vorliegende 
Versuch  nicht  bezeichnet  werden.    Dazu  ist  der  projektierte  Bau  viel 
zu  künstlich.    Wenn  der  Verf.  das  Gold  vorzugsweise  als  interna- 
tionales 2«ahlung8mittel,  das  Silber  dagegen  nur  für  den  inneres 
Landesverkehr  beibehalten  will,   so  ist   dies   zwar   unzweifelhaft   for 
die  allernächste  Zukunft  ein  richtiger  Gedanke,  aber  derselbe  braucht 
nicht   erst   durch   einen   complizierten  Apparat   realisiert   zu   werden, 
denn  dahin  geht  ohnehin   die  VerkehrsstrSmung.    Verfasser  will  niu 
die  Grenze,   innerhalb  deren   das  Silber  als  Ronrantgeld  verwendbar 
ist,  möglichst  hoch  hinaufsetzen,    und    vom   österreichischen 
Standpunkte  aus  mag  er  vielleicht  hier  nicht  unrichtig  urteilen.    Aber 
er  bedenkt  nicht,  dass  dass  Gebiet,  innerhalb  dessen  der  Verkehr  sieh 
noch   mit   dem  Silber   begnügen   kann,    von  Jahrzehnt   zu  Jahrzehnt 
immer  mehr  zusammenschrumpft.    In  den  wirtschaftlich  hochentwickelten 
Ländern  reicht  dieses  Gebiet  schon  gegenwärtig  nicht  über  die  Grenzen 
des   mittleren   Lokal  Verkehres   hinaus.    Selbst   der  interlokale  Mittel- 
verkehr und  der  lokale  Grossverkehr  kann  das  Silber  heutzutage  in  den 
meisten  europäischen  Ländern  nicht  mehr  verwenden.    Wenn  der  Verl 
ferner  die  Länder  geringerer  Verkehrsentwickelung  mit  Silberwährung  ab- 
finden, den  anderen  dagegen  zwar  Goldwährung  zuwenden,  aber  auch 
ihnen  für  den  inneren  Verkehr  eine  starke  Zirkulation   unterwertiger 
Silbermünze  —  eine  Art  Zwitter  von  Eourantgeld  und  Scheidemfime 
—  dauernd  au&wingen  und  den  Preis  des  Silbers  durch  internationale 
Vereinbarungen  reguliert  wissen  will,  so  besteht  der  Vorteil  dieses  im 
einzeben    dann    noch   weiter  ausgeführten  Systemee  eigentlich  nur 
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darin,  dass  dem  Silber  die  volle  Oleichberecbtigung  mit  dem  Golde 
entzogen  werden  solL  Dafür  ist  ee  aber  wohl  noch  sebwieriger  dorch- 
znföhren,  als  der  internationale  BimetalliBmus.  Daa  ganze  System  bat 
eine  gewisse  Aebnlicbkeit  mit  dem  Ton  Wairas  empfohlenen  »monnaie 
d*or  ayec  billon  d'argent  r^lateur«.  Mindestens  würde  es  praktisch 
anf  etwas  Aebnlicbes  hinauskommen.  Diese  Vorschläge  sind  ja  sehr 
intereasani  Sie  rerdienen  aufmerksame  Erwftgnng.  Aber  glauben  ihre 
Autoren  ernsthaft  an  eine  direkte  politische  Verwertung?  E. 


Prof.  Vito  Cusumano,  Storia  dei  Banchi  della  Sisilia.  I.  Ban- 
chi priTati.    Roma,  Löscher,  1887.    gr.  8.   VIII  u.  315  8. 

Der  Verf.  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt^  in  drei  Bftnden  die  bisher 
wenig  bekannte  Geschichte  des  siailianischen  Bankwesens  zu  schreiben. 
I>eT  vorliegende  erste  Band  behandelt  die  Geschichte  der  privaten 
Banken,  die  bmden  folgenden  sollen  die  Geschichte  der  öffentlichen 
Banken  b^iandeln. 

Die  Geschichte  der  privaten  Banken  beginnt  in  Sizilien  im  Mittel- 
alter. Die  günstige  centrale  Lage  der  Insel  im  mittelländischen  Meer 
tfihrte  schon  seit  dem  X.  Jahrhundert  zu  einer  lebhaften  Beteiligung 
det  Städte  an  dem  damaligen  Welthandel ;  die  kaufmännische  Bevöl- 
kerung, vielfiach  ans  fremden  Eingewanderten  bestehend,  war  in  privi- 
legierte Zünfte  (mmverntates)  zergliedert,  die  Begierungen  beförderten 
den  Handel  durch  staatliche  Fürsorge  fAr  Häfen,  Lagerhäuser,  Docks 
{Mrrieaton),  Messen,  Börsen  (Logge)  u.  s.  w.  Was  aber  das  Geld  be- 
tiüft,  das  nicht  nach  dem  nominellen  Wert,  sondern  nach  dem  Gewichte 
genommen  werden  sollte,  so  entstand  allmählich  ein  Münzwirrwar  durch 
die  h&nfigen  Ausprägungen,  durch  den  freien  Umlauf  von  mehr  als 
nransig  Gattungen  ausländischer  Münzen ,  endlich  durch  das  schlecht 
geprägte  Kupfergeld,  welches  ausnahmsweise  nach  einem  nominellen, 
Ter&nderlichen  Werte  zirkulierte  und  der  Regierung  einen  Gewinn  von 
80  ^/o  gewährte.  Die  campaores  (Wechsler),  welche  in  Sizilien  in  einer 
früheren  Epoche  als  auf  dem  Festlande  auftraten,  erfKlIten  hier  den 
doppelten  Dienst,  als  offizielle  Beamten  die  einheimischen  Münzen  un- 
entgeltlich zu  wägen  und  als  private  Kauflente  die  ausländischen 
Münzen  gegen  Provision  zu  wechseln.  Dass  aber  sie  ihres  Amtes  nicht 
immer  in  genügender  Weise  walteten,  beweist  das  Statut  der  Müuz- 
meister  in  Messina  vom  Jahre  1851,  welches  Strafen  gegen  ;die  seitens 
der  Gampsores  ausgeübte  Münzbeschneidung  enthält ;  es  bestimmt  zu- 
gleich die  Gattung  der  Wagschalen  und  anderes,  spricht  sich  aber  be- 
tfiglich  der  Provision  fQr  den  Wechsel  auriändischer  Münzen  nicht  aus. 
Vielleicht  war  diese  dem  frbien  üebereinkommen  der  Kontrahenten 
aaheimgeetellt.  Das  >jos  cambiic  wurde  jedoch  nicht  nur  diesen  oder 
»deren  öffentlichen  Beamten  anvertraut,  sondern  auch  sonst  verpachtet 
Qnd  verkiMilt, 
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Im  XIV.  Jahrh.  gab  es  in  Sieilien  17  Privatbanken,  die  Zahl 
im  XV.  Jahrh.  auf  12,  sank  aber  im  XVI.  auf  52.  Diese  Zahlen  be- 
weiseor  dass  Sizilien  eine  durchaus  bedeutende  Stellung  neben  Venedig 
(103  Privatbanken),  Florens  (70  im  XV.  Jahrh.),  Neapel  (40  im  XVL 
Jahrh.)  einnahm.  Die  Bankiers  bildeten  Zfinfte,  bekleideten  OflPeni- 
liohe  Aemter  und  bekamen  Zeugnisse  der  kSniglichen  Dankbarkeit 
wegen  ihrer  Dienste.  PtAUea  causa,  publiemn  imereme,  la^ea  dem 
Bankwesen  zugrunde.  Zcur  Qründung  einer  Privatbank  war  erferderliidi: 
königliche  Bewilligung»  strenge  Bürgschaft  (bei  welcher  die  BOrgen 
ad  nuium,  d.  h.  ohne  Einredereeht  hafteten),  Eidesleistung  tot  dem 
Prätor  und  endlich  Öffentlicher  Ausruf. 

Die  komplizierten  Geschäfte  der  Bankiers  (Kauf  zum  Wiederkanf 
von  Edelmetallen  fär  monetarische  oder  industrielle  Zwecke,  von  Ge- 
treide für  Verproviantierung  der  Truppen,  von  Teztilstoffen  a.  s.  w.; 
Kreditoperationen  n.  s.  w.)  erforderten  ein  gutes  BucbföhrungsweeeB, 
und  ein  solches  war  schon  seit  dem  XII.  Jahrh.  in  Sizilien  bekannt. 
Das  Haupt-  und  Tagebuch,  das  QiMiemdkm  und  das  Kopierboch  (n- 
ehordo  piehuh),  von  Notaren  gehalten  und  geschrieben,  bosassen  das 
allgemeine  Vertrauen,  sie  mussten  im  Falle  des  Bankerottes  ven  (Hleot- 
lichen  Beamten  (conservatori)  aufbewahrt  werden. 

Ein  Hauptgeschäft  der  Banquiers,  dessen  Betrieb  diese  auch  von 
den  Campsores  unterschied,  war  das  Depositengeschftft.  Den  Privat- 
banken strOmten  Aufbewahrungs-,  gerichtliche  und  Ck>nto-Corrente-De- 
positen  zu.  Ffir  die  letzteren  wurde  erst  im  XVl.  Jahrh.  ein  Zins  ge- 
zahlt; sie  unterschieden  sich  in  private  und  Öffentliche,  zu  diesen  ge- 
hörten kommunale  Einkünfte  und  die  dem  KOnige  resp.  VizekOnige 
bewilligten  Geldsummen.  Der  Senat  und  der  K  Hof  zogen  anf  dieM 
Depositen  durch  Policen,  um  für  die  öffentlichen  Ausgaben  zu  sergen. 
Als  Reohnungsgeld  diente  die  Unze,  die  erst  im  Jahre  1733  ausgeprägt 
wurde.  Ein  Teil  der  Depositen  wnrde  gewöhnlich  ausgeliehen,  die 
Zinsen  betrugen  5*^/o  im  Jahre  1457  und  15  ^/o  im  Jahre  1556.  Zar 
Garantie  des  Darlehens  pflegten  Senat  und  K«  Hof  die  Konsumstever 
(Gabelle)  zu  verpfänden. 

Aus  dem  Depositengeschäft  gingen  mehrere  Kreditscheine  hervor. 
Zuerst  die  Depositquittung  (apodixa),  die  vor  dem  XV.  Jahrhundert 
nicht  zu  finden  ist,  wahrscheinlich  weil,  des  grossen  Vertrauens  halber, 
die  Deponenten  keine  verlangten.  Femer  das  Bankzertifikat  (oertificatio 
bancij  und  die  Bankbuchbescheinignng  (fede  di  partita  di  baneo),  b«de 
ohne  Datum,  die  letztere  aber  die  Ursache  der  Obligation  enthaltend; 
sie  bezogen  sich  nur  auf  gerichtliche  Depositen.  Später  erscheinen 
der  Deposit  fede  di  deposito ,  und  der  Beglaubigungsohein ,  fede  |di 
credito.  Das  älteste  Exemplar  ist  vom  Jahre  1574,  beide  mit  Daiam 
und  ffir  alle  Depositen  geltend,  der  letztere  aber  die  Formel  enthaltend 
wodurch  der  Bankier  den  Deponenten  einfach  für  den  Gläubiger  ein^r 
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^bwftiit«t<p  SonuDO  erklftrt.  Aasasffdem  w»r  die  »diota  Band«,  wie 
die  >per8cripUo«  der  römiieheD  tavgeatarii«  bei  den  »aactiones«  ein 
ZaUuBg9?ersprechen  des  Bftnkiers  sn  gunsten  einer  dritten  Perton, 
mit  bestimmter  VerfeUzeit.  Dieser  Schein,  sehr  üblich  bei  den  Vereteiger- 
oBgen  der  fonsiimstener,  wies  gleichseitig  auf  die  Schuldanerkennnng 
(fmeio  bom)  und  auf  die  Zablnngwerpflichtung  des  Bankiers  (pnmeito 
p^^mi)  und  wnrde,  wie  der  Wechsel,  dnroh  sommariiohen  Proiese  be- 

TOrBOgtk 

Was  4len  Wecksei  betriflft  (letkra  aperta  oder  leHera  äperta  di 
tnäto)  so  diente  er  so  allen  ans  Wareiqreschäften  herrührenden  Schulden 
oBd  so  den  Fondsrimessen  swischen  den  verschiedenen  Bankiers  Sizi- 
Ue&s.  Die  dem  Wechsel  gaw&brie  ^xeeuiio  parata  gab  das  Recht  einer 
«dJlsehweigenden  Hypothek  aaf  alle  Immobilien  (die  FeudaHmmobüien 
einbegriffen)  des  Schuldners.  Die  Pragmatik  ?om  Jahre  1543  sanction- 
nisrte  den  Gebrauch  der  Wechseliahliing  »per  banco«,  d.  h.  durch  Ver- 
mittelung  einer  Privatbank  um  die  Qeldausfiiihr  zu  verhindern. 

In  dem  XV.  und  XVI.  Jahrhundert  üand  im  ganzen  Italien  der 
finkeroit  der  Bankiers  statt  ZwGlf  sehr  bedenllende  Privatbanken  in 
PilenBO  lalliecten  in  dem  Zeitraum  swischen  1514  und  1594.  Da  sich  die 
Preurevolntion  dieser  Epoche  in  Italien  und  besonders  in  Sizilien  sehr 
wemg  fühlbar  machte,  so  mfisaen  wir  das  Zugrundegehen  der  Ban- 
kien  auf  q>eaielle  Ursachen,  wie  die  irrigen  Münzmassrogeln  der 
Bs^omngen,  die  £alsdie  Kornpolitik,  die  sdileehte  Docksverwaltnng 
B.  a  w.  zurückführen.  Trotzdem  dauerten  die  Privatbanken  in  Sizilien 
auch  nach  der  Bildnng  der  Kommunalbank  (la  TavM)  von  Palermo 
im  Jahre  1552  fort. 

Dies  ist  in  kurzen  Zügen  das  von  Prof.  Vüo  Cuaumano  mit  fleissigen, 
gewisBenbaften  Archivforsohungen  bdiandelte  Argument  Wir  geben 
noch  dem  tiefgefühlten  Wunsehe  Aasdruck,  dass  die  zwei  Bände  über 
die  Baneki  pubhei  recht  bald ,  wie  es  uns  der  gelehrte  Verfasser  ver- 
sprochen hat,  erscheinen  möchten.  Dr.  Benini,  Cremona. 


Dr.  Gustav  Konig,  Un  nouvel  impot  aar  le  revenu.  2.  6d. 
Pu.  F.  Vieweg.    1887.    kL  &    LXm  et  195  p. 

Der  Verf.  dieser  Schrift,  ein  Wiener  und  Oesterreicher  —  wie  er 
wiederholt  etwas  demonstrativ  betont  wohl  um  nicht  bei  den  Franzosen 
für  einen  »Deutschenc  gehalten  zu  werden  —  ist  mir  sonst  schon  durch 
^en  Aufsatz  über  die  »lleldangabe«  in  Schanz*  Fin.Arch.  und  durch 
eine  aber  diese  Einrichtung  etwas  gereizt  mit  C,  Bwrkari  geführte  Po- 
lemik bekannt  £r  zeigt  sich  auch  in  dieser  Schrift  als  einen  tüchtigen 
Kenner  der  Besteuerung,  besonders  der  direkten,  namentlich  der  Ein- 
konuDenstener.  Es  hätte  vielleicht  um  so  weniger  der  etwas  persönlich 
gewordenen  Vorrede  bedurft,  worin  der  Verl  in  sehr  breiter  Aosfnh- 
^  sein  Verdienst  um  das  neue  franzünsche  Projekt  der  Eeform  der 
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FeriODal-  nnd  Mobiliantener  darlegt,  sich  die  Prioritilt  dee  dieeem  Pie> 
jekt  zu  Grande  liegenden  Gedankens  yindiiiert  and  diesen  G^edankea 
nach  Terscbiedensten  Seiten  gegen  Polemik  and  gegen  MiMreivt&ndmMe 
in  der  französischen  Presse  verteidigt. 

Der  leitende  Gedanke  Eöm^s  und  des  vom  Finanzminister  Uamg^m 
im  Jahre  1887  der  französischen  Depntiertenkammer   vorgelei^n  Ge- 
setzentwurfs  ist  kein  neuer,  sondern  im  wesentlichen  eine  Blickkdir 
zu  dem  ursprünglichen  Gesetz  über  die  Mobiliarsteuer  voift  Jahre  1791 : 
am  die  Schwierigkeiten  und  das  der    »grande  nationc  einmal  wider- 
wärtige Eindringen  in  die  Vermögens-  und  EinkommensTerh&ltniaae  bei 
einer  eigentlichen  Einkommensteuer  zu  vermeiden,  aber  doch  einign- 
maasen  das   2Uel  einer  solchen  zu  erreichen,  soll  aus  der  Miete»  bss. 
dem  Wohnungsaufwand  durch  Benfitzung  bestimmter  Koeffinenten  zur 
Multiplikation  des  Mietbetrags  eine  Ziffer  gefunden  werden,    welche, 
wenn  auch  nicht  streng  als  Einkommen,  doch  als  Okonomiiohe  Koheit 
benützt  werden  kann,    um  danach  die  einzelnen  Inhaber  dieser  Woh- 
nungen als  Steuerpflichtige  der  Mobiliarsteuer  in  richtiger  Propoiüo- 
nalitftt  direkt  —  einkommensteuerartig  —  besteuern  zu  kOnnen.    Der 
Verf.  leugnet  diese  Uebereinstimmang  seines  Plans  mit  dem  Gesetze 
von  1791  nicht,  versichert  aber,  bei  Entwicklung  seiner  Ideen  and  Aus- 
arbeitung seines  Plans  dieses  Gesetz  noch  nicht  gekannt  zu  haben.    Das 
wird  ihm  natürlich  zu  glauben  und  insofern  ihm  die  persönliche 
Originalität  und  Priorität,  auf  die  es  ihm  anzukommen  scheint,  sosii- 
gestehen  sein.    Der  Gedanke  selbst,  aus  der  Miete  auf  das  Einkommeo 
zu  schliessen  und  dann  auf  die  Weise,  wie  es  JTdfi^  und  der  neue  Ge 
setzentwurf  thut,  einkommenartige  BesteuerungsgrOssen  zu  bilden,  liegt 
indessen  so  nahe,  dass  das  Verdienst  einer  solchen  Priorität  doch  kaum 
so  erheblich  ist,  um  davon  so  viel  Aufhebens  zu  machen. 

Das  wirkliche  Verdienst  bei  der  Aufstellung  eines  solchen  Projekts 
liegt  wohl  in  etwas  andrem:  es  gut  und  besser,  als  es  andre  gethas« 
nach  seinem  Gesamtplan  zu  rechtfertigen,  es  ebenso  gegen  die  gemacb- 
ten  oder  sich  von  selbst  bietenden  Einwände  zu  verteidigen  und  m 
dem  Behuf  es  so  zu  fassen,  dass  es  möglichst  viel  Vorzüge  and  mög- 
lichst wenig  Schwächen  bietet.  In  diesen  dreierlei  Beziehungen  gebührt 
dem  Verf.  m.  E.  wirklich  Lob,  aber  —  überzeugt  hat  er  mich  gleich- 
wohl nicht  und  in  einzelnen  seiner  Begründungen  finde  ich  eine  Kon- 
nivenz gegen  französische  AuflFiassungen ,  die  ich  nicht  billigen  kann 
und  worüber  ich  mir  zum  Schluss  noch  ein  Wort  erlauben  werde. 

Gut  begründet  der  Verf.  die  Notwendigkeit  einer  Beform  der  fran- 
zösischen direkten  Besteuerung,  speziell  der  Personal-  und  Mobiliar- 
steuer. Er  betont  mit  Recht,  dass  solche  Reformen  an  das  Steuersy- 
stem und  an  den  Geist  eines  Volkes  in  besag  auf  dasselbe  anknüpfen 
müssen  und  wie  in  dieser  Hinsicht  mit  der  Abneigung  der  Franzosen 
gegen   »arbiträre«  Einschätzungen  ^u  Einkommensteuern   und  gegeo 
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DddamtioDen  o.  dgl.  m.  so  rechnen  sei.  Aber  er  geht  za  weit ,  wenn 
er  dadttlb  glaubt ,  Frankreich  müsse  überhaupt  auf  eine  eigentliche 
Pemnud-Einkomznensteuer  verzichten.  Immer  von  neoem»  rar  £hre  der 
Fnunoeen  sei  es  gesagt»  taucht  der  Gedanke  an  eine  solche  Steuer  oder 
an  eme  fthnliche  in  Form  einer  allgemeinen  Vermögenssteuer  auf  und 
die  Hilden  eines  Thiers  verfangen  doch  nicht  allgemein.  Auch  sind 
die  andern  modernen  Völker,  welche  Einkommensteuern  oder  VermOgens- 
rteoern  oder  ähnliches  haben,  die  Deutschen,  Italiener,  Oesterreicher, 
Ssglinder,  Amerikaner,  auch  nicht  enthusiasmiert  für  die  steuertech- 
ittchen  Einrichtungen,  welche  einmal  wohl  oder  Übel  eine  Einkommen- 
steuer verlangt,  aber  sie  fügen  sich  doch,  weil  es  notwendig  und 
Pflicht  ist.  Vollends  ein  Nicht-Franzose  sollte  nicht  auch  diesen 
tbörichten  Aberglauben  unterstützen,  dass  die  Franzosen  das  Privileg 
bitten,  lästige  Dinge  von  sich  abzuhalten,  zumal  nachdem  sie  lediglich 
durch  ihre  eigene  Schuld,  ihre  ewige  unruhige  ftussere  und  innere  Po- 
litik, sich  in  eine  Finanzlage  versetzt  haben,  bei  der  die  Steuern  so 
neiig  angespannt  werden  müssen  und  durch  die  Einkommensteuer  we- 
nigitena  die  reicheren  Klassen  »proportional«  einmal  der  Billigkeit  ge- 
mte  mitbelastet  würden. 

Das  neue  Projekt  soll  nun  ausdrücklich  keine  Einkommensteuer 
Kin,  aber  doch  einigermassen  eine  solche  ersetzen.   In  geringem  Grade 
thüt  es  das  auch  und  im  Vergleich  mit  der  jetzigen  Personal-  und 
Mobiliarsteuer  stellt  es  immerhin  einen  bedeutenden  Fortschritt  dar. 
Aber  die  inhärenten  Mängel  des  Projekts  sind  doch  so  bedeu- 
tesd,  dass  es  derentwegen  eben  nur  in  kleinem  Masse  für  die  berech- 
tigten  and  im  französischen  Steuersystem  notwendigen  Aufgaben  einer 
virkliehen  Einkommensteuer  dienen  kann.    Der  Vorteil,  an  sichtbare 
iniere,  verhältnismässig  leicht  richtig  zu  konstatierende  Merkmale, 
^  die  Wohnungsmiete  —  freilich  Überwiegend  nur  in  den  Städten  — 
ttknfipfen  zu  können,  ist  gewiss  wichtig,  auch  gerade  in  Frankreich, 
aber  er  behebt  doch  nicht  die  sonstigen  Schwierigkeiten  und  Bedenken. 
I^  Verf.  und  dem  Gesetzentwurf  ist  ganz  darin  beizustimmen ,   dass 
dem  »^kommen«  wenigstens  vergleichbare  Grössen  sich  aus  der 
WobnuDgimiete  gewinnen  lassen,  wenn  man  das  wechselnde  Grössen- 
mhftltnii  zwischen  Einkommen   und  Miete  nach   der  Grösse  der 
Einkommen  und  auch  —   wie  mit  Recht  geschieht  —   nach  der 
OrOaae  (und,  füge  ich  hinzu,  der  «ganzen  Beschaffenheit«)  der  Wohn- 
orte genau  feststellen  könnte.    Das  wird  denn  auch  versucht  und  im 
PriDiip  durchaus   richtig,  indem  die  Koeffizienten  für  die 
BildoBg  des  steuerpflichtigen  Geldbetrags  aus  der  Miete  mit  der  Höhe 
^ ^kommen  und  der  Grösse  der  Orte  progressiv  wachsen,  um 
>oeioe  proportionale  Besteuerung  zu  erreichen.    Auf  der  so  ge- 
wonnenen Basis  kann  man  immerhin  sicherer  vorgeben,   daher  auch 
PteereSonmien  erheben,  als  mit  einer  einfachen  »gleichquotigen«  Miet- 
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tUuer.  Nach  dem  DaaphiD*8cheD  Eotwnrf  soll  i.  B.  in  Pari»  der  ■ 
effisient  bei  Wohnungen  von  500—2060  fr.  4,  bei  solchen  Ton  2001 11 
5000  5,  Ton  5001—8000  6  u.  s.  w.,  bei  solchen  Ton  15000  mod  md 
10  sein;  in  St&dten  von  10-20000  Einwohnern  tritt  der  Koeföneni 
schon  bei  Mietwerten  von  2—500,  der  von  10  bei  solchen  vo«  8501  ttj 
darüber  ein.  Wie  gesagt:  im  Prinsip  nach  einer  bekaniiieii  ää 
tistisehen  Regel  in  betreff  der  Qnete  des  Wofaaongeanfwanda  Tom  B^ 
trag  der  Ansgabe  bei.  des  Einkommens  gani  rich^.  Aber  ist  es  mag 
lieh,  ohne  die  genauesten  statistischen  Untersoehnngen  diese  Kbefl 
sientenreihe  uud  die  Miet-  und  Ortsklassen  richtig  sn  büdea?  Um 
wenn  man  davor  nicht  znrQckscheute,  sind  solche  statistische  ÜBtersoca 
nngen  Qberhaupt  genOgend  branchbar  henastellen?  Hie  Rhodos  hü 
salta!  Kämg  und  das  ministerielle  Projekt  stellen  sieh  diese  Anlgabi 
viel  sn  leicht  vor  oder  setxen  sich  darüber  hinweg,  indem  sie  sich  da 
mit  begnügen ,  eine  bloss  prinsipiell  richtige  Bcmu  für  di^ 
Auflegung  der  Mobiliarsteuer  geschaffen  su  haben.  Das  reicfat  aba 
eben  praktisch  nicht  aus  und  vor  allem  ist  auf  soleher  Beein,  ge- 
rade weil  noch  zu  viel  üngleichmässigkeit  oder  >Dispr<h 
portionalitatc  bleibt,  die  ümlegung  etwas  bühecer  SteuenÜse 
—  im  Entwurf  (Art.  20)  soll  der  Satz  in  jeder  Finaasperiode  fisstge- 
stellt  werden  —  unthunUoh.  Damit  wird  eine  solche  Steaer  fiska- 
lisch  uuzulänglich.  Ein  weiterer  Mangel  in  dem  Entwurf  ist  aodi, 
dass  die  Steigerung  der  Koeffizienten  schon  mit  10  und  selbst  in  Pans 
bei  Mietwerten  von  15  000  u.  mehr,  in  den  kleinsten  Orten  sogar  sebos 
bei  3000  fr.,  aufhört  Dadurch  wird  die  gerechte  Herbeiziehnng  der 
wirklich  grossen  Einkommen  und  Vermögen  wieder  nicht  er- 
reicht Wer  z.  B.  in  Paris  bei  150  000  fr.  Einkonunen  15000  fr.,  auf 
dem  Lande  bei  30  000  fr.  Einkommen  3000  fr.  verwohnt,  wird  ebenso 
hoch  besteuert,  wie  jeder  andre,  der  bei  noch  viel  höherem  EinkomuMo 
diese  Miete  zahlt.  Hierin  zeigt  sieh  wieder,  daes  diese  Steuer  kein 
genügender  Ersatz  einer  selbst  mangelhaften  Einkommensteuer  wfae. 
Von  allen  andern  Bedenken ,  aus  der  Miete  auf  die  Steuerfthigkeit  la 
schliessen,  gar  nicht  zu  reden,  die  übrigens  der  Verf.  erw&hnt,  aber 
nicht  für  entscheidend  hält.  Das  wären  sie  mir  auch  nicht,  wenn  du 
Projekt  selbst  mehr  genügte.  So  kommen  sie  doch  auch  in  Betracht 
Ueberhaupt  aber  ist  mir  Eines  unverständlich,  wie  nämlich  der  in 
der  Besteuerungstheorie  und  Technik  so  gut  unterrichtete  Verf.  sick 
nicht  sagte,  dass  man  auf  diesen  naheliegenden  Gedanken ,  an» 
dem  Wohnungsaufwand  in  der  hier  projektierten  Weise  eise 
wenigstens  »einkommensteuerartige«  Steuer  su  bilden ,  doch  sicher  in 
Theorie  und  Praxis  auch  anderswo  längst  gekommen  wäre,  wenn  man 
ihn  —  eben  für  die  Lösung  dieses  Problems  —  für  hinreichend  branch- 
bar hielte. 
Zar  Ausführung  kommt  nach  allem  auch  dies  Projekt  in  Frankreich  nicht 
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Nein,  '^oIIni^  did  Fmnsoien  eise  Steuer  haben,  welche  die  n  i»  e  n  t- 
behriiehe  Fanktion  einer  EiBkommentteoer  im  finaDipolitiiohen 
mid  ia  IntereMe  dar  verteilenden  Gerechtigkeit  in  ihrem  Stenersj^stem 
fibemimmt,  so  mögen  sie  nch  nur  anch  bequemen,  ihre  Vorurteile  und 
ihre  Abneigung  etwas  zu  beschränken  und  —  wie  namentlich  rfthmlichst 
die  Italiener  —  auch  die  unyermeidlichen  Bel&etigungen 
eieer  solch en  Steuer  auf  sich  nehmen.  Das  neue  Projekt  Iftaft  doch 
wieder  aiof  das   «Wasch  mir  den  Fels,  aber  mach  mich  nicht  nasse 


Deshalb  bedanre^  ich  auch  einige  der  Redewendungen ,  welche  der 
Verf.  in  jenem  phrasenhaften,  der  franaOeisohen  Eitelkeit  seh&dlich 
whmeiehelnden  Tone  macht,  welcher  schon  bei  wirklichen  Fransosen 
Boertrfiglich  int.  Keiner  der  unwesentlichsten  Orfinde  des  moralischen 
lind  poHtifloben  Hersfbkommens  der  »grande  nationc.  Herr  Kämg  nennt 
flieh  »Oesterreicher  aus  Wien«.  Nun,  er  wird  dann  nnd  seinem  Namen 
Bach  doch  wohl  D  e  u  t  s  c  h  -  Oesterreicher ,  also  »Deutscher«  sein. 
BüteMfclien,  auch  N  i  c  h  t  -  Reichsdeutschen,  sind  angesichts  des  heu- 
tifSD  erbfirm liehen  und  Terftchtliehen  bösartigen  Deutschenhasses  der 
ftaittosAi  m.  E.  seMe  Weildung«n,  wie  ^.  B.  S.  XII,  9  (une  grande  na- 
tise,  vivant  d«  son  g^nie  propre  — ;  nn  progpr^  digne  d*uii  grande  peu^ 
ple),  167,  168  (espiit  eherAlereeque  et  la  bienveillante  indalgenee  d'une 
graode  nation),  direkt  zu  yerdenken.  Wir  Deutsche  haben  keine 
ÜTsadie,  die  Yerblcsduag  unserer  westlichen  Nachbarn  durch  solche 
Sefameiefaeleien  einet  »Fremden«  immer  noch  zu  steigern  und  ihnen 
Komplimente  zu  machen,  wo  sie  keine  verdienen.  A.  Wagner. 


August  Klein,  Dr«  d.  Rechte,  Die  Zuoker-Strontian-Fatente, 
^«rgtetellt  aus  dem  Gesichtspunkte  einer  Abänderung  der  deutschen 
Pttentgesetzgebung.    Jena  1887,  G.  Neuenhahn. 

Die  yorli^ende  Schrift  würde  nach  ihrem  Inhalte  zweckmässiger 
Weichnet  sein  durch  ümkehrung  des  Titels  als  ein  Beitrag  zur  Dis- 
kiBsioB  der  Reform  des  Deutschen  Patentrechtes  an  der  Hand  des 
Materials,  welches  durch  die  den  Zuokerstrontianpatenten  zu  Teil  ge- 
wordene Behandlung  geboten  ist.  Die  Entzuckerang  der  Melasse,  des 
KCekstandes  in  der  Rübenzuckererzeugung,  mittelst  Strontianit  ist  eines 
^  ergiebigsten  Verftthren  der  Melasse -Entzuckerung.  Nachdem  das- 
selbe durch  Jahre  hindurch  von  der  Dessauer  Raffinerie  geübt  und 
geheimgehalten  worden  war,  nahm  Dr.  SckeSbleft  Professor  der  chemischen 
Teehnologie  in  Berlin,  ein  Patent  auf  das  Verfahren,  welches  ihm  nun 
dnrch  die  Dessauer  Raffinerie,  obwohl  dieselbe  bis  dahin  kein  Patent 
erworben  hatte,  streitig  gemacht  wurde.  Das  ist  der  Thatbestand,  auf 
weldiem  die  vorliegende  Schrift  fusst,  und  Ton  dem  aus  sie  ihre  Folger- 
ngen  für  die  im  Werk  befindliehe  Reform  des  Patentrechtes  zieht. 
^  geht  aof  die  prinzipiellen  Gesichtspunkte  der  Reform  mehrfach 
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ein.  Die  Begriffe  der  »Erfindung«,  der  »Neuheit«,  der  »Offenkundi^keitc 
■einee  technischen  oder  chemischen  Prozesses),  der  »Gewerblichen  Ver- 
wertbarkeit«,  dann  das  Verfiahren  der  PatentbehOrde  nach  seinen  ver- 
schiedenen Seiten  werden  erörtert,  und  es  ist  nicht  zu  Iftugnen,  da« 
an  dem  Hintergrund  des  gebotenen  Thatsachenmaterials  das  Verständ- 
nis und  die  Beurteilung  jener  Fragen  gefördert  ist.  D.  V.  spricht  sich 
gegen  eine  bloss  teilweise  Revision  des  Patentrechts  ans;  er  fordmi 
eine  durchgreifende  Umgestaltung  desselben  und  legt  hiefÜr  einen  Ge- 
seteentwurf  mit  Motiven  vor,  für  welchen  nebst  den  Beschlassen  der 
offisiellen  Enquete-Kommission  die  Gutachten  einselner  auioritatiTer 
Körperschaften  und  natürlich  die  Patent-Rechtsprechung  seit  Bestand 
des  deutschen  Patentgesetses  verwertet  wurden.  Mit  bezng  auf  ihre 
Ausführungen  betrefiPend  die  Strontianpatente  hat  die  Schrift  eine 
scharfe  Entgegnung  durch  Prof.  Seheibler  (in  der  Neuen  Zeitschrift  för 
Rabensuckerindustrie  vom  4   Mai  1887)  erfahren.  I.  W. 


Der  ÖBterreiobiache  Staatshaushalt  in  der  Periode  1868— 1882 
nebst  Uebersiohten  über  die  Landes  -  Fonds-  und  Gtomelnde- 
Finansen  für  das  Jahr  1888»  bearbeitet  von  dem  Bureau  der  k.  k. 
statistischen  Zentral-Kommission  (IX.  Band,  Heft  4  der  österreiehisehea 
Statistik).    Wien,  k.  k.  Hof-  u.  Staatsdruckerei  1885. 

Dr.  Ernst  Misohler,  Der  öffentliche  Haushalt  in  Böhmen. 
Beitrag  sur  Kenntnis  und  Beurteilung  des  Finanswesens  der  Selbstver- 
waltung in  Oesterreich.    Leipzig  u.  Wien,  Toeplits  u.  Denticke  1887. 

Dr.  Max  Menger,  Statistische  Zusammenstellungen  als  Ma- 
terial für  die  Beform  der  Veraehrungssteuer  in  gesohlossenen 
Orten  und  auf  dem  flachen  Iiande.  Gesammelt  und  geordnet  auf 
grund  eines  Beschlusses  des  Versehrungssteuer-Ausschusses  des  Abge- 
ordnetenhauses, Wien,  k.  k.  Hof-  n.  Staatsdr.  1887. 

Später  als  in  andern  L&ndem  hat  in  Oesterreich  sich  jene  ftlr  die 
neuere  Entwickelung  der  Staatswissenschaften  charakteristische  Verschie- 
bung vollzogen,  vermöge  deren  das  Interesse,  das  lange  Zeit  auf  die 
Einrichtungen  der  unmittelbaren  Staatsverwaltung  konzentriert  geblieben 
war,  sich  auch  der  Selbstverwaltung,  ihrer  Organisation  und  ihrem 
Finanswesen  zugewendet  bat;  erst  während  des  letzten  Jahrzehnts  ist 
an  die  Stelle  der  Dörftigkeit,  welche  in  dem  auf  die  kommunale  V^- 
waltung  und  Wirtschaft  bezQglichen  Teil  der  Litteratur  geherrscht 
hatte,  eine  grossere  Regsamkeit  getreten;  vor  allem  die  Schriften  JBli- 
linsJd^s  —  die  Qemeindebesteuerung  und  ihre  Beform,  1878  —  und 
ÜWricha  —  Lehrbuch  des  Oesterreichischen  Staatsrechts,  1883  ~  sind 
es ,  welche  in  dieser  Richtung  einen  Wendepunkt  bezeichnen :  Vena 
ersteres  Werk  die  Einrichtungen  der  Kommnnalbesteuenmg,  wie  sie 
in  Oesterreich  bestehen,  zuerst  in  den  Kreis  einer  von  allgemeinen  Gesichts- 
punkten ausgehenden  Betrachtang  gezogen  hat,   so  hat  das  zweite  das 
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Verdienst,  die  fQr  die  Organisation  und  den  Anfgabenkreis  der  Selbst- 
TervittongBkOrper  geltenden  Rechtsnormen  in  ihren  Grnndzügen  znr 
Duatellong  gebracht  sn  haben.  Die  Anregung,  wie  sie  von  beiden 
Werken  ausging,  ist  nicht  ohne  nachhaltige  Wirkung  geblieben.  Weitere 
Forisehritte  auf  dem  betretenen  Wege  bezeichnen  die  in  der  üeber- 
sehrift  genannten  Schriften,  von  denen  die  erste  und  dritte  in  erster 
Linie  zwar  Gegenstände  aus  dem  Finanzwesen  des  Staats  behandeln, 
bisbei  jedoch  in  das  Gebiet  des  kommunalen  Finanzwesens  Qbergreifen ; 
die  zweite  ist  ganz  dem  letzteren  gewidmet. 

bsbesondere  bei  der  an  e  r  s  t  e  r  Stelle  erwähnten  Veröffentlichung 
der  Btatistiscben  Zentral-Kommisdon  liegt  der  Schwerpunkt  in  der 
Behandlung  der  Staatsfinanzen:  das  den  grösseren  Teil  der  Schrift 
aasmachende  Tabellenwerk  umfasst  —  Seite  1  bis  75  —  eine  vergleichende 
Dantellong  der  in  der  Führung  des  österreichischen  Staatshaushalts 
erzielten  Ergebnisse:  gewissermassen  anhangsweise  tritt  diesem  Teile 
des  Werks  eine  weitere  Anzahl  auf  die  Verwaltung  der  der  Landes- 
Verwaltung  angehörigen  Fonds  und  die  Geldgebahrung  der  Gemeinden 
bezügiieben  Tabellen  —  Seite  76  bis  81  —  hinzu;  während  jene  mit 
des  Siaats-Finanzen  sich  beschäftigenden  Tabellen  indessen  die  Ergeb- 
läm  der  Jahre  1868  bis  1882  vergleichend  neben  einander  stellen, 
bttefaiftoken  die  dem  kommunalen  Finanzwesen  gewidmeten  sich  auf 
dto  Zustand  des  Jahres  1882.  Den  Versuch  einer  Erläuterung  und 
Verwertung  des  Zahlen-Materials  enthält  die  umfassende  Einleitung, 
welche  ~  S.  I  bis  LXVIIl  —  dem  Tabellenwerk  vorangeschickt  ist ; 
der  ente  Abschnitt  derselben  gibt  Notizen  über  die  früheren  amtlichen 
ond  aosseramtlichen  Bearbeitungen  der  Finanz-Statistik;  von  ihnen 
wen  die  bemerkenswertesten  die  von  der  statistischen  Zentralstelle 
Migegangenen ,  wie  sie  für  die  Zeit  von  1861  bis  1881  im  statistischen 
Jahrbuch,  seitdem  in  der  österreichischen  Statistik,  enthalten  sind: 
im  Gegensats  zu  diesen  früheren  Publikationen,  welche  die  sog.  Gebah- 
niogi-Nachweise  zur  Basis  nehmen,  sind  der  gegenwärtigen  Veröffent- 
liehosg  die  Zentral-Bechnungs- Abschlüsse  zum  Grunde  gelegt,  welche 
foiD  obersten  Rechnungshöfe  je  im  zweitfolgenden  Jahre  nach  Ablauf 
der  Fioanzperiode  dem  Parlament  zur  Beurteilung  der  Verfassungs- 
mStagkeit  des  Vorgehens  der  Regierung  bei  Vollstreckung  der  Finanz- 
g^Kiie  vorgelegt  werden  und  welche  zum  Unterschiede  von  den  Ge- 
t>&hniog8-AbschlüBsen  die  Restverwaltnng  des  betreffenden  Jahres  mit 
omfMsen ;  entsprechend  der  in  diesen  Abschlüssen  durchgeführten  Ein- 
teilong  ^rd  auch  in  der  vorliegenden  Publikation  zwischen  der  etats- 
iiUgen  und  der  ausserhalb  des  Etats  geführten  Finanz?erwaltnng, 
TOB  denen  letztere  teils  die  noch  auf  die  Zeit  vor  dem  Ausgleich  mit 
^■gftm  lieh  besiehenden  gemeinsamen  teils  die  der  privatwirtschaft- 
^^^  Thätigkeit  des  Staats  angehörigen  Finanzoperationen  umfasst, 
^^■tiusden;  als  ein  drittes  Glied  tritt  ein  auf  die  Bargeld-  und  Obli- 
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gatioDsgebahruDg  bezüglicher  Abschnitt  hinzu:  innerhalb  des 
dieser  Einteilung  werden  in  weiterer  Folge  der  Einleitung  zaa84$hst  die 
Gesamtergebnisse     des    österreichischen    Staatshaushalts    im    ganzes 
mitgeteilt,   worauf  die  Ergebnisse  der  einzelnen   Ressorts  ihre  Stelk 
finden;  den  Schluss  machen  die  Resultate  der  allgemeinen  Kassenver- 
waltung.    Besonders  lehrreich  sind  die  mitgeteilten  Uebersichten  Über 
die  Oeldgebahrung  der  direkten   und  der  indirekten  Steuern»   Gefiül« 
u.  8.  w. ;   sie  zeigen  die  wenn  auch  immerhin  in  langsamer  ProgresBon 
wachsende  Bedeutung,   welche  für  die  Aufbringung  des  Staatsbedarfi 
die  Einkommensteuer  im  Vergleich  zu  den  Ertragssteuem  erlangt  hii, 
sowie  den  Umfang,  in  welchem  der  Ertrag  der  indirekten  Steuern  und 
einzelner  Monopole  bei  dem  Einnahme-Ergebnis  noch  jetzt  beteiligt  ist 
So  kommen  von  den  1 9,54  Prozent,  mit  denen  die  Einnahmen  aus  den 
direkten  Steuern  an  der  etatsmässigen   Gesamt-Einnahme  des   Jahres 
1882  partizipieren,  6,79  auf  die  Grund-,  5,16  auf  die  Gebäude-,  2,08  aot 
die  Erwerbs-,  5,03  auf  die  Einkommensteuer,   wogegen  yon  22,79^/*, 
welche  im  Jahre  1868  die  Einnahmen  und  die  Steuern  yon  der  Gesamt- 
Einnahme  ausmachten ,   noch  10,82  auf  die  Grundsteuer ,    5,43  auf  die 
Gebäudesteuer,   2,49  auf  die  Erwerbesteuer  und  nur  4,02  auf  die  Sta- 
kommensteuer  entfielen  (S.  XXVII);  ferner  kamen  von  der  etatsmässigen 
Gesamt-Einnahme  des  Jahres   1882  auf  die  Zölle   8,32  (4,90   im  Jabie 
1868),  auf  die  Verzehrungssteuer  17,62  (15,57   im  Jahre  1882),  auf  das 
Salz-Gef&ll  4,12  (6,62  im  J.  1868),  auf  das  Tabak-GefäU  4,70  (5,75  im 
J.  1868),  auf  das  Stempelgefäll  3,56  (3,65  im  J.  1886),  auf  das  Tazgeflül 
7,13  (gegen  6,05  im  J.  1868).  auf  das  Lotto-GefäU  4,13  (4,27  im  J.  1868). 
Bezüglich  der  Ergebnisse  der  Verwaltung  der  Staatsschulden  und  der  kom- 
munalen Finanzverwaltung  ist  lediglich  auf  die  Tabellen  Bezug  genommen. 
Diese  zeigen  ein  Anwachsen  der  gesamten  konsolidierten  und  schwebenden 
Staats-  und  Länderschuld  yon  2  692 167  216  M.  im  J.  1868  auf  3  227 173322) 
im  Jahre  1882.   Nicht  bloss  in  zeitlicher,  wie  das  schon  bemerkt  worden, 
sondern  auch  in  sachlicher  Hinsicht  ist  das  Material,  das  in  den  TabeUes 
über  kommunale  Finanz-Statistik  yerarbeitet  worden  ist,   ein  yiel  be- 
schränkteres:  es  umfasst  die  Ergebnisse  der  den  Landesyerwaltnngeo 
unterstellten  Spezial-Fonds  und  der  Finanzyerwaltung  der  Gemeinden; 
es  sind  bei  letzterer  jedoch  ausschliesslich   die  grösseren  Stftdte  und 
zwar  auch  diese  lediglich  nach  einem  sehr  summarischen  Schema  berück- 
sichtigt worden,   welchem  die  herkümmliche  Einteilung   in  reelle  ond 
Interims-Einnahmen  und  Ausgaben  zu  Grunde  liegt;  was  die  kleinen 
Städte  und   Landgemeinden  anlangt,  so  scheint   die  Ausdehnung,  io 
welcher  die  Befriedigung  der  administratiyen  Bedürfnisse  noch  im  Wege 
der  Naturalwirtschaft  erfolgt,  yerbunden  mit  der  noch  unyoUkommeneo 
Organisation   des  statistischen  Dienstes  ein  Hindernis  weitergehender 
Leistungen  zu  bilden.    Die  Finanzwirtschaft  der  Bezirke  und   Schul- 
bezirke  ist  in  den  Tabellen  ganz  unberücksichtigt  geblieben.    Die  ge- 
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gebeneD  Müteilangen  charakterisieren  sich  daher  als  Anfänge,  welche 
keinetwegs  genfigen,  nm  den  ineinandergreifenden  Leistungen  der  kom- 
mnnaleD  Yerbftnde  ein  Bild  zu  geben. 

Als  ein  Veranch,  die  Veröffentlichung  der  amtlichen  Statistik  nach 
der  bezeichneten  Richtung  zunächst  fE&r  eines  der  österreichischen  Eron- 
länder  so  erg&nzen,  kann  die  oben  an  zweiter  Stelle  genannte  Schrift 
IfudUer'«  bezeichnet  werden ;  sie  ist ,  wie  in  der  Vorrede  erw&hnt 
wird,  aus  seminaristischen  Hebungen  hervorgegangen,  welche  der  Verf. 
als  Dozent  an  der  Universität  Prag  abgehalten  hat;  derselbe  hält  es 
f^  eine  Aufgabe  solcher  üebangen ,  der  amtlichen  Statistik  voranzu- 
eilen und  ihr  den  Boden  zu  bereiten ;  insbesondere  für  das  noch  nahe- 
ZQ  nnbebaote  und  offene  Gebiet  der  Selbstverwaltung  erachtet  er  ein 
derartiges  Vorgehen  für  notwendig  und  erfolgversprechend:  er  ist  je- 
doch der  Meinung,  dass  bei  dem  Zustande  des  Materials  die  Aufgabe 
zanäehst  nur  för  di^  einzelnen  lAnder  gesondert  zur  Lösung  gebracht 
werden  könne.  Er  beschränkt  sich  daher  in  seiner  Darstellung  auf  die 
territorialen  Selbstverwaltungskörper  Böhmens  in  derjenigen  Oestal- 
toBg,  in  der  sie  aus  der  durch  die  Gesetzgebung  des  Jahres  1849  und 
dannächsi  der  sechziger  Jahre  gegebenen  Organisation  hervorgegangen 
sind. 

Das  provisorische  Gemeindegesetz  vom  17.  März  1849  hatte  den 
kommunalen  Organismus  in  der  dreifachen  Stufe  der  Ortsgemeinden 
Bezirke  und  Kreise  aufzubauen  versucht:  Ober  diesen  dreierlei  Verbän- 
den steht,  das  Zwischenglied  zwischen  denselben  und  dem  Staat  bil- 
dend, das  Land,  das  die  Bedeutung  einer  höheren  kommunalen  fÜnheit 
jedoch  wesentlich  erst  seit  der  Zeit  gewann,  wo  das  Diplom  vom  20.  Ok- 
tober 1860  den  Schwerpunkt  der  Gesetzgebung  in  das  Land  verlegt 
xaA  dear  weitere  Ausbau  dieser  Gesetzgebung  die  Erweiterung  der 
autonomen  Befugnisse  der  Kronländer  auch  im  Gebiete  der  Verwal- 
tiug  gebracht  hatte.  Das  mit  diesen  Grundzfigen  gegebene  System 
ist  indessen  nur  unvollständig  zur  Ausführung  gekommen ,  indem  die 
Kreiie  es  zu  einer  lebensfähigen  Existenz  nicht  gebracht  haben  und 
all  Glied  der  kommunalen  Organisation  inzwischen  wieder  aufgegeben 
worden  sind;  aber  auch  die  Organisation  der  Bezirke  ist  lediglich  in 
einigen  grösseren  Kronländem  zur  Verwirklichung  gelangt,  während 
man  sich  in  den  andern  mit  Zweckverbänden  —  sogenannten  Konkur- 
renzen —  hilft,  zu  denen  die  Gemeinden  je  nach  Bedürfnis  behufs  Er- 
flÜIang  einzelner  gemeinsamer  Aufgaben  sich  vereinigen.  Zu  den  Län- 
dern, in  denen  die  Bezirke  zur  Durchführung  gelangt  sind,  gehört  vor 
Tillen  Böhmen;  neben  den  Ortsgemeinden  und  Bezirken  geht  indessen 
bisr  noch  eine  besondere  Organisation  für  das  Volksschulwesen  her,  für 
deBKn  Unterhaltung  zu  sorgen  Sache  der  mit  der  politischen  Gemeinde 
nidit  notwendig  zusammenfallenden  Schulgemeinde  und  des  über  der-  - 
lelben  stehenden  Schulbezirkes  ist;  mit  dem   administrativen  Bezirke 
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deckt  der  letatere  sich  nur  ansnahmaweise ;  ausserdem  gibt  es  aach  h 
Böhmen  noch  in  einzelnen  F&llen  Eonkurrenzyerb&nde  Yon  eins^nefi 
Gemeinden  für  die  Erfüllung  spezieller  Aufgaben.  Der  Erweiterung  des 
Anfgabenkreises,  wie  sie  fQr  die  Eronländer  infolge  des  Oktober-Diploms 
eintrat,  entsprach  es,  dass  auf  sie  mit  den  ihnen  überwiesenen  Aufga- 
ben auch  die  den  letzteren  gewidmeten  Staats-Fonds  übergingen ;  dar- 
auf, dass  hiebei  die  den  Fonds  gegebene  Zweckbestimmung  anfrocht 
erhalten  blieb,  beruht  es,  dass  die  Finanzverwaltnng  der  Kronländer 
sich  in  eine  Anzahl  von  Zweckfonds  spaltet;  die  Finanzwirtadtaft  der 
Länder  wird  hiedurch  in  ihrer  freien  Bewegung  nicht  unerbeblieb  be- 
schränkt. Vom  Landesaufwande  entfällt  nur  der  geringere  Teil  aof 
die  von  den  Landesorganen  unmittelbar  geführte  Verwaltuni^ :  der  bei 
-weitem  grössere  Teil  wird  durch  die  Dotationen  und  Subventionen  is 
'Anspruch  genommen,  mit  denen  das  Land  den  Bezirken,  Schulbezirkei 
und  Gemeinden  Beihilfe  leistet.  Die  Bezirke  —'208  an  der  Ze^  — 
haben  das  Hauptfeld  ihrer  Beteiligung  im  Gebiete  des  Wegebaoet: 
die  grössten  Städte  vereinigen  in  sich  mit  der  Eigenschaft  der  Ort»- 
gemeinde  zugleich  die  der  Schul  gemeinde,  des  Bezirks  und  Schulbesirka. 
Das  Land  ist  für  die  Deckung  seines  aus  den  Einkünften  des  freien 
oder  stiftungsmässigen  Stammvermögens  und  den  Staatszuschüssen  nicht 
zu  deckenden  Bedarfs  in  der  Hauptsache  auf  Zuschüsse  zu  den  Staati- 
steuern  angewiesen;  das  gleiche  gilt  von  Bezirken,  Schulbezirken  and 
Gemeinden,  doch  spielen  neben  den  Zuschlägen  im  Haushalte  der  Be- 
zirke die  Wegemanten,  in  dem  der  Schulbezirke  das  Schulgeld,  in  dem 
der  grösseren  Ortsgemeinden  einzelne  Arten  von  Gebühren  oder  von 
selbständigen  Steuern  —  insbesondere  Miets-  oder  Verzehrungssteuen 
—  eine  gewisse  Rolle.  Die  Organisation  der  kommunalen  Verb&ode 
ist  daher  ebenso  eine  vielfach  gespaltene  wie  das  System  der  ineinander- 
greifenden Leistungen  dieser  Verbände  ein  kompliziertes  und  die  üeber- 
sieht  erschwerendes  ist. 

Bei  dieser  Beschaffenheit  des  Stoffes  würde  es  auch,  wenn  dem  um- 
stände, dass  die  Bearbeitung  aus  seminaristischen  üebungen  hervorge- 
gangen, keine  Rechnung  getragen  würde,  kaum  auffallen  können,  wenn 
die  wissenschaftliche  Beherrschung  des  Materials  zunächst  noch  eine 
unvollkommene  geblieben  wäre;  aber  auch  an  sich  erscheint  es  zweifel- 
haft, ob  die  vom  Verfasser  befolgte  Methode  zur  Sicherung  volleiäo- 
diger  Uebersichtlichkeit  genügt.  Derselbe  behandelt  nach  einander 
das  Land  ,  den  Bezirk ,  den  Schulbezirk ,  die  Ortsgemeinde  dergestalt, 
dass  er  für  jeden  dieser  Kommunalkörper  Aufgabenkreis,  Ausgaben, 
Einnahmen  darstellt  ,  die  wichtigsten  statistischen  Daten  mitteilt  and 
hieran  eine  Beurteilung  der  Einrichtungen  knüpft.  Da  nun  aber  die  Er- 
füllung der  meisten  einem  nicht  bloss  lokalen  Interesse  dienenden  Ver- 
waltungsaufgaben auf  konkurrierenden  Leistungen  der  verschiedenen 
Kategorien  von  Kommunalkörpern  beruht,  so  bedarf  ein  Bild,   wie  et 
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der  Ver&sBer  zu  geben  unternommen,  zu  seiner  Vervollst&ndigong  einer 
nach  Sachgebieten  geordneten  ergänzenden  Darstellung  des  Ineinander- 
gmfeoB  der  Leistungen  der  verschiedenen  Faktoren;  dadurch,  dass  er 
■ich  auf  eine  Behandlung  des  Materials  in  den  den  verschiedenen  Ka- 
tegorien der  Kommunalkörper  gewidmeten  Abschnitten  beschränkt,  wird 
der  Zusammenhang  gelöst   und  die   üebersicht  erschwert    Aber  auch 
in  die  dogmatische  Entwickelung  hat  die  Unfertigkeit ,  die  dem  Ma- 
terial anhaftet,  sich  hie  und  da  übertragen;  manche  der  geäusserten 
Ansiditen  unterliegen  der  Anfechtung.    Seltsam  erscheint  es,  dass  der 
Verl  einer  Veräusserung  des  Landesstammvermögens  das  Wort  redet 
(8.20),  während  er  die  Erhaltung  des  Grundvermögens  der  Bezirke  und 
Gemeinden  empfiehlt  (S.  81),  da  doch,  soweit  die  Ansammlung  von  Grund- 
besitz in  den  Händen  des  Staats  und  des  Landes  überhaupt  Bedenken 
onieriiegt,   solche  sich  in  gleicher  Stärke  gegen  den  Grundbesitz  der 
Bezirke  richten.    Der  Begriff  der  »allgemeinen«  Gemeinde  im  Sinne  des 
VeHiassers  (8.  114.  128)  ist  schwer  erfassbar;  von  ebenso  zweifelhaftem 
Werte  erscheint  ee,  wenn  er  die  Stadt  als  dasjenige  Gemeinwesen  de- 
fiiiat,  »welches  die  Aufgaben   der  auf    verschiedenen  Stufen  der  ge- 
meiii wirtschaftlichen    Ordnung   stehenden  Yerwaltungskörper  zu  einer 
Binheit  verschmilzt«  (S.  115);  diese  Vereinigung,  die  in  den  positivrecht- 
lichen Einrichtungen  der  Staaten  sehr  versohieden  zur  Durchführung  ge- 
kommen ist,  beftiht  eben  auf  nichts  andrem  als  auf  dem  thatsächlichen 
Umstände,  dass  der  grössere  Reichtum  administrativer  und  wirtsohaft- 
lieher  Kräfte,  wie  ihn  die  Stadt  im  Vergleich  zu  kleineren  Gemeinden 
ra  omsehüessen  pflegt,  dieselbe  befähigt,  teilweise  oder  ganz  die  sonst 
den  fibergeordneten  Verbänden  obliegenden  Aufgaben  mitzuübernehmen 
ond  dementsprechend  der  ergänzenden  Leistungen  der  letzteren  zu  ent- 
behren; in  jenem  auf  engem  Baum  vereinigten  reicheren  Masse  der 
Kxäfle   liegt  daher  das  prinzipale  und   wesentliche   Kriterium.    Das 
Sehnldenwesen  der  Selbstverwaltungskörper  ist  ganz  unberücksichtigt 
geblieben.    Ungeachtet  solcher  grossenteils   in  der  Neuheit  des  Gegen- 
itaodes  und  der  Lückenhaftigkeit  des  Materials  ihre  Erklärung  findender 
Miiigel  wird  gleichwohl  das  Werk  als  ein  in  hohem  Masse  verdienst- 
liches angesehen  werden  müssen ;  es  ist  das  erste ,   welches  einen  tie- 
ferem Einblick  in  das  Gefüge  der  österreichischen  Selbstverwaltung  er- 
möglicht hat  und    mit  welchem  in  der  Erschliessung  dieses  Materials 
ein  wichtiger  Schritt  vorwärts  geschehen  ist.    Auch  fehlt  es  manchen 
der  vom  Verfasser  angeregten  fi^formideen  keineswegs  an  Berechtigung 
ond  Wahrheit.    Vor   allem    gilt  dies  von  der  aufgestellten  Forderung 
eiser  grösseren  Vereinfachung  des  Organismus  der  Selbstverwaltung; 
eine  öberflüssige  und  schädliche  Spezialisierung  enthält  namentlich  die 
EnricbtuDg  besonderer  Seh ul bezirke ,  wie  sie  in  Böhmen  stattgefunden 
hst  and  wie   sie    zweckmässig  durch  Vereinigung   dieser  Bezirke  mit 
itn  politischen   wieder  aufgehoben   wurde.    Aber  auch  insoweit  wird 
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dem  Verfasser  beigetreten  werden  können,  als  er  es  fOr  erwünsdit 
erklärt,  dass  auf  die  Atisstattung  der  Selbstyerwaltongskörper  mit  selb- 
ständigen, vom  Haushalt  des  Staats  unabhängigen  Einnahmequellei 
an  Stelle  der  Staatssteuer-Zoschläge  Bedacht  genommen  werde;  nur 
sind  die  Schwierigkeiten,  die  einer  solchen  Reform  gerade  in  Oesterreicb 
entgegenstehen,  nicht  zu  unterschätzen.  Es  würde  biezu  eine  mindesteoa 
teilweise  Verziohtleistung  des  Staats  auf  die  Einnahmen  aus  den  Ertrags- 
oder den  Verzehrungssteuern  behufs  der  Ueberweisung  an  die  Kom- 
munalyerbände  bedürfen,  was  aber  nur  dann  möglich  wäre,  wenn  dem 
Staat  in  andrer  Weise  Ersatz  geschafft  würde ;  bei  der  schon  beträcht- 
lichen Anspannnng  der  direkten  und  indirekten  Steuern  würden  aber 
neue  solchen  Ersatz  sicherstellende  Steuerquellen  sich  nor  schwer  er- 
mitteln lassen. 

Als  eine  Vorarbeit  für  die  Reform  der  Verzehrungssteuers 
charakterisiert  sich  die  dritte  der  oben  erwähnten  Schriften:  die  Ar- 
beit Menger^s  ist  hervorgerufen  durch  einen  Antrag,  welchen  der  Ver- 
fasser im  Verein  mit  Dr.  Herbst  und  andern  Deputierten  am  16.  Ok- 
tober 1885  im  österreichischen  Abgeordnetenhause  gestellt  und  welcher 
die  Wahl  einer  Kommission  behufs  Beratung  eines  die  Reform  jener 
Steuer  betreffenden  6esetz-Entwur&  zum  Ergebnis  gehabt  hatte.  So 
allgemein  auch  seit  geraumer  Zeit  die  Ueberzeugung  von  der  Reform- 
bedürftigkeit  der  Steuer  gewesen  war  und  so  häuGg  die  auf  Abänderang 
der  betreffenden  Einrichtungen  gerichteten  Anträge  sich  wiederholt 
hatten,  so  war  man  doch  niemals  über  die  Fassung  allgemeiner  Re- 
solutionen hinausgelangt,  da  die  Schwierigkeit,  den  finanziellen  Effekt 
für  die  Staats-  und  Eommunalfinanzen  zu  übersehen,  bezüglich  einei 
thatsächlichen  Vorgehens  mit  Reformen  die  grösste  Zurückhaltung  auf- 
erlegte. Um  zunächst  eine  die  Beurteilung  der  Wirkungen  ermöglichende 
thatsächliche  Grundlage  zu  beschaffen,  beschloss  diesmal  die  Kommii- 
sion,  vorerst  eine  Zusammenstellung  des  statistischen  Materials  zu  vo- 
anlassen ;  diese  Aufgabe  erfüllt  der  vorliegende  Bericht.  Nach  den  bei- 
den Formen,  in  denen  die  Erhebung  der  Verzehrnngssteuer  stattfindet, 
zerfällt  derselbe  in  zwei  Abteilungen :  die  eine  bezieht  sich  auf  die 
sogenannte  Thorsteuer  und  die  derselben  hinzutretenden  Gemeindesa- 
schläge ,  wie  beide«  in  Wien  und  den  andern  geschlossenen  Orten  — 
Brunn,  Graz,  Krakau,  Laibach,  Linz,  Prag  —  sowie  in  etwas  verän- 
derter Gestalt  in  Triest  erhoben  wird ;  der  zweite  Teil  umfasst  die  Er- 
mittelungen über  die  in  den  andern  Städten  und  auf  dem  Lande  vom 
Wein,  Weinmost  und  Obstmost  sowie  vom  Schlacht-  und  Stechvieh  und 
Fleisch  erhobenen  Verzehrungssteuern,  sowie  die  daneben  von  einzelnwi 
Kronländern  auf  alkoholhaltige  Getränke,  Fleisch  u.  s.  w.  eingeföhrten 
besonderen  Konsumsteuern,  endlich  Daten  über  das  Tabak-Monopol  und 
den  französischen  Oktroi;  im  Anhang  folgt  dann  noch  eine  Anzahl  vod 
aut   beide  Arten   der   Verzehrungssteuer    bezüglichen    Notizen.    Dem 
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Mssgel  zayerläaBiger  Nachrichten  über  das  Detail  der  Yerzehrungs- 
mtena,  für  dessen  Kenntnis  das  s.  Z.  grundlegend  gewesene  aber  yer- 
mJtete  Werk  Dessary^s ')  nicht  mehr  genügte,  ist  durch  diese  gründliche 
Arbeit  abgeholfen  nnd  das  Studium  der  Reformfrage  wesentlich  erleich- 
tert worden,  üeber  den  weitem  Verlauf,  den  die  Verhandlungen  über 
I  Abändemngsprojekt  genommen,  liegt  Material  zur  Zeit  nicht  vor; 

es  seheint,  waltete  in  der  Kommission  die  Absicht  ?or,  ein  sphritt- 
Vorgehen  und  zwar  vorerst  die  Beseitigung  der  Thorsteuer  für 
eine  Anzahl  von  Artikeln,  deren  Belastung  besonders  drückend  war, 
SQ  empfehlen. 

Einen  so  wesentlichen  Fortschritt  hiernach  auch  die  genannten 
Schriften  bekunden,  so  zeigen  sie  doch  auch,  wie  vieles  teils  in  der 
Anbahnung  einer  vollkommenen  Erkenntnis  der  bestehenden  Institu- 
tionen teils  in  der  Ausgestaltung  und  Durchfährung  der  Reformideen 
hier  noch  zu  thun  bleibt*).  v.  Beitzenstein. 


Cort  van  der  Linden»  Leerboek  der  Finanoien,  de  Theorie 
der  Belaetingen.    S*Gravenhag,  Gebr.  ßellinfante,  1887. 

Sn  umfiingreiches  holländisches  Werk  über  Finanzwissenschafb 
wird  sein  wesentliches  Interesse  in  der  holländisch  sprechenden  Welt 
rochen  und  finden  müssen  und  kann  auf  deutsche  Leser  nicht  wie  ähn- 
liche franzüsische  und  englische  Werke  rechnen.  Es  kann  daher  an 
dieser  Stelle  genügen  zu  sagen,  dass  der  Verf.  sich  seiner  Aufgabe  ge- 
waehsm  und  mit  der  gesamten  neueren  Litteratur,  namentlich  auch 
den  deutschen  Schriften  von  L.  v.  Stein,  Sekäffle,  Wagner  u.  a.  vertraut 
wigt.  Er  behandelt  zuerst  den  Zusammenhang  der  Auflagen  mit  der 
ganzen  Auffusung  des  Staates  überhaupt  und  betrachtet  hier  nament- 
lich die  der  genannten  deutschen  Gelehrten,  wobei  er  Stein  den  Bahn- 
brecher auf  dem  Gebiete  der  Finanz  Wissenschaft  nennt,  legt  dann  die 
Grundsätze  der  Besteuerung  in  ihrem  Verhältnis  zum  Einkommen,  ihre 
rechtliche  und  soziale  Bedeutung  und  die  Anforderungen  an  eine  ratio- 
A^e  Steuerpolitik  dar  und  behandelt  darauf  die  Finanzverwaltnng  und 

1)  SjttemAtiMhes  Hsndbnoh  der  €^etse  und  Vorsohriftaii  ttber  die  in  den 
^^  Oftarreiohitehen  Staaten  bestehende  allgemeine  Venehrongsstener,  Wien  1846. 

2)  Naeh  den  seiteni  des  Herrn  Dr.  Menger  iniwisohen  dem  VerfaMer  gtt- 
^  gemaebten  Mitteilnngen  sind  von  demselben  drei  Qeseti-Entwürfe  vorgelegt 
vorden,  welche  die  Snbkommitdon  einstimmig  angenommen  hat:  einer  betraf 
di«  Beform  besw.  die  Eontingentiemng  der  Venehmngsstener  anf  dem  flachen 
l^Dde,  eis  sweiter  die  Beform  der  Versehmngs-  (Thor-)stener  in  den  geschlossenen 
()rt«B,  eio  dritter  ermächtigt  die  Regierung  gegen  ErfÜllang  bestimmter  Beding- 
■B<«i>,  die  Thorateaer  in  der  betr.  Stadt  anfsnheben.  Ueber  den  ersten  Entwurf 
^  ^  Begiemng  sich  ablehnend,  aber  den  letiten  sich  noch  nicht  geäussert, 
^  btng  auf  den  iweiten  erklärte  sie  sich  su  Reformen  wenigstens  im  Priniip 
^*i«it  Die  Schwierigkeit  besteht  bei  der  Finanilage  Oesterreichs  namentlich 
^,  dem  Staat  beiw.  den  Gemeinden  fOr  die  Ausfälle  anderweitig  Deckung 
^  Tttishaffni. 
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den  Staatakredit.  Im  speziellen  Teile  werden  dann  die  einzelnen  Steoem 
durchgenommen,  den  Sohluss  bildet  das  proyinziale  und  Gemeinde- 
Steuerweeen.  H.  Ö. 


J.  Barberet,  Le  travail  en  Prance.  Monographies  profeeao- 
nellea.  Tomes  I— IV.  Paris,  Berger-Levrault  &  Ge.  T.  I  et  11  188«, 
T.  III  et  IV  1887.    gr.  8. 

Der  Verfasser  dieses  grossartig  angelegten  Werkes  war  früher  eiae 
Reihe  von  Jahren  Redakteur  des  Bulletin  du  travail  bei  dem  bekannten 
radikalen  Tageeblatt   »Rappel«    und  bekleidet  gegenwärtig   die  Stelle 
eines  Chef  du  Bureau   des  sociät^s   professionelles  im  Ministeriom  des 
Innern.    Seit  zwanzig  Jahren   hat  er  das  Material  zu  demselben   ge- 
sammelt, Werkstätten,    Arbeiter-  und  ünternehmerversammlungen  be- 
sucht, Sachverständige  ausgefragt.    Er  besitzt  eine  Kenntnis  der  Technik 
und  Betriebsweise   sowie  namentlich    der  Arbeiterverhältnisse  in    den 
Industrien  seines  Landes,    in   der  es  ihm  wenige  gleich  thun   dürften. 
Alle  diese  reichen  Erfahrungen,  zu  deren  Vervollständigung  ihm  seine 
Stellung  die  beste  Gelegenheit  bietet,  legt  er  in  den  monographiachen 
Darstellungen  der  Gewerbe,  deren  das  ganze  Werk  ungeföbr  250  ent- 
halten  soll,    nieder.    Die   vorliegenden   vier  Bände  bringen  deren  30; 
das  ganze  Werk  würde  also,  wenn  es  in  gleicher  Ausführlichkeit  weiter 
geführt   werden   soll,   30  Bände  umfassen  und  damit  eine  Zusammen- 
stellang   der  thatsächlichen    Zustände   in   der   französischea    Industrie 
bieten,   wie  sie  wohl  kein  andres  Volk  besitzt.    Allerdings  haben  wir 
für  einige  deutsche  und  österreichische  Industriebezirke  monographische 
Darstellungen ,    welche   noch  in  höherem  Grade  als  dieses  französische 
Werk   die  Verhältnisse   der   arbeitenden  Bevölkerung  in    don  Vorder- 
grund  der  Betrachtung   stellen   und  auf  diesem  Gebiete  ohne  Zweifei 
gründlicher    und   vielseitiger  zu  Werke  gehen  als  Barherei,     Was  da- 
gegen den  letzteren  auszeichnet,  ist  die  gleichmässig  sachkundige  Be- 
herrschung des  Technischen  und  Oekonomischen,  die  strenge  Besohrän- 
kung  der  Darstellung,  wo  sie  die  Arbeiterfrage  berührt,  auf  diejenigen 
Seiten  des  industriellen  Arbeitsverhältnisses,  welche  sich  aus  den  eigen- 
tümlichen Bedingungen    der  einzelnen  Industriezweige    ergeben,   das 
stete  Zurückgehen   auf  die   historische  Entwicklung ,   die  anschauliche 
Schilderung  des  technischen  Produktionsprozesses  jedes  Industriezweigse 
und  die  glückliche  Auswahl    des  für  die  volkswirtschaftliche  Beorta- 
lung  Wesentlichen.    Barberet  sucht  die  moderne  französische  Arbeiter- 
bewegung  nicht   ans   den    Programmen    der  Sozialisten    zu    begreifen, 
sondern  aus   der  Tbätigkeit ,   aus    den  Erfolgen   und  Misserfolgen  der 
Chambres  syndicales.    Er  geht  in  ihre  Versammlungen,    besucht  ihre 
Ausstellungen ,    verfolgt   mit   aufmerksamem  Blick  die  Gründung  von 
Produktivgenossenschaften ,     Arbeitsnachweisungs-Büreans  u.  dgl.  and 
studiert  die  Ursachen  ihres  Misslingens.    Er  begleitet  freilich  nicht  die 
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eiradBen  Arbeiter  in  ihre  Wohnungen,  nm  ihre  armBelige  Habe  inven- 
tumh  an&anehmen   und   ihr  Ausgabe-  und  Einnahme- Budget  festzu- 
itelleii  wie  Le  Play  und   die  jungen   deutschen  Nationalökonomen. 
Aber  er  will  auch  nicht,  wie  dieee,  soziale  sondern  gewerbliche 
Monographien  schreiben.    Die  breite  Unterlage  der  Darstellung  bildet 
deshalb  überall  das  Technische.    Wie  und  wo  der  Rohstoff  gewonnen» 
unter  welchen  Bedingungen  er  gekauft,   durch  welche  Arbeitsprozesse 
er  allm&hlieh  der  Genussreife  entgegengefahrt  wird,    die  Werkzeuge 
und  Maschinen,    die  dabei  zur  Verwendung  kommen  und  ihre  Vervoll- 
kommnung,  die  Teilung  der  Arbeit  und  die  auf  ihr  beruhenden  Arbeiter- 
kategorien    männlichen  und  weiblichen  Geschlechts,  der  Bildungsgang 
der  Arheiter,  die  Entwicklung  des  Lehrlingswesens,  die  Gründung  ?on 
FiebKhnlen,  die  Herkunft  der  Arbeiter,  die  Einrichtungen  der  Stellen- 
fermittlnng,  die  Höhe  der  Löhne,  die  Kosten  des  Werkzeugs,  welches 
in  Frankreich  vielfach  der  Arbeiter  stellt,   die  Anlage-  und  Betriebs- 
koiten  einer  aelbstftndigen  Unternehmung,  die  sanitarischen  Verhältnisse 
in  den  W^kstätten,  die  Tcrachiedenen  Spezialitäten  der  fertigen  Ware, 
Uire  Eonkurrensverhältnisee   auf  dem  nationalen  und  internationalen 
Markte,  die   Absatzweise,    die   ZolWerhältnisse,   Arbeitseinstellungen, 
Unternehmer-  und  ArbeiterTOrbände  —  alles  dieses  kommt  bald  mit 
grOiserer  bald  mit  geringerer  Ausführlichkeit  zur  Erörtening,  je  nach- 
dem gerade  der  Stoff  zur  Verfügung  stand.    Dabei  ist  der  Verfasser 
vät  davon  entfernt,   überall  die  Resultate  eigener  Studien   geben  zu 
▼oUen.    Er  läset  Sachverständige  reden,    die  er  selbst  um  bestimmte 
Punkte  befragt  hat,  oder  die  bei  irgend  einer  Gelegenheit  sich  darüber 
babeo  ?ernehmen  lassen ;  er  teilt  Stellen  aus  technischen  Monographien 
and  Sanamelwerken,  aus  Ausstellungsbericbten  und  Enqueten,  Zeitungs- 
auascfanitte  u.  dgL  im  Wortlaute  mit    So   gibt  er  als  Einleitung   zu 
dejD  Abschnitte  über  die  Zahntechniker  einen  Auszug   aus  den  Vor- 
^erangeu  des  Dr.  Thomas  in   der  Ecole  dentaire  über  die  Geschichte 
der  Zahnheil konde;  in  dem  Abschnitte  über  die  Fell-Appreteure  lässt 
er  einen  Beisenden   des  grössten   Pariser  Rauchwarengescbäftes  von 
seinen  EifikaufsÜahrten   nach   Sibirien   erzählen;   in   der    Monographie 
&ber  die  Bäcker  schildert  ein  alter  Bäckereibesitzer,  der  früher  Stellen- 
▼ermittler  war,  die  verschiedenen  Einrichtungen  für  den  Arbeitsnach- 
^^,  welche  er  nach  einander  erlebt  hat;  für  den  Abschnitt  über  die 
Bierbrauer  lässt  er  sich  von  einem  früheren  Steuerbeamten  eine  Ab- 
iundhmg  über  die  Entwicklung  der  französischen  Bierbesteuerung  und 
ibre  Rückwirkung  auf  den  Gewerbebetrieb   schreiben.    Mag  Barheret 
in  der  Auswahl  seiner  Gewährsmänner  manchmal  fehlgreifen,  im  ganzen 
^d  man  sein  Verfahren,    möglichst  die  Sachverständigen  selbst  zu 
Wort  kommen  zu  lassen,  nur  billigen  können.    Die  zahlreichen  kleinen 
^y»,  Briefe,  Aktenstücke,  Enquete-Protokolle  geben  der  Darstellung 
etwai  ungemein  Frischee,  und  wir  bekommen  hier  einigermassen  Respekt 
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von  der  Intelligenz  det  franzOsiiohen  Arbeiten.  Gerade  die  mancherlei 
AeusseruDgen  auB  Arbeiterkreisen,  welche  Barberet  anfgenommen  hat, 
sei  es  über  Fragen  der  gewerblichen  Technik,  der  Arbeiterorganiaation, 
der  Konkurrenzverbältnisse,  sei  es  selbst  Aber  die  Geschichte  ihrer 
Industrie,  über  den  Wechsel  des  Ennstgeschmacks  und  der  Stilartea, 
sind  überaus  lehrreich,  weil  sie  direkt  ans  dem  Leben  geschöpft 
sind.  Freilich  bei  dieser  Art  zu  arbeiten,  müssen  EinseitigkeiteD 
und  Irrtümer  mit  unterlaufen ,  z.  T.  solche  von  recht  grober  Art; 
aber  sie  thun  dem  Wert  des  ganzen  wenig  Eintrag,  zumal  der  na- 
tionalOkonomisch  gebildete  Leser  dem  Praktiker  als  Interessenten  tod 
vornherein  einigermassen  kritisch  gegenübertritt.  Der  Wert  aber  liegt 
hauptsächlich  in  der  yielseitigen  Nutzbarkeit  des  Materials.  Jene  indo- 
striellen  Monographien  bieten  selbst  wieder  das  Material  zu  einer 
ganzen  Reihe  neuer  Monographien  über  bestimmte  gewerbliche  Zu- 
richtungen, wie  Fachschulen,  Stellenvermittlungs- Agenturen,  Stücklohn, 
Schutzzölle,  Frauen-  und  Kinderarbeit,  Gewerbe-Hygiene,  Syndikai- 
kammem ,  u.  dgl.  Auch  über  die  Ausdehnung  der  verschiedenen  Be- 
triebssysteme in  den  französischen  Gewerben  erhalten  wir  sehr  sch&tzeni- 
werte  Auf^blüsse.  Insbesondere  wird  man  mit  einiger  üeberraschung 
wahrnehmen,  ein  wie  ansehnliches  Gebiet  der  Pariser  Industrie  noch 
dem  band  wer  ksmftssigen  Betrieb  unterliegt  oder  doch  einem  ihm  sehr 
nahe  stehenden  hausindustriellen«  Mit  grossem  Interesse  wird  mao 
auch  die  Rolle,  welche  die  deutsche  und  überhaupt  die  auslAndiscbe 
Arbeit  in  den  verschiedenen  französischen  Gewerben  spielt,  verfolgen. 
Allerdings  stehen  die  Pariser  Verhältnisse  überall  im  Vordergrunde 
der  Darstellung ;  von  den  industriellen  Zuständen  in  der  Provinz  erfährt 
man  wenig.  Aber  wenn  dies  ein  Fehler  ist,  so  ist  es  ein  Fehler  des 
französischen  Lebens  überhaupt  und  im  übrigen  darf  man  nicht  ver- 
gessen ,  dass  die  staatliche  Zentralisation  Frankreichs  doch  gerade  auf 
industriellem  Gebiete  in  der  Konzentration  der  meisten  Zweige  des 
entwickelteren  Wirtschaftslebens  in  der  Hauptstadt  eine  oft  übersehene 
reelle  Unterlage  hat. 

Die  bis  jetzt  erschienenen  vier  Bände  behandeln  in  alphlLbetischer 
Aufeinanderfolge:  Bd.  I:  1.  die  Sto£f- Appreteure ,  2.  die  Zurichter  von 
Fellen  und  Pelzwerk,  8.  die  Büchsenmacher  und  Waffenschmiede,  4. 
die  Zahntechniker,  5.  die  Orchester-Musiker,  6.  die  Wagenmacher  (ba- 
lanciers),  7.  die  Bijouterie- Arbeiter,  8.  die  Wäscherinnen,  Wasch-  und 
Badeanstalten,  9.  die  Metzger,  10.  die  Bäcker;  —  Bd.  II:  1.  die  Knopf- 
macher ,  2.  die  Bierbrauer  (einschliesslich  der  Obstwein-Erzeugung),  3. 
die  Bronze- Arbeiter,  4.  die  Bürstenmacher,  5.  die  Steinbrecher,  6.  die 
Keramik;  —  Bd.  I FI:  1.  die  Hutmacher,  2.  die  Köhler  ,  8.  die  Charcn* 
tiers,  4.  die  Zimmerleute,  5.  die  Wagner,  6.  die  Kupferschmiede  (chao- 
dronniers);  —  Bd.  IV:  1.  die  Hemden-  und  Halsbindenmacher,  2.  die 
Lumpensammler,  3.  die  Schokoladefabrikanten  und  Zuckerbäcker,  4.  die 
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Cliodfiteo,  5.  die  N^gelschmiede  and  Nadler,  6.  die  Kutscher  und  Wagen- 
▼ennieter,  7.  Coiffeure,  Barbiere  und  Perrfickenmacher,  8.  die  Buchhalter 
(coioptables).    Einzelnes   aus   denselben  hervorzuheben  wfirde  hier  zu 
weit  föhren.    Die  verschiedenen  Monographien  sind  je  nach  dem  Reich- 
tom  des  dem  Verf.  zur  Verfügung  stehenden  Materials  von  sehr  ver- 
sdiiedener  Ausdehnung.    Sie   berücksichtigen  ausserdem  die  einzelnen 
Sdten  dee  industriellen  Lebend  in  sehr  verschiedener  Welse.    Als  be- 
•onders  bemerkenswert  hebe  ich  hervor  aus  dem  I.  Bande  die  Abschnitte 
über  die  Pelz- Appretur,   die  Bijouterie-Fabrikation,   die  Bäcker   and 
Metsger,   aus  dem  II.  Bande  diejenigen  über  die  Bierbrauer,  Bronze- 
Arbeiter  und  die  keramische  Industrie,   aus  dem  in.  Bande  jene  fiber 
Hntmaeher  und  Zimmerleute,  endlieh  aus  dem  IV.  denjenigen  über  die 
Hemden-  und  Kravattenmaoher.    Ob  es  dem  Verfasser  gelingen  wird, 
das  ganze  Werk  in  dieser  Weise  durchzufllhren  ?    Zu  wünschen  wäre 
ee.  Die  Theorie  der  Qewerbebetriebssysteme  würde  in  demselben  eine 
vshre  Fundgrube  besitzen.    Auch  unsere  deutschen  Praktiker  werden 
in  ihrem  eigenen  Interesse  an  den  ihr  Fach  betreffSenden  Arbeiten  nicht 
Torflbergehen  dürfen.  —  Vergessen  will  ich  nicht,  dass  der  erste  Band 
mit  einer  l^enswerten  Geschichte  der  französischen  Arbeiterbewegung 
leit  1848  eingeleitet  wird,   wobei  die  praktischen  Org^nisationsbestre- 
bungen  in  den  Vordergrund  gestellt  sind.  Bücher. 


Longuiiiiiie,  W.,  lies  Artdles  et  le  mouvement  ooop^ratif  en 
Bussle.    Paris,  Au  Gerde  Saint-Simon,  1886.    46  S.  kl.  8. 

Dieses  knapp   und  präzis  geschriebene  und  hübsch  ausgestattete 

Sehnlichen  dürfte  in  mehrfacher  Hinsicht  auch  das  Interesse  des  deutschen 

Publikums  verdienen.     Der  Verfasser  ist  der  Bruder  des  Begründers 

der  Vorschussvereine  (nach  Schulze- Delitzsch^schem  Muster)  in  Russland 

and  sugleich  der  Fortsetzer  des  durch  den  frühzeitigen  Tod  von  Swia- 

todamLuginin  gefährdeten  Werkes.    Er  besitzt  eine  reiche  praktische 

Erfahrung  im   Genossenschaftswesen,   über   dessen   primitive   Formen 

üsd  moderne  Umbildungen  er  einen  sehr  lehrreichen  Ueberblick  gibt. 

DsM  er  sifch  dabei  gleich  weit  entfernt  hält  von  der  üeberschätzung  des 

lUkÜonalen  Arteis,   die  bei  den  Slavophilen   Regel  ist,   wie  von  dem 

blinden  Eifer   der  liberalen  Freunde  des  westeuropäischen  Genossen- 

•cbtftswesens,  dass  er  mit  sicherem  Blick  und  kühler  Erwägung  die  ür- 

ttchen  des  Misslingens  vieler  neuerer  Versuche,    die  man  in  Russland 

siof  diesem  Gebiete  gemacht  hat,  herauszufinden  weiss,  muss  ihm  hoch 

Angerechnet  werden.    Am  wenigsten  Neues  bietet  er  über  die  Ariele, 

^glich  deren  er  nur  die  dem  deutschen  Publikum  durch  Orünwald 

ond  SHeäa  bekannten  Forschungen  von  Ealatschow ,  Issajew  u.  a.  aus- 

tOglich  wiedergibt.    Durchaus  original  sind  dagegen  die  Ausführungen 

^^er  die  neuere  Genossenschaftsbewegung,   welche  L.  mit  dem  Auf- 

>€hinmg  dee  msiischen  Geistes  and  den  neuen  Bedürfhissen,    welche 
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sich  nach  der  Baaern-Emanzipatioii  herautstellten,  in  Verbindimg 
bringt.  Er  schildert  die  Versuche,  welche  mit  der  Begründang  Ton 
Eäsereigenossenschaften,  yerschiedenen  gewerblichen  ProdaktiTgenosteii- 
Bchaften,  Rohstoff-  und  Absatzgenossenschaften  durch  den  Staat  und 
noch  häufiger  durch  die  Semstwos  gemacht  wurden  und  schreibt  das 
Misslingen  derselben  hauptsächlich  dem  Umstände  zu,  dass  hier  das 
Genossenschaftsprinzip  einer  dafür  nicht  vorbereiteten  Bevülkerong  tob 
aussen  aufgedrängt  wurde,  für  welche  die  neuen  Institutionen  viel 
zu  kompliziert  waren.  (Jeberall  dagegen,  wo  dergleichen  Einrichtungen 
aus  den  Kreisen  der  beteiligten  herrorgehen  oder  wo  gebildete  und 
geschäftserfahrene  Personen  einen  massgebenden  Einfluss  über  die 
Gründung  hinaus  auf  die  Genossenschaft  ausüben  können,  hat  sich  ein 
besseres  Ergebnis  herausgestellt.  Das  letztere  zeigt  sich  bei  den  so 
zahlreichen  fröhlich  gedeihenden  Speise-Artelen  im  Gegensatse  so 
den  nur  vegetierenden  oder  nach  kurzer  Zeit  untergegangenen  Konsum- 
vereinen, sowie  namentlich  bei  den  Vorschuss-Vereinen,  die  im  Jahre 
1881  in  der  Zahl  von  959  bestanden,  darunter  588  mit  gutem,  253  mit 
mittelmässigem  und  118  mit  schlechtem  Erfolg.  Bücher. 


Dr.  Heinrich  Frommer,  Die  Gewinnbeteiligung,  ihre  iirak- 
tische  Anwendung  und  theoretische  Berechtigung  auf  grund 
der  bisher  gemachten  Erfahrungen.  Leipzig,  Duncker  u.  Humblot, 
1886.  Xll  u.  150  S.  (Staats-  und  sozial  wissenschaftliche  Forsohungeii 
herausg.  von  G.  Schmoller.   Band  VI,  Heft  2.) 

Eine  recht  verdienstliche,  auch  hinsichtlich  der  methodisdien  Be- 
handlung des  Gegenstandes  anerkennenswerte  Untersuchung  der  volks- 
wirtschaftlichen und  sozialen  Bedeutung  der  Beteiligung  der  Arbeiter 
am  Reinertrage  der  Unternehmungen.  Der  Verf.  stützt  seine  exakte 
Forschung  in  der  Hauptsache  auf  das  Material  der  beiden  bekannten 
Enqueten,  von  denen  die  eine  als  private  V,  BÖhmeri  (die  Gewinnbe- 
teiligung, 2  Bände,  1878),  die  andre  die  französische  Regierung  (Enqa^te 
de  la  commission  extraparlementaire  des  associations  ouvri^res,  2  vols, 
Paris  1883)  veranstaltet  haben,  aber  von  diesem  Material  hat  der  Ver- 
fasser ,  wie  er  in  einer  eingehenden  zutreffenden  Kritik  der  Enqaetea 
nachweist,  für  die  Frage  der  eigentlichen  Gewinnbeteiligung  nur  den 
kleineren  Teil  gebrauchen  können  und  selbst  diesen  hat  er  in  einzelnen 
Fällen  noch  aus  anderweitigen  Quellen  erg^zen  resp.  berichtigen  müs- 
sen. Im  ganzen  sind  es  27  Fälle  der  Gewinnbeteiligung  (4  in  landwirt- 
schaftlichen, 20  in  industriellen,  3  in  andern  Unternehmungen),  welche 
er  im  einzelnen  darstellt,  auf  die  aus  ihnen  sich  ergebenden  Erfahrungeo 
hin  untersucht  und  für  die  Frage  der  rationellen  Anwendbarkeit  der 
Gewinnbeteiligung  verwertet  Diese  Fälle  sind  jeder  in  der  Art  der 
Gewinnbeteiligung  sehr  verschieden,  sie  können  gewissermassen  als 
typische  Fälle  der  Gewinnbeteiligung   angesehen  werden,  erschöpfen 
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jedea&llfl  die  Hauptarten  derselben  und  bieten  fSr  die  theoretische 
wie  praktische  Seite  des  Problems  ein  YoUkommen  beweiskräftiges  Ma- 
teriiL  Die  vorliegende  Untersuchung  erweist  an  der  Hand  dieses  Ma- 
terials in  gründlicher  Weise  die  geringe  volkswirtschaftliche  und  soziale 
Bedeutung  der  Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter.  Die  Gewinnbeteiligung 
Terdient  als  Lohnsystem  vor  andern  unbedingt  den  Vorzug  nur  für 
solche  Hilftpersonen ,  die  mit  der  eigentlichen  ünternehmerarbeit  be- 
seUUVigt  sind  und  durch  ihre  Thätigkeit  den  Heinertrag  des  Unterneh- 
mens erheblieh  beeinflussen  können.  In  der  Anwendung  auf  Lohn- 
arbeiter im  e.  S.  liegt  die  Bedeutung  und  Berechtigung  dieses  Lohn- 
lystems  darin,  dass  es  zu  einer  Steigerung  der  Güte  oder  Menge  der 
Arbätaleistungen  oder  zu  der  sonst  fehlenden  sicheren  Verfügung  über 
die  gewünschte  Zahl  williger  Arbeitskräfte  führen  und  dadurch  für 
Arbeitgeber  und  Arbeiter  nützlieh  sein  kann,  aber  die  Voraussetzungen, 
onter  denen  diese  Wirkungen  eintreten  können  und  werden,  sind  nur 
bei  einem  verhältnismässig  kleinen  Teil  von  Unternehmungen  ^rhan- 
den  und  selbst  hier  können  in  der  Regel  die  Zwecke  der  Gewinnbe- 
teiligimg, wie  der  Verf.  des  Näheren  nachweist,  durch  andre  Lohnsj- 
iteffle(Stücklohn,  Akkordmeistersystem  mit  Gewinnbeteiligung,  Gruppen- 
skkord,  Stückprämien  oder  sog.  Prämienlöhnung,  Güteprämien,  Material- 
enpamisprämien ,  Dienstprämien  etc.),  znm  Teil  auch  durch  andre 
Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  sicherer  und  leichter  erreicht  werden. 
— g- 

A.  Schwappacb,  Handbuch  der  Forst-  und  Jagdgeschiohte 
BenteehlandB.  L  n.  H.  Lieferung.  Berlin,  Jul.  Springer,  1885  und 
1886.    644  S 

Der  Verf.  gibt  unter  Benützung  des  Bemharäfschen  Werkes  >Ge- 
sehiehte  des  Waldeigentums,  der  Waldwirtschaft  und  Forstwissenschaft 
in  Deutschland«,  jedoch  gestützt  auf  selbständige  Forschungen  und 
onter  Benüteong  der  neueren  Litteratur  eine  neue  vollständige,  zugleich 
iber  möglichst  knapp  gehaltene  Darstellung  der  deutschen  Forst-  und 
^igdgeschichte  in  drei  Büchern.  Das  erste  Buch  reicht  von  den  ältesten 
Zeiten  bis  znm  Aussterben  der  Karolinger  in  Deutschland  (S.  1—80), 
das  sweite  Bach  geht  bis  zum  Schlüsse  des  Mittelalters  (S.  83—260), 
d«i  dritte  bis  zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts  (380  S.). 

8,  bat  im  Gegensatze  zu  Bernhardt  die  politische  Geschichte  ganz 
veggelsBsen  nnd  schickt  jedem  Buche  nur  Skizzen  »einiger  für  die 
Font-  und  Jagdgeschichte  wichtiger  rechtlicher  und  volkswirtschaft- 
licher Verhältnisse«  voraus  (Verfassung,  Stände-  und  Lehnwesen,  Aus- 
büduDg  der  Landesherrlichkeit,  Markgenossenschaften,  Städtewesen 
uid  bäuerliche  Zustände).  Dadurch  gewann  der  Autor  Raum,  um  die 
^chtigBten  Belegstellen  wörtlich  mitteilen  zu  können.  Diese  Citate 
imd  die  nur  mit  Entfaltung  eisernen  Fleisses  mögliche  Beschafiong  der 
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Nachweise  aus  den  teilweise  nur  schwer  zugänglichen  Quellen,  inshe- 
sondere  aus  dem  preussischen  geheimen  Staatsarchiv  zu  Berlin  and  d^ 
Archiven  zu  Hannover  und  Marburg ,  befriedigen  den  Leser  in  hohem 
Masse  und  drficken  den  interessanten  und  wertvollen  Mitteilungen  dei 
Verf.  über  Waldeigentum,  Waldwirtschaft  imd  Jagdwesen,  Forst-  und 
Jagdstrafrecht,  Forst-Politik  und  -Verwaltung  den  Stempel  aberzeugong»- 
voller  Wahrheit  auf.  Nicht  nur  der  Fachmann  wird  sich  dorch  die 
Originalität  der  Auffiassung ,  das  selbständige  Quellenstudium  and  die 
wertvollen  Resultate  der  gründlichen  Forschungen  angezogen  and  be- 
friedigt fühlen.  Auch  für  jeden  Qebildeten,  der  Freude  hat  an  der 
Erkenntnis  des  Waldes  und  der  darin  fussenden  Entwicklung  der  W^d- 
Wirtschaft,  wird  die  Lektüre  des  Werkes  namentlich  des  der  eigentlichen 
Forstwissenschaft  gewidmeten  vierten  Kapitels  des  dritten  Buches  von 
hohem  Interesse  sein.  In  diesem  Kapitel  werden  insbesondere  behandelt: 
die  Anfänge  der  forstlichen  Litteratur  und  die  »holzgerechten  Jäger« 
(DÖbd,  Joh.  GottUeb  Beckmann,  Buchung,  der  erste  praktische  Font- 
mann,  welcher  eine  Universität  —  Halle  1752  —  besuchte;  «.  Jjangei^ 
der  »Vater  einer  geordneten  Forstwirtschaft« ;  Zanthier  and  Berlep$(h)j 
die  Kameralisten  {Moser,  Gramer,  Stahl,  Joh.  Beckmann,  Jung-Stälmg 
und  2\iihk),  die  Entwicklung  der  Forstwissenschaft  in  mathematischer 
(VierenJdee,  Oettdt,  Hennert,  J,  G.  Beckmann  und  Biaumwr),  natorwiaen- 
schaftlicher  (Duhamel,  der  »wenig  citierte  aber  viel  benutzte«,  En- 
derlm,  Gleditsch,  Burgsdorf  und  Medikus)  und  volkswirtschafUicber 
Richtung,  der  älteste  forstliche  Unterricht  in  den  sogenannten  Meister- 
schulen  und  die  ersten  forstlichen  Zeitschriften:  »Allgemeines  ökono- 
misches Forstmagazin«  von  Stahl  (1763)  und  Maserus  »Forstarchi?« 
(Ulm  1788-1796,  fortgesetzt  von  Gatterer),  Dr.  Th.  Nördlinger. 


August  Meitzen,  Geschichte,  Theorie  und  Technik  der 
Statistik.    Berlin,  W.  Herz,  1886.    8.    246  S. 

unter  diesem  hie  und  da  für  akademische  Vorlesungen  gebräuch- 
lichen Titel  bietet  uns  der  Verüasser  ein  Werkchen,  welches  in  der 
Zumessung  und  Behandlang  des* Stoffes  ungefähr  die  Mitte  hält  zwischen 
einem  ausgeführten  Lehrbuch  und  einem  bloss  skizzierenden  Abri« 
für  Vorlesungen.  Nach  den  früheren  Leistungen  Meiteens  und  seiner 
längeren  amtlichen  Wirksamkeit  auf  dem  Gebiete  der  praktischen 
Statistik  durfte  man  etwas  Treffliches  erwarten,  und  viele  werden  das 
Buch  mit  um  so  grösserer  Spannung  zur  Hand  genommen  haben,  als 
die  bis  jetzt  vorhandenen  Lehrbücher  der  Statistik  gerade  nach  den  hier 
in  den  Vordergrund  gestellten  Richtungen  keineswegs  berechtigten 
Anforderungen  genügen.  Allein  so  grosse  Hoffnungen  werden  nicht 
in  jeder  Hinsicht  erfüllt.  Namentlich  dürften  diejenigen  etwas  ent- 
täuscht sein,  welche  von  dem  Verfasser  erwartet  haben ,  dass  er  mit 
manchem  Veralteten,  was  sich  von  Generation  zu  Generation  durch  die 
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Ijehrbficher  aehleppt,  aaMninen  werde.  Denn  nachdem  er  bereits  in 
dm  Vorrede  so  entschieden  als  möglich  erklärt  hatte ,  die  Darstellung 
geiie  konseqnen  t  von  dem  Gedanken  aus,  dass  die  Statistik 
einemethodische  Wissenschaft  sei,  berührt  es  seltsam,  in 
der  Oeschichte  derselben  die  ganze  deutsche  üniversit&tsstatistik 
(AduHwdffdche  Richtung)  von  Conring  bis  auf  Meusel  und  weiter  in 
aller  Breite  behandelt  su  sehen.  Der  Einfluss,  den  diese  Richtung  auf 
die  Begründang  staatlicher  statistischer  Bureaus  ausgeübt  hat,  ist  doch 
cweifellos  ein  geringerer  gewesen  als  derjenige  der  englischen  politischen 
Arühmetik,  welche  an  dieser  Stelle  nur  soweit  sie  an  die  Kirchenbücher 
aoknüpft,  Erw&hnung  findet  und  darum  gar  nicht  in  ihrer  wahren 
histerischen  Bedeutung  hervortritt.  Ebenso  dürfte  es  auf  eine  Ver- 
schiebung des  wirklichen  historischen  Znsammenhangs  hinauskommen, 
wenn  von  einem  »Ausscheiden«  der  Nationalökonomie,  des  Staats-  und 
YerwaHungsrechtes,  ja  selbst  der  neueren  Geographie  aus  der  Ächen' 
«olTichen  Statistik  gesprochen  wird.  Behandelt  man  einmal  die  Sta- 
tiikik  als  blosse  Methode,  so  muss  konsequenter  Weise  die  Geschichte 
dieser  Disziplin  ein  ganz  andres  Gesicht  gewinnen ;  der  Pyramidenbau 
gdiört  dann  eben  so  wenig  in  dieselbe  wie  die  ersten  Landkarten, 
die  persische  Botenpoet,  die  ionische  Gmndsteuerveranlagung,  die  Ij- 
kurgischen  Landlose,  die  Tabula  Peutingeriana ,  das  Erdbuch  Wdlde- 
man  IL  und  so  manches  andre,  was  als  altes  Inventarstück  an  dieser 
Stelle  zu  stehen  pflegt«  Es  bleiben  dann  überhaupt  nur  noch  zwei 
Beihen  von  historischen  Thatsachen  fftr  die  Darstellung  übrig:  die 
Gründung  staatlicher  Stellen  für  die  statistische  Beobachtung  und  die 
Ansbildang  der  Technik  in  denselben  und  die  wissenschaftliche  An- 
vesdung  des  so  aufkommenden  Materials  in  der  neuerdings  sogenann- 
ten Sozialstatistik  (SüSMiüeh-Quetele^ache  Richtung),  wozu  man  allen- 
falls noch  als  dritte  Richtung  die  Verwendung  der  Statistik  zu  Ver- 
sieherungszwecken  (Sterbetafeln)  rechnen  mag  —  beide  letztere  doch 
aber  aneh  nur  nach  ihrer  technisch-formellen,  nicht  nach  ihrer  inhalt- 
liehen  Seite.  Der  Verfasser  hat  sich  zwar  in  anerkennenswerter  Weise 
bemüht,  zwischen  den  disparaten  Elementen ,  welche  herkömmlicher 
Weise  in  der  Geschichte  der  Statistik  neben  einander  laufen,  einen 
pragmatischen  Znsammenhang  herzustellen,  aber  auf  Kosten  seines  Grund- 
gedankens, der  erst  im  zweiten  Teile  des  Buches,  der  Theorie  und 
Teebidk,  wieder  rein  zur  Erscheinung  kommt.  Hier  ist  denn  auch  der 
YerCisser  durchaus  auf  der  Höhe  seiner  Aufgabe,  welche  in  der  erkennt- 
mikheoretischen  Begründung  der  statistischen  Methode  im  allgemeinen 
Qod  ihrer  verschiedenen  Operationen  im  einzelnen  besteht.  Er  baut 
fo  sof  den  von  Bümelin  und  Sigwart  gelegten  Grundlagen  selbständig 
^ter,  namentlich  insofern,  als  er  für  die  einzelnen  Phasen  des  sta- 
^utiachen  Verfahrens  aus  ihrem  Grundgedanken  heraus  eine  innere 
^irOndnng  sucht.    Dies  muss  ihn  bestimmen,  die  Technik  der  Statistik 
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von  ihrer  Theorie  nicht  zu  trennen,  sondern  beide  im  engsten  Zusam- 
menhang zu  behandeln,  ein  Verfahren,  welches  der  ganzen  DarsielloBg 
eine  seltene  Einheitlichkeit  und  Geschlossenheit  gibt  und  dessen  prak- 
tische Zweckmässigkeit  fär  den  akademischen  Unterricht  ebenso  ausser 
Zweifel  steht  wie  seine  theoretische  Berechtigung.  Wenn  man  etwas 
dagegen  einwenden  darf,  so  besteht  es  darin,  dass  dieses  Verfahres 
leicht  zu  einer  Behandlung  der  Technik  verleitet,  welche  für  manche 
ihrer  Operationen  viel  zu  abstrakt  ist  und  mit  der  am  Ende  Dingen,  bei 
welchen  lediglich  die  praktische  Zweckmässigkeit  entscheidet,  zu  yielEhre 
angethan  wird.  Es  ist  eine  alte  Erfahrung,  dass  gerade  Praktiker,  wenn  sie 
ans  Theoretisieren  kommen,  sich  in  Abstraktionen  gar  nicht  genug  zu  thns 
wissen.  Auch  unser  Verfasser  ist  dieser  Gefahr  nicht  entgangen.  Die  Art, 
wie  er  oft  sehr  einfache  technische  Operationen  behandelt,  ohne  ▼eraii- 
schaulichende  Beispiele,  wie  sie  die  tägliche  Erfahrung  dem  Statistiker 
in  Masse  bietet,  oder  mit  rein  sohematischen  Buchstabenrechnungen  dürfte 
selbst  dem  mit  dem  Stoffe  aus  langer  Erfahrung  Vertrauten  etwas  viel 
zumuten.  Dem  Neuling,  der  sich  mit  Hilfe  des  Buches  in  die  StatliMk 
erst  einarbeiten  machte,  wird  manches  unverständlich  bleiben,  weil  er 
der  nötigen  konkreten  Anschauungen  entbehrt.  Wäre  es  hier  niebt 
oft  besser  gewesen,  einfach  zu  sagen:  So  wird's  gemadit,  weil  die 
Gründe,  wesshalb  es  so  gemacht  wird,  viel  leichter  einzusehen  ab 
zu  beschreiben  sind,  meist  sich  auch  ganz  einfach  aus  den  ailgemeinen 
Entwicklungen  des  Buches  von  selbst  ergeben?  Damit  hängt  es  zu- 
sammen, dass  die  praktischen  Gesichtspunkte  überhaupt  oft  nicht  reeht 
zur  Geltung  kommen.  Der  Verfasser  hat  aus  seiner  langen  Erfahrung 
zu  Fragen  und  Einrichtungen  der  Praxis  eine  bestimmte  Stellung  ge- 
wonnen; die  Andeutungen,  welche  er  in  dieser  Hinsicht  gibt,  werdes 
allseitig  mit  grossem  Interesse  entgegengenommen  werden;  aber  mizi 
möchte  doch  hie  und  da  wünschen,  dass  er  mehr  ins  Detail  gegangefi 
und  seine  Ansichten  ebenso  wie  die  entgegenstehenden  andrer  Prak- 
tiker eingehend  entwickelt  hätte.  Fragen  wie  diejenige,  ob  Listen 
oder  Zahlkarten  und  im  ersteren  Falle  ob  Striohelungs-  oder  Zähl- 
blättchenverfahren ,  Probleme  wie  dasjenige  der  Zentralisation  und 
Dezentralisation  der  Statistik  hätten  schon  aus  praktischen  Gründen 
ausführlicher  behandelt  werden  dürfen.  —  Trotz  dieser  verhältnis- 
mässig kleinen  Mängel  stehe  ich  nicht  an,  das  Meitsm'Bßhe  Buch  als 
einen  grossen  Fortschritt  gegenüber  seinen  Vorgängern  J<mak ,  Hau»- 
hofer,  Blocke  Odbaglio  etc.  anzuerkennen.  Es  ist  eine  ebenso  selbständige 
als  wissenschaftlich  gründliche  Behandlung  des  ganzen  Gebietes,  der 
erste  wirklich  durchgeführte  Versuch,  die  gesamte  statistische  Thätig- 
keit  auf  ihre  logischen  Grundlagen  zurückzuführen ,  dem  man  im  In- 
teresse seiner  weiteren  Verbreitung  nur  noch  die  leichtflüssige  Dar- 
stellung des  kleinen  Mayr'Bcheii  Buches  wünschen  möchte.  Bücher. 
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E.  Blenok,  Das  königliche  statistlBohe  Bureau  in  Berlin 
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Diese  Schrift  bildet  einen  Separatabdmck  aus  der  Zeitschrift  des 
prensnschen  statistischen  Büreans  und  schliesst  sich  inhaltlich  an  die 
bekannten  Arbeiten  von  B.  Böekh  und  E,  Engel  an.  Sie  behandelt 
demgem&ss  hauptsächlich  die  elf  Jahre  yon  1874—1884  und  gibt  über 
die  frühere  Geschichte  des  Büreans  nur  eine  gedr&ngte  üebersicht. 
An  letztere  schliesst  sich  zunächst  eine  Schilderung  des  Arbeitsgebietes 
des  Bureaus  im  allgemeinen,  worauf  die  einzelnen  im  Laufe  des  ge- 
naimten  Zeitraums  ausgeführten  Arbeiten  im  besonderen,  das  Verfahren 
bei  denselben,  die  daraus  hervorgegangenen  Publikationen,  die  Kosten 
behandelt  werden.  Ein  fernerer  Abschnitt  gibt  über  die  mit  dem 
kGnigL  statistischen  Bureau  in  Verbindung  stehenden  Institute:  das 
oeteorologische  Institut,  die  statistische  Zentral-Eommission  und  das 
itatistische  Seminar  Auftchluss,  ein  weiterer  über  Archiv,  Bibliothek 
ond  mechanische  Hilfsmittel.  Endlich  wird  der  Leser  mit  dem  Publi- 
kttioDswesen,  den  Etatsverhältnissen  und  dem  Beamtenpersonal,  sowie 
dem  Dienstgebäude  des  Bureaus  bekannt  gemacht  —  alles  recht  gründ- 
lidi  in  dem  ein  wenig  trockenen  Amtsstil,  dem  wir  in  den  litte- 
rarischen  Erzeugnissen  dieses  Bureaus  zu  begegnen  gewohnt  sind,  welches 
eine  Zeit  lang  eine  führende  Rolle  in  der  amtlichen  Statistik  der 
eorop&ischen  Staaten  gespielt  hat.  Dass  der  Direktor  einer  Staatsan- 
stah  in  einer  offiziellen  Publikation  über  dieselbe  an  ihren  Einrich- 
tungen Kritik  fiben  werde,  wird  man  billiger  Weise  nicht  erwarten, 
and  ebenso  würde  man  enttäuscht  sein,  wenn  man  annähme,  dass  in 
dem  Büchlein  über  den  engen  Kreis  des  Amtlichen  hinausgehende  Oe- 
nehtipnnkte  zur  Geltung  gekommen  seien.  Wir  müssen  es  dem  Verfasser 
schon  hoch  geuug  anrechnen,  dass  er  (S.  8  f.)  seines  verdienstvollen 
Vorgängers,  von  dessen  Schöpfungen  so  viele  Seiten  dieses  Buches  Kunde 
geben,  in  so  vorurteilsloser  und  gerechter  Weise  gedenkt,  unähnlich 
80  manchen  andern,  welche  nach  seinem  Rücktritt  nichts  Eiligeres  zu 
thon  wussten,  als  dem  toten  Löwen  den  Eselsfusstritt  zu  versetzen. 
Aber  wir  hätten  doch  auch  an  mancher  andern  Stelle  etwas  weniger 
Zogeknöpftheit  erwartet ,  z.  B.  bezüglich  des  statistischen  Seminars, 
desKn  Notwendigkeit  doch  die  hohen  Frequenzziffern  der  letzten  Kurse 
beweisen,  während  über  die  Gründe  seiner  Auflösung  nur  sehr  unvoll- 
kommen Aufschluss  gegeben  wird.  Dass  die  Anstalt  nicht  geworden 
^  was  man  anfänglich  aus  ihr  machen  wollte,  sondern  etwas  andres, 
was  bei  Lichte  besehen  auch  seine  gute  Berechtigung  hatte,  kann  den 
iinbefangenen  Betrachter  doch  nur  auf  die  Vermutung  führen,  dass 
^  das,  was  man  wollte,  kein  Bedürfnis  oder  nicht  die  Möglichkeit 
derAosföhrung  vorhanden  war,  während  es  ihm  sehr  fraglich  bleiben 
^üd,  ob  man  wohlgethan  hat,  das  wirklich  Erreichbare  und  auch  eine 
Zeit  lang  Erreichte  so  leichten  Kaufes  preiszugeben.    Im  ganzen  ge- 
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winnt  mAD  am  dem  Blemsk^mAma  Bache  den  Eindrock,  dsM  im  Haon 
LittdeDttrasie  No.  2Sß  tiel  •olide  Arbeit  ohne  liel  G^riatch  geleietei  wirf; 
aber  man  Termisat  angern  jenefei  friadieB  Zog«  der  s.  B.  dorefa^ie  lUtigkeH 
der  italtenisohen  und  neaerdings  auch  der  österreicliiseheii  Sta^tik 
hindurchgeht.  Beeonden  aufgefallen  ist  oIm  die  geringe  Wirktarnkflit 
der  statistischen  ZentralkoiDmiMioii ,  welche  in  den  15  Jahmi  ?« 
1870 — 1884  im  ganacn  18  Sitzungen  gehalten  ond  sich  in  diesen  %,  T. 
mit  nicht  tefar  belangreichen  GtogenBt&nden  beechäfügt  hat  AnflUHg 
itt  anch  der  Bückgang  in  dem  Abcats  der  Pnbükationen  dec  Bireaoi^ 
welcher  s.  B.  bei  der  Zeitsehrift  von  1874-1884  23  Pnmnt  betrift^ 
beim  Jahrbuch  yom  IV.  zom  Y.  Jahrgang  40  Proaent!  Bei  dem  totstenn 
ist  freilich  der  Abeats  immer  ein  geringer  gewesen,  was  aweiMlet  mü 
seiner  uns  weck  massigen  Einrichtmig  znsammenhftngi  In  dieser  Hifi- 
sicht wlüre  Ton  dem  Statistischen  Jahrbvoh  für  das  Dewtaohe  fiskk, 
sowie  TOB  den  analogen  Publikationen  andrer  Staaten  manohsi  n 
lernen,  wie  es  denn  Überhaupt  grMserer  Anstrangungen  bedarfien  viii 
wenn  das  preussische  statistische  Bureau  seinen  alten  Rang  bobaapien. 
becw.  wiedererlangen  will.  Bfioker. 


F.  X*  von  Neamann-fi^NkUart,  Uebaraiohteii  «tor  Waltwirt- 
aehaft.  Jahrgang  1888—84.  Stnttgsirt ,  Mam  Maier,  1887.  XIY  i. 
574  B. 

Wir  begrtissen  mit  Freude  den  ffinfben  Jahrgang  dieses  in  seiBsn 
hohen  Wert  Iftngst  allgemein  anerkannten  Werkes,  das  die  beste  Dm- 
Stellung  aller  ffir  die  Weltwirtschaft  massgebenden  Verhittaiase  iit  sad 
das  Olganische  Wesen  auch  dieser  Wirtschaft  klar  ▼emaachsnlith* 
Die  einaelnen  Yolkswirtsobaften  ersabenien  hier  ate  die  Gtiader  einai 
gröMeren  Ganzen,  dessen  organische  Entwiakelmig  dareh  sie  bediagi 
wird,  das  aber  anch  den  tiefgreüendsten  fiinftuss  auf  sie  ausfibi.  Zon 
unentbehrlichen  Nachschlagewerk  ffir  die  Männer  der  Wiseensohaft  int 
des  praktischen  Lebens  wird  das  Werk  nicht  nur  durch  den  Reiofatos» 
sondern  auch  durch  die  Zuverlässigkeit  des  mit  «nermadliehem  Flei« 
gesammelten,  mit  strenger  wissensohaftlicher  Kritik  gesichteten  asd 
in  Qbersichtlicher  Weise  vorgefahrten  Materials.  Das  wissenschafUkhi 
Ziel,  welches  der  Verf.  sich  mit  diesen  »üeb^rsichten«  gesteckt»  sowoU 
einen  Zweig  der  deskriptiven  Statistik  en  pflegen  als  audt  zur  wisns- 
schafthchen  analytischen  Untersuchung  des  materiellen  Enltarkbssf 
beistttragen,  wird,  wie  rückhaltlos  zugegeben  werden  muss,  von  ibm 
erreicht.  Das  Interesse  das  Lesers  konaentriert  sich  sunädhst  und  vor 
allem  auf  den  allgemeinen  Teil  des  Weriss,  Wfthrend  der  besonders 
Teil  das  umfangreiche  statistische  Material  für  die  Produktion  mu) 
den  Absatz  der  wichtigsten  Welthandelsgüter  (A.  Nahnungsmittsl  — 
Getreide  und  Brotfrüchte,  Kartoffehi,  Fleisch  ^,  B.  Genossnorittel - 
Zucker,  Kaffee,  Theo,  Tabak,  Wein,  Bier  — ,  a  Rohstoffe  für  die  Welt- 
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isdwbrie  nad  4m  l^uaeiiverbraaob  «—  Kohle,  EtBen,  Baonnrolk,  Wolle, 
Seida»  andre  Textilatoffe  — ),  femer  ftbr  die  ümlanfiBmittei  in  der  Welt- 
«iftebalt  (Btatiftik  der  Edelmetalle,  des  Geldes,  der  Mdsarrogate, 
dd$  Kredit-  und  BaakweseDs),  für  die  Verkehrsmittel  (Weltpostretkehr, 
Telegraphen,  Eisen  bahnen,  HAndelssohüFahrt)  und  endlich  för  deo  Welt- 
handel enthält ,  gibt  der  Verfasser   in  dem   allgemeinen   Teil, 
geitfitrt  auf  dies  Material  in  meisterhafter  Beherrsehnng  desselben  and 
in  ebenso  soiigfftltiger   wie  soharisiaaiger  objektirer  Wardignng  aller 
V^faftltnisee,  welche  als  besonders  charakteristische  Symptome  der  wirt- 
tchafUJchen  Lage  und  des  Wohlstandes  der  einzelnen  Volker  an  be- 
tnehtoB  sind  ond  statistisch  erfasst  werden  können,  eine  höchst  interes- 
«nts  Darstellung  des  Znstandes  der  Weltwirtschaft   und  der  verscfaie- 
denen  Phasen  derselben  in  der  Zeit  Ton   1870--1885.     Der  Verfasser 
«igt  insbesondere  Art  nnd  Umfang  der  Steigerung  des  Volksvermögens 
in  den  Terschied^ien  Staaten  und  untersucht  dann  in  näherer  Erörte- 
niag  der  Froduktions*  und  KonsnmtionsYerftnderongen ,   des  ünsfangs 
der  Yerkehrsthätigkeit  und  des  Handels,  der  Gestaltung  der  Qüterpreise  ^ 
nnd  Arbeitslöhne,  der  Diskontosatze,  der  Gründungen  und  Emissionen, 
der  Beatabilität  d^  Unternehmungen ,  der  Earswerte,  der  Fallimente, 
der  Arfoeiterentlassungen  und  Strike^  endlich  noch  der  Ein-  und  Aua- 
wanderong,  der  Heirat»-  und  Gebortsfrequenz ,  der  Sterblichkeit,  dar 
Selbstmordfrequenz   und  Kriminalstatistik   —   ob  die  Geschichte  der 
Weltwirtschaft  in  jen^m  Zeitraum  den  Fortschritt  oder  Rückschritt 
zetgi    Das  Besnltat  der  wob^elnugenen  Beweisführung  ist  ein  mehr- 
Suhes  Sehwanken  zwischen  Fortschritt  und  Bückschritt    Am  Beginn, 
in  der  Zeit  Ton  1870 — 187S,  eine  Beihe  der  kräftigsten  Impulse,    alle 
Keanaeichea  einer  rapiden  Vermehrung  des  Vermögens  und  Einkommens, 
äoer  zynehmoiden  Proaperität,  eines  Aufschwunges  ohnegleicben  ;  dar- 
auf eine  Anzahl  von  Jahren  allgemein   sinkenden  Wohlstandes,  Ver- 
mnderuBg  der  Erwerbsgelegenheit,  Verluste^  die  nach  Milliarden  zäh- 
len, Sinken  das  Vertrauens  und  der  Untemehmungslast;  dann  wieder 
Kit  der  Mitte  des  Jahres  1879  eine  neue  Phase  der  Bewegung,  welche 
von  Amerika  ausgeht,  in  den  vereinigten  Staaten  zu  einer  erstaunlichen 
Expansion  der  produktiven  Thäldgkeit  des  Verkehrs  und  Handels  führt 
ood  lieb  von  dort  im  Jahre  1880  und  1881  nach  Grossbritannien,  ganz 
Weftenropa  und  schliesslich   auch   bis  in  die  östlicher  und  südlicher 
gelegeoeD  Theile  unseres  Kontinentes  verpflanzt.    Diese  hält  aber  nur 
1»  Ende  1882  oder  Mitte  1888  an;  seitdem  fällt  die  Kurve,  welche  die 
Prodoktion,  den  Verkehr  und  die  sozialwirtschaftlichen  Symptome  dar- 
stellt, wieder  herab  und  dies  Sinken  dauert  in  den  Jahren  1884  und 
1885  fort    Eine  nachhaltige  Besserung  erwartet  der  Verfasser:  1.  von 
der  Bsfletügung  des  Missverhältnisses  zwischen  Produktion   und  Kon- 
nmtion  in  Europa,  indem   da«  durch   die  Ueberproduktion   gestörte 
^läebgewicht  zwischen  Ertci^n  von  Kapitalien,   die  in  fest  verzins- 
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lieben  Werteffekten  liegen,  und  jenen,  die  in  landwirtschaftlichen  oder 
industriellen  oder  kommeiziellen  Unternehmungen  engagiert  sind,  wieder 
hergestellt  und  ehenso  ein  richtigeres  Verhältnis  zwischen  Arbeitslöhne 
und  Warenpreisen  herbeigefQhrt  werden ;  (die  erst  erwähnte  Nivellienrng 
könne  von  zwei  Seiten  zugleich  angebahnt  werden,  sowohl  durch  die 
mit  der  Kurssteigerung  verbundene  oder  faktisch  durchgeführte  Ziu- 
redoktion  der  Kreditpapiere,  als  durch  die  Hebung  der  Rentabilität  toq 
Unternehmungen  infolge  der  Erweiterung  des  Absatzes  und  Emiedrigong 
der  Produktionskosten;  die  zweite  Nivelliemng  könne  nur  von  einer  re- 
lativen Senkung  der  Löhne  der  Arbeiter,  d.  h.  einer  Reduzierung  der  allza 
rasch  gewachsenen  Anspräche  dieser  letzteren  und  einer  Hebung  der 
Güterpreise  auf  ein  die  Produktionskosten  mehr  berücksichtigende!  Ni- 
veau erwartet  werden) ;  2.  von  der  Hebung  der  Aufnahmsfähigkeit  der 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  f&r  europäische  In dustrieeneng- 
nisse,  Kapitalien  und  Arbeitskräfte;  3.  von  der  völligen  Erschliessong 
der  ostasiatischen  Absatzgebiete  und  von  überseeischer  Kolonisation. 

— g- 

Alf.  de  Foville,  Iia  Franoe  ^onomique,  Statistique  raisonn^ 
et  comparative.  Ann^  1787.  Paris,  Armand  Colin  et  Cie.,  1887.  kl  8. 
492  S. 

Der  durch  seine  Arbeit  über  die  Gmndeigentumsverteilung  be- 
kannte Verfasser,  welcher  neben  seiner  Professur  an  der  £cole  des  scienees 
politiques  das  statistische  Bureau  des  Finanzministeriums  leitet,  hat 
mit  dem  vorliegenden  Werkchen  ein  überaus  brauchbares  Hilfsmittel 
für  mancherlei  wissenschaftliche  und  praktische  Zwecke  greschaffißn. 
Es  ist  dieselbe  Art  der  Behandlung  statistischer  Daten,  wie  sie  Net- 
tnann-Spällart  in  seinen  nun  schon  unentbehrlich  gewordenen  »üeber- 
sichten  der  Weltwirtschaftc  so  meisterhaft  angewendet  hat:  Zusammen- 
fassung der  Hauptziffern  mit  knappen  sachlichen  Erläuterungen,  welche 
alles  enthalten,  was  zum  Verständnis  und  zur  kritischen  Würdigung 
des  Ziffernmateriales  erforderlich  ist.  Das  Buch  beschränkt  sich  indeeeeo 
nicht  auf  die  Wirtschaftsstatistik  im  e.  S.;  es  schliesst  auch  ein^ 
ziemlich  ausführlichen  Abriss  der  Bevölkerungsstatistik  (Stand  und  Be- 
wegung der  Bevölkerung,  Berufsarten,  Analphabeten,  Gebrechliche, 
Unterstützte)  ein,  der  mit  kurzen  Bemerkungen  über  Bodenfläche  ond 
-Einteilung  das  Ganze  eröffnet.  Dann  folgt  eine  sehr  eingehende  Agra^ 
Statistik,  an  welche  sich  die  Statistik  des  Viehstandes  sowie  der  Fleisch- 
Produktion  und  -Konsumtion,  ferner  diejenige  der  Wein-,  Obstwein*. 
Bier-  und  Alkoholproduktion  sowie  recht  instruktive  Mitteilungen  an« 
der  Forststatistik  anschliessen.  Verhältnismässig  ärmlich  nehmen  sich 
dagegen  die  der  Industrie  gewidmeten  Abschnitte  aus,  in  welchen  nar 
die  Montan-Produktion  und  die  Textilindustrien  eine  emigermusaeo 
ausreichende  Berücksichtigung  finden.    Viel  reicher  ist  der  Handel  nnd 
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dae  Transportwesen  (einsehliesslich  der  Handels-  nnd  Kriegsmarine)  be- 
droht; ebenso  das  Geld-  und  Bankwesen»  während  das  Versichemngs- 
weeeo  und  die  gegenseitigen  Hilfskassen  mit  wenigen  dürftigen  No- 
tixen sich  begnügen  müssen.  Besonders  dankenswert  sind  die  der  Fi- 
lanxstatistik  gewidmeten  Abschnitte,  nicht  bloss  wegen  des  ausgiebigen 
Qffemmateriala  sondern  namentlich  anch  wegen  der  bequem  einfüh- 
renden Erläatemngen  und  der  sahlreichen  historischen  Rückblicke. 
Eis,  wie  sich  gebührt,  recht  kritisch  gehaltener  Schlnssabschnitt  be- 
Kh&ftigt  sich  mit  den  bis  jetzt  gemachten  Versuchen  sur  Schätzung 
dsi  franzQsisehen  Nationalvermögens,  an  denen  sich  auch  der  Verf. 
mh  einer  selbetändigen  Schrift  beteiligt  hat.  Anhangsweise  werden 
tendiiedene  statistische  Mitteilungen  über  die  fransüsischen  Kolonien 
gegeben,  die  nur  für  Algier  einige  Vollständigkeit  erreichen.  Im  ganzen 
kann  man  sagen,  dass  FowUe  seine  Absicht,  eine  möglichst  vollstän- 
dige Znsammenstellung  dessen  zu  geben ,  was  in  Frankreich  auf  dem 
Gebiete  der  Wirtschaflsstatlstik  an  einigermassen  sicheren  Ergebnissen 
Torliegt,  das  Verständnis  der  Ziffern  durch  erklärenden  Text  zu  erleioh- 
Ura  und  durch  strenge  Kritik  ihrer  Zuverlässigkeit  eine  missbräuch- 
licbe  Benutzung  der  Zahlen  zu  verhüten,  gleich  im  ersten  Wurfe  äos- 
serst  geschickt  verwirklicht  hat.  Der  Text  Überwiegt  meist,  die  Ta- 
bellen gehen  nicht  sehr  ins  Detail,  sind  aber  zweckmässig  ausgewählt, 
die  xahlreichen  internationalen  Vergleichungen  sind  zwar  nicht  alle 
Ml  erster  Quelle  geschöpft,  aber  doch  mit  Kritik  verwertet.  Eine  be- 
sonders willkommene  Beigabe  sind  die  Litteratumachweisungen.  So 
darf  man  denn  hoffen,  dass  das  Buch  sich  rasch  einbürgern  wird,  zumal 
bei  dem  verhältnismässig  niedrigen  Preise  (6  Fr.  geb.),  und  dass  die 
noch  vorhandenen  Lücken  und  Mängel  bei  dem  in  Aussicht  genommenen 
jihrlichen  Erscheinen  desselben  sich  rasch  vermindern  werden. 

K.  Bücher. 


— e.   Statistisches  Jahrbuch  für  das  deutsche  Beiob,  7.  Jahr- 
gang (1886),  Berlin,  Puttkammer  und  Mühlbrecht. 

Oesterreich.  Statist.  Handbuch  für  die  im  BeiohsratVertre- 
tenen  Königreiche  und  Lander.  5.  Jahrg.  (1886),  Wien,  Gerold  &  S. 
Wir  haben  die  Zusendung  beider  Publikationen  dankbar  zu  beschei- 
nigen. Beide  sind  durch  die  üebersichtlichkeit  und  Reichhaltigkeit 
dei  Materials  ausgezeichnet  wie  bisher  und  in  weiten  Kreisen  unent- 
bftbtlich  geworden.  Inhaltsmitteilung  ist  nach  der  Natur  dieser  amt- 
lichen statistischen  Werke  hier  ausgeschlossen.  Wir  beschränken  uns 
darauf,  bei  der  gegenwärtigen  Bedeutung  der  Grundkreditfrage 
^  dem  im  deutschen  Reiche  weniger  verbreiteten  österreichischen 
Jtbrboch  folgendes  mitzuteilen:  die  Kapital-Belastung  des  cisleitha- 
^'''^  Grundbesitzes  ist  nicht  wesentlich  besser  noch  schlechter 
«•worden  seit  1881 ;  denn  es  betrug 
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dter  Belaatiiiiguntwachf  di»  GeiamteDÜttiB»^ 

1881  289  071 000  e  2^0967  000  0 

1882  808 276000  >  278 301 000  > 
1888             801786  000  >                         250  306  000» 

1884  307  423000  >  236475000  > 

1885  301329000»  232064  000» 

Die  Enilastuag  »infolge  ÜDinlftnglichkeit  des  ErlOeet«  betarog  1885  ow 
12,04t  Mill.  fl  gegen  33^6  Mill.  fl  im  Jahre  1881,  wa»  ein  güoetigei 
Zetcfaen  iet.  Wae  den  Z  i  d  e  f  u  s  s  betrifift,  so  maoht  sich  auch  flfar  die 
Qrundschuldner  in  den  Ostenr.  Beicharatslftndern  eine  bedentende  Er- 
leiehterung  anf  Kosten  des  Restenkapitals  geltend.  Der  ftberwiegeade 
Zinsfuss  ist  4  >  bis  5^/»;  er  galt  1865  fOr  61,4  Mill.  fl  Hypothekazdaiw 
leben  gegen  21,4  Mill.  fl  im  Jahre  1879.  Die  sonstigen  Zinsraten  gal- 
ten  and  gelten 

1879  1885 

l&r  Mill.  fl  Darlehen  für  Mill.  fl  Darlehen 

5 '/i  bis  6     >  58,0  483 

6       »   5Vt  »  13,2  16,4 

3  »  4      »  2,3  13,8 

4  >  4*/k  »  0,5  9,9 

Auch  in  Oesterreioh  ist  also  die  sonst  kritische  Lage  der  Landwirtsohaft 
durch  das  Sinken  des  Zinsfossas  ertr&gUoher  geworden.  Was  w&re  bei 
gegenteiliger  Bewegung  des  Zinsfusses  gekommen?!  Oder  was  würde 
kommen,  wenn  ein  »grosser  Krieg«  den  Zinsfuss  steigern  würde  ?1  Dsi 
Rentenkapital  hat  in  Form  der  Zinsermässigung  dem  QrundbesitB  eiaes 
erheblichen  Teil  des  »Drockes  der  Zeit«  abnehmen  mütosen! 


StatiaHaohee  Jahrbuch  für  das  Deutache  Beioh.  Beranigt- 
geben  yom  kaiserlichen  statistischen  Amt.  Achter  Jahrgang  1887.  Ber^ 
lin  1887.    gr.  8.    207  S. 

Diese  nach  Inhalt  und  Form  gleich  yortreflPliche  Publikation  ge- 
winnt mit  jedem  neuen  Jahrgang  an  Weri  Immer  grosser  wird  die 
Zahl  der  Perioden,  fär  welche  das  Jahrbuch  seine  Oebersichten  bietet; 
wo  bei  grosseren  Tabellen  eine  jährliche  Wiederholung  unthunlidi  iit, 
da  bewahrt  die  Heranziehung  neuen  Sto£Ees  oder  die  Vorflihriing  dei 
alten  unter  neuen  Gesichtspunkten  die  frflheren  Jahrgänge  vor  dem 
Veralten  und  die  neuen  vor  einer  üeberlastung  mit  Stoff.  So  sind  is 
dem  vorliegenden  VIII.  Jahrgang,  obgleich  derselbe  an  Umfang  hinter 
seinen  beiden  Vorgängern  zurückbleibt,  neu  hinzngekonun«! :  aus  dff 
Berufsstatistik,  aus  der  schon  früher  verschiedene  wertvolle  Ueberaichtea 
gegeben  worden  waren,  eine  Darstellung  des  Umfangs  der  HansiadostiM 
nach  Ländern  und  Gewerbearteo  und  eine  solche  der  Verteilung  der 
landwirtschaftlich  benutzten  Fläche  auf  die  verschiedenen  Betrieb^griSf- 
sen;   femer  eine  auf  die  Sterblichkeit  der  Reichsbeyölkerang  in  des 
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Jakzea  1871/^— -1880/1  gegrflndeie  BterbeiaM  (die  eivte  ihver  Art),  dk 
fiifebaiaee  der  Beichstagswahlen  von  1871 — 1887,  eine  Uebcnioht  der 
BeräkerDngebeweguDg  leit  1841,  der  Bedtzatand  der  Forsten  nach  der 
Aa&ahme  von  1883,  eine  DartteUung  dea  Standet  der  Erankenkaaten 
im  Jahre  1885.  Beigegeben  sind  4  Karten,  wekhe  die  Vertretong  der 
hanptrikhlichen  GrömenklaMen  der  landwirtsehaftliohen  Betriebe  in 
dea  mittleren  Verwaltnngsbesirken  in  der  bekannten  Manier  sar  Dar* 
BteUoDg  bringen.  Besondere  Anerkennung  verdient  nooh,  dass  die  er* 
kliranden  Anmerkungen,  welche  sam  richtigen  Verständnis  der  Ziffern 
nnerUBslich  sind,  etwas  reichlicher  ausgefieillen  sind.  Die  firfiheren  Jahr- 
gftage  Hessen  nach  dieser  8eite  manchmal  sn  wünschen.  Es  dürfte  sich 
emiilBhlen,  wenn  bei  Tabellen,  die  einen  bereits  firfiber  im  Jahrbneh 
behandelten  Stoff  in  neuer  Chroppiemng  aeigen,  jedesmal  anoh  an  der 
bsir.  Stelle  in  einer  Anmerkung  auf  die  älteren  Jahrgänge  und  Seiten 
Tsrwiesen  würde.  Die  Verweisungen  unter  dea  Hanptrubriken  des  In- 
h&ltsTerseichnisses ,  welche  wir  darum  nicht  missen  möchten ,  werden 
mit  der  Zeit  doch  recht  wenig  übersichtlich.  Bücher. 


-e.  Trath  Oensoa  of  the  United  States.  Volume  XII.  1886. 
Eis  fiberaus  retchhaltiges  Werk  (dm  2.  Band)  über  die  Mortalität 
oUVitalität  der  Vereinigten  Staaten  nach  dem  Stande  des  Jahres 
1880.  Besonderes  Interesse  bieten  die  Naohweisungen  über  die  haupt- 
ilohliohen  Todesursachen  nach  Landgruppen ,  Altersstufen ,  Geschleeh- 
ttfD,  ßtadt-  and  G^esamtbeTÖlkerung.  Auch  dieser  Band  des  grossar- 
tigtt  Zensarwrarkes  ist  reich  an  den  schönsten  statistischen  Eoloriernngen 
nad  Diagrammen.  Bearbeitet  ist  das  Werk  vom  Militärarst  John  8. 
BiOmgg. 


Le  SSo.  Anniveroaire  de  la  SooiM  de  atathstique  de  Paria 
1860— lS8ft.  Oempt4  rendu  des  s^ances.  —  Disconrs  d'inauguration. 
-  Commvnicatkms  et  mtooires.  —  La  stattstique  officielle  en  France 
ctkr^trasger.  Actes  et  traraux  de  la  8oci6tä  de  statistique  de  Paris. 
Bngv-Leyraiüt  et  Cie.  Paris,  Nancy  188&    gr.  a    443  S. 

Ib  Sommer  1885  haben  kurz  nach  einander  die  Pariser  und  die 
l^fadomt  Statistische  GeeeUschaft  Jubiläen  gefsiert,  die  erstere  das 
ftofoadzvansigjährige,  die  letste  das  fün&igjährige.  Beide  können 
&nf  eine  erfolgreiche  Thätigkeit  zurückblicken ,  deren  Ergebnisse  zum 
S^Maa  Teile  in  ihren  Zeitschriften,  dem  Journal  of  the  Statistical 
wiety  of  London  und  dem  Journal  de  la  Sociätä  de  statistique  de 
^^  siedergelegt  sind.  Beide  sind,  wenn  man  auf  ihren  Ursprung 
Krötkgeht,  nur  die  Fortsetsungen  älterer  ähnlicher  Vereinigungen; 
^^  hahen  sich  von  lokalen  Sammelpunkten  der  wisseaachaftlichen 
lad  pnktipchtti  Statistiker  au  Verdnigungen  Ton  nationaler,  ja  teil- 
««n selbst  intoantioBaler  Bedeutung  emporgeschwungen;  beide  haben 
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68  yerstanden,  das  Interesse  für  die  Statistik  auch  dann  noch  in  weiteren 
Kreisen  rege  zu  erhalten,  als  in  ihrem  wissenschaftlichen  Aosbaa  eine 
Periode  der  Stagnation  eintrat;  ihre  Festyersammlimgen  endlich,  be 
denen  sich  eine  Reihe  bedeatender  Statistiker  fast  ans  allen  Ländern 
Europas  (leider  mit  Ausnahme  Deutschlands)  zusammenfand ,  sind  der 
Ausgangspunkt  geworden  für  die  Begründung  eines  internationaleo 
statistischen  Instituts,  welches  den  internationalen  statistischen  Kongreo 
und  die  Permanenzkommission  desselben  zu  ersetzen  bestimmt  ist. 

Man  könnte  wohl  die  Frage  aufwerfen,  wie  es  kommt,  daas  aolebe 
Vereinigungen  zur  Pflege  der  wissenschaftliehen  Statistik  in  England 
und  Frankreich ,  ja  selbst  in  weit  kleineren  Staaten,  wie  die  Sdiwöz 
und  Holland,  einen  Boden  erspriesslicher  Th&tigkeit  finden,  während 
sie  in  Deutschland  nicht  gedeihen  wollen.  Ich  will  nicht  den  etwss 
heikein  Versuch  machen,  diese  Frage  zu  beantworten ;  er  würde  auf  Ge- 
biete föhren,  die  man  nicht  ohne  Not  betritt  und  zu  Eingeständninra 
nötigen,  die  man  nicht  gerne  macht.  Eonstatieren  aber  darf  man  doch 
wohl,  dass  man  sich  anderwärts  weit  weniger  an  den  von  den  offineUen 
Zentralstellen  publizierten  Bergen  statistischen  Rohmaterials  genügen 
lässt  als  in  Deutschland,  wo  die  berufenen  Kräfte  die  HofiPnnng  längst 
aufgegeben  zu  haben  scheinen ,  derselben  auch  wissenschaftlich  Herr 
zu  werden  und  die  drei  bestehenden  statistischen  Zeitschriften  &it 
ganz  zu  amtlichen  Publikationsorganen  geworden  sind.  Es  würde 
heute,  wo  ein  paar  fade  Bemerkungen  über  die  »statistische  Krankheit« 
selbst  unter  den  »Böhergebildeten«  wahres  Entzücken  herrornifeB, 
schlecht  angebracht  sein ,  den  Ruf  nach  Errichtung  statistischer  Pro- 
fessuren an  den  deutschen  Universitäten  zu  erheben ;  bei  der  kolosBaleo 
Masse  des  aus  allen  zivilisierten  Ländern  zuströmenden  Erhebungsmar 
terials  würden  einzelne  Männer,  und  besässen  sie  die  Ausdauer  einei 
Didymos  Chalkenteros,  wenig  auszurichten  vermögen,  man  müsete  denn 
den  Professoren  statistische  Laboratorien  zur  Seite  stellen  können,  io 
denen  unter  ihrer  Oberleitung  von  einem  dazu  geeigneten  Personal  die 
wissenschaftliche  Verarbeitung  jener  rohen  Ziffernmassen  vorgenommen 
werden  könnte.  Doch  das  sind  Dinge,  von  denen  es  nicht  opportun 
ist  auch  nur  zu  reden.  Thun  wir,  was  unseres  Amtes  ist  und  b^ 
schäftigen  wir  uns  mit  dem  stattlichen  Bande,  den  das  Pariser  Jubi- 
läum hervorgerufen  hat  und  der  unser  Interesse  in  mehr  als  einer  Hin- 
sicht verdient. 

Derselbe  zerfällt  in  vier  Teile,  von  denen  der  erste  das  Protokoll  über 
die  Festsitzungen  und  einen  wörtlichen  Abdruck  der  von  dem  Präsidenten 
Lion  Say  gehaltenen  Eröffnungsrede  enthält.  Letztere  behandelt  das 
Problem  der  internationalen  Statistik ;  besonders  tiefe  oder  neue  Ge- 
danken wird  man  von  dem  Enkel  des  grossen  Nationalökonomen  nicht 
erwarten,  der  es  auch  diesmal  nicht  unterlassen  kann,  ein  paar  nnge- 
reimte  Bemerkungen  über  den  Kathedersozialismus  einzuflechten«    Wich- 
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tigef  ist  der  z  w  e  i  t  e  Teil,  welcher  die  von  einheimisohen  and  fremden 
T^inefamem  der  FestTersammlung  gehaltenen  oder  auch  nur  heah- 
aichtigten  Vortr&ge  enthält  Es  sind  im  ganzen  16  Abhandlungen. 
Manche  tod  ihnen  tragen  die  Spur  flCU)htiger  Mache,  wie  sie  solchen 
Gelegenheitsarbeiten  oft  eigen  ist;  aber  es  sind  auch  recht  beachtens- 
werte Arbeiten  darunter.  So  diejenige  yon  dem  früheren  Direktor  des 
finnläDdieehen  statistischen  Bureaus,  Ignatius,  über  die  finnisch-ugrischen 
Volksstämme,  femer  von  Jt^glar  über  die  periodische  Wiederkehr  der 
Handelskrisen,  von  MareihBesso  über  die  Entwicklung  der  Lebens- 
Tersichenmg  von  1859—1888,  von  Founner  de  Fkdx  über  die  Ver- 
mehiung  des  Volksvermögens  in  Frankreich,  England  und  andern 
Staaten  seit  1789  (wenig  befriedigend),  von  Ä.  Bea/iijcn  über  Eersseboom, 
TOD  Cheyston  über  die  geometrische  Statistik.  Wenig  bedeutend  ist 
dagegen  eine  Studie  des  fleissigen  Toussamt  Loua  über  das  Wachstum 
^  französischen  Bevölkerung  seit  dem  Anfang  dieses  Jahrhunderts, 
während  Victor  Tmquim  ein  verwandtes  Thema,  die  geographische  Yer- 
teikog  der  Bevölkerungsdichtigkeit  in  Frankreich  in  überaus  interes- 
nnter,  leider  nur  zu  fragmentarischer  Weise  behandelt.  Twrquan 
wendet  dabei  die  von  Mayr  sogenannte  geographische  Methode  an  und 
berechnet  die  Bevölkerungsdichtigkeit  nach  Gemeinden  —  eine  über- 
aus mühsame  Arbeit,  die  aber,  wie  ein  Stück  der  von  ihm  entworfenen 
Karte  zeigt,  zu  sehr  beachtenswerten  Resultaten  geführt  hat.  Ferner 
behandelt  der  Direktor  der  kanadischen  Statistik,  Tadih^  einen  die 
üarbige  Bevölkerung  betreffenden,  allerdings  sehr  auffallenden  Fehler 
dtt  nordamerikanischen  Census  von  1870;  der  bekannte  norwegische 
Statistiker  A,  N,  Kiaer  gibt  äusserst  wertvolle  Aufschlüsse  über  die 
eheliche  Fruchtbarkeit  in  Norwegen  mit  Rücksicht  auf  das  Alter  der 
begatten ;  der  alte  Jß.  Leviuseur  steuert  einen  Aufsatz  über  die  Oe- 
bartenhftufigkeit  in  Frankreich  bei,  und  Dr.  J.  BerUüon  handelt  in  der 
bekannten  tief  eindringenden  Weise  seines  Vaters  über  die  Eörpergrösse 
der  französischen  Bevölkerung.  Die  überraschenden  Resultate,  zu  denen 
er  gelangt ,  dürften  erst  ihr  volles  Licht  erhalten ,  wenn  sie  mit  den 
Ergebnissen  der  anthropologischen  Schädelmessungen  in  Verbindung 
gebracht  werden. 

Bietet  schon  dieser  Teil  eine  Fülle  interessanten  Stoffes,  so  dürfte 
neileicht  der  Inhalt  des  dritten  Teiles,  welcher  die  Einrichtungen 
der  offiziellen  Statistik  in  Frankreich  und  andern  Ländern  behandelt, 
vielen  noch  willkommener  sein,  und  dies  um  so  mehr,  je  schwerer  es 
zur  Zeit  ist,  sich  über  diese  Dinge  vollständig  und  zuverlässig  zu  unter- 
nehten.  Der  Ausschuss  der  Pariser  Statistischen  Gesellschaft  hatte  an 
die  Vorstände  der  auswärtigen  statistischen  Bureaus  das  Ersuchen  um 
genauen  Anfschluss  über  die  Geschichte,  den  gegenwärtigen  Stand  und 
^  Organisation,  die  technischen  Verfahrungsweisen  und  die  Publika- 
iioflen  der  amilichen  Statistik  in  ihren  Ländern  gerichtet.    Ans  dieser 
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Anregung  iat  eine  Reihe  wertvoller  Arbeiten  beryorgegaagm ;  flr 
Belgien  yon  Leemans,  f&r  die  Niederlande  von  B^oi^oh,  ftr  Sehwedea 
von  Sidmbladh,  für  Finnland  von  Ignaüus,  für  Dänemark  von  Manu 
Oad,  für  das  Deutsche  Reich  von  Dr.  Becker^  für  die  Stadt  Berlin  toi 
Böehh,  ffir  Oesterreich  von  Inama- Sternegg,  für  Italien  von  Bodk,  f&r 
die  Schweiz  von  Kummer,  ffir  Frankreich  von  Leoaeeemr.  Endlich  tuA 
Ansiüge  aus  gedruckt  vorlieg^enden  ofißsiellen  Datsteliungen  Aber  die 
amtliche  Statistik  in  Preossen,  Sachsen,  Ungarn  nnd  Brasilien  bd|fo- 
fügt.  Die  Originalarbeiten  sind,  mit  Ausnahme  der  deuttch  geschrie- 
benen und  auch  so  abgedruckten  für  das  Deutsche  Reich  und  Oesterreidi. 
in  französischer  Sprache  veröffentlicht.  Sie  nehmen  fiaai  die  HUfte 
des  gansen  Bandes  ein.  Besonders  ausführlich  sind  diejenigen  ftr 
Frankreich  (60  S.),  Deutschland  (39  S.),  Oesterreich  (83  &)  nnd  £« 
Schweia  (38  S.). 

Auch  der  vierte  Teil  ist  nicht  ohne  Interesse.  Er  bietet  eise 
Uebersicht  über  die  Th&tigkeit  der  Gesellschaft  in  den  25  Jahrsn  ihiei 
Bestehens  nach  den  Sitsungs-ProtokoUen ,  ein  alphabetisches  Inhalte- 
verseichuis  ihres  Joumab,  die  Statuten  derselben  und  venchiedeses 
andre.  —  Jedenfalls  bitte  sich  die  Gesellschaft  an  ihrem  25.  Jahrssls^ 
kein  stolzeres  Denkmal  setaen  können,  als  sie  es  mit  dieser  wlidig« 
Publikation  gethan  hat.  fifieher. 


Dr.  Kries,  Die  preussisohe  Kirchengesetsgebang  nebst  das 
wichtigsten  Verordnungen,  Instruktionen  und  Ißnistsiisl- 
erlassen.    Danzig,  fi[afemann,  1887. 

Ein  sehr  empfehlenswertes  Handbuch»  welches  von-  dem  betr.  Tüd 
des  Landrechtes  bis  zu  den  neuesten  Abänderungen  der  kirchenpoHtiielies 
Gesetze  von  1887  den  gesamten  legislatorischen  Stoff  in  chronologisehar 
Weise  gliedert.  Von  einem  eingehenden  Kommentar,  wie  ihn  i.  & 
HinsehiuB  in  mehrfachen  Schriften  über  einseise  Gesetse  gegeben  hat, 
ist  dabei  abgesehen  und  hat  der  Verf.  sich  auf  einselne  Anmerkeng« 
und  Hinweise,  welche  für  das  Verständnis  und  die  Geltung  der  betr. 
Aktenstücke  notwendig  sind,  beschränkt.  B.  G. 


F.  Thudichum ,  Bismaroks  parlamentarisolie  Kampfs  und 
Siege.    Stuttgart,  Enke.    1887. 

Ffir  welchen  dauernden  Zweck  dies  Buch  geschrieben,  ist  niibt 
wohl  ersichtlich ;  eine  eingehende  parlamentarische  Geschichte  der  Nss- 
zeit  wäre  gewiss  von  grossem  Interesse,  aber  dieselbe  lässt  sidi  doch 
wohl  nicht  auf  150  Seiten  geben,  jedenfalls  aber  wird  dabei  die  eiste 
Bedingung  doch  Unbefangenheit  sein  müssen  und  diese  lässt  die  Schrift 
Thudiehum'a  recht  sehr  vermissen.  Gleich  die  Schilderung  des  Verfas- 
sungskonfliktes ist  durehaus  einseitig.  Uebor  die  Tberbeit  der  fo^t* 
Schrittspartei  in  demselben  imter  der  Fühlung  von  Gneist,  Bjbd,  Lasksr 
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o.  a.  ift  bente  wohl  bbt  eone  Stimme,  aber  meht  lie  war  es,  welche 
te  fonflikt  herbeif&farte.  Derselbe  entstand  ans  der  bewnssten  Absicht 
dei  Ifiliiftrkabijiets,  d.  h.  des  Oeaerato  iron  Mantenffel,  dadurch  das  li- 
berale Ifinisleorinm  zu  beseitigen,  der  Schw&che  nnd  des  Mangels  an 
Snaieht  dieses  Minist^oms,  welches  es  nnterliess,  fClr  die  notwendige 
Beform  und  ihre  Kosten  sofort  offen  einzutreten  nnd  die  liberale  Partei, 
isf  ^ütke  es  sieh  sitfitste,  dann  zu  überzeogen,  dass  die  Mehrforderang 
geboten  sei,  endliefa  dem  Eigensinn  der  liberalen  Mehrheit,  7or  altera 
6.  T.  ^Vlncke's,  als  Gegenleistung  dafiQr  die  zweijährige  Dienstzeit  zu 
fiudsrn.  Es  war  wiederum  eine  Schwäche^  dass  Ministerium  und  Ma- 
jonttt,  nachdem  sie  sich  einmal  ?erfahren,  die  Kosten  der  Beorgani- 
•ation  als  Paoschqaantam  nur  ftkr  ein  Jahr  beantragten  und  bewilligten. 
Dft  die  gebüdeten  Formationen  sich  nicht  wieder  rückg&ngig  machen 
lieeaeB  und  indem  das  Milit&rkabinett  die  neuen  Regimenter  durch  Ver- 
leihong  der  Fabian  defiaitiy  machte,  wurde  der  Konflikt  unTermeidlich. 
Si  Bauptgrund  des  Widerstandes  der  liberalen  Mehrheit  lag  in  der 
ichwacbea  auswärtigen  Politik  der  Herren  v.  Sohleiniz  und  v.  Auerswald, 
waxk  Graf  Bemstreff  brachte  es  nur  zu  Anläufen  und  nahm  die  iden- 
tehen  Noten  Oestesreichs  und  der  Mittelstaaten  gegen  den  preuesiseh- 
deotMhen  Bundesstaat  hin.  Snem  Staatsmann  wie  Herr  t.  Bismarok, 
dsr  mit  weitechauenden  Absichten  in  der  deutschen  und  auswärtigen 
Politik  in  das  Amt  trat,  konnte  es  am  wenigsten  yerborgen  sein,  wie 
•ehr  der  Konflikt  die  Regierung  in  der  Verwirklichung  seiner  Pläne 
hemmen  mnsste,  er  war  deshalb  seinerseits  bereit,  weitgehende  Zuge- 
Bt&ndnisse  an  die  Oppomtion  zu  machen ,  aber  er  sefaeiterte  dabei  an 
Maotenffel,  der  die  Beseitigung  des  Konflikts  nicht  wollte  und  ihm  miss- 
innts;  nur  um  sich  der  damals  noch  sehr  mächtigen  Partei  desselben 
gsgeaüber  zu  halten,  glaubte  Bismarek  den  herausfordernden  Ton  gegen 
die  Mehrheit  annehmen  zu  müssen.  Wie  er  die  Verfaseungsirage  im 
Gnmde  ansah,  hat  er  am  besten  dadurch  bewiesen,  dass  er  die  Indem- 
nitfttaforderung  gegen  seine  Kollegen  durchsetzte,  und  es  ist  keineswegs 
begrQndet,  wenn  der  Verf.  meint,  die  Regierung  habe  damit  ihre  Rechts- 
aaffaasung  nicht  preisgegeben  (S.  33j,  erstreckte  sich  die  Indemnität 
doeh  auf  die  Kriegskosten,  deren  Verausgabung  ohne  Zustimmung  des 
Hsoaes  unzweifelhaft  ungesetzlich  war,  die  Forderung  bedeutete  ein- 
fsoh,  dass  die  Regierung  sieh  um  der  grossen  Ziele,  die  sie  yerfolgte, 
ukd  der  salus  publica  Aber  das  fc^rmelle  Recht  hinweggesetzt  hatte 
^  mm,  da  jene  Ziele  erreicht  waren  und  die  staatsmännischen  Pläne 
da  Ministers  offen  vorlagen,  Ton  der  besser  belehrten  neuen  Majorität 
bttötwillig  Absolution  erhielt 

Lehrreich  für  die  Oegenwart  ist  die  Auffirischung  der  partikulari- 
*^)icheo  Agitation  in  Sfiddemtsohland  gegen  einen  Anschluss  an  Preossen 
i^dsn  letzten  60er  Jahren,  namentlich  in  WQrttemberg  durch  Moria 
^1,  der  bekanntlich  hernach  ein  grosser  Verehrer  Bismaroks  war, 
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als  derselbe  das  Tabaksmonopol  auf  die  TagesordDimg  brachte,  abor 
am  18.  Des.  1868  in  der  württembergisohen  Kammer  offen  erklftrte, 
Neutralität  sei  das  äusserste,  was  Preussen  bei  einem  Krieg  mit  Frank- 
reich zu  erwarten  habe,  wobei  der  später  in  Berlin  so  gefeierte  Minister 
y.  Varnbfiler,  der  1866  das  Vae  viotis  gesprochen,  aich  in  tiefes  Schwei- 
gen ballte,  seine  Haltung  1870  und  seine  Versweiflung  fiber  die  kopf- 
lose Politik  Frankreichs,  die  Württemberg  ins  prensnsche  Lager  dringe, 
hat  neuerlich  durch  Bolhau's  Veröffentlichungen  eine  beaei(diiiende  Be- 
leuchtung gefunden. 

Die  Darstellung  der  Einleitung  des  Kulturkampfes  leidet  an  mao- 
chen Unrichtigkeiten,  so  ist  es  nicht  zutreffend,  dass  der  Papst  Ledo- 
chowski  zum  Primas  von  Polen  ernannt  habe,  ein  Vorgehen,  das  gau 
den  Traditionen  der  Kurie  widersprechen  würde,  deren  Orundsats  steU 
war,  die  de  facto  Regierungen  anzuerkennen,  ygl.  die  Bulle  Gregore  XVL 
yon  1831,  die  er  als  Bedürfnis  und  altes  Herkommen  der  Kirche  erklärt, 
dass  dieselbe  diejenigen  anerkenne,  >qui  actu  summa  remm  potinntor«. 
Die  Rechtfertigung  der  Regierung  in  ihrer  Begünstigung  der  AHka- 
tholiken  nimmt  sich  heute  doch  mindestens  seltsam  aus,  nachdem  dk 
yollkommene  Ohnmacht  dieser  Bewegung  so  offen  zu  tage  getreten 
und  die  Sekte  in  voller  Auflösung  begriffen  ist.  Vollends  erscheint  die 
Verteidigung  der  Maigesetze ,  für  die  ja  der  Verf.  freilich  früher  ein- 
getreten ist,  als  ein  Anachronismus,  der  sicher  nicht  in  den  Bahmen 
parlamentarischer  Siege  Bismarcks  passt,  nachdem  derselbe  diese  Ge- 
setze selbst  aufgegeben  und  bestrebt  ist,  den  letzten  Schutt  derselben 
wegzuräumen,  obwohl  er  in  seiner  Depesche  an  Prinz  Reuse  vom  April 
1879  erklärt,  dass,  wenn  man  geglaubt  habe,  er  sei  bereit,  nicht  nor 
zu  entwaffnen,  sondern  seine  Waffen  durch  die  Gesetzgebung  su  Ter- 
nichten,  er  einer  Thorheit  fähig  gehalten  sei,  zu  der  er  keinen  Anlan 
gegeben  —  und  obwohl  er  noch  am  8.  Dez.  1884  im  Reichstage  erklfirte : 
>Ich  habe  den  Eindruck,  dass  weitere  Konzessionen  uns  das  Spiel  nur 
verderben  und  dass  wir  jetzt  in  der  Lage  sind ,  ruhig  abzuwarten,  ob 
endlich  eine  Spur  von  Gegenkonzessionen  von  Rom  geboten  wird.  Bb 
wir  aber  die  Farbe  und  das  Gepräge  der  ersten  päpstlichen  Konzeesion, 
die  uns  gemacht  werden  könnte,  deutlich  und  fasslich  in  dtt  Hand 
haben,  solange  wird  mit  meinem  Willen  auch  nicht  um  ein  Haar  br^t 
nachgegeben  werden.  €  Rom  machte  keinerlei  Zugeständnisse  und  doch 
wurde  ein  Gesetz  nach  dem  andern  gegeben,  um  das  einst  so  hoch  ge- 
priesene Bollwerk  der  Maigesetze  stückweis  abzutragen.  —  Nicht  min- 
der einseitig  ist  die  Behandlung  der  Zoll-  und  Steuerpolitik,  wo  z.  B. 
der  Misserfolg  des  Tabaksmonopols  so  gut  wie  übergangen  wird ;  kurz» 
wir  glauben,  dass  durch  derartige  Huldigungen,  welche  den  Reichs- 
kanzler als  unfehlbar  hinstellen  und  die  Widersprüche  seiner  inneren 
Politik,  die  er  selbst  gar  nicht  leugnet  und  nicht  leugnen  kann,  aber 
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ak  toechtigt  betrachtet,  da  man  ihn  nicht  »an  frühere  Aeneserungen 
festnageln  dürfec,  dem  Gefeierten  selbst  kein  guter  Dienst  geleistet  wird. 
H.  G. 

O.  Knntsemüller,  Des  Beiohskanzlers  Fürsten  v.  Bismarck 
staatsrechtliche  und  wirtsohaftspolitisohe  Anschauungen,  nach 
Beinen  Parlamentsreden  und  andern  öffentlichen  Kundgebungen  dar- 
gestellt   Spandau-Berlin,  Oesterniz,  1887. 

Kein  Staatsmann  der  Neuzeit  hat  einen  so  durchgreifenden  Einfluss 
aaf  die  Geschicke  seines  Vaterlandes,  Europas  und  die  öffentliche  Mei- 
nung geübt,  wie  Fürst  Bismark  in  seiner  nunmehrigen  37jährigen  Öffent- 
lichen Thätigkeit.  Eine  unbefangene  Darstellung  der  Grundsätze  und 
Anschauungen,  7on  denen  er  hiebe!  geleitet  wird,  muss  daher  70n  gröss- 
tem  Interesse  sein.  Der  Verf.  dieser  Schrift,  indem  er  sich  dieser  Auf- 
gabe unterzieht,  beschränkt  sich  auf  das  Gebiet  der  inneren  Politik 
und  läset  das  der  auswärtigen,  auf  dem  der  Kanzler  seine  grösste  Meister- 
Bchaft  gezeigt,  beiseite.  Die  Methode,  denselben  durchgängig  selbst- 
redend einzuführen,  kann  nur  gebilligt  werden,  die  Ordnung  des  Stoffes 
itt  übersichtlich  in  4  Kapiteln  durchgeführt ,  von  denen  das  erste  die 
religiös-sittlichen  Anschauungen  und  das  Verhältnis  der  Kirche  zum 
Staat,  das  zweite  die  preussische ,  das  dritte  die  Reichsverfassung  und 
das  letzte  die  Wirtschaftspolitik  behandelt.  Auffallend  ist  nur,  dass 
eine  Schrift,  deren  Vorrede  vom  Mai  1887  datiert  ist,  die  letzten  Jahre 
ganz  unberücksichtigt  iSsst  und  z.  B.  im  ersten  Kapitel  mit  der  Auf- 
hebung der  katholischen  Abteilung  des  Kultusministeriums  schliesst, 
wobei  wir  somit  nichts  über  die  kirchenpolitisohe  Stellung  des  Kanzlers 
erfehren,  seit  er  bestrebt  war,  den  Kulturkampf  von  der  Bildfläche  des 
5ffentlichen  Lebens  verschwinden  zu  lassen,  ebenso  schliesst  die  Wirt- 
Khaftspolitik  mit  1882.  Dies  rührt  wahrscheinlich  daher,  dass  die 
^^ft  schon  1882  erschienen  und  jetzt  nur  mit  einem  neuen  Titel 
▼eneben  ist,  wenn  man  aber  eine  Vorrede  von  1887  voranschickt,  so 
blüe  die  Darstellung  doch  billig  auch  bis  auf  die  Gegenwart  fortge- 
ftbrt  werden  müssen.  Im  übrigen  ist  das  Buch  als  sehr  brauchbar  zu 
empfehlen  für  den,  der  sich  einen  Begriff  von  den  Anschauungen  des 
Kanzlers  auf  diesem  Gebiete  zu  bilden  wünscht,  ohne  seine  Reden  selbst 
w  fitodieren.  H.  G. 


V.  Bing,  Deutsche  Kolonialgesellschaften.  Betrachtungen  und 
Vonchläge.    Berhn.    Heymann  1888.   8.  No. 

Die  deutsche  Koloniallitteratur,  die  mit  FcüMs  epochemachender 
Schrift  tBedarf  Deutschland  der  Kolonien  ?c  1874  beginnt,  ist  stark 
^ni  Anwachsen,  seit  die  Reichsregierung  im  Frülyahr  1884  Angra  Pe- 
quena  unter  ihren  Schutz  stellte.  Hat  einerseits  der  Rahmen  für  das 
^olonialwesen,  den  damals  der  Kanzler  zog,  erweitert  werden  müssen, 
lodem  sich  eine  staatliche  Oberhoheit    mit  selbständigen  Organen;  als 
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paentlHibrUeh  Migto,  so   Uelbt  der  gesunde  QnmdgedaAke  beitteiiee. 
welebea  er  daiDula  an  die  SpHse  stellte,  daae  im  Gegenaats  ca  das 
staatlicheq  Broberongssystem  Frankreich*s  die  eigentliche  Kolonisatka 
der  privaten  InitiatiTe  überlassen  ist,  und  da  hief&r  die  Kraft  dcei 
ein^lnen  nicht  ausreicht,  so  sind  es  die  deuteohen  Kolonialge9ell8chaft«n,a^ 
deren  Schuttem  die  Entwicklung  unserer  Kolonien  yorwiegend  nsht  Da- 
mit ist  gesagt,  dass  in  erster  Linie,  wie  Di.  Peiera  der  thatkräfUge te  Ver> 
treier  des  praktisch  gewordenen  Kolonialgedankens  erklärte,  derselbe  eis« 
Geldfrage  ist   In  dieser  Hinsicht  tadelt  nun  der  Ver&AMr  Tom&mlich,  dsu 
die  bestehenden  Gesellschaiteo»  deren  Statuten  er  im  Anhang  gibt,  som 
guten  Teil  auf  schwankendem  Rechtsboden  aufgebaut  sind  und  findet  daris 
einen  Hauptgrund  der  geriqgen  bisherigen  Beteiligung  des  grossen  Publi- 
kums an  denselben.    Diese  mangelnde  Grundlage  kann  auch  die  staat- 
liohe  Aufsicht  nicht  ersetseu#  weil  die  Behörde  nicht  alles  dorchaehaiHo 
kann,  die  preussische  Eorporatico  ist  ein  Notbeheli    Das  Aktiengesetz 
regelt  nur  Institute  des  Privatrechtes,  die  öffentlich-rechtliche  Kor- 
poration ist  seiner  Wirkung  entsogen,  es  bedarf  also  einer  reich^ge- 
setzlichen  Begelung  des  betr.  Gesellschaftsrechtes.    Von  diesem  Gesichts- 
punkt erörtert  der  Verfasser  die  Rechtsform  der  KolonialgeBellsohalta 
u^d  kommt  nach  Betrachtung  aller  verschiedenen  Erscheinungen  asf 
diesem  Gebiete  su  dem  Schlass,  dass  die  preussisch-rechtliche  Bergbau- 
Gewerkschaft,  »bei  welcher  grundsIltBlich  die  erforderlichen  Mittel  ohae 
Beschrl^nkung  von  den  Genossen  beigesteuert  werden»   w&hrend  jeder 
derselben  die  Möglichkeit  bat,  sich  unter  Aufopferung  eines  fixea  Teila 
seines  Vermögens  mit  Eechtswirkung  nach  innen  nnd  ausaen  lui  da 
Gesellsohaft  lossniösen«  die  empfehlenswerteste  Form  ftlr  Kolonialge- 
sellsohaflen  ist.    Die  Bedeutung  dieser  Bechtsform,    die  als  juriatisobe 
Person  erscheint  und  sich  scharf  von  allen  andern  Vereinig\ngsfomieo 
scheidet,  für  die  kolonialen  eigentümlichen  Au^ben,  erörtert  der  Ver* 
fasser  nach  allen  Seiten,  in  das  einzelne  ihm  dabei  su  folgen,  ist  hier 
nicht  möglich,  wir  beschränken  nns  darauf  su  sagen,  dass  er  jnri^tisck 
wie  wirtschaftlich  die  einschlägigen  Fragen  yoUkommen  beherrscht  and 
empfehlen  die  Schrift  als  einen  wertvollen  Beitrag  för  die  wichtige 
Aufgabe,  welche  sie  behandelt.  H.  G, 


J.  Bartheiemy  8t.  Hili^Fe,  Ii'Znde  Anglaiae.  Son  ^tat  actoel 
Son  aveni».    Paris.    Perrin.    1S87. 

Der  Verfasser  schreibt  nicht  wie  Frhr.  v,  Bitimer  in  seinem  >  Durch 
das  britische  Eeicb«  aus  eigener  Anschauung  Indieniv  gibt  uns  aber  die 
Besaltate  eines  eingehenden  Studiums  des  Landes  und  Volkes  nnd 
kemmt  in  den  meisten  Punkten  zu  denselben  Ergebnissen  wie  der 
greise  österreichische  Beisende,  dass  die  britische  BegieruDg  in  Indien 
eine  der  st&rksten,  erleuchtetsten  und  wohlthätigsten  ist,  durch  welche 
eine  winzige  europäische  Minderheit»  ein  Menschenmeer  von  250  MilL, 
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i90  dordi  Baoe  \md  Glaub««  iu  mk  schvoff  ff^^iberftabeikda  Bo* 
wolinflrdei8«lbe«Bodexi«gei6Uti«trbeherr«cbeQkami.  SieübtdieyolMän- 
digite  reügiOee  Tol^raos,  aber  bat  doch  die  Auswfioh^e  dei  Fanatiamos  wie 
Wittw^QTerbraDiimigeQ,  MeaBobenoi»fer.Q,  a.  w.  abzuachneidaa  gewustt 
B&d  boicbvftnkt  sich  Di^hi  auf  Pflege  de»  materiellen  Woblaeina,  sondeni 
läBii  giob  die  Pflege  der  ^chulei)  ebenso  aagelegea  sein.  Indien,  daa 
TOT  dev  briüecba«  Berrioliaft  ein  Spielball  fremder  Eroberer  und  fort- 
dauernde ianeiier  Kriege  war,  ist  unt^  den^ben  wunderbar  aufge- 
blüht, die  Biaenbahnen  haben  das  Mittel  gegeben  den  periodiach  wiedor- 
kehrenden  Hongeriaöten  entgegenzutreten  und  daa  Land  au  einer  Korn- 
kammer f&r  Europa  au  oiacbei^  kurs  ee  begreift  sich,  daas  daa  Jubilftum 
der  KCnigin  mit  begeiaterter  liojaUtftt  von  allen  Klassen  der  Bevölke- 
mog  gefeiert  ist.  Der  schwarae  Ponkt  ftlr  die  Engländer  in  Indien  ist 
daa  ofiaufbaltaame  Vordringen  BcwslaAds  gegen  dessen  Grensea,  eine 
G^fthr  der  gegenüber  die  britischen  Staatsmänner  meiet  eine  Vogel- 
itraaaHK>liMk  beobachtet  haben,  ohne  deren  imm^r  näheres  Her- 
ashsn  hindern  au  kOnnen«  Nicht  bloss  kurasichtige  Liberalen,  wie 
Gkißkm€,  haben  noch  vor  aehn  Jahren  es  als  altes  Weibergewftsch  Tor- 
ipottct,  daaa  Bussla^  durch  die  weiten  Wüsten  und  Gebirge  Mittel- 
A<isos  g^en  die  indische  Grenze  vordringen  könne,  auch  Diaradi  fand, 
daas  Raum  genug  f^  beide  Mächte  in  Asien  sei  und  meinte,  England 
habe  von  Boealand  nichts  «u  besorgeQ )  in  demselben  Sinne  sprach  Lord 
^Mmy  1877  ab  er  sagte,  die  unbegründete  Eussophobie  rühre 
daher,  dass  man  sich  nicht  hinlänglich  grosser  Karten  bediene.  In- 
zwischen sind  alle  diese  optimistischen  Auffassungen  zu  Schanden  ge- 
vordsat  Busaland  hat  «ich  langsam  aber  sicher  einen  Weg  durch  die 
tnuiakaspische  Wüste  gebahnt,  die  jetzt  von  einer  Eisenbahn  durchschnit- 
ten wild,  hat  sich  alles  zwischenliegende  Gebiet  einverldbt  und  steht  an 
den  Thoren  Afghanistans,  der  Vertrag  über  die  Regelung  der  Westgrenze 
desselben»  den  SoM^wry  Aks  einen  grossen  Erfolg  feierte,  hat  nur  die  Be- 
deatnog  eines  augenblicklichen  Haltpunktes,  den  die  Bussen  benutzen, 
BIO  ihre  Minen  zn  legen.  Früher  oder  später  wird  England  den  Ent- 
■cheidangskampf  aufoehn^en  müssen«  Der  gutherzige  Glaube,  dass  Euss- 
Izad  nach  den  ui^heueven  Op£sm ,  welche  es  seiner  asiatischen  Herr- 
Khaft  gebracht  hftt»  nunmehr  Halt  machen  werde,  wird  sehen  durch 
das  Wort  Skpb^ff^  widerlegt  i  daas  dann  das  Fell  nicht  des  Gerbens 
wart  gewesen  wäre;  der  Zosammenstoas  bei  Pendjeb,  bei  dem  Qladaione 
ach  sehimpilich  znrückzog,  war  nur  das  Vorspiel  des  grossen  Bingens. 
Davon  ist  auch  Barth,  8l  EHairf  durchdrungen  und  deshalb  hat  er  der 
SteUnng  der  beiden  Mächte  mit  Becht  ein  ausführliches  einleitendes 
Kapital  gewidmeti  Er  neht  ayuch  vollkommen  den  Znsammenhang 
tvisehen  Konstantinop^  nnd  Indien  ein,  nämlich,  dass  Bussland  in  der 
lags  sein  will  am  Indu«  einen  Druck  auszuüben,  um  England  su 
^odsm,  ihm  am  Bo^kuTus  entgegettantreten.    Nar  Thoren   wie  Lord 
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BandoHph  ChurehiU  können  an  die  Versicherung  glauben,  dam  EnglAsd 
in  Indien  nichts  zu  fürchten  habe^  wenn  es  Russlands  Begehrlidikeit 
nach  Konstantinopel  gewähren  lasse.  Hat  sich  der  rususcbe  Adler  dort 
erst  festgesetzt,  so  beherrschter  das  Mittelmeer,  den  Kanal  too  Soes 
und  Kleinasien  und  dann  wären  die  Tage  der  englischen  Herrschaft  ia 
Indien  gezählt.  Mit  Recht  endlich  ist  der  Ver&sser  Qbeneugt,  dass  diese 
grossen  Fragen  durch  die  Gewalt  der  Verhältnisse  zur  LOenng  drängm ; 
sprach  doch  schon  1842  Thiers  in  seinem  zweiten  Bande  der  Qeschichie 
des  Konsalats  and  des  Kaiserreichs  Ton  dem  »in^ntable  confiit  entre  lei 
deux  grands  compartageants  de  TAsie«.  Ueberden  Aasgang  des  Eampfi» 
spricht  St,  HÜaire  keine  Vermutung  aus,  seine  Vorstellungen  von  den 
inneren  HilÜBqnellen  Rasslands  sind  übertrieben,  er  rechnet  nicht  mit 
den  schlechten  Finanzen  und  der  Korruption  in  der  Armee  and  der 
Verwaltung,  aber  er  ist  vollkommen  überzeugt,  daes  Europa  Rassland 
nicht  zam  Herrn  des  Orients  werden  lassen  darf  und  erklärt  ideh  eat- 
schieden  gegen  jede  Allianz,  die  ihm  dazu  verhelfen  würde.  Wir  können 
nur  wünschen,  dass  diese  Ansicht  bei  seinen  Landsleuten  Boden  ge- 
winne und  dass  die  Franzosen  einsehen,  wie  sie  bei  einer  rassischeB 
Allianz  im  Falle  des  Sieges  nur  fOr  ihre  Verbündeten  die  Kastanioi 
ans  dem  Feuer  holen  würden,  im  Falle  des  Unterliegens  aber  die 
schwersten  Opfer  zu  tragen  haben  würden.  Das  Buch  St,  Häaira 
bildet  eine  vortreffliche  Ergänzung  zu  dem  Hubnen,  es  kann  nur  ^ 
empfohlen  werden.  H.  G. 


— e.  Buohenbergeri  A.,  Ministerialrat  im  Ghrossh.  Bad.  Ministe- 
rium des  Innern,  Das  Verwaltungsreoht  der  Landwirtaehaft  und 
die  Pflege  der  Landwirtschaft  im  Grossh.  Baden.  Tauberbi- 
schofsheim,  J.  Lang,  1887. 

Das  Buch  bringt  die  »im  Bereiche  der  Landwirtschaft  sich  bethä- 
tigende  Staatsfürsorge  €  Badens  zur  eingehendsten  Darstellung.  Voa 
dem  Verfasser ,  welchem  Deutschland  schon  die  Oberleitung  der  badi- 
schen Agrarenqudte  verdankt,  war  nur  eine  nach  Inhalt  und  Form 
mustergültige  Arbeit  zu  erwarten.  In  der  That  ist  das  vorliegende 
Buch  ein  meisterhaft  gezeichnetes  Gesamtbild  der  landwirtschaftlichen 
Stoatsfärsorge  in  einem  stets  fortschrittlichen,  in  seinen  Agrikultor- 
verhältnissen  mannigfaltigen  deutschen  Lande.  Gründlichkeit,  auf  amt- 
licher Information  beruhende  Zuverlässigkeit  und  Vollständigkeit,  Um- 
sicht des  Urteils  zeichnen  das  Werk  im  Ganzen  und  bei  den  einzelnen 
Materien  aus.  B.  legt  zwar  das  Hauptgewicht  darauf,  das  geltende 
Recht  zur  Darstellung  zu  bringen,  und  der  Reichtum  des  Buches  an 
positiver  Belehrung  für  nichtbadische  Lehrer  beruht  eben  hierauf.  Doch 
beschränkt  sich  das  Buch  nicht  hierauf.  Bei  allen  einzelnen  Materien 
sind  die  gesetzlichen  Anordnungen  und  pfleglichen  Veranstaltungen  in 
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ibfen  aUmiMiöhoi  &itwickeliingig«aig  dargalegt  tind  in  ihrer  Bedeatimg 
fOr  das  landwirtschafUicbe  Oewerbe  beleuchtet.    Noch  mehr!    Der  H. 
¥«£  emeist  wkk  bei  den  einxeben  Materien  innerhalb  des  Praktischen 
uk  dnrehgebüdeter  wiMensehaftlioher    Volkswirt;   als  hervorragender 
Agrarpolüaker  ist  er  ohnehin  bekannt  und  bewährt.    Wie  bQndig  ist, 
um  SB  eine  modernste  Materie  ansuknflpfen ,  die  er  f&r  Baden  behan- 
d«lt,  die    Tolkswirtsehaftlich-rechtliohe  Charakteristik   der    landwirt- 
wUfUieheB  Darlehenskassen   gegenüber    den  Vorschusskassen   im   all- 
gameinen  (8. 775)  1   Die  Eigentümlichkeiten  der  landw.  D.-Eassen  findet 
er  a.  a.  0.  in  folgendem :   a)  sie  pflegen  ihren  Wirkungskreis  auf  die 
polHisohe  Gemeinde  lu  beschrftnken ;  b)  sie  gew&hren  für  die  Geschäfte- 
lateilt,  deren  Höhe  anfeine  massige,  den  Dnrehsohnittsverhftltnissen 
der  Mitglkder  entsprechende  Summe  fiestgestellt  wird  und  deren  jedes 
Mitglied  nur  einen  erwerben  darf ,  keine  Dividende,   sondern 
eise  den  Zinsfuss  der   aufgenommenen    Anlehen   nicht  übersteigende 
Veniosnng;    c)  sie  können  ebendeshalb  Zins  und  Provisionen  für  die 
Ifitglieder  mögliehst  niedrig  bemessen  und  wahren  dadurch  den  ge- 
rneJsnfltiigen  Charakter  der  Anstalt;   d)  sie  geben  Darlehen  auch  auf 
Ilogere  Zeit  und  mit  im  Voraus  bestimmten  Ratenzahlungen ;  e)  sie 
Mimmea  den  Beeervefond  im  F^alle  der  Auflösung  för  gemeinnütiige 
Zwecke;  f)  sie  sind  nicht  selten  mit^mrkassen  verbunden  und  wirken 
ii  dieser  Verknfipfang  darauf  ein ,  dass  die  Landleute  sich  gewöhnen, 
Ueifie  Barschaften  den  Kassen  als  versinsliehe  Depositen  anzuverkauen. 
Aof  Onind  solcher  Analyse  wird  die  positive,  konkrete  Gestaltung  und 
lieiitaBg  der  badischen  Institute  näher  verfolgt.    Wir  erfahren  dabei 
IL  A,  dass  auch  Gemeinderechner  Bechnungs-  und  KassenfRhrer  von 
Knditgenossensohafien  sein   können;  dass  seit  1884  ein  eigener  badi- 
«her  QMU)ssenschaftsverband  besteht;  dass  als  Geldausgleichungsstelle 
der  GenossenschafteB   die  Filiale  der  Rhein.   Kreditbank  in  Karlsruhe 
dient    Die  Stellung  der  Gsoesh.  Staatsverwaltung  zu  denselben  wird 
«Bgehend  dargelegt  Auch  die  Statistik  fehlt  nicht ;  von  1873  bis  1885 
M«)  stieg    die   Zahl   der  badischen  Genossenschaften  von  2  auf  54, 
^  Mitglieden»hl  von  95  auf  6901 ,   der  Gesamtumsatz  von   6600  auf 
7148900  Mark,  die  Aktiva  von  26600  auf  3325  500,  die  Passiva  von 
^000  auf  3283  800  M.;    die  einbesahlten  Geschäftsanteile   betrugen 
^e  1885  328  700  Mark.     Vorstehendes  ist  nur  eine  Andeutung  der 
l'tetliode,  nach  welcher  der  H.  Verfuser  seine  Gegenstände  behandelt. 
Bei  anderen  and  wichtigeren    ist  der  Autor  nicht  weniger  gründlich, 
neher  and  lehrreich.    Die    Darstellung  ist  durchaus   angenehm   und 
^trerständlich.  ~  Möge  das  Werk  überall   in  anderen  deutschen 
Staaten  ebenbürtige  Nackafamong  flnden! 


K.  Parey,  k.  Verwaltungsger.-Direktor  a.  D. ,  Die  Baotatsgrund- 
*^  dee  k*  prenasiselien  Oberverwaltangsgeriohta«  nach  den 
Mwht.  t  Staatsw.  18S8. 1.  Heft.  14 
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gedruckten  Entsoheidimgeii  zosammengeftellt    Berlin,  J.  J.  Heine*«  Ver- 
lag, 1887.    548  8. 

Das  Buch  yerfolgt  den  Zweck,  die  Bechtssätse,  welche  in  den  enttt 
swölf  Bänden  der  Entscheldangen  des  im  Jahre  1874  in*8  Leben  ge- 
tretenen OberverwaltangBgerichte  festgestellt  sind,  bequemer  und  weiteren 
Kreisen  zag&nglioh  zu  machen.  Diese  Aufgabe  wird  dadaroh  gelM, 
dass  nach  Ausscheidung  der  Erkenntnisse  Ober  inzwischen  angehobene 
Bestimmungen  aus  den  Qbrigen  unter  Weglassung  des  zu  Grand  liegen- 
den Thatbestands  die  zum  Ausspruch  gelangten  Bechtssfttse  in  ejrste- 
matischer  Ordnung  mitgeteilt  werden.  Der  Stoff  ist  in  ner  Abschnitte 
eingeteilt  (1.  Angelegenheiten  der  Kommunal-  und  staatlichen  Ver- 
waltungsbezirke. 2.  Knltns,  Schule  und  Personenstand.  3.  Polizeilidie 
Angelegenheiten.  4.  Verwaltungsprozess.),  deren  jeder  in  eine  Anzahl 
Unterabteilungen  zerföllt  (z.  B.  der  Dritte  in  die  Unterabteilangen  : 
Polizeiliche  Verfügungen  im  allgemeinen,  Jagd,  Waldschutz,  Fischerei, 
Wasser,  Deiche,  Wege,  Gewerbe  u.  s.  w.).  In  jeder  ünterabteilang  wer- 
den die  auf  den  Gegenstand  bezüglichen  Erkenntnisse  angefahrt,  die 
in  ihnen  enthaltenen  Rechtss&tze  mitgeteilt  und  kurze  Angaben  darüber 
gemacht^  welche  Veränderungen  die  angewendeten  Gesetze  etwa  später 
erfahren  haben,  welches  Licht  andre  Bestimmungen  auf  sie  werfen, 
und  welche  Konsequenzen  aus  den  Entscheidungen  zu  ziehen  sind. 

Auf  die  Bedenken,  welche  sich  gegen  die  7om  Verfasser  gewählte 
Einteilung  des  Stoffes  erheben  lassen,  kann  er  nicht  nur  erwidern, 
dass  jede  andre  Einteilung  ebenso  bemängelt  werden  könnte,  sondern 
er  kann  auch  auf  die  beigegebenen  sehr  ausführlichen  Register  hin- 
weisen, von  welchen  das  eine  alphabetisch  geordnet  ist,  während  dzs 
andre  die  von  den  Entscheidungen  berührten  Gesetze  chronologisch  außtUui 
und  für  jeden  Paragraph  derselben  die  einschlagenden  Stellen  dei 
Buches  citiert.  Die  Ausschliessimg  des  den  Entscheidungen  zu  Grund 
liegenden  Sachverhalts  kann  unter  Umständen  die  Tragweite  der  aus- 
gesprochenen Rechtssätze  zweifelhaft  machen,  war  aber  im  Interesse 
der  Kondensiernng  des  Stoffes  unTermeidlich.  Auch  ist  die  Sammlang, 
wie  der  Verfasser  in  der  Vorrede  sagt,  keineswegs  dazu  bestimmt,  die 
vollständige  Ausgabe  der  Entscheidungen  ganz  und  für  jedermann 
entbehrlich  zu  machen  oder  in  ihrem  Gesamtinhalt  zu  ersetz^i.  Bei 
der  Kompliziertheit  der  preussischen  Verwaltungsgeeetzgebung  ist  jede 
ihr  Verständnis  erleichternde  Arbeit  freudig  zu  begrüssen  und  Tollenda 
eine  von  so  bewährter  Seite  mit  so  gutem  Erfolg  unternommene.       — j. 


Frits  Karminaki,  Zur  Ck>dlflkation  des  ÖBterreichisohen 
Staatebürgersohaftareohtes.  Eine  staatsrechtliche  Studie.  Wien 
1887.  (Manz*scher  Verlag;  Separatabdruck  aus  der  österreichischen 
Zeitschrift  für  Verwaltung.) 

Oesterreich  hat  kein  einheitliches  Staatsangehörigkeitsgesetz,  während 
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üngani  1879  ein  solches  geschaffen  hat.  In  Oesterreich  sind  zu  den 
bes.  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Oesetzbaches  eine  Menge  späterer 
iodernder  oder  ergänzender  Yorschriften  hinEngekommen ,  in  welchen 
fioefa  immer  das  bestehende  Recht  serstrent  ist. 

Zur  Beseitigung  dieses  üblen  Znstandes  will  der  Verfasser  dadurch 
beitragen,  dass  er  in  der  oben  yerzeichneten  Schrift  den  Entwnrf  eines 
fisterreichischen  Staatsangehörigkeitsgesetzes  mit  Motiven  and  Anmer- 
kungen veröffentlicht.  Die  Arbeit  ist  durchweg  rein  sachlich  und  solid, 
den  Stoff  beherrschend,  in  der  Litteratar  wohl  orientiert,  klar  und  be- 
lonnen.  Ich  halte  in  diesem  Fall  die  Form  des  Oeeetzes  för  ganz 
sweckmäasig,  und  finde  es  auch  sehr  verständig,  dass  der  Ver&sser  im 
ginxen  sieh  darauf  beschränkt,  das  bestehende  Recht  in  dieser  Form 
ebhdilich  zusammenzufassen,  und  nur,  wo  es  nicht  zu  vermeiden 
war,  von  diesem  Grundsatz  abweicht  Eine  wirkliche  Kodifikation 
würde  eben  darum  vielleicht  in  stärkerem  Mass  das  bestehende  Recht 
aufzugeben  ^  haben ,  als  der  Entwurf  des  Verfassers  es  thut.  Aber  als 
Gnuidlage  und  Ausgangspunkt  f&r  eine  neue  Gesetzgebung  wird  gerade 
dueh  diese  Beschränkung  die  Arbeit  wertvoller. 

Das  Buch  ist  nun,  so  wie  es  ist,  in  der  Hauptsache  eine  vollständige 
ood  eingehende  Darstellung  des  bestehenden  Rechtes  mit  einer  Menge 
▼OD  wertvollen  Detail-Untersuchungen,  die  neben  der  tüchtigen  Arbeit 
Maliers  ihre  volle  und  besondere  Berechtigung  hat.  Ihren  Haupt  wert 
hü  ne,  abgesehen  von  dem  Dienst  för  den  Gesetzgeber,  für  den  öster- 
reicbisehen  Praktiker.  Weiter  aber  für  alle,  die  sich  für  das  öffentliche 
Beeht  Oesterreichs  interessieren.  Für  die  deutsche  Publizistik  vnrd 
durch  die  fortwährende  Berücksichtigung  decr  deutschen  Reichsgesetzes 
^om  1 .  Juni  1 870  die  Bedeutung  erhöht.  Auch  sind  allgemeine  theoretische 
Erörterungen  nach  Bedarf  eingeflochten. 

Auf  einzelnes  einzugehen,  werde  ich  mir  erlassen  können.  Ich 
vermöchte  mich  nicht  mit  allem  einverstanden  zu  erklären,  aber  doch 
weitaus  mit  dem  meisten.  An  Austriazismen  ist  kein  Mangel ;  die  >Gänze« 
taodit  sehr  oft  auf;  auch  Wendungen  wie  die  »mit  Bücksicht  darauf 
all«  etc.  Es  wäre  nach  meiner  Ansicht  auch  schon  im  Titel  des 
Bncbes  das  »Staatsbürgerschaftsrechtc  durch  »Staatsbürgerrecht«  oder 
»Staatsangehörigkeitsrecht«  zu  ersetzen  gewesen.  Schon  dasStaatsgrund- 
gesets  vom  21.  Dez.  1867  spricht  nicht  mehr  von  Staatsbürgerschafts- 
reebt,  sondern  von  Staatsbürgerrecht.  Im  übrigen  ist  aber  das  Buch 
gut  and  jseinem  Inhalt  angemessen  geschrieben.  Fricker. 


Pelix  Stoerk,  Professeur  de  droit  public  ä  l'üniversitÄ  de  Greifs- 
vald,  Nonveau  Beeueil  G^^n^ral  de  Traitös  et  autree  actes  relatifs 
aox  rapports  de  droit  international.  Continuation  du  Grand  Recueil 
de  G.  Fr.  de  Martens.  Deuxifeme  sArie.  Tome  XI.  1887.  VI.  833  pp. 
Tome  XU.    1887.   D.  820  pp. 
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Die  anter  dem  Namen :  Eecueil  Martens  bekannte  Sammliuig  foo  j 
Staatsyerträgen,  welche  6.  F.  von  Martens,  der  Vater  des  positives  i 
Völkerrechts,  im  Jahre  1791  herausiogeben  begann,  die  demnach  in  ] 
Bälde  ihr  lOOjähriges  Jubelfest  feiern  kann,  ist  trots  ihres  fransSeiadMa  > 
Gewandes  ein  deutsches  Nationalontemehmen  geblieben.  Von  Anfang 
an  bis  zum  heutigen  Tage  befindet  es  sich  in  den  H&nden  der  näm- 
lichen deutschen  Buchhandlung  (Dieterioh  in  (jöttingen)  und  nv 
Deutsche  sind  es  gewesen,  die  das  grossartige  Werk  nach  dem  Tode 
seines  trefflichen  Gründers  (1821)  in  seinem  Geiste  fortführend  dazu 
beigetragen  haben ,  ihm  seinen  Weltruf  zu  erhalten.  Freilich  jeder  in 
seiner  Art;  denn  es  waren  Männer  von  yerschiedenartiger  Lebensstel- 
lung und  geistiger  Hichtung,  die  nach  einander  als  Herausgeber  auf- 
traten :  Männer  der  politischen  Praxis  und  Diplomaten  wie  Frhr.  K. 
y.  Martens  und  Samwer;  Publizisten  wie  Fr.  und  Ch.  Mnrhard;  Ge^ 
lehrte  wie  Fr.  Saalfeld.  Der  Wechsel  spiegelte  sich  auch  in  der  Man- 
nichfaltigkeit  der  bei  der  Herausgabe  geltend  gemachten  Geaiohts* 
punkte,  Interessen  und  Liebhabereien;  und  mit  zunehmender  Bftnde- 
zahl  yerlor  das  Sammelwerk  leider  an  Einheitlichkeit  und  (Jebersioht- 
lichkeit  Noch  gegenwärtig  gehört  eine  genauere  Bekanntschaft  mit 
demselben  dazu,  um  sich  in  ihm  zurechtzufinden,  am  die  mannich€ack 
darin  zerstreuten  Schätze  zu  heben;  und  die  Verwirrung,  die  im  Ci- 
tieren  des  unentbehrlich  gewordenen  Urkundenbuchs  eingeriwen  tst« 
wirkt  störend  und  belästigend.  Schon  durch  das  Dasein  einer  zweiten 
Auflage  der  ersten  eilf  Bände  mit  neuer  Anordnung  des  Stoffs  und  yer* 
minderter  Bändezabl ;  nächstdem  durch  die  neuen,  zum  Teil  nicht  mo- 
tivierten und  später  wieder  aufgegebenen  Spezialtitel,  weiche  die  Fort- 
setzungen annahmen ,  wurde  seine  Handlichkeit  beeinträchtigt.  Dan 
kam  der  Umstand,  dass  bei  dem  Bestreben  mancher  Herausgeber, 
Uebergangenes  nachzuholen  und  je  nach  Ermessen  den  einst  von  G. 
F.  von  Martens  festgehaltenen  Ausgangspunkt  (Friede  von  Fontaineblean) 
nach  rückwärts  hin  zu  überschreiten ,  die  historische  Folge  der  Doku- 
mente zeitweise  ganz  in  die  Brüche  ging.  Es  wurde  demjenigen,  der 
sich  mit  völkerrechtlichen  Studien  abgab,  schwer  gemacht,  einen  von 
ihm  gesuchten  Staatsvertrag  in  dem  weitschichtigen  Werke  za  ermit- 
teln oder  sein  Fehlen  zu  konstatieren.  Sachregister  gab  es  gar  nicht; 
Jahres-  und  Staatenregister  nur  für  die  einzelnen  Bände;  Generalregi- 
ster, die  Gesamtheit  aller  bis  dahin  erschienenen  Bände  umfiassend, 
wurden  nur  selten,  nnr  nach  langen  Zeitabschnitten  unternommen. 
Auch  war  nicht  bei  allen  Herausgebern  ein  gleiches  Mass  von  Eifer 
und  Findigkeit  bei  Beschaffung  der  oft  weit  entlegenen  Materialien, 
ein  richtiger  Takt  in  der  Auswahl  des  zu  bietenden  vorhanden.  Die 
Sammlung  begann  recht  unvollständig  zu  werden.  Noch  neulich  hat 
Referent  gelegentlich  einer  im  Archiv  für  öffentliches  Recht  L  veröf- 
fentlichten Untersuchung  darauf  hinweisen  müssen,   wie  oft  es  blosser 
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ZaM  var,  der  bei  der  Anftiahme  der  yOlkerreohtliehen  ürkondeii  in  den 
BecneS  Martens  mitspielte.  Von  Vertrfigen  gleichen  Beiareffs  and  gleicher 
Wichtigkeit  kamen  nur  diejenigen  anm  Abdruck,  die  in  den  spärlidien 
Hilfanitteln,  welche  gerade  zur  Verfügung  standen,  anzutreffen  waren. 
Endlich  sind  es  auch  wohl  die  politischen  Ereignisse  gewesen,  welche  sich 
zu  Zeiten  einer  gedeihlichen  Fortführung  der  Aufgabe  entgegenstellten. 
Ziracben  dem  ^scheinen  der  beiden  Teile  von  Band  XVIL  des  Nouyeau 
Reeoeil  G^n^ral  verging  der  Zeitraum  von  8  Jahren ;  erst  nach  4  Jahren 
folgte  dann  wieder  Band  XYIU. 

Ein  regeres  Leben  kam  in  das  unternehmen  erst  wieder,  als  Dr. 
K.  Hopf  in  die  Bedaktion  desselben  eintrat  (1873).  Die  neue  Seriei 
die  er  eröffnete,  behielt  zwar  den  Spesialtitel  der  letzten  Fortsetzung : 
K.R.G^n^ral  b^;  doch  warde  ein  grosseres  und  ausgiebigeres  Formai 
^«thlt,  auch  für  regelmässigeres  und  zwar  lieferangsweises  Erscheinen 
der  Bftade  Sorge  getragen,  übrigens  auf  den  Qedanken,  Staatsverträge 
iv  rergangenen  Epochen  nachträglich  in  historischem  Interesse  zu 
bmgen,  mit  g^tem  Grund  verzichtet.  Vor  allem  aber  erwarb  sich 
Hq)f  em  grosses  Verdienst  durch  die  Herausgabe  zweier  auf  die  ganze 
Ssamhing  sich  erstreckender,  mit  grosser  Akkuratesse  ausgearbeiteter 
Bagiiterbftnde,  die  wenn  auch  freilich  nur  ein  chronologisches  Ver- 
leiehnis  der  Urkunden  enthaltend,  daneben  die  alphabetische  Anordnung 
deitelben  nach  den  Staaten,  auf  die  sie  sich  beziehen,  angebend,  we- 
aigstens  über  das  bis  zu  den  Jahren  1874  abgedruckte  Material  eine 
nivertiUsige  Auskunft  gew&hren.  Ein  weiteres  Vorhaben,  eine  Eon- 
kordanstafel  aller  übwhanpt  vorhandenen  Vertragssammlnngen,  so  zu 
sagen  als  Ergftnzung  des  Becueil  Martens  anzufertigen,  ist  —  was 
keinen  Kundigen  Wunder  nehmen  kann  —  nicht  zur  Ausführung  ge- 
kownen.  Im  Jahre  1886  wurde  Hopf  dem  Werke,  das  ihm  so  viel  zu 
▼evdanken  hat,  duroh  den  Tod  entrissen. 

Es  gereicht  nunmehr  dem  Beferenten  zu  besonderer  Freude,  von 
der  Fortführung  der  Sammlung  zu  berichten.  Derselben  ist  in  der 
t^enon  iea  Herrn  Prof.  Stoerk  ein  Herausgeber  zu  Teil  geworden, 
wie  er  geeigneter  kaum  gefunden  werden  konnte.  Als  Lehrer  des 
Völkerrechts  mitten  in  der  Wissenschaft  stehend,  sie  nach  ihrer  theore- 
tiadien  wie  praktischen  Seite  mit  sicherem  Blick  beherrschend,  hat  Stoerk 
ftl^ld  durch  die  That  bewiesen,  dass  mit  seiner  Uebernahme  der  Be* 
dak^on  für  den  Becueil  Martens  eine  neue  Epoche  angebrochen  ist. 
b  zwei  soeben  fertig  gestellten  stattlichen  Banden,  die  er  im  Verlauf 
einei  einzigen  Jahres  hat  erscheinen  lassen  —  mit  ihnen  ist  die  Samm- 
le, wenn  man  nach  I.  Auflage  z&hlt  und  die  Begisterbände  weg«- 
li«t,  auf  62  Teile  gedi^en  —  bringt  er  eine  erstaunliche  Fülle  des 
vertroUsten  Materiales  von  höchst  aktuellem  Interesse  zum  Abdruck; 
nd  nicht  genug  kann  der  Fleiss,  die  Umsicht,  das  Sachverstftndnis 
ond  das  praktische  Qesohick  anerkannt  werden,   womit  uns  der  kun- 
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dige  VerfiEUser  in  der  trocknen  Form  einet  ürkandenbnohs  ein  fe«^ 
des  Bild  von  dem  völkerrechtlichen  Leben  der  Gegenwart  Tonaf&br^ 
verstanden  hat  Alles  was  er  gibt,  ist  —  etwa  mit  Ausnahme  einig« 
Eisenbahn  vertrage,  die  vielleicht  hätten  wegbleiben  können  —  wert- 
voll und  dankenswert ;  vieles  in  seinem  aktenmftssigen  Bestaiuie  jedes- 
falls  dem  grösseren  Publikum  ganz  unbekannt.  Um  wenige  Probea 
SU  geben,  genöge  der  Hinweis  darauf,  dass  die  beiden  vorliegeiidea 
Teile  u.  a.  die  neuesten  allgemeinen  und  namentlich  auch  die  parti- 
knl&ren  Abmachungen  des  Weltpost-  und  des  Telegraphenvereines  »• 
wie  der  lateinischen  Münzunion  bringen;  dass  sie  die  vollständiges 
überaus  belehrenden  Protokolle  der  Sueskanalkommission  von  188S  mit 
dem  in  diesem  Augenblick  lebhaft;  verhandelten  Vertragsentwurf  eoi- 
halten;  dass  sich  in  ihnen  die  Verhandlungen  der  drei  Bemer  Kot- 
ferenzen  über  die  Union  zum  Schutz  des  litterarisohen  und  arüstiBclKB 
Urheberrechts  vollständig  und  das  darauf  bezügliche  landesrechtliebs 
Material  an  Ausführ ungs-  u.  s.  w.  Oeeetzen  teilweise  (mit  Torbefatl- 
teuer  Ergänzung)  abgedruckt  findet ;  dass  die  nämliche  Vollständigkeit 
erreicht  uod  in  Aussicht  genommen  wird  für  die  zu  dem  grossen  Ver- 
trage über  den  Schutz  der  submarinen  Kabel  gehörigen  intemationaleii 
und  landesrechtlichen  Festsetzungen.  Von  höchstem  Interesse  ist  so- 
dann die  Zusammenstellung  der  Aktenstücke,  die  sich  auf  den  deotidi- 
spanischen  Karolinenstreit;  auf  die  braunschweigische  Regentsohafb* 
frage,  auf  den  französisch-englischen  Handel  betreffend  Friedensbloksde 
und  Kontrebandtransport,  auf  die  ägyptische  Finansfrage  u.  a.  be- 
ziehen. Nicht  minder  verdient  die  Vollständigkeit,  mit  welcher  die 
neuesten,  in  den  Rahmen  britischer,  französischer,  deutscher  Eoloniit- 
Politik  fallenden  internationalen  Vereinbarungen  nebst  dem  sich  daraaf 
beziehenden  staatsrechtlichen  Material  zum  Abdruck  gekommen  nsd, 
Dank  und  Anerkennung.  Hiezu  kommt  nun  noch  eine  fast  onflbecsek- 
bare  Menge  von  Staatsverträgen  über  Spesialangelegenheiten,  grössten- 
teils den  Jahren  1884 — 1887  angehörig,  mit  einigen  dem  Verständnis 
der  Gegenwart  dienenden  Nachträgen  früherer  Jahre;  manche  von 
ihnen  um  der  Neuheit  des  Objekts  willen  bemerkenswert;  alles  &» 
den  ersten,  zuweilen  entlegenen  und  schwer  zugänglichen  Qaellen  ge- 
schöpft, mit  deren  Angabe  versehen,  vollständig  und  zuverlässig.  (Viel- 
leicht hätten  die  Ratifikationsvermerke  hie  und  da  präziser  gegeben 
werden  können,  auch  gehören  sie  nicht  in  die  Anmerkungen«) 

Aus  alledem  ergibt  sich,  dass  in  der  Hand  des  neuen  Herausgeben 
das  Programm  des  Unternehmens,  ohne  seine  altbewährten  Grundlagen 
zu  verlassen ,  sich  ansehnlich  erweitert  hat ;  es  ergibt  sich  aber  auch 
zugleich,  mit  welchem  Erfolge  er  sich  bestrebt  hat,  die  Sammlung  auf 
dem  Laufenden  zu  erhalten.  Wenn ,  wie  anzunehmen ,  die  folgendes 
Bände,  deren  pünktliches  Erscheinen  in  erfreuliche  Aussicht  gestellt 
ist,  den  Erwartungen,  welche  die  beiden  vorliegenden  erregen,    ent- 
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Bpreehen :  so  ist  nicht  zu  bezweifeln ,  data  der  Becneil  Härtens  auf- 
hören wird  ,  bloea  ein  Handbuch  der  Gelehrten  zu  sein,  dass  er  zu 
einem  allgemeinen  Nachschlagebach  für  zeitgenossische  auswärtige 
Politik  überhaupt  werden  und  den  Sieg  über  mannichfache  rivalisie- 
rende Unternehmungen  des  Inlandes  und  Aaslandes  davontragen  wird. 
Mochte  die  hiezu  erforderliche  Aosdaner  dem  so  überaus  thätigen  Her- 
insgeber  nicht  verloren  gehen!  Mochte  er  für  die  recht  mühevolle, 
seitranbende  und  trockene  Arbeit,  der  er  sich  zu  unterziehen  begonnen, 
reiche  Entachftdigung  in  dem  Bewussteein  finden,  der  Wissenschaft, 
die  ihm  bereits  mancherlei  zu  danken  hat,  unschätzbare  Dienste  zu 
leisten!  F.  von  Martitz. 


Blamer-Morel,  Handbuch  des  Sohweiaerischen  Bundesstaats- 
re^tes.  Zweiter  Band,  zweite  Abteilung  oder  dritter  (8chluss-)Band. 
Zweite  Auflage.    Basel,  Schwabe,  1887. 

Mit  Vergnügen  mache  ich  auf  die  Vollendung  der  vor  10  Jahren 
begonnenen  zweiten  Auflage  des  Blumer 'sehen  Handbuchs  aufmerksam. 
Dass  diese  bedeutendste  Erscheinung  des  schweizerischen  Staatsrechts 
Bonmehr  auf  der  Grundlage  der  Verfassung  von  1874  neu  bearbeitet 
rorliegt,  ist  für  alle  erfreulich,  die  sich  aus  praktischen  Gründen  oder 
om  der  vergleichenden  Staatsrechtswissenschaft  willen  für  das  scbwei- 
lerische  Staatsrecht  interessieren. 

IKeter  dritte  Band,  der  nunmehr  erschienen  ist  und  mit  welchem 
das  Werk  abschliesst,  ist  in  der  neuen  Bearbeitung  besonders  wertvoll, 
cüunal  weil  er  den  für  das  Gesamtbild  hochwichtigen  Abschnitt  über 
die  BundesbehOrden  enthält,  sodann  weil  er,  am  weitesten  von  der  Zeit 
der  ersten  Auflage  entfernt,  in  den  praktisch  wichtigen  Abschnitten 
TOD  den  schweizerischen  Eonkordaten  und  von  den  Staatsverträgen  mit 
dem  Ausland  am  meisten  neuen  Stoff  zu  bringen  hatte. 

Die  Arbeit  Morels  ist  im  dritten  Band  so  vortrefflich  als  in  den 
vorausgegangenen.  Fricker. 
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L  Abhandlungen. 


Ueber  gewisse  Wertgesamtheiten  und  deren  Be- 
ziehnngen  zum  Geldwert. 


Von  W.  Lezis. 


Bei  jedem  Versuche,  die  selbständigen  Wertschwankungen 
des  Geldes  oder  eines  als  Geldstoff  dienenden  Edelmetalls  aus 
den  Bewegungen  der  Warenpreise  abzuleiten,  stösst   man   auf 
die  eigentlich  unüberwindliche  Schwierigkeit,   dass  die  Preis- 
ändemng  jeder  einzelnen  Ware  sich  in   den  mannigfaltigsten 
Verhältnissen  aus  zwei  Komponenten   zusammensetzen   kann, 
TOD  denen  die  eine  durch  Aenderungen  der  Produktions-  oder 
Absatzbedingungen  dieser  Ware,  die  andere   aber   möglicher- 
weise durch  eine  Aenderung  des   inneren  Wertes   des  Geldes 
sdbst   entsteht.    Hätte    wirklich    eine   Aenderung   der   letz- 
tem  Art   stattgefunden,    so   würde   dieselbe   für   sich   allein 
eine  gleiche   prozentmässige   Verschiebung   aller  Warenpreise 
zur  Folge  haben ;  aber  dieses  Ergebnis  wird  der  Beobachtung 
entzogen  durch    die  mit  demselben   zusammentreffenden   sehr 
verschiedenen  Preiserhöhungen   oder  Preiserniedrigungen,    die 
«08  den  erwähnten  Verhältnissen  der  einzelnen  Waren    selbst 
entspringen.    In    ihrer    Gesamtheit    bringen    diese    letzteren 
Preisbewegungen  für  sich  diejenige  Aenderung  des  Geldwertes 
zum  Ausdruck,  welche  man  die  äussere  nennen  kann.     Da 
die  einzelnen  Komponenten  dieser  äusseren  Geldwertänderung, 
wie  sie  bei  den  yerschiedenen  Waren   auftreten,  teils    positiv 
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and  teils  negati?  sein  können,  so  wäre  es  wenigstens  denkbar,  daas 
sie  sich  für  die  Gesamtheit  oder  vielleicht  schon  fOr  eine  grosse 
Anzahl  zusammengefasster  Waren  annähernd  aufhoben,  und  anf 
dieser  stillschweigend  voraasgesetzten  Hypothese  beruhen  alk 
Methoden,  die  man  angewandt  hat,  um  aus  den  thatsächlicheD 
Preisänderungen  einer  Anzahl  von  Waren  die  innere  Gdd- 
Wertänderung  zu  bestimmen,  also  diejenige,  die  von  den  Be- 
dingungen der  Produktion,  der  Zufuhr  imd  des  Umlaufs  des 
Geldes  selbst  abhängt. 

Das  einfachste,  aber  freilich  auch  anfechtbarste  VerfedireD 
besteht  bekanntlich  darin,  dass  man  fOr  eine  Gruppe  toq 
verschiedenen  Waren  die  Preisänderung  der  Mengeneinheit, 
die  bei  einer  jeden  von  einer  Beobachtungszeit  zur  anderen 
eingetreten  ist,  prozentmässig  berechnet  und  das  arithmetische 
Mittel  aus  diesen  Prozentzahlen  bildet.  Diese  Methode  setzt 
also  voraus,  dass  die  Komponenten  der  äusseren  Geldwert- 
änderung, d.  h.  die  inneren  Preisändenmgen  der  einselneD 
Waren,  sich  wie  zufällige  Abweichungen  verhalteo, 
die  sich  mit  einer  fSr  alle  Waren  konstanten  Grösse,  die 
durch  die  innere  Geldwertänderung  bestimmt  ist,  kombiniareo, 
wobei  dann  nach  der  Wahrscheinlichkeitsrecbnung  im  arith- 
metischen Mittel  diese  letztere  Grösse  annähernd  rein  übrig 
bleibt.  Aber  diese  Yoraassetinmg  ist  durchaus  unbereditigt. 
Die  inneren  Preisänderungen  der  Waren  sind  nicht  zufällig, 
so  dass  jede  einzelne  ebenso  leicht  teuerer  als  billiger  werdeo 
könnte;  vielmehr  wirken  oft  wichtige  f^ktoren,  wie  Ver- 
besserungen der  Technik  und  der  Transportmittel  anf  die 
Preise  aller  oder  doch  der  meisten  Waren  im  gleichen  Sinne, 
wenn  auch  nicht  in  gleichem  Grade  ein  und  sie  können  sich 
daher  in  der  Summe  nicht  ausgleichen.  Neben  diesen  Ter^ 
billigenden  gibt  es  allerdings  auch  verteuerende  Einflflsse, 
aber  auch  diese  machen  sich  meistens  bei  ganzen  Gruppen 
von  Waren  in  gleicher  Richtung  bemerklich  und  es  bleibt 
immer  eine  ganz  willkürliche  Annahme,  dass  sie  den  ersteren 
gerade  das  Gleichgewicht  halten  sollten. 

Eine  augenfällige  Dnvollkommenheit  dieser  Methode  liegt 
auch  darin,  dass  sie  auf  die  quantitative  Bedeutung  der   v^er^ 
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se^tefcüto  Waren  in  der  zasimimeiigefais»teii  Grup^  ixAn^ 
RtldEiidit  nimnit  Matt  hat  daher  versuchi,  sie  dnrch  Zu-' 
ziebODg  der  Warenmengen  zu  verbeseertti  Man  bildet  etwa 
nfleh  dem  Vorechlage  DroMsch'B  ftlr  jede  Beobachtnngszeit 
die  Offiamtsonune  der  f&r  die  verkauften  Mengen  der  einzelnen 
Waren  gezahlten  Preise  nnd  diridiert,  nm  yergleicfabare  Qrössen 
Ar  zwei  yendiiedene  Zeiten  zn  erhalten,  diee^  Prelsdnmtne 
dnreh  die  Snmme  der  Mengen,  die  natürlich  auf  dieselbe 
Ihsseinheit  bezogen  sein  rnüasen*  Oder  man  multipliziert  -^ 
WM  Poo^e  fOr  zweckmässiger  hält  —  die  in  den  beiden 
Beobacfatungsz^ten  geltenden  Emheitspreise  mit  den  Mengen, 
die  Ton  den  Terschiedenen  Waren  in  einer  dieeer  Zeiten 
ferkaaft  wurdeui  so  daee  die  beiden  Preisdummen,  die  dich 
sof  eine  qualitativ  und  quantitativ  gleich  zusammengesetzte 
Waieomaase  beziehen^  ohne  weiteres  mit  einander  verglichen 
werden  kOnnen.  Auf  die  berecditigten  Einwendungen,  die  Lehr 
gegen  beUe  Methoden  erhebt,  wollen  wir  nicht  eingehen,  es 
genOgt  hier,  darauf  hinzuweisen,  dass  beide  bestenfalls  nur 
eine  annähernde  Darstellung  der  rereinigten  äusseren  und 
inneren  Aenderungen  des  Gleldwertes  ergeben,  nicht  aber  die 
iimeren  Geldwertänderongen  für  sich  allein  erkennen  lassen. 
Denn  öne  Ausgleidrang  der  inneren  Preisänderungen  der 
Waren  zwischen  den  verschiedenen  Arten  derselben  ist  nach 
doB  oben  Gesagten  ebenso  wenig  anzunehmen,  wenn  man  die 
verkauften  Mengen  in  Rechnung  zieht,  als  wenn  man  einfach 
die  Kilkeitspreise  addiert 

Dagegen  kann  allerdings  in  den  Mengenpreisen  der  Ein- 
flufls  der  veränderten  Bedingungen  der  Produktion,  des  Trans« 
ports  o.  8.  w.  auf  eine  andere  Art  mehr  oder  weniger  aus- 
gegliefaen  werden,  nämlich  nicht  durch  entgegengesetzte  Preis^ 
änderungen  verschiedener  Waren,  sondern  durch  die 
VoänderuBgen  des  Absatzes  jeder  einzelnen  Ware,  die 
durch  die  Erhöhung  oder  Erniedrigung  des  Preises  hervorge« 
rufen  werden.  Der  ideale  Fall  wäre  der,  dass  der  Absatz  jeder 
Ware  gerade  in  dem  Yerhältniss  stiege,  in  dem  die  Mengen- 
einheit in  Folge  von  Proddktionsverbesserungen,  erleichterter 
Zofahr  u«  8.  w.  billiger  wttrde^  und  andererseits  in  eben  dem 

16* 


j 


224  W.  Lexis: 

Verhältnisse  fiele,  in  welchem  eine  Erhöhung  des  Einhat» 
preises  darch  Erschwerung  der  Produktion  oder  ähnhcb 
umstände  einträte.  Die  Mengenpreise  würden  dann  also  trots 
bedeutender  Aenderungen  in  der  Technik,  dem  TranspcHt- 
wesen  u.  s.  w.  in  den  beiden  Beobachtungsjahren  —  als  weicht 
wir  die  Beobachtungszeiten  näher  bestimmen  wollen  —  m 
einzelnen  und  in  ihrer  Gesamtsumme  unverändert  bleiben, 
falls  nicht  zugleich  eine  innere  Aenderung  des  Geldwerta 
stattgefunden  hätte ;  wäre  aber  eine  »solche  vorhanden,  » 
würde  sich  ihre  Grösse  unmittelbar  aus  dem  Verhältnis  der 
Gesamtsumme  der  Mengenpreise  im  zweiten  Jahre  zu  dieser 
Gesamtsumme  im  ersten  Jahre  ergeben.  Wollte  man  aber 
jede  dieser  Gesamtsummen  vorher  durch  die  zugehörige  SomiBe 
der  Mengen  dividieren,  so  würde  man  den  Ausdruck  der 
inneren  Geldwertänderung  wieder  verlieren,  und  ebensowenig 
dürfte  man,  um  den  letzteren  zu  erhalten,  eine  der  Gesamt- 
summen mit  Hülfe  der  Warenmengen  bilden,  die  dem  anderen 
Beobachtungsjahr  angehören. 

In  der  Wirklichkeit  findet  nun  bekanntlich  eine  der 
Preisänderung  der  Waren  auch  nur  annähernd  umgekehrt 
proportionale  Veränderung  der  Absatzmenge  allerdings  nicht 
statt.  Wohl  aber  darf  man  im  Allgemeinen  sagen,  dass  der 
Absatz  einer  Ware  bei  sinkendem  Preise  mehr  oder  wenig« 
steigen,  bei  steigendem  aber  mehr  oder  weniger  zurückgeheo- 
wird.  Diese  Thatsache  wirkt  ohne  Zweifel  darauf  hin,  dasa 
die  Mengenpreise  der  Waren  bei  Veränderungen  der  Produk- 
tionskosten sich  verhältnismässig  in  engeren  Grenzen  be- 
wegen als  die  Einheitspreise.  Fasst  man  die  Mengenpreise 
einer  grossen  Anzahl  von  Waren  zusammen,  so  wird  der 
Einfluss  veränderter  Produktions-  und  Transportbedingangec 
auf  die  Gesamtsumme  noch  weiter  dadurch  abgeschwächt,  dass 
Ersparnisse,  die  durch  verhältnissmässig  verminderte  Ao^ 
Schaffung  der  einen  Ware  erzielt  werden,  in  der  Regel  einen 
desto  grösseren  Absatz  anderer,  in  der  Gruppe  mitenthaltener 
Waren  nach  sich  ziehen.  Trotz  solcher  Ausgleichungen  werden 
indes  jene  Gesamtsummen  von  Mengen  preisen  in  einig^r- 
massen  von   einander  entfernten  Beobachtungsjahren,    welche 
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hissiebtlich  der  Bevölkerung  und  der  allgemeinen  wirtschaft- 
licbeD  Verhältnisse  erhebliche  Verschiedenheiten  aufweisen, 
ohne  Zweifel  noch  sehr  merklich  von  einander  abweichen, 
auch  ohne  dass  eine  innere  Geldwertanderung  dazu  beige- 
tragen zu  haben  braucht,  und  wenn  eine  solche  wirklich 
stattgefunden  haben  sollte,  so  ist  nicht  ersichtlich,  wie  ihre 
Wirkung  isoliert  dargestellt  werden  könnte. 

Immerhin  bleibt  es  aber  eine  interessante  Thatsache,  dass 
der  Gesamtpreis  der  Mengen  verschiedener  Waren,  die  in 
einer  Volkswirtschaft  nach  dem  wechselnden  Bedürfnis  in 
Terschiedenen  Beobachtungsjahren  verkauft  werden,  bei  Ver- 
ändenmgen  der  Produktionsbedingungen  eine  verhältnismässig 
grossere  Stabilität  besitzt,  als  die  Summe  der  Einheitspreise 
derselben  Waren.  Wir  werden  dadurch  zu  der  Frage  geführt, 
ob  es  nicht  gewisse  Gesamtheiten  von  Güterwerten  gibt,  in 
welchen  die  inneren  Preisänderungen  der  Waren,  also  die 
Komponenten  der  äusseren  Geldwertänderung,  so  zusammen- 
wirken, dass  sie  sich,  wenn  nicht  vollständig,  so  doch  mit 
einem  wenigstens  theoretisch  bestimmbaren  Rest  ausgleichen 
imd  dadurch  auch  eine  etwaige  innere  Geldwertänderung  für 
iicli  erkennbar  machen.  Eine  solche  Gesamtheit  vnrd  natür- 
lich nicht  aus  willkürlich  ausgewählten  Elementen  bestehen, 
sondern  ein  gewissermassen  organisch  in  sich  zusammen- 
hangendes Ganzes  bilden. 

Diesen  Anforderungen  entspricht  nun  die  Summe  aller 
Preise,  die  in  einer  gegebenen  Volkswirtschaft  im  Laufe  eines 
Jahres  für  die  Gesamtmenge  aller  an  die  letzten  Abnehmer 
gelangten  Eonsumtionsgüter  von  diesen  zu  bezahlen  sind. 
Wir  nennen  hier  Eonsumtionsgüter  alle  produzierten  Sach- 
g^ier,  die  im  Gegensatz  zu  den  Rohstoffen,  Werkzeugen  u.  s.  w. 
zur  unmittelbaren  Befriedigung  menschlicher  Bedürfnisse 
^enen,  sei  es  als  Gegenstände  eines  raschen  Verbrauchs  oder 
eines  längere  Zeit  dauernden  Gebrauchs.  Soweit  Produzenten 
oder  Handler  Konsumtionswaren  ihrem  eigenen  Geschäftsbe- 
Web  entnehmen,  sei  es  für  ihren  persönlichen  Bedarf  oder 
al«  Naturallohn  fftr  ihre  Arbeiter,  sind  diese  Waren   zu   dem 
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oftlmhep,    f&r    die    Eonsamenten    gdtenden    Preise    mit    in 
Bechnung  zvl  Inringen. 

Wir  wollen  diese  Wertgeeamtheit  die  Eonsamtion»- 
summe  des  betreffenden  Jahres  nennen  und  umad&st  ihre 
Beziehi^ngen  zu  2;wei  anderen  Gesamtheiten  darlegen,  mit 
d^nen  sie  quantitativ  nahezu  zusammenfallt^  obwohl  sie  be- 
grifflich von  beiden  verschieden  ist. 

Die  eine  derselben  ist  die  (in  Geld  aasgedrOokte)  Ge- 
samtsumme des  Wertes,  der  durch  die  sachliche  Arbeit  in 
Verbindung  mit  Kapital  und  Naturfaktor  in  demselben  Jahre 
erzeugt  worden  ist  Upter  sachlicher  Arbeit  verstehen  wir 
hier  alle  Arbeit,  deren  Werterzeugnis  in  den  Preis  irgend 
welcher  Sachgüter  Qbergeht  und  schliesslich  abo  auch  aus 
einem  solchen  Preise  bezahlt  wird.  Die  Arbeit  im  Waren- 
bandel  und  in  dem  pa  dessen  Förderung  dienenden  Transport 
und  Bankwesen  g^9rt  (^Iso  mit  hierher,  dagegen  ist  die 
Arbeit  in  der  Fatjn  von  Dienstleistungen,  die  unmittelbar 
und  endgültig  als  soHbe  bezahlt  werden,  ausgeschlossen. 

Es  ist  nun  leicht  zu   erkennen,   dass   der   letzte  Zweck  ^^ 
jeder  sachliphen  Arbeit  ^uf  die  Erzeugung  von  Eonsumiions-»  / 
gutem  gerichtet  ist  Sie  stellt  zwar  auch  Werkzeuge,  Maachinen, 
Transportmittel  u.  s.  w.  her,  also  GQter,  die  nicht   zur  Be^ 
friedigung    unmittelbarer    menschlicher .  Bedfirfnisse    diesen}  ^^ 
aber  diese  Güter  sind  Hilfsmittel  für  die  Erzeugung  amlerer,  ;' 
die   für   eigentliche  ^onsumtionszwecke    bestimmt    sind,    sie 
haben   nur   in   dieser  Eigenschaft  einen   vernünftigen   wirt*J 
schaftlichen  Zweck  und  ihre  Herstellung   ist  daher   lediglich  ""^ 
als  ein  vorbereiteuder  Teil  der  auf  die  Produktion   von  Eon* 
sumtionswarep  zu  verwendenden  Gesamtarbeit  zu   betrachtem^^ 
ähnlich  etwa,   wie  die  Errichtung  eines  Maurergerüstes   dni'^' 
Vorbereitungsarbeit  für  den  Bau  eines  Hauses  bildet    Daher ^ 
muss  sich  denn   auch  der  Wert  der   verbrauchten   oder  alf^ 
mählich  abgenutzten  Produktions-  und  Transportmittel  sowie  ^ 
der  Wert  der   zur  Ausnutzung   derselben   verwendeten  Arheik''^^ 
nebst  dem  Gewinn  des  in  diesen  Unternehmungen  angelegten  ^ 
Eapitals   schliesslich   in   dem    Preise   der    Eonsamtionswaren^^ 
wiederfinden,    wenn    auch    aufgelöst    in'  zahllose    unendlich "^^ 


lieber  gewisse  WerigesamtheiteD  q.  deren  Besieh,  z.  Geldwert    227 

Ueme  Tefle,  die  zur  Bildung  des  Preises  der  einzelnen  Waren 
zosammengemischt  sind.  Denn  eine  Eisenbahn  z.  B.  die 
Kohlen  and  Bohsto£Fe  aller  Art  befördert,  gibt  gleichsam 
Wertatome  ab,  die  sich  über  eine  sehr  grosse  Masse  der  ver- 
schiedenartigsten Eonsumtionsgüter  ausbreiten.  Ein  nicht' 
goinger  Teil  der  Vorarbeiten  steht  allerdings  zu  den  Eon- 
suntionsgütern,  die  in  dem  betrachteten  Jahre  zu  den  letzten 
Abnehmern  gelangen,  in  gar  keiner  Beziehung,  sondern  wirkt 
nur  auf  Erzeugnisse  ein,  die  erst  im  folgenden  Jahre  oder 
noch  spater  konsumtionsföhig  werden.  Andererseits  aber 
werden  in  jenem  Jahre  auch  viele  Eonsumtionsgüter  endgültig 
abgesetzt,  für  welche  die  Vorbereitungsarbeiten,  die  in  dem 
lebten  Preise  mitbezahlt  werden,  mehr  oder  weniger  weit  in 
die  Vergangenheit  zurückreichen.  Mit  annähernder  Richtigkeit 
darf  man  aber  annehmen,  dass  unter  gewöhnlichen  Verhäli- 
unai  das  betrachtete  Jahr  an  Vorarbeiten  und  Lagerbestan- 
den  ungefähr  den  gleichen  Wert  einerseits  von  dem  Vorjahre 
fiberninunt  und  andererseits  an  das  folgende  weiter  gibt 

Die  Eonsumtionssumme  enth&lt  nun  den  Gesammtwert, 
der  durch  die  Produktionsthätigkeit  des  Beobachtungsjahres  und 
ißt  vorhergegangenen  Zeit  in  die  endgültig  abgesetzten 
Eonsnmtionswaren  hineingetragen  worden  ist.  Zieht  man 
diesen  letzteren  Teil  ab  und  addiert  dafür  den  annähernd 
gldehen  Wert  der  Ergebnisse  der  bloss  vorbereitenden  Pro- 
duktion dieses  Jahres,  so  erhält  man  den  Gesamtwert  des 
Jahreserzengnisses  der  sachlichen  Produktion,  der  als  die 
Prodnktionssumme  bezeichnet  werden  möge  und  nach 
ina  Gesagten  der  Eonsumtionssumme  annähernd  gleich  ist. 
Bei  fortschreitender  Volkswirtschaft  wird  allerdings  der  aus 
dem  Beobachtungsjahr  übertragene  Wert  der  Vorarbeiten 
iUras  grosser  sein  als  der  übernommene,  aber  der  Unterschied 
krteht  in  der  Hauptsache  nur  aus  der  DifiPerenz  zwischen 
dm  neuen  Eapitalanlagen  in  dem  betrachteten  Jahre  und  im 
Vorjahre  und  wird  daher  im  Verhältnis  zu  der  ganzen  Eon- 
iUBtions*  oder  Produktionssumme  immer  nur  klein  sein. 

Zu  demselb^  Ergebnis  gelangt  man  auch  durch  folgende 
Bekrachtung.    Alle  Teilnehmer  au  der  sachlichen  Produktion, 
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mögen  sie  von  der  letzten  Stufe  der  Herstellung  von  Eon- 
sumtionsgütern  noch  so  weit  abstehen,  empfangen  doch  in 
dem  laufenden  Jahr  von  Tag  zn  Tag  ihren  Unterhalt  in 
Gestalt  fertiger  Eonsumtionsgüter.  Die  Arbeiter  verwenden 
zu  diesem  Zweck  ihren  Lohn,  den  die  Eapitalbesitzer  auf  den 
in  den  werdenden  Produkten  sich  ansammelnden  Wert  vor- 
schiessen.  Die  Eapitalbesitzer  ihrerseits  —  zu  denen  wir  hier 
auch  die  Grundbesitzer  rechnen  —  leisten  sich  zur  Deckung 
ihres  laufenden  ünterhaltsbedarfs  gleichsam  selbst  VorschQsse, 
sei  es  aus  dem  nach  und  nach  eingehenden  Gewinn  aus  ihrem 
früheren  Betriebe,  sei  es  aus  anderweitigen  Mitteln,  und  als 
Deckung  dieser  Vorschüsse  erscheinen  ebenfalls  die  Wertzu- 
sätze, welche  die  in  der  Herstellung  begriffenen  Produkte  von 
Tag  zu  Tag  erhalten  und  die  in  ihrer  änssersten  Vertheilung 
sich  früher  oder  später  einmal  in  den  Preisen  von  irgend 
welchen  Eonsumtionsgütem  wieder  finden  werden.  Es  macht 
für  uns  keinen  unterschied,  dass  Arbeiter  und  Eapitalbesitzer 
einen  Teil  der  ihnen  täglich  zur  Verfügung  stehenden  Mittel 
zur  Bezahlung  persönlicher  Dienstleistungen  oder  konsumtiver 
Nutzungen  verwenden,  so  dass  nun  die  Dienstleistenden  oder 
Vermieter  statt  jener  eine  gewisse  Menge  Eonsnmtionswaren 
ihrerseits  übernehmen.  Das  Verhältnis  bleibt  dasselbe,  als 
wenn  die  Arbeiter  und  Eapitalbesitzer  diese  Waren  zunächst 
selbst  kauften  und  dann  mittels  derselben  die  Dienstleistungen 
oder  Nutzungen  eintauschten.  Nehmen  wir  nun  an,  dass  die 
Eapitalbesitzer  ihren  ganzen  Gewinn,  der  zum  grössten  Teil 
noch  nicht  flüssig,  sondern  nur  in  den  Werterhöhungen  der 
entstehenden  Produkte  enthalten  ist,  vorschussweise  ver- 
brauchen, so  bildet  offenbar  die  Eonsumtionssumme  den  vollen 
Gegenwert  der  Jahressumme  aller  Werterzeugungen  der  sach- 
lichen Produktion.  Verbrauchen  aber  die  Eapitalbesitzer  nur 
einen  Teil  des  jährlich  für  sie  entstehenden,  wenn  auch  erst 
später  flüssig  werdenden  Gewinns,  so  wird  diese  Einschränkung 
ihrer  eigenen  Eonsumtion  durch  eine  Vermehrung  der  Eon- 
sumtion  der  Arbeiterbevölkerung  oder  auch  anderer  Unter- 
nehmer ausgeglichen,  da  die  Ersparnisse  zu  neuem  Eapital 
werden,  das  unmittelbar  oder  mittelbar  zur  Erweiterung  der 
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sachlichen  Produktion  führt,  indem  es  sich  in  Löhne  umsetzt 
oder  Gewinne  anderer  Produzenten  flüssig  macht.  Allerdings 
finden  diese  Ersparungen  thatsächlich  aus  dem  schon  reali- 
sierten, flüssig  gewordenen  Gewinn  des  Kapitalbesitzers 
statt,  nicht  aus  den  neu  entstehenden,  noch  in  den  Produkten 
sich  ansammelnden  Wertzusätzen,  Aber  bei  der  normalen 
Stetigkeit  des  Tolkswirtschaftlichen  Lebens  wird  die  Summe 
des  jährlich  ?mrklich  verfügbar  gewordenen  Eapitalgewinns 
sehr  nahe  der  Summe  gleich  sein,  die  den  Anteil  der  Kapital- 
besitzer an  dem  in  demselben  Jahre  neu  erzeugten  Werte 
bildet.  Es  ist  dies  um  so  mehr  anzunehmen,  weil  in  Folge 
der  Arbeitsteilung  der  kapitalistischen  Unternehmer  und  des 
zwischen  ihnen  bestehenden  Güterumsatzes  viele  ihren  Gewinn 
noch  in  den  Jahren  der  Entstehung  desselben,  manche  sogar 
in  ganz  kurzer  Frist  realisieren  können.  Der  Kohlen-  oder 
Bohstoffproduzent,  der  Transportunternehmer,  der  Maschinen- 
bauer, der  Fabrikant,  der  Grosshändler  brauchen  nicht  auf 
das  Eingehen  ihres  Gewinnes  zu  warten,  bis  der  letzte  Käufer 
der  fertigen  Konsumtionswaren  dem  Kleinhändler  den  Preis 
derselben  bezahlt  hat,  sondern  jeder  Teilnehmer  an  dem  Pro- 
duktions- und  Handelsprozesse  erhält  für  sein  Teilprodukt 
schon  von  dem  Vertreter  der  nächstfolgenden  Stufe  den  Preis, 
der  seinen  Gewinn  in  flüssiger  Form  enthält.  Darf  man  aber 
die  Jahressumme  des  realisierten  Kapitalgewinnes  derjenigen 
des  gleichzeitig  in  nichtflüssiger  Form  entstehenden  Gewinns 
annähernd  gleichsetzen,  so  ist  die  Produktionssumme  zunächst 
annähernd  gleich  der  Summe  der  in  dem  betrachteten  Jahre 
bezahlten   Löhne  und  des  realisierten  Kapitalgewinnes. 

Diese  Summe  bildet  nun  das  verfügbare  Jahreseinkommen 
der  gesamten  an  der  sachlichen  Produktion  betheiligten  Be- 
völkerung und  wir  wollen  dieselbe,  da  das  Einkommen  der 
übrigen  Gesellschaftsklassen  neben  dem  sachlich  produzierten 
als  ein  abgeleitetes  erscheint,  als  die  primäre  Einkom- 
menssumme bezeichnen.  Bei  fortschreitender  Volkswirt- 
schaft wird  allerdings  der  nichtflüssige  Gewinn  der  im  Be- 
obachtungsjahr entstanden  und  aus  diesem  auf  das  folgende 
übertragen  wird,   etwas   grösser   sein,    als  der  Gewinnbetrag, 
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der  in  niohtflüssigar  Fonn  dem  Baobaehkungsjahr  überwiesen 
UDd  in  demselben  realisiert  worden  ist,  nnd  insoweit  bestellt 
ein  jedoch  immer  nur  verhältnismässig  kleiner  quantitaüvw 
Unterschied  zwischen  der  Produktionssnmme  nnd  der  primären 
Einkommenssimime,  welche  die  zweite  der  oben  gedachten 
Wertgesamtheiten  bildet.  Die  letztere  ist  andererseits  such 
wieder  nahezu  der  Eonsumtionssamme  gleich.  Denn  wenn 
die  sachlich  produzierende  Bevölkerung  auch  einen  Teil 
ihres  Einkommens  nicht  unmittelbar  zur  Anschaffung  von 
Eonsumtionsgütern  verwendet,  sondern  auf  Dienstleistonde 
oder  Vermieter  fibertriigt  oder  als  neues  Eapital  überspart, 
so  führen  doch  auch  diese  Verwendungen,  wie  schon  oben 
bemerkt,  schliesslich  inmier  wieder  zu  einem  gleich  grossen 
Absatz  irgend  welcher  Eonsumtionsgüter.  Dieses  Endergebnis 
kann  sich  jedoch  mehr  oder  weniger  hinanssohieben,  indem 
die  betreffienden  Summen  vorher  durch  mehrere  Hände  g^en 
oder  ihre  Verausgabung  aus  spekulativen  Bücksichten  ver- 
zögert wird.  Wenn  nun  die  auf  solche  Art  in  das  folgende 
Jahr  verschobenen  Aasgaben  für  Eonsumtionswaren  gerade 
eben  so  gross  sind,  wie  die  aus  gleichen  Gründen  aus  dtm 
Vorjahr  in  das  Beobachtungsjahr  übertragenen,  so  besteht 
völlige  Gleichheit  zwischen  der  Eonsumtionssumme  und  der 
primären  Einkommenssumme ;  ist  dagegen  jenes  Gleichgewicht 
nicht  vollständig  hergestellt,  so  bleibt  eine  Differenz  zwischen 
den  beiden  Summen,  die  aber  bei  normaler  Stetigkeit  des 
wirtschaftlichen  Lebens  nie  erheblich  sein  kann. 

So  haben  wir  also  drei  Wertgesamtheiten  bestimmt,  die 
im  Beharrungszustande  der  Volkswirtschaft  völlig  gleiche 
Grösse  haben,  bei  fortschreitender  sowie  auch  bei  rück- 
gängiger Bewegung  derselben  aber  zwar  einigermassen  von 
einander  abweichen,  aber  doch  noch  immer  annähernd  quan- 
titativ gleich  gesetzt  werden  können,  wenn  sie  auch  qualitatir 
sehr  verschieden  zusammengesetzt  sind. 

Wir  kommen  nun  wieder  auf  die  Frage  zurück,  wie  sich 
die  Eonsumtionssumme  ändert,  wenn  durch  technische  Fort- 
schritte in  der  Produktion  und  dem  Transportwesen  eineramts 
oder  durch  zunehmende  Seltenheit  od«r  steigende   natürliche 
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ProdiihtionBchwiarigk^teii  ancbreraeits  bei  vielen  odest  allen 
Eonsomtionswaren  innere  Wertanderangen  stattfinden,  die 
ako  anch  eine  äussere  Geldwertanderang  bedingen,  während 
der  innere  Wert  des  Geldes  konstant  bleiben  soll.  Nehmen 
wir  an,  dass  die  primäre  Einkommenssamme  unverändert 
bleibe,  so  ist  klar,  dass  auoh  die  Eonsamtionssamme  durch 
solche  Aenderungen  der  Produkticmsbedingungen  nicht  merk- 
lich beeinflusst  wird.  Soweit  gewisse  Eonsumtionswaren  durch 
die  Verbesserungen  der  Technik  billiger  geworden  sind,  wird 
Ar  die  Eonsamenten  ein  Teil  ihrer  Insherigen  Ausgabesumme 
hei  und  sie  werden  denselben  entweder  zum  Ankauf  grösserer 
Mengen  der  betreffenden  Waren  oder  zu  vermehrter  oder 
neaer  Anschaffung  irgend  welcher  anderer  Konsumtionswaren 
verwenden  oder  mehr  f&r  personliche  Dienste  oder  konsumtive 
Mietautzungen  ausgeben  oder  endlich  auch  vielleicht  einen 
Teil  der  erübrigten  Betrage  als  neuea  Eapital  irgendwie  ge-* 
winnbringend  anlegen.  Aber  die  letzteren  Verwendungsarten 
laufen  schliesslich,  wie  9cbon  oben  bemerkt  worden,  doch 
wieder  auf  die  An9ohaflbng  von  EonsumtionsgQtem  hinaus, 
sei  es  seitens  der  Dienstleistendep  oder  Vermieter  oder  ge- 
wisser Arbeiter  oder  irgend  welcher  anderer  Personen.  Durch 
die  üebergänge  und  Vermittlungen  mag  eine  Verzögerung 
dieses  Ergebnisses  eintreten,  aber  es  findet  dann  wieder  eine 
annähernde  Ausgleichung  zwischen  den  aufeinanderfolgenden 
Jahren  statt. 

Was  diejenigen  Eonsumtionsgüter  betrifft,  die  trotz  aller 
technischen  Fortschritte  und  Erfindungen  wegen  ihrer  zu- 
nehnoenden  Seltenheit  oder  der  natürlichen  Erschwerung  ihrer 
Gewinnung  eine  Verteuerung  erfahren,  so  wird  sich  entweder 
die  abgesetzte  Menge  derselben  vermindern  oder  es  werden, 
wenn  die  Eonsumtion  unverändert  bleibt  oder  sogar  steigt, 
die  durch  die  Preiserhöhungen  bedingten  Mehrausgaben  der 
Abnehmer  durch  die  Verminderung  anderweitiger  Geldver- 
Wendungen  ausgeglichen.  Teils  werden  also  dann  unmittelbar 
die  Ausgaben  für  andere  Eonsumtionswaren  beschränkt,  teils 
findet  eine  Vermind^ung  des  Aufwandes  für  persönliche 
DiensÜeistongen  und  Nutaungen  od«r  der  neuen  Eapitalanlagen 
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statt.  Aber  auch  in  diesen  letzteren  Fällen  ergibt  sich  schliess- 
lieh  eine  Beschränkung  des  Absatzes  von  Eonsnmtionsgütem, 
indem  gewisse  Dienstleistende,  Yerroieter,  Arbeiter  oder  Unter- 
nehmer eine  Yerschmälernng  ihres  Einkommens  erleiden. 

In  der  Wirklichkeit  sind  verbilligende  und  yerteuemde 
Ursachen  gleichzeitig  in  Thätigkeit,  was  aber  das  Ergebnis 
der  obigen  Erwägungen  nicht  berührt  Die  Eonsumtionssomme 
bleibt  also  trotz  aller  technischen  oder  natürlichen  Aende- 
rungen  der  Produktionsbedingungen  der  primären  Einkom- 
menssumme nahezu  gleich  und  ändert  sich  nur  mit  dieser. 
Dasselbe  gilt  also  auch  annähernd  von  der  Produktionssumme. 

Wir  wollen  nun  die  primäre  Einkommenssumme  weiter 
zerlegen.  Dieselbe  besteht  zunächst  aus  dem  Anteil  der  Arbeiter 
und  dem  der  Kapitalbesitzer,  wenn  wir  diese  Worte,  wie  auch 
bisher,  in  der  weitesten  Bedeutung  nehmen.  Den  ersteren, 
der  also  auch  die  Vergütungen  der  eigenen  Arbeit  der  Unter- 
nehmer und  der  Leistungen  der  kaufmännischen  Gehilfen  und 
anderer  höher  qualifizierter  Arbeiter  mit  umfasst,  wollen  wir 
uns  mit  Hilfe  eines  einheitlichen  Normalmasses  der  Arbeit 
ausgedrückt  denken,  als  welches  wir  etwa  eine  Arbeitsstunde 
von  normalem  Wert  annehmen  können.  Prinzipiell  bietet  dies 
keine  Schwierigkeiten  dar,  da  die  relativen  Werte  der  Arbeits- 
stunden der  mehr  oder  weniger  leistungsfähigen  Arbeiter, 
der  Frauen  und  Kinder,  der  höher  ausgebildeten  Gehilfen  und 
Techniker,  wie  sie  sich  auch  mit  Rücksicht  auf  die  lokale 
Verschiedenheit  der  Kaufkraft  des  Geldes  gestaltet  haben, 
sich  aus  den  thatsächlich  gezahlten  Löhnen  und  Gehältern 
ergeben.  Nimmt  man  eine  Arbeitsstunde  von  mittlerem  Werte 
als  Einheit  an,  so  berechnen  sich  die  übrigen  nach  den  Löhnen 
teils  als  Vielfache,  teils  als  Bruchteile  dieser  Einheit  und 
man  kann  also  die  gesamte  Grösse  der  jährlich  in  der  Volks- 
wirtschaft geleisteten  sachlichen  Arbeit  durch  eine  Summe 
solcher  Einheiten  ausgedrückt  denken,  die  wir  als  die  Ar- 
beitssumme bezeichnen  wollen.  Aus  der  Arbeitssumme 
erhält  man  die  Lohnsumme,  indem  man  sie  mit  dem  der 
Arbeitseinheit  zukommenden  Lohnbetrage  (in  Geld)  multipli- 
ziert.    Der  letztere  kann  sich  von  einem  Jahr   zum   anderen 
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sowobl  äasserlich  durch  eine  Aenderung  des  isBeren  Geld- 
wertes —  die  wir  aber  hier  als  ausgeschlossen  betrachten  — 
als  auch  reell  durch  eine  Verschiebung  des  ökonomischen 
Marktverhaltnisses  von  Kapital  und  Arbeit  verändern. 

Mit  zunehmender  Bevölkerung  wird  im  allgemeinen  auch 
die  Arbeitssumme  wachsen.  Vermehrt  sich  die  Gesamtsumme 
des  mitwerbenden  Kapitals  in  demselben  Verhältnisse  wie  die 
Arbeitssumme,  findet  also  jeder  neue  Kapitalteil  auch  eine 
entsprechende  Anzahl  neuer  Arbeitseinheiten,  aus  deren  Pro- 
dukt er  seinen  Gewinn  ziehen  kann,  so  ist  der  wahrschein- 
lichste Fall  der,  dass  das  Verhältnis  der  Verteilung  des  Pro- 
duktionsertrags zwischen  Kapital  und  Arbeit  und  auch  der 
normale  Prozentsatz  des  Kapitalgewinns  unverändert  bleibt. 
Dann  aber  wird  sich  die  primäre  Einkommenssumme  und 
folglich  auch  die  derselben  immer  annähernd  gleiche  Kon- 
sumtionssumme ebenfalls  einfach  proportional  der  Arbeitssumme 
verhalten,  d.  h.  wenn  wir  die  Konsumtionssummen  zweier 
Beobachtungffjahre  mit  bezw.  Ci  und  Cs  und  die  zugehörigen 
Arbeitssummen  mit  Ai  und  As  bezeichnen,  so  werden  unter 
den  angegebenen  Voraussetzungen  die  Quotienten  Ci/Ai  und 
Ga/As  einander  gleich  sein.  Wir  wollen  den  Quotienten  C/A, 
der  den  auf  eine  Arbeitseinheit  kommenden  Teil  der  Konsum- 
sionssumme darstellt,  allgemein  als  den  Konsumtionswert  der 
Arbeitseinheit  bezeichnen.  Derselbe  bleibt  also  unter  den  an- 
gegebenen Bedingungen  gänzlich  unabhängig  von  den  äusseren 
Geldwertänderungen  in  Folge  der  Verbesserungen  der  Pro- 
duktions- und  Transportbedingungen  u.  s.  w.  und  wenn  sich 
dennoch  in  zwei  Beobachtungsjahren  verschiedene  Werte  für 
ihn  ergäben,  so  würde  das  umgekehrte  Verhältnis  derselben 
unmittelbar  die  Veränderung  des  inneren  Geldwertes  darstellen. 
Die  Konstanz  des  Konsumtionswertes  der  Arbeitseinheit  bei 
gleichmässigem  Anwachsen  von  Kapital-  und  Arbeitssumme 
erhält  sich  übrigens  auch  dann  noch,  wenn  zwar  die  gesamte 
primäre  Einkommenssumme  in  demselben  Verhältnisse  zu- 
nimmt, aber  die  Anteile  von  Kapital  und  Arbeit  sich  in 
der  Art  verschieben,  dass  die  eine  Partei  so  viel  mehr  erhält, 
als  die  andere  abgeben  muss. 
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Eine  proportioiitle  Bewegung  der  Arbeiisttnnine  xihd  der 
Eapitalsamme  wird  indes  unter  den  heutigen  Verhältnissen 
nicht  die  Regel  bilden.  In  Folge  des  grossen  Eapitalaufwaoides, 
der  f&r  die  Herstellung  der  modernen  Produktions-  und  Trans- 
portmittel erforderlich  ist,  wird  rielmehr  die  Gresamtimnune 
des  Grewinn  verlangenden  Kapitals  meistens  in  mehr  oder 
weniger  stärkerem  Verhältnisse  anwachsen,  als  die  Arbeits- 
summe.  In  dem  zweiten  Beobachtungsjahr  wird  dann  also 
ein  Eapitalüberschuss  vorhanden  sein,  der  Ober  den  nach  der 
yergrosserten  Arbeitssnmme  berechneten  Betrag  hinaus  geht 
und  bIb  der  ftberproportionale  Teil  bezeichnet  werden 
möge.  Nennen  wir  die  gesamte  mitwerbende  Eapitalsumme 
des  ersten  Jahres  Ei  und  die  des  zweiten  Es,  so  wird  also 
jener  überschüssige  Teil  durch  Ei  —  EiAs/Ai  ausgedrückt, 
und  die  ganze  Summe  Es  nimmt  Gewinn  in  Anspruch^  wenn 
nicht  nach  dem  früheren,  so  nach  einem  den  neuen  Veriiält- 
nissen  entsprechenden  Normalsatze. 

Der  erforderliche  Qewinnübersohuss  kann  nun  unter  ünt^ 
ständen  durch  Herabdrückung  der  Lohnsumme  erzielt  werdeil 
(b^  konstantem  inneren  Geldwerte,  der  hier  immer  Yoraus^ 
gesetzt  wirdX  so  dais  also  innerhalb  der  gesamten  primäreii 
Einkommenssumme  der  Anteil  der  Arbeiter  um  ebenso  viel 
▼ermindert  würde,  als  der  Mehrgewinn  des  Eapitals  infolge 
seiner  überproportionalen  Vergrösserung  beträgt.  Dieser  FaU 
kann  namentlich  in  Uebergangszeiten  eintreten,  wenn  durch 
die  Einführung  neuer  Maschinen  die  Handarbeit  in  grossen 
Industriezweigen  in  bedeutendem  Masse  yerdrängt  wird  und 
zahlreiche  Arbeiter  ihre  bisherigen  Stellungen  yerUeren.  So 
entsieht  ein  vermehrtes  Arbeitsangebot,  das  seine  Wirkung 
auf  den  Lohnsatz  um  so  leichter  ausüben  wird,  ak  mit  der 
Herabsetzung  desselben  eine  Verschlechterung  des  Lebens- 
unterhaltes der  Arbeiter  vielleicht  gar  nicht  yerbunden  sein 
wird.  Denn  durch  die  angeführten  technischen  Verbesserungen 
der  Produktion  werden  ja  auch  yiele  Eonsumtionswaren  billiger 
und  möglicherweise  erhalten  daher  die  Arbeiter  für  den  ge- 
ringem Geldlohn,   der  audi   eine   geringere  Anzahl   yon  Ar- 
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beüseinbeiteii  refxiBBentirt,  doch  dieselbe  sachliche  Bedarfsbe- 
friedigung,  wie  früher. 

Die  primäre  EinkommeBSSimiine  wird  also  auch  unter 
diesen  umstanden  einfach  proportional  mit  der  Arbeitssamme 
wachsen  und  der  überproportionale  Eapitalbetrag  wird  nur 
eine  Yeranderong  des  Veorteilungsrerhältillsses  zwischen  Ka- 
pital und  Arbeit  und  zwar  aum  Nachteil  der  letzteren  bewirken. 
Der  Konsumtionswert  der  Arbeitseinheit  bleibt  also  auch  in 
diesem  Falle  konstant^  trotz  der  Umgestaltungen  der  Technik, 
der  beliebigen  Vermehrung  des  Kapitals  und  der  etwaigen 
Aendernng  dee  normalen  Kapitalgewinnsatzes.  Dasselbe  gilt 
dann  auch  Ton  dem  Quotienten  P/A,  wenn  mit  P  allgemein 
^  Produküonssumme  bezeichnet  wird.  Dieser  Quotient  stellt 
den  Durchadsnittswert  des  von  der  Arbeitseinheit  jährlich 
geti^erteti  Produktionsteiles  dar  und  möge  kurz  der  Produk- 
tionswert der  Arbeitseinheit  genannt  werden.  Die  ünyer&nder- 
Hdikeit  desselben  stimmt  mit  der  üfof^^schen  Lehre  überein, 
nach  welcher  der  Wert  der  Güter  nur  von  der  Grösse  der  in 
ihnen  enihaltenen  Arbeit  abhängt.  Nur  handelt  es  sich  in 
miserem  Falle  nicht  um  den  Wert  der  einzelnen  Waren,  für 
welchen  der  Jlforo^'sche  Satz  unzweifelhaft  nicht  zutrifft,  son- 
dern um  den  der  Gesamtproduktion  in  verschiedenen  Jahren, 
der  also  in  der  That  unter  unseren  Voraussetzungen  der  Ar* 
beitssumme  proportional  ist. 

Diese  Voraussetzungen  sind  aber  die  des  i{ic{ir(2o*schen 
Lohngesetees  in  seiner  ganzen  Strenge,  die  höchstens  in  den 
Perioden  zutreffen,  in  denen  die  Arbeiter  durch  eine  schnelle 
und  ausgedehnte  Entwicklung  des  Maschinenwesens  in  unge- 
wöhnliche Bedrängnis  geraten.  Nachdem  der  üebergang  zu 
der  neuen  Technik  einmal  ToUzogen,  lässt  sich  bei  der  heutigen 
Elassenstellung  und  Organisation  der  Arbeiter  eine  Erniedri- 
gung des  Gddlohnes  nur  ausnahmsweise  und  mit  den  grös^n 
Schwierigkeiten  durchsetzen.  Die  Arbeitgeber  selbst  suchen 
diese  Massregel,  wenn  irgend  möglich,  zu  vermeiden  und  bei 
fiberproportionaler  KapitalTermehrung  den  zusätzlichen  Ge- 
winn auf  einem  anderen  Wege  zu  erlangen.  Es  gelingt  dies 
auch  ohne  Schwierigkeit,  so  lange  die  Vermehrung  des  Kapitals 
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mit  der  EiDfQhrung  wirksamerer  Produktions-  und  Olhransport- 
mittel  yerbnnden  ist,  durch  welche  trotz  etwaiger  einzelner 
Verteuerungen  eine  im  ganzen  überwiegende  Ermässigung  der 
Warenpreise  bedingt  wird. 

Die  kapitalistischen  Produzenten  werden  dann  mit  Aesr 
Herabsetzung  der  Preise  nur  so  weit  gehen,  dass  ihre  Erspar- 
nis an  Produktionskosten  nicht  vollständig  aufgewogen  wird, 
sondern  noch  ein  Teil  derselben  als  Gewinn  übrig  bleibt 
Bei  normalen  Konkurrenzverhältnissen  wird  die  Gesamtsmnme 
dieser  zurückgehaltenen  Ersparungen  gerade  ausreichen,  um 
auch  dem  überproportionalen  Eapitalzuwachs  seinen  Gtewinn- 
anteil  zu  verschaffen,  während  der  Lohnsatz  der  Arbeiter 
unverändert  bleibt.  Die  Kaufkraft  des  Lohnes  wird  8(^(ar  ge- 
stiegen sein,  da  doch  immerhin  eine  gewisse,  wenn  auch  ge- 
hemmte Verbilligung  vieler  Waren  eingetreten  ist.  In  betoeff 
des  Prozentsatzes  des  normalen  Kapitalgewinns  ist  unter 
solchen  Umständen  die  wahrscheinlichste  Annahme,  dass  eine 
Aenderuug  desselben  nicht  stattfindet.  Dag^en  wird  die  Zahl 
der  Arbeitseinheiten,  die  in  dem  Anteil  der  Arbeiterklasse 
an  dem  Produktionsertrag  enthalten  ist,  im  Vergleich  mit 
dem  Anteil  des  Kapitals  verhältnismässig  kleiner  gewordra 
sein.  Denken  wir  uns,  dass  die  Kapitalbesitzer  den  Gewinn 
aus  dem  überproportionalen  Kapitalzuwachs  auschliesslicb  zur 
Vermehrung  ihres  eigenen  Verbrauchs  an  Konsumtionsgütem 
verwenden,  so  wird  also  eine  gewisse  Summe  von  Arbeits- 
kräften, die  bei  der  früheren  weniger  wirksamen  Produktions- 
technik noch  zur  Herstellung  von  Cnterhaltsmitteln  der  Ar- 
beiter erforderlich  gewesen  wäre,  jetzt  den  Kapitalbesitzern 
zur  reichlicheren  Befriedigung  ihrer  Luxusbedürfnisse  zur  Ver- 
^gung  gestellt,  während  der  Bedarf  der  Arbeiter  durch  eine 
geringere  Quote  der  Arbeitssumme  sachlich  ebenso  gut,  bei 
dem  gleichbleibenden  Geldlohne  sogar  besser  gedeckt  wird, 
als  vorher. 

Wenn  also  in  Folge  der  Widerstandsfähigkeit  der  Ar- 
beiterklasse das  Bicardo^sche  Gesetz  nicht  zur  vollen  Geltung 
kommt,  der  Geldlohn  aufrecht  erhalten  wird  und  demnach 
die   verbesserte  Produktionstechnik  wenigstens   teilweise   auch 
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den  Arbeitern  mit  zu  gute  kommt,  so  wird  der  EoDSumtions- 
wert  der  Arbeitseinheit  in  dem  zweiten  Beobachtungsjahr 
grosser  sein  als  im  ersten,  and  zwar  bei  gleichbleibender 
Eapitalgewinnrate  um  den  auf  die  Arbeitseinheit  berechneten 
Grewinn  des  überproportionalen  Kapitalteils,  um  eben  diesen 
Betrag  wird  anch  der  Prodnktionswert  der  Arbeitseinheit 
im  zweiten  Jahre,  Ps/Aa,  grosser  sein,  als  der  des  ersten 
Jahres,  was  der  jSfar^^'schen  Lehre  nicht  mehr  entspricht.  Der 
nominelle  Geldwert  der  Jahresproduktion  ist  eben  infolge  der 
Hemmung  der  Preisemiedrigung  im  Verhältnis  zur  Arbeits- 
summe  grösser  geworden,  während  andererseits  von  dieser 
erhöhten  Produktionssumme  ein  kleinerer  Bruchteil  auf  die 
Arbeiterklasse  kommt,  die  aber  dabei  doch  wenigstens  einigen 
Vorteil  erlangt 

Es  macht  für  unsere  Betrachtung  keinen  Unterschied, 
dass  die  technischen  Verbesserungen  und  die  Verminderung 
der  Selbstkosten  den  yerschiedenen  Unternehmungen  derselben 
Art  nicht  gleichmässig  zu  gute  kommen,  sondern  manche 
▼on  ihnen  durch  besondere  umstände  mehr  oder  weniger  be- 
günstigt sind,  so  dass  sie  bei  den  geltenden  Marktpreisen  ihrer 
Erzeugnisse  grössere  oder  geringere  Extragewinne  über  den 
normalen  Satz  hinaus  erzielen.  Diese  Unternehmungen  ziehen 
eben  von  dem  Gesamtgewinn,  den  die  Kapitalbesitzer  aus  den 
Kostenersparungen  erübrigen,  relativ  grössere  Quoten  an  sich, 
als  die  übrigen,  und  die  rechnungsmässige  Auseinandersetzung 
der  Beteiligten  wird  thatsächlich  in  der  Art  ausgeführt,  dass 
den  begünstigten  Betrieben  ein  höherer  Kapital  wert  beigelegt 
wird,  von  dem  sie  nach  dem  normalen  Prozentsatz  Gewinn 
beziehen.  Wir  werden  übrigens  auf  die  Vorzugsrenten  unten 
noch  zurückkommen. 

Wenn  die  Kapitalbesitzer  etwa  von  einem  gewissen  Punkte 
ab  ihre  eigene  Konsumtion  gar  nicht  mehr  ausdehnen  wollten, 
sondern  ihren  Mehrgewinn  ausschliesslich  zu  neuen  produk- 
tiven Kapitalanlagen  verwendeten,  so  würde  die  Konsumtions- 
summe zwar  immer  annähernd  der  primären  Einkommens- 
summe gleich  bleiben  und  unter  den  obigen  Voraussetzungen 
auch  einen  dem  überproportionalen  E^apitalgewinn  entsprechen- 
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den  Zuwachs  erhalten.  Aber  die  Grösse  des  überproportionalett 
Teiles   des   Kapitals    würde   sich    im    allgemeinen  wesentlich 
anders    ergeben,    als    bei    fortwährend    zunehmender    eigener 
Konsumtion  der  Kapitalbesitzer,  und  was  die  Gewinnrate  be- 
trifft,  so   kann   dieselbe   unter  jenem  Sparsamkeitssystem   so 
weit  zurückgehen,  dass  die  Yergrösserung  der  ganzen  Kapital- 
summe für  die  Gesamtheit  der  Besitzer  keinen  Vorteil   mehr 
übrig  lässt.  Es  entsteht  nämlich  durch  die  fortdauernde  Kapi- 
talisierung des  Mehrgewinns  eine  Elrweiterung  der  Produktion, 
die    sich    zunächst    vielleicht   in   dem    Bau   neuer    Fabriken, 
Eisenbahnen  u.  s.  w.  darstellt,  schliesslich  aber  nur  zu   einer 
Vermehrung  der  für  die  Arbeiterklasse   bestimmten  Konsum- 
tionsgfiter  führen  kann.  Denn  wenn  die  Kapitalbesitzer  ihrer- 
seits  auf  eine    bessere   und    reichlichere   Befriedigung    ihrer 
Bedürfnisse  verzichten,   so   kann   auch  keine  Mehrproduktion 
für   die  Konsumtion    dieser  Klasse  stattfinden   und   der   ver- 
mehrte Gewinn   wird    also   nur   dazu   dienen,   den  Kapitalin- 
habern einen  grösseren  Besitz  an  Produktionsmitteln  und   an 
den   noch   im   Stadium   der  Produktion    oder  der  Handelsbe- 
wegung  befindlichen    Erzeugnissen   zu   verschaffen.     Nun    ist 
aber  die  Konsumtionsfähigkeit  der  Arbeiterklasse   durch   das 
Interesse  der  Kapitalbesitzer  selbst  beschränkt,  und  es  scheint 
also  möglich,  dass  ein  Missverhältnis  zwischen  der  fortwährend 
steigenden  Produktionssumme  und  der  vielleicht  weniger  rasch 
fortschreitenden  Konsumtionssumme  entstände.     In  Wirklich- 
keit wird  jedoch,  wie  schon    gesagt,   auch    unter  diesen  Um- 
ständen die  Differenz  zwischen  den   beiden  Wertgesamtheiten 
nicht  bedeutend  werden. 

Wenn  sich  die  Arbeitssumme,  also  auch  die  Arbeiterzahl, 
etwa  durch  Einwanderung  oder  durch  Beschäftigung  von  bis- 
her unthätigen  Personen,  im  gleichen  Verhältnis  wie  die 
Kapitalsumme  vergrösserte,  so  würde  die  zahlungsfähige  Nach- 
frage für  die  Mehrproduktion  ohne  weiteres  gegeben  sein. 
Aber  wir  setzen  ja  hier  eine  überproportioriale  Vermehrung 
des  Kapitals  voraus.  Hat  diese  eine  intensivere  Nachfrage 
nach  Arbeit  und  dadurch  eine  Lohnerhöhung  zur  Folge,  so 
kann  sich  das  Gleichgewicht   zwischen   der  gesteigerten  Pro- 
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doktion  und  der  EoDsamtion  der  Arbeiterklasse  ebenfalls 
leicht  herstelles.  Aber  die  Lohnerhöhung  wird  wahrscheinlich 
nur  kurzen  Bestand  haben,  besonders  wenn  sie  den  Eapital- 
gewinn  vermindert  und  daher  auch  der  weiteren  Vermehrung  der 
Eapitalankgen  und  der  Nachfrage  nach  Arbeit  entgegenwirkt. 

Steigt  aber  weder  der  Lohn  noch  die  beschäftigte  Zahl 
der  Arbeiter  in  genügendem  Masse,  so  kann  f&r  die  immer 
mehr  zunehmende  Produktion  von  Gegenständen  der  Massen- 
konsumtion  nur  zu  Preisen  Absatz  gefunden  werden,  bei  denen 
der  Eapitalgewinn  eine  Einbusse  erleidet,  und  zwar  wegen 
des  allgemeinen  Zusammenhanges  der  Eapitalinteressen  in  der 
Weise,  dass  der  übliche  Prozentsatz  des  Gewinnes  zurückgeht. 
Dadurch  wird  nun  ebenfalls  eine  Yerlangsamung  der  weiteren 
E^apitalansammlung  herbeigeführt  und  ausserdem  knüpfen  sich 
an  den  Preisrückgang  nicht  selten  Krisen,  durch  welche 
ein  Teil  der  privaten  Eapitalyermdgen  vemichtet  und  die 
Konkurrenz  der  übrig  bleibenden  gemildert  wird.  Es  kann 
eben  vom  Standpunkte  des  kapitalistischen  Gesamtinteresses 
ein  üebermass  von  mitwerbendem  Kapitalvermögen  vorhanden 
sein,  so  dass  nach  einer  Verminderung  desselben,  so  schwer  sie 
auch  die  einzelnen  Beteiligten  trefiPen  mag,  für  den  Rest  ein  absolut 
grösserer  Gewinn  möglich  wird,  als  für  die  anfängliche  Ge- 
samtsumme erzielt  werden  konnte.  Ein  solcher  Untergang  von 
privatwirtschaftlichen  Kapitalvermögen  kann  auch  mit  der 
Zerstörung  reeller  Produktionsmittel  oder  anderer  Güter  ver- 
bunden sein,  und  es  tritt  dann  unter  umständen  ein  ofiPen- 
barer  Widerspruch  zwischen  dem  allgemein  volkswirtschaft- 
lichen und  dem  spezifischen  Interesse  der  Kapitalisten-Klasse 
hervor. 

unsere  obige  Annahme,  dass  die  E[apitalbesitzer  von 
einem  gewissen  Punkte  ab  ihren  sämtlichen  Mehrgewinn  nicht 
zur  Erweiterung  ihrer  Konsumtion,  sondern  ausschliesslich 
zu  neuen  produktiven  Kapitalanlagen  verwenden  würden,  trifft 
bekanntlich  in  der  Wirklichkeit  nicht  zu,  und  daher  treten 
auch  die  Schädigungen,  die  das  Kapital  durch  üeberproduktion 
seinen  eigenen  Interessen  zufügen  kann,  und  nur  ausnahmsweise 
und  in  beschränktem  Masse  hervor.  Die  besitzende  Eiasse  ist 
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zwar  stets  darauf  bedacht,  ihr  Kapitalvermögen  zu  vermehren, 
aber  zugleich  verlangt  sie  auch  immer  reichlichere  Mittel  zur 
Befriedigung  ihrer  eigenen  Bedürfnisse,  die  mit  den  Fort- 
schritten der  Kultur  und  des  Luxus  immer  mannigfaltiger 
und  künstlicher  werden.  Sparsame  Kapitalisten  finden  übrigens 
auch  reichlich  Gelegenheit,  ihre  überschüssigen  Mittel,  ohne 
selbst  mehr  zu  verbrauchen,  doch  konsumtiven  Zwecken  zu- 
zuwenden, indem  sie  anderen  Personen  Darlehen  für  solche 
Zwecke  gewähren,  und  auch  die  vom  Staate  aufgenonunenen 
Schulden  kommen  den  Kapitalisten  meistens  in  diesem  Sinne 
zu  statten.  So  hat  also  die  Klasse  der  Kapitalbesitzer  stets 
ausreichende  Gelegenheit,  den  zu  ihrer  Verfügung  stehenden 
Zuwachs  von  Arbeitskräften  und  Produktionsmitteln  für  sich 
selbst  zu  verwerten,  wenn  die  wirtschaftliche  Konsumtions- 
fähigkeit der  Masse  der  Arbeiter  erschöpft  ist.  Wenn  auch 
zeitweise  falsche  Berechnungen  des  Bedarfs  der  verschiedenen 
Klassen  die  Produktion  irre  leiten,  so  wird  sie  sich  doch  im 
ganzen  den  gegebenen  Verhältnissen  der  zahlungsfähigen 
Nachfrage  und  den  Interessen  des  Kapitals  richtig  anpassen. 
Das  Interesse  des  Kapitals  in  seiner  Gesamtheit  aber  verlangt 
'vor  allem,  dass  die  kapitalistischen  Unternehmer  sich  nicht 
weiter  Konkurrenz  machen,  wenn  dadurch  nur  ein  Vorteil  für 
die  Arbeiterklasse  entsteht,  den  diese  vermöge  ihrer  eigenen 
ökonomischen  Machtstellung  nicht  behaupten  könnte.  Es  gilt 
dies  insbesondere  hinsichtlich  der  durch  Ueberproduktion  ent- 
stehenden Verbilligung  der  Bedarfsgegenstände  bei  gleich- 
bleibendem Lohne. 

Daher  wird  das  Kapital  trotz  vorübergehender  Schwan- 
kungen der  Löhne  und  der  Warenpreise  immer  wieder  das- 
jenige Mass  seines  Wachstums  finden,  bei  welchem  es  die 
Gewinnrate  erhält,  die  seinem  thatsächlichen  Machtverhältnis 
gegenüber  der  Arbeit  entspricht. 

Bei  unserer  allgemeinen  Voraussetzung,  dass  die  Kapital- 
vermehrung sich  an  technische  Verbesserungen  knüpft,  welche 
ein  überwiegendes  Sinken  der  Warenpreise  erzeugen,  und  dass 
der  Gewinn  des  überproportionaleu  (d.  h.  des  über  KiAa/Ai 
hinausgehenden)   Kapitalzuwachses   durch   eine   am    richtigen 
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Punkte  eintretende  Hemmung  dieser  Preiserniedrignng  erzielt 
werde,  besteht  also  das  wahrscheinlichste  Ergebnis  darin, 
dass  die  Konsum tionssnme  über  Ei  As/Ai  hinaus  um  den 
Gewinn  des  überproportionalen  Kapitalteiles  zunimmt,  der  nach 
dem  unverändert  bleibenden  normalen  Prozentsatz  zu  be- 
stimmen ist.  Dieser  Zusatz  kann  sich  vermindern  durch 
eine  die  Preise  noch  weiter  herabdrückende  und  den  Kapital- 
gewinn schmälernde  üeberproduktion,  aber  das  Kapital  wird 
schliesslich  einen  Weg  finden,  um  eine  seinem  Gesamtinteresse 
widersprechende  Konkurrenz  zu  vermeiden.  Eine  Lohnsteige- 
rung auf  Kosten  des  Kapitalgewinns  würde  den  Zuwachs  der 
Konsumtionssumme  unvenLndert  lassen,  wahrscheinlich  aber 
bald  verschwinden,  wenn  nicht  etwa  die  ökonomische  Macht- 
stellung der  Arbeiter  sich  gehoben  hätte.  Eine  ganz  vorüber- 
gehende Erscheinung  vollends  ist  es,  wenn  die  Löhne  in  der 
Periode  der  Herstellung  der  neuen  Produktions-  und  Trans- 
portmittel steigen,  bevor  also  die  kostenersparenden  Wirkungen 
derselben  und  der  vermehrte  Kapitalgewinn  hervorgetreten 
sind.  Dass  endlich  neben  dem  auf  die  obige  Art  bestimmten 
Mehrgewinn  des  Kapitals  auch  noch  eine  Lohnerhöhung  als 
Zuwachs  der  Konsumtionssumme  erscheinen  sollte,  ist  im 
ganzen  unwahrscheinlich  und  höchstens  ausnahmsweise  zu  er- 
warten, da  durch  die  verbesserten  Produktionsmittel,  wenn 
sie  einmal  begonnen  haben,  dem  Kapital  Gewinn  zu  bringen, 
die  Nachfrage  nach  Arbeit  eher  vermindert  als  vermehrt  wird. 
Wir  haben  nun  auch  noch  die  Preiserhöhungen 
zu  betrachten,  die  durch  zunehmende  Seltenheit  gewisser  Stoffe 
oder  durch  andere  aus  den  natürlichen  oder  wirtschaflichen 
Verhältnissen  entspringende  Ursachen  hervorgerufen  werden. 
Dieselben  stehen  in  unmittelbarem  Zusammenhange  mit  den 
Erscheinungen  der  Grundrente  und  der  Vorzugsrenten  über- 
haupt. Wird  unter  dem  Drängen  der  Nachfrage  der  Preis 
einer  Ware  bis  zu  einem  gewissen  Punkte  emporgebracht,  so 
wird  bei  der  thatsächlich  immer  vorhandenen  Verschiedenheit 
der  Produktionsbediugungen  der  einzelnen  Unternehmungen 
der  bei  dem  gegebenen  Preise  verbleibende  Gewinn  einen 
mannigfaltig  abgestuften  Prozentsatz  der  angelegten  Einzel- 


242  W.  Lexis: 

kapitale  darstellen.  Nehmen  wir  einen  gewissen  Prozentsatz 
erfahmngsmässig  als  den  normalen  an,  so  wird  derselbe  in 
einigen  Fällen  vielleicht  gar  nicht  erreicht,  bei  anderen  Unter- 
nehmungen aber,  die  sich  wegen  ihrer  guten  Verkehrslage 
oder  anderer  Umstände  besonderer  B^ünstigungen  erfreuen, 
vielleicht  um  das  Doppelte  oder  Dreifache  überschritten.  Ausser 
der  Verkehrslage  ist  es  namentlich  die  grosse  natürliche  Frucht- 
barkeit oder  der  reiche  Mineralgehalt  des  Bodens,  was  solche 
Vorzugsrenten  über  den  normalen  Gewinnsatz  hinaus  erzeugt. 
Die  weitere  Behandlung  derselben  sowie  auch  der  Zubussen 
gestaltet  sich  am  einfachsten,  wenn  man  den  Eapit al wert 
der  begünstigten  oder  benachteiligten  Unternehmungen  ent- 
sprechend erhöht  oder  erniedrigt,  wie  dies  ja  auch  an  der 
Börse  hinsichtlich  der  Aktienunternehmungen  stets  geschieht. 
In  vielen  Fällen  werden  ja  wirklich  die  besonderen  Vorzüge 
eines  Unternehmens  bei  der  Gründung  desselben  durch  eine 
höhere  Kapitalanlage  erkauft,  wenn  z.  B.  ein  ungewöhnlich 
gut  gelegenes  oder  ungewöhnlich  fruchtbares  Grundstück  von 
einem  Unternehmer  für  einen  entsprechend  hohen  Preis  er- 
worben wird.  Aber  auch  wenn  kein  wirklicher  Besitzwechsel 
stattfindet,  wird  der  Inhaber  eines  Unternehmens  oder  eines 
Grundstücks,  dessen  Reinertrag  durch  die  Preissteigerung  des 
Erzeugnisses  sich  nachhaltig  vergrössert,  den  Wert  desselben 
um  den  mit  einem  angemessenen  Eapitalisierungsfaktor  mul- 
tiplizierten Extragewinn  höher  anschlagen.  Selbständig  und 
dauernd  übertragbar  sind  solche  Rentenkapitalwerte  (abgesehen 
von  verkäuflichen  Privilegien,  Patenten  u.  s.  w.)  nur  dann, 
wenn  sie  sich  an  irgend  einen  unbeweglichen  Besitz,  ein  Haus, 
ein  Stück  Land  u.  s.  w.  knüpfen,  so  dass  sie  sich  also  im 
wesentlichen  in  der  Verteuerung  des  Bodens  darstellen,  der 
für  gewisse  Unternehmungen  landwirtschaftlicher,  gewerblicher 
oder  kommerzieller  Natur  benutzt  wird.  Die  Werterhöhungen 
des  Bodens  durch  Verbesserung  desselben  mittels  eines  Auf- 
wandes von  Kapital  und  Arbeit  gehören  natürlich  nicht  hier- 
her, sondern  nur  diejenigen,  welche  durch  die  Seltenheit  des 
für  gewisse  Zwecke  geeigneten  Platzes  oder  natürlichen  Bo<len- 
gehalts  entstehen. 
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So  finden  also  bei  zunehmender  Bevölkerung  und  allge^ 
meinem  Eulturfortschritt  neben  den  wirklichen  neuen  Kapital- 
anlagen auch  bloss  rechnungsmassige,  gewissermassen  fiktive 
KapitaWermehrungen  statt,  die  ebenfalls  Anteil  an  dem  der 
Gesamtheit  der  Kapitalbesitzer  zufallenden  Gewinn  erhalten. 
Es  kann  daher  bei  fortschreitender  Steigerung  des  Boden- 
wertes leicht  dahin  kommen,  dass  die  Gesamtsumme  des  mit- 
werbenden Kapitals  in  diesem  weiteren  Sinne  sich  in  einem 
bedeutend  stärkeren  Verhältnis  vergrössert,  als  die  Arbeits- 
summe.  Da  die  hier  betrachteten  Vorzugsrenten  durch  die 
Verteuerung  gewisser  Waren  entstehen,  so  wird  auch  der 
überproportionale  Kapitalgewinn  aus  diesem  Preisaufsohlage 
gezogen.  Es  fragt  sich  nun,  ob  die  Arbeiterklasse  im  Stande 
ist,  aus  ihrem  bisherigen  Lohne  Mehrausgaben  für  die  teuerer 
gewordenen  Gegenstände  ihres  Bedarfs  zu  leisten,  oder  ob  das 
Kapital  zur  Gewährleistung  des  notwendigen  Lebensunterhalts 
der  Arbeiter  sich  zu  einer  Erhöhung  des  Lohnes  genötigt 
sehen  wird.  So  lange  die  Verteuerung  nicht  überwi^,  son- 
dern durch  die  Verbilligung  anderer  Konsumtionsgüter  infolge 
der  technischen  Verbesserungen  vollständig  oder  sogar  über- 
schüssig ausgeglichen  wird,  ist  eine  Lohnerhöhung  nicht  zu 
erwarten;  die  Lebenshaltung  der  Arbeiter  wird  unter  solchen 
Umständen  nicht  verschlechtert,  aber  das  wachsende  Vorzugs- 
rentenkapital entzieht  ihnen  teilweise  oder  vollständig  den 
Anteil  an  den  Früchten  der  Produktionsverbesserungen,  der 
ihnen  sonst  hätte  zufallen  können.  Bei  gleichbleibendem  Lohne 
wird  also,  da  dann  auch  der  normale  Kapitalgewinnsatz  sich 
wahrscheinlich  nicht  ändert,  die  primäre  Einkommenssumme 
und  die  Konsumtionssumme  sich  um  den  auf  den  überpro- 
portionalen Kapitalteil  entfallenden  Gewinn  vergrösseru,  wobei 
aber  der  letztere  nicht  nach  dem  reellen  Kapital,  sondern 
nach  der  ganzen  rechnungsmässig  für  die  Verteilung  mass- 
gebenden Summe,  also  mit  Anrechnung  des  Vorzugsrenten- 
oder2  fiktiven  Kapitals  zu  bestimmen  ist. 

Ist  die  mit  Rentenbildung  verbundene  Preissteigerung 
der  Waren  so  gross  und  allgemein,  dass  trotz  der  Fortschritte 
der  Technik  der  Lebensbedarf  der  Arbeiter  sich  merklich  ver- 
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teaert  und  eine  Lobnzulage  unvermeidlich  wird,  so  wird  die- 
selbe nur  auf  Kosten  des  Gesamtgewinns  des  rechnungsmässig 
beteiligten  Kapitals  gewährt  werden  können. 

Es  wird  also  eine  allgemeine  Erniedrigung  der  normalen 
Kapitalgewinnrate  eintreten,  bei  der  aber  das  reelle  Kapital 
grösseren  Nachteil  erleidet,  als  das  fiktive.  Denn  nicht  nur 
nimmt  das  letztere,  das  durch  die  fortschreitende  Verteuerucg 
immer  ganz  von  selbst  neuen  Zuwachs  erhält,  auch  eine  ent- 
sprechend zunehmende  Quote  des  zu  verteilenden  Gesamtge- 
winns in  Anspruch,  sondern  es  ist  auch  insofern  gegenüber 
dem  reellen  Kapital  verhältnismässig  begünstigt,  als  mit  dem 
sinkenden  Prozentsatz  des  normalen  Gewinnes  auch  der  Kapi- 
talisierungsfaktor, mit  dem  die  Vorzugsrenten  multipliziert 
werden,  sich  vergrössert,  also  das  Verhältnis  der  Gewinnver- 
teilung sich  zu  Gunsten  der  Renten  iuhaber  ändert. 

Die  primäre  Einkommenssumme  und  somit  die  Konsum- 
tioDSsumme  wächst  also  jetzt  einerseits  um  die  Summe  der 
notwendig  gewordenen  Lohnerhöhungen  und  andererseits  um 
den  dem  gesamten  Kapital  iu  seiner  jetzigen  rechnungs- 
mässigen  Höhe  noch  bleibenden  Mehrgewinn.  Wenn  nicht 
zugleich  andere  Verschiebungen  des  Marktverhältnisses  von 
Kapital  und  Arbeit  stattgefunden  haben,  so  wird  man  an- 
nehmen dürfen,  dass  jene  beiden  Bestandteile  des  Zuwachses 
der  Konsumtionsgrösse  zusammen  dem  nach  dem  anfäng- 
lichen normalen  Prozentsatz  berechneten  Gewion  des  über- 
proportionalen Kapitalteiles  gleichkommen. 

Trotz  der  Lohnerhöhung  wird  die  Lage  der  Arbeiter  bei 
fortschreitender  Zunahme  der  Produkt ionsschwierigkeiten  und 
der  monopolartigen  Gewinne  im  Ganzen  die  Tendenz  zeigen, 
sich  ungünstiger  zu  gestalten.  Denn  die  Verteuerung  ihres 
Lebensunterhalts  geht  voran  und  der  Ersatz  dafür  durch 
eine  Lohnzulage  wird  meistens  nur  nach  und  nach  mit  grossen 
Anstrengungen  und,  so  lange  das  Existenzminimum  noch  nicht 
bedroht  ist,  oft  nur  unvollständig  erreicht  werden.  Anderer- 
seits wird  sich  auch  der  relative  Anteil  des  reellen  Kapitals 
an  dem  gesamten  Kapitalgewinu  zu  Gunsten  des  Vorzugs- 
renteukapitals  mehr  und  mehr  vermindern,  so  dass  die  Karg- 
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heit  der  Natur  ffir  das  letztere  die  Quelle  eines  immer  reich- 
licher fliessenden  Gewinnes  werden  würde. 

Glücklicher  Weise  ist  eine  solche  gemeinschädliche  Ent- 
wickelnng  der  Yorzugsrenten  auf  alle  absehbare  Zeit  nicht  zu 
erwarten.  Sie  wäre  nur  möglich,  wenn  diejenigen  Nahrungs- 
und Unterfaaltsmittel,  die  den  Hauptteil  der  Eonsumtionswaren 
ausmachen,  durch  eine  allen  Fortschritten  der  Technik  trotzende 
Erschwerung  der  Produktion  einer  mit  der  Zunahme  der  Be- 
völkerung immer  mehr  steigenden  Verteuerung  unterlägen. 
Die  augenfällige  Erfahrung  zeigt  aber,  dass  gerade  die  land- 
wirtschaftliche Grundrente,  um  die  es  sich  vorzugsweise  handeln 
würde,  in  Ekiropa  trotz  der  bedeutenden  Volksvermehrung  in 
der  neueren  Zeit  einen  sehr  empfindlichen  Rückschlag  erfahren 
hat  und  auch  für  die  fernere  Zukunft  ist  mit  RQcksicht  auf 
die  noch  vorhandene  Ausdehnung  des  unbenutzten  ertrags- 
fahigen  Landes  und  die  Leistungsfähigkeit  verbesserter  An- 
baumethoden eine  übermächtige  Herrschaft  des  Boden  monopols 
nicht  zu  befürchten.  Fortschreitende  Verteuerungsrenten  werden 
sich  also  voraussichtlich  nur  bei  Waren  von  seltenem  Vor- 
kommen entwickeln,  die  eben  deswegen  für  den  Unterhalt  der 
Masse  der  Bevölkerung  ohne  Bedeutung  sind.  Die  Vorzugs- 
renten treten  demnach  thatsächlich  zum  grössten  Teile  nicht 
im  Gefolge  von  positiven  Preissteigerungen,  sondern  vielmehr 
in  der  bereits  oben  erwähnten  Art  in  Verbindung  mit  Pro- 
duktions- und  Verkehrsverbesserungen  auf,  die  den  besonders 
begünstigten  Unternehmungen  selbst  bei  herabgesetzten  Preisen 
noch  einen  ungewöhnlichen  Gewinn  abwerfen. 

Es  gibt  allerdings  eine  besondere  Art  von  Verteuerungs- 
renten, die  in  grosser  Verbreitung  vorkommt  und  einen  be- 
deutenden Einfluss  auf  die  gesamten  Eonsumtionsverhältnisse 
ausübt.  Es  sind  dies  die  ungewöhnlichen  privatwirtschaftlichen 
Gewinne,  die  namentlich  in  den  grösseren  Städten  durch  die 
Steigerung  des  Mietwertes  der  Wohnungen  entstehen. 
Diese  Vorzugsrenten  werden  aber  nicht,  wie  die  bisher  be- 
trachteten, durch  den  Preis  eines  beweglichen  Produktes  ver- 
mittelt, und  sie  beruhen  nicht  darauf,  dass  ein  Produktions- 
mittel besonders  vorteilhaft  ausgenutzt  werden  kann,  sondern 
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darauf,  dass  einEonsnmtionsgut  einen  mehr  oder  weniger 
monopolistischen  ortlichen  Wert  erhält.  Geschäftsranme,  deren 
Mietwert  mit  zn  den  Geschäftskosten  gerechnet  und  in  dem 
Preise  der  verkauften  Waren  mitvergütet  wird,  kommen  also 
hier  nicht  in  Betracht,  sondern  es  handelt  sich  um  den  Preis 
der  reinen  Wohnungsnutzung,  die  auch  mit  Rücksicht  auf 
das  Folgende  hier  einer  hesondern  Erörterung  bedarf. 

Ein  Wohnhaus  ist  ein  Eonsumtionsgut,  auch  wenn  es 
für  seinen  Besitzer  privatwirtschaftlich  als  eine  Kapitalanlage 
erscheint.  Sein  Preis  setzt  sich  zusammen  aus  dem  Hauswert, 
nämlich  dem  Herstellungswert,  der  die  Kosten  für  Arbeit  und 
Material  nebst  dem  Gewinn  des  Bauuntemehmungskapitals 
darstellt,  und  aus  dem  Werte  des  blossen  Platzes  als  solchen, 
der  gar  kein  Produkt,  sondern  ein  zu  einem  Monopolwerte 
gelangtes  Naturobjekt  ist.  Der  eigentliche  Hauswert  wird  mit 
der  Zeit  allmählich  abnehmen,  sofern  er  nicht  durch  Auf- 
wendung von  Unterhaltungskosten  ergänzt  wird;  der  Platz 
dagegen  kann  unter  günstigen  umständen  immer  höher  im 
Wert  steigen  und  bildet  daher  die  alleinige  Quelle  der  Vor- 
zugsrenten aus  Wobnungsmieten. 

Im  Gegensatz  zu  den  übrigen  Konsumtionsgütern  bietet 
also  ein  Wohnhaus  die  Eigentümlichkeit  dar,  dass  sein  Ge- 
samtwert, auch  nachdem  es  vollständig  vollendet,  der  konsum- 
tiven Verwendung  übergeben,  also  aus  dem  Produktionsprozess 
gänzlich  hinausgetreten  ist,  noch  unbestimmte  Zeit  in  unbe- 
rechenbarer Weise  steigen  kann.  Da  dieser  Werterhöhung 
keinerlei  produktive  Thätigkeit,  sondern  nur  die  Monopol- 
stellung des  Platzes  zu  Grunde  liegt,  so  erscheint  es  gerecht- 
fertigt, dass  wir  bei  der  Bildung  der  Produktionssumme  hin- 
sichtlich der  Wohnhäuser  nur  die  Summe  in  Rechnung  bringen, 
die  jährlich  für  die  Herstellung  und  Unterhaltung  von  solchen 
aufgewendet  wird;  was  ausserdem  für  die  Wohnungsplätze 
bezahlt  wird,  bildet  eine  blosse  Vermögensbewegung  ohne 
produktive  Bedeutung,  wenn  auch  der  eine  Teil  dabei  gewinnt 
und  der  andere  verliert 

Die  primäre  Einkommenssumme  wächst  durch  den  Bau 
von  Wohnhäusern  ebenfalls  um  den  Herstellungwert  derselben, 
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indem  dieser  sich  in  Arbeitslohne  and  Grewinne  der  bei  dem 
Bau  beteiligten  Unternehmer  auflöst.  In  die  Eonsumtions- 
summe  endlieh  nehmen  wir  in  analoger  Weise  nur  die  Summe 
des  Herstellungswertes  der  Häuser  auf,  die  jährlich  zum  ersten 
Male  der  konsumtiven  Verwendung  übergeben  werden.  Mit 
dieser  üebergabe  betrachten  wir  den  Produktionsprozess  des 
Hauses  als  abgeschlossen.  Wenn  der  Eigentümer  dasselbe  nun 
nicht  selbst  bewohnt,  sondern  sich  ein  Einkommen  daraus 
verschafft,  indem  er  andern  die  Benutzung  desselben  als  Woh- 
nung gegen  eine  Vergütung  gestattet,  so  ist  dieses  Einkommen 
ebenso  wie  das  durch  personliche  Dienstleistungen  erworbene 
nicht  zum  primären  zu  rechnen,  sondern  als  ein  abgeleitetes 
zu  betrachten.  Die  Wohnungsnutzung  des  Eigentümers  selbst 
ist  ebensowenig  ein  Einkommen  vrie  das  Tragen  eines  Rockes ; 
wenn  dieselbe  indes  gleichwohl  in  gewissen  Beziehungen  als 
ein  selbständiger  wirtschaftlicher  Wert  behandelt  wird,  so 
erklärt  sich  dies  einerseits  durch  die  Möglichkeit,  eine  Miete 
f8r  diese  Nutzung  zu  erhalten  und  andererseits  durch  die 
Thatsache,  dass  ein  Haus  seinem  Eigentümer,  auch  wenn  er 
es  selbst  bewohnt,  als  Kapitalanlage  erscheint,  schon  deswegen, 
weil  er  in  der  Regel  den  Preis  desselben  nicht  aus  einem 
Jahreseinkommen  bezahlen  kann,  sondern  sein  Einkommen  auf 
lange  Zeit  belasten  muss,  indem  er  Kapitalvermögen  zur  Er- 
werbung des  Hauses  verwendet. 

Wird  ein  Haus  von  ungewöhnlich  hohem  Mietwert  ver- 
kauft, so  föllt  die  kapitalisierte  Vorzugsrente  dem  Verkäufer 
zu  und  der  Käufer  zieht  aus  den  hohen  Mieten,  sofern  nicht 
etwa  eine  weitere  Steigerung  derselben  möglich  wird,  keinen 
besonderen  Vorteil  mehr.  Für  die  Mieter  dagegen  bleibt  die 
Belastung  durch  die  Vorzugsrente  ungeschmälert.  Auf  die 
Lebenshaltung  der  Arbeiter  sind  natürlich  die  hohen  städti- 
schen Wohnungsmieten  nicht  ohne  Einfluss.  Im  allgemeinen 
wird  man  annehmen  dürfen,  dass  diese  Mehrausgaben  eine 
Lohnerhöhung  bedingen,  also  auf  das  Kapital  abgewälzt  werden. 
Denn  die  Vorzugsrenten  dieser  Art  sind  durchaus  lokale  Er- 
scheinungen, und  wenn  die  Unternehmer  die  Arbeiter  an  einem 
Ort  mit  hoben  Mieten  zurückhalten  wollen,  müssen  sie  ihnen 
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eine  Entschädiguug  f&r  diesen  Nachteil  gewähren,  da  andern- 
falls ein  starker  Abzug  der  Arbeiterbevölkemng  eintreten 
würde.  So  entsteht  eine  ortliche  Verschiedenheit  des  Arbeits- 
lohnes, die  aber  im  Grunde  nur  die  sachliche  Gleichwertigkeit 
desselben  im  ganzen  Lande  herstellt  und  daher  auch  schon 
bei  der  früher  besprochenen  Feststellung  des  Wertes  der 
normalen  Arbeitseinheit  berücksichtigt  werden  muss.  Aber 
das  Kapital  ist  ebenfalls  beweglich  und  es  wird  sich  nur  dann 
auf  Unternehmungen  in  Städten  einlassen,  wo  der  Mieten 
wegen  höhere  Arbeitslöhne  zu  zahlen  sind,  wenn  es  dort  zu- 
gleich anderweitige  Vorteile  findet,  welche  diese  Mehrkosten 
der  Produktion  mindestens  ausgleichen.  Wenn  also  vom  ersten 
bis  zum  zweiten  Beobachtungsjahr  in  gewissen  Städten  eine 
Mietsteigerung  der  Arbeiterwohnungen  stattgefunden  hat,  für 
welche  das  Kapital  Ersatz  geben  muss,  so  ist  anzunehmen, 
dass  diese  lokale  Entwickelung  auch  für  die  Produktions-  oder 
Absatzbedingungen  so  günstig  eingewirkt  hat,  dass  das  hier 
angelegte  Kapital  ohne  die  Lohnerhöhung  eine  desto  grössere 
Vorzugsrente  erlangt  hätte.  Die  erhöhte  Wohnnngsmiete  der 
Arbeiter  bewirkt  also  schliesslich  nur  die  üebertragung  eines 
Teils  der  Vorzugsrente,  die  sonst  den  bei  der  sachlichen  Pro- 
duktion beteiligten  Kapitalbesitzern  zugefallen  wäre,  auf  die 
Arbeiter  und  yon  diesen  auf  die  Hausbesitzer,  so  dass  also 
die  primäre  Eiukommenssumme  und  die  Konsumtionssumme 
in  unserem  Sinne  durch  die  Verteuerungsrenten  der  Woh- 
nungen nicht  geändert  werden. 

Einige  andere  genauere  Feststellungen  dürften  sich  hier 
zweckmässig  anschliessen.  Die  Gebäude  för  öifentliche  Zwecke, 
die  Festungsanlagen,  die  WaflFenvorräte  und  der  sonstige  sach- 
liche Verwaltungsapparat  des  Staates  sind  als  Konsum- 
tionsgüter aufzufassen,  da  sie  zwar  nicht  den  konsumtiven 
Zwecken  des  Einzelnen,  wohl  aber  zur  Befriedigung  unmittel- 
barer Bedürfnisse  der  Gesamtheit  dienen.  Die  Kosten  der 
Beschaffung  dieser  Gegenstände  des  öffentlichen  Bedarfs  fallen 
also  sowohl  in  die  Konsumtions-  als  in  die  Produktionssumme 
und  das  Einkommen  der  mit  der  Herstellung  derselben  be- 
schäftigten Personen  ist  als  primäres  zu  betrachten.    EKe  Be- 
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soldangen  der  im  öffentlichen  Interesse  Dienste  leistenden 
Personen  dagegen  gehören  zum  abgeleiteten  Einkommen,  auch 
wenn  sie  nicht  aus  dem  Steuerertrage,  sondern  aus  privat- 
wirtschaftlichen  Einnahmen  des  Staates  bezahlt  würden. 

Was  den  internationalen  Handel  betrifft,  so  wird  der 
Einflnss  desselben  auf  die  Produktionssumme  mit  genügender 
Genauigkeit  dargestellt,  wenn  man  den  inländischen  Wert  der 
ausgeführten  Waren  nebst  der  Ausfuhr  an  barem  Gelde  von 
dem  unmittelbar  sich  ergebenden  jährlichen  Produktionswerte 
abzieht,  dagegen  die  Einfuhr  von  ausländischen  Waren  (nach 
dem  inländischen  Marktwerte  derselben)  sowie  von  barem 
Gelde  addiert.  Es  findet  allerdings  eine  gewisse  Verschiebung 
der  Aus-  und  Einfuhr  gegeneinander  statt,  weil  auch  Wert- 
papiere hinüber  und  herüber  versandt  werden,  Kapital  im 
Auslande  angelegt  wird  und  sonstige  internationale  Geldge- 
schäfte, auf  die  Zahlungsbilanz  einwirken.  Schliesslich  aber 
laufen  doch  alle  diese  Operationen  auf  Versendungen  von 
Waren  oder  Geld  hinaus.  Durch  jene  Vermittlungen  und  Ver- 
schiebungen können  auch  gewisse  Differenzen  zwischen  der 
auf  die  angegebene  Art  bestimmten  Produktionssumme  und 
der  Eonsumtionssumme  sowie  der  primären  Einkommenssumme 
entstehen,  doch  werden  dieselben  verhältnismässig  immer  nur 
klein  sein,  so  dass  die  annähernde  Gleichheit  der  drei  Summen 
bestehen  bleibt. 

Es  ist  nun  auch  leicht,  das  Verhältnis  der  betrachteten 
Wertgesamtheiten  zu  der  Gesamtsumme  der  Einzeleinkomnien 
zu  bestimmen,  die  man  als  das  Volkseinkommen  zu  bezeichnen 
pfl^  und  als  Grundlage  der  Einkommensteuer  betrachtet. 
Stellt  man  dieser  Gesamtsumme  der  Einzeleinkommen  nur  die 
sachliche  Produktion  gegenüber,  so  bleibt  ein  bedeutender 
Teil  der  ersteren  ohne  Gegenwert;  fasst  man  dagegen  die 
Dienstleistungen  und  die  Nutzungen  von  Eonsumtionsgütern, 
die  privatwirtschaftlich  die  Bedeutung  von  Eapitalgütern 
besitzen,  als  selbständige  Werte  auf,  so  wird  das  Gleichge- 
wicht mit  der  allgemeinen  Einkommenssumme  hergestellt: 
dieselbe  wird  annähernd  gleich  der  allgemeinen  Produktions- 
summe, wenn  diese  nicht  nur  den  Jahreswert   der   sachlichen 
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Produktion,  sondern  auch  den  der  Dienstleistungen  und  der 
genossenen  Nutzungen  einschliesst,  und  dasselbe  gilt  hinsicht- 
lich der  im  weiteren  Sinne  aufgefassten,  d.  h.  den  Wert  der 
Dienstleistungen  und  Nutzungen  mit  umfiossenden  Konsum- 
tionssumme. 

Halten  wir  aber  an  der  ausschliesslich  sachlichen  Grund- 
li^e  der  drei  Wertgesamtheiten  fest,  so  bietet  die  allgemeine 
Einkommenssumme  immerhin  den  statistisch  am  leichtesten 
erreichbaren  Ausgangspunkt  für  Schätzungen  jener  unter  sich 
wenig  verschiedenen  Gesamtheiten.  Um  von  dieser  Summe  zur 
primären  Einkommenssumme  zu  gelangen,  ist  also  von  der- 
selben zunächst  abzuziehen  alles  durch  öffentliche  oder  private 
Dienstleistungen  erworbene  Einkommen,  ferner  der  Mietwert 
der  von  den  Eigentümern  selbst  benutzten  Wohnungen  und 
die  Summe  der  für  die  übrigen  bezahlten  Mieten.  Die  eigene 
Nutzung  von  Möbeln  und  anderen  dauerhaften  Gebrauchs- 
gegenständen wird  bei  der  Berechnung  des  Einkommens  für 
Steuerzwecke  gewöhnlich  nicht  in  Anschlag  gebracht,  wohl 
aber  wird  das  durch  Vermietung  von  Möbeln  (z.  B.  in  möb- 
lierten Zimmern),  Wagen,  Kleidern  und  anderen  (Gebrauchs- 
gegenständen erzielte  Einkommen  mitgerechnet.  Auch  diese 
Beträge  wären  also  von  der  Gesamtsumme  der  Einzeleinkommen 
mit  in  Abzug  zu  bringen.  Dasselbe  gilt  auch  von  dem  Ein- 
kommen, welches  die  Eisenbahnen  von  denjenigen  beziehen, 
die  nicht  zu  wirtschaftlich  produktiven  Zwecken,  sondern  zum 
Vergnügen  oder  aus  anderen  persönlichen  Gründen  reisen. 
Ferner  ist  abzuziehen  das  Einkommen  aus  Zinsen  für  Dar- 
lehen, die  zu  konsumtiven  Zwecken  gedient  haben,  wozu  nach 
dem  früher  gesagten  auch  der  grösste  Teil  der  Staatsschulden 
zu  rechnen  ist.  Das  aus  eigenem  Grundbesitz  oder  anderen 
produktiven  Kapitalanlagen  fliessende  Einkommen  der  wohl- 
thätigen  und  anderen  öffentlichen  Stiftungen  und  Anstalten 
ist  dem  primären  zuzurechnen,  auch  wenn  es  von  der  Steuer- 
einschätzung frei  bleibt;  ebenso  das  Einkommen  des  Staates 
und  anderer  öffentlicher  Körperschaften,  das  durch  eine  pro- 
duktive Vermögensausnutzung  oder  einen  wirtschaftlichen 
Betrieb,  selbst  einen  monopolistischen,  erzielt  wird. 
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Zq  einem  wirklichen  Versuch,  ans  diesen  Elementen  die 
primäre  Einkommenssumme  statistisch  festzustellen,  liegen 
indes  noch  bei  weitem  nicht  genügende  Materialien  vor. 
Unsere  Betrachtungen  haben  daher  vorläufig  nur  den  Zweck, 
die  inneren  Abhängigkeitsverhältnisse  und  Zusammenhänge 
d^  hauptsächlichsten  Faktoren  der  Volkswirtschaft  theoretisch 
nachzuweisen. 

Im  allgemeinen  wird  anzunehmen  sein,  dass  die  am  Ge- 
winn beteiligte  (reelle  und  fiktive)  Kapitalsumme  mit  den 
Jahren  in  stärkerem  Verhältnisse  anwächst  als  die  Arbeits- 
summe. Handelte  es  sich  nur  um  das  reelle  Elapital,  so  würde 
sich  im  grossen  und  ganzen  wohl  eine  annähernd  mit  der 
Vergrosserung  der  Arbeitssumme  proportionale  Zunahme  des- 
selben ergeben.  Denn  wenn  dieses  Kapital  zeitweise  ein  er- 
heblich überproportionales  Wachstum  aufweist,  so  würde  durch 
Lohnerhöhung  oder  durch  Ueberproduktion  die  Gewinnrate 
vermindert  und  dadurch  die  weitere  Zunahme  des  Kapitals 
verlangsamt,  während  die  Arbeitssumme  mit  der  wachsenden 
Bevölkerung  stetig  weiter  fortschreitet.  So  würde  sich  also 
die  gestörte  Verhältnismässigkeit  zwischen  dem  reellen  Kapital 
und  der  Arbeitssumme  allmählich  annähernd  wieder  herstellen. 
Bei  dem  fiktiven  Elapital  aber  besteht  eine  solche  Tendenz 
zur  Proportionalität  mit  der  Arbeitssumme  nicht.  Dasselbe 
ist  ja  nichts  anderes  als  ein  Massstab,  nach  welchem  die  In- 
haber bevorzugter  Produktionsstellen  einen  grösseren  Anteil 
an  dem  thatsächlich  vorhandenen  Gesamtgewinn  der  Elapital- 
besitzer  beziehen,  und  es  steht  daher  nichts  im  Wege,  dass 
das  fiktive  Kapital  immer  mehr  anwächst,  wenn  eben  bei 
fortschreitender  Kultur  und  Bevölkerung  immer  mehr  Vor- 
zugsrenten, mögen  sie  nun  Verteuerungs-  oder  Ersparungs- 
renten  sein,  zur  Entwickelung  gelangen.  Daher  ist  also  die 
überproportionale  Zunahme  der  gesamten  Kapitalsumme  als 
die  R^el  zu  betrachten.  Zeitweilig  allerdings  kann  auch  ein 
Stillstand  oder  Rückgang  des  fiktiven  Kapitals  eintreten. 

So  mag  gegenwärtig  in  Europa  durch  das  Sinken  der 
landwirtschaftlichen  Grundrenten  das  durch  den  ländlichen 
Bodenwert  dargestellte  fiktive  Kapital   im  Vergleich  mit  der 
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Hohe,  die  es  im  Anfang  der  siebziger  Jahre  erreicht  hatte,  so 
bedeutend  gesunken  sein,  dass  die  Erhöhung  der  Bodenpreise 
in  vielen  Städten  und  die  Kapitalisierung  der  sonstigen,  durch 
die  Fortschritte  der  Produktion  und  die  grossere  Intensität  des 
Verkehrs  entstandenen  Yorzugsrenten  die  Differenz  vielleicht 
nicht  ausgleichen.  Weltwirtschaftlich  allerdings  wird  die  Aus- 
gleichung wohl  bald  erfolgen  durch  die  Steigerung  des 
Bodenwertes  in  den  überseeischen  Ländern,  deren  Konkurrenz 
die  Getreidepreise  in  Europa  so  tief  herabgedrückt  hat.  Je 
weiter  sich  diese  Steigerung  fortsetzt,  um  so  eher  wird  es 
auch  der  europäischen  Grundrente  möglich,  wieder  eine  auf- 
steigende Bewegung  zu  beginnen. 

Uebrigens  wird  selbst  bei  einer  bedeutenden  Abnahme  des 
fiktiven  Kapitals  die  gesamte  Kapitalsumme  doch  nicht  unter 
den  Punkt  sinken,  der  der  Proportionalität  mit  der  Arbeits- 
summe entspricht.  Denn  was  die  Inhaber  einer  Verteuerungs- 
rente  durch  das  Sinken  derselben  verlieren,  kommt  in  Folge 
der  Verbilligung  der  betreffenden  Erzeugnisse  der  übrigen 
Bevölkerung,  sei  es  den  kapitalistischen  Vermittlern  oder 
unmittelbar  den  Konsumenten  zu  gute  und  befordert  daher 
wieder  die  anderweitige  Kapitalansammlung.  Aber  auch  wenn 
wirklich  bei  ausserordentlichen  Katastrophen  und  Zerrüttungen 
der  Volkswirtschaft  die  gesamte  Kapitalsumme  unter  ihren 
früheren  Betrag  zurückginge,  so  würde  sich  doch  die  Pro- 
portionalität mit  der  Arbeitssumme  herstellen,  und  zwar  jetzt 
dadurch,  dass  die  letztere  durch  Verminderung  der  Arbeiter- 
zahl oder  der  Arbeitszeit  verkleinert  würde.  Von  einer  solchen 
absoluten  Verminderung  der  Kapitalsumme  können  wir  indes 
hier  absehen. 

In  der  primären  Einkommenssumme  kann  nun  der  Anteil 
des  gesamten  (reellen  und  fiktiven)  Kapitals  sich  auf  zwei 
Arten  ändern:  einmal  durch  Zunahme  der  Kapitalsumme  bei 
konstantem  Prozentsatz  des  Kapitalgewinnes  und  sodann  durch 
Zunahme  oder  Abnahme  des  normalen  Gewinnsatzes  bei  kon- 
stanter Kapitalsumme.  In  der  Wirklichkeit  werden  diese  beiden 
Aenderungsarten  innerhalb  der  betrachteten  Periode  wahr- 
scheinlich in  kurzen  veränderlichen  Zeitabschnitten  auf  mannig- 
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taiiige  Weise  abwechseln.  Wir  können  uns  aber  das  thatsach- 
liebe  Endverhältnis  der  Anteile  der  Arbeit  and  des  Kapitals 
im  zweiten  Beobachtnngsjahr  immer  dadurch  hergestellt  denken, 
dass  zunächst  die  ganze  wirkliche  Eapitalyermehrung  bei 
konstantem  Gewinnsatz  und  dann  die  Aenderung  des  Gewinn- 
satzes stattgefunden  habe. 

Nehmen  wir  den  normalen  Gbmnnsatz  als  konstant  an, 
80  kann  der  Gewinn  des  überproportionalen  Kapitalteiles, 
wenn  die  Arbeiter  nicht  auf  dem  Existenzminimum  stehen, 
Tielleicht  wenigstens  zum  Teil  durch  eine  Herabdrtickung  des 
Lohnes  (immer  unter  Voraussetzung  der  Unveranderlichkeit 
des  inneren  Geldwertes)  erübrigt  werden.  Bleibt  der  Lohn 
nngeandert,  so  hat  man  offenbar  die  Gleichung  Ca  =  aCi  4- 
(Ka  —  aEi)pi,  wo  a  den  Quotienten  Aa/Ai,  Ki  und  Ks  die 
Kapitalsummen  des  ersten  und  zweiten  Beobachtungsjahres 
und  pi  die  Gewinnquote  bezeichnet  (so  dass  also  pi  =  0.05, 
wenn  der  normale  Gewinnsatz  6  Prozent  betragt).  Wird  aber 
ein  Teil  des  überproportionalen  Kapitalgewinns  durch  Ver- 
minderung der  Lohnsumme  erzielt,  so  wird  die  der  primären 
Einkommenssumme  annähernd  gleiche  Konsumtionssumme  nur 
am  einen  Bruchteil  des  durch  (Ka  —  aKi)pi  oder  kurz  durch 
Dpi  dargestellten  überproportionalen  Kapitalgewinns  grosser 
sein,  als  aCi,  so  dass  also,  wenn  ß  diesen  Bruch  bezeichnet, 
Ci  er  aCi  -f  ßüpi.  In  dem  unwahrscheinlichen  Grenzfalle, 
dass  ß  =  0,  wird  der  ganze  überproportionale  Kapitalgewinu 
durch  Lohnemiedrigung  erzeugt,  und  man  hat  dann  Ca /As  = 
Ci/Ai.  Am  wahrscheinlichsten  ist  der  Wert  ß  =  1,  bei  welchem 
der  Lohnsatz  unverändert  bleibt.  Bei  günstigen  Konjunkturen 
and  steigender  Nachfrage  nach  Arbeitern  ist  es  allerdings 
auch  möglich,  dass  ß  >  1,  also  ein  unechter  Bruch  wird. 
Dieser  Fall  tritt  dann  ein,  wenn  trotz  der  Fortschritte  der 
Technik  der  nominale  EVeis  der  Produkte  so  hoch  gehalten  wird, 
dass  nicht  nur  das  überproportionale  Kapital  seinen  Gewinn 
dpi  daraus  erhält,  sondern  auch  noch  ein  gewisser  Betrag 
zur  Erhöhung  der  Lohnsumme  übrig  bleibt,  den  man  durch 
SUpi  bezeichnen  kann,  so  dass  also  die  Konsumtionssumme 
Ca  nun   auf  aCi    +  (1  -f  8)  üpi    steigt  und  ß   den  Wert 
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1  +  8  erhält.  Solche  Perioden  eines  ungewöhnlichen  wirt- 
schaftlichen Aufschwungs  sind  indes  in  der  Regel  nicht  von 
langer  Dauer. 

Aendert  sich  bei  einer  gegebenen  Eapitalsumme  und 
Arbeitssumme  der  Gewinnsatz,  so  wird  dies  im  allgemeinen 
nur  auf  Kosten  oder  zu  Gunsten  des  Lohnsatzes  der  Arbeits- 
einheit geschehen,  d.  h.  der  Anteil  der  Kapitalbesitzer  am 
Produktionsertrag  wird  um  so  viel  zu-  oder  abnehmen,  als 
der  der  Arbeiter  ab-  oder  zunimmt.  Es  findet  dann  also 
innerhalb  der  primären  Einkommenssumme  nur  eine  Ver- 
schiebung statt,  während  ihre  Grösse  im  (janzen  und  daher 
auch  die  Konsumtions-  und  Produktionssumme  ungeändert 
bleibt.  Wenn  zeitweise  der  Gewinnsatz  und  der  Lohn  der 
Arbeitseinheit  gleichzeitig  steigen,  so  beruht  dies  auf  unge- 
wöhnlichen, rasch  vorübergehenden  Konjunkturen,  die  höchstens 
zu  dem  oben  betrachteten  Falle,  wo  ß  =  1  -f  8,  führen  werden. 
Ein  gleichzeitiges  Sinken  von  Lohn  und  Gewinnsatz  ist  eben- 
falls nur  eine  ausnahmsweise  vorkommende  Erscheinung,  die 
schon  deshalb  nicht  lange  Bestand  haben  wird,  weil  der 
Kapitalgewinn  und  die  Kapitalansammlung  eben  infolge  der 
Lohnerniedrigung  wieder  zunimmt. 

Denken  wir  uns  also,  dass  nach  Anwachsen  der  Kapital- 
summe auf  K2  und  der  Arbeitssumme  auf  A2  eine  Aenderung 
der  Gewinnquote  von  pi  zu  pa  eintrete,  so  wird  dadurch  der 
Wert  der  entsprechenden  Konsumtionssumme  nicht  geändert 
und  es  bleibt  also  auch  bei  verändertem  Gewinnsatz  die 
Gleichung  bestehen:  Ca  =  aCi  +  ßüpi  wo  ß  ein  hier  nicht 
näher  zu  bestimmender  Bruch  ist,  der  am  wahrscheinlichsten 
nahezu  gleich  1  ist,  unter  Umständen  aber  auch  grösser  als . 
1  werden  kann.  Setzt  man  für  a  seinen  Wert  ein,  so  erhält 
man  C2/Ä2  =:  Ci/Ai  f  ßpiU/Aa.  Träfe  nun  diese  Gleichung, 
die  nur  unter  der  Voraussetzung  der  Unveränderlichkeit  des 
inneren  Geldwertes  gilt,  in  der  Wirklichkeit  nicht  zu,  sondern 
wäre  Ca/Aa  etwa  mit  einem  Faktor  y  zu  multiplizieren,  so 
dass  yC2/A2  =  Ci/Ai  -h  ßpiü/A2,  so  wäre  dies  nur  durch 
eine  innere  Aenderung  des  Geldwertes  zu  erklären,  deren  Grösse 
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durch  Y  dargestellt  und  unmittelbar  aus  der  letzteren  Gleichung 
abzuleiten  wäre. 

Statt  der  Konsumtionssummen  kann  man  auch  die  Lohn- 
satze der  Arbeitseinheit,  li  und  Is,  in  die  obige  Gleichung 
einfähren,  wenn  man  berücksichtigt,  dass  die  ersteren  den 
primären  EHnkommenssummen  gleich  sind,  also  Ci  =  Äi  li  + 
Eipi  und  Os  =  Asla  +  Kapa.  Setzt  man  diese  Ausdrücke 
von  Gl  und  Ca  und  auch  für  ü  seinen  Wert  in  die  bei  un- 
veränderlichem inneren  Geldwert  geltende  Gleichung  ein, 
so  findet  man  leicht:  la  =  li  -f  (pi  —  pa)  Ka/Aa  — 
(Ka/Aa  —  Ki/Ai)  (1  —  ß)  pi.  Hat  ß  den  wahrscheinlichsten 
Wert  von  annähernd  1,  so  fallt  das  negative  Glied  rechts  weg 
und  man  hat  einfach  la  =  li  -f  (pi  —  pa)  Ka/Aa.  Ist  ausser- 
dem der  Gewinnsatz  des  Kapitals  gleich  geblieben,  also  pi  ^  pa, 
so  müsste  bei  unverändertem  inneren  Geldwert  la  =  U  sein 
und  falls  diese  Konstanz  des  Lohnes  der  Arbeitseinheit  sich 
in  Wirklichkeit  nicht  ergäbe,  so  würde,  wenn  yla  =  U  wäre, 
die  innere  Geldwertänderung  y  =  li/la  sein.  Der  Lohn  der 
Arbeitseinheit  ist  verhältnismässig  noch  am  leichtesten  stati- 
stisch zu  bestimmen  und  mit  seiner  Hilfe  lässt  sich  vielleicht 
am  ehesten  etwas  über  die  Grosse  der  inneren  Geldwertände- 
rung ermitteln.  Wenn  z.  B.  der  normale  Kapitalgewinnsatz 
im  zweiten  Beobachtungsjahr  abgenommen  hat,  dabei  aber 
kein  ungewöhnlicher  Druck  auf  die  Arbeiterklasse  stattfindet, 
so  muss  la  bei  unverändertem  inneren  Geldwerte  grosser  sein 
als  h. 

Jene  beiden  Bedingungen  treffen  nun  für  die  Gegenwart 
im  Vergleich  mit  den  Zuständen  etwa  des  Jahres  1869  zu 
und  ebenso  die  allgemeine  Folgerung  in  Bezug  auf  la  und  li. 
Es  liegt  also  keine  Veranlassung  vor,  etwa  eine  Erhöhung 
des  inneren  Geldwertes  seit  1869  anzunehmen.  Eher  könnte 
eine  solche  Erhöhung  vermutet  werden,  wenn  man  das  Jahr 
1873  als  anfängliches  Vergleichsjahr  nähme,  da  dieses  einen 
höheren  Lohnsatz  als  die  Gegenwart  aufweist,  trotzdem  der 
Kapitalgewinnsatz  seitdem  unzweifelhaft  gesunken  ist.  Gleich- 
wohl ist  dieser  Schluss  wahrscheinlich  nicht  richtig,  denn  bei 
dem  Vergleich  der  Jahre  1888  und  1873   darf  auch  das   die 
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Grösse  ß  enthaltende  Glied  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden. 
Der  Lohnsatz   des  Jahres  1873    war   ungewöhnlich  hoch    und 
in   den  folgenden  Jahren    hat   unzweifelhaft   das   neu   hinza- 
kommende  überproportionale  Kapital  seinen  Gewinn  wenigstens 
teilweise   durch    Herabdrückung    des    anfanglichen  Lohnsatz^ 
erlangt,  so  dass  also  die  Grösse  1  —  ß  einen  Bruch  von  er- 
heblicher  Grösse   bildet   und   das   denselben   als   Faktor   ent- 
haltende negative  Glied  den   positiven  Summanden  (pi  —  p») 
Ka/Aa  mehr  als  aufwiegen  kann.  Stellt  man  andererseits  1873 
dem  Jahre  1869  gegenüber,  so  wird  man   aus  dem   erhöhten 
Lohnsatze  des  ersteren    bei   gleichzeitiger  Steigerung  des  Ge- 
winnsatzes   dennoch    nicht    auf  eine  innere  Entwertung   des 
Geldes    schliessen    können,   weil  bei  der  Preissteigerung   der 
Waren  in  den  Jahren  1871 — 73,  die  zugleich  mit  einer  Aus- 
dehnung der  Produktion  stattfand,  ein  Teil  des  Gewinnes  des 
überproportionalen    Kapitalteils,    unbeschadet    der    Erhöhung 
des   Gewinnsatzes,  auf  die   Arbeiter   übertragen   wurde,   also 
ausnahmsweise  ß  grösser  als  1  und  das  (1  —  ß)   enthaltende 
Glied  positiv  wurde.    In  der  That  spricht  nichts  für  die  An- 
sicht,   dass   die   hohen  Preise  der  Jahre  1872    und  1873  mit 
einer    inneren    Geldentwertung    zusammenhingen;    denn    die 
Preissteigerung  fand  nicht  nur  in  Deutschland  statt,  wo  aller- 
dings die  Masse  der  Zirkulationsmittel  sich  zeitweise  erheblich 
vermehrte,   sondern    sie    trat    auch   in    anderen  Ländern   auf, 
insbesondere  auch  in  England,  das  gleichwohl  im  Jahre  1872 
eine  Einbusse    an    seinem    Goldvorrate    erlitt,    der    1873   nur 
ungefähr  wieder  ersetzt  wurde,  ganz  abgesehen  von  der  fort- 
schreitenden Verwendung   von  Gold   für   industrielle  Zwecke. 

Die  obige  allgemeine  Formel  für  la  stellt  also  eine  Be- 
ziehung zwischen  den  Lohnsätzen,  den  Kapitalsummen,  den 
Arbeitssummen,  den  Gewinnquoten  verschiedener  Beobachtungs- 
jahre und  der  Grösse  ß  dar,  welche  letztere  von  dem  Masse 
abhängt,  in  welchem  sich  der  Anteil  der  Arbeiter  bei  zuneh- 
mendem Kapital  unabhängig  von  der  Veränderung  der  Kapital- 
gewinn rate  verkleinert  oder  vergrössert. 

Der  innere  Geldwert  ist  als  konstant  angenommen ;  ist 
dies  aber  in  Wirklichkeit  nicht  der  Fall,  so  ist  die  Richtigkeit 
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der  Gleichung  herzustellen,  indem  man  Is  mit  einem  Faktor 
r  multipliziert,  der  die  innere  Aenderuug  des  Geldwertes  aus- 
drfickt  und  seinerseits  aus  der  gegebenen  Gleichung  bestimmt 
werden  kann. 

Kehren  wir  zu  der  allgemeinen  Formel  für  Ct/Aa  zurück, 
aus  welcher  die  für  la  abgeleitet  ist,  so  zeigt  dieselbe,  dass 
die  Warenpreise  (aus  denen  sich  die  Eonsumtionssumme  zu- 
sammensetzt) bei  gleicher  Arbeitssumme  durch  die  wechselnden 
Beziehungen  zwischen  Lohnsatz,  Kapitalsumme  und  Kapital- 
gewinnsatz bedeutenden  Schwankungen  unterliegen  können, 
ohne  dass  diese  irgendme  mit  einer  Aenderung  des  inneren 
Geldwertes  zusammenhangen,  unter  welchen  umständen 
können  sich  aber  diese  in  den  Produktionsverhältnissen  be- 
gründeten Schwankungen  unabhängig  vom  inneren  Geldwert, 
selbständig  und  rein  darstellen?  Dazu  ist  nur  erforderlich, 
dass  die  ümlaufsmittel  eine  indifferente  Rolle  spielen,  dass 
der  Verkehr  sie  als  gleichsam  mechanische  Hilfsmittel  in  der 
Menge  vorrätig  findet,  in  der  er  sie  nach  Massgabe  der  Summe 
der  sich  ergebenden  Umsätze  braucht,  dass  sie  also  weder  im 
Stande  sind,  aus  eigener  Macht  durch  plötzliches  Seltenwerden 
eine  Verkehrsstockung  herbeizuführen,  noch  auch  in  über- 
flüssig vergrösserter  Masse  als  selbständige  Werte,  nicht  als 
blosse  Hilfsmittel  des  Verkehrs,  in  die  Güterbewegung  einzu- 
dringen. In  normalen  Zeiten  findet  nun  in  der  That  eine 
solche  Anpassung  der  Umlaufsmittel  an  das  Verkehrsbedürfnis 
statt.  Denn  neben  dem  baren  Gelde  gibt  es  bekanntlich  noch 
andere  Umlaufsmittel,  die  bei  gesichertem  Kredit  ihren  Dienst 
ebenso  gut  verrichten,  wie  das  Metallgeld,  deren  Menge  aber 
je  nach  dem  Bedarf  zu-  oder  abnimmt,  so  dass  also  die  ganze 
Masse  der  Umlau&mittel  die  Elastizität  erhält,  welche  für  die 
Erhaltung  der  eben  erwähnten  Indifferenz  erforderlich  ist. 
Hierher  gehören  namentlich  die  metallisch  nicht  gedeckten, 
aber  einlöslichen  Banknoten.  Die  Ansicht,  dass  dieselben,  so 
lange  ihr  Kredit  unerschüttert  bliebe,  in  beliebiger  Menge 
ausg^eben  werden  und  daher  selbständig  auf  den  inneren 
Geldwert  und  die  Preisbildung  einwirken  könnten,  dürfte  sich 
gegenwärtig   wohl   kaum    noch    verteidigen    lassen,    nachdem 
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die  Er&hruug  gezeigt  hat,  dass  die  Banken  von  England  und 
Frankreich  zeitweilig  auch  durch  die  niedrigsten  Diskontosätze 
nicht  im  Stande  waren,  nur  eine  einzige  ungedeckte  Note  im 
Umlauf  zu  erhalten,  sondern  Wochen  hindurch  fttr  yiele 
Millionen  Mark  mehr  Barvorrat  hatten,  als  ihre  Notenausgabe 
betrug.  Bei  einem  Aufschwünge  der  Produktion,  der  regel- 
mässig mit  Erhöhung  der  Warenpreise  verbunden  ist,  wird 
sich  natürlich  auch  die  Summe  der  ungedeckten  Noten  ver- 
mehren, aber  es  ist  dies  nicht  die  Ursache,  sondern  nur  eine 
Folge  der  Preissteigerung,  eine  Anpassung  an  das  Verkehrs- 
bedtirfnis.  Wohl  aber  können  die  Banken  eine  hemmende 
Wirkung  auf  diese  Preisbewegung  ausüben,  wenn  sie,  etwa 
gezwungen  durch  ihre  gesetzliche  Organisation  oder  durch  die 
Rücksicht  auf  das  zu  stark  abnehmende  Bardeckungsverhältnis, 
ihre  Notenausgabe  beschränken.  Dadurch  wird  eben  die  in- 
differente Anpassung  an  das  momentane  Yerkehrsbedürfnis 
aufgehoben,  es  entsteht  ein  unbefriedigtes  Bedürfnis  nach 
Umlaufsmitteln,  das  nicht  nur  die  weitere  Ausdehnung  der 
aufsteigenden  Bewegung  verhindert,  sondern  meistens  auch 
einen  Rückschlag  verursacht.  Ein  solcher  würde  indes  auch 
ohne  die  hemmende  Massregel  der  Banken  in  nicht  allzu 
langer  Zeit  als  Folge  der  Ueberproduktion  eingetreten  sein, 
also  namentlich  auch  in  dem  Falle,  wenn  eine  andauernde 
bedeutende  Mehreinfuhr  von  E^delmetall  den  Banken  gestattet, 
die  Summe  ihrer  Notenausgabe  bei  vollkommen  ausreichender 
Bardeckung  und  massigem  Diskontosatz  jedem  Anspruch  des 
Verkehrs  entsprechend  zu  vermehren. 

Tritt  nach  der  ungewöhnlichen  Erregung  der  Produktion 
und  Spekulation  die  rückläufige  Bewegung  der  Warenpreise, 
der  Gewinne  und  der  Löhne  ein,  so  verschwinden  die  über- 
flüssig gewordenen  Umlaufsmittel  in  Gestalt  eines  Teiles  der 
ungedeckten  Noten  von  selbst.  Denn  da  diese  Noten  nur  gegen 
einen  Zinsabzug  zu  erhalten  sind  und  sie  nach  Ablauf  der 
kurzen  Frist,  auf  welche  die  diskontierten  Wechsel  oder  die 
fj^ewährten  Lombarddarlehen  lauten,  von  selbst  zurückströmen, 
80  wird  der  Verkehr  nie  eine  grössere  Summe  derselben  zu- 
rückhalten, als  er  wirklich  braucht.  So  bilden  also  die  Noten 
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das  eigentliche  elastische  Element  in  der  Glesamtmasse  der 
ümlaafiBmittel.  Der  Metallvorrat  des  Landes  ist  weit  weniger 
elastisch,  da  seine  Aenderungen  durch  ioternationalen  Ab- 
und  Zufluss  immer  nur  langsamer  und  schwerfalliger  erfolgen 
und  bei  einer  allgemeinen  bedeutenden  Vermehrung  des  Welt- 
Yorrates  an  Edelmetall  durch  eine  neu  eröfiFnete  reichliche 
Produktion  überhaupt  nicht  regulierend,  sondern  einseitig 
drückend  auf  den  Geldwert  wirken.  Edelmetallgeld  kann  eben 
im  Gegensatz  zu  den  ungedeckten  Banknoten,  weil  es  ein 
selbständiges  Sachgut  ist,  dem  Verkehr  unter  Umstanden 
gewissermassen  aufgezwungen  werden,  wobei  es  dann  aller- 
dings den  übrigen  Gütern  gegenüber  an  seinem  inneren  Wert 
eine  gewisse  EHnbusse  erleidet. 

Im  allgemeinen  wird  man  also  sagen  können,  dass  der 
innere  Geldwert  ungeandert  bleibt,  wenn  einerseits  noch  eine 
betrachtliche  Mehrausgabe  von  ungedeckten  Noten  möglich 
ist,  ohne  dass  die  Banken  zu  Diskontoerhohungen  oder  anderen 
Beschränkungen  ihrer  Emission  genötigt  würden,  und  wenn 
andererseits  nicht  eine  so  starke  Mehreinfuhr  von  neu  produ- 
ziertem .Edelmetall  stattfindet,  dass  dadurch  die  ungedeckten 
Noten  mehr  und  mehr  verdrängt  werden.  Das  letztere  Symp- 
tom würde  allerdings  nicht  eine  schon  wirklich  vorhandene 
Wertverminderung  des  Geldes  andeuten,  sondern  eine  solche 
nur  in  Aussicht  stellen.  Zur  wirklichen  Erscheinung  würde 
sie  erst  kommen  durch  Vermittelung  eines  Aufschvmngs  der 
Produktion  und  Spekulation,  der  nicht  etwa  durch  den  grossen 
Geldvorrat  an  sich  erzeugt  werden,  sondern  nur  aus  besonderen 
selbständigen  Ursachen  entstehen  kann.  In  Folge  der  Ver- 
grösserung  des  Barvorrates  dürfen  dann  auch  die  Banken  ihre 
Notenausgabe  ohne  Bedenken  auf  eine  Summe  bringen,  bis 
zu  der  sie  sich  früher  nicht  hätten  vorwi^en  können.  So 
kann  also  einesteils  die  durch  die  volkswirtschaftlichen  Kon- 
junkturen bedingte  Preissteigerung  der  Waren  sich  vollständiger 
ohne  Bemmung  von  Seiten  der  Banken  entwickeln  und  andem- 
teils  wird  auch  die  schliesslich  folgende  rückläufige  Bewegung 
auf  einem   höheren  Preisniveau  Halt  machen,   wodurch  dann 
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die    Verminderung    des    inneren    Geldwertes    endgültig    zum 
Ausdrnck  kommt. 

Derjenige  Bedarf  an  ümlaufsmitteln,  der   bei   fortschrei- 
tender  Entwickelung    der   Volkswirtschaft   immer   vorhanden 
sein  muss,  wenn  die  selbständige  Einwirkung  des  Geldes    auf 
die  Preise  ausgeschlossen    bleiben   soll,    wird   im   allgemeinen 
ein  gewisser  Bruchteil  q    der  Summe   des   gesamten    im  Pro- 
duktionsprozess  und  für  Konsumtionszwecke  umgesetzter  Werte 
sein.     Diese  Summe  setzt  sich  zusammen  aus  der  Summe  der 
im  Laufe  des  Jahres  geleiteten  Eapitalzahluugen,  der  Summe 
der  Zahlungen  für  Dienstleistungen  und  konsumtive  Nutzungen 
und  der  Konsumtionssumme.  Jener  Bruchteil  q  wird  sich  um 
so   niedriger   stellen,  je   mehr   er   durch   die  Fortschritte  des 
Ausgleichungs-  und  Abrechnungsverfahrens  möglich  wird,   an 
Geld  und  Banknoten  zu  sparen.  Die  angeführten  Bestandteile 
der   gesamten  Umsatzsumme    stehen    alle   in   einem  gewissen 
Zusammenhang  mit   der  Konsumtionssumme,  jedoch   ist  der- 
selbe unter   verschiedenen  Umständen    verschieden.     So  wird 
die    Umsatzsumme   vielleicht    ungeändert    bleiben,    wenn    die 
Konsumtionssumme   sich   um    den   Gewinnbetrag   eines   über- 
proportionalen  Kapitalteils    vergrössert,   der   zur   Herstellung 
von  Produktions-   oder  Transportverbesserungen   gedient   hat. 
Denn    dieses    Mehreinkommen    der    in    ihrer    Gesamtheit   be- 
trachteten Kapitalbesitzer  entsteht  ja  durch  die  Zurückhaltung 
eines    Teils    der   ersparten    Selbstkosten    der    Produktion,    es 
werden    also    destoweniger   Ausgaben    für  Arbeit,  Hilfsstoffe, 
Transportkosten  u.  s.  w.  gemacht  und  die  Umsatzsumme  des 
umlaufenden  Kapitals  nimmt  also  in  diesem  Falle  wahrschein- 
lich   um   so   viel   ab,   als  das  Gesamteinkommen  der  Kapital- 
besitzer zunimmt. 

Tritt  dagegen  eine  Vergrösserung  des  überproportionalen 
Kapitals  durch  die  fiktive  Kapitalisierung  von  Verteuerungs- 
renten ein,  so  findet  eine  Verminderung  der  Produktionskosten 
nicht  statt,  die  gesamte  Umsatzsumme  steigt  sogar  um  das  Mehr- 
fache des  Gesamtbetrags  der  Verteuerungsrenten,  und  wenn 
dieser  mit  V  bezeichnet  wird,  so  erhöht  sich  auch  der  Bedarf 
an  Umlaufsmitteln  um  ein  Vielfaches  von  q  V.  Sollte  zugleich 
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durch  die  Verteuerung  notwendiger  Unterhaltsmittel  eine 
Lohnerhöhung  notwendig  werden,  so  würde  dadurch  eine 
weitere  Vermehrung  der  ümlaufismittel  zur  Erhaltung  der 
Indifferenz  des  Geldes  bedingt  werden.  Denn  die  Vermehrung 
der  Lohnsumme  würde  sich  zwar  in  der  Gesamtsumme  der 
Einkommen  mit  der  Verminderung  des  nicht  aus  Verteuerungs- 
renten bestehenden  Kapitaleinkommens  ausgleichen,  aber  dieser 
Lohnzuschlag  tritt  noch  einmal  als  Bestandteil  der  Umsatz- 
summe des  umlaufenden  Kapitals  auf,  die  sich  überdies  auch 
noch  durch  die  Um^tze  der  yerteuerten  Waren  vor  dem 
letzten  Absatz  derselben  vergrössert. 

Am  stärksten  wächst  der  zur  Indifferenz  des  Geldes  er- 
forderliche Bedarf  an  Umlaufsmitteln  in  den  Perioden  des  wirt- 
schaftlichen Aufschwungs,  die  sich  dadurch  charakterisieren, 
dass  Vergrösserung  des  Kapitalgewinnsatzes  mit  Vermehrung 
der  Produktion,  erhöhtem  Lohnsatz  und  erhöhten  Preisen  zu- 
sammentrifft. Diese  gleichzeitige  Erhöhung  der  Nominalbe- 
träge der  Einkommen  und  der  Preise  bei  unverändertem 
inneren  Geldwerte  hat  etwas  auffallendes  und  gewisserraassen 
irrationelles.  Sie  entsteht  durch  den  Wettlauf  der  Interessen, 
die  sich  bei  der  Verteilung  des  vergrösserten  Produktions- 
ertrags durch  gesteigerte  Geldforderungen  zuvorzukommen 
suchen  und  sie  wird  begünstigt  durch  die  erhitzten  Hoffnungen 
der  Spekulation,  da  einzelne  bei  diesem  Wettlauf,  allerdings 
auf  Kosten  der  übrigen,  ungewöhnliche  Gewinne  davontraj^en 
können.  In  unserer  obigen  Formel  entspricht  dieser  Lage  der 
Dinge  der  Fall,  dass  ß  grösser  als  1  wird.  Die  Konsumtions- 
summe steigt  also  dann  um  den  Nominalbetrag  der  Vermeh- 
rung der  Lohnsumme  und  des  gesamten  Kapitalgewinns;  die 
Umsatzsumme  des  Kapitals  wächst  ebenfalls  um  den  Zuschlag 
zur  Lohnsumme,  ausserdem  aber  auch  noch  in  Folge  der 
Preissteigerung  der  noch  an  dem  Stadium  der  Produktion  und 
Handelsbewegung  befindlichen  Waren;  die  Vergütungen  für 
die  Dienstleistungen  und  konsumtiven  Nutzungen  gehen  eben- 
falls in  die  Höhe  und  bewirken  eine  weitere  Vermehrung  der 
gesamten  Umsatzsumme.  Bezeichnet  man  den  ganzen  Zuwachs 
derselben   mit  Z,   so   muss  also,   falls   picht   etwa   das  Aus^ 
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gleichungs-  und  Abrechnangssystem  in  verstärktem  Verhältnis 
zur  Anwendung  gelangt,  die  Summe  der  dem  Verkehr  zur 
Verfügung  stehenden  Umlaufsmittel  (Greld  oder  Banknoten) 
um  qZ  vergrossert  werden,  wenn  nicht  eine  relative  Geld- 
knappheit fühlbar  werden  soll,  die  alsbald  einen  Druck  auf 
die  Preise  und  eine  Erhöhung  des  inneren  Greldwertes  erzeugen 
würde.  Eine  bedeutende  Ausdehnungsfähigkeit  der  Masse  der 
ümlaufsmittel  oder  rasche  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit 
des  Ausgleichungsmechanismus  ist  also  die  notwendige  Vor- 
bedingung, wenn  auch  keineswegs  die  Ursache  einer  mit  ver- 
mehrter Produktion  verbundenen  Erhöhung  des  allgemeinen 
Preisstandes.  Diese  Erhöhung  kann  unter  solchen  Umständen 
ohne  Vermehrung  des  Metallgeldes  stattfinden,  sie  wird  aber 
wesentlich  weiter  fortschreiten,  wenn  gleichzeitig  eine  be- 
deutende Zufuhr  von  neuem  Edelmetall  stattfindet,  das  von 
dem  lebhaft  erregten  Verkehrsprozess  dann  leicht  aufgesogen 
wird.  So  findet  also  die  Wertverminderung  des  Edelmetall- 
geldes  nur  durch  Vermittelung  eines  volkswirtschaftlichen 
Aufschwungs  statt,  welcher  die  schädlichen  Wirkungen  der- 
selben ausgleicht,  während  uneinlösliches  Papiergeld  sich  auch 
bei  der  schlimmsten  wirtschaftlichen  Stagnation  unbegrenzt 
entwerten  kann,  wenn  es,  wie  einst  die  französischen  Assig« 
naten,  im  eigenen  Lande  den  Kredit  verliert. 
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Von  Dr.  Sollline. 


Vierter   Artikel    (Schluss). 


XI. 

Die  Voranssetznngen  der  Kolonisation  in  Aeqnatorial-Ostafrika. 

Wir  wenden  uns  vom  geographischen  Kongobecken  und 
von  dem  Eongostaat  nach  dem  Osten  des  konventionellen 
Kongobeckens,  nach  Ostafrika.  Dieses  hat  für  Deutschlands 
aktive  Kolonialpolitik  grössere  Bedeutung  als  irgend  ein  anderer 
Teil  der  Welt  erlangt. 

Ostafrika  ist  bereits  als  von  Natur  reich  beanlagtes 
Hoch-,  Terrassen-  und  Küstenland  zwischen  dem  Gebiet  der 
grossen  Seen  und  dem  obersten  Kongobecken  einerseits  und 
dem  indischen  Ozean  andererseits  uns  näher  bekannt  geworden  ^). 

Es  zerfallt  in  drei  Teile:  den  alpinen  und  den  subalpinen 
Norden  vom  Golf  von  Aden  bis  g^en  die  Insel  Sansibar,  den 
mittleren  Teil  vom  Breitegrad  der  letzteren  bis  zum  Rovuma 
(Kap  Delgado)  und  den  südlichen  vom  Rovuma  bis  zum  Zam- 
besi  und  Limpopo.  Dem  konventionellen  Kongobecken  gehört 
der  mittlere  Teil  ganz,  der  nördliche  bis  zum  5^  nördlicher 
Breite  hinauf,  der  südliche  nur  bis  zum  Zambesi  und  bis  zum 
Schire  an.     In    Mittelostafrika   hauptsächlich    liegt    derjenige 


1)  Vgl  L  Hea  1887  ADzeige  von  Rätsel*«  »Naturvölker«  (1.  Bd.). 
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Teil  der  Erwerbungen  der  deutsch-ostafrikanischen  Gesellschaft, 
welcher  den  Schutz  des  Deutschen  Reiches  erlangt  und  soeben 
feste  Abgrenzung  gegen  die  Ansprüche  Sansibars  und  Eng- 
lands (vgl.  nächsten  Abschnitt)  empfangen  hat. 

Die  Völker,  welche  in  Ostafrika  als  unsere  Unterthanen 
und  Freunde,  gelegentlich  wohl  auch  als  unsere  Feinde,  auf- 
treten werden,  haben  wir  im  dritten  Artikel  ausdrücklich 
der  näheren  Darstellung  an  dieser  Stelle  vorbehalten,  während 
wir  die  anscheinend  der  Schutzherrschafb  Englands  bestimmten 
Völker  in  der  Region  der  Nilquellseen  mit  ihrer  hochinte- 
ressanten politischen  Organisation  bereits  kennen  gelernt 
haben.  Wir  füllen  daher  zunächst  die  früher  offen  gelassene 
Lücke. 

Zuerst  eine  allgemeine  Bemerkung!  Das  bisherige  Ge- 
schick des  äquatorialen  Ostafrika,  namentlich  des  mittleren 
Teiles  (Deutschostaixikas),  ist  durch  den  Gegensatz  aktiver 
und  passiver  Völker,  die  einander  in  Eroberung  und  mittelst 
Handels  durchdringen,  in  massgebendster  Weise  bestimmt. 

Der  aktiven  Bevölkerungsteile  sind  es  zweierlei:  Einmal 
Nomaden,  welche  von  Süd  und  Nord,  von  dort  Zulu-,  von 
hier  Galla- Völker,  nach  der  Mitte  vordringen.  Sodann  Handels- 
bevölkerungen. Zu  den  letzteren  gehören  nicht  bloss  die  Araber 
nebst  vielen  indischen  Eaufleuten,  welche  die  Inseln  an  der 
Küste  des  indischen  Ozeans  und  diese  Küste  selbst  besetzt 
haben,  und  weit  hinein  in 's  Innere  Handel  und  Sklavenjagd 
betrieben  haben  und  noch  betreiben  und  betreiben  lassen, 
sondern  auch  die  mit  arabischem  Wesen  stark  durchtränkten 
Suaheli  (nicht  mit  den  unten  zu  erwähnenden  Somali  zu  ver- 
wechseln). Die  Suaheli  sind  selbst  ein  Händler-  und  Träger- 
volk geworden,  welches  weit  in*s  Innere  hinein  seinem  Ver- 
kehrserwerb nachgeht  und  dem  halben  Aequatorial-Ostairika 
seine  Sprache  als  Handelssprache  aufgedrängt  hat. 

Die  genannten  aktiven  Nomaden-  und  Verkehrsvölker 
lebten  bisher  und  leben  bis  auf  weiteres,  jene  erobernd,  diese 
ausbeutend,  von  den  passivep  Völkern,  welche  wir  unten  näher 
vorführen  werden.  Die  Aufgabe  der  europäischen  Kolonial- 
4)olitik  wird  also  darin  bestehen,  den   ausbeutenden   in   einen 
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allseitig  frachtbaren  Handel  umbilden  zu  helfen,  dem  Raub- 
nomadentum  allmählig  Zügel  anzulegen  und  die  eigentlich 
produktiven  Eingeborenen,  welche  bis  jetzt  unterdrückt,  ver- 
wüstet und  in  jeder  Weise  heruntergebracht  sind,  endlich  zu 
Sicherheit  und  Wohlstand  gelangen  zu  lassen. 

Sehen  wir  uns  —  mit  Ausnahme  der  schon  charakteri- 
sierten Araber-  und  Suaheli-Schichte  —  die  Beschaffenheit  der 
übrigen  Einwohner  Aequatorial-Ostafrika's  namentlich  des 
mittleren  Teiles^  nun  im  Einzelnen  näher  an!  und  be- 
ginnen wir  mit  der  nordostlichen  Gruppe  der  aktiven  Krieger- 
und Hirtenvölker,  nämlich  mit  der  wesentlich  hamitischen 
Völkerfamilie  der  Galla  (wie  sie  sich  selbst  nennen  der 
Oroma),  der  Somali  und  der  Massai.  Zusammen  be- 
wohnen diese  Völker  die  an  weidereichen  Hochländern  und 
auch  an  kultivierbarem  Boden  nicht  armen  Steppen-  und 
Bergländer  Nordost«fnka*s  südlich  von  Abessynien  und  östlich 
von  den  Nilquellseeo,  wo  ihr  Uebergang  in  die  schwarzen 
Völker  noch  nicht  erforscht  ist,  bis  zur  Küste  des  indischen 
Ozeans. 

Von  dieser  ethnographisch  ziemlich  gleichartigen  Völker- 
gesamtgruppe  wohnen  die  Somali  mehr  östlich  gegen  die  Küste 
zwischen  Kap  Guardafui  und  dem  Aequator,  westlich  davon 
im  Innern  mehr  nördlich  die  Galla,  mehr  südlich  bis  6^  unter 
den  Aequator  hinab  die  Massai  (in  den  Ländern  des  Kenia- 
und  des  Kilimandscharo-Gebirges  östlich  vom  Victoria-Nyanza- 
See).  Alle  drei  Völker  scheinen  nahe  verwandt,  übrigens  mit 
Arabern,  Abessyniem  und  Negern  in  verschiedenen  Landes- 
teilen in  verschiedenem  Grad  gemischt  zu  sein.  Raub  und 
Viehzucht  ist  die  weit  überwiegende  Beschäftigung  dieser 
Speerträger,  obwohl  zur  Pflanzung  und  zum  Ackerbau  durch 
Boden  und  Flora  an  nicht  wenigen  Orten  umfassende  Ge- 
legenheit gegeben  wäre. 

Diese  kriegerisch-räuberischen  Nomaden  sind  in  neuerer 
Zeit  beritten  im  Süden  des  Aequator  erschienen.  Krapf  sagt 
von  ihnen,  sie  seien  ein  kriegerisches  Volk,  welches  unter  Ein 
Haupt  vereinigt,  nicht  nur  Abessynien,  sondern  auch  ganz 
Afrika  hätte  erobern  können.     In  der  Nachbarschaft  Abessy- 
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niens   und   wieder  der  Somaliküste  zu  ist  am  meisten  Kunst- 
fertigkeit, Handelseifer  und  Sesshaftigkeit  erreicht. 

Die  Galla  standen  bis  in  die  neueste  Zeit  in  schlechtem 
Rufe.  Doch  scheinen  solchen  nur  die  mohammedanischen  Gralla 
(WoUogalla)  des  Nordens  zu  verdienen,  welche  in  steter  Be- 
rührung mit  den  Abessyniern  fanatisch,  treulos  und  räuberisch 
geworden  sind.  Die  »heidnischen«  Büdgallas  dagegen  zeichnen 
sich  durch  Treue,  Offenheit  und  Redlichkeit  aus ;  v,  der  Deken 
und  Kinjselbach  fanden  die  den  Galla  von  den  Sansibararabem 
in  spekulativer  Absicht  angedichteten  Eigenschaften  nicht  vor. 

Im  allgemeinen  sind  diese  Galla- Völker  politisch  sehr 
zerrissen,  was  für  unsere  Kolonialpolitik  günstig  ist  Isenberg 
und  Erapf  fanden  bei  denselben  fünfzig  völlig  von  einander 
unabhängige  Volksstämme,  die  trotz  dpracheinheit  fast  immer 
in  Feindschaft  leben  und  nur  nichtlebenslänglichen,  auf  acht 
Jahre  gewählten,  durch  einen  Rat  der  Familienväter  (Aba 
Worati)  beschränkten  Häuptlingen  folgen.  Diese  Häuptlinge 
heissen  Hein.  Zwei  mohammedanische  Somalistämme  haben. 
Könige. 

Ob  die  Massai  schon  »Kastensonderung«  besitzen?  So 
bestimmt  dies  behauptet  ist,  deuten  andere  Nachrichten  darauf 
hin,  dass  Krieger  und  Nichtkrieger  eher  verschiedene  Alters- 
klassen als  verschiedene  Kasten  sind,  bei  grosser  geschlecht- 
licher Promiskuität  der  Gesamtvölkerschaft. 

Allerdings  kommen  unter  der  ganzen  Völkei^uppe  auch 
Pariaschichten  als  Reste  unterworfener  Völker,  unter  dem 
Gesamtnamen  Achdam  vor;  unter  diesen  ragen  die  Tumalod 
hervor,  welche  als  Schmiede  über  das  Land  der  Somali  verbreitet 
und  dem  Stamme,  unter  welchem  sie  leben,  tributär  und 
unterworfen  sind 

Einige  erste  Ansätze  ständischer  Arbeitsteilung  scheinen 
allerdings  nicht  zu  fehlen;  denn  der  neu  gewählte  Häuptling 
ist  der  einzige  Handelsmann  seines  Stammes  und  Priester  (Suba) 
kommen  neben  den  Zauberern,  Beschwörern  und  Aerzten  vor. 

Die  nördlicheren  mohammedanischen  und  die  südlicheren 
heidnischen  Stämme  der  ganzen  Völkergruppe  hassen  einander 
nicht  bloss   politisch   sondern   auch   religiös   aufs  Heftigste. 
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Diese  stammliche  and  religiöse  Zerrissenheit  raubt  ihnen  wohl 
f&r  lange,  wenn  nicht  fQr  immer,  die  grosse  Herrscherstellang, 
deren  sie  nach  Krapf  —  obwohl  sie  heute  noch  ohne  Feuer- 
waffen sind  —  fähig  gewesen  wären.  Immerhin  sind  sie  als 
Feinde  ebensowenig  zu  unterschätzen  als  zu  sehr  zu  fürchten ; 
ihr  Land  wird  ihnen  mit  Gewalt  nirgends  leicht  zu  nehmen  sein. 
Das  divide  et  impera  wird  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  die 
Signatur  europäischer  Kolon lalpolitik  gegen  die  Krieger-  und 
Hirtenvölker  dieses  interessanten  Erdenwinkels  werden. 

Die  Geschichte  der  Galla,  Somali  und  Massai  betr., 
lässt  sich  sagen,  dass  sie  in  die  Geschicke  Abessyniens  von 
Westen  und  Südosten  her  als  gefahrlichste  Feinde  stark  ein- 
gegriffen haben.  Wo  sie  sodann  an  der  Küste  erschienen  sind, 
so  von  den  Danakils  an  am  Golf  von  Aden  bis  zum  Beginn 
der  nördlichen  Sansibarküste,  sind  sie  ähnlich,  wie  weiter 
südlich  an  der  Küste  die  Suaheli  »mit  einem  dicken  Firnis 
übertragenen  Arabertums  bedeckt,€  —  die  »litorale  Form  des 
grossen  Gkillayolkeslc 

Das  folgenreichste  Ereignis  der  neueren  Geschichte  des 
Gesamtvolkes  ist  die  Verbreitung  des  Pferdes  zu  ihnen,  welches 
sie  arabisch  Faras  nennen ;  hierdurch  sind  sie  bis  hinab  zu  6® 
südlicher  Breite,  wo  die  Tsetsefliege  weiterem  Vordringen 
wehren  soll,  herrschfähig  über  die  minder  beweglichen  Völker. 
Die  neueren  Kolonialreiche,  erst  der  Engländer,  dann  der 
Deutschen  südlich  vom  Kenia  und  Kilimandscharo,  werden 
mit  ihnen  wohl  in  nicht  zu  ferner  Zeit  zu   thun    bekommen. 

»Grundthatsache  der  Geschichte  des  grossen  Stammes  der 
Galla  ist,  dass  er  breit  zusammenhängt  mit  den  Hamiten  des 
Nilgebietes  und  Ostafrika's  und  ein  Hauptzug  die  unwider- 
stehliche Ausbreitung  nach  Süden«  (Batzel)^  also  gegen  das 
Herz  des  neuesten  Deutsch-Afrika. 

Hier  begegnen  ihnen  Völkerwellen  der  zweiten  südlichen 
Gruppe  ostafrikanischer  Krieger-  und  Hirtenvölker,  welche 
nicht  Hamiten,  sondern  selbst  Bantuneger  sind,  nämlich  die 
erobernden  Zulustämme.  Bis  zur  Karawanenstrasse  von 
Sansibar  nach  dem  Tanganikasee  unter  5^  südlicher  Breite  und 
selbst  noch  weiter  nördlich  sind  nämlich  Wanderscharen   der 
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—  mit  Galla  und  Massai  verglichen  —  nicht  minder  kriege- 
rischen Stämme  vom  grossen  Zulu-Völkerzweige  gelangt,  deren 
Gebiet  bis  über  den  20®  südlicher  Breite  hinabreicht. 

Es  folgen  unter  denselben  der  Reihe  nach  von  Süd  nach 
Nord:  die  Matabele  (die  nördlichen  Nachbarn  der  Ostbet- 
schuanen  oder  Basuto).  Dann  die  Landin,  noch  am  rechten 
Ufer  des  Zambesi,  welchen  die  portugiesischen  Kaufleute  Tribut 
zahlen.  Femer  —  nördlich  vom  Zambesi  aber  westlich  des 
Njassa  auf  der  Hochebene  —  erst  die  Masiti,  dann  die 
Watuta. 

Diese  Watuta  bilden  den  für  die  gegenwärtige  Geschichte 
Aequatorial-Ostafrika's  wichtigsten  Zweig  der  Familie  der 
Zuluvölker.  Sie  sind  nach  Ratzd  »am  einflussreichsten  gerade 
in  jenem  ungemein  wichtigen  Gebiete  zwischen  dem  indischen 
Ozean  und  den  grossen  Seen,  welches  als  Eulturweg  zum 
oberen  Kongo  auch  für  Europac  —  Deutsch-Ostafrika's  wegen 
(s.  folg.  Abschn.)  nun  ganz  besonders  für  Deutschland  — 
»von  hoher  Bedeutung  geworden  ist.€  ^)  Die  Watuta  sind  ein 
vereinzelter  Stamm  der  Masiti  und  trennten  sich  vor  ungefähr 
40  Jahren  nach  ihrer  eignen  Angabe  von  den  letztem  auf 
einem  weit  nach  Norden  fortgesetzten  Zuge,  auf  dem  sie 
plünderten  und  Vieh  wegtrieben.  Bei  ihrem  Einfalle  trafen 
sie  auf  die  an  Rinderherden  reichen  Warori.  Als  sie  dabei 
nach  fünf  Monate  langem  Kampfe  bemerkten,  dass  die  Warori 
zu  stark  für  sie  waren,  zogen  sie  am  Rande  von  Urori  hin 
und  drangen  nach  Nordwesten  durch  ükonongo  und  Kawendi 
bis  üdschidschi  (Nordostufer  des  Tanganika)  vor.  Die  altern 
arabischen  Einwohner  in  Üdschidschi  wissen  sich  noch  daran 
zu  eriuneru,  wie  die  Watuta  plötzlich  erschienen  und  sie  selbst 
und  die  Wadschidschi  nötigten,  auf  der  Bangwe-Insel  einen 
Zufluchtsort  aufzusuchen.  Durch  ihre  Siege  in  Üdschidschi  war 
aber  ihre  Eroberungssucht  noch  nicht  befriedigt  worden,  sie 
griffen  vielmehr  auch  Uhua  und  ürundi  an,  sahen  jedoch  hier 
ihre  Unternehmungen  scheitern,  schlugen  sich  auf  ihrem  Ver- 
heerungszuge durch  üvinsa  durch,  rückten  in  Unjamwesi   ein 


1)  Naturv.  I,  S.  416. 
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and  gelangten  durch  üsindscha  bis  an  den  Victoria 
Njanza,  wo  sie  nach  ihren  yerw^enen  Eriegszügen  einige 
Jahre  blieben.  Aber  entweder  waren  die  Länder  um  den  See 
nicht  nach  ihrem  Geschmacke,  oder  sie  fanden  hier  zu  viel 
Widerstand:  bald  gingen  sie  bis  nach  üsambara  zurück. 
Kututwa,  der  König  von  Üsambara,  warb  aus  Politik  um  die 
Tochter  des  Häuptlings  der  Watuta,  worauf  ihm  sein  Land 
als  Mitgift  zurückgegeben  wurde,  während  die  weiter  nach 
Süden  ziehenden  Watuta  das  Nachbarland  Ugomba  besetzten, 
das,  gut  bewässert  und  wiesenreich,  sich  sehr  wohl  ftbr  ihre 
Lebensweise  und  Gewohnheiten  eignete.  So  ward  aus  dem 
Wandervolke  ein  staatenbildender  Kern,  dessen 
Bestand  die  Yoraussagungen  solcher  widerlegt,  die  den  Tag 
als  nahe  yerkündeten,  wo  diese  zusammengeraffte  Räuberbande 
auseinander  laufen  werde.  Noch  immer  haben  zwar  die  Watuta 
ihren  kriegerischen  Gewohnheiten  nicht  entsagt,  auch  rauben 
sie  auf  eigne  Hand,  und  Stanley  meint,  »einen  einzelnen 
Watuta  totzuschlagen,  sobald  man  ihn  erblickt,  wird  von 
einem  Araber  für  ebenso  yerdienstvoU  und  für  weit  notwendiger 
gehalten,  als  eine  Schlange  zu  toten  c.  Aber  nicht  bloss  dieser 
Reisende,  dem  ein  treffendes  urteil  über  Afrikaner,  seien  es 
Sklaven  oder  Potentaten,  zuzutrauen  ist,  sondern  auch  unsre 
Landsleute,  Kaiser  und  Genossen,  fanden  vor  allem  in  dem 
Watutaherrscher  Mirambo  mehr  Herrschergeist  als  in  einem 
Dutzend  gewöhnlicher  Negerfürsten,  und  heute  fangen  bereits 
die  Missionare  an,  sich  auf  den  einst  verachteten  Bandenführer 
zu  stützen,  von  dessen  Auftreten  uns  sowohl  Stanley  als  auch 
Dr.  Böhm  so  anziehende  Schilderungen  entwerfen  (Ratzel). 

Diese  Völker,  welche  vom  Süden  her  im  Westen  des 
Nyassasees  nach  Norden  bis  gegen  den  Victoria-Nyanzasee 
vorgedrungen  sind,  haben  auf  die  ganze  umgebende  Völker- 
welt verheerend  eingewirkt.  So  weit  die  Überfallenen  Ackerbau- 
N^ervölker  nicht  in  die  Gebirge  des  Hochlands  der  grossen 
Seen  entwichen,  wurden  sie  ausgeraubt  und  vernichtet,  nament- 
lich aber  zu  Sklaven  gemacht  und  an  die  arabischen  Händler 
—  die  andere  »aktive«  Volksschichte  —  verkauft. 

Es  sind  nun  drei  Gruppen  zentral-ostafrikanischer  Völker, 
Seitaolir.  f.  Staatow.  1888.   n.  Heft.  18 
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welche  von  den  nördlichen  und  von  den  südlichen  Raubnomaden, 
namentlich  aber  von  den  letzteren,  schwer  zu  leiden  gehabt 
haben:  in  erster  Linie  die  eingeborenen  sesshaften  Völker 
zwischen  der  Ostküste  und  den  grossen  Seen  (Wanjamwesi 
u.  s.  w.),  dann  die  Nyassavölker,  einigermassen  auch  die 
inneren  Zambes  ivölker. 

In  dem  herrlichen  Terrassenland  zwischen  den  Seen  und 
der  Sansibarküste,  wo  am  meisten  Kultur  sein  könnte  und 
sein  sollte,  haben  die  Nomaden  aus  Nord  und  Süd  mit  dem 
Sklavenhandel  der  Araber  dazu  beigetragen,  die  Eingeborenen 
zurückzudrängen,  zu  verarmen  und  in  jeder  Hinsicht  zu 
schwächen,  somit  auch  grössere  Staatenbildungeu  aas  eigener 
Kraft  der  dortigen  Negerstämme  nicht  aufkommen  zu  lassen. 

Da  haben  wir  hinter  der  Sansibarküste  zuerst  das  am 
weitesten  gegen  die  Küste  vorspringende  Terrassenland  Usa- 
ramo,  die  Schwelle  zum  Aufstieg  nach  den  Seen,  grasreich 
und  bewaldet,  aber  durch  den  Sklavenraub  stark  entvölkert; 
die  Häuptlinge  erheben  Wegsteuer  von  den  Karawanen.  Die 
Wasarania,  Pfeilschützen,  leben  vom  Sklavenhandel,  vom  Ver- 
kauf ihrer  Ziegen  und  ihres  Getreides  nach  der  Küste.  Sie 
sind  in  Baumwollzeug  gekleidet,  beschmieren  sich  mit  Fett 
und  Ocker  und  tragen  so  seltsame  Haarfrisuren  wie  echte 
Neger.  An  Usaramo  schliesst  sich,  schon  eine  höhere 
Terrasse,  das  Land  Usagara,  welches  die  paradiesische 
Heimat  einer  friedlichen  Bevölkerung  sein  könnte ;  allein  seine 
Bewohner,  die  Wasagara,  sind  durch  den  Sklavenhandel 
arg  verkommen;  sie  leben  gehetzt,  arm  und  scheu  in  Gras- 
hütten auf  abgelegenen  Berggipfeln,  halb  Ackerbauer,  halb 
Viehzüchter. 

An  Usagara  schliesst  sich  weiter  westlich  Ugogo  an, 
ein  welliges,  politisch  zerteiltes  Tafelland;  jeder  Souverän 
der  meist  nur  wenige  Dörfer  umfassenden  Gebiete,  erhebt 
Wegsteuer  durch  Erpressung  des  Yongo  oder  Monghi.  Der 
westlichste  Grenzdistrikt  Mpapwa  hat  schon  eine  sehr  ge- 
mischte Bevölkerung  aus  Wagogo,  Wasagara,  Wakua,  Arabern 
und  Suahelis,  einen  »im  afrikanischen  Stile  internationalen 
Charakter.« 
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In  ünjamwesi,  bewohnt  von  den  Wanjamwesi,  betritt 
man  das  Land  der  altberühmten  Mondgebirge  und  der  Nil- 
quellen, 1000  bis  1200  Meter  hoch,  das  Gebiet,  in  welchem 
die  Karawanenwege  nach  dem  Tanganika  und  jene  nach  dem 
Victoria- Nyanza  sich  kreuzen.  Es  ist  das  belebteste  und  wich- 
tigste Handelsland  Ostafrika's,  einst  (nach  Speke's  Schätzung) 
ein  Reich  so  gross  wie  England,  jetzt  in  viele  Slleinstaaten 
zerfallen,  welche  augenblicklich  von  den  Eingeborenen  selbst 
regiert  sind.  Diese  Eingeborenen  stehen  in  der  Gesittung 
nicht  ganz  niedrig;  sie  weben  Baumwolle,  schmelzen  und 
schmieden  Eisen,  sind  auch  überall  zwischen  Sansibar  und 
üdschidschi  als  Händler  und  Träger  anzutreffen.  Immer  wieder 
suchten  und  suchen  noch  immer  die  sansibarischen  Araber 
dieses  Transitland  in  einer  Art  handelsfeudaler  Herrschaft  sich 
zu  unterwerfen;  erst  kommen  die  Araber  und  Suaheli  als 
Händler,  machen  sich  durch  Zollzahlung  und  durch  Errichtung 
von  Warenlagern  den  Häuptlingen  angenehm,  erringen  Ein- 
fluss  bei  Hof,  werden  reich,  ziehen  einen  Teil  des  Volkes  in 
ihre  Interessengemeinschaft  durch  den  Handel.  So  entstehen 
ewige  Wirren,  Sklavenhandel  und  Armut  den  Handelsstrassen 
entlang.  Die  deutsch-ostafrikanische  Herrschaft  wird  hier  Auf- 
gaben zu  bewältigen  haben,  welche  nicht  leicht  aber  dank- 
bar sind. 

Nordlich  von  dem  Bereiche  des  Karawanenhauptweges 
Sansibar-Kasch-Udschidschi  erliegen  andere  Völker  einer  ähn- 
lichen Bedrängnis  und  ethnologischen  Zersetzung,  nur  nicht 
durch  die  Araber,  sondern  durch  die  Galla  und  Massai.  Es 
sind  die  Wakamba  mit  ihren  Nachbarn,  den  Wanika  und 
Wapakomo.  Die  Nomadenhorden  der  Massai  und  Wakuafi 
haben  sich  zwischen  sie  und  zwischen  die  Wahumastaaten 
(am  Victoriasee)  geschoben  und  selbst  Karawanen  von  mehr 
als  2000  Flinten trägern  erzwingen  nicht  immer  den  Durchzug 
gegen  die  lanzentragenden  Massai.  Es  sind  echte  Ban  tu  Völker, 
im  Besitz  grosser  Herden  und  mit  etwas  Ackerbau,  nament- 
lich auf  Tabak;  mit  den  Mohammedanern  an  der  Küste  des 
indischen  Ozeans  treiben  sie  lebhaften  Handel.  Vom  Sklaven- 
raub sind  sie  durch  die  Massai  nicht  bedroht,  ;veil   diese  bei 

18* 
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ihrer  Art  Viehzuchtbetrieb  Sklaven  nicht  gebrauchen.  Dafür 
sind  ihre  Dränger,  die  »Hunnen  Afrika'sc  die  eifrigsten  Vieh- 
räuber, so  sehr,  dass  die  westlichen  Wakamba  —  den  Massai 
zunächst  —  überhaupt  nur  noch  wenig  Viehzucht  treiben 
sollen.  In  allem  was  ansässige,  ruhige,  stetige  Arbeit  betrifiPt, 
sind  sie  den  Massai  überlegen.  Die  politische  Aufgabe,  die 
hier  durch  die  Kolonialpolitik  zu  lösen  sein  wird,  die  Ver- 
einigung der  herrsch-  mit  der  arbeitsfähigen  Bevölkerung  zu 
einem  ständestaatlichen  Gemeinwesen,  soll  in  Uganda-Ün- 
y  o  r  o  unabhängig  von  aussen  (vgl.  dritten  Artikel)  gelöst  sein, 
indem  daselbst  nach  Ratzel  »die  Befruchtung  der  ruhigen  Arbeit 
des  Ackerbauers  durch  die  Beweglichkeit  und  Herrschbefähi- 
gung der  Hirten,  die  blühendsten  Staaten  Zentrala&ika's 
erzeugt  hat.« 

Wie  die  nördlichen,  so  haben  die  südlichen  »Hunnen« 
Afrika's,  die  Zulu- Watuta  unter  den  Negern  um  die  Südhälfle 
des  Njassasees,  unter  den  Manganja  und  Makua  gehaust. 
Letztere  Völker  haben  jede  grössere  politische  Organisation, 
einen  Teil  ihrer  Herden,  viele  ihre  offenen  Wohnsitze  verloren. 
Hier  hat  der  portugiesische  Sklavenhandel  den  Zulu-Eroberern 
in  ähnlicher  Weise  die  Hand  geboten,  wie  der  arabische 
Sklavenhandel  den  Gallavölkem  gegen  die  Wanjamwesi  und 
Verwandte.  Der  Ackerbau  hat  dennoch  bei  den  Manganja 
um  das  Südufer  des  Nyassasees  herum  und  am  Schire  hinab 
zum  Teil  noch  jetzt  sehr  hohe  Entwickelung  und  ist  geeignet, 
zu  zeigen,  was  sich  hier  wiederherstellen  und  weiter  erreichen 
lässt.  Im  Ackerbau  gehören  sie  den  fortgeschrittensten  Völkern 
Afrika^s  an.  Auch  die  Männer,  die  Häuptlinge  selbst  beteiligen 
sich  daran.  Die  Arbeit  dauert  wie  bei  anderen  fleissigen  Tropen- 
völkern vom  frühen  Morgen  bis  11  Uhr  und  wieder  von  3  ühr 
bis  Sonnenuntergang.  Sie  lichten  Wälder  und  säen  zwischen 
die  Sümpfe,  um  Bauland  zu  gewinnen.  Sie  bauen,  reinigen, 
spinnen  und  weben  Baumwolle.  Erst  seit  dem  Eindringen  des 
Sklavenhandels  im  Nyassa-  und  Rowuma-Gebiete  ist  der  Baum- 
wollbau vor  dem  arabischen  Handel  mit  Baumwollzeugen 
zurückgegangen.  Am  Nyassasee  haben  sie  sich  vor  ihren 
Drängern  in  durch  Papyruseinhegung    verborgene  Pfahldörfer 
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zurückgezogen.  Sie  verstehen  das  Eisenschmelzen  und  stellen 
Hauen,  Messer,  Ringe,  Speer-  und  Pfeilspitzen  zum  eigenen 
Gebrauch  und  für  den  Handel  in  Menge  her. 

Selbst  die  Stämme  westlich  davon,  im  Babisogebirge 
und  im  nordöstlichen  Zambesibecken,  sind  von  den  Watuta, 
jene  zum  Bangweolo-  und  Moero-See,  diese  bis  an  den  Ngami- 
See,  in  den  Schutz  der  Sümpfe  und  Inseln  zurückgeworfen 
und  überhaupt  schwer  bedrängt  worden.  Ihre  politische 
Organisation  ist  daher  trotz  relativer  Entwickelung  des  Acker- 
baues sehr  schwach. 

Der  Basutostamm  der  Makololo  hatte  noch  vor  zwölf 
Jahren  im  Inneren  des  Sambesibeckens  das  5000  Q  Meilen 
grosse  Ma rutse-M ab unda- Reich  durch  seinen  Despoten 
Sepopo  begründet.  Heute  noch  ist  in  diesem  stammzerklüfteten 
Reiche  die  Sprache  der  Basuto-Betschuanen,  das  Sisuto,  die 
Regierungssprache.  Die  Betschuanen  aber  sind  ebenfiEdls  den 
Zulu  verwandte,  Viehzucht  treibende  Bantuvölker. 

Merkwürdig  ist,  dass  auch  in  dem  Reiche  des  Sepopo 
ausser  der  Eriegsorganisation  wieder  wie  in  ganz  Afrika  der 
Handel  es  war,  welcher  eine  selbständige  ständische  Verwal- 
tung ansetzte.  »Der  König  ist  der  einzige  Kaufmann  des 
Landes.  Von  dem,  was  durch  seine  Hand  gebt,  kann  man 
sich  einen  Begriff  machen,  wenn  man  hört,  dass  Sepopo  oft 
Wagenladungen  im  Werte  von  3000  bis  6000  Pfund  Sterling 
von  den  weissen  Händlern  gekauft  habe.  Diese  merkwürdige 
Stellung  des  Königs  als  erster  Händler  seines  Volkes  ist  da- 
durch, dass  sie  den  Fürsten  zum  Händler  für  sein  Volk 
macht,  eine  nicht  gering  zu  achtende  Quelle  politischen  Ein- 
flusses. Alle  diese  vielbegehrten  Waren:  Perlen,  Gewehre, 
Pulver  und  Blei,  Messer,  Branntwein,  farbige  Baum  wollzeuge, 
gehen  durch  seine  Hand,  und  er  kann  nichts  anderes  thun, 
als  alles  versckenken  oder  verleihen,  was  er  nicht  selbst 
braucht.  Das  letztere,  das  Verleihen,  ist  Regel  für  die  Ge- 
wehre, welche  immer  Eigentum  des  Königs  bleiben.  ESne  Art 
von  Arsenal  Verwalter  war  deshalb  eine  der  ersten  Persönlich- 
keiten in  des  Königs  Umgebung ;  derselbe  ist,  beiläufig  gesagt, 
gleichzeitig   Vorstand   der   Metallarbeiter,    was   an    nordwest- 
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afrikanische  Handwerkerkasten  erinnert.  Der  ganze  Handel 
mit  der  Westküste  nnd  dem  Süden  hat  sich  in  den  letzten 
30  Jahren  (vor  1855  bestand  derselbe  noch  nicht,  und  Living- 
stone  machte  seine  epochemachende  Reise  von  Schescheke  nach 
Loanda  wesentlich  zum  Zwecke  der  Eröffnung  eines  direkten 
Handelsweges  nach  dem  Atlantischen  Ozeane)  sehr  gehoben, 
und  seit  längerer  Zeit  sind  die  Mambari,  Eingeborne  von  der 
Westküste,  welche  alljährlich  den  Tschobe  und  Zambesi  her- 
abkommen, um  Sklaven  und  Elfenbein  im  Auftrage  ihrer 
portugiesischen  Herren  einzuhandeln,  die  einflussreichsten  Leute 
am  Hofe  der  Fürsten  zwischen  Benguella  und  Mosambik.c 
(Batßel) 

Dies  ist  der  geographisch-ethnographische  Thatbestand 
des  äquatorialen  Ostafrika.  Ohne  diesen  Länder  und  Yolker- 
zustand  zu  kennen,  ist  eine  erfolgreiche  Kolonialpolitik  daselbst 
offenbar  nicht  möglich  und  eine  von  Pessimismus  wie  von 
Ueberschwenglichkeit  freie  Beurteilung  auch  der  deutschen 
Eolonialpolitik,  welche  im  Vituland  und  in  dem  weiten  Reiche 
der  Besitzungen  der  deutsch-ostafrikanischen  Gesellschaft  einen 
so  ansehnlichen  Teil  Ostafrika's  unter  sich  gebracht  hat,  über- 
haupt nicht  möglich. 

Was  wir  obigem  Thatbestand  zufolge  von  Ostafrika  nicht 
erwarten  dürfen,  ist  die  Möglichkeit  der  Gründung  von  aus- 
gedehnten europäischen  Ackerbau-  und  Viehzuchtkolonien, 
obwohl  in  den  Gebirgsländern  vor  den  grossen  Seen  und  um 
dieselben  einiger  Raum  dafür  sein  kann. 

Dagegen  ist  für  Pflanzungskolonisation  das  Land  in  gross- 
artiger Weise  angelet,  sowohl  was  Boden  und  Flora,  als  was 
die  Ackerbau  Völker  des  Gebietes  betrifft.  Nur  sind,  wie  wir 
soeben  gesehen,  die  für  Plantagenbau  verwendbaren  und  dazu 
vorzüglich  geeigneten  Ackerbauvölker  durch  ihre  nördlichen 
und  südlichen  Nachbarn,  durch  die  Galla-  und  durch  die 
Zulu- Völkerfamilie,  vielfach  heruntergebracht  und  durch  den 
Sklavenhandel  der  Araber  und  früher  der  Portugiesen  dezi- 
miert und  verarmt.  Der  Schutz  der  eingeborenen  Ackerbau- 
Völker  —  in  langsamer  Vorschiebung  effektiver  europäischer 
Schutzherrschaft    von  der  Küste  aus  —  ist  daher  die  Grund- 
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bedingung  kolonialpolitischen  Erfolges  in  Ostafrika  überhaupt, 
ähnlich  wie  im  Sudan;  nur  mag  im  Sudan  den  moham- 
medanischen Nomaden  gegenüber  die  Sache  für  Engländer 
und  Franzosen  etwas  schwieriger  sich  gestalten,  als  für  die 
Engländer,  Deutschen  und  Portugiesen  in  Ostafrika,  wo  die 
Massai  wie  die  Zulu-Nomaden  heidnisch,  daher  zerrissener, 
auch  weniger  gut  bewaffnet  sind. 

Nicht  zu  unterschätzen  bleibt  die  Gefahr  wiederholten 
Zusammenspielens  der  Araber  mit  den  Krieger-  und  Nomaden- 
Yolkem.  Diese  Gefahr  ist  nicht  ausgeschlossen,  kann  aber 
Deutschland  niemals  erschüttern.  Die  Niederhaltung  auch 
eines  vereinten  kulturfeindlichen  Einflusses  der  beiderlei 
»aktiven  €  Völker  erscheint  keineswegs  als  eine  Aufgabe, 
welcher  England,  Deutschland  und  Portugal  bei  Organisation 
einiger  schwarzen  Regimenter  nicht  gewachsen  wären.  Die 
Erfahrung  zeigt,  dass  die  kriegerisch  tüchtigsten  Bantuvölker, 
die  Zulukaffern,  schliesslich  kleinen  englischen  Streitkräften 
erlegen  sind. 

Ohne  ausreichende,  wenn  auch  im  ganzen  kleine  Streit- 
kräfte, die  aus  Eingeborenen  rekrutiert  sind,  vdrd  sich  die 
Handels-  und  Pflanzungskolonisation  des  herrlichen  Landes 
gegen  die  Nord-  und  die  Süd-Beduinen  Ostafrika's  allerdings 
kaum  durchführen  lassen.  Allein  eine  solche  Organisation  ist 
möglich.  Befehligende  europäische  Offiziere  und  Unteroffiziere 
können  das  Klima  ertragen  und  bei  kluger  Benutzung  der 
Stammes-  und  Religions-Peindschaften  der  Eingeborenen  werden 
sich  zuverlässige  schwarze  Soldaten  im  Dienste  der  europäischen 
Kolonialgewalten  wohl  finden. 

Die  Grundvoraussetzung  ist  das  konzentrische  Zusammen- 
wirken Deutschlands  mit  England  und  Portugal  auf  Grund- 
lage der  soeben  glücklich  erreichten  Machtsphärenabgrenzungen 
(vgl.  Abschn.  XII).  Die  europäischen  Gewalten  haben  den 
Arabern  und  den  kulturfeindlichen  Nomaden  gegenüber  soli- 
darische Interessen.  Die  Araber  selbst  lassen  gewiss  desto 
eher  vom  Sklavenhandel,  je  besser  der  Warenhandel  rentiert; 
dies  wird  der  Fall  sein,  sobald  Strassen  und  Eisenbahnen 
entstehen   und  grössere  Kapitalien  dem  Plantagenbetrieb  sich 
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zuwenden.  Auch  die  Häuptlinge  der  AckerbauTölker,  teilweise 
selbst  jene  der  jetzigen  Raubnomaden  lassen  sich  vielleicht 
auf  demselben  Wege  —  ohne  kostspielige  und  wiederholta 
Schutz-  und  Vernichtungskriege  —  in  Interessenten  der  Kul- 
tivation  Ostafrika's  verwandeln.  Nur  soll  man  sich  diesfalls, 
sowie  bezüglich  der  alsbaldigen  Einheimsung  grosser  Renten 
aus  dieser  Eultivation  auch  vor  sanguinischen  Erwartungen, 
namentlich  fär  den  Anfang,  wohl  hüten. 

Die  politische  Verwaltung  des  ostafrikanischen  Kolonial- 
gebietes wird  wohl  am  besten  grossen  Handels-  und  Man- 
zungsgesellschaften,  jedoch  unter  Schutz  und  Aufsicht  der 
mutterländischen  Staatsgewalten,  übergeben  werden.  Die  gute 
Regierung  dieses  Gebietes  liegt  vor  allem  im  Interesse  der 
Handels-,  der  Pflanzungs-  und  der  Transporfcinteressen.  Die 
Sicherheit  wird  daher  fUr  absehbare  Zeiten  durch  eine  kapital- 
reiche Eolonisationsgesellschaft  besser  als  durch  Beamte  wahr- 
genommen werden,  wenn  nur  der  Schutz  und  die  Aufsicht 
der  mutterländischen  Staatsgewalt  hinter  und  vor  ihr  stehen. 
Erst  nach  Verdichtung  der  Kolonisation,  nach  Vermehrung 
rivalisierender  Handels-,  Pflanzungs-  und  Transportuntemeh- 
mungen  in  dem  weiten  Gebiete  mag  allmählich  Gouverneur- 
Regierung  das  Bessere  werden.  Wir  halten  es  fQr  richtig, 
dass  für  unser  Deutschostafrika  vorläufig  gerade  eine  solche 
politische  Organisation  eingeleitet  ist,  und  dass  die  dentsch- 
ostafrikanische  Gesellschaft  sich  in  eine  Vereinigung  trag- 
fahiger  Kapitalisten  verwandelt  hat.  ^) 

XII. 
Dentsch-Ostafrika. 

Durch  die  allgemeine  kolonialpolitische  Charakteristik 
Aequatorial-Ostafrika's  sind  wir  bei  der  bedeutendsten  der 
neueren  Kolonialerwerbungen  Deutschlands,  bei  Deutsch-Ost- 
afrika, angekommen. 

Am  24.  Februar  1886  konnte  die  kolonialpolitische  Korre- 

1)  Die  Anteile  der  reorganisierten  Gesellschaft  betragen  10  000  Mark 
laut  öffentlichen  Blftttern. 
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spondenz  melden:  iVom  Rowuma  (IV  südlicher  Breite) 
bis  zQiD  Tana  (Kilimandscharo)  und  vom  Tana  bis  zum  Kap 
Gardafai  (12®  nordlicher  Breite)  weht  die  deutsche  Flagge. 

Freilich  wehte  nicht  schon  dorchans  die  Schatzflagge  des 
Deutschen  Reiches,  sondern  es  wehte  und  weht  heute  noch 
auf  weiten  Strecken  nur  die  Flagge  der  deutsch-ostafrikanischen 
Gesellschaft. 

Unter  die  Schutzherrschaft  des  Deutschen  Reiches  sind 
selbst  bis  heute  nur  gestellt  das  von  den  Gebrüdem  Denhardt 
erworbene  kleine  Wituland  (nordlich  der  Tanamündung)  bei 
Eipini  und  von  den  Erwerbungen  der  deutsch-ostafrikanischen 
Gesellschaft  die  unmittelbaren  Eüstenhinterländer  der  Insel 
Sansibar  im  Terrassenaufstieg  gegen  den  Tanganikasee  hin, 
nämlich  die  im  vorigen  Abschnitt  beschriebenen  Gebiete  üsa- 
gara,  Uguru,  üsequa  und  Ukami,  ungefähr  140000  □Kilo- 
meter, welche  durch  K,  Peters^  den  inzwischen  durch  Somalis 
bei  Kismaju  ermordeten  Dr.  K.  JüMke  und  Chaf  Pfeil  für 
die  ostafrikanische  Gesellschaft  erworben  worden  sind  und 
mittelst  Kaiserlichen  Schutzbriefes  vom  27.  Februar  1885  den 
Schutz  des  Deutschen  Reiches  erlangt  haben.  Dennoch  dürfte 
ganz  Aequatorial-Ostafrika,  nördlich  vom  Rowuma,  mit  Aus- 
nahme (s.  u.)  verhältnismässig  kleiner,  soeben  vertragsmässig 
für  England  und  für  den  Sultan  von  Sansibar  ausgesonderter 
Gebiete  unter  deutsche  Kolonialherrschaft  gelangen.  Nicht 
bloss  nördlich  des  Tana  an  den  Küsten  des  Somalilandes  hat 
die  ostafrikanische  Gesellschaft  Erwerbungen  gemacht,  sondern 
auch  südlich  der  schon  in  Schutz  genommenen  Länder  bis 
zum  Rowuma  hin.  Der  weiteren  Konstituierung  des  grössten 
Teiles  Aequatorial-Ostafrika's  zu  deutschem  Schutzgebiete  steht 
seit  dem  Vertrage  zwischen  England  und  Deutschland  —  durch 
Notenaustausch  vom  29.  Oktober  und  1.  November  1886  und 
seit  dem  paraphierten  Vertrag  Deutschlands  mit 
Portugal  —  nichts  mehr  im  Wege.  Wenn  man  auch  sehr 
vorsichtig  sein  wird,  nördlich  vom  Wituland  die  Hinterländer 
der  Somali  allzurasch  und  allzufest  anzufassen,  so  ist  doch 
über  das  politische  Schicksal  des  Landes  zwischen  Rowuma 
und  Tana  das  Los  so  gut  wie  schon  geworfen. 
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Das  gedachte  Abkommen  mit  Portugal  bestimmt  näralich 
als  die  Grenze  beider  Kolonialraachtgebiete  in  Ostafrika  den 
Rowuma  bis  zum  Einfluss  des  Msinje,  von  wo  die  Demarka- 
tionslinie auf  dem  Breitengrad  bis  zum  Nyassa-See  weiter 
läuft,  welcher  somit  fast  zur  Hälfte  seines  Ostufers  noch  in 
die  Machtsphäre  Deutschlands  gelangt  ist. 

Das  Teilungsabkommen  mit  England  ^)  grenzt  die  Macht- 
sphären fär  ein  Gebiet  ab,  welches  zwischen  dem  Rowuma 
im  Süden  einerseits  und  einer  Linie  liegt,  welche  von  der 
Mündung  des  Tana  aufwärts  diesem  Flusse  bis  zum  Schneide- 
punkt des  Aequators  mit  dem  38.®  östlicher  Länge  folgt  und 
von  da  in  gerader  Richtung  fortgeführt  wird  bis  zum  Schneide- 
punkt des  ersten  Grades  nördlicher  Breite  mit  dem  37.®  öst- 
licher Länge,  wo  die  Linie  —  2  Grad  vom  Nordostufer  des 
Victoria-Nyanza  entfernt  —  ihren  Endpunkt  erreicht.  In 
dieses  Gebiet  zwischen  Rowuma  und  Tana  (Kipingi)  haben 
sich  England  und  Deutschland  in  der  Weise  geteilt,  dass  der 
viel  kleinere  nördliche  Teil  England,  der  viel  grössere  südliche 
Teil  Deutschland  zufällt.  Jedoch  für  beide  Teile  mit  Ausnahme 
der  Küste.  Die  letztere  fällt  auf  zehn  Seemeilen  landeinwärts 
samt  den  vorgelagerten  Inseln  —  Sansibar  und  Kemba  und 
samt  den  nördlich  von  Witu  (Tana)  gelegenen  Stationen  Kis- 
naju,  Marka,  Makdischu  und  Warscheik  -  dem  Sultan  von 
Sansibar  zu.  Fast  das  ganze  Land  hinter  der  zehn  Meilen 
breiten  Sansibarküste  ist  durch  den  gedachten  Machtsphären- 
Vertrag  so  abgegrenzt,  dass  England  nur  das  Land  südlich 
der  obenbezeichneten  Tanalinie  bis  zu  einer  Linie  erhält,  welche 
vom  Umbafluss  (6®  südlicher  Breite)  in  nordwestlicher  Rich- 
tung zum  Jipesee  am  Südostfuss  des  Kilimandscharo  geht,  die 
Landschaften  Taweta  und  Dschagga  durchschneidet  und  am 
Nordabhang  des  Kilimandscharo  in  gerader  Linie  bis  zum 
Victoriasee  unier  1®  südlicher  Breite  geführt  wird.  Nördlich 
dieser  letzteren  Linie  wird  Deutschland,  südlich  davon 
England  sich  nicht  ausbreiten  und  jeder  Teil  der  Ausdehnung 
des  politischen  Einflusses  des  anderen  Teiles  nicht   entgegen- 


1)  S.  Wortlaut  io  der  G.  G.-Üebersicht  des  vorigen  Jahrganges. 
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treten.  Während  das  Eeniagebirg  noch  in  das  englische  Länder- 
band fallt,  welches  nordwestlich  vom  indischen  Ozean  zum 
Nordost- Victoriasee  laufen  wird,  verbleibt  der  Südabfell  des 
Kilimandscharo  samt  der  Hälfte  von  dessen  südostlichen  Vor- 
landschaften der  deutschen  Machtsphäre. 

Allerdings  ist  der  Kilimandscharo  noch  zwischen  der 
ostafrikanischen  Gesellschaft  und  dem  Sultan  von  Sansibar 
streitig,  allein  England  hat  sich  verbindlich  gemacht,  den 
freundlichen  Abschluss  des  Streites  zu  befördern.  Von  der 
10  Meilen  breiten  Küste  abgesehen,  ist  somit  das  ganze  mittel- 
ostafrikanische  Hinterland  zwischen  Rowuma  und  Kilimand- 
scharo (ümbafluss)  der  deutschen  Machtsphäre  gesichert,  welche 
schon  jetzt  bis  zur  nördlichen  Ostseite  des  Nyassasees  reicht 
und  weiter  freien  Raum  nach  dem  noch  unabgeschlossenen 
Westen  bis  zur  ganzen  Ostseite  des  Tanganikasees  und  bis 
zur  Südhälfte  des  Victoria-Nyanzasees  hat.  Die  sichergestellte 
dortige  Machtsphäre  Deutschlands  überragt  die  dortigen  eng- 
lischen Landreservationen  wohl  um  mehr  als  das  Achtfache. 
Es  sind  die  von  Natur  gesegnetsten  Terrassenländer  Ostafrika*s 
und  nichts  steht  im  Wege,  dass  dieses  Deutsch-Ostafrika  den 
Nyassasee  und  die  Südhälfte  des  Victoria-Nyanzasee  über- 
schreitet und  bis  zum  Südost-Kongogebiet  am  Bangweolosee 
und  bis  zum  Nordost-Kongostaat  am  Muata-Nsige  im  Norden 
sich  ausdehnt. 

Nördlich  der  Tanalinie  bis  zum  Kap  Guardafui  ist  den 
Eroberungen  der  deutschen  Gesellschaft  keine  Grenze  gesetzt 
und  selbst  im  englischen  Machtbereich  zwischen  Nyanza  und 
der  Küste  bleiben  die  privatrechtlichen  Ansprüche  der  deutsch- 
ostafrikauischen  Gesellschaft  unangetastet. 

Bis  jetzt  freilich  sind  die  Grenzen  landeinwärts  zum 
Seen-Hochland  weithin  noch  offen  und  nur  langsam  wird  die 
Kolonisation  nach  dem  Inneren  fortschreiten.  Allein  das  Grosse 
ist  gewonnen:  der  Tanganika-See  ist  in  seiner  ganzen  Er- 
streckung auf  der  Ostseite  in  die  deutsche  Machtsphäre  ge- 
zogen. In  dieser  liegt  der  ganze  Karawanenweg  von  der 
Sansibarküste  über  Tabora  nach  üdschidschi  an  der  Ostseite 
des  Tanganika-Sees.     Ebendarin   das  Zwischengebiet  zwischen 
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dem  Südende  des  Tanganika  und  dem  Nordende  des  Nyassa. 
Ebenda  das  Land  zwischen  dem  Nordende  des  Tanganika 
und  dem  südlichen  Teil  des  Yictoria-Sees.  Dazu  gehört  alles 
Hoch-  und  Terrassenland  bis  zur  Sansibarküste. 

Es  ist  wesentlich  eine  Frage  der  Kapitalbeschaffung,  um 
für  dieses  Gebiet  eine  grossartige  Kommunikations-  und  hie- 
mit  Kultivations-Entwickelung  sicher  einzuleiten.  ^) 

Dem  allmählichen  Gelingen  der  Kolonisation  Osta&ika's 
wird  es  sicherlich  nicht  schaden,  dass  gegen  die  Zulu- Watuta 
im  Süden  mit  Portugal  und  gegen  die  Galla-Massai  im  Norden 
mit  England  Interessen-Solidarität  für  Deutschland  besteht. 
Auch  wird  es  derselben  dienlich  sein,  dass  England  und 
Deutschland  gegen   den  Sklavenhandel  und   den  Sklavenraub 


1)  Die  »Zeitflchr.  des  Yer.  der  E.-B.-Yerwaltungen«  schrieb  hierüber 
schon  länger:  »Man  will  von  einem  geeigneten  Eüstenpankte,  etwa 
Dar-Es-Salam,  eine  Eisenbahn  in  das  Innere  von  üsagara  legen,  welche 
sich  von  dort  nach  Südwesten  bis  an  den  Nordrand  des  Nyassa  and 
nach  Nordwesten  bis  an  die  Südecke  des  Nyanza  fortsetzen  soll.  Se- 
kundärbahnen zwischen  Nyassa  und  Tanganika  wie  zwischen  Tanganika 
und  Nyanza  würden  das  Erschliessungssystem  zunächst  vollenden,  wenn 
die  Seen  selbst  durch  DampfiBchiffe  in  Verkehrsstrassen  umgewandelt 
sein  würden.  Dadurch  würde  der  gesamte  Warenstrom  Zentral-Ostafrika^s 
sozusagen  in  ein  Bett  gelenkt  werden,  dessen  Ausgangspunkt  natur- 
gemäss  zum  Handelsmittelpunkt  werden  würde.  Es  ist  selbstverständ- 
lich, dass  ein  solches  Rieeenprojekt  leichter  zu  entwerfen  als  auszu- 
führen ist.  Thatsache  ist,  dass  die  Dar-Es-Salam-Nyassa-Bahn  durch 
einen  Schotten  bereits  sehr  ernstlich  geplant  worden  ist,  und  dass  eine 
englische  Missionsgesellschsift  sich  mit  dem  Gedanken  der  Fortsetzung 
derselben  vom  Nyassa  bis  an  den  Tanganika  trug,  dass  gleichzeitig 
damit  das  zweite  Projekt  einer  Bahn  von  Mombas  bis  an  den  Kili- 
mandscharo in  London  erwogen  wurde.  Diese  Pläne  sind  gescheitert, 
nicht  aus  finanziellen  sondern  aus  rein  politischen  Erwägungen,  welche 
für  das  deutsche  Kapital  naturgemäss  wegfallen,  da  die  in  Frage 
kommenden  Gebiete  zum  grösseren  Teil  unter  deuj^scher  Flagge,  jeden- 
falls aber  alle  unter  deutschem  Einfluss  stehen.  Neben  diesem  Eisen- 
bahnprojekt will  die  deutsch-ostafrikanische  Gesellschaft  den  Wegebau 
im  einzelnen  betreiben,  um  sowohl  die  Stationen  der  Gesellschaft  unter- 
einander durch  Fahrstrassen  zu  verbinden,  als  auch  für  die  schon  heute 
bestehenden  kommerziellen  Zentren  durch  solche  Strassen  einen  An- 
schluss  an  die  Hauptlinie  zu  erstreben.« 
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der  Sansibariten  und  der  Sudanesen  zusammenzuwirken  ver- 
anlasst sein  werden.  Die  Handelseifersucht  aller  drei  Staaten  : 
Portugals,  Englands  und  Deutschlands  ist  glücklich  dadurch 
gedämpft,  dass  schon  durch  die  Berliner  Generalakte  das  ganze 
Gebiet  vom  8.®  nördlicher  Breite  bis  zum  Sambesi  dem  kon- 
ventionellen Kongobecken  d.  h.  der  Gleichberechtigung  des 
Handels  aller  Europäer  gewonnen  ist.  England  hat  nun  das- 
selbe Interesse  wie  Deutschland,  über  den  langen,  zehn  Meilen 
breiten  sansibarischen  Eüstenstreifen  zwischen  Rowuma  und 
Tana  mit  seinen  Waren  möglichst  unbelastet  hinüber  zu  kommen. 
Bereits  hat  England  durch  einen  Handelsvertrag  mit  Sansibar 
die  Abgaben,  welche  das  letztere  erhebt,  auf  das  Niveau  jener 
des  vorjährigen  Vertrages  mit  Deutschland  ^)  herabgedrückt 
und  man  darf  wohl  annehmen,  dass  England  auch  die  im 
Abkommen  vom  29.  Oktober  bis  1.  November  1886  über- 
nommene Verpflichtung  loyal  erfüllen  werde,  nämlich,  die 
Verpachtung  der  Zölle  in  den  Häfen  Dar-Es-Salam  und 
Pangani  an  die  deutsch-oetafrikanische  Gesellschaft  (gegen 
eine  jährliche  Bezahlung  an  den  Sultan)  zu  unterstützen.  Das 
sind  die  zwei  Haupthäfen  am  Eingang  des  hinter  der  Insel 
Sansibar  bis  zum  Tanganikasee  gelegenen  Terrassen-  und 
Hochlands.  Nach  Andeutungen  in  der  Presse  stünde  die  perio- 
dische Abpachtung  der  ganzen  Küste  vom  Sultan  von  Sansibar 
durch  Deutsche  und  durch  Engländer  in  Frage,  was  nur  zu 
wünschen  ist.  Wenn  man  bedenkt,  dass  Sansibar  das  ganze 
Hinterland  bis  zum  Tanganika-See  beansprucht  hatte,  und 
dass  England  früher  stets  daselbst  durch  seinen  nun  abbe- 
rufenen Agenten  Kirk  gehässig  gegen  uns  wirkte,  so  ist  der 
Vertrag  vom  29.  Oktober  bis  1.  November  1886  offenbar  ein 
sehr  grosser  Erfolg. 

Allerdings  ist  das  fernere  Ziel  festzuhalten,  den  östlichen 
Zugang  zum  konventionellen  Eongobecken  im  Interesse  des 
Handels  aller  Nationen  ebenso  frei  zu  machen  wie  den  west- 
lichen Zugang  vom  atlantischen  Ozean  aus.  Der  Beitritt  des 
Sultans   von   Sansibar   zur  Eongoakte   ist   jedoch   unter  dem 


1)  Vgl.  Ge8.-G.-Ueber8icht  des  vorigen  Jahrganges. 
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Vorbehalt  seiner  Beschatzungsrechte  erfolgt,  wozu  erhebliche 
Ausfuhrzölle^)  gehören.  Doch  hindert  dieser  Beitritt  wenigstens 
die  ungleiche  Belastung  europäischer  Nationen  durch  den 
Zoll-Sultan.  Vereint  werden  England  und  Deutschland  diesem 
alles  abzwingen  können,  was  ihr  Handel  verlangt,  obwohl 
Deutschland  im  Abkommen  vom  29.  Oktober  bis  1.  November 
1886  der  Anerkennung  dieses  Sultans  von  Seiten  Englands 
und  Prankreichs  i.  J.  1862  beigetreten  ist.  *) 

unter  solchen  Umstanden  kann  man  freudig  auf  die 
grösste  der  Schöpfungen  deutscher  Eolonialpolitik  blicken. 
Sie  hat  —  mit  IVa — 2  Millionen  □  Kilometer  (?)  —  Raum 
für  viele  Generationen  zu  grossartiger  Pflanzungs-  und  Handels- 
kolonisation in  einem  Gebiete,  welches  nach  der  im  vorigen 
Jahrgang  (1.  Heft)  gegebenen  Beschreibung  für  die  Deutschen 
mindestens  so  bewohnbar  ist,  wie  Ostindien  für  die  Engländer. 
Man  soll  aber  auch  die  im  vorigen  Abschnitt  hervorgehobenen 
grossen  Anfangsschwierigkeiten  aller  äquatorial-ostafrikanischen 
Kolonisation  und  Kolonialpolitik  den  ungezähmten  Nomaden- 
völkern und  den  Sansibariten  gegenüber  nicht  gering  an- 
schlagen. 

xin. 

Die  weiteren  Kolonialerwerbnngen  Dentschlands. 

Ausser  Deutsch-Ostafrika  haben  wir  seit  1884  weiter 
erworben:  die  Altguinea-Kolonien  Kamerun  und  Togo  in 
Westafrika,  die  Neuguinea- Kolonien  Kaiser  Wilhelmsland  und 
Bismarckarchipel  im  australischen  Archipel,  endlich  Deutsch- 
Südwestafrika  (Namaqua-Damaraland). 

Beide,  Kamerun  samt  Togo  und  Kaiser  Wilhelmslaud 
samt  dem  Bismarck- Archipel,  haben  tropischen  Charakter.  Wie 
weit  der  letztere  im  -  grossen  Hinterlande  der  Küsten  durch 
Gebirge  mehr  weniger  beträchtlich  gemässigt  wird,  muss  erst 
die  weitere  Erforschung  beider  Gebiete  feststellen. 

Togo   ist   ein   kleiner  Streifen  der  heissen  Küste  Ober- 


1)  Vgl.  Ge8.-G.-Üeber8icht  des  vorigen  Jahrgangs. 

2)  Vgl.  u.  Ge8.-G.-Üeber8icht. 
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guinea^  westlich  von  der  Mündung  des  Niger,  während 
Eamemn  östlich  davon  liegt.  An  der  EQste,  welcher  eine 
Lagune  entlang  zieht,  liegen  die  Plätze  Lome,  Bageida 
Porto  Seguro,  Klein-Popo.  Hier  wird  der  Küsteuhandel, 
im  wesentlichen  auf  die  im  ersten  Artikel  geschilderte  Weise 
getrieben,  üeber  die  weitere  Entwickelung  des  Togogebietes 
in^s  Binnenland  hinein  —  vielleicht  über  die  nicht  allzuhoheu 
Wasserscheiden  in's  Nigerbecken  hinweg?  —  lässt  sich  heute 
bestimmtes  nicht  sagen. 

Kamerun,^)  im  innersten  Winkel  des  Golfs  von  Guinea, 
hat  hinter  schmaler  Küste  hohe,  stromreiche  Berg-  oder  Tafel- 
länder mit  offenen  Grenzen  gegen  den  oberen  Benue,  gegen 
das  Stromnetz  des  Tschadsees  und  gegen  den  nordwestlichen 
Teil  des  geographischen  Eongobeckens.  Bis  jetzt  ist  nur  der 
Eüstensaum  entdeckt  und  besetzt.  Möglich  ist  auch  hier  eine 
das  Deutsche  Reich  weit  überragende  Gebietsausdehnung, 
allerdings  nur  für  Handels-  und  Pflanzungsherrschaft.  An 
der  Eüste  wohnen  die  handelseifrigen  Dualla,  weiter  hinein 
die  Bakiri,  Bakundu,  Bamboka,  Bafarami,  Völker,  welche  wir 
im  dritten  Artikel  bereits  charakterisiert  haben. 

Durch  die  Abgrenzungs-  und  Machtsphärenverträge  mit 
England  und  mit  Frankreich ')  ist  das  Vordringen  bis  zu  dem 
von  Flegel  entdeckten  gebirgigen  Adamaua-Reiche  und  in's 
Eongobecken  gesichert.  Man  trifft  dann  freilich  auf  die  schon 
geschilderten  Sudansultanate,  während  in  Eamerun  jetzt  kleine, 
durch  das  Palaver  (Ortsvolksversammlung)  beschränkte  Volks- 
könige herrschen. 

Eine  inselweise  Ackerbaukolonisation  durch  deutsche 
Auswanderer  ist  in  Adamaua  vielleicht  möglich.  Doch 
wagen  wir  nach  dem,  wss  sicher  bekannt  ist,  bis  auf  weiteres 
keine  grossen  Hoffnungen. 

Die  effektive  Herrschaft  bis  tief  in's  Innere  hängt  von 
der  Entdeckung  und  von  der  kommerziellen  Erschliessung  der 


1)  Der  Name  von  dem  portugieBischen :  »Rio  dos  Gamarräos« 
(Krabbenfluss).  Bei  Ebbe  liegen  Krabben  in  Masse  auf  dem  Schlamm- 
boden des  Ufers. 

2)  Vgl.  vorletzten  Jahrgang:  Ges.-Q.-Üebersicht, 
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Mittel-  und  der  Oberläufe  der  Ströme  des  KameruBlandes 
(Dualla  u.  s.  w.)  ab. 

Es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  dass  Jola,  wo  die  Grenze 
der  deutschen  Machtsphäre  den  oberen  Benue  erreicht,  viel 
früher  flusswärts  auf  dem  Niger  und  dem  Benue  herauf,  als 
von  Kamerun  aus  über  Land  vom  Handel  erreicht  wird.  ^) 
Dann  könnte  Adamaua  kommerziell  immer  noch  zuerst  in  den 
Anziehungskreis  Englands  fallen.  Immerhin  sichert  die  Berliner 
Generalakte  auch  uns  den  Weg  über  den  unteren  Niger  und 
den  unteren  Benue  dorthin,  wenn  auch,  wie  schon  bemerkt, 
die  dort  mächtige  National  African  Company  alles  thun  wird, 
deutsche  Konkurrenz  zu  chikanieren. 

Alle  Umstände  weisen  darauf  hin,  im  Hinterlande  von 
Kamerun  eine  vorsichtige  Politik  zu  treiben.  In  dieser  Hin- 
sicht ist  es  vielleicht  gut,  dass  E^amerun  bis  jetzt  und  wohl 
noch  für  lange  Kronkolonie  ist.  Vermutlich  wird  Deutschland 
ausserhalb  der  ihm  durch  die  Machtsphärenverträge  gesicherten 
Gebiete  am  oberen  Benue  es  den  Engländern  längere  Zeit 
überlassen,  das  wie  schon  nachgewiesen  nicht  ungefährliche 
Verhältnis  zu  den  islamitischen  Sudansultanaten  allein  zu 
experimentieren. 

Zu  den  schönsten  Ländern  und  Inseln  der  Erde  gehören 
Kaiser  Wilhelmsland  und  der  Bismarckar  ch  ipel. 
Sie  nehmen  den  in  der  »Gesetzgebungsübersichtc  des  Jahr- 
ganges 1886  demarkierten  Teil  Neuguineas,  d.  h.  den  Nordosten 
der  grossen  Insel  samt  den  davor  gelegenen  Inselgruppen  ein ; 
England  hat  im  Süden  Fuss  gefasst  und  Holland  schon  länger 
den  "^Westen  okkupiert.  *) 

Auch  Neuguinea  mit  dem  Bismarck-Archipel  hat  mit  der 
Lage  unter  2^/9  bis  6^  südlicher  Breite  den  tropisch-äqua- 
torialen Typus   mit   der  Eignung   für  Pflanzungskolonisation. 

1)  üeber  die  Verlängeniag  der  deutsch-eDgliacheo  Demarkations- 
linie von  den  Bapida  am  Kalabar  bis  Jola  am  Benno,  s.  vorigen  Jahr- 
gang, Qet.-G.-Üebersicht. 

2)  Die  fOr  die  deutsche  Erwerbung  entscheidende  Entdeckungsreise 
des  Dr.  Otto  F in  seh  ist  in  den  tre£f liehen  ^deutaeken  geographiachm 
Blättern*  der  »geogr.  Gesellschaft  in  Bremen«  (Bd.  VIII,  Heft  4)  an- 
ziehend beschrieben. 
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Kaiser  Wilbelmsland  hat  hinter  fruchtbarem  Küstengebiet 
unerforschtes  Gebirge.  Ob  auf  letzterem  grössere  Strecken 
für  deutsche  Ackerbau-Kolonisation  sich  finden  und  eignen 
werden,  ist  mindestens  sehr  zweifelhaft.  Zur  Kolonialwaren- 
Elrzeugung  dagegen  scheint  ebenso  das  Land,  wie  die  Bevölke- 
rung, namentlich  die  Bevölkerung  der  Inseln  in  dem  Bismarck- 
Archipel  vorzüglich  geeignet  zu  sein.  Diese  Insulaner  werden 
schon  lange  und  weithin  in  die  Südsee  zur  Arbeit  geholt, 
da  sie  fBr  Pflanzungsarbeit  vorzüglich  veranlagt  sind. 

unter  allen  Umständen  ist  die  EIrwerbung  als  Stations- 
kolonie zwischen  Australien,  China  und  Polynesien  von  grös- 
stem  Werte. 

Die  Behauptung  der  Küste  gegen  die  Naturvölker  wird 
leicht  sein.  Geföhrliche  Nomadennachbarschaft  wie  in  Ost- 
afrika und  in  Hinterkamerun  kommt  hier  nicht  vor ;  es  fehlte 
sc^ar  (s«  u.)  an  vertragsfahigen  Häuptlingen« 

Zu  England,  welches  durch  Vertragt)  den  Australien  zu 
gelegenen  südöstlichen  Teil  der  grossen  Insel  erhalten  hat, 
ist  in  glücklichster  Weise  durch  Demarkation  friedliche  Nach- 
barschaft angebahnt. 

Den  Insulanern,  deren  Arbeitsanwerbung  früher  ein  kaum 
verhüllter  Sklavenverkauf  der  Häuptlinge  war,  kann  die  deutsche 
Herrschaft  nur  zu  gute  kommen.  Der  bis  in  die  jüngste  Zeit 
getriebene  thatsächliche  Sklavenabkauf  der  Engländer  hat 
jedoch  eine  vorläufig  üble  Nachwirkung  hinterlassen;  er  bat 
die  Eingeborenen  der  Inseln  des  Bismarck-Archipels  gegen 
den  Handel  verschlossener  gemacht.  ^) 

Das  Hauptausfuhrprodukt  des  Bismarck-Archipels  ist  ge- 
trockneter Kokosnusskern  (Kopra).  Einfuhrartikel  sind  Glas- 
perlen, Zeuge.  Der  Gesamtexport  beträgt  schon  über  Va  Million 
Mark. 


1)  Vgl.  Ges.-G.-Üebersicht  im  vorletzten  Jahrgang. 

2)  Der  deatscbe  Konsul  Hernsheim  schrieb  noch  vor  einigen 
Jahren:  »Die  Arbeiteranwerbung  in  Neubritannien  und  Nenirland 
(Bismarck-Archipel)  ist  mit  wenigen  Ausnahmen  der  reine  Sklaven- 
handel, wie  derselbe  nicht  schlimmer  in  Afrika  betrieben  wurde.« 

ZeltMbr.  f.  StMtsw.  1888.  n.  Heft,  19 
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Nach  Petermanti'a  cMittheilnngenc  *)  werden  Kaiser 
Wilhelmsland  auf  109000  Einwohner  und  181000  Qu.-Kilo- 
meter  und  der  Bismarck- Archipel  auf  188000  Einwohner  und 
471000  Qu.-Eilometer  geschätzt.  Zusammen  fiberragen  also 
auch  sie  an  Ausdehnung  das  Deutsche  Reich  (540621  Qu.-Eil.) 

Noch  haben  wir  der  einzigen  deutschen  Kolonie  zu  ge- 
denken, welche  keinen  tropischen  Charakter  hat.  Es  ist 
Deutsch-Sttdwestafrika. 

Diese  Kolonie,  die  erste  unserer  Erwerbungen  überhaupt, 
erstreckt  sich  fast  durch  zwölf  Breitegrade  (17  bis  29^  süd- 
licher Breite)  zwischen  portugiesisch  Gkiinea,  welche  am  Cunene- 
fluss  endigt,  und  dem  Oranjefluss,  welcher  sie  vom  Kapland 
im  Süden  scheidet.  Die  Nordgrenze  —  durchschnittlich  Grad  17,7 
südlicher  Breite  —  ist  durch  den  schon  erwähnten  Vertrag 
mit  Portugal  dahin  reguliert,  dass  sie  dem  Gunene  bis  zum 
zweiten  Katarakt  im  Kella-  oder  Kanagebirge  folgt,  von  da 
auf  dem  Breitengrade  zum  Kubango  geht,  diesem  bis  Andara 
folgt  und  von  da  in  gerader  Linie  bis  zu  den  KakimafUllen 
am  Zambesi  läuft.  Der  nördliche  Teil  der  Ostgrenze  ist  an- 
scheinend noch  offen  (gegen  das  Zambesigebiet  hin),  während 
den  südlichen  Teil  der  Ostgrenze  das  britische  Westbetschuana 
unter  20*  östlicher  LÄnge  bildet. 

Für  deutsche  Ackerbau-  und  Viehzucht-Kolonisation  bietet 
auch  diese  nichttropische  Kolonie  zunächst  geringe  Aussichten 
aus  den  Gründen,  die  weiterhin  Elrwähnung  finden  werden. 
Möglich,  dass  sie  in  ihrem  nördlichen  und  nordöstlichen  Teile 
ein  Zugang  wird  für  das  2(XX)  bis  3(XX)  Meter  hohe  Binnen- 
land auf  und  nächst  den  Wasserscheiden  des  Gunene,  des 
Kubango  und  des  Zambesi-Beckens ;  doch  steht  dies  wohl 
in  ziemlich  weitem  Feld.  Die  Kolonie  —  zuerst  Eigentümer- 
kolonie als  »Lüderitzlandc  —  erschien  daher  vor  den  neuesten 
Goldfunden  volkswirtschafUich  und  politisch  von  massigem 
Werte.  Doch  ist  das  Klima  erträglich  und  spätere  Kolonisation 
daselbst  dem  Inneren  zu  nicht  ausgeschlossen. 

Der   südliche  Teil,  —  an    der   Küste    Angra  Pequennha, 


1)  1885,  S.  229. 
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weiter  einwärts  Namaqualand  —  zwischen  dem  Oranjefluss 
und  der  Walfischbai  and  östlich  bis  20^  ostlicher  Länge  sich 
erstreckend,  wäre  ohne  Gold  nicht  viel  mehr  als  eine  »Sand- 
büchse, c  Fohle  auf  seiner  Reise  in's  Lüderitzland  ^)  kam  zu 
einem  tvöllig  negativen  Ergebnisc  und  fand  NctchtigaTs  urteil 
bestätigt:  »Ich  will  lieber  durch  die  Wüste  reisen  (da  finde  ich 
doch  Oasen),  als  noch  einmal  durch  dieses  Land.c  Der  »Könige 
Fredericks  von  Bethanien,  unser  Kontrahent,^)  bettelte  samt 
seinen  barfüssigen  Räten  bei  PoMe  um  Schnaps  und  betrank 
sich,  bis  er  umfiel. 

Der  nördliche  Teil  Deutsch-Südwestafrika's  ist  zwar  zur 
Viehzucht  wohl  angel^,  kann  aber  zur  Zeit  kaum  konkur- 
rieren, nicht  einmal  mehr  im  Kapland  seit  der  Erbauung  der 
Binneneisenbahn  in  letzterem. 

Die  Bevölkerung  ist  äusserst  gemischt :  im  Süden  Nama- 
qua  (Hottentotten)  und  landeinwärts  Buschmänner,  im  Norden 
Bantuvölker  (Damara,  Hereros,  Ovamba),  Bergdamara,  dazu 
»Bastardsc  und  Trekburen.  Ueberall  sind  die  Eingeborenen 
ausgebildete  Viehzüchter,  wo  das  Land  zur  Viehzucht  geeignet 
ist.  Einträchtiglich  wie  Brüder  werden  sich  unsere  dortigen 
Unterthanen  wohl  kaum  erweisen  und  stets  folgsam  auch  nicht. 
Man  wird  sie  bis  auf  weiteres  am  besten  möglichst  sich  selbst 
überlassen  und  die  tüchtigsten  und  zuverlässigsten  (s.  u.)  zur 
Selbstverteidigung  und  zur  Erhaltung  der  Ordnung  unter- 
stützen. 

üeber  die  Kolonie  Südwestafrika  haben  vrir  wenigstens 
eine  amtliche  Beschreibung  des  Kaiserlichen  Kom- 
missars, d.  d.  Angra  Pequennha  vom  22.  Februar  1886. 
Dieser  Bericht  bestätigt,  was  oben  über  das  Namaqua-  wie 
über  das  Damara-Land  (Damara,  Ovahereros,  Ovamba  u.  s.  w.) 
gesagt  ist.  Dem  Kommissar  wurde  versichert,  dass  es  bei  den 
Hereros  Grossbesitzer  gebe,  welche  30000  bis  40000  Stück 
Rinder  besitzen,  obwohl  ihnen  von  den  Hottentotten  (Nama- 
quas)  im  letzten  Kriege  viel  Vieh  abgejagt  worden   ist.     Die 


1)  Petermann*8  Mittb.  1886,  S.  277  ft. 

2)  Vgl.  Ge8.-G.-Üeber8icht  des  vorletzten  Jahrgangs. 

X9* 
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Hereros  —  sagt  der  Bericht  —  sind  sparsam  nnd  fleissig, 
zu  jeder  Arbeit  fär  ihr  Vieh  bereit,  die  Hottentotten  dagegen 
jeder  härteren  Arbeit  abgeneigt. 

Der  Reichtum  an  Kupfererzen  im  Namaqualande  ist  noch 
fraglich;  das  Eupfergebiet,  welches  im  Namaqualande  kon- 
statiert zu  sein  scheint,  liegt  14  Tagereisen  (für  Ochsenwagen) 
landeinwärts.  Im  Damaraland  kommen  in  der  Richtung  des 
Breitegrades  von  Kap  Oross  bis  Otavi  Erze  vor.  Die  Otaviverze 
haben  neben  Kupfer-  erheblichen  Silbergehalt. 

Hauptausfuhrartikel  sind  Wildhäute  —  Fleisch  lohnt  den 
Transport  nicht  —  und  Straussenfedern. 

Unter  den  Straussen  nnd  den  Elephanten  —  letztere  noch 
im  Norden  und  Nordosten  des  Damara-  und  des  Ovambolandes 

—  ist  stark  aufgeräumt.  Der  Kommissar  hat  im  Hereroland 
eine  Art  Schongeeetz  für  Elephanten  und  Strausse  angeordnet,  mit 
welchem  jedoch  die  Rehobother  Bastards  nicht  zufrieden  waren. 

Die  für  den  Handel  bedeutendste  Bevölkerung  nichteuro- 
päischer Abkunft  scheinen  die  Ovambos  im  Nordosten  der 
Kolonie,  landeinwärts  gegen  den  Kubango  und  Zambesi  hin, 
zu  sein:  »Das  meiste  Elfenbein  —  sagt  der  erwähnte  Bericht 

—  kommt  nach  der  Walfischbai  aus  dem  Ovamboland 
(nördlich  und  östlich  der  Damara)  namentlich  aus  jenen 
Gegenden  des  Quoando  Okovando  (Kubango)  und  oberen  Zam- 
besi, wo  Livingstone  sich  lange  aufgehalten  hat  und  deren 
Fruchtbarkeit  er  so  sehr  preist.  Die  Handelsstrasse  dorthin 
geht  durch  Damaraland  von  der  genannten  Bai  aus.  Ich  selbst 
sprach  in  Otyimbingue  einen  Boeren,  der  dort  drei  Wagen- 
ladungen Gewehre,  Munition  und  Zeuge  gegen  Vieh  und 
Elfenbein  umgesetzt  hatte.  Derselbe  wusste  die  Fruchtbarkeit 
dieser  Gegend  (Kubango  und  Obersambese)  nicht  genug  zu 
rühmen  und  hielt  sie  zur  Anlage  von  Plantagen,  besonders 
zum  Anbau  von  Kaffee,  der  dort  wild  wächst,  geeignet;  auch 
das  Klima  sei  dort  erträglicher,  als  in  den  anderen  Teilen 
des  Ovambolandes,   weil   das  Terrain  höher  gelegen  sei.c 

Die  Ovambos  gehören  wie  die  Hereros  zu  den  Bantu- 
Negern,  und  sind  wie  diese  keine  eigentlichen  Jäger,  sondern 
eine  von  Viehzucht  lebende,   und   da   ihr  Boden   kulturfahig 
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ist,  auch  Ackerbau  treibende  Bovölkernng ;  überdies  kennen 
sie  schon  eine  Menge  von  Dingen,  die  den  Damaras  noch 
unbekannt  sind.  Als  gute  Schmiede  verarbeiten  sie  Eisen, 
Kupfer  und  Blei  und  treiben  mit  den  bei  den  Negern  so  sehr 
beliebten  Arm-  und  Beinringen,  sowie  mit  Assagaies  und 
Handwerkszeug  Handel.  Sie  haben  ein  geordnetes  Staatswesen; 
die  einzelnen  Stämme  stehen  unter  verschiedenen,  von  ein- 
ander unabhängigen  Fürsten,  leben  in  bequemen  und  festen 
Wohnungen  und  »führen  überhaupt  ein  zivilisierteres  Dasein, 
als  die  noch  nomadischen  Hereros.« 

Der  grossartige  Fischreibhtum  der  Walfischbai  und 
des  an  der  Süd  Westküste  entlang  gehenden  kalten  Meeres- 
stromes fordert  dazu  auf,  eine  Verwertung  der  Fische  in's 
Auge  zu  fassen.  »Die  bisherige  Fischerei  soll  sich  deshalb 
nicht  rentieren,  weil  die  gefangenen  Haie  nicht  die  gehörige 
Quantität  des  allerdings  gut  bezahlten  Oeles  liefern  und  von 
den  zahlreichen  Fischen  sich  nur  zwei  Arten  zum  Einsalzen, 
Einpökeln  und  Räuchern  eignen,  welche  überdies  nur  einen 
sehr  niedrigen  Preis  haben.  Dagegen  würde  es  sich  empfehlen, 
in  Verbindung  mit  Einschlachterei  des  Viehes  eine  Fisch- 
Guanofabrik  an  der  Küste,  etwa  in  Sandwich  Harbour  zu  er- 
richten ;  dann  könnte  nicht  allein  alles,  was  von  Fischen  und 
Meertieren  gefangen  wird,  sondern  auch  die  mancherlei  sonst 
wertlosen  Fleischabfalle  Verwendung  finden. c 

Li  Bezug  auf  den  Handel  —  sagt  der  d.  Kommissar 
weiter  —  kann  der  Bericht  nicht  genug  hervorheben,  dass 
nur  gute  Sachen,  nur  Waren  von  Primaqualität,  gesucht 
und  dann  auch  von  Hereros  und  Hottentotten  teuer  bezahlt 
werden.  Die  besitzende  Klasse  der  Eingeborenen  ist  schon  seit 
Jahren  mit  den  besten  Gewehren  neuester  Konstruktion  be- 
kannt. Die  gangbarsten  Handelsartikel  sind  ausser  Gewehren 
mit  fertiger  Munition :  Pulver  und  Blei,  Sättel  und  Zaumzeug, 
fertige  Männerkleider,  besonders  von  Kordroyzeug,  Zeuge  für 
Frauenkleider,  hauptsächlich  Blaudruck,  Kopftücher  in  Baum- 
wolle und  Seide,  Schuhe  und  Stiefel,  eiserne  Kochtopfe  in 
allen  Grössen,  Küchengeschirre  von  Zinn  und  Blech,  Messer 
und  Werkzeuge,  Eeis,  Mehl,  Kaffee,   Thee  und  Tabak.    Die 


290  ^r*  Sch&ffle: 

reicheren  Leute  wQrden  auch  anfangen  mehr  Luxusartikel, 
Möbel,  Spiegel,  Lampen  etc.,  zu  kaufen.  Alle  diese  Sachen 
werden  mit  Vieh  so  hoch  bezahlt,  dass  ein  schwerer  Schlacht- 
ochse etwa  1,10  Pfund  Sterl.  bis  2  Pfund  Sterl.,  ein  Schaf 
5  Schilling  und  eine  Ziege  etwa  3  Schilling  dem  Händler  zo 
stehen  käme.  Mehr  noch  als  auf  Minenbetrieb  wäre  daher  die 
Aufinerksamkeit  der  deutschen  Kapitalisten  auf  ein  derartiges, 
den  wirtschaftlichen  Aufschwung  des  Landes  förderndes  Unter- 
nehmen zu  lenken.  Weiter  empfiehlt  sich  die  Zucht  von 
Maultieren,  welche  in  der  Eapkolonie  sehr  gesucht  sind  und 
höher  als  Pferde  bezahlt  werden,  c 

XIV. 
Die  politische  Organisation  der  deutschen  Kolonien. 

Wir  lassen  hierüber  die  Denkschrift  des  Reichskanzlers 
an  den  Reichstag  über  die  deutschen  Schutzgebiete,  d.  d. 
2.  Dezember  1885,  selbst  reden:  »Der  Grundgedanke  der 
deutschen  Eolonialpolitik,  dass  der  Schutz  und  die  Aufsicht 
des  Reiches  den  deutschen  Handelsuntemehmungen  in  über- 
seeischen Ländern  zu  folgen  und  soweit  einzutreten  haben, 
als  sich  fQr  dieselben  ein  Bedürfnis  geltend  macht,  ist  bei  der 
vorläufigen  Regelung  der  inneren  Verhältnisse  der  Schutz- 
gebiete massgebend  geblieben.  Bezüglich  des  umfangreichsten 
Teiles  der  deutschen  Schutzgebiete,  nämlich  die  Erwerbungen 
der  Neu-Guinea-Kompagnie  und  der  deutschen  Ostafrikanischen 
Gesellschaft,  konnte  sich  das  Reich  eines  unmittelbaren  Ein- 
greifens in  die  Gestaltung  der  inneren  Verhältnisse  bisher 
enthalten.  Hier  schien  es  von  Hause  aus  thunlich,  die  Kor- 
porationen der  Unternehmer  selbst  mit  der  politischen  und 
administrativen  Organisation  der  Schutzgebiete  nach  den  vor- 
handenen Bedürfnissen  und,  wenn  auch  unter  Kaiser- 
licher Aufsicht,  doch  nach  eigenem  Ermessen  vorgehen  zu 
lassen;  von  dieser  Aufsicht  einen  sparsamen  und 
zurückhaltenden  Gebrauch  zu  machen,  liegt  in  der 
Absicht  der  Behörden. 

»Auch   was  das  Schutzgebiet  in  Südwestafrika  anbetrifft. 
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SO  liegen  die  Verhältnisse  dort  bisher  derartig,  dass  sie  f&r 
ein  unmittelbares  Eingreifen  amtlicher  Art  keinen  Anlass  geben ; 
die  Thätigkeit  des  Kaiserlichen  Kommissars  wird  sich  einst- 
weilen darauf  beschränken  können,  friedliche  Zustände  unter 
den  zu  Deutschland  in  ein  Schutzverhältnis  getretenen  Häupt- 
lingen zu  erhalten  und  dafQr  zu  sorgen,  dass  den  deutschen 
Unternehmungen  kein  Hindernis  in  der  Verwertung  der  ihnen 
übertragenen  Konzessionen  und  Bewirtschaftung  der  yon  ihnen 
erworbenen  Gebiete  geschaffen  werde.  Es  bleibt  demgemäss 
nur  das  Kamerun-  und  Togo  gebiet  übrig,  nachdem  die 
Bemühungen  des  Reichskanzlers,  die  dort  interessierten  Handels- 
häuser zur  Bildung  einer  mit  der  lokalen  Verwaltung  zu 
betrauenden  Korporation  zu  bewegen,  bisher  den  gewünschten 
Erfolg  nicht  gehabt  haben,  und  also  die  dorthin  gesandten 
Kaiserlichen  Beamten  unmittelbarer  in  die  Regelung  der  Ver- 
hältnisse eingreifen  müssen.  Aber  auch  hier  wird  die  Bildung 
eines  büreaukratischen  Regiments  sorgfaltig  vermieden.  Der 
Gouverneur  von  Kamerun  ist  schon  jetzt  bemüht,  sich  in  allen 
Verwaltungsangelegenheiten  des  Beirats  der  in  Kamerun  an- 
sässigen Kaufleute  zu  versichern,  und  werden  dem  Syndikat 
für  Westafrika  in  Hamburg,  die  für  Kamerun  und  das  Togo- 
gebiet zu  erlassenden  Verordnungen,  soweit  Entfernung  und 
Zeit  es  möglich  machen,  regelmässig  zur  gutachtlichen  Aensse- 
rung  vorgelegt.  In  einzelnen  Fällen,  wo  es  sich  um  Verhält- 
nisse der  Eingeborenen  handelt,  kann  der  Gouverneur  einen 
oder  mehrere  Häuptlinge  den  Beratungen  des  Verwaltungs- 
rates beiwohnen  lassen.  Der  Kaiserliche  Kommissar  für  das 
Togogebiet  ist  angewiesen  worden,  für  seinen  Bezirk  auch 
die  Einsetzung  eines  Verwaltungsrates  nach  dem  Muster  des 
in  Kamerun  bestehenden  zu  veranlassen,  soweit  dies  mit 
Rücksicht  auf  die  dortigen  Verhältnisse  schon  jetzt  angängig 
erscheint.€ 

Auf  ihr  Ersuchen  wurde  der  N  e  u  -  G  u  i  n  e  a-Kompagnie 
am  17.  Mai  1885  ein  Kaiserlicher  Schutzbrief  verliehen. 
Dieser  Schutzbrief  entspricht  im  allgemeinen  demjenigen, 
welcher  am  27.  Februar  1885  der  deutsch-ostafrikanischen 
Gesellschaft  (vgl.  G.-G.-Üebers.  des  vorletzten  Jahrg.)  ertheilt 
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wurde  und  schliesst  sich  den  Boyal  Charters  an,  wie  sie  auf 
Grund  vielseitiger  Erfahrung  noch  bis  in  die  jüngste  Zeit  in 
England  in  Uebung  sind. 

Ein  wesentlicher  Unterschied  besteht  jedoch  in  den  Be- 
stimmungen über  das  Grundeigentum.  > Der  Landerwerb 
seitens  der  Neu-Guinea-Kompagnie  kann  nur  allmählich  vor 
sich  gehen,  weil  es  auf  Neu-Guinea  keine  Häuptlinge  gibt« 
von  denen  das  Eigentum  über  grössere  Länderstrecken  zu 
erwerben  gewesen  wäre.  Um  die  Herstellung  geordneter  Zu- 
stände nicht  zu  erschweren  und  die  Kompagnie  nicht  der 
Möglichkeit  zu  berauben,  durch  allmähliche  und  rationelle 
Verwertung  des  Bodens  einen  Gewinn  zu  erzielen,  musste  der 
Kompagnie  das  ausschliessliche  Recht  verliehen  werden,  in 
dem  Schutzgebiet  Verträge  mit  den  Eingeborenen  über  Land 
und  Grundberechtigungen  abzuschliessen,  sowie  herrenloses 
Land  in  Besitz  zu  nehmen  und  darüber  zu  verfügen.  Dem- 
entsprechend wurde  der  Kaiserliche  Kommissar  für  die  Südsee 
auf  weiteres  Ansuchen  der  Gesellschaft  angewiesen,  für  das 
deutsche  Schutzgebiet  anzuordnen,  dass  neue  Landerwerbungen 
ohne  Genehmigung  der  deutschen  Behörde  ungiltig  sind  und 
nur  ältere  Rechte  geschützt  werden.  Auch  wurde  zur  ferneren 
Förderung  des  von  der  Kompagnie  angestrebten  Zieles  seitens 
des  Kommissars  die  Anlegung  eines  einfachen  Grundbuches 
vorgeschrieben,  in  welches  alle  die,  welche  Land  innerhalb 
des  Schutzgebietes  erworben  zu  haben  behaupten,  innerhalb 
einer  von  dem  Kaiserlichen  Kommissar  festzusetzenden  Frist 
ihre  Erwerbstitel  und  den  Umfang  ihres  Besitzes  eintragen 
lassen  müssen.  Endlich  wurde  durch  den  Kaiserlichen  Kom- 
missar (» Landeshauptmann c)  verordnet,  dass  Wafifen,  Munition 
und  Sprengstoffe,  sowie  Spirituosen  bis  auf  weiteres  an  Ein- 
geborene nicht  verabfolgt  werden  dürfen.  Ingleichen  wurde 
es  verboten.  Eingeborene  zur  Verwendung  als  Arbeiter  aus 
dem  deutschen  Schutzgebiete  wegzuführen,  ausgenommen  unter 
Kontrolle  deutscher  Beamten  für  deutsche  Plantagen  aus  den- 
jenigen Teilen  des  Neu-Britannischen  Archipels,  in  welchen 
dies  bisher  üblich  war.c  Die  Thätigkeit  der  Neu-Guinea- 
Kompagnie  in   ihrem  Gebiet  ergibt   sich   aus   den   in   ihrem 
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Auftrage  veröffentlichten  periodischen  »Nachrichten  für  and 
über  Kaiser  Wilhelms-Land  und  den  Bismarck- Archipel. c 

Die  deutschen  Erwerbungen  in  Deutsch-Ostafrika  sind 
nur  teilweise  politisch  organisiert,  nämlich  ausser  dem  W  i  t  u- 
land,  welches  die  Grebrüder  Denkardt  erworben  haben,  die 
Landschaften  im  Flussgebiet  des  Wami  auf  dem  Wege  von 
der  Sansibarküste  gegen  den  Tanganika-See  hin:  Usagara, 
Nguru,  Usegua,  Ukami,  etwa  140000  qkm. 

Ausser  ihnen  waren  aber  schon  vor  dem  deutsch-englischen 
Vertrag  vom  29.  Oktober  bis  1.  November  1886  erworben: 
nördlich  das  Eilima-Ndscharo-Gebiet  mit  den  Landschaften 
üsambare,  Pare,  Aruscha  und  Tschapa,  sowie  die  Ghasibai, 
dann  südlich  am  Bufu  und  gegen  den  Rovuma  hin  Usarama 
mit  allen  Gebieten  zwischen  ükami  und  Bufidschi,  Ehutu, 
die  Berglandschaft  Dhehe,  die  Landschaften  Ubema,  Wamat- 
schonde,  Mahenge  und  Wangiedo.  Die  Organisation,  welche 
diesen  Ländern  zuteil  werden  wird,  wird  in  den  Gesetzgebungs« 
Übersichten  dieser  Zeitschrift  im  Auge  behalten  werden. 

XV. 
Der  Wert  der  deutseben  Kolonialerwerbangen. 

Der  erste  Erfolg  der  deutseben  Eolonialpolitik  seit  dem 
späten  Zugriff  im  Jahre  1884  ist  dem  bisherigen  zufolge 
offenbar  ein  ansehnlicher. 

Das  Errungene  flösst  bei  genauer  Eenntuisnahme  aller 
Aktenstücke  um  so  mehr  Achtung  ein,  da  es  als  die  Frucht 
ebenso  grosser  Festigkeit  und  Weitsichtigkeit,  wie  von  Ruhe  und 
Versöhnlichkeit  sich  darstellt.  Wenn  man  sich  erinnert,  wie 
noch  1874  England  auf  den  Fidji-Tnseln  unsere  Eaufleute  des 
Landbesitzes  berauben  wollte,  wenn  man  die  Aeusserungen 
voll  Anmassung  und  Hochmut  wieder  liest,  womit  die  Eolo- 
nisten  des  Eaplandes  und  Australiens  überall  ihre  englischen 
-Monroe-Doktrinen  eben  nur  g^en  Deutschland  geltend  machen 
wollten,  und  wenn  man  des  Näheren  verfolgt,  mit  welch 
vornehmer  Sicherheit  Deutschland  dennoch  in  seine  jetzigen 
kolonialpolitischen  Positionen  eingerückt  ist,  wenn  man  genauer 
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zusieht,  wie  der  portugiesisch-englische  Vertrag  vom  Februar 
1884,  der  auf  exklusive  Besitznahme  des  Eongogebietes  ge- 
richtet war,  durch  die  internationale  Schöpfung  der  Berliner 
Generalakte  übertrumpft  und  ausgestochen  wurde,  wie  die  Ma- 
chinationen des  englischen  Konsuls  Kirk  in  Zanzibar  in  den 
Vertrag  vom  29.  Oktober  bis  1.  November  1886  ausgelaufen  sind, 
durch  welchen  bei  der  Teilung  Aequatorial-Ostafrika's  Deutsch- 
land den  Lowenteil  erreicht  hat,  —  so  wird  man  auf  deutscher 
Seite  nur  mit  Befriedigung  auf  das  Erreichte,  namentlich  aber 
auf  die  Art,  wie  es  erreicht  worden  ist,  zurückblicken  können. 
Selbst  die  »Sandbüchsec  mit  Goldkörnern,  welche  dem  kolonial- 
politischen Aufmarsch  Deutschlands  und  der  Welt  gedient  hat, 
wird  stets  einen  nationalen  Erinnerungswert  behaupten.  An- 
dererseits wird  man  sich  vor  Ueberschätzung  zu  hüten  haben. 

Die  deutsche  Eolonialpolitik  selbst  hat  sich  in  den 
Schranken  halten  müssen  und  wirklich  gehalten ,  welche 
Deutschland  durch  seine  zentrale  Stellung  in  Europa  vorge- 
zeicbnet  sind  (vgl.  Abschnitt  XVI).  Sie  hat  darum  die  Kraft- 
zersplitterung durch  stark  engagierende  Kolonialzugriffe  fast 
mit  Aengstlichkeit  vermieden.  Man  ging  nicht  weiter,  als  man 
gehen  musste.  Was  Fürst  von  Bismarck  in  den  ersten  Aeusse- 
rungen  über  deutsche  Kolonialpolitik  ausgesprochen  hat,  das 
ist  wirklich  befolgt  worden :  »Wir  haben  —  sagte  er  —  nicht 
die  Prätention,  die  Kolonisationsbestrebungen  des  deutschen 
Volkes  zu  führen  nach  einer  büreaukratischen  Vorschrift 
und  nach  einem  bestimmten  System,  über  das  wir  selbst  uns 
im  Klaren  wären,  sondern  wir  haben  die  Absicht,  ihnen  zu 
folgen  mit  dem  Schutze  des  Reiches  da,  wo  wir  eine 
Wahrscheinlichkeit  der  Entwickelung  und  der  Berechtigung 
auf  diesen  Schutz  anerkennen. c 

Demgemäss  sind  unsere  Erwerbungen  vergleichsweise 
bescheiden  geblieben.  England  hat  in  Afrika,  namentlich  am 
Niger,  in  Hinterindien,  im  stillen  Weltmeer  neuestens  zum 
bisherigen  grossen  Kolonialbesitz  mehr  hinzuerworben,  als 
wir  neu  gewonnen  haben.  Frankreich  hat  in  Tunis,  am  Senegal 
und  am  Oberniger,  am  Ogove  und  unteren  Kongo,  auf  Mada- 
gaskar, in  Anam  und  in  Tonkin  seit  16  Jahren  Länder-  und 
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Menscbenmassen  sich  za  eigen  gemacht,  gegen  welche  unsere 
Erwerbungen  zurücktreten.  Portugal  hat  Strecken  zuerkannt 
erhalten,  zu  deren  Grösse  seine  Eolonisationskraft  Überhaupt 
kaum  im  Verhältnis  steht.  Auch  Russlands  Ausdehnung  tou 
der  Grenze  des  Mutterlandes  aus  in  Asien  ist  eine  die  deutsche 
Kolonialausströmung  überragende  Ausbreitung. 

Boden  für  Ackerbaukolonisation  haben  wir  fast  gar  nicht 
erreicht.  Selbst  in  der  Handels-  und  in  der  Pflanzungskoloni- 
sation ist  uns  das  kleine  Holland  noch  immer  erheblich  vor- 
aus. Absolut  betrachtet,  bleibt  die  Erwerbung  freilich  be- 
deutend; denn  ein  Gebiet  ist  errungen,  welches  schon  jetzt 
das  Vielfache  von  Deutschlands  Ausdehnung  erreicht  und  nach 
den  offenen  Grenzen  hin  sich  noch  bedeutend  erweitem  kann. 


XVI. 
Die  Rückwirkung  der  Kolonialerwerbungen  auf  Deutschland. 

Die  Kolonisation  ist  in  erster  Linie  ein  Vorgang  sozialen 
Wachstums  durch  Versetzung  überschüssiger  Volksteile  und 
Kapitale  von  Orten  alter  nach  Orten  neuer  Gesittung.  Die 
Kolonien  wirken  jedoch  auch  auf  die  Mutterländer  zurück. 
Die  letzteren  können  daher,  indem  sie  die  Bahn  aktiver  Ko- 
lonialpolitik betreten,  nicht  achtsam  genug  die  Veränderung 
betrachten,  welche  sie  durch  solche  Politik  selbst  erleiden 
müssen. 

Hat  nun  Deutschland  seine  nationale  und  seine  inter- 
nationale Stellung  durch  die  neueste  Kolonialpolitik  geschädigt 
oder  gebessert? 

Bei  dieser  Frage  kommt  in  erster  Linie  das  nationale 
Wachstum  in  Betracht.  Die  Kolonisation  kann  zum  natio- 
nalen Wachstum  des  Mutterlandes  beitragen,  sie  kann  aber 
auch  in  Bildung  neuer  Nationalitäten  ausschlagen  und  in 
letzterem  Falle  entweder  gleichsprachige  Nationalitäten  er- 
zeugen oder  fremdsprachige  ausbilden  helfen. 
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Die  deutsche  Nation  hätte  reichlich  das  Menschen-  nnd 
Güter-Material  gehabt,  durch  Kolonisation  selbst  zu  wachsen 
oder  gleichsprachige  Töchternationen  hervorzubringen,  wenn 
nur  der  entsprechende  Kolonialboden  dafür  noch  vorhanden 
gewesen  wäre.  Das  aber  war  nicht  der  Fall.  Darum  ist  seine 
national-  und  sozialpolitische  Erwartung,  welche  die  starke 
deutsche  Auswanderung  endlich  zum  nationalen  Wachstum, 
wenigstens  zu  einer  dem  Handel  für  alle  Zukunft  günstigen 
Ausbreitung  der  deutschen  Sprache  über  die  Welt  verwertet 
wünscht,  nicht  in  Ejrf&llung  gegangen.  Wir  waren  und  sind 
nicht  so  glücklich,  wie  die  Russen  und  wie  die  Franzosen, 
durch  Grenz-  und  Nachbarschaftskolonisation  zu  wachsen, 
oder  wie  die  Engländer  neue  Kontinente  mit  gleichsprachiger 
Bevölkerung  zu  bedecken. 

Müssen  wir  deshalb  fürchten,  in  der  Zukunft  ein  unbe- 
deutender Kleinstaat  zu  werden?  Es  ist  diesfalls  von  grossem 
Interesse,  die  alten  Völker  in  Beziehung  auf  das  Mass  ihrer 
Kolonisationsfahigkeit  und  ihrer  sehr  ungleichen  Kolonisations- 
erfolge anzusehen. 

Zum  Kolonisieren  gehören  junge  Länder  und  die  Volks- 
und  Kapitalüberschüsse  alter  Länder.  Nur  Völker,  welche 
beiderlei  Ueberschüsse  in  beträchtlicherem  Grade  fortgesetzt 
erzeugen,  wie  die  Engländer,  die  Deutschen,  die  Niederläüder, 
die  Italiener,  die  Portugiesen,  die  Skandinavier  sind  einer 
starken  nationalen  Ausbreitung  in  der  Welt  überhaupt  fähig. 

Folgende,  den  »Pe^ermann'schen  Mitteilungenc  ^)  ent- 
nommene, auf  gleichmässiger  Zahlenverarbeitung  beruhende 
Tabelle  gibt  in  dieser  Hinsicht  wertvollen  Aufschluss;  die- 
selbe bringt  den  Jahresdurchschnittszuwachs  der  Bevölkerungen 
während  der  letzten  30  Jahre,  weiter  den  Stand  der  Bevölke- 
rungen im  Jahre  1880,  ferner  den  Stand  von  1980  für  den 
Fall  der  Fortdauer  der  Zuwachsrate,  endlich  die  Stärke  der 
jetzigen  Auswanderung  nebeneinander  zur  Darstellung.  Es 
beziflFern  sich  die  vier  Wertreihen  so: 


l)  1886  S.  l;54  ff.,  204  ff. 


Eolonialpolitisofae  Studien. 


297 


Das  durch- 
Die  Die  schnittlicfae 

BeyGlkerong  Bevölkerung        letzte 
Yon  1880        von  1980 
Millionen       Millionen 
Köpfe.  Köpfe. 


Zuwachs- 
Prozent. 

Dänemark  I9  60  Isae 

Bussland  86  221  I068 

Niederlande  4o  99  lo4s 

Schweden  46  IIa  los? 
Grossbritannien 

und  Irland  35a  80?  O941 

Deutsches  Reich  45  1024  Osa? 

Belgien  65  IIa  Osoa 

Portugal  4i  84  Orss 

Oesterreich-Ungarn  35  724  Otos 

Schweiz  28  5i  Oese 

Italien  284  51o  Oeia 

Spanien  lös  24  O400 

Frankreich  366  426  Qieo 


Auswanderer 
A    -^^^^nu      (1871/1880) 

^Tu^a^f  je  100000 
Jaures'       i-,*       f 

Einwohner. 


260 


360 

432 

198») 

306 

192 
143 

13 


Diese  Ziffern  führen  in  mehr  als  Einer  Hinsicht  eine 
beredte  Sprache. 

Die  grössten,  jedoch  im  Inland  nicht  aufisaagbaren  Be- 
volkerangsaberschüsse  haben  hiernach  die  skandinavischen 
Volker,  ihre  Auswanderung  ist  auch  die  stärkste.  Dennoch 
haben  sie  keine  nationalen  Kolonien,  obwohl  sie  längst  un- 
abhängige Staaten  bilden.  Es  fehlte  am  Kapital  und  am  Aktiv- 
handel. Die  skandinavischen  Germanen  helfen  daher  angel- 
sächsische Kolonien,  namentlich  Kanada  und  die  Vereinigten 
Staaten  vergrossem;  in  Island  ist   die  Kolonisation    zu  Ende. 

Reich  an  BevolkerungsüberschQssen  sind  die  germani- 
schen Staaten  des  Festlandes:  das  Deutsche  Reich,  die 
Schweiz,  die  Niederlande.  Nach  der  obigen  Tabelle  ist 
ihr  Bevölkerungszuwachs  annähernd  so  stark,  wie  derjenige 
Englands  und  die  Auswanderung  zwar  geringer,  als  diejenige 


1)  Von    1309000   deutschen   Auswanderern    (1871  — 1884)    gingen 
1  250000  oder  95  7o  nach  den  Vereinigten  Staaten. 
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Englands,  aber  doch  noch  bedeutend.  Am  Kapital  und  am 
Aktivhandel  fehlte  es  ihnen  seit  geraumer  Zeit  auch  nicht. 
Dennoch  haben  sie  durch  das  politische  Missgeschick  Mittel- 
europas die  eigentlich  nationale  Ackerbau-Kolonisation  ausser- 
halb Europas  versäumt.  Selbst  niederländisch  Indien,  eine 
unseren  Naturvölker-Kolonien  bis  jetzt  weit  überl^ene  Handels- 
und Pflanzungskolonie  unter  Feudal-  oder  Halbfeudalvölkern, 
war  kein  Boden  sprachlicher  Ausbreitung. 

Deutschlands  Zerrissenheit  in  der  Zeit  der  Entdeckung 
und  Besiedlung  der  zur  Ackerbau-Kolonisation  geeigneten 
Länder  hat  die  Entstehung  grosser  deutschsprachiger  Kolonien 
vereitelt.  Dieses  historisch-politische  Missgeschick  ist  eben 
nicht  mehr  oder  doch  nur  sehr  beschränkt  gut  zu  machen. 

In  ähnlicher  Lage  befindet  sich  Italien.  Es  hat  einen 
ansehnlichen  Volkszuwachs,  ungefähr  zwei  Drittel  des  Deutschen, 
und  es  hat  eine  entsprechend  starke  Auswanderung.  Allein 
es  verliert  die  letztere  an  fremdsprachige  Kolonien,  in  neuester 
Zeit  hauptsächlich  an  Argentinien,  wo  1883  26075  Italiener 
gegen  3615  Franzosen,  685  Schweizern  und  591  Deutschen 
eingewandert  sind.  Italien  war  noch  zerrissen  zu  der  Zeit, 
als  Frankreich  in  Algerien  und  in  Aegypten  zuvorkam.  Und 
doch  wäre  keine  andere  Nation  so  sehr  geeignet,  nicht  bloss 
das  abessinische  Hochland,  sondern  bei  der  fortschreitenden 
Verjüngung  der  Türkei  auch  in  Kleinasien,  Syrien,  Mesopota- 
mien nationale  Kolonisation  zu  üben  und  samt  den  Griechen 
in  jenen  Gebieten  sich  auszubreiten,  welche  schon  einmal  von 
Griechenland  und  von  Rom  aus  beherrscht  gewesen  sind.  Die 
Kraft,  mit  welcher  die  Italiener  in  Malta  und  in  Tunis,  zum 
Teil  in  Aepypten  selbst  unter  fremder  Kolonialherrschaft  sich 
geltend  machen,  beweist  ihre  Kolonisationskraft  für  das  ganze 
Mittelmeerbecken.  Deutschland  und  Oesterreich  haben  ein 
Interesse,  Italien  hierbei  gegen  Frankreich  und  gegen  orien- 
talische üebergriffe  Russlands  zu  unterstützen. 

Frankreich  erzeugt  im  Mutterland  zwar  nur  geringe 
Bevölkerungsüberschüsse  und  hat  eine  elfmal  geringere  Aus- 
wanderung als  Deutschland;  es  hat  aber  viel  Kapital  und  ist 
somit  zur  auswanderungsarmen,  aber  kapitalbedürftigen  Han- 
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dels-  und  Pflanzungkolonisation  bei  Naturyolkem  und  bei 
Halbkulturyölkern  vorzüglich  befähigt.  Dem  entspricht  seine 
neuere  Kolonialentwickelung,  welche  auch  Unbefangenen  — 
im  Gegensatz  zur  Mehrheit  der  Franzosen  selbst  —  als  eine 
recht  glückliche,  der  Eolonisationskraft  Frankreichs  ganz  an- 
gemessene bezeichnet  werden  muss.  Frankreich  treibt  franzö- 
sische Kolonisation,  soweit  es  dafür  Kolonisten  hat,  in  Algerien 
und  Tunisien,  und  hat  seit  1871  die  schon  erwähnten  Handels- 
und Pflanzungs-Kolonialgebiete  erworben,  welche  wohl  sehr 
viel  Kapital  beschäftigen  können,  aber  nur  wenige  europäische 
Arbeitskraft  brauchen.  Nur  die  absolutistische  Wirtschaft 
und  die  Eroberungssucht  gegen  Deutschland  haben  Frankreichs 
früheres  Kolonialmissgeschick  in  Nordamerika  und  sonst  er- 
zeugt. Das  definitive  Aufgeben  des  falschen  Expansionsdranges 
dem  Rheine  zu  wird  ihm  schon  in  Algerien  doppelt  und  drei- 
fach mehr  franzosisches  Volk  und  Land  wiedergeben,  als  es 
ursprünglich  deutsches  an  Deutschland  zurückgegeben  hat. 
Die  konventionelle  Phrase,  dass  die  Romanen,  insbesondere 
die  Franzosen,  kolonisationsunfahig  seien,  ist  nicht  richtig. 
Algerien,  wo  auch  der  Yolkszuwachs  über  denjenigen  im 
Mutterlande  zu  steigen  scheint,  widerlegt  es.  Vielmehr  sind 
die  Romanen  in  der  südlichen  gemässigten  Zone,  im  ganzen 
Nordafrika  und  Vorderasien,  in  Brasilien  und  sonst  in  tropi- 
schen und  subtropischen  Ländern  vorzüglich  kolonisationsfähig. 
Wer  denkt  dabei  nicht  an  die  Romanisierung  der  Provinz 
Afrika  vor  bald  2000  Jahren !  ? 

Als  ein  sehr  kolonisationfähiges  Volk  erweisen  sich  die 
Portugiesen.  Sie  haben  das  gewaltige  Brasilien  zu  romani- 
sieren  begonnen.  Bei  geringerem  Volkszuwachs  haben  sie 
stärkere  Auswanderung  als  Deutschland  und  schicken  den 
üeberschuss  ihrer  Arbeitskraft   in   nationale   Kolonialgebiete. 

Russland  hat,  was  den  Landbesitz  betrifft,  die  gün- 
stigsten Aussichten  nationalen  Wachstums  durch  Innen-  und 
durch  Grenzkolonisation.  Unter  den  grosseren  Mächten  steht 
es  bezüglich  der  Höhe  des  Volkszuwachses  obenan.  Allein  es 
hat  nicht  Kapital  genug,  um  rasch  zu  wachsen,  und  ver- 
schliesst  gerade  in  seinem  Kolonialgebiet  fremdem  Kapital  den 
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Ein-  und  Durchgang,  z.  B.  über  den  Kaukasus  und  durch 
Transkaukasien.  Selbst  die  innere  Handels-  und  Industrie- 
kolonisation von  russisch  Polen  aus  ist  durch  die  Moskauer 
Gegenströmung  der  nationalrussischen  Interessen  angefochten. 
Rasslands  Widerstreben  gegen  eine  internationale  Freiheit  der 
Handelskolonisation,  wie  solche  in  der  angloamerikanischen 
und  in  der  neuen  deutschen  Kolonialwelt,  sowie  in  ganz 
Zeutralaftika  zur  Geltung  gekommen  ist,  wird  wenigstens 
nicht  dazu  beitragen,  Russlands  üebermacht  Westeuropa 
gegenüber  zu  beschleunigen. 

Höchst  günstig  liegen  die  Dinge  für  die  Angelsachsen. 
Bei  grossem  Yolkszuwachs  und  starker  Wanderungsfahigkeit 
haben  sie  weite  Gebiete  und  reichliches  Kapital  für  jede  Art 
der  Kolonisation,  ebenso  für  Handels-  und  Pfianzungskoloni- 
sation  in  Ostindien,  Hinterindien  und  sonst,  wie  in  Australien, 
in  E^anada  und  in  den  Vereinigten  Staaten  für  Ackerbaukolo- 
nisation. Sie  verschlingen  auch  die  in  nationaler  Kolonisation 
un verwendbaren  Volksüberschüsse  fremdsprachiger  Völker:  der 
Kelten,  Skandinavier,  Deutschen  und  Schweizer;  noch  immer 
gehen  95%   der   deutschen   Auswanderer    nach  Nordamerika. 

Ueberblickt  man  alle  diese  Thatsachen,  so  erscheinen  sie 
auf  den  ersten  Blick  beängstigend  in  Beziehung  auf  unsere 
Weltstellung  in  einer  ferneren  Zukunft,  sowohl  den  Mongolen 
(Chinesen)  als  einigen  alten  Nationen,  den  Angloamerikanern, 
namentlich  Russland  gegenüber.  Zwar  haben  wir  jetzt,  wie 
gezeigt  wurde,  beträchtlichen  Kolonialbesitz  fast  im  Sturm 
und  ohne  Opfer  gewonnen;  allein  in  unseren  überseeischen 
Erwerbungen,  mögen  sie  auch  einst  vielen  Millionen  Beschäf- 
tigung geben,  werden  meist  Eingeborene  sein,  welche  von  einigen 
Zehntausenden  Deutscher  ähnlich  regiert  und  bevormundet 
werden,  wie  gegenwärtig  die  250  Millionen  Ostindier  von  den 
etlichen  140000  Europäern  regiert  sind,  die  in  Ostindien 
Aemter  und  Geschäfte  innehaben.  Nur  unangenehm  klingt 
ein  Wort  an  unser  Ohr,  wie  dasjenige  Charles  Dükers :  »durch 
Nordamerika  wird  England  zur  Welt  werden,  c  Von  den  be- 
kannten Ausbrüchen  des  russischen  Zukunftsstolzes  und  von 
der  Furcht    vor  der  Ausbreitung  der  Chinesen  zu  schweigen! 
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Gleichwohl  brauchen  wir  auch  nur  kolonialpolitisch  nicht 
gar  zu  schwarz  in  die  Zukunft  zu  blicken.  Der  Wert  unserer 
kolonialpolitischen  Erwerbungen  verblasst  vor  den  angeführten 
Zahlen  selbst  dann  nicht,  wenn  wir  ausser  Acht  lassen,  dass 
der  Jahreszuwachs  der  Russen  und  der  Tankees  vielleicht  bald 
rascher  abnimmt  als  jener  der  Deutschen.  Die  Ackerbaukolonieu 
sind  es,  welche  mit  der  Zeit  trotz  gleicher  Sprache  politisch 
und  bald  auch  volkswirtschaftlich  abfallen. 

Durch  die  amerikanische  Union  ist  England  eben  doch 
nicht  »zur  Welt  geworden. c  Die  50  Millionen  Tankees  nehmen 
dem  Mutterland  nur  wenig  mehr  an  Waren  ab,  als  die 
3  Millionen  Australiasiaten,  jene  24,  diese  28  Millionen  L.  St. 
im  Spezialhandel  des  Jahres  1885.  Die  Austral-Engländer  und 
Kanadier  aber  werden  sich  im  nächsten  Jahrhundert  industriell 
ebenso  selbständig  zu  machen  suchen  und  wissen,  wie  es  die 
Tankees  in  diesem  gethan  haben  und  immer  mehr  thun  werden. 
Die  Kolonisation  auch  der  gleichsprachigen  Ackerbaukolonien 
der  Neuzeit  wird  in  blossen  Handel  auslaufen  ^),  an  welchem 
dritte  Nationen  hervorragenden  Anteil  nehmen  können,  wie 
Deutschlands  Handel  mit  den  Vereinigten  Staaten  beweist. 

und  wer  weiss,  ob  denn  die  amerikanische  Union  selbst, 
ob  China,  ob  Russland  nicht  in  mehrere  Staaten  auseinander 
gehen  werden  ?  Noch  vor  einer  Generation  dachten  für  spätere 
Zeit-  Männer  wie  Alex.  v.  Humboldt  und  Wappäus  an  die 
Spaltung  der  Union.  Ob  Ruseland  zusammenbleiben  wird,  wenn 
das  ganze  Asien  bis  zu  dem  Hochland  von  Iran  und  bis  zu 
den  Scheidegebirgen  Ghina's  und  den  beiden  Indien  von  ihm 
kolonisiert  sein  wird,  ist  wenigstens  nicht  ganz  gewiss.  Ob  das 
mongolische  Halbkulturvolk  Ostasiens  seine  Einheit  auch  noch 
in  der  unabsehbaren  Zeit  behaupten  wird,  da  es  von  seiner 
heutigen  Stufe  (II)  der  Zivilisation  aus  die  Stufe  V  staatlicher 
und  kulturlicher  Entwickelung ")  erreicht  haben  wird,  steht 
ebenfalls  dahin.  Man  darf  nicht  vergessen,  dass  die  Ackerbau- 
kolonien der  Neuzeit,  wie  die  Halbkulturstaaten  Ostasiens  und 
die  Dependenzen  Russlands  und  Englands  nur  koloniale  Er- 
scheinungen jener  Entwickelungsstufe  II  darstellen,  die  weit- 

1)  Vgl  2.  Artikel.  —  2)  Vgl.  2.  Artikel. 
Zeltoobr.  1  BtMtiw.    1888.  II.  Heft,  20 
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geschichtlich  immer  und  überall  zu  jenen  später  wieder  in 
Nationalitaten  sich  spaltenden  Weltreichbildungen  geneigt  war. 

Fürchten  wir  uns  daher  nicht  zu  sehr  vor  einer  Zeit,  da 
die  Mongolen,  die  Russen  und  die  Angelsachsen  ihre  innere 
und  äussere  Kolonisation  zu  Ende  geführt  haben  werden. 
Nach  der  obigen  Berechnung  der  Volkszahl  für  1980  würden 
Deutschland,  Oesterreich-Ungam  und  Italien  zusammen  mit 
224?  Millionen  Einwohnern  gegen  263  Millionen  Bussen  und 
Franzosen  stehen.  Sie  würden  alsdann  gewiss  von  den  80  Mil- 
lionen Briten,  wohl  auch  von  der  Schweiz,  den  Niederlanden 
und  Skandinaviern,  wenn  nicht  von  den  Franzosen  selbst  gegen 
den  dann  »fürchterlichen  c  Panslavismus  unterstützt  sein  und 
an  den  Mongolen  wie  bei  den  Yankees  Gegengewicht  gegen 
ihre  jetzigen  Feinde  finden.  Busslands  und  Frankreichs  Inte- 
ressen und  Kräfte  wären  noch  kolonial  abgelenkt  und  etwas 
neutralisiert.  Auch  dann  werden  wir  —  allein  und  im  Bunde 
mit  Oesterreich-Üngarn  und  mit  Italien,  vielleicht  mit  den 
Schweizern  und  mit  den  Niederländern  —  in  der  Welt  noch 
etwas  zu  bedeuten  haben,  wenn  wir  nur  im  Handel  und  in 
der  Industrie  auf  der  möglichen,  noch  gesunden  Höhe  zu 
bleiben  verstehen  werden.  Dass  dies  komme,  dazu  hat  unsere 
Kolonial-,  Sozial-,  Schifffabrts-  und  Handelspolitik  denn  doch 
—  im  ganzen  —  den  richtigen  Weg  eingeschlagen.  Können 
wir  nur  sehr  beschränkt  deutschsprachige  Kolonien  gründen, 
so  können  wir  doch  dafür  sorgen,  möglichst  viel  von  unserem 
Bevölkerungsüberschuss  in  der  Heimat  zurückzuhalten  und  uns 
zu  Hause  selbst  nachhaltig  zu  verdichten.  Dies 
ist  nur  möglich  durch  sozialpolitisch  gesunde' Steigerung  unserer 
Industrie  und  unseres  Ackerbaues.  Diese  Steigerung  aber  ist 
wieder  nur  möglich  durch  starken  Anteil  an  einem  Verkehr 
mitHandels-  und  Pf  lanzu  ngskolonien,  in  welchem  wir 
denn  doch  neuestens  selbst  den  Engländern  rasch  zu  beneideten 
Bivalen  erwachsen  sind. 

Hier  tritt  ein  entscheidender  Gesichtspunkt  für  die 
Kolonialpolitik  der  Zukunft  hervor:  im  Gegensatz  zu  den 
Ackerbaukolonieu  sind  die  tropischen  und  die  subtropischen 
Pflanzungskolonien  auf  die  Dauer  willige  Nehmer  der  In- 
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dustrieprodukte  gegen  ihre  EolonialwareD.  Es  besteht  zwischen 
alten  Ländern  and  Pflanzungsreichen  ein  viel  stärkeres  und 
nachhaltigeres  Ergänzungsbedürfnis,  als  selbst  zwischen 
England  und  den  gleichsprachigen  Ackerbaukolonien.  Darum 
galt  es,  nachdem  unseren  Vorfahren  deutsche  Ackerbaukolonien 
zu  gründen  versagt  war,  nicht  auch  die  Beteiligung  an  der 
Handels-  und  Pflanzungskolonisation  der  Zukunft  zu  verlieren. 
In  letzterer  Beziehung  aber  ist  nicht  bloss  durch  die  Energie 
unseres  Handels  und  unserer  Industrie,  sondern  auch  durch 
unsere  Kolonial-,  Sozial-,  Kultur-,  Schifffahrts-  und  Handels- 
politik in  der  That  Bedeutendes  erreicht  worden. 

Wir  haben  Handels-  und  Pflanzungsgebiete  erworben, 
welche  sehr  entwickelungsfähig  sind. 

Wir  haben  über  unseren  eigenen  Kolonialboden  hinaus 
in  ganz  Zentralafrika  die  Gleichberechtigung  zu  Handel  und 
Kolonisation  durchgesetzt. 

Wir  haben  fQr  den  Handel  mit  China  und  Japan  das 
Prinzip  der  Handelsgleichberechtigung  aller  Nationen  zur 
Geltung  bringen  helfen  und  werden  es  aufrecht  erhalten  können. 

Wir  \\Bhen  eigene  Dampferlinien  nach  allen  grossen 
Kolonialgebieten,  neuestens  mit  Reichsunterstützung  zu  dem 
volkreichsten  Balbkulturstaate  mongolischer  Rasse  eingerichtet. 

Wir  haben  unseren  Industriearbeitern  mehr  Bildung  ver- 
schafft, als  irgendwo  sonst  anzutreffen  ist,  und  sozialpolitisch 
einen  Weg  betreten,  welcher  dafür  bürgt,  dass  die  weitere 
Steigerung  unserer  Industrie  nicht  proletarisch  sei. 

Unsere  Wehrkraft  ist  so  stark,  dass  wir  Hoffnung  haben, 
nicht  abermals  durch  Kriegsunglück  in  der  Kapitalkraft  hinter 
unsere  Handels-  und  Industrie- Rivalen  zurückgedrängt  zu 
werden,  wie  seit  Jahrhunderten  der  Schweiz,  Belgien,  Nieder- 
lande und  England  gegenüber. 

Kapital  und  Bevölkerung,  Bildung  und  Frieden  werden 
uns  zu  unserer  Behauptung  und  zu  unserem  weiteren  Empor- 
kommen nicht  mangeln,  wenn  wir  in  aufrichtiger  Friedens- 
politik auf  den  Wegen  weiter  gehen,  welche  wir  betreten  haben. 

Was  Handels-  und  Pflanzungskolonien  und  die  ihnen 
gleichzuachtenden    Halbkulturländer    des    Orients   wert    sind, 

20* 
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das  beweist  gerade  England*»  Handelsstatistik :  von  213  Mill. 
L.  St.  Gesamtansfohr  im  Spezialhandel  des  Jahres  1885  kamen 
auf  Türkei  und  Aegypten  9«,  auf  China  und  Japan  11s,  auf 
Brasilien,  Uruguay  und  Argentinien  II4,  auf  britisch  Indien, 
Ceylon  und  Straits-Settlements  32,  Westindien  Is,  zusammen 
66  Mill.  L.  St.  gegen  2I9  Mill.  L.  St  nach  den  Vereinigten 
Staaten,  25  nach  Australasien  und  7i  nach  Kanada  (zusammen 
54  Mill.  L.  St.).  Der  englische  Verkehr  mit  den  Handels-  und 
Pflanzungskolonien  überwiegt  also  schon  jetzt  denjenigen  mit 
den  drei  grossen  Ackerbaukolonien  und  er  wird  relativ  der 
nachhaltigere  bleiben.  Man  soll  daher  den  Wert  eigener 
Handels-  und  Pflanzungskolonien,  den  Verkehr  mit  denselben 
und  die  Sicherung  internationaler  Handels-Gleichberechtigung 
in  denselben,  sowie  im  Orient,  in  Hinterasien  und  in  Afrika, 
d.  h.  die  Schöpfungen  unserer  neuesten  üebersee-  und  Eolonial- 
politik  in  keiner  Weise  unterschätzen.  Samtliche  Wege  sind 
überall  eingeschlagen,  auf  welchen  wir  zu  der  überhaupt  mög- 
lichen und  noch  gesunden  Intensität  der  Beyölkerung  Deutsch- 
lands, seiner  Industrie  und  seines  Ackerbaues,  sowie  seines 
Handels-Einflusses  in  der  überseeischen  Welt  gelangen  können. 

Und  das  ist  erreicht  worden  ohne  nennenswerte  Opfer, 
ohne  Schädigung  des  Mutterlandes,  ohne  Gefahrdung  unserer 
näheren  und  ferneren  Zukunft! 

An  politischem  Einfluss  haben  wir  doch  gewiss  kein  Opfer 
gebracht,  sondern  nur  gewonnen. 

unsere  ganze  nationale  Militärkraft  bleibt  uns  und  unseren 
Bundesgenossen  ungeschmälert  zur  Verfügung  in  Europa  selbst. 
Unsere  Marine  hätte  jedenfalls  die  Meere  durchsegeln  müssen  ; 
jetzt  thut  sie  es  nicht  mehr  zwecklos.  Die  Kolonien  werden 
wir  stets  in  ICüropa  verteidigen,  im  unwahrscheinlichen  Not- 
falle  im  Bunde   mit  Flotten    dritter  Staaten    gegen  England. 

In  unseren  Kolonien  selbst  sind  &st  durchaus  nur  Lokal- 
polizei-Streitkräfte erforderlich,  und  selbst  die  Nomaden  und 
Araber  Ostafrika's  werden  mehr  als  einige  abgesondert  organi- 
sierte Regimenter  von  Schwarzen  unter  europäischen  Offizieren 
und  Unteroffizieren  wohl  nie  nötig  machen. 

Die  Subvention,  welche  die  ostasiatische  Dampferliuie  in 
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Anspruch  nimmt,  bedroht  unsere  Finanzen  nicht.  Sie  wird 
sich  dem  Handel  und  der  Industrie  bezahlt  machen.  Wir 
haben  es  auch  in  der  Hand,  die  Ausgaben  für  die  erworbenen 
Kolonien  auf  einem  Minimum  niederzuhalten,  wenn  wir  nach 
dem  Ghnindsatz  vorgehen,  die  Pflanzungskolonisation  nicht 
rascher  und  weiter  vorzutreiben,  als  es  möglich  ist,  durch 
Eolonial-Auflagen,  welche  dann  auch  nur  fQr  die  Kolonien 
selbst  verausgabt  werden  dürfen,  die  Kosten  der  zivilen  und 
militärischen  Eolonialverwaltung,  etwa  auch  die  schliesslich 
steigende  Tilgung  langsichtiger  erster  Vorschüsse  und  Zins- 
garantien, zu  bestreiten.  Bei  dem  Boden-Reichtum  unserer 
tropischen  Kolonien  und  bei  der  Arbeitsgewohnung  der  Ein- 
geborenen, die  wir  nachgewiesen  haben,  ist  dies  vielleicht 
nur  eine  Frage  geschickter  Organisation  der  Arbeit  durch 
Mitinteressierung  der  bestehenden  Häuptlingsgewalten. 

Die  innere  Verfassung  und  Verwaltung  Deutschlands 
wird  durch  die  vormundschaftliche  Herrschaft  über  Natur- 
völker in  keiner  Weise  bedroht  und  verändert.  Die  Kolonial- 
regierung ist  an  Gesellschaften  und  Vereine,  soweit  sich  solche 
nur  fanden,  abgetreten  worden. 

Die  Gegensätze  gegen  die  europäischen  Mächte  sind  für 
Deutschland  durch  die  Kolonialpolitik  nirgends  verschärft, 
sondern  relativ  eher  geschwächt  worden.  England,  Frank- 
reich, Italien  und  Russland  sind  in  Afrika  und  in  Asien  weit 
mehr  in  grosse  kolonialpolitische  Gegensätze  gegeneinander 
hineingerathen,  als  es  für  Deutschland  irgend  einer  dieser 
Mächte  gegenüber  der  Fall  gewesen  ist.  Etwaigen  Kolonial- 
konflikten ist  überdies  durch  die  Berliner  Qeneralakte  und 
weiter  durch  die  Machtsphärenverträge  mit  England  in  Ost- 
afrika und  in  Neuguinea,  sowie  mit  England  und  mit  Frank- 
reich in  Westafrika  ängstlich  vorgebaut  worden.  Frankreich 
ist  in  seiner  jüngsten  kolonialen  Expansion,  durch  welche  es 
jetzt  in  Hinsicht  auf  die  Zahl  der  Kolonialbevölkerung  neben 
den  Niederlanden  sogleich  hinter  Grossbritannien  folgt,  deut- 
scherseits nur  gefördert  worden;  vielleicht  gelingt  es,  dass 
diese  koloniale  Expansion  es  versöhnt,  und  dass  es  die  Erobe- 
rung zum  Rhein  hin   endgültig  aufgibt,    was   der   einstigen 
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Sammlung  der  alten  Nationen  gegenüber  dem  Panrussismus  und 
gegenüber  den  grossen  neuen  Weltreichen  der  Zukunft  nur  zu 
statten  käme.  Zur  Kolonisation  des  Gebietes  der  heutigen 
Türkei,  d.  h.  in  der  sog.  »orientalischen  Frage,€  sowie  zum 
Schutze  der  Gleichberechtigung  aller  Handelsflaggen  in  Ostasien 
besitzt  keine  Macht  eine  so  günstige,  natürlich  leitende  und 
versöhnende  Stellung  zwischen  den  einander  ausschliessenden 
Sonderbestrebnngen  Russlands  und  Englands,  Italiens  und  Frank- 
reichs, Oesterreichs  und  Russlands,  wie  gerade  Deutschland. 

Die  überseeische  Eolonialpolitik  Deutschlands  hat  hiernach 
die  Stellung  des  Mutterlandes  in  keiner  Weise  geschädigt, 
sondern  gebessert.  Mau  darf  ihr  wirklich  nachsagen,  dass  sie 
keinen  Schritt  weiter  in's  Wasser  gegangen  ist,  als  sie  sicheren 
Boden  gesehen  hat. 


Damit  endigen  wir  unsere  kolonialpolitischen  Stu- 
dien. Vielleicht  haben  dieselben  einiges  zur  Revision  der 
Eolonialtheorie  beigetragen.  Sie  haben  aber  auch  mehr  Raum 
in  Anspruch  genommen,  als  wir  bei  Beginn  derselben  voraus- 
sehen konnten.  Anderenfalls  hätten  wir  hier  die  Ergebnisse 
für  die  spezielle  Revision  der  Eolonialtheorie  zu  einer  Schluss- 
übersicht zusammengefasst.  Wir  dürfen  dies  entgegen  der  im 
ersten  und  zweiten  Artikel  ausgesprochenen  Absicht  unter- 
lassen, da  der  Leser,  der  dazu  ein  Bedürfnis  empfindet,  die 
Zusammenstellung  leicht  vollziehen  kann.  Soviel  glauben  wir 
jedoch  sagen  zu  dürfen  und  sagen  zu  sollen,  dass  die  grund- 
legenden Erörterungen  kolonialtheoretischer  Natur,  welche 
unser  zweiter  Artikel  (Jahrgang  1887,  S.  123—217)  versucht 
hat,  in  den  nachfolgenden  thatsächlichen  Nachweisungen  des 
dritten  und  des  vierten  Artikels  durchgehende  Bestätigung 
gefunden  haben. 

Nachschrift.  Beim  Schluss  des  Druckes  dieses  Aufsatzes 
wird  bekannt,  dass  der  Sultan  von  Sansibar  seine  Hoheitsrechte 
an  dem  ostafrikanischen  Eüstensaum  wirklich  au  die  deutsch- 
ostafrikanische  Gesellschaft  abgetreten  hat.  Dies  ist  nicht  bloss 
ein  bedeutender  Zuwachs  an  Eolonialmacht,  sondern  auch  an 
Aussicht  auf  friedliche  Entfaltung  deutscher  Eolonialmacht. 
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Beg.-Bftt  XL.  Prot  der  SUatswiisenMhftften  an  der  UnlTenit&t  Gsernowitx. 


Der  Begriff  der  ständisohen  Ordnung. 

Die  Thatsacbe,  dass  die  gesamte  wirtschaftliche  Gesetz- 
gebung der  europäischen  Kulturstaaten  seit  der  grossen  fran- 
zosischen Revolution  einen  überwiegend  negativen  Charakter 
hatte,  d.  h.  dass  eine  Reihe  gesetzlicher  Einrichtungen  einfach 
aufgehoben  wurde,  ohne  dass  neue  an  ihre  Stelle  gesetzt 
worden  wären,  ist  eine  bekannte  und  wurde  auch  nie  ge- 
leugnet. Im  Gegenteile  war  die  ältere  (5mt^A'sche)  National- 
ökonomie sich  ihrer  destruktiven  Tendenzen  voll  und  klar 
bewusst;  galt  es  doch  Institutionen  zu  beseitigen,  die  —  wie 
man  damals  allgemein  glaubte  —  sich  vollständig  überlebt 
hatten  und  als  unberechtigte  Anachronismen  in  die  Gegenwart 
herein  ragten,  Institutionen,  die  allüberall  hemmend  im  Wege 
standen  und  jeden  Fortschritt  unmöglich  machten.  Viel  später 
erst,  als  das  Zerstörungswerk  schon  ziemlich  weit  vorgeschritten 
war,  und  die  Folgen  der  dadurch  herbeigeführten  »Atomisie- 
rungc  der  Gesellschaft  sich  in  steigendem  Masse  unangenehm 
bemerkbar  zu  machen  begannen,  begann  allmählich  die  Ueber- 
zeagung  sich  Bahn  zu  brechen,  dass  der  niedergerissene  Bau 
ein  Wohnhaus  war,  ein  Wohnhaus,  das  allerdings  im  Laufe 
der  Jahrhunderte  unerträglich   eng   und  unbequem  geworden 
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war,  das  aber  in  der  Zeit,  da  es  erbaut  wurde,  der  mensch- 
licheu  Geselbchaft  ein  schützendes  und  behaglich  eingerichtetes 
Obdach  geboten  hatte.  Seither  begann  das  allgemeine  Interesse 
sich  der  Frage  des  Wiederaufbaues,  d.  h.  der  Herstellung 
einer  neuen  Wirtschafts-  und  Gesellschaftsordnung  zuzuwenden, 
und  wenn  auch  anfönglich  die  Meinungen  über  dasjenige,  was 
zu  geschehen  habe,  weit  auseinander  gingen,  so  haben  sich 
dieselben  im  Laufe  der  Jahre  so  weit  geklärt,  das»  man  gegen- 
wärtig  ungefähr   fünf  Hauptströmungen   unterscheiden   kann. 

Die  erste  derselben,  die  gewissermassen  den  äussersten 
linken  Flügel  bildet,  wird  durch  die  Freihandelsschule  reprä- 
sentiert. Diese  will  allerdings  im  allgemeinen  von  positiven 
gesetzlichen  oder  sonstigen  staatlichen  Eingriffen  nicht  viel 
wissen,  allein  indem  sie  die  »Selbsthilfec  predigt,  empfiehlt 
sie  den  wirtschaftlich  Schwachen  sich  in  freien  Genossen- 
schaften zu  vereinigen,  also  sich  freiwillig  genossenschaftlich 
zu  organisieren,  um  auf  diese  Weise  mit  vereinten  Kräften 
ihre  Interessen  zu  wahren  und  eine  Besserung  ihrer  Lage 
anzustreben. 

Diesem  äussersten  linken  Flügel  gegenüber  repräsentieren 
die  Anhänger  der  verschiedenen  ganz-  oder  halbkommunisti- 
schen Systeme  das  entgegengesetzte  Extrem.  Sie  fordern  die 
weitestgehende  staatliche  Einmischung  und  erwarten  die  Ab- 
hilfe nur  vom  sozialdemokratischen  »Volksstaatc  der  Zukunft, 
der  das  private  Eigentum  wenigstens  an  den  Produktions- 
mitteln abschaffen  und  durch  das  Kollektiveigentum  ersetzen 
und  die  gesamte  Produktion  auf  genossenschaftlicher  Basis 
einheitlich  regeln  und  organisieren  soll. 

Zwischen  diesen  beiden  entgegengesetzten  Polen  mitten 
drin  bewegen  sich  verschiedene  gemässigtere  Strömungen, 
unter  denen  namentlich  drei  hervortreten,  die  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  sieh  auch  geographisch,  beziehungsweise  kon- 
fessionell abgrenzen  lassen. 

Die  eine  derselben  —  wenn  man  sie  so  bezeichnen  darf 
—  ist  die  romanisch-katholische.  Sie  herrscht  namentlich  in 
Frankreich  und  Belgien  vor,  steht  der  freihändlerischen  Rich- 
tung näher  und  kennzeichnet   sich   dadurch,    dass    die  Kirche 
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in  ihren  sozialen  RefonabeBtsebungen  die  Prineipien  des  wirt- 
BchafUiohen  Liberalismus  nicht  antastet.  Die  Staatsgewalt 
wird  nicht  angerufen,  um  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung 
oder  der  Administration  im  arbeiterfreundlichen  Sinne  einzu- 
greifen, sondern  der  Klerus  appellirt  an  den  christlichen  Sinn 
der  Arbeiter  wie  der  Arbeitgeber  und  sucht  auf  das  Pflicht- 
gefühl beider  Teile  einzuwirken.  Die  Arbeiter  werden  ermahnt, 
ihre  übernommenen  Pflichten  gewissenhaft  zu  erfüllen  und 
im  Arbeitgeber  gewissermassen  ihren  Vater  zu  verehren;  der 
letztere  hingegen  soll  die  Arbeiter  wie  seine  Kinder  betrachten, 
er  soll  auf  alle  Weise  für  ihr  geistiges  und  leibliches  Wohl 
sorgen  und  alles  thun,  was  in  seinen  Kräften  steht,  um  ihre 
Lage  zu  verbessern. 

Den  Gegensatz  zu  dieser  bildet  die  deutsch-protestantische 
Strömung,  die  sich  kurz  durch  das  Schlagwort  »Staatssozialis- 
musc  charakterisieren  lässt.  Ist  die  romanisch-katholische 
Strömung  innerlich  bis  zu  einem  gewissen  Grade  dem  Man- 
cbestertum  verwandt,  so  nähert  sich  die  deutsch-protestantische 
insofern  der  kommunistischen  Richtung,  als  sie  wie  diese  die 
Abhilfe  vom  Staate,  allerdings  nicht  vom  sozialdemokratischen 
»Volksstaate«,  sondern  vom  heutigen  Staate  erwartet,  und 
demgemäss  die  »Verstaatlichung«  der  wichtigsten  Produktions-, 
beziehungsweise  Geschäftszweige,  wie  des  Kommunikations-, 
Bank-,  Versicherungswesens  etc.  fordert. 

Einen  Mittelweg  zwischen  diesen  beiden  letztgenannten 
Richtungen  endlich  sucht  eine  dritte  Strömung  einzuschlagen, 
die  man  vielleicht  als  die  deutsch-katholische  bezeichnen  darf. 
Ihre  Heimat  ist  Deutschland  und  Oesterreioh  und  ihre  Be- 
strebungen sind  in  erster  Reihe  auf  die  Wiederherstellung 
einer  »ständischen«  oder  »korporativen«  Gliederung  der  Ge- 
sellschaft gerichtet. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  eine  derartige  Klassifizie- 
rung einer  im  Flusse  befindlichen  Bewegung  jedesmal  nur 
bedingungsweise  auf  Richtigkeit  Anspruch  machen  kann,  uud 
dies  gilt  insbesondere  auch  für  die  Charakteristik  der  drei 
letztgenannten  Richtungen.  Die  Bezeichnung  derselben  als 
romanisch-katholisch,  deutsch-protestantisch  und  deutsch-katho- 
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lisch  ist  nämlich  nur  insofern  zutreffend,  als  es  sich  um  die 
vorwiegende  Haltung  der  katholischen  and  der  protestantischen 
Parteien  in  Frankreich  und  Belgien  einerseits,  in  Deutschland 
und  Oesterreich  andererseits  handelt.  Diese  Bezeichnung 
schliesst  aber  begreiflicher  Weise  nicht  aus,  dass  etwa  roma- 
nische oder  deutsche  Katholiken  sich  dem  Staatssozialismus 
zuneigen,  oder  dass  umgekehrt  deutsche  Protestanten  die 
Wiederherstellung  einer  standischen  Gliederung  der  Gesell- 
schaft anstreben. 

Was  nun  die  auf  die  Wiederherstellung  einer  standischen 
Ordnung  abzielende  Bewegung  anbelangt,  mit  der  die  nach- 
folgenden Blätter  sich  eingehender  beschäftigen  sollen,  so 
wird  dieselbe  in  Oesterreich  vorwiegend  von  der  Freiherr  von 
Vogelsang^Qchen  »Oesterreichischen  Monatschrift  f&r  christliche 
Sozialreform  etcc  (Wien,  Heinrich  Kirsch),  sowie  von  der 
katholischen  Tagespresse  propagiert.  In  Deutschland  sind  ins- 
besondere Schäffle  und  Hitze  die  hervorragendsten  Vertreter 
dieser  Richtung.  Speziell  Schäffle  darf  sich  rQhmen,  dass  er 
bereits  im  Jahre  1856,  also  in  einer  Zeit,  da  der  flache  Ra- 
tionalismus und  Liberalismus  des  Manchestertums  in  seiner 
üppigsten  BlQte  stand,  Wert  und  Eigenart  einer  neu  korpora- 
tiven Gliederung  der  Gesellschaft  erkannt  und  in  verschiedenen 
in  der  »Deutschen  Vierteljahrschriftc  veröffentlichten  Aufsätzen 
(»Abbruch  und  Neubau  der  Zünfte  —  »Vergangenheit  und 
Zukunft  der  deutschen  Gemeindec  —  »Der  moderne  Adels- 
begriffc  —  reproduziert  in  seinem  jüngsten  Buche:  »Gesam- 
melte Aufsätzec,  Tübingen,  1885)  verfochten  hat,  und  dass 
er  dieser  Anschauung  bis  zum  heutigen  Tage  treu  geblieben 
ist.  Ebenso  hat  P.  Franz  Hitze  in  seinem  Buche:  »Kapital 
und  Arbeit«  (Paderborn,  1881)  diesen  Gedanken  eingehender 
bebandelt  und  haben  auch  andere  Autoren,  wie  beispielsweise 
K.  Chr.  Planck  (>Halbes  und  ganzes  Recht«,  Tübingen,  1885) 
sich  in  gleichem  Sinne  ausgesprochen.  Alle  diese  Schriftsteller 
begnügen  sich  jedoch,  auseinander  zu  setzen,  wie  sie  sich  die 
künftige  oder  wünschenswerte  ständische  oder  korporative 
Gliederung  der  Gesellschaft  vorstellen  und  welche  Vorteile  sie 
von  derselben  erwarten,  und  müssen  es  unterlassen,  die  Frage 
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nach  der  ständischen  Ordnung  im  Mittelalter  ausführlich  zu 
beantworten,  und  selbstverständlich  noch  weniger  darf  man 
erwarten,  einer  derartigen  Darstellung  in  der  Tagespresse  zu 
beg^nen.  Gerade  die  Beantwortung  dieser  Frage  aber  ist  von 
Bedeutung,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  wir  nach  der 
ganzen  Natur  unseres  Denkens  immer  nur  vom  Bekannten 
auf  das  unbekannte  zu  schliessen  vermögen,  und  weil  dem- 
gemäss  die  Frage,  ob  von  einer  künftigen  korporativen  Glie- 
derung der  Gesellschaft  eine  Besserung  der  wirtschaftlichen 
Zustände  zu  erwarten  sei,  sofort  die  weitere  Frage  hervorruft, 
ob  und  aus  welchen  Gründen  die  ständische  Ordnung  einer 
früheren  Epoche  auf  die  damalige  Volkswirtschaft  wohlthätig 
zurückgewirkt  habe. 

Die  Frage  nun,  worin  das  eigentliche  Wesen  der  ständi- 
schen Ordnung  im  Mittelalter  bestand,  ist  durchaus  nicht  so 
einfach  zu  beantworten,  als  es  auf  den  ersten  Blick  zu  sein 
scheint.  Im  gewöhnlichen  Leben  ist  man  allerdings  geneigt, 
bei  dem  Worte  »Stande  an  die  alten  »Landständec  oder  an 
eine  gewisse  Vererblichkeit  des  Berufes  zu  denken,  und  meint 
damit  das  Wesen  des  »Standest,  sei  es  nach  seiner  politischen, 
sei  es  nach  seiner  wirtschaftlichen  Seite  hin,  erschöpft  zu 
haben.  Sieht  man  jedoch  genauer  zu,  so  zeigt  sich^s,  dass 
hiermit  so  gut  wie  gar  nichts  gewonnen  ist.  Die  ehemaligen 
»Landstände«  —  Klerus,  Adel  und  StÄdte  —  nämlich,  die 
auf  den  früheren  ständischen  Landtagen  vereint  beisammen 
sassen,  erschöpfen  nicht  einmal  das  Wesen  der  ständischen 
Verfassung,  weil  sie  selbst  nur  Vereinigungen  kleinerer  Ver- 
bände waren.  Sie  repräsentieren  gewissermassen  nur  die  weit- 
hin sichtbare  Spitze  oder  E[rönung  des  Gebäudes,  lassen  aber 
seine  innere  Struktur  gar  nicht  hervortreten.  Die  mehr  oder 
weniger  unabänderliche  Vererbung  des  Berufes  vom  Vater 
auf  den  Sohn  andererseits,  die  wohl  im  Mittelalter  so  ziemlich 
die  Regel  bildete,  ist  zwar  das  charakteristische  Merkmal  der 
alt-ägyptischen  oder  alt-indischen  »Kaste«,  gibt  aber  über 
die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  des  »Standes«  keinen 
weiteren  Anfschluss.  Thatsächlich  ist  auch  das  Wesen  der 
ständischen  Ordnung  im  Mittelalter  nach  einer  ganz  anderen 
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Richtung  bin  zu  suchen  und  besteht  dasselbe  in  der  bekannten 
Thatsache,  dass  die  gesamte  bürgerliche  Gesellschaft  jener 
Zeit  in  lauter  korporativ  geeinigte  grössere  und  kleinere 
Ejeise  zerfiel 

Diese  Antwort  scheint  allerdings  sehr  einfEUsh  und  leicht 
verständlich  zu  sein,  allein  so  gar  einfach  ist  die  Sache  denn 
doch  nicht;  denn  bei  genauerer  Betrachtung  zeigt  sich 's,  dass 
die  Zahl  dieser  korporativen  Einungen  des  Mittelalters  nahezu 
unabsehbar  ist,  und  dass  sie  im  Einzelnen  in  der  mannigfial- 
tigsten  Weise  voneinander  abweichen.  Die  deutsche  Litteratur 
besitzt  in  Otto  Gierhe's:  »Das  deutsche  Genossenschaflsrechtc 
(3  Bände,  Berlin,  1868,  1873  und  1881)  ein  Werk,  welches 
in  ebenso  umfassender  als  eingehender  Weise  es  versucht, 
jene  vielgestaltigen  germanischen  Einungen  seit  dem  ersten 
Auftreten  der  deutschen  Stämme  bis  zum  heutigen  Tage  zu 
verfolgen,  sie  nach  ihren  verschiedenen  Richtungen  hin  zu 
untersuchen  und  ihr  Wesen  klar  zu  legen.  Allein  gerade  das 
Studium  des  Gierke'sohen  Werkes  führt  zu  dem  Ergebnisse, 
dass  es  unendlich  schwer  ist,  das  Wesen  jener  mittelalterlichen 
Einungen  in  wenigen  Worten  erschöpfend  zusammen  zu  fassen. 
Dies  gilt  ganz  besonders  von  der  juristischen  Seite  dieser 
Gebilde,  die  in  gewisser  Beziehung  der  römisch-rechtlichen 
Korporation  ziemlich  nahe  kommen,  allein  nach  mehr  als 
einer  Richtung  hin  sich  von  diesem  uns  geläufigen  Begriffe 
und  von  den  übrigen  verwandten  Institutionen  des  Pandekten- 
rechtes so  wesentlich  unterscheiden,  dass  Gierice  sie  mit  einem 
besonderen  Namen,  und  zwar  mit  dem  der  »deutschen  Ge- 
nossenschaft« bezeichnen  zu  sollen  glaubt. 

Glücklicher  Weise  ist  die  Frage  nach  der  juristischen 
Seite  dieser  Einungen  unter  den  Deutschen  im  Mittelalter 
für  den  vorliegenden  Zweck  von  untergeordneter  Bedeutung 
und  können  wir  uns  hier  mit  der  Thatsache  begnügen,  dass 
all  die  unzähligen  Genossenschaften  des  Mittelalters,  wie  bei- 
spielsweise die  Markgenossenschaften,  die  verschiedenen  Arten 
der  Gilden,  die  Kaufmannsgilden,  die  Handwerkerzünfte,  die 
Bürgerschaften  der  Städte  mit  ihren  verschiedenen  Unterab- 
teilungen, die  Städtebündnisse,  die  Adelsbünde,  die  Ritterorden, 
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die  Unionen  der  Kleriker,  die  üniversitäfcen  etc.  etc.  Vereini- 
gungen von  Berufsgenossen  zur  Wahrung  ihrer  Interessen 
waren,  und  dass  sie  in  gewisser  Beziehung  den  uns  geläufigen 
Korporationen,  beziehungsweise  den  heutigen  Vereinen  ziem- 
lich nahe  kamen.  Mit  einem  Worte:  das  Wesen  der  »standi- 
schen Ordnungc  im  Mittelalter  und  der  nachfolgenden  Zeit 
ist  weder  darin  zu  suchen,  dass  auf  den  Landtagen  jener 
Epoche  die  Landstände  zusammen  kamen  und  Beschlüsse 
fiassten,  noch  in  dem  Umstände,  dass  in  der  grossen  Mehrzahl 
von  Fallen  der  Beruf  sich  vom  Vater  auf  den  Sohn  vererbte, 
sondern  in  der  Thatsache,  dass  allerorts,  und  zwar  von  den 
Territorialherren  und  Städten  angefangen  bis  hinunter  zu  den 
Soldknechten,  Spielleuten  und  Bettlern  sich  die  Gleichgestellten 
oder  Berufsgenossen  zu  korporativen  Vereinigungen  dauernd 
zusammen  schlössen,  um  mit  vereinten  Kräften  ihre  Berufs- 
und Standesinteressen  zu  vertreten  und  zu  schützen.  Und  so 
mächtig  war  der  Einigungstrieb  jener  Zeit,  dass  er  sich  nicht 
auf  die  nächste  Umgebung  beschränkte,  sondern  häufig  auch 
weitere  Kreise  umfasste,  Kreise,  die  wohl  in  der  Regel  wie 
mehr  oder  weniger  konzentrische  Ringe  sich  umeinander 
lagerten,  mitunter  jedoch  auch  sich  gegenseitig  durchschnitten. 
Die  Angehörigen  desselben  Handwerks  beispielsweise  waren 
in  der  Zunft  geeint;  die  verschiedenen  Handwerkerzünfte  der- 
selben Stadt  vereinigten  sich  zu  einer  Gesamtgilde  (der  mit- 
unter sogenannten  »Kleinen«  Gilde);  die  Gesamtgilde  der 
Handwerker  verband  sich  mit  den  Gilden  der  oberen  Stände 
(Patrizier,  Kaufleute,  Münzherren  u.  dergl.),  so  dass  die  ge- 
samte Bürgerschaft  der  betrefl^nden  Stadt  eine  geschlossene 
Einheit  kleinerer  Verbände  darstellte.  Die  benachbarten  Städte 
wieder  schlössen  Bündnisse  nach  sog.  »Quartieren«,  die  ihrer- 
seits wieder  sich  zur  grossen  deutschen  Hansa  zusammen- 
schlössen; oder  aber  schlössen  die  Städte  Bündnisse  mit  der 
vereinigten  Ritterschaft  oder  mit  dem  Klerus  (den  Prälaten) 
des  Landes  u.  dergl.  Dies  hinderte  aber  nicht,  dass  eventuell 
die  gleichen  Zünfte  der  verschiedenen  Städte  im  Lande  (die 
deutschen  Steinmetzen  oder    Maurer!)   sich  zu  einer   grossen 
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Gesamtzunft  des  betreffenden  Handwerks  im  ganzen  Lande 
zusammenschlössen  u.  dergl.  m. 

Von  den  heutigen  Vereinen  unterscheiden  sich  diese 
mittelalterlichen  Einungen  namentlich  nach  drei  Richtungen 
hin.  Einmal  waren  sie  zumeist  Zwaugsvereinigungen,  denen 
der  Einzelne  angehören  musste,  während  unsere  heutigen 
Vereine  bekanntlich  nach  dem  Prinzip  der  Freiwilligkeit  organi- 
siert sind.  Zum  zweiten  waren  die  mittelalterlichen  Genossen- 
schaften in  der  Regel  dauernde  Berufsgenossenschafteu,  welche 
die  Berufsgenossen  dauernd,  d.  i.  während  ihres  ganzen  Lebens 
verbanden,  wohingegen  wir  unseren  heutigen  Vereinen  zumeist 
nur  vorübergehend  angehören ;  wir  treten,  ohne  lange  zu 
überlegen,  einem  Vereine  bei,  treten  aber  ebenso  leicht  wieder 
aus  demselben  aus,  wenn  wir  finden,  dass  der  Verein  den 
gehegten  Erwartungen  nicht  entspricht.  Endlich  drittens  hat 
sich  unser  heutiges  Vereinsleben  ausserordentlich  reich  ent- 
wickelt und  nach  den  verschiedensten  Richtungen  hin  differen- 
ziert. Wir  haben  heute  alle  erdenklichen  Vereine,  deren  jeder 
einen  besonderen  und  ganz  bestimmten  Zweck  verfolgt  (etwa 
ein  Bicycle-  oder  ein  Billard-Klub!),  und  jeder  von  uns  ist 
Mitglied  von  mindestens  einem  halben  Dutzend  derartiger 
Vereine.  Dem  entgegen  waren  die  mittelalterlichen  Genossen- 
schaften >  Brüderschaften  c,  d.  i,  Vereinigungen,  welche  ihre 
Teilnehmer  gewissermassen  zu  Mitgliedern  einer  grossen 
Familie  machen  sollten  und  demgemäss  die  verschiedenartig- 
sten —  religiöse,  sittliche,  gesellige,  wirtschaftliche,  privat- 
und  öffentlich-rechtliche  —  Zwecke  gleichzeitig  verfolgten. 
Die  mittelalterliche  Gilde  war  keine  Vereinigung  zu  einem 
besonderen  Zwecke,  sondern  eine  Genossenschaft,  welche  — 
wie  Gierke  wiederholt  hervorhebt  —  so  zu  sagen  den  ganzen 
Menschen  nach  allen  Seiten  seines  Lebens  hin  umfasste. 

Es  ist  begreiflich,  dass  derartige  Vereinigungen,  welche 
ihre  Mitglieder  auf  Lebenszeit  verbanden,  welche  dieselben 
ferner  zu  gemeinsamer  Arbeit  vereinigten  und  sie  überdies  in 
ihrem  privaten  Familienleben  Freud  und  Leid  miteinander  teilen 
Hessen,  einen  ganz  anderen  und  viel  festeren  Kitt  abgaben, 
als   unser   heutiges  Vereinswesen,    welches    uns    wohl    wegen 
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seiner  grösseren  Mannigfaltigkeit  mit  einer  viel  grösseren 
Zahl  von  Personen  in  Berührung  bringt,  welches  aber  auf  die 
persönlichen  Beziehungen  der  Vereinsmitglieder  kaum  nach- 
haltiger zurückwirkt  als  ein  zufälliges  Zusammentreffen  im 
Eisenbahnkonpee.  und  ebensowenig  kann  es  einem  Zweifel 
unterliegen,  dass  jene  innigen  und  dauernden  Verbrüderungen 
das  gesamte  soziale  Leben  des  Mittelalters  nach  seiner  wirt- 
schaftlichen wie  nach  seiner  politischen  Seite  hin  auf  das 
Elinschneidendste  beeinflussen  mussten.  Die  Frage  nach  der 
wirtschaftlichen  und  politischen  Bedeutung  der  standischen 
Ordnung  im  Mittelalter  ist  daher  wohl  keine  ganz  müssige. 
Indessen  dürfte  es,  ehe  an  die  Beantwortung  derselben  ge- 
schritten werden  soll,  angemessen  sein,  vorher  das  eigentliche 
Wesen  dieser  mittelalterlichen  Einungen  oder  wenigstens  ihrer 
hauptsächlichsten  Formen  an  der  Hand  des  vorhin  erwähnten 
Crierke' sehen  Werkes  kurz  zu  skizzieren.  Sollte  der  kundige 
Leser  finden,  dass  diese  Darstellung  nur  Bekanntes  reprodu- 
ziert, so  möge  er  die  beiden  folgenden  Abschnitte  (1  und  2) 
überschlagen.  —  Mir  schienen  dieselben  nicht  überflüssig,  und 
zwar  einmal  mit  Bücksicht  auf  die  Vollständigkeit  des  Bildes, 
dann  weil  so  manches,  was  auf  den  ersten  Blick  als  längst 
bekanntes  und  daher  überflüssiges  Detail  erscheint,  sich  hinter- 
her wegen  der  daran  sich  knüpfenden  Konsequenzen  als  ein 
mehr  oder  weniger  wesentliches  Moment  erweist 

1.  Die  ländlichen  Qenossenschaften. 

Sie  sind  weitaus  die  ältesten  unter  den  »deutschen  Ge- 
nossenschaften c  GierJce  (a*  a.  0.  I.  pag.  60—79)  schildert 
die  Entstehung  und  das  Wesen  derselben  in  folgender  Weise : 

»Es  waren  kleinere  durch  Geschlechts-  oder  Stammes- 
freundschaft verbundene  Genossenschaften,  denen  bei  der  An- 
siedelung die  Bildung  der  eigentlichen  Gemeind^enossen- 
schaften  zufiel.  In  der  Regel  Geschlechter,  auch  wohl  Zweige 
eines  grossen  Geschlechtes  oder  Vereine  mehrerer  Geschlechter, 
hier  und  da  wohl  auch  kleinere  Hundertschaften,  immer  aber 
einheitliche  und  von  dem  Gefühle  engster  Lebensgemeinschaft 
durchdrungene  Genossenschaften  okkupierten  eine  Mark,  oder 


316  Dr.  Friedrich  KleinwÄchter  : 

erhielten  sie  von  der  grösseren  Mark  angewiesen,  um  sie  ge- 
meinschaftlich ZQ  benutzen.  Damit  wurde  die  Gesamtheit 
Grundherrin  und  Eignerin  der  Mai'k,  und  ihr  Beschluss  war 
es,  welcher  die  Art  der  Ansiedelung  und  die  Verteilung  von 
Grund  und  Boden  bestimmte.  In  der  Ausführung  schlug  sie 
in  Deutschland,  wie  es  scheint,  von  je  einen  doppelten  Weg 
ein.  Entweder  —  und  das  war  in  dem  bei  weitem  grössten 
Teile  unseres  Vaterlandes  der  Fall  —  sie  gründete  ein  Dorf, 
indem  sie  den  Ackerbau  als  eine  genossenschaftliche  Ange- 
legenheit betrachtete,  oder  sie  siedelte  sich,  von  Terrainverhält- 
nissen oder  Stammesneigung  bewogen,  wie  besonders  in  West- 
falen und  den  Alpen,  in  Einzelnhöfen  an,  indem  sie  die 
genossenschaftliche  Gemeinschaft  auf  Viehweide  und  Wald- 
nutzung beschrankte.  € 

Siedelte  sich  der  Stamm  nach  dem  sog.  Dorfsystem  an, 
so  wurde  zunächst  der  Raum  für  das  eigentliche  Dorf  ausge- 
wählt. Innerhalb  dieses  Raumes  wurden  sodann  diejenigen 
Grundstücke  ausgeschieden,  die  —  wie  die  Strassen,  die  Plätee 
für  die  öffentlichen  Versammlungen,  für  gottesdienstliche 
Funktionen,  für  das  Sammeln  und  Tränken  des  Viehs  u.  dergl. 
—  im  Gesamteigentum  und  in  gemeinschaftlicher  Benutzung 
bleiben  sollten.  Sodann  wurden  die  Hofstellen  (Gebäude,  Hof 
und  Garten)  ausgeschieden  und  den  einzelnen  Mitgliedern  des 
Stammes  (den  Familienoberhäuptern)  zur  individuellen  Be- 
nutzung in's  ziemlich  unbeschränkte  Eigentum  zugewiesen. 

Zum  zweiten  wurde  die  sog.  Feldmark  ausgeschieden, 
d.  i.  dasjenige  Land,  welches  dem  Pfluge  oder  der  Sense 
unterworfen  werden  sollte,  also  das  Feld-  und  Wiesenland. 
»Dasselbe  wurde  je  nach  Lage  und  Bodenqualität  unter  unge- 
fährer Schätzung  aller  für  Arbeitsmühe  wie  für  Ertri^fahig- 
keit  in  Betracht  kommender  Umstände  in  eine  Anzahl  ver- 
schieden grosser  Stücke  oder  Beete  von  etwa  gleichmässiger 
Beschaffenheit  (Kampe,  Gewanne,  Eschen,  Feldungen,  agri, 
araturae)  eingeteilt.  Jeder  dieser  Kampe  wurde  dann  weiter 
unter  Anwendung  eines  Seiles  (reeb)  durch  Parallelen  vom 
Wege  aus  in  so  viele  gleiche  Streifen  (Deele,  Lose,  adportioneSy 
skifter)  zerlegt,  als  Grenossen  vorhanden   waren.     Von   diesen 
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Streifen  warde  sodaDn  je  einer  in  jedem  Kamp  unter  Zi^l[iilfe- 
nahme  des  Loses  jedem  Genossen  zu  seiner  Hofstätte  zuge- 
wiesen. Aber  nicht  zum  Sondereigen,  vielmehr  nur  zur  Be- 
stellung und  zum  Ertragsgenuss  für  eine  bestimmte  Zeit, 
während  das  Grundeigentum  bei  der  Gesamtheit  verblieb.« 
Nach  Ablauf  dieser  Zeit  »waren  Recht  und  Pflicht  des  Ein- 
zelnen an  seinem  Losteile  erloschen  und  dieser  wurde  wieder- 
um gemeine  Mark,«  worauf  sodann  die  neue  Zuteilung  der 
Grundstücke  an  die  Gemeindegenossen  erfolgte.  »Erforderte 
es  indes  das  Bedürfnis,  so  wurden  auch  später  noch  neue 
Kampe  ganz  nach  dem  Muster  der  älteren  durch  Einziehung 
eines  Stückes  der  gemeinen  Mark  angelegt  und  verteilt  .... 
Es  bestand  also  eine  wahre  und  eigentliche  Feldgemeinschaft. 
Ackerland  und  Wiesen  gehorten  der  Gesamtheit  und  der  ein- 
zelne Genosse  hatte  kein  dingliches  Recht  an  einem  bestimmten 
Stück  Land,  sondern  nur  ein  personliches  G«nossenrecht,  ver- 
möge dessen  er  die  Zuteilung  eines  der  Anteile  bei  der  wieder- 
kehrenden Verlosung  zur  Sondernutzung  verlangen  konnte. 
Ganz  von  selbst  verstand  es  sich  hierbei,  dass  der  Gesamtheit 
die  unbedingteste  Verfügung  über  die  Dorfwirtschaft  zustand, 
dass  die  Aufeinanderfolge  der  Früchte,  die  Art  der  Bestellung, 
der  Wechsel  der  Ruhejahre,  die  Zeit  des  Pflügens,  Säens  und 
EiTutens,  die  Beweidung  der  Brache  u.  s.  w.  durch  Gemeinde- 
beschluss  geregelt  wurde.  Eine  eigene  Dorfwillkür  musste  sich 
hierüber  bilden,  von  der  Niemand  nach  eigenem  Ermessen 
abweichen  durfte  —  es  war  mit  einem  Worte  mit  der  wahren 
Feldgemeinschaft  der  unbedingteste  Flurzwang  verbunden.« 

Dasjenige  Land  endlich,  welches  der  sich  ansiedelnde 
Stamm  weder  zur  Anlegung  des  Dorfes  noch  als  Kulturland 
(Feld  und  Wiese)  benötigte;  d.  i.  der  Wald,  die  Weide,  Heide 
und  Moorgrund,  Seen,  Flüsse,  Bäche  und  Quellen,  die  öden 
Gründe  und  Felsen,  Steinbrüche,  Lehm-  und  Sandgruben, 
eventuell  die  Alpenweiden  im  Hochgebirge  etc.  blieben  (sowie 
die  vorhin  erwähnten  Strassen  und  Plätze  etc.  im  Dorfe  selbst) 
anverteilt  im  gemeinsamen  Eigentum  und  in  gemeinsamer 
Benutzung  und  bildeten  unter  dem  Namen  »die  gemeine  Marke 
oder  »Allmende«  gewissermassen  den  gemeinsamen  Reservefond, 
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der  f&r  gegenwärtige  und  etwaige  künftige  Zwecke  bestimmt 
and  aufgespart  wnrde.  Dies  schloss  jedoch  nicht  ans,  dass 
mitunter  —  wie  dies  später  mehrfach  vorkam  and  sich  teil- 
weise bis  anf  den  heatigen  Tag  erhalten  hat  —  einzelne 
Stocke  der  gemeinen  Mark  in  Kaitarland  amgewandelt  and 
etwa  einzelnen  Gemeindegenossen  (wie  z.  B.  dem  Aeltesten 
oder  dem  Aermsten  in  der  Gemeinde,  jnngen  Ehepaaren,  die 
noch  nicht  in  den  Besitz  des  väterlichen  Hofes  einrücken 
konnten,  dem  Gemeindevorstande,  einem  Bediensteten  der 
Gemeinde  a.  dergl.),  sei  es  entgeltlich,  sei  es  anentgeltlich, 
für  bestimmte  oder  anbestimmte  Zeit  zur  persönlichen  Sonder- 
nntzang  (Nutzniessang)  überlassen  wnrden. 

Erfolgte  die  Ansiedelung  nicht  in  einem  Dorfe,  sondern 
in  Einzelnhofen  (nach  dem  sog.  »Hofsystemc),  so  wurde  für 
jeden  einzelnen  Stammes-  oder  Gemeindegenossen  eiu  eigenes 
Landgut  ausgeschieden  und  demselben  in*s  unbeschränkte 
Privateigentum  zugewiesen,  während  der  Elest  des  Landes 
(also  der  Wald,  eventuell  die  Weide,  die  öden  Gründe  u.  dergl.) 
als  gemeine  Mark  oder  Allmende  im  gemeinsamen  Eigentum 
verblieb  und  der  gemeinsamen  Benutzung  vorbehalten  wurde. 

Sehen  wir  von  diesen  zuletzt  erwähnten  Niederlassungen 
in  Einzelnhöfen  ab,  die  ja  nach  Gierke  nur  in  Westfalen  und 
in  den  Alpen  vorkamen,  somit  die  Ausnahme  bildeten,  und 
fassen  wir  die  Niederlassungen  in  Dörfern  (nach  dem  sog. 
»Dorf System«)  in*s  Auge,  so  dürfen  wir  sagen,  dass  die  ersten 
historisch  bekannten  Ansiedelungen  unserer  Vorfahren  kom- 
munistisch organisierte  Gemeinwesen  waren.  Indes  ist  dies 
keine  Besonderheit  der  germanischen  Stämme  und  lehrt  be- 
kanntlich die  moderne  Forschung  (vgl.  E.  de  Laveleye:  >Das 
üreigentum«,  deutsche  Ausgabe  von  Karl  Bücher,  Leipzig, 
1878),  dass  alle  bekannten  Völker  vom  Agrarkommunismus 
ausgegangen  sind. 

Diese  Thatsache  erscheint  auf  den  ersten  Blick  vielleicht 
befremdend,  sie  erklärt  sich  jedoch  leicht,  wenn  man  sich  die 
näheren  umstände  vergegenwärtigt.  Wir  wissen  nämlich,  dass 
alle  bekannten  Völker  noch  im  Anfange  der  historischen  Zeit 
in   sog.   gentes,  Stämme,   o.  dergl.    zerfielen,   d.    h.    dass    die 
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Menschen  in  der  Urzeit  in  kleinen  Horden  oder  Gesamtfamilien 
beisammen  lebten.  Und  hieraus  ergeben  sich  f&r  die  damalige 
Gesellschaftsordnung  zwei  wesentliche  Konsequenzen.  Zunächst 
bildete  jede  derartige  Gesamtfamilie,  jede  gens,  oder  wie  man 
dieselbe  sonst  nennen  mag,  eine  geschlossene,  auf  der  Bluts- 
verwandtschaft beruhende  Einheit,  oder  wie  wir  heute  zu 
sagen  pflegen :  eine  Art  von  Körperschaft  oder  von  juristischer 
Person.  Zum  zweiten  konnte  in  einer  derartigen  Gesamtfamilie, 
die  im  gemeinsamen  Haushalte  lebte,  ein  persönliches  Sonder- 
eigentum speziell  am  Grund  und  Boden  gar  nicht  vorkommen ; 
oder  mit  anderen  Worten:  aus  der  Gesamtfamilie  ergibt  sich 
von  selbst  das  Kollektiveigentum  der  Gesamtfamilie  oder  des 
Stammes  an  dem  gesamten  Familien-  oder  Stammesvermögen 
und  namentlich  am  Grund  und  Boden. 

Als  unsere  Vorfahren  auf  dem  Boden  des  ehemaligen 
»heiligen  römischen  Reiches  deutscher  Nation«  sich  nieder- 
liessen,  waren  sie  über  das  Stadium  der  6en^t7 Verfassung  noch 
nicht  hinausgekommen.  Es  ist  daher  nur  natürlich,  dass  sie 
ihren  Ansiedelungen  den  Charakter  ihrer  Stammesverfassung 
aufprägten,  d.  h.  einmal,  dass  jede  derartige  Gruppe,  die  sich 
an  einem  bestimmten  Orte  niederliess  (mochte  diese  Gruppe 
—  wie  auch  Gierice  andeutet  —  eine  einzelne  Gens^  oder 
ein  Bruchteil  einer  grösseren  Gens^  oder  endlich  eine  Ver- 
einigung mehrerer  kleiner  Gentes  gewesen  sein),  eine  Art 
von  Korporation,  oder  von  juristischer  Person,  oder  —  wie 
Gierhe  sich  ausdrückt  —  eine  »deutsche  Genossenschaft«  bildete, 
und  zweitens,  dass  jede  solche  Gemeinde  das  Land  gemeinsam 
okkupierte  und  gemeinsam  bewirtschaftete,  oder  mit  anderen 
Worten:  dass  jede  derartige  Gemeinde  eine  kommunistisch 
organisierte  Niederlassung  begründete. 

Der  kommunistische  Charakter  jener  Ansiedelungen  wurde 
durch  die  vorhin  erwähnte  Thatsache  nicht  alteriert,  dass  die 
Leute  zur  Zeit  Cäsar's  und  Tacitus'  nicht  mehr  strikt  »im 
gemeinsamen  Haushalte«  lebten,  sondern  Familienweise  in 
gesonderten  Gehöften  wohnten,  und  dass  jedem  Familienober- 
haupte  bestimmte  Grundstücke  zur  Nutzniessung  zugewiesen 
wurden.     Ob  eine   einzige   grosse    Wohnungskaserue   für   die 
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Mitglieder  einer  KommunisfceDgemeiDe  oder  eine  Reihe  kleiner 
Familienwohnungen  gebaut  wird,  ist  selbstverständlich  gleich- 
gültig. Der  kommunistische  Charakter  der  Gemeinde  trat  bei 
dem  Bau  der  Einzelngehöfte  darin  hervor,  dass  die  Baumate- 
rialien der  gemeinen  Mark  (dem  gemeinsamen  Walde,  den 
Lehm-  und  Sandgruben  etc.)  entnommen  wurden,  und  dass 
—  zumal  bei  der  ersten  Niederlassung  im  Orte  —  die  einzelnen 
Gemeindegenossen  beim  Bau  ihrer  Grehöfte  sich  ganz  gewiss 
gegenseitig  halfen.  Und  ebenso  ist  es  für  den  kommunistischen 
Charakter  einer  Gemeinde  nicht  unbedingt  notwendig,  dass 
die  gesamte  Ernte  in  ein  grosses  gemeinsames  Magazin  ge- 
bracht und  die  gesamte  Bürgerschaft  an  einer  grossen  gemein- 
samen Tafel  beköstigt  wird,  oder  dass  aus  jenem  gemeinsamen 
grossen  Magazine  den  Bürgern  die  entfallenden  Rationen  tag- 
lich, wöchentlich  o.  dergl.  in's  Haus  geliefert  werden.  Unsere 
Vorfahren  wiesen  zwar  jedem  Genossen  eine  gleiche  Anzahl 
gleich  grosser  und  gleich  fruchtbarer  Grundstücke  zur  Ernäh- 
rung zu,  allein,  und  dies  ist  das  Wesentliche,  die  Felder 
wurden  gemeinsam  bestellt  und  —  anstatt  die  gesamte  Ernte 
in  ein  grosses  Gbmeindemagazin  zu  bringen  —  wurde,  was 
auf  den  einzelnen  Parzellen  gedieh  und  geerntet  wurde,  sofort 
in  die  Scheune  und  das  Gehöfte  des  betre£Fenden  zeitlichen 
Besitzers  dieser  Parzellen  gebracht.  Und  da  der  Anteil  am 
gemeinsamen  Produktionswerkzeug,  der  jedem  Genossen  zuge- 
wiesen wurde,  gleich  gross  war,  musste  auch  der  Anteil  jedes 
Einzelnen  an  den  Früchten  ein  gleicher  sein.  Beiläufig  be- 
merkt, begegnen  wir  einer  ganz  analogen  Einrichtung  in  dem 
kommunistischen  Jesuitenstaate  in  Paraguay.  Auch  dort  wurden 
die  Indianer  nicht  an  der  gemeinsamen  Tafel  beköstigt,  sondern 
war  jeder  Haushaltung  ein  Grundstück  zur  Nutzniessung  zu- 
gewiesen, dessen  Ertrag  zur  Ernährung  der  Familie  dienen 
sollte.  Allein  die  Bestellung  dieser  Grundstücke  blieb  nicht 
dem  Ermessen  und  Belieben  der  einzelnen  Indianerfamilie 
überlassen,  sondern  erfolgte  nach  den  Anordnungen  und  unter 
Aufsicht  des  Jesuitenpaters  als  Repräsentanten  der  Regierang, 
d.  i.  der  Gesamtheit.  {E.  Gothein:  »der  christlich-soziale  Staat 
der  Jesuiten  in  Paraguay,  c  Leipzig,  1883,  pag.  34,  in  SchmoUer: 
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»Staats-    und   sozialwissenschafkliche   ForschaDgen,€    Bd.  IV, 
Heft  4.) 

Dieser  ursprüngliche  Agrarkommanismns  der  alten  Ger- 
manen schwächte  sich  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  und 
mehr  ab.  Die  periodische  Zuteilung  der  Grundstücke  an  die 
einzelnen  Gemeindegenossen  kam  allgemach  aus  der  üebung, 
and  in  dem  Masse  als  dies  der  Fall  war,  entwickelte  sich 
mehr  und  mehr  ein  ziemlich  weitgehendes  und  festes  Privat- 
eigentum am  Grund  und  Boden.  Allein  ein  volles  oder  freies 
war  dieses  Eigentum  noch  lange  nicht,  im  G^enteile  blieb 
dasselbe,  teilweise  sogar  bis  in  das  laufende  Jahrhundert,  noch 
immer  beschränkt,  und  zwar  einmal  durch  die  korporative 
Gliederung  der  Dorfgemeine  (Markgenossenschaft  o.  dergl.), 
die  im  Laufe  der  Zeit  an  die  Stelle  der  ursprünglichen  »Ge- 
samtfamiliec  und  der  späteren  Gens  trat,  und  zweitens  durch 
das  ursprüngliche  Gesamteigentum  der  Gemeinde  am  Grund 
und  Boden,  dessen  Reste  sich  bis  auf  den  heutigen  Tag  noch 
erhalten  haben.  Im  allgemeinen  lässt  sich  das  Wesen  dieser 
späteren  ländlichen  Genossenschaften  (nach  Crierke  a.  a.  0. 11, 
pag.  194  £F.)  ungefähr  in  folgender  Weise  zusammenfassen: 
Als  Prinzip  galt  noch  immer,  dass  die  Gemeinde  als  solche 
(die  Markgenossenschaften  o.  dergl.)  die  Eigentümerin  und 
Bewirtschafterin  des  gesamten  Markbodens  sei.  Aus  diesem 
Gesamteigentum  oder  aus  dieser  Fülle  von  Rechten  waren  nur 
gewisse  Befugnisse  so  zu  sagen  herausgenommen  und  den 
einzelnen  Genossen  auf  längere  oder  kürzere  Frist  (vererblich 
oder  unvererblich),  gewissermassen  als  ein  der  Person  oder 
der  Familie  zustehendes  Recht  überwiesen,  jedoch  so,  dass  das 
Recht  der  Gesamtheit  dort  sofort  wieder  hervortrat,  wo  die 
Befugnis  des  Einzelnen  ihre  Grenze  erreichte.  Im  einzelnen 
gestaltete  sich  dann  das  Recht  der  einzelnen  Genossen,  be- 
ziehungsweise der  Gesamtheit  an  den  verschiedenen  Stücken 
der  Mark  verschieden. 

Die  geringsten  Ansprüche  oder  Rechte  hatte  der  einzelne 
Genosse  an  der  sog.  gemeinen  Mark,  d.  i.  an  dem  unverteilt 
gebliebenen  Grund  und  Boden;  an  diesem  Vermögen  partizi- 
pierte er  nur  insofern,  als  er  Mitglied  der  Grenossenschaft  war. 
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Indes  muss  man  auch  hier  unterscheiden.  Es  gab  und  gibt 
heute  noch  Teile  der  sog.  gemeinen  Mark,  welche  der  Ge- 
samtheit gehören  und  lediglich  den  Zwecken  der  Gesamtheit 
dienen,  wie  beispielsweise  die  Strassen  und  Plätze,  die  KircheiL, 
Schulen,  Amtsgebäude  u.  dergl.,  femer  diejenigen  Ländereien 
oder  Gebäude,  deren  Erträgnis  zur  Bestreitung  der  Kommunal- 
ausgaben  dient.  Derartige  Objekte  darf  der  einzelne  Genosse 
innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken  benutzen,  aber  verfugen 
darf  er  über  dieselben  selbstverständlich  nicht;  seine  ganze 
Verfügungsgewalt  über  diese  Objekte  beschränkt  sich  auf  die 
Ausübung  seines  Stimmrechtes  in  der  Volksversammlung,  be- 
ziehungsweise bei  der  Wahl  der  Gemeindevertretung.  Zum 
zweiten  gab  und  gibt  es  Teile  der  gemeinen  Mark,  die  zwar 
der  Gesamtheit  gehören,  deren  Nutzungen  jedoch  allen  Dorf- 
oder Markgenossen  freistehen,  wie  etwa  der  Wald,  die  Weide, 
die  Steinbrüche,  die  Lehm-  und  Sandgruben  u.  dergl.  Die 
Berechtigung  des  einzelnen  Genossen  gegenüber  diesen  Ob- 
jekten geht  schon  etwas  weiter,  weil  gewisse  Teile  derselben 
in  sein  volles  und  unbeschränktes  Eigentum  eingehen.  Endlich 
gibt  es  Teile  der  gemeinen  Mark,  die  gleichfalls  der  Gesamt- 
heit gehören,  deren  Nutzungen  jedoch  für  längere  oder  kürzere 
Frist  gewissen  Personen  ausschliesslich  zugewiesen  werden 
(die  heute  so  genannte  »Allmendec).  Es  sind  dies  jene  oben 
erwähnten  Grundstücke,  deren  Benutzung  oder  Ertrag  etwa 
dem  Vorstande  oder  einem  Bediensteten  der  Gemeinde  als 
Entgelt  für  seine  Mühewaltung,  oder  etwa  dem  ältesten  oder 
dem  ärmsten  Gemeindegenossen  etc.  überlassen  wird. 

Viel  weiter  selbstverständlich  gingen  die  Rechte  des  Ein- 
zelnen an  seinen  Wohn-  und  Wirtschaftsgebäuden  und  an 
dem  dazu  gehörigen  Garten,  ferner  an  seinen  Feldern  und 
Wiesen.  In  den  einschlägigen  volkswirtschaftlichen  und  rechts- 
geschichtlichen Schriften  werden  allerdings  Haus,  Hof  und 
Garten  der  Feldmark,  d.  i.  den  Feld-  und  Wiesengrundstücken 
gegenüber  gestellt  und  vrird  hervorgehoben,  dass  das  sog. 
»Eigentumsrechte  des  Gemeinde-  oder  Markgenossen  au  Haus, 
Hof  und  Garten  weiter  ging  als  das  an  seinen  Feldern  und 
Wiesen,  und  es  hat  diese  Unterscheidung   ihre  Berechtigung. 
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Haus,  Hof  und  Garten  wurden  nämlich  gleich  anfanglich  dem 
Gemeind^enossen  in*s  sog.  Eigentum,  d.  i.  zur  dauernden 
und  erblichen  Benutzung  zugewiesen,  während  ihm  die  Feld- 
und  Wiesenparzelien  nur  zeitweise  zur  Nuteniessung  überlassen 
wurden.  Desgleichen  durfte  der  Besitzer  in  Haus,  Hof  und 
Garten  viel  uneingeschränkter  schalten  als  auf  Feld  und  Wiese. 
Allein  in  der  Zeit,  die  wir  an  dieser  Stelle  vor  Augen  haben, 
waren  Feld  und  Wiese  ebenso  wie  früher  Haus,  Hof  und 
Garten  schon  in  die  dauernde  und  vererbliche  Benutzung,  d.  i. 
in  das  sog.  Eigentum  ihres  Besitzers  übergegangen,  es  bleibt 
somit  nur  der  umstand  übrig,  dass  das  sog.  Eigentum  an 
Haus,  Hof  und  Garten  etwas  weniger  beschränkt  war  als  das 
am  Feld-  und  Wiesenlande,  und  dieser  (nur  graduelle)  unter- 
schied ist  ein  so  geringfügiger,  dass  wir  an  dieser  Stelle  beide 
E^t^orien  zusammenfassen  dürfen. 

In  dieser  späteren  Zeit  nun  hatte,  wie  gesagt,  der  einzelne 
G^meindegenosse  ein  schon  ziemlich  weitgehendes  sog.  Eigen- 
tumsrecht an  Haus,  Hof  und  Garten  einerseits,  an  den  Feldern 
und  Wiesen  andererseits,  allein  dieses  » Eigentumsrechte  unter- 
lag —  wie  bereits  oben  angedeutet  wurde  —  vielfachen  Be- 
schränkungen, Beschränkungen,  die  teils  der  genossenschaft- 
lichen oder  korporativen  Gliederung  der  Gemeinde,  teils  dem 
früheren  Eollektiveigentum  entsprangen.  Weil  die  Gemeinde 
eine  Genossenschaft  war,  stand  es  selbstverständlich  bei  ihr, 
ob  sie  einen  üngenossen  als  Mitglied  aufnehmen  wolle  oder 
nicht,  und  konnte  ihr  ein  solches  gegen  ihren  Willen  nicht 
aufgezwungen  werden.  Daher  war  die  Erwerbung  von  Grund 
und  Boden  in  der  Gremeinde  kein  bloss  privatrechtlicher  Akt, 
sondern  an  die  Zustimmung  der  Gemeinde  gebunden.  Die 
weitere  Folge  hiervon  war,  dass  der  sog.  Eigentümer  seine 
Wirtschaft  nicht  beliebig  veräussern  durfte,  und  dass  entweder 
die  Gemeindegenossen  ein  Vorkaufsrecht  an  den  zur  Mark 
gehörigen  Wirtschaften  besassen,  oder  dass  die  Zustimmung 
der  Gemeinde  zu  dem  beabsichtigten  Verkaufe  eingeholt  werden 
musste.  Ebenso  hatte  die  Gemeinde,  eben  weil  sie  eine  Ge- 
nossenschaft war  und  demgemäss  eine  gewisse  Disziplinarge- 
walt über  ihre  Angehörigen  besitzen  musste,  das  Recht,  einen 
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üDgehorsmmen  Genossen  eTentuell  davon  zu  jagen  nnd  seinen 
Besitz  einzuziehen.  Ans  demselben  Grrnnde  verlor  der  Genosse 
seinen  Besitz  nnd  wnrde  derselbe  von  der  Gemeinde  einge- 
zogen, wenn  der  sog.  Eigen tfimer  seine  Gebäude  yerfallen, 
seine  Felder  nnd  Wiesen  unbestellt  und  Terwildem  liees.  Das 
Bauerngut  bildete  nämlich  gewissermassen  einen  Stiftungsplatz, 
der  die  Bestimmung  hatte,  einen  Genossen  zu  erbalten,  und 
da  die  Genossenschaft  auch  gleichzeitig  eine  militärische  Ein- 
heit bildete  und  öfter  in  die  Lage  kam,  ihren  Besitz  oder 
ihre  Unabhängigkeit  mit  dem  Schwerte  in  der  Hand  ver- 
teidigen zu  müssen,  konnte  es  ihr  nicht  gleichgültig  sein,  ob 
ein  derartiger  Stiftungsplatz  unbesetzt  blieb  und  die  Zahl  der 
wafiFenfähigen  Männer  sich  verminderte,  und  auch  wieder 
aus  demselben  Grunde  konnte  die  Gemeinde  es  nicht  ohne 
Weiteres  gestatten,  dass  etwa  ein  Genosse  zwei  oder  mehrere 
Bauemwirtschaften  —  mehrere  solche  Stiftungsplätze  —  in 
seiner  Hand  vereinigte. 

Eine  weitere  Reihe  mitunter  sehr  weitgehender  Beschran- 
kungen des  sog.  Eigentumes  ergab  sidi  aus  dem  früheren 
Gesamteigentum  der  Genossenschaft  am  Grund  und  Boden 
und  die  einschneidendste  derselben  war  wohl  der  Flurzwang. 
So  lange  der  ganze  Stamm  (oder  ein  Bruchteil  desselben) 
Eigentümer  des  Grund  und  Bodens  war,  war  es  nur  selbst- 
verständlich, dass  die  Gesamtheit  der  Stammesgenossen  den 
Bewirtschaftungsplan  festsetzte  und  die  Arbeiten  auf  den  Fel- 
dern gemeinsam  besorgte.  Später  kam  die  periodische  Zuteilung 
der  Felder  an  die  einzelnen  Genossen  ausser  Uebung,  d.  hw 
diese  letzteren  wurden  sog.  Eigentümer  ihrer  Grundstücke, 
aber  die  Gewohnheit,  die  Felder  gemeinsam  zu  bestellen,  er- 
hielt sich  und  die  Folge  hiervon  war,  dass  der  »Eigentümer« 
in  der  Disposition  über  »seinec  Grundstücke  nach  allen  Rich- 
tungen hin  beschränkt  war.  Nach  wie  vor  bestimmte  die 
Gemeinde,  welche  Grundstücke  bestellt  und  was  für  Früchte 
auf  denselben  gebaut  werden  sollten ;  nach  wi^  vor  bestimmte 
die  Gemeinde  den  Zeitpunkt,  wann  die  einzelnen  Arbeiten 
vorzunehmen  seien  und  wurden  dieselben  gemeinsam  von  allen 
Gemeindegenossen  ausgeftlhrt.  Auf  diese  Weise  hatte  der  sog. 
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Eigentümer  auf  die  Bewirtschaftung  seiner  Grundstücke  gar 
keinen  Einfluss  und  selbst  der  Ertrag  derselben  geborte  ihm 
nicht  uneingeschränkt,  denn  nach  der  Ernte  und  während  der 
Brache  galten  die  Grundstücke  wieder  als  gemeine  Mark,  d.  h. 
sie  dienten  als  gemeinsame  Weide  und  jeder  Genosse  hatte 
das  Recht,  sein  Vieh  auf  dieselben  zu  treiben,  und  so  lästig 
yielleicht  in  späterer  Zeit  die  Institution  des  Flurzwanges  auch 
von  einzelnen  Gemeindegenossen  empfunden  werden  mochte, 
so  war  doch  —  so  lange  die  Stallfütterung  unbekannt  war 
—  ein  Abgehen  vom  Flurzwange  nicht  leicht  möglich,  weil 
die  ganze  Viehhaltung  auf  der  gemeinsamen  Weide  beruhte, 
somit  jeder  einzelne  Genosse  ein  wesentliches  Interesse  daran 
hatte,  dass  die  Gesamtarea  der  Weide,  zu  der,  wie  wir  saheu, 
auch  die  Felder  während  der  Brache  gehörten,  nicht  verringert 
werden.  Demgemäss  war  der  einzelne  Genosse  auch  sonst  viel- 
fach an  die  Anordnungen  der  Gesamtheit  gebunden,  und 
musste  er  beispielsweise  die  Zäune  um  seine  Grundstücke  er- 
richten oder  niederlegen,  wenn  ein  Beschluss  der  Gemeinde 
dies  forderte. 

In  ähnlicher  Weise  wurde  das  Eigentum  an  Haus,  Hof, 
Garten  und  Feld  beschränkt  durch  das  Vorhandensein  der 
gemeinen  Mark.  Dieselbe  gehörte  der  Genossenschaft,  die 
Nutzungen  derselben  sollten  den  Genossen  gleichmässig  zu 
Gute  kommen,  und  infolgedessen  konnte  es  unmöglich  dem 
Belieben  des  Einzelnen  anheim  gestellt  werden,  in  welchem 
Masse  er  die  gemeine  Mark  ausnutzen  wolle.  Die  gemeinsame 
Weide  z.  B.  könnte  selbstverständlich  nur  eine  bestimmte 
Menge  von  Vieh  ernähren,  und  demgemäss  musste  auch  be- 
stimmt werden,  wie  viel  Stück  Vieh  von  jeder  Gattung  der 
einzelne  Genosse  halten  durfte.  Der  gemeinen  Mark  wurden 
die  Materialien  zum  Bau  der  Häuser  entnommen  und  aus 
diesem  Grunde  durfte  der  einzelne  Genosse  sein  Haus  nicht 
beliebig  gross  bauen  oder  etwa  umbauen,  wann  es  ihm  just 
einfiel,  und  auch  wieder  aus  diesem  Grunde  war  der  Betrieb 
des  Handwerkes  (auf  dem  platten  Lande)  nicht  vollständig 
frei.  Der  Rohstoff  entstammte  ja  der  gemeinen  Mark,  d.  h. 
dem  gemeinsamen  Grund  und  Boden;  wenn  daher  irgend  ein 
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Dorfbaodwerker  den  Rohstoff  zum  Betriebe  seines  Gewerbes 
in  beliebigem  Masse  etwa  dem  gemeinsamen  Walde  entnommen 
und  seine  Produkte  nach  aussen,  d.  i.  an  Fremde  verkauft 
hätte,  so  hätte  er  sich  auf  Kosten  der  Gesamtheit  bereichert 
und  demgemäss  war  der  Betrieb  des  Handwerkes  vielfach  auf 
den  Bedarf  der  Markgenossen  eingeschränkt. 

Schliesslich  wäre  noch  zu  erwähnen,  dass  diese  ländlichen 
Genossenschaften  häufig  ein  gewisses  gemeinsames  bewegliches 
Vermögen  besassen,  wie  etwa  gottesdienstliche  und  Kriegs- 
geräte, Vieh  u.  dergl.,  in  einzelnen  Fällen  wohl  auch  Geld- 
kapitalien. Ferner  besassen  dieselben  gewisse  gemeinsame  Ein- 
nahmen aus  Bussen,  Zinsen,  Abgaben  für  Besitzveränderungen 
u.  dergL,  wenn  auch  diese  sog.  »Gesamtfahrhabec,  speziell  bei 
den  ländlichen  Genossenschaften  im  allgemeinen  von  verhält- 
nismässig untergeordneter  Bedeutung  gewesen  sein  mochte. 
(Gierke,  a.  a.  0.  II,  pag.  358  ff.) 

Die  im  Vorstehenden  erörterten  ländlichen  Genossen- 
schaften waren  —  wenigstens  ursprünglich  —  Genossenschaften 
freier  Männer.  Neben  diesen  Genossenschaften  Freier  ent- 
standen namentlich  im  neunten  und  zehnten  Jahrhunderte 
Genossenschaften  unter  unfreien,  und  zwar  unter  den  Hörigen, 
unter  den  Dienstmannen  oder  Ministerialen  und  unter  den 
Vasallen  der  einzelnen  Grossen,  und  vielfach  gelang  es  diesen 
Leuten,  die  Anerkennung  ihrer  Genossenschaft  seitens  des 
»Herme  zu  erwirken,  unter  diesen  sind  an  dieser  Stelle 
speziell  die  sog.  >hof rechtlichen  Genossenschaflenc  oder  »Hof- 
gemeindenc  zu  nennen,  d.  i.  Landgemeinden,  die  von  Hause 
aus  aus  hörigen  Bauern  zusammengesetzt  waren,  und  von 
diesen  ist  nur  kurz  zu  bemerken,  dass  sie  im  Laufe  der  Zeit 
den  eigentlichen  Feld-  oder  Markgenossen  so  nahe  kamen, 
dass  sie  von  den  letzteren  sich  fast  gar  nicht  unterschieden. 
(Gierkey  a.  a.  0.  I,  pag.  165  ff.) 

2.   Die  städtischen   QenoBseDschaften. 

Im  Laufe  der  Zeit  erfuhr  das  Genossenschafbswesen  all- 
mählich eine  Umbildung.  Die  beiden  ältesten  Formen  der 
deutscbrechtlichen  Genossenschaft,  die  wir  bisher  kennen   ge- 
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lernt  haben,  waren  die  Gescblechtsgenossenschafb  und  die  von 
Gierke  so  genannte  »hofrechtliche  Genossenschaft c  Beiden 
Arten  war  bis  zu  einem  gewissen  Grade  der  Gedanke  gemein- 
sam, dass  die  Genossenschaft  so  zu  sagen  etwas  Gegebenes, 
von  dem  Willen  der  Mitglieder  unabhängiges  sei.  Die  Ange- 
hörigen derselben  Horde  oder  desselben  Stammes  waren  Bluts- 
verwandte und  fühlten  sich  demgemäss  als  ein  zusammen- 
gehöriges Ganzes.  Und  als  dann  in  der  Zeit  der  Völkerwande- 
rung jene  schwärmenden  Hordeo  sesshaft  wurden  und  in  der 
geschilderten  Weise  das  Land  okkupierten,  da  war  es  selbst- 
verständlich, dass  jede  derartige  Dorf-  oder  Markgemeinde 
eine  Genossenschaft,  eine  so  zu  sagen  »natürlichec  Einheit 
bildete,  eine  Einheit,  die  durch  die  Natur  der  Dinge,  nämlich 
durch  die  Blutsverwandtschaft  gegeben  war,  eine  Einheit,  in 
die  der  Einzelne  hineingeboren  wurde,  die  aber  nicht  künst- 
lich oder  willkürlich  geschaffen  werden  konnte.  Ausnahmslos 
galt  dieser  Gedanke  freilich  nicht.  Schon  bei  der  Geschlechts- 
genossenschaft konnte  es  begreiflicher  Weise  nicht  ausbleiben, 
dass  im  Laufe  der  Zeit  da  oder  dort  vereinzelte  fremde  Ele- 
mente in  dieselbe  eindrangen,  Personeo,  die  vielleicht  anfäng- 
lich nur  geduldet,  später  aber  stillschweigend  oder  ausdrück- 
lich in  die  Gesamtfamilie  oder  in  den  Stamm,  d.  i.  eben  in 
die  Genossenschaft  aufgenommen  wurden. 

In  gewisser  Beziehung  ähnlich  lagen  die  Dinge  bei  der 
sog.  hofrechtliehen  Genossenschaft.  Von  einer  Blutsverwandt- 
schaft war  hier  allerdings  keine  Rede,  allein  wir  wissen,  dass 
speziell  die  an  dem  Sitze  eines  Grossen  ansässigen  diensthorigen 
Handwerker  häufig  durch  das  Gebot  ihres  Herrn  in  eine 
Innung  geeint  und  unter  einen  sie  beaufsichtigenden  Vogt 
gestellt  wurden.  Hier  also  beruhte  die  Innung  oder  Genossen- 
schaft auch  nicht  auf  dem  Willen  der  Genossen,  sondern  auf 
dem  Gebote  oder  Machtspruche  des  Herrn.  Und  wenn  etwa 
die  von  einem  Herrn  auf  seinem  Gute  angesiedelten  leibeigenen 
oder  hörigen  Bauern  eines  Dorfes  sich  zusammen thaten  und 
vielleicht  halb  unbewusst  und  instinktiv  eine  der  Dorf-  oder 
Markgenossenschaft  analoge  Vereinigung  (eine  der  im  vorher- 
gehenden Abschnitte  erwähnten  sog.  »Hofgemeindenc)  bildeten 
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und  im  Laufe  der  2ieit  die  Anerkennung  dieser  Yereinigang 
seitens  ihres  Herrn  erwirkten,  so  beruhte  —  weil  ja  unfreie 
Leute  keinen  rechtlieh  geltenden  Willen  haben  —  diese  Ge- 
nossenschaft in  letzter  Reihe  auch  wieder  auf  einem  ausser- 
halb der  Beteiligten  liegenden  Momente,  nämlich  auch  wieder 
auf  dem  Willen  des  Herrn.  In  merito  freilich  spielte  speziell 
bei  diesen  Hofgemeinden  der  Wille  der  Beteiligten  schon  sehr 
wesentlich  mit.  Dnd  noch  viel  deutlicher  trat  der  Gedanke, 
dass  mau  auch  freiwillig  in  eine  Genossenschaft  eintreten 
könne,  hervor,  wenn  —  was  bekanntlich  im  Mittelalter  oft 
genug  vorkam  —  freie  Personen  sich  freiwillig  in  die  Gewalt 
und  unter  den  Schutz  eines  Grossen  begaben  und  damit 
eventuell  ipso  facto  Mitglieder  der  betreffenden  Genossenschaft 
wurden.  Trotzdem  blieb  —  wie  Gierke  a.  a.  0.  I,  pag.  221 
bemerkt  —  bis  in  die  zweite  Hälfte  des  Mittelalters  hinein 
der  Gedanke  vorherrschend,  dass  eine  Genossenschaft  in  erster 
Reihe  entweder  »einer  natQrlichen  Zusammengehörigkeit  oder 
der  durch  einen  Herrn  gegebenen  äusseren  Einheit  ihr  Dasein 
verdankec,  oder  mit  anderen  Worten,  dass  eine  Genossenschaft 
nicht  durch  einen  freien  Willensakt  der  Teilnehmer  in*s  Leben 
gerufen  werden  könne. 

Mit  dem  Aufblühen  der  Städte  trat  auf  diesem  Gebiete 
und  zwar  zunächst  in  den  Städten  ein  vollständiger  Umschwung 
ein.  »Konnte  man  einen  Herrn  frei  erwählen,  so  lag  der 
Gedanke  nahe,  auch  Genossen,  Freunde,  Brüder  zu  wählen 
und  sich  durch  einen  Eidschwur  in  ähnlicher  Weise  zu  ver- 
binden, wie  dieser  Diener  und  Herrn,  wie  er  auch  einst  Gre- 
schlecht  und  Volk  verkettet  hatte.  Auch  in  der  alten  Ge- 
schlechtsgenossenschaft hatte  man  die  Aufnahme  eines  Fremden, 
der  sich  ihr  zuschwor,  gekannt,  auch  die  Gemeinden  konnten 
Ungenossen  zu  Genossen  machen.  Um  so  leichter  konnte  da- 
her auch  unter  den  zuerst  durch  irgend  eine  Gemeinschaft  des 
Kultus,  des  Interesses,  der  Geselligkeit,  der  Wohlthätigkeit 
näher  und  häufiger  zusammengeführten  Männern  die  Idee 
erwachen,  sich  durch  Eid  oder  Gelöbnis  gegenseitig  zu  yer- 
binden,  sich  eng  und  dauernd  als  Genossen  zu  vereinen.  War 
dies  einmal   geschehen,   so   bot  sich   für  das  neu  begründete 
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Verhältnis  natorgemäss  die  Analogie  der  yolksrechtlichen  Ein- 
richtungen dar.  Eine  Genossenschaft,  wie  sie  in  Geschlecht, 
Gemeinde  oder  Volk  bestand,  war  konstituiert;  die  Besonder- 
heiten, welche  die  Natur  eines  jeden  dieser  Vereine  herbei- 
führte, fielen  fort,  das  was  ihnen  allen  gemeinsam  war,  wurde 
fibertragen.  Genossenschaftlicher  Friede  und  Recht,  Gesamt- 
recht und  Gesamtpfiicht,  Selbstgerichtsbarkeit  und  Selbstver- 
waltung, Wahl  eines  Vorstandes,  Gleichheit  der  Mitglieder 
antereinander,  wurden  hier  wie  dort  anerkannt;  die  Grund- 
züge einer  germanischeu  Genossenschaft  waren  vorhanden. 
Die  Genossenschaft  aber  war  in  einem  ganz  bestimmten  Mo- 
ment entstanden:  der  gegenseitige  Eidschwur,  die  feierliche 
Willenserklärung  hatte  sie  in's  Dasein  gerufen.  Man  musste 
daher  in  ihr  statt  eines  unfreiwilligen  Zusammenhanges  den 
freien  Willen  der  Verbundenen  als  das  einigende  Band  er- 
kennen und  konnte  von  nun  au,  nachdem  die  Möglichkeit 
festgestellt  war,  auch  nach  planmässiger  üeberlegung  und  frei 
gefasstem  Beschlüsse  ähnliche  Genossenschaften  begründen. 
Man  kam  zu  bewussten  konstituierenden  Akten,  zu  gewill- 
kOrten  Verein en.c  {Gierhe  a.  a.  0.  I,  pi^.  223  u.  234.) 
Die  Zeit,  wann  dies  zuerst  geschah,  lässt  sich  nicht  genau 
angeben,  »sichere  Nachricht  von  wahren,  augenscheinlich  auf 
germanischer  Grundlage  beruhenden  Einuugen  haben  wir  zu- 
erst aus  dem  fränkischen  Reiche  vom  Jahre  779.«  {Gierhe 
ebendaselbst.) 

Das  Wesen  dieser  neuen  städtischen  »gewillkürten  Vereine«, 
der  Gilden  wird  von  Oierke  in  folgender  Weise  gekennzeichnet : 
Sie  waren  Nachbildungen  der  Genossenschaften  des  deutschen 
Volksrechtes,  und  zwar  namentlich  der  alten  Geschlechtsge- 
nossenschaften. »Alle  Gilden  waren  daher,  wie  die  alten  Ge- 
nossenschaften, Verbände  unter  sich  gleicher  Männer,  die  das 
Band  persönlicher  Zusammengehörigkeit  einte.  Sie  waren  eben 
Genossenschaften,  ihre  Mitglieder  Genossen  und  pares.  Dieses 
Band  aber  war  ein  überaus  enges  und  konnte  nur  mit  dem 
innigsten,  welches  man  im  Volksrecht  unter  Gleichen  kannte, 
verglichen  werden.  Deshalb  nannte  man  sie  Brüderschaften, 
denn  Brüder  waren  die  ältesten  und  nächsten  Genossen.  Dieser 
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Name,  weil  er  der  bezeichnendste  war,  wurde  der  einzige, 
welcher  allen  Gattungen  der  gewillkürten  Einungen  gemein- 
sam blieb.  Er  führt  uns  zugleich  einen  Schritt  weiter  zur 
Erkenntnis  ihres  Wesens.  Bröder  sind  nicht  zu  einzelnen 
Zwecken  verbunden,  ihre  Verbindung  ergreift  den  ganzen 
Menschen  und  erstreckt  sich  auf  alle  Seiten  des  Lebens  .... 
Heute  sind  wir  daran  gewöhnt,  im  Gegensatz  zu  Staat  und 
Gemeinde  die  freie  Association  nur  als  eine  Vereinigung  zu 
bestimmten  Zwecken  zu  denken ;  nichts  aber  liegt  dem  Jugend- 
alter eines  Volkes  femer  als  eine  derartige  Auffassung,  unser 
heutiges  Vereinswesen  —  einer  Menge  sich  in  unendlicher 
Mannigfaltigkeit  schneidender  Kreise  vergleichbar  —  beruht 
auf  der  Möglichkeit,  mit  irgend  einem  Teile,  irgend  einer 
Seite  der  Individualität,  vielleicht  nur  mit  einem  bestimmt 
abgegrenzten  Teile  der  Vermögenssphäre  dem  einen,  mit  anderen 
anderen  Vereinen  anzugehören.  Dies  setzt  eine  Befreiung  des 
Individuums  voraus,  wie  sie  erst  in  späteren  Entwickelungs- 
stadien  eines  Volkes  eintritt.  Die  mittelalterliche  Genossen- 
schaft forderte  den  ganzen  Menschen,  ihre  Mitglieder  konnten 
daher  ursprünglich  keinem  anderen  Vereine  mehr  angehören, 
der  nicht  die  Genossenschaft  selbst  wie  das  Ganze  den  Teil 
umfing.  Allmählich  zwar  wurden  von  diesem  Prinzip  Aus- 
nahmen zugelassen:  im  Grossen  und  Ganzen  aber  blieb  es 
gewahrt  und  unterschied  die  mittelalterliche  Association  in 
charakteristischer  Weise  von  der  unserigen.  Trotz  der  grossen 
Mannigfaltigkeit  der  in  ihm  enthaltenen  Korporationen  blieb 
daher  das  Reich  einem  Inbegriff  von  Kreisen  ähnlich,  von 
denen  sich  einer  um  den  anderen  oder  um  mehrere  andere 
legt,  keiner  den  anderen  durchschneidet  .  .  .  .«  {Gierke  a.  a. 
0.  I,  pag.  226  u.  227.) 

»Jede  germanische  Gilde  hatte  daher  zugleich  religiöse, 
gesellige  sittliche,  privatrechtliche  und  politische  Ziele  .... 
Als  religiöse  Gemeinschaft,  als  eine  Gemeinschaft  des  Kults, 
wie  dies  wahrscheinlich  schon  die  Wortbedeutung  ihres  Namens 
anzeigt,  hatte  jede  Gilde  einen  Heiligen  als  Schutzpatron,  der 
ihr  meist  den  Namen  gab  und  bei  dem  man  schwur,  und 
einen  besonderen  Altar,  den  sie  unterhielt.    Die  Stiftung  von 
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Wohlthätigkeiisinstituten  oder  Vikarien,  ewigen  Messen  und 
ähnlichem,  Schenkungen  und  Oblationen  an  die  Kirche,  AI- 
rnosengeben  und  Unterstützung  von  Wallfahrten,  die  Beschaf- 
fung der  gehörigen  Kerzen  für  den  Gottesdienst  und  andere 
fi:t>nime  Handlungen  waren  Vereinssache  and  Vereinszweck. 
Sorge  für  das  Begräbnis  und  nach  diesem  für  das  Seelenheil 
eines  verstorbenen  Genossen  war  eine  der  Haupt  pflichten, 
welche  der  Gesamtheit  oblag.  Endlich  aber  waren  bei  jeder 
Gilde  regelmässige  Zusammenkünfte  üblich,  welche  teils  in 
Erinnerung  heidnischer  Opfer-  und  Todenmahle,  teils  als 
christliche  Liebesmahle  einen  religiösen  Charakter  wahrten. 
Hierin  lag  zugleich  die  gesellige  Seite  der  Gemeinschaft,  welche 
häufig  so  sehr  in  den  Vordergrund  trat,  dass  man  die  Gilden 
selbst  convivia  nannte,  dass  die  Gesetzgebung  gegen  die  Aus- 
dehnung der  Schmausereien  und  Gelage  einschritt,  ja  dass 
manche  Gildenstatuten  sich  fast  ausschliesslich  mit  Bestim- 
muugen  über  die  Ausrichtung  der  Festmähler  und  die  Tafel- 
ordnung beschäftigten.   (Gierke  a.  a.  0.  I,  pag.  228  u.  229.) 

»Aber  nicht  bloss  in  religiöser  und  geselliger  Beziehung 
sollte  die  Gilde  eng  verbunden  sein :  bei  allen  Vorkommnissen 
des  Lebens  überhaupt  sollten  die  Genossen  sich  gegenseitig 
unterstützen.  Für  den  erkrankten,  verarmten  oder  notleidenden 
Bruder  hatte  die  Gesamtheit  zu  sorgen,  oft  hatte  sie  sogar 
ihm  eine  Beisteuer  zu  Reisen  zu  geben.  Daraus  entstanden 
bei  vielen  Gilden  genauere  Vorschriften  über  die  Art  und 
Weise  der  Unterstützung  und  über  den  Umfang,  in  welchem 
dieselbe  bei  einzelnen  besonderen,  die  Person  oder  das  Eigen- 
tum treffenden  Unglücksfällen   gewährt   werden   sollte 

Hierfür  mussten  regelmässige  Beiträge  der  Einzelnen  in  An- 
spruch genommen  werden  und,  da  eine  genauere  Regelung 
dieses  Punktes  notwendig  schien,  trat  oft  bei  derartigen  Ver- 
einen die  vermögensrechtliche  Seite  vornehmlich  hervor.  Rein 
privatrechtliche  Versicherungsvereine  wie  unsere  Assekuranz- 
kompagnien waren  indes  diese  Gilden  nie.  {Crierke  a.  a.  0.  I, 
pag.  229  u.  230.) 

»Auch  beschränkten  sich  die  Gilden  nicht  auf  die  Mittel 
der  Religion,  der  Bruderliebe  und  der  Selbstbesteuerung,    um 
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den  Gefabren  des  Leibes  and  der  Seele  zu  begegnen :  sie  traten 
auch  im  ö£Pentlichen  Recht  als  Körperschaften  zur  Abwehr 
des  Unrechtes  auf.  In  einer  Zeit  entstanden,  wo  die  Sicherheit 
der  Person  und  des  Eigentums  gleich  gering  war,  wo  die 
Beamten  an  der  Unterdrückung  der  Freiheit  und  der  Er- 
pressung von  Bussgeldern  und  Grundbesitzabtretungen  thätig 
Anteil  nahmen,  statt  sie  zu  verhindern,  mussten  jene  Vereine 
daher  den  Charakter  von  Schutzgilden  annehmen,  welche  durch 
gemeinsame  Selbsthilfe  den  vom  Staate  nicht  mehr  gewahrten 
Rechtsschutz  zu  erreichen  suchten  .  .  .  .c  {Grierke  a.  a.  0.  L, 
pag.  280.) 

»Wenn  so  die  Gilde  in  der  Allgemeinheit  ihrer  Zwecke 
der  alten  Genossenschaft  glich,  so  war  sie  ihr  noch  ähnlicher 
in  Bezug  auf  ihre  innere  Organisation.  Weil  ind^  die  Grund- 
lage der  Verbindung  eine  andere  war,  so  musste  auch  in  allen 
einzelnen  Beziehungen  der  Aehnlichkeit  eine  innere  begriffliche 
Umwandlung  zur  Seite  gehen.  Auch  die  Gilde  ging  von  einem 
Gesamtrecht  und  einer  Gesamtpfiioht  aus,  welche,  den  Rechten 
und  Pflichten  der  einzelnen  Genossen  gegenüber,  der  Gesamt- 
heit aller  Genossen  zustanden.  Diese  Gesamtheit  kam,  wie  bei 
Gemeinde  und  Volk,  in  der  Versammlung  aller  Vollgenossen 
zur  Erscheinung,  die  teils  zu  regelmässigen  Zeiten,  teils  auf 
besondere  Berufung  stattfand.  Neben  den  Vollgenossen  gehorte 
auch  zur  Gilde  ein  Kreis  nur  passiv  berechtigter  Schutzge- 
nossen, zu  denen  Frauen  und  Kinder,  später  auch  Gesellen 
und  Lehrlinge  oder  ähnliche  Stufen  gerechnet  werden  müssen. 
Bei  der  Gildenversammlung  war  wie  bei  der  Volksgemeinde 
die  eigentliche  Gewalt  in  genossenschaftlichen  Angelegenheiten. 
Sie  war  Trägerin  eines  besonderen  alle  Genossen  ergreifenden 
Gildefriedens,  der  daher  in  der  Versammlung  selbst  eine  Er- 
höhung erfuhr,  sie  hatte  diesen  Frieden  zu  setzen,  zu  wahren 
und  herzustellen.  An  sie  fielen  daher  die  Bussen,  die  sie  auf 
Friedensbruch  setzte,  sie  vollzog  den  Ausschluss  aus  der  Gilde, 
wo  Busse  nicht  gegeben  ward  oder  unzulässig  schien.  Der 
Inhalt  der  von  ihr  gewillkürten  Bestimmungen  und  der  von 
ihr  als  durch  Sitte  und  Herkommen  geheiligt  anerkannten 
Uebungen  bildete  das  Gilderecht,  an  dem  jeder  Genosse  Teil 
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hatte,  das  zu  mehren  oder  zu  mindern  aber  nur  die  Gesamt- 
heit befugt  war.  So  weit  dieses  Gilderecht  reichte,  war  sie 
zugleich  das  Gericht  für  seine  Verletzung  und  Anwendung. 
Bei  ihr  stand  die  oberste  Verwaltung  aller  Gildenangelegen- 
heiten, Beschlussfassung  darin  und  Wahl  eines  Vorstandes. 
Der  Gilde^orstand  glich  dem  gewählten  Richter  der  Volks- 
gemeiude;  er  hatte  Berufung  von  Vollversammlung  und  Ge- 
richt, Friedensbann,  Ausführung  der  ürtel  und  Beschlüsse, 
Vertretung  der  Gilde  nach  aussen.  Ihm  stand  zugleich  die 
Eintreibung  und  Verwaltung  von  Bussen  und  Beiträgen,  die 
in  eine  besondere  Gildenkasse  flössen,  zu.  Aus  diesen  Geldern 
und  aus  den  von  neu  eintretenden  Mitgliedern  zu  zahlenden 
Eintrittsgeldern  setzte  sich  ein  bewegliches  Gesamtvermögen 
zusammen,  das  allen  zu  gute  kommen  sollte,  und  sowohl  den 
eigentlichen  Eorporationszwecken,  wie  frommen  Oblationen, 
Unterstützung  der  einzelnen,  Schadensersatz  u.  s.  w.,  als  dem 
gemeinen  Nutzen,  wie  Festmählern,  Trinkgelagen  und  selbst 
der  Verteilung  diente.  Daneben  hatte  die  Gilde  meist  am 
Versammlnngshaus  und  sonst  unbewegliches  Gesamtrecht,  c 
{Gierke  a.  a.  0.  I,  pag.  231  u.  232.) 

> Endlich  ward  das  der  alten  Genossenschaft  un- 
bekannte Prinzip  der  Selbstbesteuerung  eingeführt,  welches 
ursprünglich  nichts  als  die  Zusammenlegung  von  Sonderver- 
mogen,  um  es  als  Gesamtvermogen  gemeinsam  zu  verwenden, 
bedeutete,  womit  femer  die  Erhebung  eines  Eintrittsgeldes 
von  neuen  Genossen,  die  ja  an  dem  schon  vorhandenen  Ge- 
samteigentum Teil  nehmen  wollten,  zusammenhing.  Der  alte 
Genossenschaftsbegriff  ward  daher  in  der  Gilde  zwar  fortge- 
setzt, aber  bereichert  und  erweitert. c  (OierJce  a.  a.  0.  I, 
pag.  233.) 

Das  Gildewesen  entwickelte  sich  bekanntlich  rasch  und 
überaus  mannigfaltig,  denn  allerorts  vereinigten  sich  die 
Gleichen  zu  gegenseitigem  Schutz  und  zur  gemeinsamen 
Wahrung  ihrer  Interessen.  Sehen  wir  von  den  zahlreichen 
geistlichen  Brüderschaften  ab,  die  für  den  vorliegenden  Zweck 
von  geringerem  Interesse  sind,  so  treten  uns  unter  den  welt- 
lichen Gilden  insbesondere  zwei  Klassen  entgegen,  die  für  die 
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nachmalige  Entwickelung  des  politischen  wie  des  wirtschaft- 
lichen Lebens  von  der  weittragendsten  Bedeutung  waren. 
Es  sind  dies  einerseits  die  Schutzgilden  und  anderseits  die 
Interessenten-  oder  Berufsgenossenschaften.  Ganz  zutreffend 
ist  diese  von  Gierke  gewählte  Bezeichnung  allerdings  nicht, 
weil  alle  Gilden  Vereinigungen  zum  Schutze  der  gemeinsamen 
Interessen  waren,  indessen  kann  man  an  derselben  insofern 
festhalten,  als  bei  manchen  dieser  weltlichen  Gilden  vorwiegend 
der  Schutz  der  politischen  Rechte  der  Genossen,  bei  andern 
hingegen  insbesondere  die  Wahrung  der  wirtschaftlichen  oder 
der  Berufs-Interessen  in  den  Vordergrund  trat. 

Die  sog.  Schutzgilden  sind  die  ursprünglichen  und  älteren 
und  sie  entstanden  namentlich  dort,  wo  das  ehemalige  Dorf 
(die  Dorf-  oder  Markgenossenschaft)  allmählich  zur  Stadt 
heranwuchs.  Sie  entwickelten  sich  aus  der  froheren  Mark- 
genossenschaft, d.  i.  ihre  Teilnehmer  waren  die  früheren  Mark- 
genossen, >die  auf  ihrem  freien  Eigen  sitzenden  freieu  Männerc 
—  die  sog.  »erbgesessene  Bürgerschaft«,  wie  man  sie  später 
zu  bezeichnen  pflegte  —  die  ihre  persönliche  Freiheit  und  die 
Freiheit  ihres  Grundbesitzes  gegenüber  dem  etwaigen  Herrn 
der  Stadt  oder  gegenüber  einem  sonstigen  Mächtigen  zu  er- 
halten und  zu  wahren  bestrebt  waren.  {Gierke  a.  a.  0.  I, 
pag.  239  u.  240.)  In  dem  Masse  als  die  Bevölkerung  sich 
dann  vermehrte,  musste  selbstverständlich  der  städtische  Grund 
und  Boden  im  Werte  steigen  und  damit  wuchs  das  Vermögen 
dieser  ehemaligen  Markgenossen,  beziehentlich  ihrer  Familien, 
in  deren  Händen  der  gesamte  städtische  Grundbesitz  sich  von 
Hause  aus  befand,  und  so  entstanden  jene  städtischen  Patri- 
ziergeschlechter, die  eine  Art  städtischen  Adels  bildeten.  Im 
Laufe  der  Zeit  konsolidierten  sich  die  städtischen  Verhältnisse. 
Die  Städte  gewannen  an  Macht,  sie  wussten  ihre  Unabhängig- 
keit zu  behaupten  und  führten  eine  geregelte  Verwaltung  und 
Rechtspflege  bei  sich  ein,  und  in  dem  Masse  als  dies  der  Fall 
war,  verloren  selbstverständlich  jene  ursprünglichen  Schutz- 
gilden —  die  ja  nur  den  Zweck  hatten,  die  Freiheit  der  Person 
und  des  Eigentums  zu  bewahren  —  ihre  Berechtigung  und 
Bedeutung.     Trotzdem    erhielten    sich   jene   »Patriziergilden«, 
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»Richerzechenc,  oder  wie  sonst  an  den  verschiedenen  Orten 
genannt  wurden,  noch  Jahrhunderte  hindurch;  sie  änderten 
jedoch  im  Laufe  der  Zeit  allmählich  ihren  Charakter.  Die 
Freiheit  der  Person  und  des  Eigentums  bedurfte  keines  Schutzes 
mehr  in  den  Städten,  wohl  aber  die  privilegierte  Stellung 
jener  städtischen  Adels-  oder  Patriziergeschlechter,  und  so 
erlangten  jene  Patriziergilden  im  Laufe  der  Zeit  —  wie  Gierke 
(a.  a.  0.  I,  pag.  243)  sagt  —  »den  Charakter  von  Genossen- 
schaften zur  Ausübung  und  Auf  rech  thaltung  politischer  Vor- 
rechte und  überhaupt  zur  Wahrung  des  Standesinteresses  der 
Patrizier.  € 

Neben  diesen  Patriziergilden,  die  —  wie  gesagt  —  vor- 
wiegend einen  politischen  Charakter  hatten,  entstanden  später 
in  den  Städten  die  sog.  > Gewerbsgilden c,  jene  vorhin  erwähn- 
ten Genossenschaften  von  Berufsgenossen,  die  zwar  noch  immer 
so  zu  sagen  »den  ganzen  Menschen  nach  allen  Richtungen 
seines  Lebens  hin  umfasstenc,  die  aber  doch  in  erster  Reihe 
die  Aufgabe  hatten,  die  wirtschaftlichen  oder  Berufs-Interessen 
der  Teilnehmer  zu  wahren.  Es  sind  dies  insbesondere  die 
Gilden  der  Eauflente  und  die  Zünfte  der  Handwerker. 

Was  nun  die  Eaufmannsgilden,  d.  i.  die  Vereinigungen 
der  Eauflente  in  der  Heimat  anbelangt  —  denn  von  den 
»Hausenc,  den  Schutzgilden  der  deutschen  Eauflente  im  Aus- 
lande dürfen  wir  hier  absehen  —  so  waren  dieselben,  ebenso 
wie  die  Handwerkerzünfte  in  erster  Reihe  »Gewerbsgildenc, 
und  wie  die  Zünfte  das  gewerbliche  Monopol  in  der  Stadt 
besassen,  so  hatte  auch  die  Eaufmannsgilde  das  ausschliess- 
liche Recht  zum  Betriebe  des  Handels.  Indes  nahmen  die 
Gilden  der  Eauflente  teilweise  eine  Mittelstellung  zwischen 
den  Patriziergilden  und  den  Handwerkerzünften  ein,  weil  in 
den  deutschen  Städten  die  reichen  Eaufherren  vielfach  mit 
den  Patriziergeschlechtern  mehr  oder  weniger  verschmolzen, 
während  in  den  Städten,  die  von  deutschen  Eaufleuten  ausser- 
halb des  deutschen  Reiches  gegründet  wurden  (man  denke  an 
die  deutschen  Städte  in  den  heutigen  russischen  Ostseepro- 
vinzen), die  Familien  der  Eaufherren  gleich  von  Hause  aus 
die   Rolle   der    städtischen   Patriziergeschlechter    übernahmen. 

22* 
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Infolge  dessen  nahmen  die  Kauftnanusgilden  zumeist  eine 
höhere,  politisch  bedeutsamere  Stellung  in  den  stadtischen 
Gemeinwesen  ein  als  die  einfachen  Handwerkerzünfte.  (Qierke 
a.  a.  0.  I,  pag.  344—348.) 

Die  Handwerkerzünfte  endlich,  die  als  die  eigentlichen 
Repräsentanten  der  Gewerbsgilden  angesehen  werden  dürfen, 
waren  —  wenn  auch  manche  derselben  namentlich  in  der 
ältesten  Zeit  aus  hofrechtlichen  Einungen  hervorgegangen 
waren  —  in  der  späteren  Zeit  freiwillige  Vereinigungen  von 
Berufsgenossen,  »und  zwar  nicht  nur  der  Künstler  und  der 
eigentlichen  Handwerker,  sondern  auch  der  nicht  den  Kauf- 
leuten  zugerechneten  Krämer  und  Händler,  der  Fischer  und 
anderer  Personell  des  Nährstandes. c  (Oierke  a.  a.  0.  I,  pag. 
359.)  Die  einfache  Vereinigung  genügte  jedoch  den  Gewerbe- 
treibenden nicht  und  konnte  ihnen  nicht  genügen,  weil  mit 
derselben  nicht  viel  gewonnen  war.  »Die  Gewerbetreibenden 
wollen  mit  ihrer  rechtlichen  Anerkennung  als  Verein  zugleich 
eine  Garantie  für  ihre  gewerbliche  und  soziale  Selbständigkeit. 
Die  Spitze  ihres  Strebens  war  die  selbständige  Polizei  und 
Gerichtsbarkeit  in  ihren  Genossenschafts-  und  Gewerbeange- 
legenheiten, womit  gewisse  Einnahmen  und  eine  gewisse 
Autonomie  in  ihren  inneren  Angelegenheiten  sich  meist  von 
selbst  verstanden,  ebenso  wie  die  üebernahme  einzelner  Ver- 
waltungsfunktionen für  die  Stadt. c  (SchmoUer:  »Die  Strass- 
burger  Tucher-  und  Weberzunft. c    Strassburg  1879,  pag.  383.) 

Im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  gelang  es  den  Zünften 
zumeist  diese  Anerkennung  zu  erwirken.  Aus  bloss  privaten 
Vereinen  wurden  sie  zu  Organen  der  Selbstverwaltung,  sie 
wurden  »Organe,  die  aus  eigenem  Recht  nunmehr  gewisse 
öffentliche  Funktionen  üben.  Die  Zünfte  sind  nun  anerkannte 

öffentlich  rechtliche  Korporationen,  die selbständig  ihre 

drei  ungebotenen  Dinge,  ihre  Morgensprachen  halten,  ein  ge- 
wisses Polizei-  und  Rügerecht  besitzen,  ein  anerkanntes  Straf- 
und  Zwangsrecht  gegen  ihre  Mitglieder  üben,  damit  aus  dem 
Rahmen  der  engeren  Verwaltungsverbände,  denen  sie  angehört, 
der  Kirchspiele,  Konstofeln  oder  vne  sie  heissen,  ausscheiden, 
sich   dem  Gerichts-   und  Polizeizwang   der  bisher  über  ihnen 
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stehenden  Behörden  bis  auf  einen  gewissen  Grad  entziehen. 
Ihr  dreimaliges  Kolloquium,  ihre  ungebotenen  Dinge,  ihre 
Morgensprachen,  ob  nun  ein  Mitglied  des  Rates  oder  ein 
gewählter  Meister  dabei  vorsass  und  als  Richter  sprach, 
während  die  Genossen  als  Schöffen  das  Recht  fanden,  schlössen 
notwendig  eine  selbständige  Gerichtsbarkeit,  eine  selbständige 
Yerwaltungsfunktion,  ein  selbständiges  Recht  zu  gewissen 
Beschlüssen  und  Anordnungen  in  sich.  —  Und  das  sind  eben 
die  Momente,  die  das  charakteristische  Wesen  der  Zünfte  aus- 
machen, die  Momente,  die  zur  Ausbildung  des  Zunftzwanges 
führten.  Das  ihnen  erteilte,  durch  die  Stadt  anerkannte 
Zwangsrecht  macht  sie  zu  etwas  anderem  als  sie  bisher  waren. 
Mochten  sie  früher  heimlich  sich  zugeschworen  haben,  nichts 
vor  den  ordentlichen  Richter  zu  bringen,  mochten  sie  Gelder 
gesammelt,  Mitglieder  ausgeschlossen  haben,  so  lange  sie  nur 
geduldet,  nicht  rechtlich  anerkannt  waren,  blieb  das  ohne 
rechtliche,  ohne  durchgreifende  Bedeutung.  Mit  ihrer  Aner- 
kennung wurde  das  anders,  indem  ein  Teil  der  Gerichts-  und 
Polizeifunktionen  des  Rates  oder  städtischer  Beamter  auf  sie 
Oberging,  indem  sie  von  rechtswegen  Pfandungs-,  Vorladungs-, 
Besichtigungs-  und  andere  Zwangsrechte  erhielten,  wurde  es 
nötig,  diese  ihre  Zwangsrechte  sachlich,  persönlich  und  ört- 
lich abzugrenzen.«  (Schmoller  a.  a.  0.  pag.  383  u.  384.) 

Diese  dreifache  Kompetenz  der  Zünfte  nun  bestand  in 
Folgendem.  Infolge  des  »sachlichenc  Zwangsrechtes  musste 
jede  Ware  —  mochte  sie  von  einem  Zunftmeister  oder  von 
einem  ausserhalb  der  Zunft  Stehenden  angefertigt  worden 
sein  —  der  amtlichen  Beschau  durch  die  Zunft  unterzogen 
werden,  ehe  sie  zum  Verkaufe  gebracht  werden  durfte.  Es 
war  dies  —  wie  SchmoUer  (a.  a.  0.  pag.  384)  sagt  —  die 
mildeste  Form  des  Zwangsrechtes,  dieselbe  hatte  jedoch  den 
Nachteil,  dass  der  Zunft  eine  Polizeigewalt  über  Personen 
zugewiesen  wurde,  die  ihr  sonst  nicht  unterstanden  und  daher 
vielfache  Mittel  besassen,  sich  dieser  Polizeigewalt  zu  entziehen. 
Die  Zünfte  strebten  daher  nach  dem  »persönlichen«  Zunft- 
zwange, das  ist  nach  der  gesetzlichen  oder  behördlichen  Vor- 
schrift,  dass  Jeder,   der  das  fragliche   Gewerbe  ausübte,  der 
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Zanft  beitreten  musste;  und  die  städtischen  Behörden  waren 
um  so  eher  geneigt,  den  Zünften  dieses  Privileg  zuzugestehen, 
als  diese  dadurch  in  die  Lage  versetzt  wurden,  jene  Polizei- 
gewalt besser  zu  handhaben  und  die  Handwerker  —  deren 
Zucht  und  Sitten  zu  jener  Zeit  noch  viel  zu  wünschen  Hessen 
—  an  eine  strammere  Ordnung  und  Zucht  zu  gewohnen. 
(SchmoUer^  ebendaselbst.)  War  aber  einmal  das  persönliche 
Zwangsrecht  der  Zunft  ausgesprochen,  dann  war  es  selbst- 
verständlich auch  notwendig,  dasselbe  geographisch  abzugrenzen. 
Das  scheinbar  nächstliegende  wäre  es  wohl  gewesen,  dass  alle 
Handwerker  in  der  betreffenden  Stadt  der  Zunft  angehören 
sollen,  allein  eine  derartige  Vorschrift  wäre  leicht  zu  umgehen 
gewesen,  weil  die  Handwerker  sich  nur  unmittelbar  vor  den 
Thoren  der  Stadt  anzusiedeln  brauchten,  um  sich  dem  Zunft- 
zwange zu  entziehen.  Man  gelangte  somit  auf  diesem  Wege 
zu  der  Festsetzung  der  Bannmeile,  wonach  die  Ausübung  der 
Handwerke  innerhalb  eines  gewissen  Umkreises  um  die  Stadt 
verboten  war,  oder  doch  der  Grundsatz  galt,  dass  die  daselbst 
angesiedelten  Handwerker  der  städtischen  Zunft  angehören 
mussten.     (Schmoller  a.  a.  0.  pag.  386  u.  387.) 

Erst  mit  dem  Zugeständnisse  dieser  Autonomie  hatten 
die  Zünfte  ihre  volle  Entwickelung  erreicht;  sie  waren  nun- 
mehr autonome  Körperschaften,  die  ihre  inneren  Angelegen- 
heiten selbständig  ordnen  durften.  Und  hieraus  ergaben  sich 
wesentliche  Eonsequenzen. 

Fasst  man  zunächst  das  Verhältnis  der  Zunft  zur  Stadt 
in*s  Auge,  so  war  die  Zunft  bis  zu  einem  gewissen  Grade  eine 
für  sich  bestehende  Gemeinde.  Sie  wählte  ihre  Vorsteher  und 
Exekutivorgane,  sie  gab  sich  —  wenn  der  Ausdruck  zulässig 
ist  —  ihre  Gesetze,  sie  schlichtete  Streitigkeiten  unter  ihren 
Angehörigen,  sie  besteuerte  ihre  Mitglieder  und  bildete  gleich- 
zeitig eine  militärische  Einheit,  weil  die  Zunftgenossen  unter 
ihren  Zunftbannern,  und  von  den  Zunftmeistern  geführt, 
fochten.  Als  Gemeinde  für  sich  war  aber  die  Zunfb  doch  nur 
ein  Teil  der  Stadtgemeinde,  denn  ihre  Vertreter  sassen  in  den 
städtischen  Kollegien,  die  Zunft  steuerte  zu  den  gemeinsamen 
städtischen  Ausgaben  und  die   bewaffnete  Zunft  —  wenn    sie 
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auch  als  solche  eine  selbständige  taktische  Einheit  bildete  — 
war  doch  nur  ein  Bestandteil  der  städtischen  Heeresmacht. 
Andererseits  war  aber  die  Zunft  ein  Organ  der  Stadt  und  als 
solches  der  letzteren  untergeordnet,  und  dies  aus  einem  zwei- 
fachen Grunde.  Einmal  war  sie,  wie  eben  erwähnt,  ein  Teil 
der  Stadtgemeinde  und  es  liegt  in  der  Natur  der  Dinge,  dass 
der  Teil  sich  jedesmal  dem  Ganzen  unterordnen  muss.  Sodann 
aber  und  ganz  besonders  übernahm  die  Zunft  den  Gewerbe- 
betrieb als  ein  öffentliches  Amt,  d.  h.  der  Gesamtheit  der 
Zfinfte  wurde  vom  Stadtstaate  das  ausschliessliche  Recht  er- 
teilt, beziehungsweise  die  Verpflichtung  auferlegt,  die  städtische 
Bevölkerung  mit  den  nötigen  Gewerbeerzeugnissen  zu  versorgen. 
Hieraus  erwuchs  den  Zünften  die  Pflicht,  dem  Publikum  nur 
gute  und  preiswürdige  Ware  zu  liefern  und  stand  selbstver- 
ständlich der  Stadt  als  solcher  das  Oberaufsichtsrecht  nach 
dieser  Richtung  hin  über  die  Zünfte  zu.  {Gierke  a.  a.  0.  I, 
pag.  371-383.) 

Betrachtet  man  andererseits  das  Verhältnis  der  Zunft  zu 
ihren  Mitgliedern,  so  war  dieselbe  eine  eigentliche  Gilde,  d.  i. 
eine  Vereinigung,  welche  —  um  den  früheren  Ausdruck  zu 
gebrauchen  —  den  ganzen  Menschen  nach  allen  Seiten  seines 
Lebens,  und  zwar  dauernd  umfasste.  Sie  war  also,  wie  dies 
oben  auseinander  gesetzt  wurde,  eine  politische,  militärische, 
religiöse,  sittliche,  gesellige  und  wirtschaftliche  Gemeinschaft. 
Der  weitere  Ausbau  der  Zunftverfassung  wurde  jedoch  durch 
die  vorstehend  erwähnten  drei  Momente  wesentlich  beeinflusst, 
und  zwar: 

Erstens  durch  die  Auffassung,  dass  der  Gewerbebetrieb 
ein  öffentliches  Amt  sei,  welches  den  Zünften  vom  Stadt-Staate 
übertragen  worden  war.  War  der  Gewerbebetrieb  ein  Amt, 
dann  waren  die  Angehörigen  der  Zunft  öffentliche  Funktionäre, 
und  da  war  es  ein  naheliegender  Gedanke,  dass  nur  ehrenhafte 
Charaktere  und  tüchtige  Leute  zum  Handwerksbetrieb  zuge- 
lassen werden  sollen.  Aus  dem  Bestreben,  nur  ehrenhafte 
Charaktere  in  die  Zunft  aufzunehmen,  ergab  sich  die  Eonse- 
quenz, dass  allen  Personen,  deren  Ruf  kein  mackelloser  war 
—  und  dahin  gehörten  nach  der  Anschauung  des  Mittelalters 
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auch  die  unehelich  Geborenen,  sowie  die  Kinder  deijeuigen 
Personen,  die,  wie  beispielsweise  der  Abdecker,  der  Scharf- 
richter etc.,  als  ehrlos  oder  anrüchig  galten  —  die  Aufnahme 
in  die  Znnft  verweigert  wurde,  beziehungsweise,  dass  Ange- 
hörige der  Zunft,  die  sich  eine  unehrenhafte  Handlung  zu 
Schulden  kommen  Hessen,  bestraft  oder  ausgestossen  wurden. 
Die  Sittenpolizei  wurde  bekanntlich  seitens  der  Zünfte  streng 
gehandhabt.  Das  Streben,  nur  tüchtigen  Personen  die  selb- 
ständige Ausübung  des  Gewerbes  zu  gestatten,  führte  im  Laufe 
der  Zeit  von  selbst  dazu,  dass  nur  derjenige  das  Meisterrecht 
erlangen  konnte,  der  früher  Lehrling  und  Geselle  gewesen 
war  und  den  an  ihn  gestellten  Anforderungen  entsprochen 
hatte.  Immer  aber  überwog  anfönglich  der  Gedanke,  dass  die 
Zunft  im  Interesse  ihres  Ansehens  und  ihrer  Macht  nur  die 
besten  und  tüchtigsten  Elemente  aufnehmen  dürfe.  »Wiesen 
siec  (i.  e.  die  Zünfte)  »Jemanden  zurück,  so  geschah  dies, 
weil  er  zu  gering  för  die  Zunft,  nicht  —  wie  später  —  weil 

er  zu  konkurrenzfähig  für  die  Genossen  erschien Ein 

Machtzuwachs  durch  frische  Kräfte  konnte  nur  willkommen 
sein,  wo  bei  dem  nächsten  Aufstande  gegen  den  Rat  vielleicht 
die  Zahl  der  Fäuste  entschied!  In  der  That  finden  wir  denn 
.  auch  —  und  nichts  kann  charakteristischer  sein  für  Blüte 
und  Verfall  der  deutschen  Genossenschaft  —  dass  dieselbe 
Schliessung,  welche  später  alle  Korporationen  eifrig  als  vor- 
nehmstes Privileg  anstrebten,  ursprünglich  ein  gefürchtetes 
Verbot  war,  welches  die  Feinde  eines  Vereines  ihm  au&wangen.c 
{GierJce  a.  a.  0.  I,  pag.  364—368.) 

War  der  Gewerbebetrieb  ein  öffentliches  Amt,  so  ergab 
sich  hieraus  die  fernere  Konsequenz,  dass  die  Träger  dieses 
Amtes  die  Verpflichtung  hatten,  dem  Publikum  nur  gute  und 
preiswürdige  Ware  zu  liefern.  Daher  die  Vorzeichnung  des 
bestimmten  Lehrganges  för  jeden  Handwerker ;  die  Vorschriften 
über  die  Art  und  Weise  der  Produktion  und  die  Verwendung 
bestimmter  Roh-  und  Hilfsstoffe  (zünftige  Industrie-Reglements) ; 
die  Besichtigung  und  eventuelle  Abstempelung  der  fertigen 
Ware  durch  die  Zunftvorstände;  die  Festsetzung  von  Taxen 
für  jede  Art  von  Arbeit  der  Handwerker  etc. 
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Zum  zweiten  würde  der  Ausbau  der  Zunftverfassung  durch 
deu  Umstand  wesentlich  beeinflusst,  dass  die  Zunft  eine  Gilde, 
d.  i.  eine  Brüderschaft  war,  und  dass  eine  Bruderschaft  not- 
wendig das  Bestreben  haben  muss,  die  »BrQderc  möglichst 
einander  gleich  zu  stellen.  Diesem  Bestreben  entsprangen  die 
zahllosen  minutiösen  Vorschriften  der  Zunftordnungen,  wie 
die  Festsetzung  der  Zahl  der  Hilfsarbeiter,  die  der  einzelne 
Meister  halten  durfte,  das  Verbot  der  Eompagniegeschäfte, 
das  Verbot  mehr  als  eine  Werkstatte  oder  mehr  als  ein  Ver- 
kaufslokal zu  besitzen,  das  Verbot,  sich  die  Kunden  oder  die 
Arbeiter  gegenseitig  abzujagen  etc.  etc.,  deren  Tendenz  es 
war,  zu  yerhindern,  dass  ein  Meister  sein  Geschäft  auf  Kosten 
der  Uebrigen  ausdehne.  Jeder  Meister  sollte  gleich  beschäftigt 
sein,  keiner  sollte  darben,  aber  auch  keiner  sollte  reich  werden. 
Will  man  einen  modernen  Ausdruck  gebrauchen,  der  freilich 
nicht  zutreffend  ist,  so  könnte  man  die  Zunft  mit  einem  Kon- 
sortium vergleichen,  das  die  Verpflichtung  übernahm,  die 
fragliche  Ware  zu  liefern,  und  das  demgemäss  auf  das  Aengst- 
lichste  bestrebt  war,  jedem  Konsortial-Teilnehmer  einen  gleich 
grossen  Anteil  am  Konsortialgewinn  zu  sichern.  Als  ein  Aus- 
fluss  dieses  Strebens  sind  ferner  jene  Anstalten  zu  betrachten, 
welche  die  Zunft  als  solche  in's  Leben  rief,  um  die  einzelnen 
Meister  daran  gleichmässig  partizipieren  zu  lassen,  wie  etwa 
der  gemeinsame  Einkauf  von  Rohstoffen  durch  die  Zunft,  die 
Errichtung  gemeinsamer  Verkaufshallen  (der  mitunter  so  ge- 
nannten »Bänkec),  die  Errichtung  gemeinsamer  Werkanlagen, 
wie  beispielsweise  der  Walkmühlen,  in  denen  jeder  Tuchweber 
sein  Tuch  walken  durfte  u.  dergl.  m. 

Endlich  drittens  ist  hier  die  vorhin  gedachte,  den  Zünften 
als  integrierenden  Bestandteilen  oder  Unterabteilungen  (>Per- 
sonalgemeindenc)  des  Stadtstaates  zugestandene  Autonomie  zu' 
nennen,  welche  die  Zünfte  in  den  Stand  setzte,  diejenigen 
Anordnungen  zu  treffen  oder  die  Einrichtungen  zu  schaffen, 
die  sie  im  Interesse  der  Gesamtheit  und  jedes  Einzelnen  ihrer 
Angehörigen  als  wünschenswert  erachteten. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  die  Zunft  ein  eigenes  Ver- 
mögen besass,  indes  war   sie  darum   in   vermögensrechtlicher 
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Beziehung  kein  Kapitalyerein,  in  welchem  bestimmte  Quoten 
am  gemeinsamen  Vermögen  f&r  die  Einzelnen  ausgeschieden 
gewesen  wären,  sondern  das  bewegliche  und  unbewegliche 
Gesamtvermogen  gehörte  der  Genossenschaft  als  solcher.  »Das 
Zunftvermögen,  aus  dem  Zunfthause,  der  Zunftstube,  dem 
Siegel  und  Banner,  den  gemeinen  Stätten,  Anstalten  und 
Gerätschaften,  und  einem  durch  Beiträge,  Strafgelder,  Ein- 
trittsgebühren und  Schenkungen  gebildeten  Kapital  bestehend, 
war  daher  zwar  nicht  nur  für  die  eigentlichen  Einheitszwecke, 
wie  Verhandlung,  Gericht,  Religion,  Wohlthätigkeit,  Armen- 
unterstützung, Beerdigung,  Verwaltungs-  und  Besoldungs- 
kosten  u.  s,  w.  bestimmt,  sondern  diente  auch  den  individuellen 
wirtschaftlichen  und  ethischen  Zwecken  der  Genossen.  Allein 
die  Einzelnen  hatten  keine  Priyatrechte  daran,  sondern  waren 
nur  als  Glieder  der  Zunft  zu  Gebrauch  und  Nutzung  befugt 
und  ihre  Anrechte  waren  daher  rein  persönlicher  Art  und 
unter  einander  gleich.  Gleichmässig  durfte  daher  Jeder  die 
Zunfthäuser  zu  seinen  geselligen  Vergnügungen  und  besonders 
auch  bei  Familienfesten  benutzen,  gleichmässig  standen  die 
gemeinsamen  gewerblichen  Etablissements  und  Gerätschaften 
Jedem  zur  Verfügung;  gleichmässig  endlich  waren  die  An- 
sprüche der  Genossen  an  dem  Kapitalvermögen  der  Zunft, 
aus  welchen  nicht  nur  Unterstützungen,  sondern  auch  Vor- 
schüsse und  Darlehen  an  bedürftige  Genossen  gegeben  wurden, 
so  dass  die  Zunft  nicht  nur  eine  Kranken-,  Armen-  und 
Witwen- Anstalt  in  sich  enthielt,  sondern  gleichzeitig  ein  Vor^ 
schuss-  und  Kreditverein  war.c   {Oierke  a.  a.  0.  I,  pag.  396.) 

3.   Das   Wesen   des   >Stande8«. 

üeberblickt  man  das  im  Vorstehenden  Gesagte,  so  ge- 
langt man  ungefähr  zu  folgendem  Resultate. 

Auf  dem  politischen  Gebiete  charakterisiert  sich  das 
Mittelalter  so  zu  sagen  durch  die  Staatslosigkeit,  d.  i.  durch 
den  Mangel  einer  fest  gefügten  staatlichen  Zentralgewalt. 
Dagegen  oder  vielleicht  richtiger  gesagt:  gerade  wegen  dieses 
Mangels  der  staatlichen  Autorität  sehen  wir,  dass  allerorts 
die  Gleichen  sich  dauernd  zu  Gilden  oder  ähnlichen  Einungen 
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zasammenschliessen,  innerhalb  deren  sie  eine  einigermassen 
gesicherte  Stellung  finden.  Diese  Gilden  vereinigen  sich  unter 
einander  nach  den  verschiedensten  Richtungen  bia  zu  immer 
weiteren  Verbänden,  so  dass  wir  schliesslich  in  der  grossen 
deutseben  Hansa  gewissermassen  den  kühnen  und  grossartigen 
Versuch  erblicken,  einen  Staat  von  unten  hinauf,  im  Wege 
mehr  oder  weniger  freiwilliger  Vereinigungen  aufzubauen. 
Darf  man  moderne  Schlagworte  gebrauchen,  so  wäre  man 
geneigt  zu  sagen,  dass  im  Mittelalter  der  extremste  Föderalis- 
mus auf  dem  Wege  der  immer  weiter  gehenden  Föderation 
der  einzelnen  von  einander  unabhängigeu  gesellschaftlichen 
Kreise  im  Begriffe  ist,  sich  zum  Zentralismus  durchzuarbeiten. 
Diese  Art  der  Staatsverfassung,  oder  diese  Art  der  Gliederung 
der  Gesellschaft  bezeichnet  man  als  »standische  Ordnungc. 

Die  einzelnen  Glieder  dieser  ständischen  Ordnung  sind 
jene  verschiedenen  Einungen,  die  wir  im  Vorstehenden  kennen 
gelernt  haben,  jene  verschieden  gestalteten  Einungen  des  Mittel- 
alters, die  Gierke  als  deutschrechtliche  Genossenschaften  be- 
zeichnet. Wir  werden  daher  den  Begriff  des  »Standest  inner- 
halb dieser  deutschrechtlichen  Genossenschaften  zu  suchen 
haben.  Indes  wird  man  darum  das  Wesen  des  »Standest  nicht 
ohne  Weiteres  mit  dem  der  deutschrechtlichen  Genossenschaft 
identifizieren  dürfen.  Zunächst  finden  wir  an  diesen  mittel- 
alterlichen Genossenschaften  Merkmale,  die  wir  als  gleich- 
gQltig  oder  unwesentlich  bezeichnen  können.  Wir  haben  oben 
gesehen,  dass  jene  Genossenschaften  dauernde  Vereinigungen 
von  Berufsgenossen  oder  doch  von  Gleichgestellten  waren, 
welche  gleichzeitig  verschiedene  Zwecke  verfolgten,  indes  ver- 
folgten einmal  nicbt  alle  Genossenschaften  durchgehends  die 
gleichen  Ziele.  So  waren  beispielsweise  wohl  die  Zünfte  und 
neben  ihnen  auch  andere  Genossenschaften  gleichzeitig  mili- 
tärische Einheiten,  aber  darum  verfolgten  nicht  sämtliche 
Einungen  militärische  Zwecke,  d.  h.  es  waren  nicht  die  Mit- 
glieder aller  übrigen  Genossenschaften  zum  Kriegsdienste  ver- 
pflichtet. Sodann  waren  manche  der  Ziele,  die  die  deutsch- 
rechtlichen Genossenschaften  verfolgten,  für  das  ernste  staat- 
liche Leben  von  untergeordneter  Bedeutung.    So  z.  B.  legten 
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die  Zünfte,  die  religiösen  Bruderschaften,  die  Universitäten 
und  andere  Genossenschaften  wohl  ein  grosses  Gewicht  auf 
die  Pflege  der  religiösen  Interessen  sowie  auf  die  Pflege  der 
Geselligkeit  und  der  guten  Sitte,  allein  es  ist  evident,  dass 
es  fQr  das  staatliche  oder  politische  Leben  ziemlich  gleidi- 
gültig  ist,  ob  die  Angehörigen  eines  Vereines  mit  einander 
das  Gotteshans  ihrer  Eonfession  besuchen  oder  nicht,  ob  sie 
ihre  Familienfeste  gemeinsam  feiern,  oder  ob  sie  das  Schimpfen 
und  Fluchen  verpönen,  wie  dies  etwa  die  Zünfte  gethan  haben, 
u.  dergl.  m. 

Scheiden  wir  diese  unwesentlichen  Merkmale  aus,  so 
bleiben  für  den  Begriff  des  Standes  folgende  wesentliche 
Momente  übrig: 

Erstens  war  der  Stand  eine  dauernde  Vereinigung,  und 
zwar  in  der  Regel  eine  Zwangsvereinigung  der  Berufsgenossen 
oder  doch  der  Gleichgestellten,  welche  —  ähnlich  dem  Staate 
oder  der  Gemeinde  —  sich  nicht  bloss  auf  eine  Seite  des 
Lebens  beschränkte,  sondern,  wie  man  zu  sagen  pflegt,  »den 
ganzen  Menschen  umfasste.c 

Zum  zweiten  bildeten  die  vereinigten  Einzeln-Personen 
eine  sog.  Gesamtpersönlichkeit,  oder  mit  anderen  Worten: 
die  vereinigten  Angehörigen  des  Standes  bildeten  eine  Kor- 
poration, d.  h.  der  »Stande  als  solcher  war  eine  juristische 
Person. 

Drittens :  Der  Stand  als  juristische  Person  besass  sein 
eigenes  Vermögen  und  fahrte  demgemäss  seine  besondere 
Wirtschaft.    . 

Viertens  war  der  Stand  autonom,  d.  h.  er  besass  die 
Machtvollkommenheit,  seine  Angelegenheiten,  beziehungsweise 
die  seiner  Mitglieder,  selbständig  zu  verwalten  und  zu  ordnen. 

Endlich  fünftens  bildete  der  Stand  —  und  das  ist  sein 
charakteristischestes  Merkmal  —  einen  integrierenden  Bestand- 
teil oder  ein  Glied  der  Gesamtheit  oder  des  Staatsganzen,  in 
ähnlicher  Weise  wie  heute  die  Provinz,  der  Kreis,  der  Bezirk 
oder  die  Gemeinde  einen  wesentlichen  Teil  des  Staates  bildet. 
Unsere  heutigen  Staaten  sind  bekanntlich  territorial  gegliedert, 
d.  h.  die  Unterabteilungen  des  Staates  sind  geographisch   ab- 
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gegrenzte  Verwaltungsbezirke,  wie  die  Provinz,  der  Ereis,  der 
Bezirk,  die  Ortsgemeinde,  und  es  werden  die  in  diesen  geo- 
graphischen Bezirken  wohnenden  Menschen  zu  kleineren  oder 
untergeordneten  Einheiten  zusammengefasst.  Dem  entgegen 
baute  sich  der  mittelalterliche  Staat  —  sofern  man  überhaupt 
von  einem  »Staatec  in  jener  Zeit  sprechen  darf  —  nicht  aus 
»Territoriale-,  sondern  aus  »Personalc-Gemeinden,  aus  Kor- 
porationen von  Berufsgenossen  oder  Oleichgestellten  auf,  bei 
welchen  der  Wohnort  entweder  gar  keine  oder  doch  nur  eine 
ganz  untergeordnete  und  nebensächliche  Bedeutung  hatte. 
Und  hieraus  ergibt  sich  ein 

Sechstes,  für  den  Begriff  des  Standes  wesentliches  Moment. 
So  wie  es  nämlich  heute  als  Regel  gilt,  dass  der  einzelne 
Staatsbürger  irgend  einer  Ortsgemeinde  angehören  muss,  und 
wie  er  gewissermassen  nur  durch  die  Angehorigkeit  an  eine 
Ortsgemeinde  erst  zum  vollberechtigten  Staatsbürger  wird 
(man  denke  an  die  Ausübung  des  aktiven  Wahlrechtes,  die 
nur  in  der  Heimatsgemeinde  gestattet  ist),  so  konnte  im 
Mittelalter  der  Einzelne  nur  dadurch  eine  Bedeutung  in  der 
Gesamtheit  erlangen,  dass  er  einer  der  erwähnten  »Personal« - 
Gemeinden,  d.  i«  irgend  einer  ständischen  Körperschaft  an- 
gehörte. 

(Schlu88  folgt.) 


Die  wirtsclmftliche  Interessenvertretung  in    der 

Schweiz, 


Von  Karl  Bfloher. 


Die  aDÜmaDchesterliche  Aera,  in  welcher  wir  ans  seit  einem 
Jahrzehnt  befinden,  hat  der  wirtschaftlichen  Interessenvertretung 
eine  früher  kaum  geahnte  Bedeutung  gegeben.  Der  Einfloss, 
welchen  landwirtschaftliche  Vereine,  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern, sowie  grossere  Berufsverbände  allenthalben  auf  den 
Gang  der  Wirtschaftgesetzgebung  ausüben ,  ist  ein  weithin 
spürbarer,  und  eine  unbefangene  Geschichtschreibung  wird  ihn 
einmal  zu  den  hervorstechendsten  Eigentümlichkeiten  unserer 
Epoche  zahlen  müssen.  Sie  wird  dabei  vielleicht  mit  einigem 
Bedauern  zu  konstatieren  haben,  dass  es  vorwiegend  die  grossen 
kapitalistischen  Interessen  sind,  welche  ihren  Ausdruck  in  der 
Gesetzgebung  gesucht  und  gefunden  haben,  die  heute  mehr 
als  je  ein  Spiegelbild  der  sozialen  Machtverhältnisse  ist. 

Man  darf  dies  unbedenklich  sagen,  ohne  den  grossen  Ver- 
diensten der  neueren  Sozialgesetzgebung  zu  nahe  zu  treten. 
Denn  wenn  man  von  letzterer  abzieht,  was  lediglich  Folge 
des  schlechten  Gewissens  der  herrschenden  Klassen  und  Furcht 
vor  dem  rothen  Gespenst  ist,  was  bleibt  noch  übrig?  Nicht 
viel  mehr  als  das  P  r  i  n  ?  i  p  einer  ausgedehnten  Staatsinter- 
vention zum  Schutze  und  zur  Hebung  des  vierten  Standes, 
welches  zwar  von  einer  überlegenen  Staatsklugheit  den  bürger- 
lichen Parteien  in  ihrem  eigenen  Interesse  aufgezwungen,  von 
diesen  aber  mit  einem  überreichen  Beisatz  von  Elassenanschau- 
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nngen  und  selbst  Elassenübervorteilungen  vermischt  worden 
ist.  Gewiss  ist  die  Durchsetzung  des  Prinzips  an  sich  schon 
ein  Gewinn  ;  aber  sie  ist  erfolgt  ohne  Einwirkung  der  Nächst- 
beteiligten und  ohne  entsprechende  Einrichtungen  für  ihre 
dauernde  Mitwirkung.  Die  historische  Thatsache  eines  mit 
den  übrigen  Standen  gleichberechtigten  Arbeiters  tan  des 
ist  dabei  nicht  zur  Anerkennung  gelangt.  Sie  hat  den  ihr  ge- 
flissentlich aufgeprägten  Charakter  des  Almosens,  der  einer 
anmündigen  Klasse  erwiesenen  Wohlthat  niemals  verleugnet. 
Dass  sie  darin  mit  den  Thatsachen  der  sozialen  Entwicklung 
in  Widerspruch  getreten  ist,  braucht  an  dieser  Stelle  nicht 
nachgewiesen  zu  werden. 

Der  massgebende  Einflnss,  den  die  kapitalistischen  Inter- 
essenverbände und  Vertretungskörperschaften  ausüben,  liegt 
in  der  Natur  der  Verhältnisse,  unter  welchen  der  moderne 
Staat  sich  seiner  wirtschaftlichen  und  sozialen  Aufgaben  wieder 
bewusst  geworden  ist.  Der  Beamtenstand  war  in  der  süssen 
Gewohnheit  des  laisser  faire  aufgewachsen,  die  Männer  an  der 
Spitze  der  Regierungen,  wenn  sie  auch  den  neuen  Ideen  im 
Drange  der  politischen  Notwendigkeit  Zugang  gestatteten, 
entbehrten  doch  der  mancherlei  sachlichen  Detailkenntnisse, 
welche  zur  Ausführung  derselben  notwendig  waren ;  in  den 
Parlamenten  waren  solche  oft  noch  weniger  zu  finden,  oder 
wo  sie  vorhanden  waren,  standen  sie  bewusst  oder  unbewusst 
im  Dienste  privater  Interessen.  Ein  ausgebreiteter  und  wohl 
organisierter  staatlicher  Informationsdienst  für  wirtschaftliche 
Angelegenheiten,  vne  ihn  der  alte  Polizeistaat  angestrebt  hatte, 
bestand  nicht  und  liess  sich  auch  nicht  im  Handumdrehen 
schaffen.  Was  in  dieser  Hinsicht  die  statistischen  Zentral- 
stellen zu  bieten  vermochten ,  bewegte  sich  auf  dem  engen 
Gebiete  des  unmittelbar  Zählbaren  und  leicht  Messbaren,  wobei 
noch  zu  beachten  ist,  dass  die  wirtschaftspolitische  Umkehr 
in  eine  2feit  fiel,  welche  einer  Erweiterung  des  Thätigkeits- 
kreises  der  Statistik  nichts  weniger  als  günstig  war.  Die 
sonstigen  Auskunftsmittel:  Enqueten,  gutachtliche  Vernehmung 
einzelner  Experten  und  Expertenkommissionen  u.  dgl.  trugen 
zu  sehr  den  Charakter  des  Improvisierten  und  ünverantwort- 
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liehen,  um  auf  die  Dauer  zu  befriedigeD.  Die  Euquöten  zumal, 
denen  man  die  wesentliche  Ausstattung  ihrer  englischen  Vor- 
bilder (parlamentarische  Kommissionen  mit  umfassenden  Befug- 
nissen und  kontradiktorisches  Verfahren)  versagte,  trugen  oft 
mehr  dazu  bei,  die  Meinungen  zu   verwirren  als   aufzuklären. 

So  kam  es,  dass  die  Gutachten,  Berichte,  Eingaben  a.  dgL 
von  Handelskammern,  Gewerbekammern,  landwirtschaftlichen 
Vereinen,  welchen  die  amtliche  oder  halbamtliche  Vertretung 
bestimmter  Interessentengruppen  obli^t,  für  die  staatlichen 
Entscheidungen  und  Massnahmen  eine  sachliche  Bedeutung 
erlangen  konnten,  die  ihnen  eben  als  einseitigen  Aeusserungen 
von  Interessenten  nicht  hätte  zukommen  sollen  oder  doch  nur 
dann  hätte  zukommen  dürfen,  wenn  die  entgegengesetzten 
Interessen  in  gleich  autoritativer  Weise  und  mit  demselben 
Anspruch  auf  Berücksichtigung  sich  hätten  geltend  machen 
können.  Das  war  aber  nicht  der  Fall,  und  so  dürfen  wir 
uns  nicht  wundern ,  wenn  wir  hie  und  da  Bestrebungen  der 
bis  jetzt  von  der  offiziellen  Vertretung  ausgeschlossenen  wirt- 
schaftlich-sozialen Gruppen  bemerken ,  eine  ähnliche  Stellung 
zu  erringen.  Ich  erinnere  hier  nur  an  die  namentlich  in  Preossen 
hervorgetretenen  Bemühungen,  eine  der  Vertretung  des  Handels 
und  der  Grossindustrie  in  den  Handelskammern  ähnliche  Organi- 
sation des  Kleingewerbes  zu  schaffen,  und  auch  wo  derartiges 
nicht  zu  Tage  trat,  beobachten  wir  einen  regen  Eifer  zum 
Zusammenschluss  wirtschaftlicher  Gruppen  in  grossen  nationalen 
Berufsverbänden  mit  döm  deutlich  erkennbaren  Nebenzweck, 
der  Geltendmachung  gleichartiger  Interessen  auf  dem  Wege 
des  Petitionsrechtes  auf  diese  Weise  grösseres  Gewicht  zu 
verleihen. 

Vom  Standpunkte  der  staatlichen  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung konnte  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  In- 
formationen über  wirtschaftliche  Zustände  und  Bedürfnisse, 
welche  sich  hier  fast  ungesucht  und  manchmal  vielleicht  selbsit 
unerwünscht  boten,  nur  mit  grosser  Vorsicht  benutzt  werden 
durften.  Verschiedene  Interessenten-Augen  sahen  dieselben 
Dinge  oft  sehr  verschieden  an.  Eine  sachverständige  Instanz, 
die  hier  mit   überlegener  Einsicht   hätte   vermitteln   können, 
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gab  es  nicht.  Was  war  natürlicher,  als  dass  man  auf  den  Gedanken 
verfiel,  eine  oberste  wirtschaftliche  Interessenvertretung,  einen 
» Volks wirtschaftsratc,  zu  schaffen,  welche  den  verschiedenen 
Interessentengruppen  Gelegenheit  böte,  zuerst  unter  sich  selbst 
sich  zu  einigen ,  ehe  sie  ihre  Wünsche  und  Anträge  an  die 
Regierungen  und  Parlamente  bnlchten.  Ja  hie  und  da  (nament- 
lich in  Oesterreich)  wurden  selbst  Stimmen  laut,  welche  die 
Ersetzung  der  allgemeinen  Volksvertretungen  durch  ein  kom- 
biniertes System  von  Interessenvertretungen  verlangten,  wobei 
die  Abgeordneten  von  den  verschiedenen  wirtschaftlichen 
Gruppen  gewählt  werden  sollten.  Zum  Glück  hat  man  das 
Experiment,  für  welches  das  konstitutionelle  System  Oester- 
reichs  manche  Anknüpfungspunkte  bot,  nicht  gemacht.  Man 
würde  sonst  bald  erkannt  haben,  dass  bei  einer  solchen 
Vertretung  die  Pflege  der  idealen  Güter  der  Menschheit  aus 
den  Parlamenten  verschwinden  muss,  um  einem  kleinlichen 
Erämergeiste  Platz  zu  machen,  der  das  Erstgeburtsrecht  des 
Volkes,  die  politische  Freiheit,  um  ein  paar  Zolltarifpositionen 
oder  Steuervorteile  verschachert. 

Der  Volkswirtschaftsrat,  bei  dessen  Einfährung  in  Preussen 
man  sich  durch  die  mehr  als  zweihundertjährigen  Erfahrungen 
mit  dem  französischen  Gonseil  Sup^rieur  du  commerce  nicht 
hat  schrecken  lassen ,  hat  bis  jetzt  weder  die  hochfiiegenden 
Hoffnungen  seiner  Anhänger  noch  die  weitgehenden  Befürch- 
tungen seiner  Gegner  gerechtfertigt.  Wie  weit  er  von  Einfiuss 
auf  die  Gesetzgebung  gewesen  ist,  vnrd  sich  schwer  bestimmen 
lassen.  Dass  er  der  Idee  eines  allsettig  informierenden  Sachver- 
ständigen-Beirats wenig  entsprochen  habe,  darf  man  vielleicht 
daraus  schliessen,  dass  kein  Versuch  gemacht  worden  ist,  die 
anfangs  in  Aussicht  genommene  Erweiterung  zu  einem  deut- 
schen Volkswirtschaftsrate  herbeizuführen. 

Ganz  allgemein  aber  lässt  sich  sagen,  dass  der  Grundge- 
danke, dem  diese  Institution  ihre  Entstehung  verdankt,  ein 
schiefer  ist.  Es  ist  kurz  gesagt  der,  dass  die  Regierung  über 
die  bei  einer  wirtschaftspolitischen  Massregel  in  Frage  kom- 
menden Thatsachen  besser  informiert  werde,  wenn  sie  die  ver- 
schiedenen interessierten  Sachverständigen  —  Eaufleute,    In- 
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dustrielle,  Landwirte  —  zu  einem  Gesamtvotum  veranlasse, 
als  wenn  sie  jede  Gruppe  besonders  befragte  und  selbst  von 
ihrem  das  Allgemeine  ins  Auge  fassenden  Standpunkte  eine 
Ausgleichung  suchte.  Bequemer  ist  das  Erstere  ja  ohne  Zweifel; 
aber  auch  gefahrlicher.  Denn  die  Interessen  jener  Ejreise 
gehen  naturgemäss  auseinander,  und  wenn  man  sie  in  ein^ 
solchen  konsultativen  Körperschaft  nötigt,  sich  zu  einer  ein- 
heitlichen Ansicht  zu  vereinigen,  so  werden  sie  vielleicht  in 
neun  von  zehn  Fällen  den  Ausgleich  in  Kompromissen  suchen, 
durch  welche  sie  sich  auf  Kosten  aller  übrigen  Bevölkerangs- 
klassen  gegenseitig  Vorteile  bewilligen.  Die  Nator  einer 
solchen  Einrichtung  bringt  es  ja  mit  sich,  dass  vorwiegend 
oder  ausschliesslich  die  grossen  Interessenten,  die  »Notabein c, 
zur  aktiven  Beteiligung  berufen  werden.  Im  preossischen 
Yolkswirtschaftsrate  stehen  15  Handwerker  und  Arbeiter,  60 
Kaufleuten,  Fabrikanten  und  Grossgrundbesitzem  gegenüber  — 
ein  Verhältnis,  das  der  numerischen  Starke  der  betreffenden  Be- 
völkerungsklassen gerade  entg^engesetzt  ist ;  der  kleine  Grund- 
besitz, die  Hausindustrie  und  die  liberalen  Berufsstande  sind 
gar  nicht  berücksichtigt.  Von  einer  organisierten  Vertretung 
aller  wirtschaftlichen  Interessen  kann  jedenfalls  keine  Rede 
sein,  und  die  1884  erfolgte  Wiederbelebung  des  Staatsrates 
gestattet  vielleicht  den  Schluss,  dass  man  an  massgebender 
Stelle  die  Notwendigkeit  eines  Gegengewichtes  empfand. 

Aber  auch  wenn  es  gelingen  sollte,  in  einer  solchen  Korper- 
schaft alle  Interessentengruppen  bis  zum  Kleinbauern,  Guts- 
tagelöhner und  Arbeiter  in  einer  ihrer  wahren  gesellschaftlichen 
Bedeutung  entsprechenden  Vertretung  zu  vereinigen :  die  that- 
sächlichen  Informationen,  welche  die  obersten  Behörden  durch 
einen  derartigen  »Rat«  gewinnen  würden,  könnten  ihrer  Natur 
nach  kaum  anders  als  oberflächlich  und  ungenügend  ausfallen. 
Die  sachlichen  Gesichtspunkte  kommen  zweifellos  besser  zur 
Geltung,  wenn  jeder  Wirtschaftszweig,  sei  es  in  freien  Ver- 
einigungen, sei  es  in  behördenartig  organisierten  Vertretungs- 
körpern, seine  Interessen  gesondert  zum  Ausdruck  bringt  und 
den  Behörden  auf  Erfordern  gutachtliche  Aufschlüsse  erteilt 
Dies  würde  eine  Ausdehnung  des  Systems   der  Handels-    und 


Die  wirtschaftliche  Interessenvertretung  in  der  Schweiz.      351 

Gewerbekammern  auf  weitere  Berufskreise  oder  doch  die  Her- 
beiführung einer  ähnlichen  geregelten  Verbindung  der  obersten 
Ressortbehorden  mit  freien  wirtschaftlichen  Vereinigungen  be- 
dingen, wie  sie  bereits  mehrfach  zwischen  den  Ackerbaumini- 
sterien und  den  landwirtschaftlichen  Vereinen  besteht. 

Freilich  wäre  ein  solches  System,  so  vollkommen  es  viel- 
leicht dem  Zweck  der  Interessenvertretung  entsprechen  möchte, 
vom  Gesichtspunkte  des  Informationsdienstes  aus  doch  nur 
ein  Notbehelf.  Es  vermochte  weder  mangelnde  Sachkunde 
der  Ressortbeamten  noch  auch  unbefangene  und  uninteressierte 
Beobachtung  der  wirtschaftlichen  Thatsachen  zu  ersetzen.  Man 
hat  wol  daran  gedacht,  die  letztere  durch  ad  hoc  geschaffene 
Observationsanstalten ,  ähnlich  den  statistischen  Bureaux ,  zu 
gewinnen.  Ich  erinnere  in  dieser  Hinsicht  an  die  nordameri- 
kanischen Bureaux  für  Arbeitsstatistik,  von  denen  manche  ihre 
Untersuchungen  nicht  bloss  auf  die  L^e  der  arbeitenden 
Klassen  sondern  auf  das  ganze  wirtschaftliche  Leben  ausdehnen, 
indem  sie  dabei  vorzugsweise  mit  den  Mitteln  der  Statistik 
arbeiten,  ohne  jedoch  die  Enquete  und  die  beschreibende 
Darstellung  ganz  abzulehnen. 

Dass  diese  Anstalten  vielfach  treibend  und  anregend  auf 
die  soziale  Gesetzgebung,  insbesondere  die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung, gewirkt  haben,  kann  nicht  dem  mindesten  Zweifel 
unterliegen.  Schon  die  1884  erfolgte  Errichtung  eines  National 
Bureau  of  Labour  in  Washington  und  die  1886  von  dem  englischen 
Unterhause  beschlossene  Gründung  einer  ähnlichen  Anstalt 
flir  das  Vereinigte  Königreich  sprechen  dafQr,  dass  das  Be- 
dürfnis, dem  sie  entgegenkommen,  ein  weit  verbreitetes  und 
lebhaft  empfundenes  ist.  Allein  man  hat  bei  der  Beurteilung 
dieser  Institutionen  doch  wohl  zu  unterscheiden  zwischen  der 
Stimmung  der  Arbeiter,  die  sie  befürworten  und  dem  sachlichen 
Wert  des  Materials,  das  sie  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
liefern.  Dass  der  Arbeiter  in  diesen  Ländern  es  mit  Genug- 
thuung  empfindet,  wenn  der  Staat  sich  überhaupt  um  ihn 
kümmert,  ist  nicht  zu  verwundern.  An  die  Aufschlüsse  aber, 
welche  diese  Bureaux  erteilen,  wird  man  nach  dem  bis  jetzt 
Vorliegenden   keinen   allzu  hohen   Massstab   anlegen   dürfen, 
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Sie  sind  freilich  noch  mit  der  Verbesserung  ihrer  Beobach- 
tungsmethoden beschäftigt,  und  der  in  neuerer  Zeit  ziemlidi 
allgemein  erfolgte  Uebergang  von  der  schriftlichen  Befra^ng 
der  Interessenten  (circular  plan)  zur  persönlichen  Beobachtung 
und  Untersuchung  durch  eigene  Beamte  (personal  inspectioD 
plan)  bezeichnet  einen  bedeutenden  Fortschritt  in  dieser  Richtung. 
Auch  dürfte  die  allmähliche  Heranziehung  eines  Stabes  von 
eingeschulten  Beamten  mit  der  Zeit  die  Brauchbarkeit  des 
gewonnenen  Thatsachenmaterials  erhöhen. 

Immerhin  bleibt  das  ganze  System  ein  künstliches,  das  alle 
Fehlerquellen,  die  in  der  statistischen  Erhebung  liegen,  id 
sich  vereinigt  und  noch  einige  andere  mehr.  Denn  das  ist 
ja  die  Schattenseite  schon  der  gewöhnlichen  statistischen  Er- 
hebung, dass  dieselbe  an  Hunderttausende  oder  Millionen  von 
Individuen  Fragen  richtet,  für  deren  richtige  Beantwortung 
sie  kein  Interesse  haben  und  nicht  verantwortlich  gemacht 
werden  können.  Der  Einfluss  dieses  Umstandes  auf  die  Zuver- 
lässigkeit des  Materials  drängt  sich  den  praktischen  Statistikern 
mit  so  zwingender  Gewalt  auf,  dass  unter  ihnen  eine  weit 
verbreitete  Abneigung  gegen  alle  Fragen  Platz  gegriffen  hat, 
deren  Beantwortung  nicht  schon  durch  den  einfachen  Augen- 
schein von  dem  Zähler  kontrolliert  werden  kann.  Ein  deut- 
liches  Zeichen  dieser  Abneigung  ist  die  Einschränkung  der 
Frageschemata  für  die  Volkszählung  in  verschiedenen  Ländern 
und  der  Widerstand,  den  die  weitgehenden  Forderungen  der 
internationalen  statistischen  Kongresse  bei  der  amtlichen  Sta- 
tistik gefunden  haben.  Leiden  diese  verhältnismässig  einfachen 
EIrmittlungen  schon  schwer  unter  dem  Fehler  uninteressierter 
und  unverantwortlicher  Auskünfte,  so  muss  sich  dieser  Uebel- 
stand  ins  Unerträgliche  steigern,  wo  gerade  ein  Interesse 
an  nicht  richtiger  oder  nicht  genauer  Fragebeantwortung  be- 
steht. Und  dies  wird  bei  den  Erhebungen  jener  staatlichen 
Observatorien  für  Wirtschafts-  und  Soaialstatistik  immer  mehr 
oder  weniger  der  Fall  sein.  Allerdings  sind  einige  nordameri- 
kanische Staaten  bis  zur  Anwendung  von  Zwangsmitteln  gegen 
die  Befragten  und  zur  Androhung  von  Gefängnisstrafen  für 
wissentlich  falsche  Aussagen  gegangen;   allein    es   fehlt   doch 
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jede  Anssicht,  dieses  System  zu  Terallgemeinern,  und  wäre  sie 
vorhanden,  die  Unmöglichkeit  derartige  statistische  Uebeltbäter 
zu  überführen,  müsste  es  zum  Scheitern  bringen. 

Schon  heute  kann  man  sagen,  dass  das  System  der  sta- 
tistischen Bureau-Erhebuugen  die  Grenzen  seines  Gebietes 
nicht  mehr  erheblich  erweitern  wird.  Die  Zukunft  gebort 
der  Verwaltungsstatistik ,  d.  h.  der  statistischen  Verwertung 
des  im  ordentlichen  Geschäftsgang  der  Staatsverwaltung  von 
selbst  aufkommenden  Materials  an  Buchungen,  Registrierungen 
u.  dgl.,  welches  sich  durch  Einfahrung  eines  Registrierungs- 
zwanges (gegen  die  Beamten)  t&r  gewisse  regelmässig  zur  be- 
hördlichen Kenntnis  kommende  Thatsachen  noch  bedeutend 
vermehren  lässt.  Diese  Thatsachen  haben  den  grossen  Vor- 
zug, dass  sich  öffentliche  und  private  Interessen  an  ihre  genaue 
Konstatierung  knüpfen,  Interessen,  die  nicht  einer  vorwitzigen 
statistischen  Wissbegierde  entspringen,  sondern  in  der  Sache 
selbst  liegen.  Die  statistische  Arbeit  fusst  also  hier  von 
vornherein  auf  einer  zuverlässigen  Grundlage ;  ihre  unmittelbare 
praktische  Verwendbarkeit  sichert  ihr  das  dauernde  Interesse 
der  mit  der  Sammlung  des  Materials  betrauten  Amtsstellen; 
sie  ist  keine  künstliche  Veranstaltung,  die  von  aussen  störend 
in  den  ordentlichen  Gang  der  behördlichen  Thätigkeit  hinein- 
dringt, sondern  eine  natürliche  Frucht  dieser  Thätigkeit  selbst, 
die  fast  ohne  Pflege  reift  und  die  der  Staat  nur  zu  pflücken  hat. 

Die  Erweiterung  des  Gebietes  der  Staatsthätigkeit  im 
Bereiche  der  wirtschaftlichen  Verwaltung  bringt  es  von  selbst 
mit  sich,  dass  derartiges  Material  ohne  einen  besonderen  Be- 
obachtungsapparat in  immer  reicherer  Fülle  sich  ergibt.  Die 
verschiedenen  Zweige  der  deutschen  Arbeiterversicherung  z.  B. 
werden  mit  der  Zeit  für  die  Statistik  der  Betriebsunfälle,  der 
Arbeitslöhne,  der  beruflichen  Morbidität  und  Mortalität  Daten 
von  einer  Reichhaltigkeit  und  Zuverlässigkeit  abwerfen,  wie 
eigene  Erhebungen  der  statistischen  Bureaux  auch  bei  den 
grössten  Anstrengungen  sie  nie  zu  liefern  im  Stande  gewesen 
wären.  Der  Zwangscharakter  dieser  Einrichtungen  sichert  die 
Vollständigkeit  dieses  Materials,  die  Verantwortlichkeit  jeder 
einzelnen  Thatsachenkonstatierung  seine  Zuverlässigkeit,   das 
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unmittelbare  Interesse  der  Verwaltung  seine  statistische  Nutz- 
barmachung. 

Aber  auch  wo  eine  statistische  Verwertbarkeit  behön'- 
licher  Konstatierungen  zunächst  nicht  in  Frage  kommt,  wird 
schon  die  blosse  Vermehrung  der  Organe  der  wirtschaftlichen 
Verwaltung  für  die  Zentralleitung  zu  einer  schätzbaren  In- 
formationsquelle. Denn  damit  werden  ganz  von  selbst  alle 
wichtigeren  Gebiete  des  wirtschaftlichen  Lebens  einer  fort- 
dauernden Beobachtung  unterstellt,  die  zwar  an  Intensität 
möglicherweise  hinter  der  Erfahrung  des  einzelnen  Interessen- 
ten zurückbleibt,  ihr  aber  an  Unbefangenheit  und  Vielseitig- 
keit sicher  überlegen  ist.  Wer  wollte  leugnen,  dass  z.  B.  d» 
Fabrikinspektor  ein  objektiv  richtigeres  Bild  von  den  Arbeiter- 
verhältnissen seines  Bezirkes  zu  geben  im  Stande  sein  wird 
als  etwa  eine  Handels-  und  Gewerbekammer  oder  ein  Fabri- 
kantenverein ?  Man  braucht  nur  das  Ansehen,  dessen  die 
Fabrikinspektoren-Berichte  sich  in  der  öfiFentlichen  Meinung 
erfreuen,  zu  vergleichen  mit  dem  Masse  von  Beachtung,  welches 
die  Jahresberichte  von  Handelskammern  und  sonstigen  Inte- 
ressenteuverbänden  finden,  um  zu  bemerken,  dass  das  Publikam 
instinktiv  den  grossen  Unterschied  der  objektiven  und  sub- 
jektiven Beobachtung  herausfühlt.  Je  tiefer  auf  dem  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Gebiete  die  beaufsichtigende  und 
regelnde  Thätigkeit  der  Staatsverwaltung  aber  greift,  um  so 
wertvoller  wird  die  empirische  Sachkunde  der  Beamten  auch 
für  die  Gesetzgebung,  um  so  besser  wird  sie  zur  Korrektur 
der  einseitigen  Darstellungen  beschränkter  Interessentenkreise 
dienen  können. 

Missen  wird  man  darum  das  System  der  Interessenver- 
tretung doch  nicht  wollen ;  im  Gegenteil  scheint  manches  auf 
einen  weiteren  Ausbau  desselben  hinzudrängen.  Nur  ist  Vor- 
sorge zu  treffen,  dass  es  nicht  eine  Rolle  okkupiert,  die  ihm 
nicht  zukommt.  Die  massgebenden  Behörden  dürfen  nicht 
darauf  angewiesen  sein,  ihr  Urteil  lediglich  auf  die  Gutachten 
und  Berichte  jeuer  Körperschaften  stützen  zu  müssen,  wobei 
sie  oft  in  die  Lage  kommen,  wenn  sie  die  allgemeinen  Inte- 
ressen   wahren    wollen,    das    eine   Sonderinteresse    gegen    das 
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andere,  den  einen  Bericht  gegen  den  andern  auszuspielen. 
Alle  berechtigten  Interessen  sollen  sich  geltend  machen,  aber 
als  Interessen  bestimmter  Kreise,  nicht  als  allgemein  mass- 
gebende Forderungen. 

Denn  das  wird  kaum  verkannt  werden  können,  dass  bei 
dem  jetzigen  Zustand  unserer  Erkenntnis  jede  grössere  wirt- 
schafts-  und  namentlich  sozialpolitische  Massregel  mehr  oder 
weniger  ein  Sprung  in's  Dunkle  ist.  Darum  ist  es  gut,  wenn 
diejenigen,  welche  zunächst  davon  betroffen  werden,  im  Stande 
sind,  durch  eine  gegebene  Oi^anisation  von  offizieller  Stellung 
ihre  Wünsche  und  Ansichten  geltend  zu  machen:  Sturm  zu 
läuten,  wenn  sie  sich  bedroht  glauben,  hervorzutreten,  wo  sie 
übersehen  zu  werden  fürchten.  Der  Beamte,  und  wäre  er  der 
bestunterrichtete,  betrachtet  doch  immer  nur  die  Dinge  von 
aussen ;  er  hat  nie  das  Gefühl  desjenigen,  der  mitten  inne 
steht  und  an  eigner  Haut  die  Folgen  einer  staatlichen  Mass- 
nahme empfindet,  und  wenn  auch  der  moderne  Staat  seine 
wirtschafts-  und  sozialpolitische  Aufgabe  gewiss  nicht  ohne 
Verletzung  von  Sonderinteressen  erfüllen  kann,  so  sollen  doch 
die  mas^ebenden  Kreise  wissen,  dass  und  wie  weit  dies  ge- 
schieht; sie  sollen  aber  auch  diejenigen  Klassen,  deren  Hebung 
und  Besserstellung  die  Aufgabe  der  Gegenwart  und  nächsten 
Zukunft  bildet,  nicht  b^lücken  wollen,  ohne  sie  selbst  über 
ihre  Bedürfnisse  und  Wünsche  gehört  zu  haben. 

Eine  durchgreifende  Organisation  staatlich  anerkannter 
Interessenvertretung,  welche  alle  wirtschaftlichen  Kreise  und 
alle  Landesteile  gleichmässig  erfasst,  wird  darum  auch  neben 
einem  w(»hleingerichteten  eignen  Informationsapparat  des  Staates 
ihre  Berechtigung  behalten,  selbst  wenn  man  ganz  davon  ab- 
sieht, ddißs  gewisse  Einrichtungen  der  Volkswirtschaftspflege 
in  ihren  Organen  die  natürlich  gegebenen  Stützpunkte  finden. 
Sie  wird  vor  der  turbulenten  Geltendmachung  der  Sonderinte- 
ressen in  Versammlungen  und  Massenpetitionen  den  Vorzug 
des  Vorbereiteten  und  Ueberlegten,  vor  der  persönlichen  Be- 
einflassung  in  den  Ministerialbureaux  und  den  Couloirs  der 
Kammern  die  Oeffentlichkeit  und  Verantwortlichkeit  voraus 
haben. 
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Freilich  stellen  sich  einer  solchen  Organisation  bei  manchen 
Bevölkerungsklassen    ernste  Hindernisse   sachlicher    oder    per- 
sönlicher Art  entgegen.  Aber  dieselben  werden  ersichtlich    mit 
der  Zunahme  der  freien  Association,  der  Ausbildung  kommanaler 
Selbstverwaltung,    dem    Wachsen   der   Volksbildung   geringer. 
Das  nächstliegende  Bedürfnis  ist   zweifellos   überall   eine   O  r- 
ganisation  der  Interessenvertretung  für   die    ar- 
beitenden   Klassen,    für    welche     die     lebhafte     soziale 
Bewegung    des    letzten    Menscheualters    die    Vorbedingungen 
geschaffen    hat.     Kurz   nacheinander    sind  dahin  zielende    Be- 
strebungen in  Oesterreich,  Deutschland  und  der  Schweiz    auf- 
getaucht. In  Oesterreich  haben  schon  1872  die  Wiener  Arbeiter 
ein  Memorandum  an    das  Ministerium    gerichtet,    in    welchem 
sie  die  Errichtung  von  Arbeiterkammern  mit  einer    den 
Handels-    und  Gewerbekaramern    analogen    Organisation     ver- 
langten *),  und  unterm  5.  Oktober  1886  hat  der  Abgeordnete 
Plener   einen   dahin    zielenden  Antrag  im  Abgeordneten  hause 
eingebracht  ^).   In  Deutschland  waren  es  die  Sozialdemokraten, 
welche  in  ihrem  1877   dem  Reichstage    vorgelegten  Entwürfe 
eines  Arbeiterschutzgesetzes    eine    ähnliche  Einrichtung   unter 
dem  Namen  Ge  wer  bekam  mern  vorgesehen  hatten  ').    In  etwas 
abweichender  Form  kehrt  dieser  Vorschlag  in   der  Reichtags- 
session 1885/86  wieder,  wo  für  den  in  Aussicht  genommenen 
Vertretungskörper,  der  zur  Hälfte  aus  Unternehmern  und   zur 
Hälfte  aus  Arbeitern  bestehen  sollte,  der  Name  Arbeitskammem 
gewählt  ist  *).   Diese  Vorschläge  haben  von  Seiten  der  bürger- 
lichen Parteien  nicht  diejenige  Würdigung  gefunden,    die    sie 
verdient  hätten.     Dagegen    sind    in    der  Schweiz  die  Arbeiter 
verhältnismässig    sehr   rasch    zu    der    von   ihnen  gewünschten 
Interessenvertretung   gelangt.     Dieselbe   hat   in    der  1887  er- 


1)  V.  Adler,  Die  Arbeiterkammern  und  die  Arbeiter,  Wien 
1886,  S.  7. 

2)  H  i  r  t  h  's  Annalen  des  Deutschen  Reiches  1887. 

8)  Vgl.  den  Abdruck  dieses  Entwurfes  in  den  Christlich-sozialen 
Blattern  1877,  S.  137  fF. 

4)  Abdruck  der  Vorschläge  bei  Quarck,  Die  Arbeiterschutzge- 
seizgebung  im  Deutschen  Reiche.    Stuttgart  1886,  Anhang. 
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folgten  Errichtung  des  Arbeitersekretariats  ihren  Aus- 
druck und  ihr  ständiges  Organ  gefunden.  Wenn  wir  uns 
vorgesetzt  haben,  die  Geschichte  und  Stellung  dieser  neuen 
Schöpfung  genauer  darzustellen,  so  geschieht  es  in  der  An- 
nahme, dass  das  Vorgehen  der  Eidgenossenschaft  auf  diesem 
wie  auf  manchem  anderen  Gebiete  der  sozialen  Gesetzgebung 
für  andere  Staaten  vorbildliche  Bedeutung  erlangen  dürfte. 

Freilich  gestaltet  sich  die  Aufgabe  nicht  so  einfach,  wie 
sie  auf  den  ersten  Blick  erscheint.  Die  ganze  Einrichtung  ist 
nicht  verständlich  zu  machen,  ohne  dass  wir  vorher  einen 
Blick  werfen  auf  die  Organisation  der  Interessenvertretung 
in  der  Schweiz  überhaupt  und  auf  den  seitherigen  Gang  der 
Arbeiterbewegung,  an  deren  Ergebnisse  das  Arbeitersekretariat 
anknüpft.  Für  diesmal  wird  uns  der  erste  Teil  dieser  Auf- 
gabe allein  beschäftigen ;  die  Darstellung  der  Entstehung  und 
Einrichtung  des  Arbeitersekretariats  bleibt  einem  zweiten 
Artikel  vorbehalten. 

Die  politischen  Institutionen  der  Schweiz  bringen  es  mit 
sich,  dass  hier  die  wirtschaftliche  Interessenvertretung  eine 
ganz  andere  Rolle  spielt  als  in  den  meisten  anderen  Staaten. 
Die  Regierungsstellen  in  der  Eidgenossenschaft  wie  in  den 
Kantonen  werden  durchaus  nach  politischen  Rücksichten  be- 
setzt; technische  Qualifikation  kommt  nur  selten  in  Betracht. 
Die  kurzen  Wahlperioden  der  Beamten  sind  dabei  nicht  das 
grosste  üebel;  denn  einerseits  sind  sie  doch  noch  erheblich 
länger  als  die  thatsächliche  Lebensdauer  der  Ministerien  in 
vielen  anderen  Staaten,  und  anderseits  finden  sie  ganz  von 
selbst  ihre  Korrektur  in  der  fast  regelmässigen  Wiederwahl. 
Zeit  zum  Einarbeiten  wäre  somit  meist  in  genügendem  Masse 
vorhanden;  allein  das  Bedürfnis  einer  solchen  scheint  selbst 
in  der  Bundesverwaltung  erst  in  den  letzten  Jahren  lebhafter 
empfunden  worden  zu  sein.  Die  meisten  der  jetzigen  Bundes- 
räte haben  verschiedene  technische  Ressorts  nacheinander  ge- 
leitet, und  der  jährliche  Wechsel  des  Präsidiums,  mit  welchem 
bis  zum  Jahre  1887  das  politische  Departement  (Aeusseres) 
verbunden  war,  brachte  jedesmal  auch  eine  Störung  der  Kon- 


358  Kar]  Bflcher: 

tiDuität  mindesteDs  in  einem  technischen  Yerwaltungsgebiete 
mit  sich. 

Jetzt  ist  wenigstens  so  viel  erreicht,  dass  der  Bandes- 
präsident auch  während  seines  Amtsjahres  sein  früheres  Ressort 
beibehalten  kann;  allein  befriedigend  ist  daram  die  Lage  der 
Geschäfte  doch  nicht.  Denn  wenn  anderwärts  die  mangelnde 
Sachkunde  der  Minister  durch  einen  fachwissenschaftlich  ge- 
bildeten Stab  von  Ressortbeamten  eiuigermassen  unschädlich 
gemacht  wird,  so  gibt  es  in  der  Schweiz  für  die  mittleren 
und  höheren  Stellen  kein  Beamtenpersonal,  welches  seine 
Qualifikation  durch  ein  Staatsexamen  bewiesen  hätte.  So  sehr 
dieses  antibureaukratische  System  geeignet  sein  mag,  ganz 
hervorragende  Talente  für  den  Staat  nutzbar  zu  machen,  ehe 
sie  ihre  beste  Kraft  in  subalternen  Stellungen  verbrancht 
haben,  so  wird  sich  doch  kaum  verkennen  lassen,  dass  es  die 
Mehrzahl  der  Aemter  mit  Routiniers  füllt,  welche  schon  die 
laufenden  Geschäfte  unvollkommener  versehen,  als  es  von  einem 
eingeschulten,  beruflich  gründlich  vorgebildeten  Beamtenstande 

—  selbst  wenn  alle  Stelleninhaber  mittelmässige  Köpfe  wären 

—  geschehen  würde,  ausserordentlichen  Anforderungen  aber 
nicht  gewachsen  sind.  Allerdings  hat  man  sich  seither  in 
solchen  Fällen  damit  geholfen,  dass  man  von  aussen  qualifi- 
zierte Kräfte  für  besondere  Aufgaben  herbeizog;  aber  diese 
Praxis  wird  mit  der  fortschreitenden  Erweiterung  der  Bundes- 
kompeteuz  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  unhaltbar;  die  in  der 
Masse  der  Bevölkerung  so  sehr  gefürchtete  »Bundesbureau- 
kratiec  taucht  immer  deutlicher  am  politischen  Horizonte  auf. 

Vorläufig  hat  die  Verwaltung  mit  den  gegebenen  Ver- 
hältnissen zu  rechnen.  Und  diese  weisen  namentlich  auf  wirt- 
schaftlichem Gebiete  entschieden  auf  eine  weitere  Ausbildung 
des  staatlichen  Informationswesens  hin.  Die  bis  jetzt  dafür 
versuchten  Mittel  sind  zwar  reichlich  so  gut  wie  in  anderen 
Staaten;  allein  ihre  Wirksamkeit  wird  durch  das  Fehlen  einer 
nach  unten  durchgreifenden  Verwaltungsorganisation  aufs 
äusserste  beeinträchtigt. 

An  erster  Stelle  nennen  wir  das  eidgenössische  statistische 
Bureau,  welches  seit  1860  meist  unter  sehr  guter  Leitung  be- 
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steht  ^).  Seine  regelmässige  Thätigkeit  beschraDkt  sich  auf  die 
Anfnahme  and  Bearbeitung  der  Volkszählungen,  der  Bevölke- 
rungsbewegung, der  RekrutenprQfungen ,  der  Auswanderung 
und  der  Viehzählungen.  Gelegentlich  hat  es  auch  Gegenstände 
der  Wirtschaftsstatistik  in  sein  Bereich  gezogen  (Alpwirtschaft, 
Armenwesen,  Preisstatistik,  Sparkassen) ;  ja  die  Leiter  desselben 
sind  mehrfach  selbst  zur  Vorbereitung  und  sogar  Ausarbeitung 
wirtschaftlicher  Gesetzentwürfe  (Versicherungswesen,  Alkohol- 
monopol) herangezogen  worden.  Im  Allgemeinen  leiden  seine  Ar- 
beiten unter  der  Verschiedenheit  der  kantonalen  Gesetzgebungen 
und  Einrichtungen,  welche  die  Sammlung  eines  gleichartigen 
Ziffernmaterials  bedeutend  erschweren  und  unter  der  Abneigung, 
ja  oft  yielleicht  selbst  Unfähigkeit  mancher  Eantonsregierungen, 
die  an  sie  gerichteten  Fragen  rasch  und  präzis  zu  beantworten. 
Ausserhalb  des  eidgen.  statistischen  Bureaus  werden  in  den  be- 
treffenden Ressorts  bearbeitet  die  Statistik  der  Posten,  Tele- 
graphen und  Eisenbahnen  sowie  die  Aus-  und  Einfuhrstatistik. 
£kidlich  haben  einige  grössere  Kantone,  wie  Bern,  Zürich 
und  Aargau,  eigene  statistische  Stellen  eingerichtet. 

An  denselben  Gebrechen  wie  die  statistischen  Erhebungen 
leiden  die  Enqueten,  von  denen  ein  ziemlich  häufiger  Gebrauch 
gemacht  wird.  Da  dieselben  gewöhnlich  nur  Umfragen  bei 
den  Kantonsregierungen  oder  den  Vorständen  von  Vereinen 
und  Interessentenverbänden  sind,  welche  schriftlich  auf  Grund 
von  Fragebogen  erledigt  werden,  so  ist  ihr  Wert  naturgemäss 
ein  geringer  und  das  Material  gewöhnlich  von  vornherein  un- 
vollständig. In  der  Bearbeitung  nehmen  sie  manchmal  geradezu 
den  Charakter  von  Expertengutachten  einzelner  Interessenten 
an ,  denen  offizielles  Material  zur  Verfügung  stand  ').  Dass 
daneben  noch  bei  der  Vorbereitung  wichtiger  technischer  Ge- 


1)  Vgl.  über  dasselbe  den  Aufsatz  von  Knmmer  in  der  Zeitschrift 
für  Schweiz.  Statistik  XXI  (1885),  S.  1  tf. 

2)  Ein  schlagendes  Beispiel  dafQr  bietet  die  unten  noch  zu  er- 
wähnende gewerbliche  Enqudte,  von  der  ein  Teil  durch  einen  Interes- 
sentenverein,  den  schweizerischen  Qewerbeverein ,  bearbeitet  wurde,  der 
wieder  einzelne  Personen  damit  beauftragte,  von  denen  manche  herz- 
lich wenig  von  der  Sache  verstanden. 
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setzentwürfe  EommissioDen  von  Sachverständigen  herangezogen 
werden,  versteht  sich  eigentlich  von  selbst ;  bei  der  in  weiten 
Kreisen  verbreiteten  Geschäftsgewandtheit  arbeiten  dieselben 
meist  rasch  und  gnt. 

Das  letztere  darf  auch  von  der  parlamentarischen  Behand- 
lung der  Vorlagen  in  der  Bundesversammlung  gesagt  werden. 
Da  der  Bundesrat  aus  der  Wahl  der  eidgenössischen  Räte 
hervorgeht,  so  entspricht  seine  politische  Zusammensetzung 
regelmässig  derjenigen  der  Wahlkörperschaft.  Ein  schroffes 
Parteiregiment  ist  durch  die  Rücksichtnahme  auf  die  Minoritäten 
ausgeschlossen,  und  damit  fallen  jene  scharfen  Reibungen 
zwischen  Volksvertretung  und  Regierung  dahin,  welche  ander- 
wärts so  viel  2ieit  und  Kraft  kosten.  In  drei  sehr  kurzen 
Sessionen  (gewöhnlich  3  Wochen)  werden  die  Geschäfte  erledigt ; 
alle  wichtigeren  Kommissionen,  des  National-  und  Ständerats 
arbeiten  zwischen  den  Sessionen,  indem  sie  an  einem  den 
Mitgliedern  gelegenen  Orte  zusammenkommen.  Die  Plenar- 
verhandlungen  zeichnen  sich  durch  Kürze  und  Sachlichkeit, 
wenn  auch  vielleicht  nicht  immer  durch  hervorragende  Sach- 
kunde aus.  In  letzterer  Hinsicht  teilt  der  Parlamentarismus 
der  Schweiz  mit  demjenigen  der  monarchischen  Staaten  die 
leidige  Abhängigkeit  vom  Zufall.  In  wichtigeren  technischen 
Fragen,  bei  welchen  die  politischen  Schlagwörter  nicht  mehr 
ausreichen  und  die  rein  sachlichen  Gesichtspunkte  imponierend 
sich  geltend  machen,  vermag  ein  sachverständiges  Mitglied 
den  Ausschlag  zu  geben. 

Freilich  ist  der  eigentliche  Berufsparlamentarier  eine  den 
schweizerischen  Verhältnissen  fremde  Erscheinung.  Denn  wenn 
auch  die  gesetzgebenden  Körper  der  Kantone  (Kantonsräte, 
Grosse  Räte  etc)  nach  dem  Stand  von  1883  allein  2848  Volks- 
vertreter erforderten,  wozu  weitere  189  in  der  Bundesversamm- 
lung kommen,  so  sind  doch  die  Sessionen  überall  sehr  kurz 
und  nehmen  auch  bei  Kumulierung  eines  kantonalen  und 
eines  eidgenössischen  Mandats  niemanden  völlig  in  Anspruch. 
Dagegen  gibt  es  eine  sehr  grosse  Anzahl  von  Männern ,  ge- 
wöhnlich und  durchaus  nicht  im  Scherze  als  Staatsmänner 
bezeichnet,  welche  in  den  obersten  kantonalen  Exekutivbehörden, 


Die  wirtschaftliche  Interessenvertretung  in  der  Schweiz.      361 

die  wieder  für  sich  176  Personen  ganz  in  Ansprach  nehmen, 
oder  in  einer  oder  mehreren  der  vielen  Kommissionen  sitzen, 
deren  das  Regierangssystem  dieser  kleinen  Republiken  bedarf. 
Die  Aemterhäufang  ist  bei  diesen  Männern  oft  eine  so  viel- 
föltige,  dass  ihr  gegenüber  der  bürgerliche  Beruf  ganz  in  den 
Hintergrund  tritt.  Es  ist  nur  zu  natürlich,  dass  dieselben 
auch  in  den  gesetzgebenden  Räten  der  Eidgenossenschaft  eine 
Rolle  spielen  ;  immerhin  muss  es  Erstaunen  erregen,  in  welchem 
Masse  neben  ihnen  die  im  praktischen  Leben  stehenden  Ele- 
mente zurücktreten.  Wenn  man  das  neueste  offizielle  Ver- 
zeichnis der  Mitglieder  der  beiden  Räte  zur  Hand  nimmt, 
welches  sehr  ausführliche  Personalangaben  enthält  und  alles, 
was  sich  von  Berufsangaben  dort  findet,  sorgfältig  benutzt,  so 
ergibt  sich,  dass  von  den  145  Mitgliedern  des  Nationalrates 
45  bloss  als  kantonale  oder  kommunale  Würdenträger  bezeichnet 
sind,  44  sind  Advokaten  und  sonstige  Justizbeamte;  diesen 
89  Personen  des  öffentlichen  Lebens  stehen  bloss  23  Fabri- 
kanten, 12  Kaufleute,  9  Land-  und  Forstwirte,  4  Aerzte,  4 
Techniker,  2  Gelehrte  und  2  Redakteure  gegenüber,  von  denen 
aber  auch  wenige  ohne  kantonale  Aemter  sind.  Im  Stände- 
rate gar  behaupten  die  kleinen  »Staatsmännerc  der  Kantone 
ein  erdrückendes  Uebergewicht.  Da  auch  unter  den  Leuten 
von  wissenschaftlicher  Bildung  gründliche  v  o  1  k  s  wirtschaftliche 
Kenntnisse  eine  grosse  Seltenheit  sind  und  dieselben  durch 
die  blosse  Routine  in  öffentlichen  oder  privaten  Geschäften 
nicht  ersetzt  werden  können,  so  macht  jene  Zusammensetzung 
der  gesetzgebenden  Körperschaften  die  sorgfaltigste  Vorbereitung 
aller  wirtschaftspolitischen  Vorlagen  zur  dringenden  Notwendig- 
keit. Ja  noch  mehr.  Da  jedes  Gesetz  der  Volksabstimmung 
unterworfen  werden  kann,  so  ist  es  auch  nötig,  dieselben  so 
durchzuarbeiten,  dass  jedermann  aus  dem  Volke  das  Verständnis 
dafür  erschlossen  zu  werden  vermag. 

Nach  diesen  allgemeinen  Andeutungen  wird  man  vielleicht 
im  Stande  sein,  die  eigentümliche  Organisation  und  Stellung 
der  Interessenvertretung  in  der  Schweiz  zu  verstehen.  Dieselbe 
beruht  in  der  Hauptsache  auf  dem  freien  Vereinswesen,  welches 
in  neuerer  Zeit  mit  der  obersten  Bundesbehörde  in    dauernde 
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Verbindung  gebracht  worden  ist,  nachdem  es  vorher  auf  den 
hauptsächlichsten  Wirtschaftsgebieten  zu  föderalistisch  ge- 
gliederten Verbänden  sich  zusammengeschlossen  hatte.  Diese 
Verbände  umfassen  auf  dem  Gebiete  des  Handels  und  der 
Grossindustrie ,  des  Kleingewerbes  und  der  Lohnarbeit  die 
ganze  Eidgenossenschaft ,  während  die  landwirtschaftlichen 
Vereine  sich  für  die  deutsche  und  die  romanische  Schweiz 
besonders  föderiert  haben.  Eine  sachlich  und  territorial  all- 
gemeine ist  diese  Interessenvertretung  freilich  nicht.  Denn 
es  ist  immer  dem  Zufalle  anheimg^eben,  ob  sich  in  einem 
speziellen  Wirtschaftszweige  oder  Landesteile  ein  Verein  bildet 
und  dem  Verbände  ansehliesst.  Trotzdem  beziehen  alle  jene 
Verbände  Zuschüsse  aus  Bundesmitteln,  teils  um  von  sich  aus 
Aufgaben  zu  erfüllen,  für  welche  der  Bundesstaat  eigne  Organe 
nicht  besitzt,  teils  und  hauptsächlich  um  den  Informations- 
zwecken der  Verwaltung  besser  dienen  zu  können. 

Am  wenigsten  weicht  dieses  System  von  dem,  was  in 
anderen  Staaten  besteht,  auf  dem  Gebiete  der  Landwirt- 
schaft ab.  Fast  tiberall  unterstützt  ja  der  Staat  die  land- 
wirtschaftlichen Vereine,  deren  nächster  Zweck  in  der  materiellen 
und  geistigen  Förderung  ihrer  Mitglieder  liegt,  durch  Gewährung 
von  Geldmitteln,  fordert  Gutachten  von  ihnen,  lässt  durch  sie 
statistische  Erhebungen  und  Enqueten  veranstalten  und  nimmt 
ihre  Wünsche  entgegen ;  fast  überall  besteht  zur  Vermittlung 
des  Verkehrs  mit  den  Landesbehörden  eine  föderative  Ver- 
bindung, die  in  einem  Zentral- Verband,  dem  die  Einzelvereine 
als  Sektionen  angehören,  oder  in  einem  Delegierten-Ausschuss 
ihren  Ausdruck  findet. 

In  der  Schweiz  ist  das  landwirtschaftliche  Vereinswesen 
zwar  ziemlich  gut  entwickelt ;  aber  zu  einer  einheitlichen  Zu- 
sammenfassung desselben  ist  es  bis  jetzt  —  wohl  wegen  der 
Verschiedenheit  der  Landessprachen  —  nicht  gekommen.  Es 
sind  vielmehr  4  grössere  Vereinigungen  zu  unterscheiden: 

1.  der  schweizerische  landwirtschaftliche  Verein, 

2.  die  Federation  des  societes  d^agricuUure  de  la  Suisse 
romande^ 
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3.  der  landwirtschaftliche  Verein  des  E[antons  Tessin, 

4.  die  Gesellschaft  schweizerischer  Landwirte. 

Die  bedeutendste  und  älteste  dieser  Organisationen  ist  der 
schweizerische  landwirtschaftliche  Verein.  Et  besteht  seit  1859, 
hat  sich  aber  erst  allmählich  zu  einem  die  ganze  deutsche 
Schweiz  umfassenden  Verbände  ausgebildet.  Im  Jahre  1886 
gehorten  zu  denselben  17  Kantonsvereine,  3  schweizerische 
Fachvereine  (alpwirtschaftlicher  Verein,  Obst-  und  Weinbau- 
verein, Bienenzuchtverein)  und  3  kantonale  Fachvereine  (Aar- 
gauische Weinbaugesellschaft,  Aargauische  Tabakbaugesellschaft 
und  Bemer  Milchinteressentenverein),  zusammen  mit  11634 
Mitgliedern.  Seinen  Zweck:  »Hebung  und  Förderung  der  Land- 
wirtschaft in  allen  ihren  Zweigen c  sucht  der  Verein  zu  erreichen : 
1.  durch  jährliche  Abhaltung  von  mindestens  einer  Haupt- 
und  zwei  Abgeordnetenversammluugen,  2.  durch  Verkehr  mit 
den  Zweigvereinen,  und  sonst  bestehenden  landwirtschaftlichen 
Vereinen,  3.  durch  Verwendung  bei  den  Bundes-  und  Kantonalbe- 
hörden zur  Unterstatzung  des  landwirtschaftlichen  Gewerbes,  4. 
durch  Herausgabe  einer  Vereins-Zeitschrift,  5.  durch  Abhaltung 
von  Ausstellungen  in  Verbindung  mit  den  Lokalvereinen,  6.  durch 
Forderung  der  landwirtschaftlichen  Statistik,  7.  durch  Erteilung 
Yon  Prämien  fQr  hervorragende  praktische  und  wissenschaftliche 
Leistungen.  Seit  1882  besitzt  der  Verein  ein  ständiges  Bureau  mit 
einem  besoldeten  Sekretär.  Offizielles  Verbands-Orgau  ist  die 
»Schweizerische  landwirtschaftliche  Zeitschrift  c  herausg.  von  F. 
Anderegg;  ausserdem  bestehen  nicht  weniger  als  9  kantonale 
und  4  Fachorgane  bei  den  Einzel- Vereinen.  Endlich  gibt  die 
Direktion  jährlich  einen  wertvollen  Geschäftsbericht  heraus. 

Unabhängig  davon  besteht  seit  1882  die  Gesellschaft 
schweizerischer  Landwirte,  welche  keine  Zweigvereine  sondern 
nur  direkte  Mitgliedschaft  kennt  und  für  die  Hebung  und 
Forderung  des  landwirtschaftlichen  Gewerbes  in  seinem  ganzen 
Umfange  lediglich  auf  privatem  Wege  wirkt.  Ihr  Organ  ist  das 
»Schweizerische  landwirtschaftliche  Zentralblattc,  welches  wöch- 
entlich einmal  in  ZQrich  erscheint. 

Die  Föderation  des  societes  d^agricuUure  de  la  Suisse 
rotnande,  welche  seit  1881   besteht,   umfasst  die   kantonalen 
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landwirtschaftlichen  Vereine  von  Freiburg,  Genf,  Neuenbürg, 
Waadt  und  Wallis  mit  ihren  Sektionen  nebst  einigen  Vereinen 
des  bernischen  Jura  —  zusammen  mit  etwa  4000  Mitgliedern. 
Ein  ihr  ausschliesslich  angehörendes  Organ  besitzt  sie  nicht.  Das 
Journal  d'cLgricuUure  Suisse,  welchen  sie  zu  ihren  VeroflFent- 
lichungeu  benutzt,  ist  Privatuntemehmung. 

Die  landwirtschaftlichen  Hauptvereine  werden  vom  Bunde 
mit  Geldmitteln   unterstützt,   deren  Betrag  seit  dem  Bundes- 
beschluss   betr.  Förderung   der  Landwirtschaft  vom    27.  Juni 
1884  bedeutend  gestiegen  und  für  das  laufende  Jahr  mit  Fr. 
50000  budgetiert  ist.     Nicht  viel  geringer  dürfte  die  Summe 
sein,  welche  die  Kantonal-  und  Fachvereine  von  den  Kantonen 
erhalten.     Da    Bund    und    Kantone    ausserdem    direkt    über 
800000  Franken  zur  Förderung  der  Landwirtschaft  ausgeben, 
bei  deren  Verwendung  in  Ermangelung  anderer  Organe  eben- 
falls  die  landwirtschaftlichen  Vereine   vielfach   mitwirken,    so 
ist   denselben   auf  diesem  Gebiete   eine   ausgedehntere  Wirk- 
samkeit  gesichert   als   in    den  meisten  anderen  Staaten.     Ein 
Uebelstand,  der  sich  neuerdings  immer  mehr   geltend    macht, 
liegt  nur  darin,  dass  die  Thätigkeitsgebiete   der  Eidgenossen- 
schaft, der  Kantone,  der  Haupt-  und  Zweig  vereine  nicht  scharf 
gegeneinander   abgegrenzt   sind,   was    für   eine  sparsame  und 
gleichmässige  Verteilung  der  vorhandenen  Mittel  nicht  gerade 
vorteilhaft  ist.  Der  ganze  Apparat  ist  ein  sehr  komplizierter; 
er  funktioniert  darum    mangelhaft   und   nicht   ohne   störende 
Reibungen.     Namentlich  hat    der  Umstand,    dass  den  Haupt- 
vereinen die  Unterverteilung  der  ihnen  vom  Bunde  zugewen- 
deten Summen  auf  die  Kantonal-  und  Fachvereine  überlassen 
ist,  neuerdings  zu  Reklamationen  des  eidgen.  Landwirtschafts- 
Departements  geführt. 

Die  Bundesbeiträge  werden  verwendet  zur  Hebung  des 
Futterbaues,  für  die  Abhaltung  von  Wandervortragen  und 
Fachkursen,  Prämiierung  von  Schulgärten,  Erstellung  und 
Verbreitung  von  Fachzeitschriften,  Förderung  der  Alpwirt- 
schaft, des  Obst-,  Wein-  und  Tabakbaues,  endlich  zur  Bestrei- 
tung der  Kosten  für  das  ständige  Sekretariat.  Der  Gewinn 
für  das  wirtschaftliche  Informationswesen,  den  die  Vereine  der 


Die  wirtschaftliche  Interessen vertretang  in  der  Schweiz.       $65 

Bandesyerwaltang  abwerfen,  beschränkt  sich  bis  jetzt  auf  die 
Veröffentlichung  des  jährlichen  Geschäftsberichtes  seitens  der 
Direktion  des  schweizerischen  landwirtschaftlichen  Vereins, 
die  gelegentliche  Erstattung  von  Gutachten  und  die  Heraus- 
gabe von  einzelnen  Spezialschriften.  Zu  einer  geregelten  Mit- 
wirkung bei  der  landwirtschaftlichen  Statistik,  wie  sie  in 
anderen  Staaten  besteht,  sind  die  Vereine  bis  jetzt  nicht  her- 
angezogen worden,  obwohl  gerade  auf  diesem  Gebiete  fast 
noch  alles  zu  thun  ist.  Die  Schweiz  besitzt  weder  eine  Anbau- 
und  Erntestatistik  noch  Ermittelungen  über  die  Grundbesitz- 
verteilung; ja  es  fehlt  noch  in  einer  Reihe  von  Kantonen 
die  notwendigste  Grundlage  solcher  Erhebungen,  ein  geordnetes 
Katasterwesen  ^).  Und  doch  hängen  alle  Bestrebungen  der 
staatlichen  Landwirtschaftspflege  rein  in  der  Luft,  so  lange 
es  an  derartigen  statistischen  Daten  fehlt. 

Bietet  somit  die  Interessenvertretung  der  schweizerischen 
Landwirtschaft  wenig  Bemerkenswertes,  so  gestalten  sich  diese 
Dinge  auf  dem  Gebiete  des  Handels  und  der  Industrie 
durchaus  eigenartig.  Schon  im  17.  Jahrhundert  finden  wir 
an  den  Hauptsitzen  des  Handels  und  der  Manufaktur  offiziell 
anerkannte  Ausschüsse  der  Kaufmannschaft  zur  Wahrung  der 
Handels-  und  Verkehrsinteressen,  denen  manchmal  auch  die 
Verwaltung  wichtiger  Anstalten,  der  Volks wirtschaftspflege 
(in  Basel  und  St.  Gallen  z.  B.  der  Post)  anvertraut  war.  Es 
sind  dies  die  kaufmännischen  Direktorien  in  Zürich  (seit  1662), 
St.  Gallen  (seit  1675)  und  Basel  (mindestens  seit  1682),  welche 
indes  in  der  damaligen  Verwaltungsorganisation  nicht  eine 
Anomalie  bildeten,  wie  etwa  heute  die  offiziellen  Handels- 
kammern Deutschlands,  sondern  neben  zahllosen  ähnlichen 
Ausschüssen  halböffentlichen  Charakters  vielfach  Aufgaben 
übernahmen,  denen  der  Staat  noch  nicht  gewachsen  war.  Noch 
jetzt  finden  wir  in  einigen  Kantonen  ähnliche  Körperschaften 
als  begutachtende  und  vorberatende  Kollegien  der  Regierungen. 


1)  Vgl.  Mühle  mann  in  der  Zeitschrift  für  Schweiz.  Statistik  XXII 
(1886),  S.  156  ff.  and  die  Botschaft  des  Bundesrates  über  die  Förderang 
der  Landwirtschaft  durch  den  Bund  vom  4.  Dez.  1883:  Bandesblatt 
1883  Bd.  IV,  S.  859  ff. 

Zeitfohr.  t  BtMttw.    1888.  U.  Heft.  24 
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Dahin  gehören:  die  kantonale  Kommission  für  Handeiswesen 
in  Zürich,  die  Handelskommission  des  Et.  Glarns,  die  Kom- 
mission für  Handel  und  Gewerbe  des  Kt  Appenzell  A.-Rh., 
die  Handelskammer  des  Kt.  Luzern. 

Neben  diesen  ofGziellen  Institutionen  und  in  manchen 
Kantonen  ausschliesslich  bestehen  freie  Vereinigungen  von 
Handels-  und  Gewerbetreibenden,  bald  mit  lokalem  oder  kan- 
tonalem Charakter,  bald  als  nationale  Fachvereine.  Soweit 
dieselben  dem  Handel  und  der  Grossindustrie  angehören,  führen 
sie  gewöhnlich  den  Namen  Handels-  und  I^dustrievereine,  so- 
weit sie  auf  das  Kleingewerbe  berechnet  sind,  heissen  sie  meist 
Gewerbevereine.  Beide  Gruppen  von  Vereinen  haben  sich,  die 
ersteren  1869,  die  andern  1879,  behufs  besserer  Wahrung 
der  gemeinsamen  Interessen  zu  zwei  umfassenden  Zentralver- 
bänden mit  vorörtlich  wechselnder  Geschäfksleitung  zusammen- 
geschlossen —  genau  nach  dem  Muster  der  alten  Eidgenossen- 
schaft. Sie  führen  seitdem  die  Namen  schweizerischer  Huidels- 
und  Industrieverein  und  schweizerischer  Gewerbeverein. 

Dass  derartige  lockere  Organisationen,  zusammengesetzt 
aus  den  verschiedenartigsten  Elementen  (lokalen,  kantonalen 
und  nationalen  Vereinigungen,  privaten  Verbänden,  öffentlichen 
und  halböffentlichen  Institutionen)  wenig  aktionsfahig  sein 
mussten,  liegt  auf  der  Hand.  Der  alle  zwei  Jahre  eintretende 
Wechsel  des  Vorortes,  mit  welchem  zugleich  nicht  bloss  die 
Leitung  sondern  auch  die  laufende  Geschäftsführung  in  andere 
Hände  überging,  verhinderte  einen  regelmässigen  Fortgang 
der  Arbeiten  und  machte  Bestrebungen  von  einiger  Nach- 
haltigkeit unmöglich.  Ein  geschlossenes  Vorgehen  in  Fragen, 
bei  welchen  die  Interessen  auseinander  gingen,  war  schwer 
zu  erzielen ;  jede  Sektion  handelte  in  solchen  Fällen  auf  eigne 
Faust.  Die  kleineren  Vereine  vegetierten  bloss,  und  ihre  Lei- 
stungen entsprachen  weder  nach  der  Seite  der  Interessenver- 
tretung noch  nach  derjenigen  der  behördlichen  Information 
dem  stark  entwickelten  Selbstgefühle,  das  sie  in  den  Dele- 
giertenversammlungen gelegentlich  zur  Schau  trugen. 

Diese  üebelstände  machten  sich  schon  um  die  Mitte  der 
siebenziger  Jahre,  als  die  neue  Bundesverfassung  dem  Gesamt- 
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Staate  auf  dem  Gebiete  der  Volkswirtschaftspflege  weitere  Auf- 
gaben gestellt  hatte,  im  Schosse  des  Handels-  und  Industrie- 
Vereins  so  empfindlich  geltend,  dass  allerlei  Reformprojekte 
auftauchten,  deren  Ziel  die  Herbeiführung  einer  wirksameren 
Interessenvertretung  und  lebendiger  Fühlung  mit  dem  eid- 
genössischen Handelsdepartement  war.  So  wurde  1877  das 
Projekt  der  Gründung  einer  offiziellen  Zentralstelle  für  Handel 
und  Industrie  nach  dem  Muster  der  württembergischen  ein- 
gehend erörtert,  ohne  freilich  zu  einem  praktischen  Ergebnisse 
zu  führen.  Im  folgenden  Jahre  wurde  die  Anstellung  eines 
ständigen  besoldeten  Sekretars  beschlossen  und  damit  wenig- 
stens der  Vorteil  der  Kontinuität  für  die  Geschäftsführung 
gewonnen.  Der  Verband  setzte  sich  damals  aus  9  Handels- 
und  Industrievereinen,  3  kaufmännischen  Gesellschaften,  2  Bör- 
senvereinen, einem  Fachverein  und  4  offiziellen  kantonalen 
Kollegien  zusammen.  Es  hatten  also  die  Vereinigungen  von 
allgemeiner  Tendenz  das  Uebergewicht,  was  in  Fragen,  welche 
bloss  Sonderinteressen  einzelner  Gewerbezweige  berührten,  ein 
entschiedenes  Vorgehen  erschwerte.  Dies  führte  zu  Bestre- 
bungen, welche  auf  eine  Teilung  der  Sektionen  des  Gesamt- 
yereines  in  Fachyereine  der  verschiedenen  Industriezweige 
hinausliefen.  Zum  Glück  gelangten  dieselben  nicht  zu  dem 
gewünschten  Ziele;  die  Zollfragen,  welche  damals  die  Ge- 
müther  au&uregen  begannen,  würden  sonst  wahrscheinlich  zu 
einer  Sprengung  des  Verbandes  geführt  haben,  während  sie 
bei  der  Fortdauer  der  seitherigen  Organisation  immer  erst 
dann  vor  das  Plenum  gebracht  werden  konnten,  wenn  sich 
die  in  den  umfassenderen  Sektionen  nebeneinander  vertretenen 
kommerziellen  und  industriellen  Interessen  verschiedener  Art 
gegeneinander  abgeklärt  hatten. 

Dennoch  ruhten  die  Reformbestrebnngen  nicht.  Im  Jahre 
1881  schien  es  eine  Zeit  lang,  als  ob  das  schon  früher  ernst- 
lich erwogene  Projekt  einer  amtlichen  Zentralstelle  unter  dem 
Namen  einer  eidgenössischen  Handels-  und  Gewerbekammer 
praktische  Verwirklichung  finden  solle.  Dieses  Institut  sollte 
zwischen  dem  Handels-  und  Industrieverein  und  dem  Gewerbe- 
verein  einerseits  und  dem  eidgenössischen  Handels-  und  Land- 

24* 
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wirtschafts-Departement  anderseits  stehen  und  die  seither  yer- 
misste    Fühlung    zwischen     den    Interessenvertretungskorpem 
und  der  Zentralbehörde  herstellen.  Allein  schon  in  den  Vereinen 
selbst   gingen    die   Ansichten    über    die    der   Zentralstelle   zn 
gebende  Organisation   weit   auseinander;  die  Ejuitone,   welche 
vom  Bundesrate  in  der  Sache  be&agt  wurden,  bezweifelten  in 
ihrer  Mehrzahl  die  Notwendigkeit  oder  Nützlichkeit  der  Ein- 
richtung, und  auch  in  der  Bundesversammlung,  wo  vielleicht 
die  teilweise  Analogie  mit  dem  preussischen  Volkswirtschafts- 
rate  abschreckte,   fand   das  Projekt  keinen   rechten  Anklang. 
Musste  dasselbe  darnach  auch  selbst   fallen   gelassen    werden, 
so  hatte  es  doch  die  Wirkung,  eine  Reorganisation  zuerst  des 
Handels-  und  Industrievereins,  dann  auch  des  schweizerischen 
Gewerbevereins   herbeizuführen,    deren    Grundzüge    sich    kurz 
dahin    zusammenfassen    lassen:    Erweiterung    des    Verband»- 
zweckes  über  das  Gebiet  der  Interessenvertretung  hinaus  durch 
üebernahrae   gewisser  Verpflichtungen  für  fortlaufende  Infor- 
mation der  Bundesbehörden,  Stärkung  der   ausführenden  Ver- 
bandsorgane   im    Sinne    einer    energischen    Geschäftsführang, 
Sorge  für  grössere  Kontinuität  der  letzteren   durch  Verlänge- 
rung der  Amtsdauer  des  Vorortes  und  ein    ständiges  Bureau, 
Herstellung  einer  solideren  Finanzlage  durch  Inanspruchnahme 
einer  Bundessubvention,  Vertretung  des  eidgenössischen  Handels- 
und Landwirtschaftsdepartements   in   den  Del^irtenversamm- 
lungen  durch  Entsendung  eines  Repräsentanten  mit  beratender 
Stimme. 

Die  Entwicklung,  deren  gemeinsame  Züge  hier  zu  skizzieren 
versucht  worden  sind,  vollzog  sich  in  beiden  Verbänden  ge- 
sondert, wenn  auch  nicht  ohne  inneren  Zusammenhang.  Sie 
wurde  nicht  unwesentlich  gefordert  und  in  ihren  Wirkungen 
verstärkt  dadurch,  dass  fast  zu  gleicher  Zeit  der  wirtschaftliche 
Verwaltungsapparat  des  Bundes  unter  dem  Drange  neu  über- 
nommener Aufgaben  erweitert  und  durch  Bewilligung  grösserer 
Geldmittel  und  eines  zahlreicheren  Beamtenpersonals  solider 
fundiert  wurde.  Durch  Gesetz  vom  21.  April  1883  wurde  das 
eidgenössische  Handels-  und  Landwirtschaftsdepartement  in 
drei  Abteilungen  gegliedert:    eine    für  Handel,  Industrie  und 
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Gewerbe,  eine  fQr  Landwirtschaft  und  eine  f&r  Forstwesen, 
Jagd  und  Fischerei ,  jede  mit  einem  fachmännisch  gebildeten 
Abteilnngschef  und  dem  nötigen  Bureaupersonal.  Die  erste 
dieser  Abteilungen  hat  ihres  umfangreichen  Qeschäftskreises 
"wegen  später  noch  eine  Unterteilung  in  Sektionen  erfahren. 
Allerdings  hat  diese  Einteilung  in  Folge  Bundesbeschlusses 
vom  9.  Juni  1887  wieder  eine  Veränderung  erlitten,  indem 
die  Handelssekstion  dem  Departement  des  Aeusseren  zugefQgt 
wurde,  sodass  das  eigentliche  volkswirtschaftliche  Ressort  jetzt 
als  Industrie-  und  Land wirtschafts- Departement  bezeichnet  wird. 
Die  Interessenten- Verbände  werden  also  künftig  zu  zwei  verschie- 
denen Departements  des  Bundesrates  Beziehungen  unterhalten 
müssen,  namentlich  der  Handels- und  Industrieverein,  welcher  sich 
zugleich  mit  kommerziellen  und  industriellen  Fragen  beschäftigt. 
Das  hat  unleugbar  seine  missliche  Seite,  zumal  durch  die 
standigen  Bundesbeiträge  und  die  dafdr  übernommenen  Ver- 
pflichtungen jene  Verbände  in  gewissem  Sinne  zu  Organen 
der  wirtschaftlichen  Verwaltung  des  Bundes  geworden  sind, 
deren  derselbe,  so  lange  er  keine  nach  unten  durchgreifende 
Verwaltungsorganisation  hat,  nicht  entraten  kann.  Da  indessen 
die  Neueinteilung  nur  versuchsweise  vorgenommen  worden  ist, 
um  eine  gleichmässige  Geschäftsbelastung  der  einzelne  Departe- 
mentsvorsteher zu  erzielen,  so  darf  eine  baldige  Beseitigung 
etwa  auftretender  üebelstände  erwartet  werden,  und  dies  um 
so  eher,  als  die  zunehmende  Erweiterung  der  Bundeskompetenz 
fortwährend  neue  Aufgaben  für  die  Zentralbehörden  und  neue 
Verschiebungen  der  Geschäftsbelastung  mit  sich  bringt. 

Nach  diesen  allgemeinen  Ausführungen  bleibt  uns  noch 
Genaueres  über  jeden  einzelnen  der  beiden  grossen  Interessen- 
verbände zu  sagen. 

Der  schweizersche  Handels-  und  Industrie- 
verein bezeichnet  in  den  neuesten  Statuten  (vom  11.  Nov. 
1882)  als  Zweck  des  Verbandes:  1.  die  gemeinschaftlichen 
Interessen  der  beteiligten  Vereine  zu  erörtern  und  zu  vertreten, 
2.  mit  dem  zu  sammelnden  diesbezüglichen  Material  und  mit 
anderweitigen  Informationen  über  Fragen  des  Handels,  der 
Industrie  und  des  Verkehrswesens  den  Bundesbehörden  begut- 
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achtend  an  die  Hand  zu  gehen.  Als  Sektionen  können  dem 
Verbände  beitreten :  freiwillige  Vereinigungen,  deren  Aufgabe 
die  Förderung  von  industriellen  und  kommerziellen  Interessen 
ist,  kantonale  Handelskammern,  Handelskommissionen,  Kantons- 
regierungen  oder  einzelne  Departemente  der  letzteren.  Die 
Selbständigkeit  der  einzelnen  Sektionen  und  namentlich  das 
Recht  derselben,  mit  den  kantonalen  und  eidgenössischen  Be- 
hörden direkt  zu  verkehren,  soll,  abgesehen  von  den  durch 
Anerkennung  der  Statuten  Übernommenen  Verpflichtungen, 
durch  den  Verband  in  keiner  Weise  beeinträchtigt  werden. 

Der  Verband  findet  seinen  Ausdruck  in  drei  verschiedenen 
Organen ,  der  Delegierten  Versammlung ,  der  schweizerischen 
Handelskammer,  und  dem  Vorort.  Die  Delegiertenversamm- 
lung, bei  welcher  jede  Sektion  eine  Stimme  hat,  findet  jährlich 
mindestens  einmal  (April)  statt.  Sie  hat  die  Entscheidung  über 
alle  wichtigeren  Verbandsangelegenheiten,  die  Aufnahme  neuer 
Sektionen,  die  Abnahme  des  Jahresberichtes  und  der  Jahres- 
rechnutig.  Die  schweizerische  Handelskammer  besteht  aus 
15  Mitgliedern,  von  welchen  11  durch  die  Delegierten  Ver- 
sammlung und  4  durch  den  Vorort  ernannt  werden;  ausser- 
dem kann  der  Bundesrat  sich  in  derselben,  wie  in  der  Dele- 
giertenversammlung, durch  Delegierte  mit  beratender  Stimme 
vertreten  lassen.  Sie  ernennt  die  ständigen  Beamten  des 
Bureaus  und  berät  über  alle  ihr  von  der  Delegiertenversamm- 
lung überwiesenen  Anträge,  Berichte,  Gutachten  und  sonstige 
Vereinsangelegenheiten.  Der  Vorort,  welcher  regelmässig  auf 
vier  Jahre  von  der  Delegierten  Versammlung  gewählt  wird  und 
nach  Ablauf  einer  Amtsdauer  wieder  wählbar  ist,  hat  die  Gre- 
schäftsleitung  und  Ausführung  der  Beschlüsse.  Er  bestellt 
das  Präsidium,  besorgt  die  finanziellen  und  administrativen  An- 
gelegenheiten, vermittelt  zwischen  den  Bundesbehörden  und 
den  Sektionen  und  erstattet  jährlichen  Bericht  über  seine  Thätig- 
keit  und  diejenige  des  Gesamtvereins,  sowie  über  den  Gang 
von  Handel  und  Industrie  der  Schweiz. 

Die  Kosten  werden  bestritten  durch  Beiträge  der  Sektionen 
(200 — 300  Fr.)  und  eine  jährliche  Subvention  des  Bundes, 
welche   seit  1882   im   Betrage  von   10000   Franken   gewährt 
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wird ;  im  Notfall  werden  freiwillige  Nachschüsse  der  Sektionen 
in  Anspruch  genommen.  Mit  Rücksicht  auf  den  Bandesbeitrag 
hat  sich  der  Verband  zur  Erstattung  von  Gutachten,  zur  Ver- 
anstaltung von  Enqueten  für  die  Zentralbehörde  sowie  zur 
Herausgabe  eines  Jahresberichtes  Über  Handel  und  Industrie 
der  Schweiz  verpflichtet,  und  ähnliche  Verpflichtungen  haben 
ihm  gegenüber  die  Sektionen  übernommen. 

Man  wird  nicht  verkennen  dürfen,  dass  die  ganze  Organi- 
sation, namentlich  das  Nebeneinanderbestehen  zweier  Körper- 
schaften von  fast  gleicher  Mitgliederzahl  in  derselben,  der 
Delegierten  Versammlung  und  der  schweizerischen  Handels- 
kammer, etwas  Schwerfälliges  hat.  Dazu  kommt  die  üngleich- 
artigkeit  der  Sektionen,  deren  Zahl  sich  1887  auf  25  belief. 
Darunter  sind  13  kantonale  und  lokale  Vereine  allgemeineren 
Charakters,  nämlich  die  Handels-  und  Industrievereine  von 
Aargau,  Basel,  Bern,  Genf,  St.  Gallen  (Stadt),  Solothum, 
Thurgau,  Waadt,  Herisau,  die  kaufmännischen  Gesellschaften 
Zürich  und  Winterthur,  das  kaufmännische  Direktorium  in 
St.  Gallen  und  der  Börsen  verein  Glarus;  8  Fach  vereine,  näm- 
lich der  schweizerische  Spinner-,  Zwirner-  und  Weberverein, 
der  Verein  schweizerischer  WoU-  und  HalbwoU-Industrieller, 
der  Verein  Schweiz.  Maschinen-Industrieller,  die  AssocicUton  des 
fabricants  et  marchands  de  bijouterie^  joaillerie^  orßvrerie  de 
et  ä  Geneve,  der  Verein  schweizerischer  Geschäftsreisender,  die 
SociStS  intercantonale  des  industries  du  Jura  (meist  Uhren- 
fabrikanten), die  Seidenindustriegesellschaft  des  Et.  Zürich, 
die  Getreidebörse  Zürich  und  4  kantonale  amtliche  Organe 
(Appenzell  A.-Rh.,  Glarus,  Luzern  und  Zürich).  Das  ist  eine 
sehr  gemischte  Gesellschaft,  deren  Anspruch,  neben  dem  Handel 
auch  die  gesamte  Grossindustrie  der  Schweiz  zu  vertreten, 
so  lange  auf  schwachen  Füssen  steht,  als  die  Mehrzahl  der 
grossindustriellen  Fachvereine  sich  ausser  derselben  hält.  In- 
dessen zeigt  sich  in  neuerer  Zeit  grössere  Lust  zum  Beitritt, 
die  nur  noch  einer  kleinen  Nachhilfe  bedarf  durch  Ermässig- 
ung des  obligatorischen  Beitrags  für  kleinere  Vereine. 

Die  beste  Empfehlung  des  Verbandes  sind  seine  Leistungen, 
welche  seit  der  üebemahme    der   vorörtlichen  Leitung   durch 
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die  Kaufmännische  Gesellschaft  Zürich  bedeutend  gestiegi>o 
sind  und  zufolge  der  18Ö6  erfolgten  Wiederwahl  des  gleichen 
Vorortes  för  eine  fernere  vierjährige  Amtsperiode  eine  weitere 
Vervollkommnung  versprechen.  VortrefiFlich  ist  nauientlich 
der  jährlich  erscheinende  »Bericht  über  Handel  und  Industrie 
der  Schweizc.  Ausserdem  sind  zahlreiche  Gutachten  und  Denk- 
schriften aus  dem  Schosse  des  Vereines  hervorgegangen,  welche 
meist  mehr  als  ephemeren  Wert  besitzen.  Der  Bundesrat  legt 
dem  Verbände  alle  den  Handel  und  die  Industrie  nur  irgend- 
wie berührenden  Fragen  zur  Aeusserung  vor,  und  sein  Einfluss 
erstreckt  sich  nicht  bloss  auf  die  Massnahmen  der  Gesetz- 
gebung, sondern  auch  auf  den  Gang  der  Verwaltung.  So 
werden,  um  ein  Beispiel  anzuführen,  selbst  die  Kandidaten 
für  auswärtige  Konsulatsposten  regelmässig  dem  Vereine  zur 
Begutachtung  mitgeteilt. 

Nach  der  Seite  der  Interessenvertretung  geschieht  damit 
sicher  den  weitgehendsten  Wünschen  Genüge.  Nach  der  Seite 
der  behördlichen  Information  wird  jedenfalls  so  viel  geleistet, 
als  billigerweise  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  erwartet 
werden  kann.  Allerdings  bleiben  die  Leistungen  hinter  dem 
vom  Vororte  bei  Gelegenheit  der  Errichtung  des  ständigen 
Sekretariats  entworfenen  Arbeitsprogramm  nicht  unerheblich 
zurück,  und  auch  die  Versprechungen,  welche  bei  der  Elr- 
Wirkung  der  Bundessubvention  in  dieser  Hinsicht  gemacht 
wurden,  haben  nur  zum  kleinsten  Teile  Erfüllung  finden 
können.  Dieselben  hatten  dem  Verbände  u.  A.  eine  umfassende 
Mitwirkung  bei  der  Herstellung  einer  schweizerischen  Handels- 
statistik sowie  einer  Industrie-  und  Gewerbestatistik  zugedacht ; 
ferner  sollte  das  Bureau  an  Stelle  der  bis  dahin  üblichen 
schriftlichen  Enqueten  oder  neben  denselben  eindringende 
mündliche  Einvernehmungen  bewerkstelligen;  eine  vergleichende 
Zusammenstellung  der  Zolltarife  aller  mit  der  Schweiz  in 
Handelsbeziehung  stehender  Länder,  die  Herausgabe  eines 
schweizerischen  Handelsadressbuches  und  einer  Monatsschrift 
für  Industrie  und  Handel,  die  Aufnahme  einer  Lohnstatistik 
wurden  in  Aussicht  gestellt.  Allein  es  zeigte  sich  bald,  dass 
die   eignen    Aufgaben    des  Verbandes    und    die  Arbeiten    vom 
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T^  fttr  den  Tag,  welche  die  Bundesverwaltung  verlangte,  die 
verfügbaren  Arbeitskräfte  und  Geldmittel  erschöpften.  Für 
die  mit  1886  begonnene  vierjährige  Amtsperiode  ist  denn  auch 
ein  »Arbeitsprogramme  nicht  mehr  aufgestellt  worden. 

Es  bleiben  noch  einige  Worte  über  die  Sektionen  zu 
sagen.  Dieselben  sind,  abgesehen  von  ihren  Verpflichtungen 
gegen  den  Verband,  in  der  Gestaltung  ihrer  Wirksamkeit 
völlig  frei;  namentlich  können  sie  mit  den  eidgenössischen 
und  kantonalen  Behörden  direkt  verkehren.  Einzelne  von 
ihnen,  wie  der  Basler  und  der  Genfer  Handels-  und  Industrie- 
verein, unterhalten  eigne  Handelskammern  und  verwalten  eigne 
Anstalten  zur  Förderung  von  Handel  und  Industrie.  Die 
Handelskammer  in  Basel,  welche  als  Beispiel  angeführt  sein 
mag,  ist  der  Vorstand  des  Handels-  und  Industrievereius  (15 
Mitglieder)  und  bildet  die  vorberateude  und  ausführende  Be- 
hörde desselben.  8ie  führt  die  Aufsicht  über  die  Börse,  das 
öffentliche  Kursblatt,  die  Börsensensale,  vertritt  den  Verein 
als  Sektion  des  schweizerischen  Handels-  und  Industrievereins 
und  erstattet  jährlich  einen  Bericht  über  ihre  Thätigkeit  so- 
wie über  den  Gang  von  Handel  und  Industrie  in  Basel.  Aehn- 
liche  Berichte  veröffentlichen  die  meisten  andern  Sektionen, 
von  denen  manche,  wie  z.  B.  das  kaufmännische  Direktorium 
in  St.  Gallen,  eine  ausgebreitete,  wirklich  gemeinnützige  Thätig- 
keit entfalten.  Die  teils  einzelne  Jahre,  teils  längere  Perioden 
umfassenden  Berichte  des  letzteren  (von  Dr.  Wartmann)  sind 
geradezu  ausgezeichnet.  Ebenso  verdient  der  vom  Vorstand) e 
der  Eauftnännischen  Gesellschaft  Zürich  erstattete  jährliche 
Bericht  über  Handel  und  Industrie  in  diesem  Kanton  ehrend 
erwähnt  zu  werden,  sowohl  wegen  seiner  guten  Erörterungen 
über  schwebende  Fragen  der  Wirtschaftspolitik  als  auch  wegen 
seines  reichen  Thatsachen-Materials,  besonders  über  die  Seiden- 
industrie. Selbst  historische  Abhandlungen  schliesst  derselbe 
nicht  aus. 

Ueberhaupt  darf  hier  allgemein  bemerkt  werden,  dass  die 
Oeffentlichkeit,  welche  einen  eigentümlichen  Gharakter^ug  der 
kantonalen  Verwaltung  bildet  und  sich  namentlich  in  den 
eingehenden    jährlichen    Rechenschaftsberichten    (»Geschäfts-, 
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YerwaltaDgsbericktenc)  der  Regierungen  äussert,  auch  eine 
Lichtseite  der  wirtschaftlichen  Interessenten -Vereinigungen 
bildet  und  ein  überaus  reiches,  wenn  auch  nicht  immer  zu- 
verlässiges, Detail-Material  über  wirtschaftliche  Zustande  zu 
Tage  fördert.  Was  private  Thätigkeit  hier  leisten  kann,  ist 
nur  leider  verhältnismässig  wenig,  und  bedürfte  es  noch  eines 
Beweises  für  ihre  Unzulänglichkeit,  die  eingehenden  Fach- 
berichte über  die  verschiedenen  Wirtschaftszweige,  welche  bei 
Gelegenheit  der  Züricher  Landes-Ausstellung  von  1883  ver- 
öffentlicht worden  sind,  hätten  ihn  geliefert  ^). 

Der  schweizerische  Gewerbeverein  ist  zvrar  in 
seiner  gegenwärtigen  Organisation  um  ein  Jahrzehnt  jünger 
als  der  Handels-  und  Industrieverein;  allein  er  bezeichnet 
keineswegs  den  ersten  Versuch,  die  zerstreuten  lokalen  und 
kantonalen  Handwerker-  und  kleingewerblichen  Fachvereine 
zu  gemeinsamen  Bestrebungen  zusanmienzufassen.  Schon  1852 
war  ein  derartiger  Verband  gegründet  worden,  hatte  aber  mit 
seinen  Bemühungen  so  wenig  Erfolg  erzielt,  dass  er  sich  1864 
aufgelöst  hatte.  Auch  der  neue,  1879  gegründete  Verband  hat 
in  den  ersten  Jahren  seines  Bestehens  mit  den  Schwierigkeiten, 
welche  der  zweijährige  Vorortswechsel,  die  geringen  Geldmittel 
und  die  überall  in  kleingewerblichen  Kreisen  herrschende 
Zerfahrenheit  mit  sich  brachten,  zu  kämpfen.  Die  bedrängte 
Lage  des  Handwerkerstandes,  gegen  deren  wahre  Ursachen 
man  in  der  Schweiz  ebenso  gern  wie  anderwärts  die  Augen 
verschliesst,  hat  auch  hier  der  sozialen  Kurpfuscherei  und 
dem  wirtschaftspolitischen  Heilmittelschwindel  die  Bahn  ge- 
ebnet. Es  hat  nur  zu  lange  gedauert,  bis  man  sich  von  der 
Unmöglichkeit  überzeugte,  durch  die  Kantone,  welche  die 
mittelalterliche  Wirtschaftsorganisation  zum  Teil  bis  auf  die 
Gegenwart  fortgeschleppt  haben,  Abhilfe  zu  finden.  Dann  aber 
brach  die  Erkenntnis,  dass  wenn  irgend  etwas  zu  thun  mög- 
lich sei,  es  von  Seiten  des  Bundes  geschehen  müsse,  mit  über- 
zeugender Gewalt  durch.    Man  verlangte  jetzt  auf  einmal   zu 

1)  Auch  die  zum  Teil  recht  dürftigen  Notizen  des  Furre  raschen 
Volkswirtsohaftfl-Lexikon  (vgl.  diese  Zeitschrift,  Jahrg.  1887,  S.  569  ff.) 
zeigen,  wie  viel  hier  noch  zu  thun  bleibt. 
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viel  and  zu  vielerlei,  and  Aber  Mangel  an  Arbeitsstoff  hatte 
sich  die  auf  freiwillige  und  unbesoldete  Kräfte  angewiesene 
Geschäftsleituug  des  neuen  Verbandes  in  den  ersten  Jahren 
gewiss  nicht  zu  beklagen.  Die  in  den  Jahren  1882/83  vom 
Bunde  veranstaltete  gewerbliche  Enquete  ^),  um  deren  Durch- 
führung sich  der  schweizerische  Gewerbeverein  ein  gewisses 
Verdienst  erworben  hat,  ergab  eine  solche  FQlle  von  Wünschen 
und  Forderungen  an  den  Bund,  an  die  Kantone,  an  die  Privat- 
thätigkeit,  dass  sich  das  eidgenössische  Handels-  und  Land- 
wirtschaftsdepartement  zu  einer  besonderen  Klassifikation  der- 
selben genötigt  sah  —  eine  wahre  Leporelloliste  mit  vier 
Hauptrubriken  und  zusammen  45  Nummern,  von  denen  manche 
einer  weiteren  Zerlegung  föhig  wären').  In  den  wenigsten 
Punkten  war  der  Bund  in  der  Lage,  im  Rahmen  seiner  Be- 
fugnisse Abhilfe  zu  schaffen'). 

Bei  allen  diesen  Bestrebungen  zeigte  sich  der  auch  in 
Deutschland  zu  beobachtende  üebelstand,  dass  die  lokalen 
Vereinigungen  von  Kleingewerbetreibenden  nur  selten  aus 
eigner  Kraft  und  Initiative  eine  erspriessliche  Thätigkeit  zu 
entfalten  vermögen,  wenn  nicht  der  Impuls  zu  derselben  durch 
höher  gebildete,  mit  den  vorhandenen  Bedürfnissen  genau 
vertraute  Personen  gegeben  wird.  Der  Zentralverbaud  der 
schweizerischen  Gewerbevereine  fand  deshalb  ein  viel  schwereres 
Stück  Arbeit  vor  als  derjenige  des  Handels-  und  Industrie- 
Vereins.  Denn  während  die  Sektionen  des  letzteren  meist  sehr 
gut  wissen,  was  sie  wollen  und  dem  auch  entsprechenden 
Ausdruck  zu  geben  vermögen,  kommen  aus  den  kleingewerb- 
lichen Vereinen  selten  mehr  als  verwirrte  Meinungen  und 
Klagen,  unverdaute  Reformideen  und  nur  zu  oft  auch  reak- 
tionäre Gelüste  aller  Art.  Hier  bleibt  der  Zentralleitung  die 
schwere  Aufgabe,  dem  verwirrten  Durcheinander  der  Meinungen, 
der  Unklarheit   der  Wünsche   und  Bestrebungen    durch  eigne 

1)  Gewerbliche  Enquöte,  eingereicht  der  h.  Schweiz.  Bundeabehörde 
vom  Schweiz.  Gewerbeverein.    3  Teile.    Winterthur  1883,  fol. 

2)  Vgl.  Bundesblatt  1883,  Bd.  IV,  S.  577  ff. 

3)  Die  wichtigste  Massregel  war  der  Bandesbeschluss  vom  27.  Juni 
1884  betr.  die  gewerbliche  und  industrielle  Berufsbildung. 
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schöpferische  Ideen  und  geduldige  Aufklärungsarbeit  Halt  und 
Erleuchtung  zu  geben.  Der  Verband  bedurfte  deshalb  noch 
dringender  als  der  Handels-  und  Industrieverein  eines  s^Ln- 
digen,  von  einer  tüchtigen  Kraft  geleiteten  Bureaus.  Im 
Jahre  1886  wurde  ihm  unter  denselben  Bedingungen  wie  dem 
Bruderverband  eine  Bundessubvention  bewilligt;  ihr  folgte 
die  Anstellung  eines  geeigneten  Sekretars,  nachdem  vorher 
die  Statuten  entsprechend  umgestaltet  worden  waren. 

Die  jetzige  Organisation  des  schweizerischen  Gewerbe- 
vereins ^)  ist  ein  genaues  Abbild  derjenigen  des  Handels-  und 
Industrievereines.  Als  Sektionen  können  dem  Verbände  nicht 
bloss  Vereine  beitreten  sondern  auch  Anstalten,  welche  ge- 
werbliche Zwecke  verfolgen,  wie  Gewerbekammem,  Gewerbe- 
museen, überhaupt  gewerbliche  Bildungsanstalten.  Organe  des 
Verbandes  sind  die  Delegiertenversammlung,  der  Zentralvor- 
stand (schweizerische  Gewerbekammer),  der  leitende  Ausscfauss. 
Die  Stimmberechtigung  der  Sektionen  in  der  Delegiertenyer- 
sammlung  bemisst  sich  nach  der  Mitgliederzahl.  Der  Zentral- 
vorstand besteht  aus  11  Mitgliedern,  von  denen  8  durch  die 
Delegiertenversammlung  und  3  durch  die  Vororts-Sektion 
gewählt  werden.  Der  Vorort,  welcher  auf  3  Jahre  mit  dem 
Rechte  der  Wiederwahl  bestimmt  wird,  bestellt  den  leitenden 
Ausschuss  aus  4  Mitgliedern,  denen  ein  staudiges  Sekretariat 
zur  Verfügung  steht.  Die  Beiträge  der  Sektionen  richten  sich 
nach  ihrer  Stärke,  dürfen  aber  einen  Franken  per  Mitglied 
nicht  übersteigen ;  Museen,  Lehranstalten  u.  dgl.  zahlen  jähr- 
lich Fr.  20,  Gewerbekammern  Fr.  60.  Ausserdem  bezieht  der 
Verband  seit  1886  eine  Bundessubvention  in  derselben  Hohe 
und  unter  üebernahme  der  gleichen  Verpflichtungen  wie  der 
Handels-  und  Industrie  verein.  Auch  kann  sich  der  Bundesrat 
bei  den  Sitzungen  des  Zentralvorstandes  und  der  Delegierten- 
versammlung vertreten  lassen.  Vorort  ist  von  1886 — 1889 
Zürich. 

Die  Zahl  der  Sektionen,  welche  unter  der  jetzigen  Leitung 
in    raschem   Wachstum    begriffen    ist   belief  sich  am  1.  Juni 


1)  Statutes  vom  26.  April  1885. 
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1887  auf  51.  Darunter  sind  38  lokale  Gewerbe-  oder  Hand- 
werkervereine, 2  Fachvereine  (oatschweiz.  ührmacherverein 
und  Schweiz.  Schuhmacher  verein),  ein  kantonaler  Gewerbeverein, 
2  kantonale  Gewerbekommissionen ,  6  Gewerbemuseen,  das 
Technikum  in  Winterthur  und  der  Verein  von  Lehrern  an  ge- 
werblichen Fortbildungs-  und  Fachschulen  der  Schweiz.  Es 
ist  gewiss  ein  guter  Gedanke,  wenn  der  Verband  alle  Vereine 
und  Anstalten  zusammenzufassen  strebt,  welche  die  Forderung 
des  Kleingewerbes  sich  vorgesetzt  haben.  Er  vermeidet  da- 
durch die  Einseitigkeit  der  deutschen  üandwerkerverbäude, 
deren  Erafbe  sich  in  dem  Windmühlenkampf  der  Zünftelei 
erschöpfen.  Aber  der  schweizerische  Gewerbeverein  ist,  trotz 
weiterer  Zunahme  in  den  letzten  9  Monaten,  doch  noch  weit 
von  seinem  Ziele  entfernt,  und  wenn  sich  auch  die  zahlreichen 
kleinen  Lokalvereine  mit  der  Zeit  ihm  sämtlich  anschliessen 
sollten,  80  erwächst  ihm  möglicher  Weise  in  den  neuerdings 
stark  zunehmenden  zentralisierten  Fachvereinen  ein  Element, 
dessen  er  nicht  Meister  werden  kann. 

Diese  Bildung  von  kleingewerblichen  Fachvereinen  für  die 
ganze  deutsche  Schweiz  mit  örtlichen  (selten  kantonalen)  Sek- 
tionen lässt  sich  in  der  Hauptsache  auf  zwei  Momente  zurück- 
führen :  die  in  den  letzten  Jahren  unter  den  Arbeitern  des 
Kleingewerbes  in  verstärktem  Masse  hervorgetretene  Fach- 
vereinsbildung, verbunden  mit  grösserer  Neigung  zu  Arbeits- 
einstellungen und  die  SchutzzoUbeweguog,  welche  merkwürdiger 
Weise  in  der  Schweiz  hauptsächlich  im  Kleingewerbe  ihren 
Sitz  hat.  Natürlich  vermögen  jene  grossen,  einheitlich  organi- 
sierten Fachvereine  ihre  Sonderinteressen  viel  energischer 
wahrzunehmen,  als  es  in  einem  gemischten  Verbände  auf  fö- 
derativer Grundlage  oder  gar  in  den  allgemeinen  Gewerbe- 
vereinen für  einzelne  Orte  oder  Gegenden  geschehen  kann. 
Um  die  Mitte  des  vorigen  Jahres  war  von  14  damals  bestehenden 
schweizerischen  Meisterfachvereinen  bloss  einer  dem  Verbände 
des  Gewerbevereins  beigetreten.  Sollten  die  übrigen  ihm  folgen, 
so  würde  der  Verband  sich  vielleicht  bald  sehr  viel  entschiedener 
in  die  Richtung  einer  einseitigen  Interessenvertretung  gedrängt 
sehen,  als  dies  bisher  der  Fall  war,  und  es  ist  sehr  fraglich, 
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ob  er  dann  noch  mit  gleicher  Festigkeit  wie  im  yorigen  Jahre 
der  Zumutung  würde  widerstehen  können,  von  sich  aus  den 
Widerstand  der  Meister  gegen  die  Strikebewegung  der  Gesellen 
zu  organisieren. 

Naturgemäss  schlägt  bei  dem  schweizerischen  Gewerbe- 
verein die  Yerbandsthätigkeit  eine  dreifache  RichtunjC^  ein. 
Neben  den  Bestrebungen  zur  Wahrung  der  gemeinsamen  Inter- 
essen und  zur  Information  der  Behörden,  auf  welche  sich  der 
Handels-  und  Industrieyerein  beschränkt,  tritt  bei  ihm  das 
Bedürfnis,  anregend  auf  die  Thätigkeit  der  Sektionen  einzu- 
wirken ,  ihr  Halt-  und  Richtpunkte  zu  geben  gebieterisch  in 
den  Vordergrund,  und  die  Bemühungen  dieser  Art,  der^i 
der  Verband  der  Eaufleute  und  Grossindustriellen  fast  ganzlich 
eutraten  kann,  bilden  geradezu  eine  der  Lichtseiten  der  jetzigen 
Vereinsleitung  und  Geschäftsführung. 

Im  Jahre  1886  haben  sich  die  Organe  des  Verbandes 
ausser  mit  eigentlichen  Interessenfragen  wie  den  Handelsver^ 
trägen  und  dem  Zolltarif  beschäftigt:  mit  der  Ordnung  des 
Lehrlings-  und  Gesellenwesens,  insbesondere  der  Einrichtung 
von  Lehrwerkstätten  und  Lehrlingsprüfungen,  der  Errichtung 
ständiger  Verkaufsstellen  für  das  Kleingewerbe,  der  Aufstel- 
lung von  Normalstatuten  für  Gesellenkrankenkasseu,  der  Ein- 
führung des  Erfindungs-  und  Musterschutzes,  der  Regelung 
des  Submissionswesens  und  des  Arbeitsnachweises  sowie  einer 
Reihe  minder  wichtiger  Gegenstände.  Im  vorigen  Jahre  wurde 
mit  der  Herausgabe  einer  Sammlung  yon  »Gewerblichen 
Zeitf  ragen  €  begonnen  ^) ,  nachdem  bereits  1886  das  Ergebnis 
einer  in  den  Sektionen  veranstalteten  ]<]rhebung  über  das 
Lehrlings  und  Gesellenwesen  erschienen  war.  Der  Gedanke, 
auf  diese  Weise  zu  belehren  und  anzuregen,  ist  ein  vortreff- 
licher  und   die  Ausführung   verdient   alles  Lob.     Namentlich 


1)  Bis  jetzt  liegen  drei  Hefte  vor,  yon  denen  das  erste  die  Lehr- 
werkstättenfrage  bebandelt,  während  das  zweite  sich  mit  den  gewerb- 
lichen Schiedsgerichten  und  das  dritte  mit  den  Lehrlingsprufongen  be> 
Bohäftigt.  Der  Preis  des  Heftes  beträgt  far  den  Buchhandel  (Kommissions- 
verlag von  W.  Büchler  in  Bern)  1  Fr.;  die  Vereine  erhalten  sie  gratis, 
bezw.  zn  einem  reduzierten  Preise. 
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ist  beachtenswert,  dass  die  zünftlerischen  Anwandelungen,  die 
selbstrerständlich  auch  in  der  Schweiz  aufgetreten  sind  und 
in  den  Einzelvereinen  mancherlei  Unheil  stiften,  bis  jetzt 
wenigstens  die  Yerbandsleitung  nicht  haben  beirren  können  in 
dem  Streben,  ihre  Reformyorschläge  der  modernen  Wirschafts- 
weise  entsprechend  zu  gestalten.  Wenn  man  z.  B.  auf  dem 
Gebiete  des  Lehrliugswesens  die  Mittel  der  Besserung  nicht 
mehr  in  der  Wiedereinführung  veralteter  Beschränkungen 
sondern  in  einem  völligen  Ersatz  der  Werkstattlehre  durch 
die  Lehrwerkstätte  und  Fachschule  sucht  und  bereits  in  Bern 
mit  Unterstützung  der  Stadtgemeinde  beachtenswerte  Versuche 
in  dieser  Richtung  gemacht  werden,  so  ist  dies  nicht  zum 
wenigsten  der  aufklarenden  Thätigkeit  des  schweizerischen 
Gewerbevereins  zu  danken. 

Freilich  hat  man  sich  zu  hüten,  solche  vereinzelte  Anreg- 
ungen zu  überschätzen,  und  noch  weniger  darf  man  übersehen, 
dass  die  leitenden  Personen  im  Verbände  und  in  den  Einzel- 
vereinen, welche  vielfach  nicht  dem  Handwerke  selbst  angehören, 
mit  Unverstand  und  Misstrauen  schwer  zu  kämpfen  haben. 
Aber  es  liegt  hier  jedenfalls  ein  beachtenswerter  Versuch  zu 
einer  umfassenden  Organisation  des  Kleingewerbes  vor,  der 
sich  durchaus  auf  dem  Boden  der  Gewerbefreiheit  hält.  Ob 
er  für  die  Zukunft  genügen  wird,  ob  schliesslich  die  allge- 
meinen Gewerbevereine  oder  die  nationalen  Fachvereine  das 
Feld  behaupten  werden,  lässt  sich  schwer  sagen.  Der  Verband 
bietet  Raum  für  beide  Organisationsarten. 

Was  er  als  Informationsstelle  den  Bundesbehörden  leisten 
wird,  lässt  sich  ebenfalls  jetzt  noch  nicht  ermessen.  Ausser 
den  Jahresberichten  über  die  Thätigkeit  des  Gesamtvereins 
'und  der  Sektionen  gibt  das  Sekretariat  seit  1886  einen  »Fach- 
bericht aus  dem  Gebiete  der  schweizerischen  Gewerbet  heraus, 
der  sich  auf  die  Verhältnisse  sämtlicher  Kleingewerbe  erstreckt. 
Auch  liegt  bereits  eine  Anzahl  Gutachten  über  besondere 
Fragen  vor. 

Als  Interessenvertretungskörper  hat  der  schweizerische 
Gewerbeverein  ausser  in  Zollfragen  bis  jetzt  sich  vorwiegend, 
durch  Aufstellung  allgemeiner  Postulate  bethätigt.     So  lange 
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die  Gewerbegesetzgebung  (abgesehen  von  der  Fabrik-  und  Haft- 
pflichtgesetzgebung) Sache  der  Kantone  ist  und  diesen  durch 
Artikel  31  der  Bundesverfassung,  welcher  das  Prinzip  der 
Gewerbefreiheit  ausspricht,  die  Hände  gebunden  sind,  wird 
auch  nicht  viel  mehr  geschehen  können.  In  neuerer  Zeit  geht 
desshalb  das  Bestreben  der  Beteiligten  auf  den  Erlass  einer 
eidgenossischen  Gewerbeordnung,  fOr  welche  freilich  erst  die 
Kompetenz  des  Bundes  gesetzlich  begründet  werden  mßsste. 
Schon  1886  hat  der  Verein  mit  Rücksicht  darauf  den  Entwarf 
eines  Bundesgesetzes  über  die  Arbeiter-  und  Lehrlingsyerhält- 
nisse  veröffentlicht,  ohne  dass  man  damit  bis  jetzt  dem  Zide 
näher  gekommen  wäre. 

Dagegen  sucht  der  Verband  in  anderer  Weise  den  Interesüen 
der  Sektionen  und  der  einzelnen  Mitglieder  derselben  zu  dienen, 
indem  er  ihnen  sein  Sekretariat  als  Auskunffcsstelle    zur  Ver- 
fügung stellt.     »Es  wird  dasselbe»,  heisst  es  in  einem  Kreis- 
schreiben des  Zentral  Vorstandes  vom  9.  Mai  1886,   »jederzeit 
bestmöglichen  Aufschluss  vermitteln  betreffend  Portschritte  in 
der  gewerblichen  Technik,    Fachzeitungen  resp.  Zeitschriften» 
den  Bezug  von  Roh-  und  Hülfsstoffen ,  Maschinen ,    Motoren, 
Werkzeugen,  Geräten,  Muskern,  Modellen,  Plänen,  Zeichnungen, 
den    Verkauf   von    gewerblichen   Erzeugnissen,  schweizerische 
und  auswärtige  Zölle,  die  Gründung  von  Genossenschaften,  sei 
es  zum  Zweck  der  gemeinsamen  Beschaffung  von  Rohmaterialien 
und  Hülfsstoffen    (z.  B.  Schuhmacher- Assoziation   in    Zürich), 
oder  zum  gemeinsamen  Verkaufe  von  Produkten  (z.  B.  Vereinigte 
Handwerker  in  Winterthur,    Gewerbehallen),    über  Gewerbe- 
museen ,    die  Einrichtung  von  Kreditgenossenschaften,  u.  s.  w. 
Auch  werden  RÄte  betreffend  Lehrlingsprüfungen,  die  Einrich- 
tung von  Handwerker-    und  Fortbildungsschulen,    den  Bezug 
der  Lehrmittel  für  dieselben,  die  Veranstaltung  von  Fachkursen, 
zweckmässige  Buchführung,  Schutzvorrichtungen  gegen  Unfälle 
im  Maschinenbetrieb,  Einführung  neuer  Gewerbezweige,  Lokal- 
und  Fachausstellungen ,   nutzbringenden  Besuch    von  Ausstel- 
lungen u.  s.  w.  gerne  erteilt  werden.    Als  sehr  erstrebenswert 
erscheint   uns  auch    die  Erstellung  gewerblicher  Adressenver- 
zeichnisse. € 
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Schliesslich  dürfen  wir  einen  bedeutsamen  Unterschied 
zwischen  dem  Handels-  und  Industrie- Verein  und  dem  schweize- 
rischen Gewerbeverein  nicht  übersehen.  Während  der  erstere 
ebensowohl  Vereine  der  deutschen  als  auch  der  welschen  Schweiz 
umfasst,  gehören  samtliche  51  Sektionen  des  letzteren  der 
deutschen  Schweiz  an.  Die  Gründe  dieses  Fernbleibens  der 
Westschweizer  liegen  einesteils  in  der  Verschiedenheit  der 
Sprache,  andernteils  in  der  Ungleichheit  der  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  und  Anschauungen  —  ein  Punkt,  der  nur  zu 
gern  von  den  schweizerischen  Politikern  ignoriert  wird.  Ob 
sich  unter  den  Kleingewerbetreibenden  der  welschen  Schweiz 
das  Material  zur  Bildung  eines  eigenen  Verbandes  —  ähnlich 
wie  es  in  der  Landwirtschaft  der  Fall  ist  —  findet,  vermag 
ich  nicht  zu  sagen.  Selbstverständlich  würde  ein  solcher  eben- 
falls Anspruch  auf  eine  Bundessubvention  erheben  können. 

üeber  die  Thätigkeit  der  Sektionen  des  schweizerischen 
Gewerbevereins  lässt  sich  nicht  viel  Rühmenswertes  sagen.  Sie 
weicht  nicht  wesentlich  ab  von  dem,  was  in  ähnlichen  lokalen 
Verbindungen  anderer  Staaten  geschieht.  Vorträge  über  alles 
Mögliche  bilden  den  Hauptgegenstand  der  Versammlungen. 
Hie  und  da  finden  zeitweise  Lehrlingsausstellungen  und-  Prä- 
miierungen  statt;  neuerdings  sind  an  einzelnen  Orten  freiwillige 
Lehrlingsprüfungen  eingerichtet  worden.  Manchmal  wird  auch 
wohl  eine  Werkstattordnung  entworfen  oder  der  Arbeitsnach- 
weis zu  regulieren  versucht.  In  grösseren  Städten  haben  die 
Vereine  gemeinsame  Verkaufestellen  für  Handwerkserzeugnisse 
(Gewerbehallen),  Muster-  und  Modellsammlungen,  Handwerker- 
schulen gegründet,  üeberall  kämpfen  die  Vorstände  mit  der 
Indolenz  der  Beteiligten  einen  zum  guten  Teil  hoffnungslosen 
Kampf.  Abhilfe  könnte  nur  die  Emporhebung  des  ganzen 
Standes  auf  eine  höhere  Stufe  technischer  und  allgemeiner 
Bildung  bringen.  Die  grossen  Anstrengungen,  welche  in 
neuester  Zeit  Bund  und  Kantone  für  Verbesserung  des  gewerb- 
lichen Bildungswesens  machen,  lassen  wenigstens  der  Hoffnung 
Raum,  dass  die  kommende  Generation  manches  erfüllen  wird, 
was  die  g^enwärtige  vermissen  lässt. 

Was  sich  bis  vor  einem  Jahre  auf  dem  Gebiete  der  wirt- 

Zeltscbr.  f.  Staatow.  1888.  U.  Heft.  25 
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schaftlichen  InteresseDvertretung  in  der  Schweiz  entwickelt 
hatte  und  in  dauernde  Verbindung  mit  den  Zentralbebordeii 
gebracht  worden  war,  ist  im  Vorstehenden  geschildert  worden. 
Das  ganze  System,  so  mangelhaft  und  künstlich  es  auf  den 
ersten  Blick  erscheinen  mag,  so  viel  es  nach  der  Seite  da 
Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  zu  wünschen  lässt,  hat 
doch  den  grossen  Vorzug,  dass  es  organisch  erwachsen  und 
den  politischen  Verhältnissen  des  Landes  angepasst  ist.  Der 
Bund  brauchte  hier  für  seine  Zwecke  nur  zu  benutzen,  was 
auf  dem  Boden  der  freien  Vereinsbildung  sich  von  selbst 
entwickelt  hatte,  und  er  konnte  dies  in  einem  Momente  thnn, 
als  das  Bedürfnis  der  Zentralisation  in  den  beteiligten  Ejreiseu 
durch  Bildung  umfassender  Verbände  zum  Ausdruck  gekoromeo 
war,  die  auf  wesentlich  gleicher  Grundlage  erfolgte  wie  die- 
jenige der  Eidgenossenschaft  selbst. 

Ganz  anders  haben  sich  die  Dinge  auf  dem  Gebiete  der 
Lohnarbeit  gestaltet.  Auch  hier  fehlte  es  zwar  nicht  an  zahl- 
reichen Vereinigungen  zur  Förderung  von  Sonderinteressen 
des  Arbeiterstandes;  aber  diese  Vereinigungen  waren  nnter 
sich  wieder  so  verschieden  nach  Grundlage  und  Tendenz,  dass 
ein  freiwilliger  Zusammenschluss  derselben,  selbst  auf  dem 
Boden  der  lockersten  Föderation,  unmöglich  erscheinen  musste. 
Alle  bis  vor  kurzem  in  dieser  Richtung  gemachten  Versuche 
sind  an  der  inneren  Ungleichartigkeit  der  künstlich  zusammen- 
geschweissten  Elemente  gescheitert.  Da  gab  die  oberste  eid- 
genössische Behörde  selbst  die  Grundlage  zu  einem  Verbände, 
indem  sie  die  Mittel  zur  Errichtung  eines  ständigen  Bureaus 
für  eine  noch  zu  schaffende  gemeinsame  Interessenvertretung 
der  Arbeiter  bewilligte.  So  entstand  das  Arbeitersekre- 
tariat und  als  Vorbedingung  desselben  der  schweize 
rische  Arbeiterbund.  Die  Entstehung  dieses  neuesten 
Zweiges  der  Interessenvertretung  hat  somit  den  Weg  von  oben 
nach  unten  genommen,  während  sie  bei  den  grossen  Unter- 
nehmer-Verbänden den  umgekehrten  Weg  gegangen  ist.  Sie 
stellt  darnach  eine  durchaus  künstliche  Schöpfung  dar.  Om  sie 
verständlich  zu  machen,  wird  unsere  Darstellung  etwas  weiter 
ausholen  müssen.     Es  soll  dies  im  nächsten  Hefte  geschehen. 


IL  Miszellen. 


Ein  Urteil  des  Reichs-Kammergerichts  über  Landeshoheit. 


Von  Freiherr  L.  t.  Borok. 


Es  bandelt  sich  um  den  Streit  über  die  beiden  bei  Landshut  ge- 
legenen Herrschaften  zu  Alt-  und  Neu-Fraunhofen. 

An  endloses  Hinziehen  und  oft  fahrlässige  Behandlung  der  Fragen 
ist  man  seitens  des  Beicbs-Kammergerichts  so  sehr  gewohnt,  dass  selbst 
der  Torliegende  Streit,  obgleich  er  schon  im  Jahre  1554  seinen  Anfang 
nahm  und  erst  durch  die  Auflösung  des  Reiches  sein  Ende  fand,  kein 
besonderes  Erstaunen  erregen  könnte.  Allein  in  diesem  Falle  trifft 
jene  Behörde,  wie  ich  glaube,  noch  ein  besonderer  Vorwurf.  Das 
Reichs-Kammergericht  hat,  ich  möchte  es  behaupten  —  vorsätzlich, 
nnd  gegen  sein  besseres  Wissen ,  Bayern  schädigen  wollen.  Der  Fall 
ist  interessant  genug. 

Ausdrücklich  wird  Siegfried  y.  Fraunhofen  im  Jahre  1237  nUmste- 
ridUs  des  Herzog  Otto  genannt'),  und  dem  entsprechend  ist  die  Stel- 
lung der  Familie  in  den  Urkunden.  Es  hat  zwar  seit  dem  Jahre  1431  *) 
regelmässig  die  Belehnnng  durch  das  Reich  stattgehabt  und  die  Familie 
unterzeichnete  auch  persönlich  oder  durch  Vollmacht  die  Reichstags- 
schlfisse')  in  den  Jahren  1534,  1551,  1566,  1594,  1598,  1603  und  1613, 
sie  findet  sich  aber  nicht  unter  den  Ständen  des  bayerischen  Kreises^), 
und    ebenso    wenig   in    der    ReichsmatrikeP).     Die    Familie 

1)  Qaellen  nnd  Erörternnicen  snr  bayerischen  nnd  dentschen  Geschichte,  Bd.  V, 
8.  .58. 

2)  Reichsre^stratur,  T^m,  J.,  fol.  155  im  K.  K  Uausarchiv  zn  Wien.  Die  fibri«:en 
Lehenbriefe  befinden  sich  teils  dort,  teil«  in  acta  FraunMqferiana  im  K.  Beicbsarchiv 
xa  HSneben,  oder  sind  abflredmclct  in  J.  Moter'a  tentschem  Staatsrecht,  Bd.  37,  8.  407. 

»)  J.  Moser,  tentsches  Staatsrecht,  Bd.  87,  8.  406. 

4)  Dr.  A.  ßuekner,  Geschichte  von  Bayern,  Bd.  VII,  8.  3  bringt  sie  alle,  nur 
nicht  Frannhofen. 

5)  J.  Moser,  a.  a.  O.  Bd.  37,  8.  406,  moss  dies  anch  zuj^eben,  obgleich  er  sonst 
gegen  Bayern  schreibt. 

25* 
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hatte,  wie  es  scheint,  selbst  fj^r  nicht  die  Absicht,  eine  vollständige 
Lösung  von  der  herzoglichen  Gewalt  herbeizuführen ,  denn  noch  zo 
Anfiang  des  16.  Jahrhunderts  wird  gerühmt,  dass  Jacob  v.  Fraunhofeo, 
der  im  bayerischen  Krieg  durch  die  Pfälzer  seiner  Gesinnung  wegen 
grossen  Schaden  erlitt,  durch  die  Herzoge  Albrecht  und  Wolfgang  ent- 
schädigt worden  sei').  Erst  nachdem  der  Familie  um  das  Jahr  1540 
der  Freihermstand  verliehen  war,  so  berichtet  ein  Zeitgenosse*), 
glaubte  sie  sich  berechtigt,  den  Herzogen  den  Gehorsam  zu  versagen, 
weshalb  ein  anderer  Jacob  von  Herzog  Wilhelm  IV.  ein  Jahr  in  Haft 
genommen  wurde. 

Unter  Kaiser  Karl  V.,  der  Frannhofen  sogar  eine  Grafschaft  nennt  *), 
kamen  aber  nicht  selten  ganz  unregelmässige  Reichsstandschaften  vor^X 
und  jedenfalls  steht  die  ältere  Geschichte  der  Herren  v.  Fraunhofeo 
einer  solchen  Berechtigung  auf  Grund  ihres  Besitzes  durchaus  entgegen. 

Allerdings  waren  sie  im  scheinbaren  Recht  durch  die  zahlreichen 
kaiserlichen  Lehenbriefe,  aber  aus  dem  Gesetz  König  Heinrichs  VI(. 
vom  1.  Mai  1231  ^),  nach  welchem  die  Fürsten  ohne  Zustimmung  der 
Landstände  keine  neuen  Rechte  machen  noch  Verordnungen  erlassen 
können,  geht  deutlich  hervor:  dass  sie  bereits  die  Territorial- 
Gerichtsbarkeit  erworben  haben  mussten.  Das  Reich 
hatte  daher  auf  die  alleinige  Oberherrlichkeit  verzichtet :  und 
mithin  konnte  der  Kaiser,  ohne  Zustimmung  der 
Fürsten,  in  ihrem  Gebiet  nicht  mehr  die  Gerichts- 
barkeit an  andere  verleihen,  wie  dies  möglich  gewesen  wäre, 
so  lange  die  Landgerichte  noch  Reichsgerichte  waren.  Mithin  war  die 
Belohnung  durch  König  Sigismund  ohne  praktischen  Wert,  und  Kaiser 
Friedrich  III.  hat  später  geradehin  ausgesprochen  und  anerkannt: 
dass  in  einem  Reichslehen  in  Bayern  der  Herzog  die 
Oberherrlichkeit  haben  könne*).  Ausserdem  ist  sogar 
schon  behauptet  worden,  wie  aller  Grund  zu  der  Annahme  vorhanden 
sei,  dass  dort  nicht  nur  die  Grafschaften,  sondern  auch   die  Markgraf- 


1)  W,  Hund,  bayerisches  Stammbuch,  Bd.  II,  S.  92—94. 

2)  W.  Hund,  an  der  obigen  Stelle,  S.  94. 

3)  Acta  Fraunho/eriana,  Bd.  IV,  fol.  199  im  K.  Beichsarchlv  za  München. 

4)  Zu  vergleichen  J,  Moser,  a.  a.  O.,  Bd.  8«,  8.  88,  wo  für  die  Herren  v.  Werthem 
1544  der  Beichstagsabsühied  für  die  von  Sachsen  lehenbare  Grafiichaft  Beichlingen 
unterzeichnet  wird;  und  J:  Fieker,  vom  Beichsfürstenstand,  §  164,  wo  die  Burggrafen 
von  Meissen,  1548,  obgleich  die  Güter  des  Burggraftumes  sächsische  Leoen  waren, 
und  schon  früher  eingezogen  wurden ,  als  Beichsfürsten  in  das  Fdrstenkolleginm 
aufgenonmien  sind. 

h)  J.  Böhmer*»  Beichsregesten.  Bestätigt  durch  Kaiser  Friedrich  1232  {Man.  Orrm. 
lege»,  II,  291).  Es  wird  auch  ausdrücklich  den  Fürsten  die  Gewalt  über  G  raf- 
schaften  und  Freie  gegeben. 

(t)  Zu  vergleichen  meine  Bechtsverhäitnisse  der  Besitzer  der  GraAchaft  Hag, 
8.  40-48 


▼.  Borch :  Ein  urteil  dee  Reichs-Eammergenchts  üb.  Landeshoheit.    386 

Schäften,  sowie  die  Landgrafsohaft  und  Pfalzgra&ohafb  von  den  Herzogen 
g^eliehen  worden  *). 

Alle  diese  Gründe  sprechen  gewiss  nicht  für  die  Ansprüche,  welche 
dennoch  das  Reich  anf  die  Oberherrlichkeit  über  die  beiden  Herrschaf- 
ten Frannhofen  erhob. 

Merkwürdig  spärlich  sind  aber  die  erhaltenen  Nachrichten  über  die 
angewendeten  Beweismittel  beider  Parteien  während  der  Dauer  des  Strei- 
tee,  welcher  nun  yom  Reichs-Eammergericht  entschieden  werden  sollte. 

Gewiss  war  es  für  die  Familie  von  Wichtigkeit,  dass  Georg  The- 
sams  Freiherr  yon  Fraunhofen  von  1571 — 1582  einer  der  Präsidenten 
dieses  ersten  Reichsgerichtshofes  war'),  denn  von  der  ersten  Begrün- 
dung und  Einleitung  einer  solchen  Elage,  war  häufig  noch  die  Nach- 
welt beeinflusst,  da  man  zu  jener  Zeit  nicht  so  schnell  zum  Erkennt- 


1)  J,  Fieker,  a.  a.  O.  §  57.    S.  BitMler,  Geschichte  Bayerns,  I,  754  and  II,  18—13 
Ist  anderer  Ansicht. 

2)  W.  Hund,  a.  a.  O.,  Bd  II,  S.  94.  Nach  einem  Schreiben  des  Kaisers  Maximi- 
lian II.  (acta  Fraunh^  Bd.  VI,  fol.  515  im  Beictisarchiv  Mttnohen)  an  den  Bischof 
von  Freisinn  vom  IS.  März  1567  hatten  Thesarus  von  Fraunhofen  und  Anna  Zen^rin, 
die  hlnterlassene  Gemahlin  Jakob's  von  Fraunhofen ,  schon  im  Jahre  1554  gegen 
Herzog  Albrecht  bei  dem  Kais.  Kammergericht  geklagt;  allein  die  Angelegenheit 
acheint  siemlich  lau  betrieben  worden  zu  sein ,  denn  der  Kaiser  schreibt :  dass  der 
damalige  kaiserliche  Kommissar ,  Bischof  Leo  von  Preising ,  welcher  die  Parteien 
verhört ,  nur  Abschriften  eingesandt  habe ,  und  fordert  nun  dessen  Nachfolger  auf, 
die  Originalien  zu  überreichen.  Damit  steht  wohl  in  Verbindung,  dass  Herzog 
Albrecht  {acta  Fraunh.,  Bd  VII,  fol.  «25)  am  10.  Mai  1577  dem  Vitztnm  Rudolf  von 
Haalang  zu  üamer  und  anderen  Riten  zu  Landshut  befiehlt:  dem  aus  München 
dorthin  gesandten  Rat  Dr.  jur.  Balthasar  Rberlein,  wegen  des  in  catua  eontra 
Fraunhofen  stattfindenden  Zeugenverhöres,  die  dazu  nötigen  Land  tafeln, 
Bttcher  etc.  auszuhändigen  lieber  den  Inhalt  der  herbeigebrachten  Beweismittel 
der  beiden  streitigen  Parteien  ist  aber  nichts  bekannt  geworden.  Es  kann  daher, 
wie  ich  es  versucht  habe,  die  Entscheidung  nur  in  dem  vollen  Zusammen- 
hange der  ältesten  Rechtsverhältnisse  geftmden  werden.  Als  Beispiel, 
wie  bedenklich  vom  Reehtstandpunkt  die  späteren  Verhandlungen  beeinflusst  wer- 
den konnten,  will  ich  nur  anführen,  dass  ein  Familienglied  über  die  eigene  Ange- 
legenheit zu  Gericht  sass.  Am  16.  Mai  1582  {acta  Fraunh.,  Bd.  VII,  fol.  299)  schreibt 
nämlich  Kaiser  Rudolf  II.  dem  Sebastian  Röttinger  Dr.  Jur.  und  Sjmdikus  der  Stadt 
Nördlingen  und  Heinrich  Sohilbakh,  Licentiaten,  in  Sachen  Georg  Thesarus 
▼  on  Fraunhofen,  Freiherr  zu  Alten-  und  Neuen-Fraunhof en, 
gegenwärtig  kaiserlicher  Kamme  rgerichts-Amts  verwes  er,  und 
Genossen,  und  Herzog  Wilhelms  von  Bayern,  dass  nunmehr  der  vierte  Aufschub 
auf  weitere  sechs  Monate ,  mit  Einschluss  der  Gerichtsferien ,  angesetzt  sei ,  und 
dass  sie  während  dieser  Zeit  ihres  Kommissariats  walten  sollen,  wie  vorher. 
Gerade  über  diesen  Freiherm  Georg  Thesarus  von  Fraunhofen  berichtet  aber  W. 
Hund  (II,  S.  86),  dass  er  Ihm  im  Jahre  1584  viele  Nadirichten  über  seine  Familie 
gegeben ,  von  denen  er  keinen  Gebrauch  gemacht ,  da  die  Fraunhofen  durch  den 
Brand  des  Schlosses  Schwlndeok  im  bayerischen  Kriege  viele  Papiere  verloren: 
und  die  Mitteilungen  des  Freiherrn  ohne  urkundlichen  Beleg 
gewesen  seien  und  meistens  auf  Nachrichten  aus  Aventinus,  baye- 
rische Historie,  beruht  hätten.  Solche  Quellen  mussten  aber  doch  auch 
wohl  vor  dem  Kammergerichte  als  Beweismittel  benutzt  sein,  da  Kaiser  Maximilian  II. 
(oben)  die  Einsendung  der  Originalien  bffiehlt! 
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cisse  ichriti  Glücklicher  Weise  läset  sich  dennoch  der  sehr  langsame 
Qang  der  Verhandlangen  aus  den  niederbayerischen  Landschaftaakteo 
mit  Sicherheit  verfolgen. 

Die  Freiherren  von  Fraunhofen  zeigten  schon  am  20.  Oktober  1582 
der  Landschaft  an,  dass  sie  die  Zahlung  des  Aufschlags-  und  Umgelde«, 
bis  zum  Austrage  des  bei  dem  Reichs-Eammergericbte  schwebenden 
Rechtsstreites  über  ihre  Unmittelbarkeit,  zu  verweigern  entschlossen 
seien  *).  Später  Hessen  sie  sich,  am  25.  April  1640,  nach  unaufhörlichem 
Drängen  und  Drohen  —  Ute  pendente  et  sine  pra^udido  —  zu  einem 
Eventual- Vergleich  auf  die  Frist  von  5  und  3  Jahren  herbei,  mit  zeit- 
weiliger Verlängerung  der  einzelnen  Steuern  und  Gefälle,  sowie  der 
Objekte  derselben'). 

Da  wurde  endlich  am  18.  März  1701  geg^n  den  Kurfürsten  Maxi- 
milian £mannel  in  Bayern,  als  Beklagten,  für  den  Freiherrn  Franz 
Desiderius  von  Fraunhofen,  als  Kläger,  Tom  Reichs-Kammergericht  su 
Recht  erkannt:  »Die  beiden  Herrschaften  Alt-  und  Neu-Frannhofen 
sind  für  freie ,  dem  Kaiser  und  dem  Reich  ohne  Mittel  unterworfene 
Herrschaften  zu  erklären,  dass  dem  Beklagten  und  seinen  Vor&hren 
nicht  geziemet  habe,  diese  Herrschaften  und  die  darin  gelegenen  84 
Güter  der  Propstei  und  Hofmarken  Geisenhausen ,  Herbach  und  Lich- 
ten bürg,  unter  ihre  Landeshoheit  bringen  zu  wollen,  die  Regalien, 
Ober-  und  Herrlichkeiten,  Recht-  und  Gerechtigkeiten  durch  Gefangen- 
nahme des  weiland  Jacob  von  Fraunhofen  zu  erzwingen,  Aufforderung 
zur  Erbhuldiguug  sowie  Ausschreibung  für  die  Landtage  an  die  Familie 
zu  erlassen,  Anlegung  Gebots  und  Verbots,  Abladung  an  die  bayerische 
Regierung  zu  verlangen,  und  durch  Anmassung  der  Reiohsfolge,  Steuer, 
und  anderer  der  hohen  Landes-Obrigkeit  zustehender  Rechte  and  Ge- 
rechtigkeiten diese  zu  beeinträchtigen,  es  seien  die  Freiherren  von 
Fraunhofen  auch  nicht,  wie  andere  in  Ober-  und  Niederbayem  ange- 
sessene, adelige  Landsassen  zu  behandeln,  wofür  der  Beklagte  Sicher- 
heit zu  stellen,  zugleich  aber  soll  auch  der  Kläger  inner- 
halb der  Zeit  von  drei  Monaten  seine  Rechte  noch 
weiter  beweisen,  namentlich  auch,  dass  er  immatri- 
kuliert sei,  »und  wenn  er  dies  nicht  im  St ande  sei, 
so  werde  man  sonst  sehen,  was  geschehen  könne  «  *). 

Dieses  merkwürdige  Erkenntnis  hatte  die  Familie  wohl  hauptsäch- 
lich  dem  umstände  zu  danken:  dass  Kurfürst  Maximilian  IL  Maria 
Bmanuel,  in  dem  eben  beginnenden,  spanischen  Erbfolgekriege,  zn 
Frankreich  hielt,  und  dass  er  deshalb  als  Reichsfeind  behandelt  werden 
sollte.  Das  Reichs-Kammergericht  scheint  aus  diesem  Grunde  nur  dem 

1)  Nach  den  LandsohaftsAkteo  Im  K.  Kreisarchiv  £0  Laadshat,  deren  mühevolle 
Durchsiubt  ich  Herrn  KreUarchivar  J.  B.  Joerg  daselbst  verdanke, 
t)  Ans  den  Landschaftsakten  im  K.  Kreisarohiv  in  Landshnt 
8)  J.  Moser,  a.  a.  O.,  Bd.  57,  8.  407— 408. 
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Kläger  geglaubt,  and  alle  bestehenden  Reohtsverbältnisse  unerwogen 
{^lassen  zn  haben. 

Denn  nur  als  eine  gewaltsame  Anmassung  kann  die  willkürliche 
Verfügung  über  die  Propstei  Oeisenbausen  bezeichnet  werden:  welche 
dem  Domstift  zu  Augsburg  gehOrtei  und  über  welche 
die  Herzüge,  als  Vögte  und  Schirmherrn  die  Ge- 
richtsbarkeit auszuüben  berufen  waren*).  Mit  gleicher 
Leichtfertigkeit  wird  die  bayerische  Landeshoheit  über  die  Hofmark 
Oeisenhausen  beseitigt;  denn  es  bestand  daselbst  ein  herzogliches  Pfleg- 
gericht, dessen  Akten  aus  der  Zeit  von  1553  —  1758  dort  noch  vor- 
handen sind'),  und  dessen  Elechtsbestand  gar  nicht  zu  bestreiten  ist. 
Selbst  Kaiser  Friedrich  III.  hatte  dasselbe  am  16.  August  1491  aus- 
drücklich anerkannt').  Die  Freiherren  von  Fraunhofen  konnten  daher 
dort,  wie  im  Sprengel  der  Propstei,  nur  einige  Güter  besitzen,  welche 
unter  bayerischer  Gerichtsbarkeit  standen.  Ebenso  hatten  die  Herzoge 
zu  allen  Zeiten  die  Oberherrlichkeit  in  Harbach  und  Lichtenbnrg : 
denn  die  Landschaft  von  Nieder-Bayern ,  auf  deren  Bericht  ich  gleich 
komme,  spricht  überhaupt  nur  von  den  »beiden  Landgütern  zu  Alt- 
und  Neu-Fraunhofen« ,  von  den  übrigen  »84  Gütern«  scheint  dort  also 
nichts  bekannt  gewesen  zu  sein! 

Endlich  hat  das  Reichs-Kammergericht  auch  noch  in  hohem  Grade 
fahrlässig  gebandelt,  indem  es  erst  jetzt  —  nach  dem  Urteilsspruch  — 
den  Kläger  aufforderte ,  seine  Immatrikulierung  nachzuweisen :  d  e  n  n 
die  Freiherren  von  Fraunhofen  haben,  wie  wir  gleich 
sehen  werden,  niemals  zum  Reiche  gesteuert. 

Nicht  minder  kam  der  Familie  die  Unthätigkeit  der  Landschaft 
211  statten,  welche,  wie  ich  nachweisen  kann,  sogar  vergessen  hatte, 
dass  die  Freiherren  von  Fraunhofen  schon  am  20.  Oktober  1582  die 
Steuern  verweigerten.  Die  Landschaft  des  Unterlandes  berichtet  näm- 
lich am  18.  Oktober  1780  an  die  Kurfürstliche  Ober-Landesregierung, 
wie  folgt:  >Das  Kurhaus  Bayern  habe  bis  zu  dem,  für  die  Freiherren 
▼on  Fraunhofen  obsieglichen  Urteil  des  Reichs-Kammergerichts  vom 
18.  März  1701  in  poasesnone  juris  terriiariäUs  über  die  zwei  Landgüter 
Alt-  und  Neu-Fraunhofen ,  die  denn  auch  weder  der  Reichs- 
matrikel einverleibt  seien,  noch  zu  den  Reichsan- 
gelegenheiten an   Mannschaft  und  Geld   etwas   bei- 


1)  Za  rergleichen  acta  Fraunh.  I,  foL  48,  and  I,  fol.  144  im  K.  Beichsarohiv  su 
Manchen. 

9)  Verhandlangen  des  historischen  Vereines  fttr  Nieder-Bayern ,  Bd.  VI ,  8.  64. 
Die  vom  Verfuser  dort  gemachten  Angaben  —  mit  Besiehang  auf  das  Beichsarchlv 
sa  Manchen  —  nach  welchen  Geisenhausen  and  Harbach  Im  14.  Jahrhundert ,  durch 
Heirat  mit  einer  Grafin  Ortenbarg,  eine  Zeit  lang  den  Fraunhofen  gehört  hätten,  sind 
aber  weder  in  dem  genannten  Archiv  noch  an  anderer  Stelle  urkundlich  eu  belegen, 

3)  Zn  vergleichen  acta  Fraunh.,  Bd.  VI,  fol.  132. 
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trögen,  ruhig  gestanden  and  alle  landeshoheitliehen  Aktna  ezerzieri 
dann  von  selbigen  alle  Landes-Prästanda  wie  von  andern  Landeainaaseen 
eingehoben;  nebsther  hätten  beide  Ortschaften  die  Ritter-  und  Unter- 
thanensteuern ,  samt  allem  Bier-  und  Fleische,  auch  Weinaaüscblag 
ohne  Widerrede  verrichtet.  Infolge  des  Urteils  von  1701  hätten  sie 
das  erste  Mal  die  Steuern  und  Aufschläge  verweigert,  so  dass  die  im 
gegenwärtigen  Säkulum  in  Ausstand  befindlichen  landschaftlicfaen  Ge- 
fälle beinahe  schon  die  Summe  von  200000  fl.  ausmachten,  somit  in 
Darzuschlagung  der  übrigen  kurfürstlichen  Hof-,  so  andern  Lande»- 
Oblaf^en  den  Wert  beider  Güter  schon  verschlingen  dürften.  Alles 
Betreiben  mit  Exekutionsdrohung  und  Ezekutionsabgeordneten  habe 
nur  schlechten  Erfolg  gehabt '). 

Gegen  das  Eammergerichtsurteil  vom  Jahre  1701  hatte  das  Kurhaus 
Bayern  das  Rechtsmittel  der  revisio  aetarum  ergriffen,  und  der  Bericht 
weiss  keinen  anderen  Rat,  als  den  Kurfürst  eu  ersuchen:  er  m5£^  die 
endliche  Erledigung  der  noch  immer  in  refnsorio  liegenden  Streitigkeit 
abermals  ernstlich  betreiben.  Im  Jahre  1795  war  aber  die  Entscheidang 
in  Wetzlar  noch  nicht  erfolgt,  und  damit  schliessen  die  Akten  der 
Landschaft. 

Ungeachtet  dieser  günstigen  umstände  erlangten  aber  die  Frei- 
herren die  Reichsstandschafb  nicht  zurück ').  Eine  andere  Macht  der 
Verhältnisse  sollte  das  Ende  herbeiführen:  der  Friede  su  Pressburg 
vom  26  Dezember  1805.  Nebst  anderen  Gebieten,  wurden  auch  die 
beiden  Fraunhofen  an  Bayern  abgetreten. 

1)  Nach  den  Landschaftoakten  im  K.  Kreisarohiv  co  Laodshut. 

2)  Dies  muss  aber  um  so  mehr  auffallen,  da  ja  die  GrafenkoUef^ea  sofnur  mehr- 
fach Familien  zu  Jener  Zeit  aufnahmen,  welche  gar  keine  Reiohsgüter  beaassen.  So 
7..  B.  nach  J.  Moser  (Bd.  38,  S.  75  und  76  und  186)  das  fränkische  am  84  Mal  1746  die 
österreichischen  Grafen  von  Warmbrand,  das  schwäbische  im  Jahre  17S8  die  Ormfea 
von  Kcvenbiller  und  von  Kufstein,  was  vom  westfälischen  gut  geheisson  wurde:  ob- 
gleich es  gegen  die  Kaiserl.  Wahl-Kapitulation  Art.  1  und  die  gemeinsame  Unien 
der  Grafen  S  7  Verstösse.  Endlich  kam  es  so  weit  (nach  Bd.  »8,  S.  188— IS!»),  djws  im 
Jahre  174 1  auf  dem  Kaiserwahl -Tag  der  Vorschlag  gemacht  wurde,  zu  Art-  t  der 
Wahlkapitulation  einen  Zusatz  an  machen:  dass  die  Kollegien  in  Zukunft  ohne 
Wisseu  und  Genehmigung  des  Kaisers,  des  Kur-  und  des  Fttrstenkollegium ,  neue 
Mitglieder  nicht  aufnehmen,  viel  weniger  ihre  Kollegial-Stimmen  durch  solche  ud 
Reichs-  und  anderen  Versammlungen  itihren  lassen  dürften.  Besser  wurde  es  Aber 
dadurch  doch  nicht ,  denn  nach  dem  Aussug  aus  den  Darstellungen  der  RechtsTer- 
hältnisse  der  standesherrlichen  Häuser  (lieft  I,  8.  1:9—130)  wurden  die  Grafen  tod 
8chlits,  obgleich  sie  ihre  Unabhängigkeit  von  Fulda  noch  nicht  völlig  bewirkt  hatten, 
wenige  Jahre  vor  der  Auflösung  des  Reiches  vom  Grafenkollegium  der  Wetteran 
aufgenommen:  nur  auf  das  (unerfüllt  gebliebene)  Versprechen  binnen  einer  bestimn- 
ten  Frist  entweder  eine  Reichsgrafschaft  erwerben  oder  den  eigenen  Besits  in  eine 
solche  umwandeln  lassen  zu  wollen.  Vor  solchen  Mitgliedern  würden  die  Freiherren 
vun  Kraunhofen  doch  immer  ihre  kaiserlichen  Lehenbriefe  voraus  gehabt  haben : 
ganz  liesondore  Umstände  müssen  daher  ihrer  Aufnahme  entgegen  gestanden  haben. 
Diese  sind  wohl  darin  SU  suchen,  dass  ihr  Besi  tz  ein  zu  geringer 
war. 
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Die  Königliche  Entsohliessung  vom  14  Oktober  1806,  an  das 
EOniglicbe  Hofgericht  Straubing,  die  Herrschaften  Alt-  und  Nen-Fraun- 
hofen  betreffend,  sagt  darüber  folgende« :  »Nach  dem  Art.  15  des  Press* 
burger  Friedens  und  nach  aufgelöstem  Reichsverbande  ist  die  Reichs- 
lebnbarkeit  der  Herrschaften  Alt-  und  Neu-Fraunhofen  erloschen  und 
Wir  treten  in  die  oberlehnherrliche  Rechte  Kaisers  und  Reichs  hier 
ein ,  wornach  die  Herrschaften  Alt-  und  Neu-Fraunhofen  mit  ihrem 
Zogehören  künftig  als  Lehen  unsers  Königreichs  nach  dem  nämlichen 
Verhältnis,  in  welchem  sie  gegen  Kaiser  und  Reich  gestanden,  zu  be- 
handeln sind,  und  der  Besitzer  dieser  Herrschaften  ist  zur  Mutung  und 
resp.  Lehenempfängnis  nach  Vorschrift  der  Lehensgesetzen  anzuweisen, 
jedoch  wollen  Wir  für  diessmal  den  Vasallen  yon  der  Entrichtung  der 
Taxen  und  sonst  gewöhnlichen  Lehensgebühren  befreien.  München, 
den  8.  Oktober  1806« '). 

Einen  Vorteil  hatten  durch  diese  Umgestaltung  hauptsächlich  die 
Freiherren  von  Fraunhofen,  denn  König  Maximilian  Josef  von  Bayern 
konnte  deren  rückständige  Steuern  nun  wohl  vergessen,  da  er  durch 
den  Frieden  von  Pressburg  noch  beträchtliche  andere  Gebiete  erwarb. 
Auch  die  ehemalige,  so  lange  bestrittene  Reichseigenschaft  von  Fraun- 
hofen, konnte  er  jetzt  diesem  kleinen  Gebiete  zugestehen,  welches  ihm 
kein  Reichs- Kammergericht  mehr  zu  nehmen  vermochte!  Für  mich 
aber,  der  ich  mit  Unparteilichkeit  den  wahren  Rechtsstand  zu  unter- 
suchen hatte,  wird  durch  dieses  Zugeständnis  ebenso  wenig  eine  Ge- 
wissheit herbeigeführt,  wie  durch  die  zahlreichen  Kaiserlichen  Beleh- 
nungen oder  durch  das  Urteil  des  Reichs-Kammergerichtes.  Die  Ent- 
scheidung, ob  die  beiden  Herrschaften  wirklich  Reichsgüter  waren, 
bleibt  von  den  älteren  Rechtsverhältnissen  abhängig:  diese  sprechen 
aber  ganz  entschieden  gegen  das  Urteil  des  Reichs-Kammer- 
gerichts.  Für  die  deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte  aber  ist  das 
Erkenntnis  des  Reichs- Kammergerichts  deshalb  von  hoher  Wichtigkeit, 
weil  es  nach  dem  Grundsatz  verfährt,  diss  das  Reich  die  Oberherr- 
lichkeit über  ein  Gebiet  in  Anspruch  nehmen  konnte,  welches  gar 
nicht  der  Reichsmatrikel  angehörte.  Hierdurch  entstand  eine  Gefahr 
für  die  Sicherheit  jedes  Besitzes,  denn  das  Kammergericht  handelte 
in  diesem  Falle  nicht  aus  Unkenntnis  der  bestehenden  Rechtsverhält- 
nisse, sondern  es  fällte  ein  Urteil,  in  welchem  am  Schlüsse  ganz  klar 
nun  erst  dem  Kläger  aufgegeben  wird,  den  Nachweis  über  seine  Im- 
matriknliemng  zu  führen.  Zwar  wurde  hinzugefügt,  wenn  er  dies 
nicht  im  Stande  sei,  so  werde  man  sonst  sehen,  was  Rechtens  sei. 
Allein  ich  habe  nachgewiesen,  dass  alles  beim  Alten  blieb,  und  dass 
dieses  Erkenntnis,  als  zu  Recht  bestehend,  im  Jahre  1806  sogar  von 
der  bayerischen  Regierung  anerkannt  wurde.   Diesem  staatsrechtlichen 


1)  Nach  dem  Ori^rinale  im  K.  Kreisarchiv  zu  Landshat.    An  den  Generallandes- 
K-ommisfar  ia  Bayern  Herrn  von  Weiohs  also  ergangen. 
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Yerhältnisse  ist  bisher  noch  nicht  Rechnung  getragen  and  deshalb 
habe  ich  mich  bemüht,  diesen  politischen  Qrondsatz  des  Reicha- 
Kammergerichts  so  viel  als  möglich  nachzuweisen. 


Naohnif  an  Dr.  MieosUans  Boehenek« 

Vor  einigen  Monaten  erlitt  die  Nationalökonomie  in  der  polnischen 
Litteratur  einen  namhaften  Verlust  durch  den  am  29.  Juli  1887  er- 
folgten frühzeitigen  Tod  des  Prof.  Dr.  Miectilaus  Bochenek  Ordinarios 
der  krakauer  Hochschule.  Sohn  des  in  der  Geschichte  des  Freistaats 
Krakau  von  1848  wohlbekannten  Banquiers  und  in  wirtschaftlichen 
Landesangelegenheiten  bewanderten  Leon  Bocheneek,  geb.  am  29.  No- 
Tomb.  1840  absoMerte  der  Verewigte  in  seiner  Vaterstadt  Gymnasial- 
und  Universitätsstudien,  begab  sich  hernach  im  Jahr  1867  nach  Heidel- 
berg um  sich  dort  unter  weil.  Bau  und  K.  Eides  in  seinem  Lieblings- 
studium zu  Tervollkommnen ,  hörte  auch  BaudrülarVs  Vorträge  in 
Paris.  Im  Jahr  1869  habilitierte  er  sich  nach  der  Heimkehr  f%Ur  National- 
ökonomie. 

Die  Dozentenschrift  trug  den  Titel  »Ueber  das  Verhalten  des  Staates 
zu  den  Eisenbahnen«  und  Hess  schon  die  gemässigt  sozialpolitische 
Richtung  hervorblicken,  wonach  B.  eine  Staatsbevormundung  der  ELion- 
bahnindustrie  als  unerlässlich  hielt  vorbehaltlich  der  bekannten  später 
zu  Gunsten  der  Staatsbahnen  erfolgten  wissenschaftlichen  Stimmung 
der  Nationalökonomen.  Sonst  schrieb  der  fleissige  und  immer  auf  der 
Höhe  der  zeitgenössischen  Forschungen  stehende  Nationalökonom 
wenig,  aber  Gediegenes.  Im  Jahr  1872/3  kam  in  einer  akademischen 
Sammelschrift  der  jurid.  Fakultät  eine  tüchtige  und  elegant  geschriebene 
Abhandlung  B.  über  »den  Credit  als  wirtschaftlichen,  sittlichen,  poli- 
tischen und  socialen  Faktor  des  gesellschaftlichen  Fortschrittes«  heraus, 
später  kleinere  Aufsätze  über  Vorschussbanken  und  kritische  üeber- 
sichten  erschienener  nationalökon.  Arbeiten  in  poln.  Zeitschriften  als 
»Bibly'oUka  Worseawska*,  »Przeglad  Krytyemy*  u.  A.  Ausserordentlicher 
Professor  ward  B.  1875,  ordentlicher  1883.  Früher  dozierte  er  in  Ver- 
bindung mit  seinem  ehemaligen  Lehrer  Prof.  Dr.  Duna^ewski,  Später 
nach  dessen  Bestellung  zum  Gisleithanischen  Finanzminister  übernahm 
er  den  Vortrag  der  staatswirtschaftlichen  Fächer  und  der  öster.  Finani- 
gesetzkunde. 

1883  erschien  die  grössere  Schrift,  »Ueber  die  Grundsteuer  und 
das  System  der  Ertragssteuem«  eine  gediegene  Kritik  der  letzteren  nebst 
Postulat,  der  nachhaltigen  persönlichen  Einkommensbesteuerung  mit 
wertvollen  Notizen  über  die  Grundsteuer  in  Bussland. 

Im  grossen  und  ganzen  neigte  sich  der  Verewigte  obwohl  Frei- 
handelsmann zur  sozialpolitischen  Richtung  und  war  ausser  der  soliden 
deutschen  Qniversitätsbildung  in  der  französischen  und  englichen  Fach« 


Prof.  Dr.  Mieczilaas  Bochenek.  391 

litteratur  bewandert.  Er  sollte  viele  Zustimmung  den  Ausführungen 
eines  ITiomUm,  Charlea  Gide  u.  A.  Ursprünglich  OhevaUer*a  Verehrer, 
Monometallist ,  wurde  er  nach  und  nach  im  Anblick  der  Ereignisse 
in  der  Wfthrungsfrage ,  Anhänger  der  Doppelwährung.  Unter  seinen 
Papieren  fand  man  ein  ziemlich  umfangreiches  Manuskript  über  Bank- 
wesen, welches  leider  unvollendet  geblieben  ist.  Eine  seit  einigen  Jahren 
sich  verschlimmernde  Herzkrankheit  setzte  seinem  fleissigen  Leben 
—  er  war  Stadtverordneter  und  Mitglied  mancher  Eomit^  und  stand 
▼on  keinem  officium  boniviri  ab  —  das  Ende:  Buhe  seiner  Asche! 

J.  0. 


HL   Litteratur. 


Max  Seringr.  Die  landwirtsoliaftlielie  Konkorreini  Nordamdiikas 
in  Gegenwart  und  Zaknnfl  ^  auf  Grund  von  Reisen  und  Studien  dar- 
gestellt; Leipzig,  Verlag  von  Donker  und  Humblot  1887.  785  S.  nebet 
einer  Karte. 

unsere  Litteratur  über  die  nordamerikanische  Konkurrenz  ist  g^ewias 
nicht  klein.  Wir  besitzen  neben  einer  fast  unübersehbaren  Masse  Yon 
Flugschriften  und  Erzeugnissen  der  Tagespresse  eine  ganze  A^nsahl 
recht  guter  grosserer  Arbeiten,  die  zum  Teil  wenigstens  das  Verdienst 
für  sich  in  Anspruch  nehmen  dürfen,  unsere  Anschauung  in  dieser 
Frage  sehr  geklärt  und  berichtigt  zu  haben.  Ich  erinnere  hier  nament- 
lich an  die  iSetfil6r*8chen  und  SchäfWBchen  Arbeiten.  Ein  neues  Werk 
über  die  nordamerikanische  Konkurrenz  war  mithin  immer  ein  gewagtes 
Beginnen!  Entweder  musste  der  Verfc^sser  eine  neue  Gesamtanffaesong 
bringen,  zu  deren  Beweisführung  das  vorhandene  thatsftchliche  Material 
sich  entsprechend  gruppierte,  oder  musste  er  unsere  Kenntnisse  im 
Einzelnen  wesentlich  vermehren  oder  aber  in  beiden  Reichtnngen  zu-* 
gleich  produktiv  thätig  sein:  sonst  war  mit  dem  neuen  Werke  den 
berechtigten  Anforderungen  nicht  genügt. 

Mcuc  Sering  nntemahm  sein  Werk  nicht  aus  eigner  InitiaUve; 
wenigstens  spricht  er  nichts  davon.  Vielmehr  beginnt  sein  Vorwort  mit 
der  Erklärung,  dass  ihm  vom  wirklichen  geheimen  Rat  von  Schühwuum 
und  dem  geheimen  Ober-Regierungsrat  Dr.  H.  Thiele  bei  materieller 
Unterstützung  durch  die  Friedrich- Wilhelm- Victoria-Stiftung  zu  Berlin 
der  Auftrag  zu  Teil  geworden  sei,  über  die  Ursachen  und  den  voraus- 
sichtlichen Verlauf  der  landwirtschaftliehen  Konkurrenz  Nordamerikas 
zu  berichten  und  zum  Stadium  der  einschläg^en  Verhältnisse  die  Ver- 
einigten Staaten  und  Britisch-Nordamerika  zu  bereisen.  Die  Eteise 
selbst  wurde  ausgeführt  von  11.  Februar  bis  6.  Oktober  1883.  In  dem 
vorliegenden  Werke  ist  das  Resultat  derselben  niedergelegt. 

Wenn  nun  gleich  jetzt  die  Frage  beantwortet  werden  soll,  ob  da- 
mit den  zu  hegenden  Anforderungen  genügt  worden,  so  darf  darauf 
ein  entschiedenes  »Ja!«  folgen.  Der  Verfasser  hat  es  verstanden,  uns 
namentlich  über  die  klimatischen  und  landwirtschaftlichen  Verhältsüsse 
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Nordamerikas,  wie  auch  dber  den  Verlauf  der  Ansiedlang  and  deren 
beutige  Ausdehnung  eine  reiche  Fülle  positiven  Materials  zu  bieten, 
das  in  Deutschland  überhaupt  nicht,  oder  doch  nur  in  der  nordameri- 
kanischen Litteratur  und  zwar  in  den  Zensus-Berichten  zu  finden  war. 
Dabei  zeichnet  sich  das  ganze  Werk  aus  durch  eine  sehr  lebendige  Dar- 
stellung in  vorzüglich  übersichtlicher  Gruppierung.  Einzelne  Stellen  sind 
sogar  mit  einem  gewissen  poetisoheo  Schwung  geschrieben.  Nur  so 
kommt  es,  dass  man  die  785  Seiten,  soweit  als  mOglich,  in  einem  Sitzen 
durchliest  und  das  Werk   mit   guter  Befriedigung  ans  der  Hand    legt. 

Eine  inhaltliche  Wiedergabe  des  ganzen  ist  bei  solchem  Umfange 
hier  selbstredend  unmöglich.  Es  muss  vielmehr  der  andere  Ausweg  ge- 
wählt werden,  aus  dem  ganzen  einen  Teil  heraus  zu  nehmen.  Schreiber 
dieses  wählt  hierzeit  das  Kapital  über  die  Grenzen  der  land- 
wi  rtschaftl  ich  en  Entwickln  ngsfähigkeit  von  Nor  d- 
a  m  e  r  i  k  a  und  wird  dabei  den  Verfasser  möglichst  selbst  reden  lassen. 

»Es  muss  die  Thatsache  konstatiert  werden,  dass  nur  etwa  die 
Hälfte  des  nordamerikanischen  Erdteils,  also  ein  relativ  viel  kleineres 
Gebiet  als  in  Europe,  überhaupt  zur  Aufnahme  einer  auf  Ackerbau  ge- 
stützten Kultur  fähig  erscheint.  Die  andere  Hälfte  ist  dafür  entweder 
ganz  und  gar  verschlossen  oder  doch  nur  streckenweise  zugänglich. 
Mehr  als  V^  der  Nordhälfte  des  Kontinentes  d.  i.  von  Kanada  nebst 
Alaska,  gehören  der  Polarzone  an  und  etwa  V»  der  Südbälfte  der 
dürren  Steppen-  und  Wüstenreg^on.  In  diese  aus  klimatischen  Gründen 
unwirtlichen  Gebiete  fällt  zugleich  der  grösste  Teil  derjenigen  Distrikte, 
welche  schon  vermöge  ihrer  gebirgigen  oder  felsigen  Oberflächen be- 
schaffenheit  für  die  Bodenkultur  unbrauchbar  sein  würden. 

»Für  die  nach  Ausscheidung  der  Polar-  und  Steppengebiete  ver- 
bleibenden akrikulturfähigen  Teile  Nordamerikas  ergeben  sich  leicht 
bestimmte  Grenzen,  innerhalb  deren  die  einzelnen  Kulturpflanzen  allein 
mit  Vorteil  angebaut  werden  können.  Die  wichtigsten  Resultate  der 
hier  einschlagenden  Untersuchungen  sind  die  folgenden:  In  den  süd- 
lichen zwei  Dritteilen  des  atlantischen  Ackerbaugebietes  überwiegen 
Pflanzen  tropischen  und  subtropischen  Ursprungs ;  insbesondere  zur  Ge- 
winnung von  Baumwolle,  Mais  und  Tabak  erscheint  dieser  Teil  Nord- 
amerikas vollkommener  befähigt  als  irgend  ein  andres  Land,  namentlich 
auch  besser  als  Südeuropa.  Hingegen  schliesst  dasselbe  Klima,  das 
die  Baumwolle  und  den  Mais  besonders  begünstigt,  die  europäische 
Rebe  sowie  die  Agrumengewächse  fast  vollständig  aus  und  ist  dieses 
Klima  den  Brodgetreidearten,  namentlich  auch  dem  Waizen,  nur  wenig 
zuträglich.  Der  Waizen  fehlt  in  dem  südlichen  Drittel  der  kulturfähigen 
Teile  des  atlantischen  Nordamerikas  fast  ganz,  im  mittleren  Drittel 
—  dem  Maisgebiete  —  steht  derselbe  erst  an  zweiter  Stelle  unter  den 
angebauten  Gewächsen.  Nur  in  dem  grösseren  Teile  des  nördlichen 
Drittels  des  atlandischen  Gebietes   bildet  die  Kultur  von  Brodgetreide 
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den  Mittelpunkt  dee  Aokerbanes.  Aber  dar  Waixen  bat  in  dem  ganmi 
Umkreis  seines  Auftretens  unter  so  vielen  Missständen  zn  leiden,  dass  der 
Scbluss  gerechtfertigt  ist :  der  Waisen  findet  im  atlantischen  Nordamerika 
weniger  günstige  klimatische  Bedingungen  als  in  den  meisten  Teilen 
Europas.  Nur  etwa  ein  Drittel  der  dortigen  Oetreideregion  eneogt 
überhaupt  WinterfrucHt  Die  übrigen  swei  Drittel  nnd  ein  groeaer  Teil 
Waldgebietes  sind  fast  ansachliesslioh  anf  Sommergetreide  angewiesen 
—  ein  ganz  ausserordentlicher  wirtschaftlicher  Nachteil  1  Kalter  Winter 
und  SU  rascher  Eintritt  des  Sommers,  plötzliche  Schwankungen  der 
Temperatur,  Früh-  und  SpätfrOste,  häufige  Dürren  und  anf  der  andren 
Seite  Schädigungen  des  Qetreides  durch  feuchte  Hitze  machen  den 
Vorzug  eines  regelmässig  trockenen  hellen  Herbstwetters  hinreichend 
wett  und  mindern  die  Ertragsfähigkeit  des  reichen  Bodens  dieser  Qe* 
biete.  Dazu  kommen  grosse  Verluste  durch  Unkraut  und  besonders 
durch  schädliche  Tiere,  welche  in  Nordamerika  yiel  Terheerender  auf- 
treten als  bei  uns. 

»Von  den  Ackerbaudistrikten  Nordamerikas  besitet  nur  die  Paoifik- 
küste  ein  ähnlich  ausgeglichenes  Klima  wie  die  Süd-  und  Westküsten 
Europas  und  sie  hat  vor  den  letzteren  noch  den  Vorzug  von  durch- 
schnittlich hellerem  Wetter  zur  Erntezeit.  Dort  gedeihen  in  Folge 
dessen  Waizen,  Beben  und  Agrumengewächse  vorzüglich  und  die  Sicher- 
heit der  Getreideernten  ist  dort  wahrscheinlich  grösser  als  in  den  ent- 
sprechenden Teilen  Europas.  Insoweit  die  Trockenheit  des  Sommers 
störend  einwirkt,  kann  dieselbe  grossenteils  durch  künstliche  Bewäs- 
serung unschädlich  gemacht  werden.  Aber  die  Paicifikküste  ist  ein 
achtes  Gebirgsland,  ihr  kulturf&higer  Teil  beschränkt  sich  auf  einige 
langgestreckte  und  nicht  sehr  breite  Thäler. 

»Für  die  Viehzucht  erscheint  Nordamerika  durch  die  weite  Ver- 
breitung des  Mais  vor  Europa  begünstigt,  während  es  an  Graswüch- 
sigkeit  unserem  Erdteil  nicht  gleich  kommt.  Namentlich  sind  die 
Weiden  der  Steppengebiete  von  höchst  dürftiger  Beschaffenheit.  Der 
Hauptvorsug  derselben  besteht  darin,  dass  sie  nichts  kosten,  also  in 
einem  rein  Ökonomischen  veränderlichen  Moment. 

»Das  amerikanische  Klima  bietet  demnach  für  gewisse  Kulturen 
allerdings  günstigere  Bedingungen  als  das  europäische,  für  andere  aber 
Überwiegen  die  natürlichen  Vorzüge  auf  unserer  Seite;  und  zu  den 
Kulturen  der  letzteren  Art  gehört  die  wichtigste  von  allen,  die  des 
Brodgetreides.  Ueberhaupt  ist  es  verkehrt,  bei  der  Prüfung  der  ameri- 
kanischen Konkurrenzfrage  das  Moment  der  natürlichen  Fruchtbarkeit 
des  Landes  allzusehr  in  den  Vordergrund  zu  rücken.  Die  Erscheinung 
der  amerikanischen  Konkurrenz  hat  vor  allem  Ursachen  volkswirtschaft- 
licher Art«.  — 

Welches  sind  aber  diese  Ursachen  volkswirtschaftlicher  Art,  auf 
welche  die  Erscheinung  der  nordamerikanischen  Konkurrens  surücksu- 
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führen  ist?  Welche  Gesamtauffassiing  hat  man  sich  von  diesem  Problem 
zu  bilden  und  was  wird  die  voraussichtliche  Entwicklung  der  Dinge 
auf  diesem  Punkte  sein?  —  In  der  Beantwortung  dieser  Fragen  bleibt 
Bering  ganz  im  Hergebrachten  hängen,  trotzdem  er  sonst  in  der 
Regel  auf  seine  Vorgänger  herab  zu  schauen  pflegt.  Die  wertvollsten 
Kenntnisse  thatsächlicher  Verhältnisse  werdea  eigentlich  unbenutzt 
zusammengestellt  nnd  schliesslich  ebenso  seitsame  Vorschläge  wie 
urteile  unterbreitet;  wenigstens  glaubt  der  Referent  an  diesen  Be- 
zeichnungen festhalten  zu  müssen,  wenn  auf  S.  590  z.  B.  abschliessend 
als  eines  der  wichtigsten  positiven  Massregeln  des  Staates  beweg- 
liche OetreidezöUe  nach  Art  der  englischen  gleitenden  Skala  her- 
vorgehoben werden  oder  nach  dem  Wortlaut  verschiedener  andrer 
Stellen  die  erstrebte  Grundkreditreform  jeder  und  jegleicher  tieferen 
Bedeutung  entbehrt. 

Wie  wir  heute  die  nordamerikanischen  Verhältnisse  kennen,  steht 
so  viel  festy  dass  als  Ursache  der  pathologischen  Erscheinungen  weder 
der  jungfräuliche  Boden  noch  die  kalifornischen  Riesenfarmen ,  weder 
die  geringen  Produktionskosten  noch  selbst  die  wirtschaftliche  Intelligenz 
und  Energie  der  nordamerikanischen  Farmer  in  Betracht  kommt.  Aber 
auch  die  Raschheit  der  Verkehrsentwicklung  darf  nicht  hieher  gezählt 
werden  und  selbst  das  bekannte  Schlagwort  von  der  Ueberproduktion 
hält  nicht  Stand :  hat  doch  neuerdings  erst  Konrad  darauf  hingewiesen, 
dass  gerade  seit  1880  also  seit  dem  allgemeineren  Ruckgang  derOetreide- 
beziehnngsweise  Waizenpreise  von  einer  über  den  Bevölkerungszuwachs 
hinausgehenden  Ueberproduktion  nicht  gesprochen  werden  kann.  Was 
ist  aber  die  wahre  Ursache  aller  Missstände ,  die  wir  unter  der  aus- 
vrärtigen  Konkurrenz  und  zwar  speziel  auch  der  nordamerikanischen 
Konkurrenz  zusammenfassen?  —  Schreiber  dieses  steht  nicht  an,  den 
Satz  zu  vertreten,  dass  die  nordamerikanische  Konkurrenz  nichts  anderes 
ist,  als  der  Ausbeutungsprozess  der  nordamerika- 
nischen Staaten  du  rch  das  spekulati  ve  Kapitalinteresse 
und  zwar  Dank  einer  falschen  Behandlung  des  Grund  und  Bodens 
als  Waare,  Dank  einer  damit  zusammenhängenden  falschen  Grundver* 
Bchuldungsgesetzgebung  und  Dank  der  Rechtsznstände ,  welche  es  er- 
möglichten, die  grossen  Verkehrsmonopole,  wie  namentlich  die  Eisen- 
bahnen,^dem  privaten  Kapital  zu  überantworten. 

Nach  Max  Bering  kommt  man  etwa  zu  der  Auffassung,  dass  die 
rasche  Entwicklung  des  Verkehrswesens  in  Nordamerika  Hand  in  Hand 
mit  einer  sehr  glänzenden  Ansied lungsentwicklung,  die  beide  durch  die 
ebene,  steinfreie  und  baumlose  Oberfläche  der  Prärie  sehr  begünstigt 
wurden,  eine  zu  rasche  Ausdehnung  der  Waizenfläche  bewirkt  habe, 
deren  naturgemässe  Einschränkung  durch  Bevölkerungszunahme  und 
Freisreduktionen  einfach  abgewartet  werden  müsee.  Bei  alle  dem  aber 
habe  die  private  Landspekulation  vorzügliche  Dienste  geleistet !  Schreiber 
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dieses  kann  namentlich  dieser  letzten  Behauptung  gar  nicht  beipflichten. 
Aber  anch  die  Nordamerikaner  beginnen,  sie  mit  aller  Entachiedeoheit 
zu r^cksu weisen.  In  dieser  Hinsicht  muss  die  JET.  Oeorge'sehe  Bewegmig 
▼iel  schwerer  gewogen  werden,  alt  das  die  gelegentlichen  Bemerkongen 
Sering'B  verraten.  Die  private  Landspekulation  hat  offenbar  den  nord- 
amerikanischen  Staaten  nicht  nur  keinen  glänzenden,  sondern  sogar 
einen  höchst  schädlichen  Dienst  erwiesen.  Die  Ansiedlung  hat  aller- 
dings unter  ihrer  FQhrung  gigantische  Fortschritte  gemacht;  aber  eben 
dieser  Fortschritt  hat  das  rechte  Motiv  nie  besessen:  Das  war  der 
erste  grosse  Fehler,  und  es  hat  ihm  eben  deshalb  das  rechte  Mass 
gefehlt:  das  war  der  zweite. 

Zunächst  bemächtigte  sich  das  private  Kapital,  trotz  aller  Heim- 
stättegesetzgebung,  des  besten  Grund  nnd  Bodens.  Dann  wurden  ron 
ihm  die  Eisenbahnen  gebaut,  abermals  unterstützt  durch  riesige  Land- 
Schenkungen  und  durch  die  Millionen  des  alternden  Europas.  Das 
Land  wurde  versilbert  so  gut  es  eben  ging,  von  den  enropäisohen  Mil- 
lionen wurde  auf  dem  Wege  des  Eisenbahnkonkurses  so  nnd  so  viel 
»abgeschrieben«,  um  nachher  möglichst  billig  verfrachten  zu  könnoi. 
Gleichzeitig  wurde  in  der  ganzen  zivilisierten  Welt  die  ächte  ameri- 
kanische Reklamtrommel  gerührt,  verschiedene  andere  Momente  traten 
noch  unterstützend  hinzu  und  die  moderne  Völkerwanderung  begraiin. 
Städte  wuchsen  wie  Pilze  aus  dem  Boden,  halbe  Erdteile  wurden  der 
Kultur  gewonnen,  mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung  wuchs  der  Konsam 
und  mit  der  Raschheit  der  Ansiedlung  die  Ezportf&higkeit  in  landwirt- 
schaftlichen Hobprodukten,  günstige  Ernten  in  Amerika  trafen  mit 
Missernten  in  Europa  zusammen :  Amerika  wurde  die  Kornkammer 
Europas  1  Abermals  grosser  Aufschwung,  unter  dem  klingenden  Spiel 
der  Reklame  eine  neue  Völkerwanderung:  das  »alternde«  Europa  er- 
schrickt bis  in's  Mark  ob  der  wunderbaren  Zukunft  Nordamerikas  und 
heute  ?  —  finden  wir  eioeo  verarmenden  Farmerstand,  der  bei  zu  grosser 
ßesitzfläche  »durch  die  Bank«  an  mangelndem  Betriebskapital  leidet, 
dessen  zunehmende  Ueberschuldung  ihn  zwingt,  in  wachsender  Zahl 
den  Verwandlungsprozess  vom  Eigentümer  zum  Pächter  vorzunehmen 
und  der  nach  der  Ernte  sich  glücklich  schätzen  darf,  wenn  er  mit  dem 
Erlöe  für  dieselben  die,  bei  seinem  Krämer  gemachten  Verzehmngs- 
schulden  decken  kann.  Auf  der  andern  Seite  freilich  finden  wir  die 
Vanderbüd,  die  McLckay,  die  Jay  Oould,  mit  ihren  grossen  und  kleinen 
Kollegen  von  Landagenten  die  alle  Millionäre  geworden  sind.  Ihnen 
gehören  die  schönsten  Paläste  in  den  Städten,  die  schönsten  Bäuaer 
auf  dem  Lande,  während-  die  Farmer  zumeist  in  dürftigen  Hütten 
wohnen.  Jene  häufen  Millionen  auf  Millionen  an  zinstragenden  Kapita- 
lien, während  der  Grund  und  Boden,  die  Kommunen  und  Eiuzelstaaten 
ihre  Schuldverpflichtungen  immer  mehr  und  mehr  wachsen  sehen. 

Nicht  bloss  nach  Sering  sondern  fast  ganz  allgemein  scheint  man 
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em  als  eine  gewisse  fatalistische  Gerechtigkeitf  zu  betrachten,  dass  die 
Orundpreise  im  freien  Markte  jenes  Niveau  erreichen,  wonach  die  land- 
wirtschaftliche Arbeit  bei  mittleren  Ernten  gerade  noch  bestehen  kann. 
In  ungfinstigen  Jahren  kann  sie  dann  natürlich  nicht  mehr  bestehen, 
doch  das  ist  anscheinend  nicht  za  ändern.  Dass  gleichzeitig  mit  den 
Grundpreisen  die  Grandsohulden  auch  in  Amerika  womöglich  noch 
stärker  gewachsen  sind  und  dass  der  bei  uns  so  viel  berufene  Einfluss 
der  Heimstftttegesetze  sich  dabei  so  gar  nicht  bemerkbar  gemacht  hat, 
das  bleibt  zwar  zu  beklagen,  aber  eine  Kreditreform  ist  trotzdem  von 
untergeordneter  Bedeutung.  Bei  den  niederen  Preisen  dagegen  wird 
der  natürliche  Regenerationsprozess  sich  schon  bewähren.  Die  niederen 
Waizenpreise  haben  in  der  ganzen  Exportwelt  den  Waizenanbau  ein- 
geschränkt, die  Nordamerikaner  konnten  bei  den  Preisen  von  1883 
gerade  noch  bestehen,  heute  wo  sie  viel  weiter  gefallen  sind,  empfinden 
sie  nach  Sering  die  daraus  entstehenden  Verluste  härter  als  die  deutschen 
Landwirte.  In  kurz  bevorstehender  Zeit  müssen  also  die  Preise  sich 
nach  aufwärts  bewegen  und  kOnnen  höchstens  nach  Vollendung  des 
Panamakanals  z.  B.  wieder  auf  ein  ruinöses  Mass  zurückfallen.  Dann 
weiss  übrigens  die  westeuropäische  Landwirtschaft  ganz  genau  was  sie 
zu  thun  hat:  sie  greift  zur  gleitenden  Scalal 

So  Professor  Dr.  Max  Sering. 

Scheiber  dieses  ist  auch  hier  ganz  andrer  prinzipieller  Anschauung ! 
Wenn  der  freie  Markt  der  Grundstücke  ganz  allgemein  die  Tendenz 
bat,  die  Grundpreise  soweit  empor  zu  schrauben,  dass  der  der  land- 
wirtschaftlichen Arbeit  verbleibende  Lohn  auf  das  Existenzminimum 
—  und  sei  es  auch  nur  während  ungünstiger  Jahre  —  zusammenschrumpft, 
so  sind  die  damit  zusammenhängenden  Rechtssätze  offenbar  dazu  an- 
gethan,  die  landwirtschaftliche  Arbeit  zu  proletarisieren.  Weun  gleich- 
zeitig nach  internationaler  Erfahrung  die  Grundverschuldung  die 
Tendenz  hat,  in  mindestens  demselben  Masse  wie  die  Grundpreise  zu 
wachsen  und  mithin  die  Tendenz  hat,  das  gesamte  landwirtschaftliche 
Einkommen  auf  .gleichem  Umfange  zu  erhalten,  während  die  Zahl  der 
landwirtschaftlichen  Bevölkerung  wächst,  so  ist  damit,  logisch  be- 
trachtet, die  Krisis  schon  fertig  und  es  bleibt  nur  noch  eine  Frage  der 
Zeit,  bis  der  landwirtschaftliche  Verarmungsprozess  das  Stadium  der 
Hungersnot  erreicht  hat.  Und  wenn  derartige  Tendenzen  international, 
diesseits  und  jenseits  der  Ozeane  sich  geltend  machen ,  mithin  die 
Hauptbevölkerungsmasse  der  Kulturvölker,  die  landwirtschaftliche  näm- 
lich, in  ihrem  Einkommen  mehr  und  mehr  geschwächt  wird,  dann  darf 
e«  gar  nicht  wunder  nehmen,  wenn  die  Landwirte  sofort  nach  der  Erute 
zu  allen  Preisen  verkaufen  müssen,  wenn  infolge  dessen  die  sichtbaren 
Vorräte  in  der  Disposition  des  Handels  grösser  geworden  und  endlich 
bei  weichender  Konsumkraft  der  Völker  die  Geschäfts-  und  Absatz- 
verhäHnisse  immer  lustloser  werden,  die  Preise  immer   weiter  sinken. 

Zeiiiohr.  1  BtMifw.  1888.  II.  H«fl.  26 
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Nach  Sering  hat  es  den  AnscheiD,  als  ob  die  Tonügliche  Situation  der 
Amerikaner  jenen  Ueberflust  erzeugt  hätte ,  der  vorgeblich  —  es 
wurde  bereits  gesagt,  dass  die  Statistik  davon  nichts  kennt  —  des 
Preisrückgang  verschuldet  und  als  ob  jetzt  die  misslichere  Lage  der 
nordamerikanischen  Farmer  zu  Hoffnungen  auf  bessere  Zeiten  berechtigt«. 
Schreiber  dieses  kann  nie  daran  glauben,  dass  der  ächte  volkswirt- 
schaftliche Fortschritt  eines  Volkes  die  Verarmung  eines  andern  Volkes 
zur  Voraussetzung  haben  sollte,  wohl  aber,  dass  der  VerarmungsprosesB 
des  einen  Volkes  bei  den  innigen  internationalen  Wechsel beziehungeo 
auch  das  andere  Volk  in  den  Staub  ziehen  muss.  Ihm  deuten  ebes 
deshalb  die  schlechten  Zeichen  von  jenseits  des  Ozeans  nicht  anf  eioe 
Besserung,  sondern  vielmehr  auf  eine  Verschlimmerung,  auf  Versumpfong 
der  landwirtschaftlichen  Entwicklung8?erhältnisse,  aus  der  es  keine  Bet- 
tung gibt,  so  lange  die  Erkenntnis  des  üebels  nicht  tiefer  reicht,  als  e» 
auch  bei  Sering  der  Fall  zu  sein  scheint.  Dr.  0.  Rahland. 

Julius  Wolf,  ThatsacheD  and  Aassiohteii  der  ostindisohem  Kei- 
knrrenz  im  Weiaenhandel.  Tabingen  1886,  Verlag  von  H.  Laupp. 
S.  168.    VI. 

Der  Verfasser  konnte  mit  Recht  sein  Werk  mit  der  Bemerkung 
einleiten ,  dass  die  ostindische  Weizenkonkurrenz  bisher  in  der  volks- 
wirtschaftlichen Litteratur  gegenüber  der  amerikanischen  Konkurrent 
eine  auffällige  Vernachlässigung  erfahren  habe.  Trotzdem  argrumeo- 
tierte  man  damit  in  Presse  und  Parlament  ganz  allgemein.  Ea  war 
deshalb  ein  dankenswertes  Beginnen,  die  einschlägigen  Verh&ltni»e 
nach  Massgabe  der  vorhandenen  Quellen  aufzuarbeiten  und  die  allge- 
meine Debatte  aus  dem  traurigen  Stadium  der  Phrasen  und  Schlag- 
wörter in  das  der  sachlichen  Erörterungen  zu  erretten.  /.  Wolf  hat 
sich  dieser  Aufgabe  mit  gewohntem  Geschick  entledigt. 

Nach  sorgfältiger  Benutzung  auch  der  orientalischen  Museum»- 
bibliothek  in  Wien  wird  uns  ein  weitgreifendes  und  im  einzelnen  metlhst 
sorgfältig  durchgeführtes  Bild  der  ostindischen  Konkurrenz  entwickelt, 
das  in  seiner  kleinsten  Widerspiegelung  vielleicht  folgendermassen  sich 
fassen  Hesse. 

Die  ostindisohe  Weizenausfuhr  ist  neueren  Ursprungs.  Noch  im  Jahr« 
1869/70  betrug  dieselbe  nur  78208  Cwts.  im  Jahre  1873/4  1755  954  Cwts., 
1885/6  nach  Wolf  21 060519  Cwts.  Hier  zeigt  sich  also  eine  sehr  glänzende 
Entwicklungsreihe.  Die  treibende  Ursache  derselben  ist  vor  allem 
der  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes.  Die  indischen  Eisenbahnen  umfaasten 
im  Jahre  1869/70  4  265,  1884/5  12  004  engl.  Meilen.  Dazu  kommt  ein 
weiterer  Ausbau  der  Strassen,  die  bekannte  Ermässigung  der  Frachten, 
das  Sinken  des  Silberpreises  und  die  Aufhebung  des  Ausfuhrzolls  für 
Weizen  seit  1873.  Zur  Erklärung  der  glänzenden  Entwicklung  der 
Weizenausfuhr  darf  weiter  noch  das  bekannte  niedere  Lebensbedürfnis 
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der  oslindischen  Bauern  angesogen  werden,  nicht  aber  die  so  oft  be- 
rührte Qunst  der  natürlichen  Verhältnisse  oder  die  auferlegten  Leist- 
ungen in  Steuern  und  Lasten.  Der  £rtrag  des  sonst  teilweise  yorzCig- 
lichen  indischen  Bodens  ist  ein  nach  unseren  Begriffen  geradezu  jäm- 
merlicher. Die  Schuld  daran  trägt  teils  die  höchst  primitive  Art  der 
Bestellung,  teils  die  geringen  Niederschlagsmengen,  welche  selbst  beim 
Weizenbau  eine  künstliche  Bewässerung  nötig  machen  und  endlich  die 
uDgleichmässige  Verteilung  der  Niederschläge  innerhalb  des  Jahres, 
der  letztere  Umstand  bedingt  es,  dass  eine  sehr  trockene  und  unter  den 
▼ersengenden  Sonnenstrahlen  futterarme  Jahreszeit  plötzlich  wechselt 
mit  einer  regenreichen  Periode,  die  das  üppigste  Grün  in  kurzer  Zeit 
aus  dem  Boden  hervorzaubert.  Das  Vieh  nun ,  das  während  der  vor- 
ausgegangenen Dürre  nicht  verhungert  ist,  läuft  jetzt  doppelt  Gefahr, 
bei  einer  keineswegs  diätetisch  vor  sich  gehenden  Ernährung,  von  ver- 
heerend auftretenden  Seuchen  hingerafft  zu  werden. 

Trotzdem  glaubt  der  Verfasser,  der  ostindischen  Weizenausfuhr 
auch  femer  die  günstigste  Entwicklung  in  Aussicht  stellen  zu  dürfen 
und  zwar  aus  folgenden  Gründen:  Zunächst  kommt  nach  ihm  die  Aus- 
dehnungsfähigkeit des  Weizenareals  in  Betracht,  wie  auch  die  Steige- 
rung des  Weizenertrags  pro  acre  durch  eine  rationellere  Kulturmethode 
und  eine  weitere  Minderung  der  Produktionskosten  durch  Anwendung 
sweckmässigerer  Kulturgeräte.  Dazu  gesellen  sich  der  Eiofluss  des 
weiteren  Ausbaues  des  Eisenbahnnetzes,  die  mögliche  Herabsetzung  der 
Frachten  und  endlich  die  weitere  Erniedrigung  des  Silberpreises.  Eine 
Verschärfung  der  Konkurrenz  durch  Mehlausfuhr  scheint  ausgeschlossen, 
da  der  stark  bohnenartige  Geschmack  des  indischen  Weizens  seine 
pure  Verwendung  auf  europäischem  Markte  unmöglich  macht  und  eine 
naehträgliche  passende  Vermengung  mit  andern  Mehlen  praktisch  un- 
durchführbar ist. 

Es  dürfte  im  Zusammenhange  damit  hier  die  Frage  aufzuwerfen 
sein,  ob  dem  Verfasser  in  der  That  der  Beweis  gelungen  ist,  dass  die 
Ofltindische  Konkurrenz  nicht  etwa  am  Ende,  sondern  erst  recht  am 
Anfange  ihrer  Entwicklung  stehe?  —  Ich  zweifle  nicht  daran,  dass 
sehr  viele  diese  Fragen  bejahen.  Schreiber  dieses  ist  indes  andrer 
Meinung  und  zwar  aus  folgenden  Gründen.  Was  die  Steigerung  des 
Weizenertrags  pro  acre  und  die  Verminderung  der  Produktionskosten 
durch  zweckmässigere  Kulturarten  und  Kulturgeräte  anbelangt,  so 
scheint  das  bei  dem  fortschrittlichen  Eifer  der  indischen  Bauern  vor- 
läufig nicht  viel  mehr  als  ein  frommer  Wunsch  zu  bleiben.  Mit  dem 
Bau  der  projektierten  Eisenbahnen  und  der  Herabsetzung  der  Frachten 
scheint  es  ebenfalls  einen  Haken  zu  haben.  Wenigstens  findet  sich 
niemand,  der  die  AusfQhrung  der  Projekte  zu  übernehmen  gedenkt 
und  das  bereits  einige  20  Millionen  betragende  Eisenbahndefizit  ist 
auch  wenig  dazu  geeignet,  die  Vergütungen   für  den  Transport  noch 
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weit6r  in  der  Herabsetzimg  zu  begünstigen,  die  Seefrachten  aber  haben 
tbatsächlich  ihren  niedersten  Pnnkt  erreicht,  wie  die  Nachrichten  aus 
dem  letzten  halben  Jahre  genügend  bestätigt  haben.  Es  bleibt  also 
tOr  eine  so  gl&nzende  Prognose  nur  noch  das  Uerabgehen  des  Silber- 
preiies  und  die  Ausdehnungsfähigkeit  des  Weizenareales  fibrig. 

£s  würde  natürlich  hier  zu  weit  führen,  auf  die  damit  zosamnaeo- 
hängenden  Streitfragen,  zu  deren  Beurteilung  J.  WcHf  ein  ebenso  toII- 
ständiges  wie  zuverlässiges  Material  liefert,  näher  einzugehen.  Viel- 
mehr muss  eä  genügen,  den  prinzipiell  anders  gearteten  Standpunkt 
des  Referenten  dahin  zu  präzisieren,  dass  die  £ntwickelnng  der  ost- 
indischen Konkurrenz  ursächlich  nicht  mit  der  landwirtschaftlichen 
Produktion,  sondern  mit  dem  üandel  in  Verbindung  steht.  Der  Handel 
ist  68,  der  die  bis  dahin  in  ganz  roher  Weise  verbrauchten  Weisen- 
quantitäten mit  üilfe  der  Eutwiokelung  des  Verkehrswesens  aufgegriffen 
und  auf  deu  internationaleu  Markt  gebracht  hat.  Auf  seine  initiative 
konzentriert  sich  die  Ausführung  des  ganzen  Geschäftes,  er  hat  natär- 
lich  auch  den  dabei  gemachten  Profit  für  sich  behalten,  während  an 
den  ostindischen  Bauern  alles  ziemlich  spurlos  vorüber  gegangen  ist 
Während  die  Ausfuhr  sich  mehr  als  verzwanzigfachte,  hat  die  Weiaen- 
fläche  kaum  merklich  zugenommen  und  ist  in  einzelnen  Distrikten 
sogar  noch  zurückgegangen!  Die  ganze  Bntwickelungstrage  scheint 
sich  mir  deshalb  auf  die  Frage  zu  konzentrieren:  ermöglichen  ee  die 
Weizenpreise  einerseits  und  die  noch  in  unwirtschaftlichster  Wei^ 
vergeudeten  Weizenmassen  andererseits,  dass  der  Handel  mit  Hilfe  der 
Verkehrsent Wickelung  seine  bisherige  Thätigkeit  noch  weiter  ausdehne 
oder  nicht?  —  Das  Defizit  der  Bahnen  und  die  Stockung  im  Atiabau 
der  Projekte  scheint  mir  diese  Frage  zu  verneinen  und  selbst  noch  ein 
weiteres  Zurückgehen  des  Silberpreises  wird,  wie  ich  glaube,  nur  dann 
hier  von  förderndem  Einflüsse  sein ,  wenn  auf  irgendwelche  Weise  ein 
entsprechender  Teil  des  Händlergewinnes  zur  Steigerung  der 
Frachtsätze  Verwendung  findet.  Die  Entwickelung  der  ostindisehen 
Konkurrenz  ist  deshalb  meines  Erachtens  vorläufig  so  ziemlich  an  ihrem 
Ende  angelangt. 

Ks  versteht  sich  von  selbst,  dass  Schreiber  dieses  diese  seine  Auf- 
fassung nicht  als  die  unbedingt  richtige  hingestellt  wissen  will.  Ihr 
gebührt  an  sich  gewiss  nicht  mehr  Berechtigung  als  jener,  welche  von 
J.  Weif  vertreten  wird.  Es  muss  vielmehr  die  Aufgabe  des  Lesers  sein, 
sich  nach  gewissenhafter  Prüfung  des  thatsächlicben  Materials  der  einen 
oder  anderen  Auffassung  zuzuneigen:  gerade  dazu  aber  bietet  die 
schöne  Arbeit  von  Wolf  die  allerbeste  Gelegenheit. 

Dr.  G.  Buhland. 


J.  Platter,  Dr.  Prof.,  Kanf  oder  Pacht,  ein  Vortrag  S.  34.  Verlag 
von  Benno  Schwabe  in  Basel,  1887. 
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Der  Verfasser  fQhrt  in  seinem  Vortrag  für  praktische  Landwirte 
in  nicht  uninteressanter  und  klarer  Weise  den  bekannten  Satz  n&her 
aoa,  dass  der  Kapitalist  zwar  Qrundstücke  kaufen,  der  Landwirt 
aber  besser  pachten  sollte.  Man  mOchte  wünschen,  dass  die  Ursachen 
dieser  Erscheinung  an  diesem  und  jenem  Punkte  noch  etwas  anders 
begründet  worden  wären.  Indes  ist  es  im  engen  Rahmen  eines  einzigen 
Vortrags  einfach  unmöglich  ,  die  yorwürfige  Frage  erschöpfend  zu  be- 
bandeln ,  während  es  andererseits  dem  Verfasser  zugestanden  werden 
muss,  seinen  unmittelbar  praktischen  Zweck  bei  seinen  Zuhörern  jeden- 
fiEtUs  erreicht  zu  haben.  Q.  R. 


9.  K.  Metsler,  Dr.,  Statistische  üntersnohmigeii  ftber  den  Bin- 
llnss  der  Oetreidepreise  auf  die  Brotpreise  und  dieser  anf  die  LOhne. 
Jena,  Verlag  von  Gustav  Fischer,  1887.  42  S.  l.  Bd.  5.  Heft  der 
Staats  wissenschaftlichen  Studien  von  Elster  herausgegeben. 

Der  Verfasser  hat  das  ihm  durch  Laspeyres  zur  Verfügung  ge- 
stellte statistische  Material  jedenfalls  mit  grossem  Fleiss  aufgearbeitet 
Die  Resultate,  zu  denen  seine  Berechnungen  führen,  lauten:  Zwischen 
den  Getreide-  und  Brotpreisen  an  yerschiedenen  Orten  zu  gleicher  Zeit 
findet  ein  Zusammenhang  in  der  Weise  statt,  dass  durchschnittlich  den 
niedrigsten  Getreidepreisen  eben  solche  Brotpreise  entsprechen  und 
mit  steigenden  Getreidepreisen  auch  ein  Steigen  der  Brotpreise  statt- 
findet. Im  übrigen  bedingen  zeitliche  unterschiede  in  den  Getreide- 
preisen nur  dann  eben  solche  in  den  Brotpreisen,  wenn  sie  beträcht- 
lich sind.  Zeitliche  unterschiede  in  den  Brotpreisen  erzeugen  ebenso 
grosse  in  den  Löhnen  nicht. 

Was  den  Wert  dieser  und  ähnlicher  Arbeiten  anbelangt,  so  kann 
dessen  Schätzung  leider  nicht  besonders  hoch  ausfallen.  Mit  der  rein 
arithmetischen  Verarbeitung  des  statistischen  Materials  ist  immer  nur 
wenig  geholfen  und  zur  eingehenderen  Kritik  fehlt  es  dem  regulären 
Doktoranden  an  zureichender  praktischer  Lebenserfahrung.  So  kommt 
es  denn,  dass  dort,  wo  die  Untersuchung  beginnt,  mehr  in^s  einzelne 
einzugehen  und  damit  erst  recht  interessant  zu  werden,  sich  leicht  die 
allergrössten  Schnitzer  zusammenfinden,  wie  z.  B.  auf  S.  3,  wo  der 
Verfasser  sich  die  Umwandelungskosten  yon  Getreide  in  Mehl  dadurch 
berechnen  zu  können  glaubt,  dass  er  die  Differenz  des  Mehl-  und  Ge- 
treidepreises ermittelt.  So  erscheint  dieser  Prozess  natürlich  äusserst 
kostspielig!  Hätte  sich  der  VerfEwser  bei  dem  allereinfachsten  Land- 
müller erkundigt,  so  würde  er  erfahren  haben,  dass  derselbe  diesen 
Umwandelnngsprozess  pro  Meter-Zentner  Getreide  etwa  für  1,60  bis 
2  Mk.  stets  gerne  ausführt,  was  keineswegs  den  Jfetr2«r*schen  42  ^/u 
des  Getreidewertes  gleichkommt.  Würde  der  Verfasser  aber  seine 
Information  über  diese  Frage  bei  einer  unserer  modernen  grossen 
Kunstmühlen   eingeholt  haben,  so   würde  ihm  ein  so  reiches  Material 
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zu  Banden   gekommen   sein,  da88  er  damit  abermals  eine  DiwertatioQ 
hätte  schreiben  kennen. 

Soweit  solch  geringe  Sachkenntnis  nur  darnach  strebt,  durch  Fleiss 
ein  Examen  zu  erledigen,  ist  sie  gewiss  von  unschuldiger  Bedeutung 
—  soweit  sie  aber  dazu  führt,  in  sog.  wissenschaftlich  gebildete  Kreisen 
eine  gewisse  Oberflächlichkeit  in  der  Beurteilung  praktischer  Ökono- 
mischer Fragen  zu  vererben,  soweit  wäre  sie  in  ihrem  Gegenteil  mio* 
destens  wünschenswerter.  Dr.  G.  Ruhland. 

Eugen  Jaeger,  Dr.,  Die  Agrarfrage  der  Gegenwart,  sozialpoli- 
tische Studien,  III.  Abteilung.  Berlin  bei  Puttk>imraer  &  Mühl brecht, 
1888.    S.  539.    Preis  5  Mk. 

Das  längst  bekannte  Werk  hat  durch  den  vorliegenden  3.  Band 
einen  weiteren  tüchtigen  Schritt  zu  seiner  Vollendung  gemacht,  die 
mit  dem  noch  in  Aussicht  stehenden  4.  Bande  erreicht  sein  wird.  Seine 
Vorzöge  müssen  nicht  heute  erst  genannt  werden.  Es  ist  längst  aner- 
kannt, dass  wir  darin  ein  gutes  Nachschlagewerk  auf  agrar-poliü* 
schem  Gebiete  besitzen,  und  dass  es  der  Verfasser  trefflich  vereteht, 
aus  den  vorhandenen  Quellen  und  Arbeiten  die  praktisch  wertvollelea 
Teile  zu  exzerpieren. 

Der  vorliegende  Band  behandelt  die  Heimstätten-,  Pfändung»- 
und  Wuchergesetzgebung,  die  Verteilung  des  Grundeigentums  und  die 
Anbaustatistik,  die  freie  und  gebundene  Agrarveriassung,  das  HOferecht 
und  die  Höferolle,  die  Freiheit  des  Testaments,  Vorschläge  zum  a^^ra- 
rischen  Erbrecht,  Nord^Emerika  und  die  übrigen  Weltkomkammem, 
die  Landwirtschaft  und  ihr  ZoUschutz  in  Frankreich,  von  den  deutschen 
Gctreidezöllen  und  der  mitteleuropäische  Zollverein.  Gewiss  eine  in- 
haltsreiche Sammlung!  Der  noch  in  Aussicht  stehende  4.  und  leiste 
Band  wird  namentlich  das  landwirtschaftliche  Kreditwesen  behandeln 
und  mit  einer  Gesamt auffassung  der  Agrarfrage  abechliessen.  Hoffen 
wir,  dass  damit  das  mit  Recht  viel  benutzte  Werk  uns  recht  bald 
vollendet  vorliegt.  G.  B. 


Bmannel  Häuser,  Dr.,  Die  Entwiokelnng  der  Vieksnckt  im 
Preussen  Ton  1816  bis  1888,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  beiden 

einheitlichen  Zählungen  1873  und  1883  für  das  ganze  Deutsche  Reich ; 
zugleich  IV.  Bd.  5.  Heft  der  Sammlung  nationalökonomischer  and 
statistischer  Abhandlungen  des  staatswissenschaftlichen  Seminars  zu 
Halle,  herausgegeben  von  J,  Conrad,  Jena,  Verlag  von  Fischer,  1887. 
295  S. 

Eine  sehr  tüchtige  Arbeit,  welche  eine  genaue  Kenntnis  der  land- 
wirtschaftlichen Verhältnisse  verrät  und  sich  würdig  dem  Krause 
jener  trefflichen  Abhandlungen  anreiht,  welche  unter  Conrad'M  Aegide 
entstanden  sind! 
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Die  Inhaltswiedergabe,  welche  tich  dem  vorliegenden  Zwecke  an- 
paset ,  ist  sehr  schwierig  bei  einem  Werke  ,  das  fast  auf  jeder  Seite 
Ton  neuem  zeigt,  wie  mit  Hilfe  des  statistischen  Materials,  ohne  Ein- 
gehen in  die  Details  der  Verhältnisse  keine  sicheren  SchlQsse  auf  die 
Lage    der    Landwirtschaft   gezogen    werden    kOnnen.     Solche    Büicher 
müssen   von  den  Interessenten   gelesen   werden!    Oanz  allgemein  und 
kurz  gesagt,  Iftsst  sich  der  Inhalt  des  Werkes  etwa  dahin  znsammen- 
fassen,  dass  die   Frage  zam  Vorwurfe  dient:  ob  der  Viehstand  den 
vielseitigen    Anforderungen    der    menschlichen    Bedfirftiisse   hente    in 
gleicher  Weise  entspreche  wie  ehedem?    Nachdem  vorher  hierzu  die 
notwendigsten   statistischen  Grundlagen  gewonnen  wurden,   wird  zu- 
nächst  der   statistische   Nachweis   geliefert,  dass  wahrscheinlich  eine 
bedeutende  Zunahme  des  Fleischkonsums  eingetreten  ist.  Bficksichtlich 
der  Milch-  und  Wollproduktion  konnten   ähnliche  ziffermässige  Nach- 
weise zwar  nicht  erbracht  werden,  indes  gebt  aus  offiziellen  Berichten 
und  Schätzungen  von  Sachverständigen   entschieden   hervor,  dass  be- 
aüglich  der  ersteren  eine  Steigerung,  bezQglich  der  letzteren  ein  kleiner 
Rückgang  anzunehmen  ist.    Der  Nachweis   einer  vermehrten  Dünger- 
produktion  wird  im  Abschnitt  »Verhältnis  der  Viehzahl  zum  Boden« 
angetreten.    Dann    wird  überzeugend  dargelegt,  dass  der  stete,  fast 
Tollständig  gleichmässige  Rückgang  des  Spannviehes  durch  das  ganze 
Jahrhundert  hindurch  unmöglich  an  einer  Notlage  der  Landwirtschaft 
liegen    könne    und    mithin    die    LambVsche    Depekorationstheorie    in 
Preussen  wenigstens  keine  Anzeichen  ihrer  Richtigkeit  erkennen  lässt, 
obgleich  sich  der  Verfasser  dogmatisch  fQr  die  Richtigkeit  dieser  Lehre 
entschieden  hat.     In  dem  dann  folgenden  V.  Teil  wird  die  Statistik  als 
Rahmen  benutzt,  um   in   denselben   auf  anderem  Wege   gewonnenes 
Material  hineinzutragen  und  so  ein  Bild  von  der  Lage   der  Landwirt- 
schaft zu  erhalten.    Diese  Methode  liess  für  Preussen  die  Verschieden- 
heit und  Vielseitigkeit  der  Gründe  und  Ursachen  ftlr  Entwickelung  der 
Viehzucht  zur  Genüge  ersehen,  konnte  aber  nur  fQr  eine  Provinz,  für 
Westfalen  nämlich,  einen  wirtschaftlich-technischen  Rückschritt  in  der 
Viehhaltung  wahrscheinlich  machen. 

Als  ein  Resultat  der  ganzen  vorliegenden  Arbeit  darf  der  Satz 
gelten ,  dass  die  letzte  Entwickelung  der  Viehhaltung  Preussens  resp. 
Deutschlands  nicht  nur  zu  keinen  Besorgnissen  Anlass  gibt ,  wie  dies 
so  oft  behauptet  wird,  sondern  dass  vielmehr  Deutschlands  Viehzucht 
auf  dem  richtigen  Wege  ist,  sich  eine  stets  unentbehrlichere  und  ein- 
flussreichere Stellung  im  ganzen  Betriebe  der  Landwirtschaft  zu  sichern. 

Wenn  der  Referent  auch  gewünscht  hätte,  dass  so  geistreiche 
Arbeiten  wie  namentlich  die  von  Kozany  bei  der  Kritik  der  LambV- 
sehen  Theorie  mitberücksichtigt  worden  wären,  so  kann  doch  dadurch 
der  bereits  hervorgehobene  gute  Wert  des  Ganzen  nicht  geschmälert 
werden.  Dr.  G.  Ruhland, 


404  Litterainr. 

Der  n&torflr^iBiase  Arbeitslohn»  Vortrag  gehalten  im  Klnb  6tr 
Land-   und  Forstwirte  zu  Wien   von  Professor  J.  Pohl,  Leipsig  ,  J.  If. 

Oebhardt*8  Verlag  1887. 

Neue  Gedanken  bietet  der  Vortrag  keineswegs.  Ein  naturgeinä86e> 
Lohnsystem  ist  dem  Verfasser  jenes,  welches  den  Arbeiter  pbysiacfa 
nicht  ausbeutet,  ihm  trotzdem  genug  für  seine  Leben SDotdarfb,  far 
Kranken-  und  Altersyersicherung  bietet  und  ihn  überdies  durch  diem 
oder  jene  Form  des  Tantieme- Lohns  an  dem  Gewinn  des  CDternehmest 
beteiligt.  Für  wünschenswert  erklärt  er  weiters  die  Natarallöhoung 
gegenüber  der  Geldlöhnung,  um  den  Detailzwischenbandel  zu  umg^beD. 
Im  übrigen  werden  manche  gewaltsame  Auffassungea  sum  besten  ge- 
geben. Verf.  findet  die  Behandlung  des  Arbeiters  durch  den  Arbeitsberra 
als  ein  Element  des  Lohns,  nennt  die  Sklaverei  das  älteste  >LokD«- 
Verhältnis  und  kennt  in  Mittelalter  und  Neuzeit  nur  ein  bausyäterlicbes 
Verhältnis  zwischen  Arbeiter  und  Unternehmer.  Der  ünternehmergewizui 
als  Eiukommens-Rategorie  scheint  dem  Verfasser  übrigens  anbekannt. 

J.  W. 

Otto  Effertz,  Parra  oeoonomlca,  Bonn  1888.  Verlag  der  Scholbuch- 

handlung.    S\    130  S. 

Ein  Buch  mit  manchen  feinen  Bemerkungen,  aber  auch  mit  breiter 
Ausführung  von  Selbstverständlichem  und  mit  grossenteils  ganz  zweck- 
loser Verschwendung  eines  achtenswerten  Scharfsinns  an  Nichtigkeiten. 
Es  sind  Analysen  wirtschaftlicher  Begriffe ,  welche  geboten  werden, 
aber  leider  weit  mehr  Wort-  als  Sachanalysen,  trotz  der  gegenteiligen 
Meinung  des  Verfassers.  Dessen  Methode  hat,  wenn  auch  mit  alge- 
braischen Formeln  nur  ausnahmsweise  operiert  wird,  verwandtes 
mit  den  mathematischen  Untersuchungen ,  die  wir  über  die  Grundver- 
hältnisse  der  Volkswirtschaft  besitzen.  Aber  der  Mannigfaltigkeit 
dieser  Verhältnisse  und  der  Faktoren,  die  durch  und  neben  einander 
wirken,  weiss  jene  Methode  nicht  gerecht  zu  werden.  So  schrumpft 
denn  auch  die  Ausbeute ,  welche  das  vorliegende  Buch  gewährt »  auf 
nichts  zusammen.  J.  W. 


Atti  della  Commissione  dMnchiesta  per  1&  reTisione  della  tariffa 
doganale : 

I.  Parte  agraria.  Fasciculo  I.  II.  2 — 8;  Roma  1885—1886.    4*. 

II.  Parte  industriale.  Relazione  del  deputato  V.  EUena.  Fascioalo 
1— IV.     Roma  1886.    4«. 

Die  Üntersuchungs-Komnnssion  zur  Vorbereitung  der  Abänderung 
des  italienischen  Zolltarifs  wurde  durch  dan  Gesetz  vom  6.  Juli  1883 
eingesetzt  und  hatte  ihre  Arbeit  bis  zum  1.  Juli  1886  zum  Abschluss 
zu  bringen.  Der  agrarische  Teil  sollte  schon  bis  Juni  1884  erledigt 
sein,   doch    wurde  der  Termin  später   bis  April  1885  hinausgeschoben. 
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Diese  neue,  landwirtschaftliche  Enqaöte  ging  mit  der  ersten,  1877  an- 
geordneten, grossen  parlamentarischen  Untersuchung  über  die  Landwirt- 
schaft und  die  landwirtschaftliche  Bevölkerung  Italiens  parallel ,  da 
sie  ja  auch  bu  einem  besonderen  Zwecke  veranstaltet  wurde;  doch  schrieb 
das  Qesetz  ausdrücklich  ?or,  dass  die  Berichterstattung  im  Einvernehmen 
mit  derjenigen  der  andern  Kommission  erfolgen  solle.  Die  Erhebungen 
wurden  grösstenteils  auf  schriftlichem  Wege  vorgenommen,  doch  fanden 
aach  mündliche  Vernehmungen  statt,  sowohl  in  Rom,  als  auch  in  Turin 
bei  Gelegenheit  der  dortigen  Ausstellung.  Die  beiden  ersten  flefte  des 
landwirtschaftlichen  Teiles  enthalten  die  Berichterstattung ,  in  welche 
sich  der  Senator  Fedele  Lampertieo  und  der  Generaldirektor  des  Agri- 
kultur-Departements N,  MiragUa  geteilt  haben.  Die  folgenden  Hefte 
liefern  das  thatsächliche  Material  in  der  Form  von  Auszügen  aus 
den  eingegangenen  Antworten. 

Der  Bericht  Lampertico'B  gibt  eine  übersichtliche  und  klare  Dar- 
stellung nicht  nur  der  allgemeinen  Lage  der  italienischen  Landwirt- 
schaft, sondern  auch  der  weltwirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Getreide- 
produktion und  des  Getreidehandels  und  untersucht  mit  vorsichtiger 
Kritik  die  Frage  nach  der  Zweckmässigkeit  und  der  möglichen  Wirkung 
einer  Erhöhung  der  Getreidezölle.  Als  eine  der  wesentlichsten  Ursachen 
der  bedrängten  Lage  der  italienischen  Landwirtschaft  wird  die  schwere 
Steuerlast  bezeichnet,  deren  Druck  nach  der  Thatsache  bemessen  werden 
kann,  dass  die  Grundsteuer  mit  den  drei  Decimen  und  den  Zuschlägen 
far  Provinzen  und  Gemeinden  sich  1883  auf  253  Mill.  Frcs.  beNef.  Dazu 
kommen  noch  die  Registrierungs-  und  Stempelabgaben,  die  vorzugsweise 
den  Grundbesitz  treffen.  Die  Verschuldung  ist  ebenfalls  bedeutend 
und  hat  von  1871—1883  uro  eine  Milliarde  Frcs.  zugenommen.  Im  letzt- 
genannten Jahre  betrug  die  verzinsliche  Hjpotekenschuld  bereits  7380 
Mill.  Frcs.  Der  Zinsfuss  steht  in  Italien  durchweg  höher  als  in  Deutsch- 
land und  Frankreich,  die  Arbeitslöhne  sind  in  den  letzten  Jahrzehnten 
in  den  verschiedenen  Provinzen  um  15 — 50  Prozent  gestiegen;  die  Eisen- 
bahntarife sind  zwar  in  der  neuesten  Zeit  für  die  Landwirtschaft  günstiger 
geworden ,  geben  aber  noch  immer  zu  Klagen  Anlass.  Zu  diesen  und 
andern  inneren  Uebelständen  kommt  nun  der  Druck  der  überseeischen 
Konkurrenz.  In  dieser  Hinsicht  zeigt  der  Bericht  indes  eine  ziemlich 
optimistische  Auffassung.  Er  betrachtet  die  Konkurrenz  des  ameri- 
kanischen Weizens  in  der  Form  und  unter  den  Bedingungen,  die  sie 
in  den  letzten  zehn  Jahren  aufgewiesen,  als  eine  Episode,  die  ihrem 
Ende  nahe  sei.  Mit  Rücksicht  auf  die  rasche  Abnahme  des  zum  Be- 
trieb des  bisherigen  Raubbaus  geeigneten  Landes,  auf  die  künftigen 
höheren  Produktionskosten  und  die  Zunahme  der  Bevölkerung  wird  der 
Schloss  gezogen,  dass  die  Vereinigten  Staaten  einer  Periode  entgegen- 
gehen, in  welcher  der  Ackerbau  ganz  andere  Existenzbedingungen 
erhält,  als  die  gegenwärtigen.    lu  bezug  auf  Indien  wird  hervorgehoben« 
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dmas  dort  für  die  dichte  and  noch  immer  mehr  lunehmende  BeTölk»- 
roDg  sehr  leicht  wieder  eine  Periode  des  Mangele  eintreten  könne,  in  der 
aoch  der  Weixenpreis  in  die  Höhe  gehen  m5«te.  Die  letste  Hangen- 
Periode  fiel  bekanntlich  in  die  Jahre  1876-78,  ond  wenn  auch  keis 
Gmnd  vorliegt,  an  die  J«i>OM*sche  Sonnenfleckenperiode  zu  g^lanben, 
so  sind  doch  thataftchlich  seit  Iftnger  als  einem  Jahrhundert  die  echwertt 
Mistjahre  in  gröeseren  Teilen  Indient  nie  in  weiteren  als  10 — llj&hrig«B 
Abständen  von  einander  gefolgt. 

Interessant  sind  aach  die  Vergleiche,  die  LamperÜeo  zwischen  der 
agrarischen  Billigkeitskritis  in  den  iwanxiger  Jahren  nnd  der  heatigeo 
anstellt.  Für  Italien  erhalten  dieselben  noch  dadaroh  eine  besondere  Be- 
deutung, dass  dessen  Valuta  erst  vor  konem  eine  nicht  unerhebliche  Eat- 
wertung  überwunden  hat,  da  es  auch  dort  nicht  an  Stimmen  fehlt,  welche 
in  der  Aufhebung  des  Zwangskurses  einen  Nachteil  erkennen  wolles, 
gerade  wie  einst  die  Birmingham-Partei  die  Preiserniedrignng  aus  der 
Werterhöhung  des  Geldes  zu  erklären  suchte. 

Hinsichtlich  der  Fähigkeit  der  Getreidezölle,  der  Landwirtschaft 
erhebliche  Vorteile  zu  bringen,  verhält  sich  der  Bericht  durchaus  skeptiscli 
und  auch  die  finanzielle  Einträglichkeit  derselben  schlägt  er  nicht  hoch 
an.  Da  Qberdies  bei  einer  Zollerhöh nng  Gegenmassregeln  von  seiten 
anderer  Staaten  zu  befürchten  wären  —  wobei  wohl  hauptsächlich  an 
Oesterreich-Ungam  gedacht  ist  —  so  lautet  die  Konklusion  der  Kocn- 
mission  dahin,  dass  die  bisherigen  Zollsätze  ffir  Weizen  und  die  übriges 
in  dem  Lampertico*8chen  Bericht  behandelten  landwirtschaftlicheB 
Produkte  nicht  zu  verändern  seien.  Es  waren  dies  die  Sätze  des  Tarif:} 
von  1878,  die  u.  a.  für  Weizen  1.40  Frcs.  und  für  Mehl  2.77  Frcs.  pr. 
100  Kil.  betrugen.  Auch  für  die  meisten  der  übrigen  Erzeugnisse  der 
Landwirtschaft,  mit  denen  sich  der  lftra^2»a*sche  Bericht  beschäftigt, 
wird  die  Zollerhöhung  abgelehnt.  Im  Parlament  hat  jedoch  schliesslich 
die  protektionistieche  Partei  grössere  Erfolge  errungen,  da  das  Gesetz 
vom  10.  Juli  1887  den  Weizen-  und  Boggenzoll  auf  3  Frcs  pr.  100  Kil. 
gebracht  hat. 

Der  industrielle  Teil  der  Enquete- Akten  besteht  aus  dem  sehr  um- 
fassenden (568  Seiten  zählenden)  Bericht  des  Generalzolldirektors  EUena 
und  den  zugehörigen  Anlagen-  nnd  Materialien.  Der  Bericht  beginnt 
mit  einem  Rückblick  auf  die  Zollreform  von  1878,  deren  Wirkungen 
in  vielen  Beziehungen  sehr  befriedigend  gewesen  sind.  Die  Einnahmea 
aus  den  Grenzzöllen  stiegen  von  105  Mill.  Lire  im  Jahre  1878  auf  198 
Mill.  —  Im  Jahre  1885/86  während  zugleich  die  zunehmende  Einfuhr 
von  Robstoffen  (namentlich  Baumwolle)  und  Maschinen  eine  erf^uliche 
Entwicklung  der  Industrie  erkennen  Hess.  Bei  der  beabsichtigten  Re- 
vision dieses  Tarifs  konnte  es  sich  also  nur  um  Abänderungen  und 
Krgänzungen  im  einzelnen,  nicht  aber  um  einen  Systemwechsel  handeln. 
In  erster  Linie  stand  die  Erhöhung  der  Schutzzölle  für  die  Ereeugniase 
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der  einheimischen  Industrie  in  Frage  and  üher  diesen  Gegenstand 
liefert  der  allgemeine  Teil  des  Berichts  eine  gründliche  und  interes- 
sante Untersuchang.  Dieselbe  geht  ans  von  einem  Ueberblick  der  oeaeren 
Geschichte  der  Zollpolitik  Rnsslands,  der  Vereinigten  Staaten.  Oesterreich- 
Ungarns,  Frankreichs,  Deutschlands  und  Belgiens.  Daran  schliesst  sich 
eine  Darstellung  der  Tarifpolitik  und  der  internationalen  Handelsver- 
liftltnisse  Italiens,  wobei  insbesondere  auch  auf  die  Gestaltung  der 
Zablungsbilane  und  die  Valutayerhältnisse  Bücksicht  genommen  wird. 
Zur  Charakteristik  der  inneren  Lage  der  Volkswirtschaft  werden 
•tatistische  Daten  über  die  Zunahme  der  Löhne  und  der  Konsumtion 
der  wichtigsten  Nahrungsmittel  und  Kleiderstoffe  beigebracht ;  weniger 
erfreulich  ist  der  relativ  hohe  Stand  des  Diskonto,  der  ohne  Zweifel 
mit  der  Notwendigkeit  zusammenhängt,  den  mühsam  erworbenen  Gold- 
▼errat  des  Landes  zu  schützen;  auch  das  Steuersystem  ist  drückend 
und  namentlich  klagt  die  Industrie  über  die  Veranlagung  der  Steuer 
auf  das  bewegliche  Vermögen,  über  die  Fabriksteuer  und  über  die 
kommunale  Besteuerung  der  Rohstoffe  und  Steinkohlen.  Der  Mangel 
an  Kohlen  im  eigenen  Lande  bildet  eine  der  wesentlichsten  Nachteile 
für  die  italienische  Industrie  im  Wettkampfe  mit  dem  Auslände,  der 
allerdings  teilweise  ausgeglichen  wird  durch  einen  grossen  Reichtum 
an  verwendbaren  Wasserkräften.  Die  Leistungsfähigkeit  der  Arbeiter 
läsflt  auch  noch  viel  zn  wünschen  übrig  und  manche  neu  eingeführte 
Industriezweige  können  sich  nur  durch  Herbeiziehung  fremder  Arbeiter 
behaupten.  Erhebungen  über  die  Tanfyerhältnisse  der  Eisenbahnen 
geborten  zwar  nicht  zu  der  eigentlichen  Aufgabe  der  Untersnchungs- 
kommissionen,  es  hat  sich  aber  doch  viel  Material  über  diesen  Gegen- 
stand bei  ihr  angesammelt,  das  in  dem  Bericht  in  einer  besonderen  Zu- 
sammenstellung verwertet  wird.  Einstimmig  ist  namentlich  die  Forderung 
einer  Herabsetzung  der  Eisen bahntarife  zu  gunsten  der  Steinkohlen. 
Die  Seefracht  von  England  nach  Genua  ist  allerdings  in  den  Jahren 
1881 — 1885  von  16.5  auf  11.6  Lire  pr.  Tonne  gesunken,  immerhin  aber 
kosteten  in  dem  letztgenannten  Jahre  die  Tonne  in  Genua  24.5  Lire 
gegen  12.9  in  Cardiff.  Um  so  mehr  wird  daher  das  Bedürfnis  nach  einer 
billigen  Beförderung  der  Kohlen  nach  dem  Innern  des  Landes  empfunden. 
Als  eine  Hauptaufgabe  der  italienischen  Handelspolitik  betrachtet 
der  Bericht  die  Förderung  der  Ausfuhr  und  zu  diesem  Zwecke  wünscht 
er  das  System  der  Handelsverträge  mit  Konventionaltarifen  aufrecht 
zo  erhalten,  das  in  der  neuesten  Zeit  mehr  und  mehr  dem  der  ein- 
fachen Meistbegünstigungsverträge  mit  ungebundenen  Tarifsätzen  hat 
weichen  müssen.  Insbesondere  wird  die  Erneuerung  solcher  Handels- 
verträge mit  Oesterreich-Üngarn,  Frankreich  und  der  Schweiz  auf  dieser 
Basis  empfohlen.  Gegen  Staaten,  welche  Italien  nicht  auf  dem  Fusse 
der  Meistbegünstigung  behandeln,  soll  ein  erhöhter  Tarif  als  Kampf- 
mittel bereit  gehalten  werden. 
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In  besag  auf  die  Frage  nach  der  ürtache  des  Rückgangae  der 
meisten  Warenpreise  ist  der  Berichterstatter  geneigt,  einen  ge^nmet 
Einfluss  der  Verminderung  der  Goldproduktion  in  Verbindung  mit  der 
Demonetisierung  des  Silbers  anzuerkennen,  doch  verwahrt  er  sich  geges 
die  abertriebenen  Ansichten,  die  dem  Metallgelde  in  der  neueren  Zeit 
wieder  eine  ähnliche  Bedeutung  einräumen,  wie  die,  welche  ihai  eioit 
von  den  Merkantilisten  zuerkannt  wurde.  Uebrigens  glaubt  der  Ver- 
fasser Symptome  zu  bemerken,  welche  auf  einen  nahen  ümachwung 
der  weltwirtschaftlichen  Konjunkturen  hindeuten,  und  diese  VoraoB- 
sieht  dürfte,  falls  der  europäische  Friede  ungestört  bleibt,  nicht  ohne 
Berech tig^g  sein. 

In  dem  spezielen  Teile  des  Berichtes  werden  die  einzelnen  Indn- 
strieerzeugnisse  vorgenommen  und  auf  möglichst  thatsächlicher  Basis 
die  Gründe  für  eine  Abänderung  der  geltenden  Zölle  erwogen«  Den 
Schluss  bildet  eine  Zusammenstellung  der  bestehenden  Zollsätze  und 
der  von  der  Kommission  in  Vorschlag  gebrachten.  Diese  Vorechläfr^ 
bleiben  durchweg  auf  dem  Boden  einer  gemässigten  Schutzsollpolitik  und 
entsprechen  den  Worten,  mit  denen  der  Berichterstatter  schliesst:  wir 
haben  uns  in  unserer  ganzen  Arbeit  bemüht,  dem  Geiste  der  Mässiguog 
treu  zn  bleiben,  der  bisher  für  das  italienische  Zollwesen  massgebeDd 
gewesen  ist,  und  zwar  auf  grund  moralischer  Erwägungen,  die  uns 
gebieten  die  üebertreibungen  des  Merkantilsjstems  zu  vermeiden  und 
den  oft  einseitigen  Interessen  der  Fabrikanten  nicht  die  Rechte  der 
Landwirte,  der  Kaufleute  und  der  Konsumenten  zu  opfern. 

W.  Lexis. 


Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbekanuner  in  Stuttgart 
für  1886.    Stuttgart  1887.    Hoch  4°.    VIII  u.  99  S. 

Der  obige  Bericht,  der  die  Unterschriften  des  Vorsitzenden  der 
Handelskammer  Dr.  r.  Jobst  und  des  Sekretärs  Dr.  Huber  trägt,  serßült 
in  drei  Abteilungen,  von  denen  die  erste  Mitteilungen  über  den  Gang 
der  Geschäfte  in  Handel,  Industrie  und  Geldverkehr  enthält,  die  zweite 
über  die  von  der  Handelskammer  erstatteten  Gutaohtra  und  autge* 
sprochenen  Wünsche  berichtet  und  die  dritte  eine  Zusammenstellung 
von  statistichen  Daten  bietet,  die  sich  meistens  auf  das  ganze  König- 
reich Württemberg  beziehen.  In  der  Einleitung  finden  sich  interessante 
Erörterungen  über  die  allgemeine  wirtschaftliche  Lage,  zu  denen  die 
Spezialberich te  manche  weitere  Ausführungen  bringen.  In  Bezug  auf 
die  Wirkung  der  Schutzzölle  wird  hervorgehoben,  dass  die  niedrigen 
Preise,  mit  denen  sich  die  deutschen  Fabrikanten  im  Auslande  unter- 
bieten, auch  auf  den  inländischen  Markt  zurückwirken,  so  dass  auch 
auf  diesem  die  Preise  sich  trotz  der  Zölle  nach  und  nach  auf  das  Ni- 
veau des  Auslandes  «teilen.  Zutreffend  ist  auch  ohne  Zweifel  die  An- 
sicht, dass  die  Preiserniedrigung  der  Rohstoffe  für  die  Fabrikanten  von 
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geringem    Vorteil   ist,    wenigstens    innerhalb    einer    langandanemden 
Periode  mit  stetigem  Rückgange.  Denn  bei  den  Produzenten  veranlasst 
die   Aussicht  auf  noch   weiteres  Sinken  der  Rohstoffpreise   ein   desto 
dringenderes  Angebot  der  fertigen  Waren,  die  Käufer  aber  zeigen  sich 
in  Erwartung  noch  billigerer  Preise  zurückhaltend,   zumal   ihnen  das 
Warten  leichter  wird  als  den  Fabrikanten.    Schliesslich  freilich    muss 
eine  solche  Periode  damit  endigen,   dass  Fabrikanten  und  Händler  in 
bezug  auf  Rohstoffe  und  Warenvorräte   gleichsam   von    der  Hand   in 
den  Mund  leben  und  bei    dieser  Erschöpfung  der  Lagerbestände   wird 
es    dann  möglich,  dass  durch  einen  verhältnismässig  geringen  Anstoss 
ein   rasches  und  bedeutendes  Steigen  der  Preise   hervorgerufen   wird. 
In    solchen   Fällen   hat  die  Spekulation  Gelegenheit ,  eine  unge- 
wöhnlich eingreifende  Wirkung  auszuüben ,   wie  dies  denn   auch  hio- 
sicbtlich  der  meisten  Metalle  im  Jahre  1887  geschehen  ist.   Aber  auch 
schon   für  das  Jahr  1886   konstatiert   der   vorliegende  Bericht    einen 
Unischwung  in  der  Bewegung  vieler  Rohmaterial-  und  Produktenpreise. 
Mit  glücklicher  zielbewusster  Hand,   heisst  es,  habe  zum    ersten  Mal 
seit  längerer   Zeit   eine  Haussespekulation   im   internationalen    Woll- 
handel, dann  aber  auch  in  anderen  Artikeln,  wie  Flachs,  Hanf,  Seide, 
Kaffee,  Zinn,  Quecksilber,  Petroleum,  Talg,  Hopfen,  Häuten  eingesetzt. 
Unterstützt  wurde  diese  Bewegung  in  wirksamer  Weise  durch  die  fort- 
schreitende Organisierung  von  Kartellen  und  Konventionen  zur  Hebung 
der  Preise.  Der  Bericht  erblickt  in  solchen  Vereinigungen  das  zweck- 
mässigste  Mittel   zur  Besserung  der   industriellen  Zustände,   und   man 
wird  in  der  That  nicht  bestreiten  können,  dass  dieselben  als  die  natur- 
gemässe  B«aktion  gegen  die  anarchische  Konkurrenz  erscheinen,  durch 
welche   die  Produzenten   in  den   letzten  Jahren   sich  selbst  geschadet 
haben,  ohne  den    Konsumenten    merkliche  Vorteile  zu    bringen.    Die 
gflnstige   Prognose  des   Berichts  in  betreff  des    weiteren   Fortschrittes 
der  Preise  hat  sich  im  Jahre  1887  bei   vielen  Waren   bewährt;  selbst 
der  Weizen  hat  in  diesem  Jahre  von  April  bis  Juli  eine  sehr  energische 
aufsteigende,  wenn  auch  nicht  nachhaltige  Bewegung  gezeigt,  die  sich 
bei    einigermassen    verstärkter   Nachfrage    ohne    Zweifel    wiederholen 
wird.     Nur  der  Roggen  scheint  sich  nicht  erholen  zu  können,  und    es 
dürfte  schliesslich   für  das  chronische  Sinken  desselben  keine  andere 
Erklärung  übrig  bleiben,  als  die,  dass  in  Norddeutschland  die  Konsum- 
tionsgewohnheit allmählich   dem    Roggen   ungünstiger    wird   und  sich 
bei  fortschreitender  Wohlhabenheit  und  Verfeinerung   der  Bedürfnisse 
mehr  dem   in  Westeuropa  und  Süddentschland   schon   längst  vorherr- 
schenden Weizen  zuwendet,  eine  Annahme,  für  die  auch  schon  einige 
statistische  Anhaltspunkte  beigebracht  werden  könnten. 

W.  Lezis. 
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Hamburgs  Handel  und  Sohiiffakrt  iin  Jahre  1884.     Zasamiaeo- 

gestellt  von  dem  statistischen  Bureau.  Hamburg  18^5.  Fol.  232  oad 
26*  S. 

Dasselbe  för  1885.    (Hamburg  1886.)    235  und  26*  S. 

Dasselbe  för  1886.    (Hamburg  1887.)    240  und  27*  S. 

Die  vorliegenden  neuen  Bände  der  Hamburger  Handelsstaiaitik 
schliessen  sich  nach  Stoff  und  Anordnung  den  früheren  vollständig  aa 
und  es  wird  voraussichtlich  in  dieser  Beziehung  auch  keine  Neuerung 
stattfinden  bis  nach  der  Durchführung  des  Zollanschlusses,  die  natür- 
lich eine  wesentliche  Umgestaltung  der  ganzen  Anlage  der  statiatiBeheo 
Tabellen  nötig  machen  wird.  Die  gegenwärtigen  VeröffentlichungKi 
beginnen  mit  einer  allgemeinen  Uebersicht  des  Hamburger  Handelf- 
und Schifffahrts Verkehrs  von  1846  bis  zu  dem  Berichtsjahr;  es  folgt 
dann  für  das  letztere  die  detaillierte  Statistik  der  See-  und  Floasschiff- 
fahrt  und  der  Waren-Einfuhr  und  -Ausfuhr,  vielfach  auch  durch  aurock* 
greifende  Tabellen  ergänzt,  welche  die  fortschreitende  Entwickelong 
der  Handelsblüte  Hamburg«  erkennen  lassen.  Eine  dritte  Abteilung 
enthält  üebersichten  verschiedenen  Inhalts,  die  das  Seeversichemngi- 
wesen,  die  Betriebsresultato  der  in  Hamburg  mündenden  Bitenbahnen, 
die  Auswanderer- Beförderung  und  den  Bank-»  Oeld-  und  Wechsel  ver- 
kehr betreffen.  Bemerkenswert  ist,  dass  der  Wert  der  Einfuhr  und 
Ausfuhr  zur  See  von  1884  bis  1886  einigermassen  abgenommen  hat, 
nämlich  die  Einfuhr  (mit  Ausschluss  von  Altena)  von  1009  Mill.  Mk. 
bis  939  Mill.  und  die  Ausfuhr  von  896  bis  876  Mill.  Mk.  Dagegen  vA 
die  Zahl  und  der  Tonnengehalt  der  angekommenen  und  abgegangenen 
Seeschiffe  sowie  das  Qewicht  der  seewärts  ausgeführten  Waren  ge- 
stiegen,  so  dass  also  die  Verminderung  der  Wertziffern  nicht  auf  einer 
Abnahme  der  Handels-  und  Schifffabrtethätigkeit,  sondern  auf  dem 
Preisrückgange  vieler  Waren  zu  beruhen  scheint.  W.  L. 


Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Mannkeim  Ar 
das  Jahr  1886.  Mannheim.  8"".  I.  Teil  LXXXVIil  u.  146  S.;  II.  Teil 
XIV  u.  125  S. 

Mit  dem  vorliegenden  von  Dr.  J,  Landgraf  redigierten  Jahresbe- 
richt findet  die  erste  zehnjährige  Periode  der  Berichterstattung  der 
neuen  Mannheimer  Handelskammer  ihren  Abschluss,  und  das  aner- 
kennenswerte Bestreben,  dieselbe  immer  mehr  zu  verbessern  und  sa 
vervollständigen,  ist  von  gutem  Erfolge  begleitet  worden.  Während 
früher  dem  gutachtlichen  Teile  nur  ein  kurzer  summarischer  Bericht 
über  die  geschäftlichen  Verhältnisse  des  abgelaufenen  Jahres  beigefügt 
wurde,  hat  sich  der  letztere  in  dem  neuen  Jahrgange  zu  einer  ausfilhr- 
licben  und  erschöpfenden  Darlegung  erweitert,  die  mehr  als  ein  Drittel 
des  ersten  Teiles  umfasst.  Im  ganzen  hat  sich  der  Geschäftsverkehr  des 
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Jahres  1886  günstiger  gestaltet,  als  man  bei  der  Berichterstattung  für 
1885  voraussehen  zu  können  glaubte,  wenn  die  Erfolge  auch  noch 
immer  weit  unter  dem  Masse  eines  guten  Durchschnittsjahres  sein 
•ollen.  Unter  den  gutachtlichen  Berichten  sind  hervorzuheben  die  Aber 
das  Branntweinmonopol,  die  Eunstbutter,  die  Zigarrenfabrikation,  den 
deatsch-Bchweizerischen  Handelsvertrag,  die  EUiftpflicht  der  Eisenbahnen , 
die  Warrant-Qesetzgebnng,  den  obligatorischen  Besuch  der  Fortbil- 
dangsschulen,  die  Reform  des  Markenschutzgesetzes  und  des  Kranken- 
versicher  nngsgesetzes.  Der  zweite  Teil  ist  wesentlich  statistischer  Natur 
und  enthält  vielfach  interessante  Einzelheiten  aber  den  Hafen-  und 
Eisenbahnverkehr  Mannheims  in  den  wichtigsten  Waren,  über  Arbeits- 
löhne und  sonstige  Arbeiterverhältnisse,  über  die  Verkehrsanstalteu, 
Banken  und  sonstige  kontmerzielle  und  industrielle  Hilfsanstalten,  ferner 
auch  über  Schul-  und  Vereinswesen,  Steuern,  Bankerotte  u.  s.  w.  Der 
gesammte  Wasserverkehr  Mannheims  stellte  sich  1886  auf  17959627 
Doppelzentner,  höher  als  je  zuvor,  während  der  Eisenbahnverkehr  mit 
11767974  Doppelzentner  etwas  hinter  dem  des  Jahres  1884  (mit 
11772281  Doppelzentner)  zurückblieb,  dagegen  über  das  Ergebnis  von 
1885  (10972940  Doppelzentner)  beträchtlich  hinausging.         W.  L. 


Statistik  des  auswärtigen  Handels  der  Osterreichisoh-angarisohen 
Monarchie  im  Jahre  1888,  1884,  1885.  (Bd.  VlI,  X  u.  XIV  der  öster- 
reichischen Statistik,  herausgegeben  von  der  k.  k.  statistischen  2^ntral- 
kommission.  Jahrg.  XXXXIV — ^XXXXVI  der  Handelsausweise.)  Wien 
1884-1886.    4«. 

Die  einzelnen  Jahrgänge  der  österreichisch-ungarischen  Handels- 
statistik bleiben  natürlich  in  einem  feststehenden  Rahmen,  jedoch  fehlt 
ee  auch  nicht  an  fortschreitender  Verbesserung  durch  Ergänzungen 
oder  Beifügung  neuer  Uebersichtstabellen.  Jeder  Band  besteht  aus  vier 
Heften,  von  denen  das  erste  (uns  für  1885  noch  nicht  vorliegend)  zu- 
letzt erscheint.  Dasselbe  enthält  ausser  dem  Bericht  über  die  Erhebung 
der  Warenwerte  durch  die  mit  dieser  Aufgabe  betraute  Permanenz- 
Kommission  eine  übersichtliche  Zusammenstellung  der  Hauptergebnisse 
des  auswärtigen  Handels  in  dem  Berichisjahr  in  Vergleichung  mit  den 
Vorjahren.  Das  zweite  Heft  gibt  die  Statistik  der  Einfuhr,  und  zwar 
in  der  Haupttabelle  mit  Angabe  der  eingeführten  Gesamtmengen  der 
einzelnen  Wareogattuugen ,  des  Handelswertes  derselben,  des  Zoller- 
trags und  der  Länder  ans  welchen  oder  über  welche  die  Waren  ge- 
kommen sind.  Eine  zweite  und  eine  dritte  Tabelle  gruppieren  die 
Waren  nach  den  Zolltarifklassen  und  den  Eintrittsgrenzen  mit  Angabe 
der  Mengen  einerseits  und  des  Handelswertes  andererseits.  Hierauf  folgt 
eine  Tabelle  über  die  Zollerträge  nach  Tarifklassen  und  Eintritts- 
grenzen und  den  Schluss  bilden   zwei   vergleichende  üebersichten   für 
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fQnf  Jahre,  die  eine  nach  den  wichtigeren  Waren,  die  andere  nach 
Zolltarifklassen  aufgestellt.  Das  dritte  Heft,  die  Statistik  der  Aasfohr 
enthaltend,  hat  ähnliche  Unterabteilungen  and  Rubriken.  Dsk»  Tierte 
stellt  die  Durchfuhr  dar,  und  zwar  nur  nach  den  Wareomengen,  grup- 
piert sowohl  nach  Gattungen  als  nach  Zolltarifklassen  und  niit  Unter- 
scheidung der  Ein-  und  Austrittegrensen.  Den  Schluss  bilden  auch  hier 
zwei  Uebersichtstabellen  für  das  letzte  Jahrf&nft. 
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I.  Abhandlnngen. 


Der  Mangel  an  Individnalisiernng  in  der  Alters- 
nnd  InyalidenYersichening. 


Von  Dr.  Sohiffle. 


Wir  beabsichtigen  im  folgenden  nicht,  theoretisch  aufs 
neue  auszufahren  und  weiter  zu  begründen,  was  wir  im  iKor- 
porativen  Uilfskassenzwangc  *),  im  »Vereinigten  Versicherungs- 
and Spardienst  bei  Zwangshilfskassen  '),  sowie  in  dem  Aufsatz 
»Gregen  die  sachliche  Priorität  der  Unfallversicherungc  •)  be- 
reits vorgebracht  haben.  Es  soll  sich  lediglich  um  die  kritische 
und  positive  Verwertung  der  schon  ausgeführten,  weder  durch  die 
Elrfahrung,  noch  durch  die  Theorie  widerlegten  Grundsätze 
jener  Schriften  gegenüber  den  der  öffentlichen  Beurteilung 
unterstellten  »GrundzÜgenc  eines  Reichsgesetzes  über  »Alters- 
und Invalidenversicherungc  im  Deutschen  Reiche  handeln.  Auch 
dasjenige,  was  wir  Über  die  »Grundzügec  eines  solchen  Ent- 
wurfes an  andrer  Stelle  *)  schon  ausgeführt  haben ,  will  hier 
nicht  wiederholt,  sondern  nur  verweisend  da  und  dort  nochmals 
berührt  werden.  Die  kritischen  Ausföhrungen  und  die  un- 
massgeblichen Verbesserungsvorschläge,  die  hier  beabsichtigt 
sind,  werden  über  den  praktischen  Wert  oder  Unwert  desjenigen, 


1)  TübingOD,  Uapp,  1882.  1884. 

2)  Tübiogen,  Laupp,  1884. 

3)  Gesammelte  Aufsätze»  I.  Bd. 

4)  Allgemeine  Zeitung  1888,  Mai. 
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was  wir  theoretisch  in  den  gedachten  Schriften  seit  1882  offent* 
lieh  vertreten  haben,  ganz  von  selbst  Zeugnis  ablegen. 

In  der  Kritik  sowie  in  der  Begründung  der  Verbesserungs- 
vorschläge werden  wir  uns  auch  doktrinärer  Rechthaberei  völlig 
entschlagen  und  lediglich  bestrebt  sein,  möglichst  Gutes  auffinden 
und  die  widerstreitenden  Meinungen  über  den  vorliegenden  Ge- 
setzesvorschlag  ausgleichen  zu  helfen.  Blickt  man  auf  das,  v^s 
seit  der  kaiserlichen  Botschaft  vom  17.  November  1881  durch 
die  Keichs-  und  die  Landesgesetze  über  Kranken-  und  Unfall- 
versicherung bereits  ins  Leben  gerufen  worden  ist,  sieht  man 
ferner  auf  das,  was  jetzt  weiter  in  der  »Alters-  und  Invaliden- 
Versicherung«  gethan  werden  will,  so  kann  man  nur  mit  un- 
geheuchelter  Befriedigung  die  Grösse  dessen  anerkennen,  was 
in  so  kurzer  Zeit  zur  Erfüllung  des  sozialpolitischen  Program mes 
von  1881  geschehen  ist.  Alle  Sucht  theoretischer  Rechthaberei 
muss  davor  verstummen  und  in  bescheidenes  geistiges  Mitar- 
beiten an  der  besten  Ausgestaltung  der  weiteren  neuen  Ein- 
richtungen, sowie  an  der  Reform  von  einzelnem  in  den  schon 
bestehenden  Gesetzen  sich  verwandeln.  Wo  sind  die  Leute, 
welche  heute  noch  die  vor  sechs  Jahren  so  vorlaute  Behauptung 
wagen  können,  man  wolle  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung 
vorenthalten,  was  man  der  industriellen  gebe,  und  bei  der 
Unfallversicherung  werde  es  sein  Bewenden  behalten  ?  Die 
Unfallversicherung  umfasst  jetzt  schon  oder  demnächst  nach 
Inkraftsetzung  der  Landesgesetze  fast  alle  zwölf  Millionen 
deutscher  Lohnarbeiter;  sie  ist  in  kühner  Weise  —  entg^pen 
den  erheblichen  Gründen,  die  den  deutschen  Reichskanzler 
zuerst  stutzig  gemacht  hatten  —  auf  die  land-  und  forste 
wirtschaftlichen  Lohnarbeiter  sofort  ausgedehnt  worden  *) ;  in 
Unfallversicherung  stehen  schon  zehn  Millionen  Lohnbedienstete. 
Der  Alters-  und  Invalidenversorgung  des  vorliegenden  Ge- 
setzes sollen  sogleich  alle  zwölf  Millionen  Lohnarbeiter  der 
deutschen  Berufsstatistik  teilhaftig  werden.  Kurz  —  die  Reichs- 
regierung hat  ihr  Wort  grossartig  eingelöst  und  ist  im  B^riff, 
ein  Werk,  welches  den  »freienc  Kassen  ganz   unmöglich   ge- 

1)  Vergl.  Ge8.-G.-Ueber8ichten  d.  Z.  Sehr,  für  1885,  1886. 
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ivesen  wäre,  schon  nach  sechs  Jahren  zu  einem  vorläufigen 
Abschlnss  zu  bringen :  das  Werk  der  Notversorgung  des  ganzen 
deutschen  Lohnarbeiterstandes  gegen  zeitweilige  und  gegen 
wie  immer  verursachte  dauernde  Erwerbsunfähigkeit.  Jede 
nörgelnde  oder  persönlich  gehässige  Kritik  diesen  Leistungen 
g^enüber  würde  sich  nur  selbst  das  Urteil  sprechen.  Das 
Folgende  wird  auch  da,  wo  Mängel  ohne  Scheu  aufgedeckt 
werden,  der  Grösse  der  Leistung  stets  eingedenk  bleiben  und 
kleinlicher  Kritik  sich  durchaus  enthalten,  den  Entwurf  gegen 
ungerechte  Angriffe  und  z.  T.  gegen  die  ihm  beigegebenen 
Motive  selbst  verteidigen. 

1)  Die  Abweichungen  von  der  Unfall-  und  von  der  Kranken- 

verslcherang. 

Die  vorliegenden  iGrundzügec  des  Gesetzentwurfs  entfernen 
sich  mehrfach  von  der  Unfall-  und  von  der  Krankenversicherung, 
statt  die  > Alters-  und  Invalidenversicherungc  mit  beiden  zu 
einem  einfach  gegliederten  Hülfsgesamtdienst  gegen  die  Not 
aus  aller  wie  immer  verursachten  zeitlichen  und  dauernden 
Erwerbsunföhigkeit  zu  verschmelzen.  Das  Letztere  hätte  man 
eigentlich  erwarten  müssen.  Die  Krankenkassen,  welche  gegen 
zeitweilige  Erwerbsunfähigkeit  bis  13  Wochen  versichern,  sind 
zwar  nicht  tragfähig  genug,  um  je  für  die  Angehörigen  die 
ganze  Last  der  Versicherung  auch  gegen  dauernde  Erwerbsun- 
fähigkeit auf  sich  zu  nehmen;  der  Invaliden  Versorgung  sind  nur 
weitere  Verbände  gewachsen.  Allein  die  Krankenkassen  gleicher 
Art  (bezw.  neueste  land-  und  forstwirtschaftliche  Kommunal- 
Hilfsinstitute)  hätten  natürlichst  zu  weiteren  Territorial-  und 
Reichs  verbänden  für  Versorgung  aller  wie  immer  verursachten 
Erwerbsunfähigkeit  zusammengezogen  und  als  Elementarver- 
bände ihrer  Invalidenkasse  damit  beauftragt  werden    können: 

mit  dem  Krankengeld  auch  alle  Invaliditätsbeiträge  um- 
zulegen und  einzuziehen, 

durch  zentralisierte  Ortsbureaux  das  Meldewesen,  Kassen- 
wesen, Rechnungswesen    und   die  Kapitalanlage   zu  besorgen  ; 

das  Personal  für  eine  unterste  Bezirksinstanz  der  Invali- 
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disierang  zu  liefern  und  aus  den  Vorständen  der  engeren 
V.  die  des  weiteren  Verbandes  hervorgehen  zu  lassen; 

die  Aufsicht  gegen  Simulation  und  über  Wiedereintritt 
der  Erwerbsföhigkeit  durch  » Vertrauensmänner c  der  Arbeit- 
geber und  der  Arbeitnehmer  zu  führen,  die  Invalidisierungsan- 
träge  zu  begutachten; 

die  bei  jeder  Krankenkasse  zugebrachte  pensionsfahige 
Beitragszeit  einfach  (im  Verbands-  bezw.  Polizei-Meldewesen)  zu 
bescheinigen  und  trotz  vollster  Individualisierung  jedes  Ver- 
sicherten die  eiufache  Rechnungsgrnndlage  für  die  Feststellung 
und  Belastungsverteilung  der  Renten  nach  der  wirklichen  Ge- 
samtbeitragszeit und  Gesamtbeitragssumme,  sowie  nach  dem 
Verhältnis  der  Verteilung  der  letzteren  auf  die  verschiedeuen 
Verbände,  worin  der  Invalide  stand,  herzustellen  und  ersichtlich 
zu  erhalten,  daher  die  Bemessung  der  Rente  nach  Verhältnis 
des  mittleren  Lohnes  der  Gesamtbeitragszeit  jedes  versicherten 
Individuums,  statt  nach  einem  einzigen  fixen  Einheitssatz  fQr 
alle  deutsche  Arbeiter,  fast  mühelos  zu  ermöglichen ; 

die  Verwaltungskosten  des  Gesamtverbandes  ohne  wesent- 
liche Steigerung  der  Kosten  der  Elementarverbände  (Kranken- 
kassen) fast  auf  nichts  herabzubringen ; 

kurz  den  weiteren  Verbänden  den  natürlichsten  Aufbau 
aus  den  gleichartigen  Lokalinstituten  zu  geben  und  dem  Rech- 
nungs-,  Kassen-,  Einhebungs-,  Deckungs-,  Leih-  uud  Zahlungs- 
wesen, Einfachheit  und  Gleichmässigkeit  zu  verscbaflFen.  Diese 
Verschmelzung  liegt  so  zu  sagen  in  der  Natur  der  Sache; 
denn  in  dem  Zweck,  gegen  Erwerbsunfähigkeit  Notversorgung 
zu  sichern,  treffen  die  Krankenkassen  mit  den  Kassen  für  alle 
wie  immer  verursachte  Dauer-Erwerbsunfähigkeit  vollständig 
zusammen  und  den  Lokal-  und  Elementardienst  der  Versiche- 
rung gegen  dauernde  Erwerbsunfähigkeit  können  die  Kranken- 
kassen (und  ihre  Kommunalsurrogate)  wohl  übernehmen. 

Allein  schon  die  Unfallversicherung  hat  diese  Lösung,  die 
so  nahe  liegt  und  so  einfach  ist,  nicht  gewählt,  sondern  eine 
abgesonderte,  nur  durch  wenige  Fäden  beiläufig  an  die  Kranken- 
versicherung angeknüpfte  zentralistisch-bureaukratische  Organi- 
sation geschaffen.     Zwei  Grundgebrechen,  Kostspieligkeit  und 
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gezwoogene  Gruppierang  ungleicher  Berufe  und  Risiken  bei 
manchen  »Berufsgenossenschaftenc,  sind  nicht  ausgeblieben  und 
bereits  allgemein  erkannt  und  beklagt.  Der  vorliegende  Ent- 
wurf der  »Alters-  und  Invalidenversicherungc  verfolgt  nun 
diesen  wie  uns  scheint  verhängnisvollen  Abweg  noch  weiter. 
Auch  er  verschmäht  den  Aufbau  der  Invaliditätsverbände  aus 
den  gleichartigen  Lokalverbänden  mit  möglichst  dezentrali- 
sierter Verwaltung.  Der  Vorschlag  geht  noch  weiter  und 
onterlässt  es,  die  ganze  Versorgung  gegen  Not  aus  dauernder 
Erwerbsunfähigkeit  einheitlich  und  einfach  zusammenzufassen: 
statt  eines  einzigen  Organismus  und  Dienstes  zur  Versorgung 
dauernd  erwerbsunfähiger  Lohnarbeiter  will  man  besondere, 
nur  äusserlich  sich  aneinander  anlehnende ,  im  Umfang  der 
Hülfsleistung,  in  der  Aufbringung  der  Mittel,  im  Kassen-  und 
Berechnungswesen ,  in  der  Beitragsbelastung  abweichende  Or- 
ganisationen und  Verwaltungsverfahren  för  Alters-  und  »In- 
validen c- Versicherung  schaffen  und  behandelt  den  Alters-  und 
Dauerkrankheits-Invaliden  der  gelernten  Arbeit  nicht  bloss 
anders  und  karger  als  den  üufallsinvaliden  derselben  Art, 
sondern  auch  jeden  Altersinvaliden  anders  und  karger  als  den 
Lohnarbeiter,  welcher  durch  Verunglückung  ausser  Betrieb, 
dauernde  Krankheit,  Kräfteverfall  dauernd  arbeits-  und  er- 
werbsunföhig  geworden  ist  und  welchem  man  den  Namen 
»Invalide«  schlechtweg  —  mit  Ausschluss  der  Alters-  und 
der  Betriebsunfalls-Invalidität  —  beilegt.  Nur  in  Einem 
Punkte,  wird  die  Alters-  und  »Invaliden c- Versicherung  an 
die  Unfallversicherung  angelehnt,  und  da  ist  die  Verknüpfung 
wenig  zweckmässig :  die  Verwaltungsorgane  der  Unfallversiche- 
rung —  Vorstände  und  Schiedsgericht.e  —  werden  mit  der 
Ausführung  der  Alters-  und  Invaliditätsversicherung  beauftragt. 
Diese  Anlehnung  ist  verfehlt;  denn  nur  die  ünfallsversicherung 
erträgt  zur  Not  die  ihr  gegebene  korporativ-bureaukratische 
Zentralisation  und  konnte  den  Unternehmern,  die  die  Last 
allein  bestreiten,  zur  Verwaltung  überlassen  werden.  Bei  der 
»Alters-  und  Invalidenversicherungc  trifft  beides  nicht  zu;  die 
in  den  Vorständen  der  Unfallsgenossenschaften  nicht  vertretenen 
Versicherten  und  die  Reichssteuerträger  haben  je   ein  Drittel 
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beizatragen  und  die  »Alters-  and  Invalidenversicherongc  be- 
darf in  weit  höherem  Masse  als  die  Unfallsversicherung  der 
Dezentralisation  und  der  Mitwirkung  von  Elementarverbäaden, 
da  die  nicht  durch  Unfall  verursachte  dauernde  Erwerbsun- 
fähigkeit dem  Missbrauch  der  Kassenhilfe  grösseren*  Spielraum 
gewährt.  Es  ist  wirklich  so:  soweit  Verschmelzung  und  gleich- 
artige Verwaltung  der  dreierlei  ursachlich  verschiedenen  Fälle 
dauernder  Erwerbsunfähigkeit  wünschenswert,  weil  natürlich, 
einfach  und  wohlfeil  wäre,  fehlt  die  erstere;  wo  aber  innerhalb 
des  einheitlichen  Gesamtdienstes  zu  Versorgung  der  Invalidität 
(Dauer- Erwerbsunfähigkeit)  besondere  Abtönungen  einzelner 
Teile  der  Organisation  und  des  Verfahrens  für  die  Alters-  und 
»Invalidenc- Versicherung  begründet  wären,  da  wird  die  letztere 
zum  Beiwagen  einer  an  sich  schon  viel  zu  zentralistisch 
zugeschnittenen  Organisation  der  Unfallversicherung.  Die 
Grundforderung,  dass  die  weiteren  und  weitesten  Verbände 
für  Versorgung  aller  Fälle  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  oder 
Invalidität  im  weiteren  Sinne,  —  kurz  die  Invaliditätsverbände 
—  aus  den  Krankenkassen  als  Elementarverbänden  für  die 
notwendig  dezentralistische  und  individualisierende  Durchfüh- 
rung der  Versorgung  aller  Invalidität  sich  aufbauen  und  als 
tragfäbige  Zusammenfassungen  von  Lokalkörpern  gleicher  Art 
sich  hinstellen,  —  diese  Grundforderung  ist  ebensowenig  zur 
Geltung  gekommen,  als  die  korrelate  Forderung,  dass  um- 
gekehrt gleichartige  Elementarverbände  den  In validitäts- Ver- 
band dem  Zweck  der  Krankenversicherung,  d.  h.  der  Versor- 
gung zeitweiliger  Erwerbsunföhigkeit,  in  Beziehung  auf  Röck- 
versicherung ,  Selbstverwaltungskontrolle ,  Streitausgleichung, 
Reziprozität,  Statistik ,  autonome  Fortentwickelung  dienstbar 
machen.  Die  deutsche  Reichsgesstzgebung  hat  somit  zwar 
stückweise  grossartiges  in  der  Kranken-,  in  der  Unfalls-  und 
jetzt  in  der  Alters-  und  »Invalidenc- Versicherung  aufzuweisen, 
aber  doch  nur  grossartige  Stückwerke,  noch  kein  geschlossenes 
Ganzes,  keine  einheitliche  Verknüpfung  der  Elementar-  und 
der  Zentralinstitute  zu  dem  einzigen  und  allgemeinen  Zweck 
der  Versorgung  der  Lohnarbeiter  bei  Erwerbsunfähigkeit,  keine 
organische  Verteilung  des  Gesamthilfsdienstes  je  einerseits  auf 
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die  engeren  Verbände,  die  ihrer  Leistungsfähigkeit  nach  eben 
nicht  bloss  Krankenkassen  sind,  andererseits  auf  die  weiteren 
Verbände,  welche  über  die  Invalidenversorgung  hinaus  auch 
f&r  gemeinsame  Interessen  der  Krankenversicherung  nützliches 
leisten  könnten. 

Zur  Erklärung  dieser  Thatsache,  welche  keiner  eindringen- 
den Kritik  entgehen  kann,  sucht  man  in  den  Motiven,  Be- 
richten und  Reden  der  Zwangshülfskassengesetzgebung  ver- 
gebens nach  inneren,  aus  der  Natur  der  Sache  selbst  hervor- 
gehenden Gründen.  Die  »Denkschriftc  z.  B.  zu  den  »Grund- 
zügen  der  Alters-  und  Invalidenversicherungc  lässt  jede  Be- 
gründung dafür  vermissen,  weshalb  der  bedenklich  hohe  Reichs- 
beitrag nur  für  »Alters  und  In validen- Versicherunge ,  nicht 
auch  für  Unfallversicherung  angezeigt  ist.  Man  vermisst 
ferner  die  ausreichende  Nachweisung  dafür,  weshalb  nur  bei 
der  »Alters-  und  Invalidenversicherungc  nicht  auch  bei  der 
Unfallversicherung  das  Deckungskapitals-  statt  des  Umlage- 
verfahrens, und  ersteres  nur  gegenüber  den  beitragspflichtigen 
Versicherten  und  Arbeitgebern,  nicht  aber  auch  dem  Reichs- 
beitrag gegenüber  am  Platze  sein  soll.  Nicht  mit  einem  Wort 
ist  die  Rechtfertigung  dafür  gegeben,  dass  die  Invalidisierung 
der  Arbeitergreise  und  der  dauernd  Kranken  (»Invalidenc) 
eben  im  Verfahren  der  Unfalls-Invalidisierung  zweckmässig 
durchgeführt  werden  kann  ,  dass  zwar  bei  der  Krankenver- 
sicherung alle  beitragenden  Teile  in  der  Vorstandschaft  ver- 
treten sein  müssen,  bei  der  Alters-  und  Invaliden- Versiche- 
rung aber,  trotzdem  Arbeiter  und  Reichssteuerträger  je  ein 
Drittel  zuschiessen,  nur  die  Unternehmer  der  Unfallberufs- 
genossenschaften. Liest  man  die  Motive,  Reden,  Berichte 
wieder  und  wieder,  so  erkennt  man  zwar  sehr  leicht  die  wahren 
Ursachen,  derenwegen  die  Gesetzgebung  so  zerrissen  geworden 
ist;  wir  werden  diese  Ursachen  alsbald  erkennen  und  haben 
sie  schon  vor  vier  Jahren  genau  bezeichnet  ^) ,  aber  aus- 
gesprochen sind  die  Beweggründe,  die  dahin  geführt  haben, 
nicht.  Ausgesprochene  und  zwar  nur  schüchtern  ausgesprochene 


1)  Allgemeine  Zeitung  1884,  Nr.  49  ff. 
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Gründe  smd  die  Vorliebe  für  die  Betriebsunfalls-Inyalidität^ 
der  eine  Art  Privilegium  nobile  recht  menschlich  aber  unge- 
rechtfertigt zuerkannt  wird,  und  der  beginnende  Zweifel  an 
der  Erschwinglichkeit  eines  der  Kranken-  und  der  Unfallver- 
sicherung in  den  Leistungen  ebenbürtigen,  gleich  massigen 
Ausbaues  der  Arbeitergesamtversicherung. 

Beschäftigen  wir  uns  zuerst  mit  diesen  zwei  Leitmotiven  ! 
Denn,  wenn  mau  erst  über  diese  im  reinen  ist,  wenn  man 
zuvor  die  feste  Ueberzeugung  gewonnen  hat,  dass  weder 
eine  Privilegium  nobile  der  Unfallsinvaliditat  begründet,  noch 
das  finanzielle  Bangen  vor  dem  in  allen  Teilen  gleichmässigen 
Ausbau  der  grossen  Schöpfung  des  Kaisers  Wilhelm  im  ge- 
ringsten gerechtfertigt  ist,  so  wird  es  ein  leichtes  sein,  nachza- 
weisen,  dass  alles,  was  am  vorliegenden  Versiche- 
rung sentwurf  an  fechtbar  ist,  nurinderVerzweif- 
lung  an  der  Ausführbarkeit  rechn  ungsmässige  r 
Individualisierung  jedes  Arbeiters  in  Beziehung 
auf  Höhe  und  Bewegung  des  Lohneinkommens 
während  der  pensionsf  ähigeu  Beitragsgesam  t- 
zeit  seine  Wurzel  hat.  Es  braucht  dann  nur  der  Nach- 
weis geführt  zu  werden ,  dass  diese  administrativ-technische 
Verzweiflung  des  Gesetzgebers  völlig  unbegründet  ist,  indem 
die  dezentralisierende  Begründung  der  Invalidi- 
tätsversicherung auf  die  Krankenkassen  und  deren 
Kommunalsurrogate  (in  der  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Versicherung)  jene  rechnungsmässige  Individualisie- 
rung des  Lohneinkommens  jeglicher,  wo  iipmer 
zugebrachten  Beitragszeit  in  der  einfachsten 
Weise  durchzuführen  gestat  tet:  so  ist  die  gleichmässige 
und  —  wie  sie  in  der  Kranken-  und  Unfallversicherung  so  richtig 
begonnen  ;hat  —  individualisierende  Durchführung  der  überall 
den  Notbedarf  wirklich  reichenden  Arbeitergesamtversicherung 
durchaus  möglich.  Der  Verschmelzung  von  Betriebsunfalls-, 
Alters-  und  Dauerkrankheits- Versorgung  zu  einer  allumfassen- 
den Invalid itäts Versicherung,  wobei  die  Krankenkassen  als  Ele- 
mentarverbände der  Invalidenkasse  dienen,  wie  die  Mitwirkung 
der  Invalidenverbände  für  gemeinsame  Zwecke  der  ihnen  zuge- 
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hörigen  EraDkenkassen  sind  alsdann  von  selbst  gegeben.  Eine 
Masse  unnützen  Geld-  und  nauientlicb  Zeitaufwandes  schwindet 
samt  aller  wirklichen  und  selbst  scheinbaren  Zurücksetzung  der 
Arbeiterwelt  und  samt  der  Notwendigkeit  allzu  weitgehender 
Mitleidenschaft  der  Beichsfinanzen  für  die  Sozialpolitik. 

2)  Die  Zurücksetzung  der  gelernten  Arbeit  in  der  Alters-  und 
Siechtums-  gegenüber  der  Betriebsunfalls-Versicherung. 

Siechtumsinvaliden  sind  für  uns  alle  Invaliden,  die  weder 
durch  Betriebsunfall,  noch  durch  Greisenalter,  sondern  irgend- 
wie sonst  —  sei  es  durch  Verunglückung  ausser  Betrieb,  sei  es 
durch  fortgesetzte  Krankheit,  sei  es  durch  Eräfteverfall  vor  dem 
Greisenalter  —  dauernd  arbeits-  und  erwerbsunföhig  ge- 
worden sind.  Wir  gebrauchen  im  folgenden  den  Ausdruck :  In- 
validität in  allgemeinerem  Sinn  als  es  die  »Grundzüget  thun. 
Denn  im  Sprachgebrauch  bezeichnet  »Invaliditätc  jede  wie  immer 
geartete  Dauer-Erwerbsunfähigkeit  und  umfasst  daher  alle  drei 
ursachlich  verschiedenen  Arten  der  letzteren  —  Betriebsunfalls 
(Unfalls)-,  Alters-  und  Siechtumsinvalidität  zugleich. 

Der  Entwurf  behandelt  die  drei  ursachlich  verschiedenen 
Fälle  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  auch  in  Beziehung  auf 
den  umfang  der  Hülfereichungen,  nicht  bloss  im  Versorguugs- 
verfahren  sehr  ungleich,  weil  er  nicht  individualisiert  sondern 
nivelliert  und  alle  Invaliden  ohne  Rücksicht  auf  die  grossen 
unterschiede  des  Lohnes  und  der  Lebenshaltung  zwischen  ge- 
meiner und  gelernter  Arbeit  mit  120  bis  250  Mark  Rente 
versorgen  will.  .  Dies  ergibt  die  Anomalie ,  dass  ganz  ge- 
meine Arbeit,  wie  sie  nicht  bloss  in  Land-  und  Forstwirtschaft 
sondern  im  Osten  auch  bei  den  Gewerben  massenhaft  vorkommt, 
mehr  Rente  erlangt  als  bei  der  Unfallversicherung,  während 
die  gelernte  Arbeit,  welche  mehr  als  las  Mark  Taglohn  bezieht, 
nie  auf  eine  Rente  von  66  %  des  Jahreslohnes  gelangen 
kann.  Die  besser  gelohnt  gewesenen  Alters-  und  Siechtums- 
Invaliden  —  letzteren  geben  die  > Grundzüge«  allein  den 
Namen  »Invaliden«. —  sollen  also  weniger  erhalten  als  die 
Unfallsinvaliden.  Auch  das  Verfahren  der  Bedeckung  der  In- 
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validen-Rentenlast  ist  nicht  dasselbe.  Ein  zureichender  Grund 
lässt  sich  für  Beides  unseres  Erachtens  nicht  aufbringen. 

Alle  drei  Klassen  dauernd  erwerbsunfähiger  Lohnarbeiter 
treffen  darin  überein,  dass  sie  gegen  Not  aus  dauernder  Erwerbs- 
unfähigkeit Sicherstellung  bedürfen,  die  Versorgung  gegen  die 
Not  aus  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  ist  der  stets  gleiche 
Zweck  der  ganzen  Invaliditäts- Versicherung ;  diese  Versiche- 
rung erfolgt  materiell  durch  einen  weiteren  Verband,  da  der 
gegen  zeitweilige,  höchstens  ISwochige  Erwerbsunfähigkeit 
versichernde  engere  Verband,  die  sog.  Krankenkasse,  zur  Ver- 
sorgung auch  der  dauernden  Erwerbsunfähigkeit  die  erforder- 
liche Tragkraft  nicht  besitzt.  Ist  aber  Not  aus  Erwerbsun- 
fähigkeit der  überall  gleiche  Grund  der  Invalidenversicherung, 
so  sind  auch  alle  drei  Invalidenklassen  —  Betriebsunfalls-, 
Alters-  und  Siechtums-Invaliden  —  im  Ausmasse  der  Hil&- 
reichung  gleichzustellen,  iu  der  Organisation  zusammenzufassen, 
im  Verfahren  aber  nur  so  weit  abweichend  zu  behandeln,  als 
die  besondere  Verursachungsweise  besondere  Umsiebten  und 
Vorsichten  fordert.  Lediglich  das  Invalidisierungsverfahren 
fordert  für  die  eine  und  andre  Kategorie  die  eine  oder  andre 
besondere  Einrichtung,  dagegen  die  Ungleichheit  im  Masse 
der  Versorgung  und  in  der  Art  der  Aufbringung  der  Versor- 
gungsmittel, desgleichen  die  Zerreissung  des  Versorgungsge- 
samtdienstes in  mehrere  besondere  Anstalten  und  die  gezwungene 
Anfügung  der  Alters-  und  Siechtums- Versorgung  an  die  pra- 
potente  Unfallsversorgung  lassen  sich  in  keiner  Weise  recht- 
fertigen. Das  sei  der  Gegenstand  der  Nachweisungen  dieses 
Abschnittes! 

Die  Alters-  und  die  Siechtumsinvaliden  der  gelernten  Ar- 
beit sind  in  dem  Entwarf  hinsichtlich  des  Umfanges  der 
Versorgungsansprüche  zurückgesetzt  und  zwar  in  vierfacher 
Hinsicht :  1)  in  dem  Betrag  der  erreichbaren  Rente,  2)  in  der 
Angehörigenversorgung,  die  nur  bei  Unfallssterblichkeit  eintritt, 
3)  in  der  Versagung  der  Proportionalitat  zwischen  der  Lohn- 
hohe, beziehungsweise  Lebenshaltung  einerseits  und  dem  In- 
validen-Rentenbetrag anderseits,  endlich  4)  in  der  Abhängig- 
keit des  Rentenbetrages  von  der  vorausgegangenen  Beitragszeit. 
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1)  DieZurücksetzuDgim  erreichbaren  Renten- 
b  6  z  u  g.  Der  Renten bezug  des  ünfallsin  validen  beträgt  zwei  Drit- 
tel deskrankenkassenpflichtigen  letztbezogenen  Lohneinkommens, 
soweit  letzteres  2000  Mark  nicht  übersteigt.  Die  erreichbare 
Rente  des  Alters-  und  Siechtumsin?aliden  soll  mindestens 
120  und  höchstens  250  Mark  betragen.  Nimmt  man  für 
Deutschland  mit  dem  folgenden  Abschnitt  den  mittleren  Taglohn 
auf  R.-M.  I40,  einen  vollen  Jahreslohn  für  erwachsene,  männliche, 
gemeine  gewerbliche  Arbeiter  auf  420  Mark  an,  so  er- 
hält ein  so  bezahlter  ünfallsinvalide  der  gewerblichen  Arbeiter- 
welt mindestens  280  Mark,  er  kann  aber  bis  zu  1333  Mark 
33  Pfennig  erhalten,  wenn  er  höheren  Lohn  verdiente,  bezw. 
entsprechend  höhere  Lebenshaltung  hatte.  Was  ist  der  Grund 
dieses  quantitativen  Abfalls  in  der  Versorgung  der  Alters- 
nnd  Siechtums-Invalidität  gegenüber  der  Unfallsversicherung? 
Etwa,  wie  die  »Grundzüge«  angedeutet  hatten,  die  Rücksicht 
darauf,  dass  die  Unfallsinvalidität  durch  den  Erwerbsbetrieb  selbst 
herbeigeführt  ist  ?  Das  ist  in  keiner  Weise  stichhaltig.  Einmal 
ziehen  auch  viele  Sieche  durch  den  Beruf  sich  ihre  dauernde  Er- 
werbsunfähigkeit zu;  man  kann  gar  nicht  unterscheiden,  ob  und 
wie  viel  die  natürliche  Kräfbeabnahme,  wie  viel  der  berufliche 
Kraft-  und  Gesuudheitsverbrauch  zur  Invalidität  beiträgt.  So- 
dann kommt  es  darauf  auch  gar  nicht  an.  Der  Zweck  der 
VersicTierung  ist  entscheidend.  Dieser  aber  besteht  in  der 
Versorgung  gegen  die  aus  der  Erwerbsunfähigkeit  entspringende 
Not  und  diese  Not  ist  im  Durchschnitt  bei  Alters-,  Siechturas- 
und  Unfallsinvaliden  wohl  dieselbe.  Die  Art  der  Herbeiföh- 
rung  der  Erwerbsunfähigkeit  —  durch  Betriebsunfall  oder 
durch  natürliche  Altersschwäche  oder  durch  dauernde  Krank- 
heit, Schwäche,  Verunglückung  ausser  Betriebes  —  macht 
keinen  durchgreifenden  Unterschied  in  dieser  Hauptsache.  Der 
erwerbsunföhige  Arbeitergreis,  der  fortkränkelnde  Siechtunis- 
invalide werden  häufig  eher  mehr  bedürfen  und  seltener  von 
erwerbsfähigen  Angehörigen  umgeben,  weniger  vom  öflFentlichen 
Mitleid  unterstützt  sein  als  der  Unfallsinvalide.  Im  Durch- 
schnitt ist  die  Bedürftigkeit  der  ersteren  gewiss  nicht  geringer 
als  jene  des  letzteren.    Was  den  wahren  und  überall  gleichen 
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Grund  der  Versorgung  g^en  die  Erwerbsuntähigkeit  betriffl, 
so  lässt  siel)  die  fragliche  Zurücksetzung  der  Alters-  und 
Siechtumsinvaliden  gelernter  Arbeit  ganz  gewiss  nicht  recht- 
fertigen. Oder  ist  ein  andrer  Rechtfertigungsgrund  zu  finden? 
Etwa  die  ünerschwinglichkeit  der  Mittel?  Wir  werden  im 
folgenden  Abschnitt  nachweisen,  dass  auch  dies  in  der  Haupt- 
sache zu  verneinen  ist  Wenn  das  aber  auch  nicht  wäre,  so 
mOsste  man  nicht  die  Unfallsinvaliden  bevorzugen ,  sondern 
alle  Invaliden  auf  jene  gleiche  Rate  setzen ,  wozu  die  Mittel 
aufzubringen  sind,  oder  eine  baldige  Ausgleichung  wenigstens 
ganz  bestimmt  in  Aussicht  nehmen. 

Auch  in  Beziehung  auf  das  Krankengeld  ist  der  Unfalls- 
invalide bevorzugt;  er  erhält  flir  die  5.  bis  13.  Erankheits- 
woche  66^/8  statt  50%  des  Lohnes  an  Krankengeld  (Gesetz 
V.  6.  Juli  1884,  §  5),  während  der  Alters-  und  Siechtumsin- 
valide in  der  Uebergangszeit  allen  Beschränkungen  des  Kranken- 
geldbezuges unterworfen  bleibt.  Wir  legen  ein  besonderes 
Gewicht  hierauf  nicht  und  halten  uns  bei  diesem  Punkt  daher 
nicht  länger  auf;  die  besondere  Bedürftigkeit  nur  des  Unfalls- 
invaliden in  der  Uebergangszeit  würde  sich  übrigens  kaum 
erweisen  lassen.  Dagegen  wäre  in  diesem  Zusammenhange 
die  Frage  aufzuwerfen,  ob  nicht  alle  drei  Klassen  von  Inva- 
liden gegen  bestimmte  statutarische  Sätze  Heilpflege  bei  der 
Krankenkasse  in  Anspruch  zu  nehmen  berechtigt  werden  sollten ; 
erst  dadurch  wird  die  Hilfe  gegen  Not  aus  dauernder  Erwerbs- 
unfähigkeit eine  vollständige.  Wenn  66^/8%  des  Lohnes  als 
Meistbetrag  aller  Invalidenrenten  angesetzt  werden  würden, 
gegen  50®/o  an  Krankengeld,  so  wäre  ein  Aequivalent  fQr 
Heilpflege  in  den  16*/s  Prozent  DiflFerenz  überhaupt  schon 
geboten. 

2)  DieZurücksetzung  in  derAngehörigen- 
Versorgung.  Ist  es  für  den  Alters-  und  Siechtumsiuva- 
liden  weniger  schmerzlich,  wenn  er  —  oft  auch  sofort  sterbend 
—  die  Angehörigen  unversorgt  hinterlässt,  als  für  den  UnfaUs- 
invaliden?  Sind  seine  Witwe  und  kleinen  Kinder  im  Durch- 
schnitt weniger  bedürftig  und  eher  erwerbsfähig,  als  jene  des 
Unfallsinvaliden  ?  Oder  hinterlässt  der  letztere  im  Durchschnitt 
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überhaupt  eher  Witwen?  Wird  der  Alters-  und  Siechtums- 
invalide  im  ganzen  weniger  eingezahlt  haben ,  oder  belastet 
er  die  Kasse  kürzere  Zeit?  Alle  diese  Fragen  braucht  man 
nur  zu  stellen,  um  eine  bejahende  Antwort  nicht  zu  geben. 
Der  Entwurf  versagt  den  bald  sterbenden  Alters-  und  Siech- 
tums-Inyaliden  die  Angehörigen-Versorgung  und  gibt  für 
diese  zweite  Zuröcksetzung  oflPen  die  Unerschwinglichkeit  der 
Kosten  an,  indem  er  für  die  Alters-  und  »Invalidenc-Ver- 
sicherung  höchstens  18  Mark  Jahresbedarf  pro  Arbeiter,  da- 
gegen für  Witwen-  und  Waisenversorgung  allein  16  Mark  als 
Jahreserfordernis  annimmt.  Angenommen,  aber  nicht  zu- 
gegeben ,  dass  die  Mittel  unerschwinglich  sind ,  so  wäre 
daraus  doch  nur  die  Folgerung  zu  ziehen,  dass  auch  bei  den 
Unfallsinvaliden  die  Angehörigenversorgung  auf  das  Mass  her- 
untergehe, welches  fttr  Invalidenfamilien  jeder  Art  erschwing- 
lich ist;  die  Versorgung  der  Augehörigen  von  Unfallsinva- 
liden ohne  Rücksicht  auf  Erwerbsfähigkeit  der  Witwe  und 
auf  EIrwerbsgelegenheit  der  Kinder  geht  überhaupt  zu  weit. 
3)  DasAbsehen  von  denUnterschieden  des 
Lohnesund  der  Lebenshaltung.  Alle  deutschen 
Lohnarbeiter  ohne  Ausnahme  sollen  dieselbe  Rente  beziehen : 
120  Mark  alle  Altersinvaliden,  120  bis  250  Mark  alle  Siech- 
tnmsinvaliden  je  nach  der  Zahl  der  eingezahlten  Beitragsjahre. 
Auf  örtliche  Unterschiede  in  den  Lohnsätzen  und  Lebensmittel- 
preisen, auf  die  berechtigt  höhere  Lebenshaltung  der  gelernten, 
besser  bezahlten  Lohnarbeit  soll  gar  keine  Rücksicht  genom- 
men werden ,  während  bei  den  Kranken-  und  Unfallskassen - 
Beiträgen  und  Bezügen  in  ganz  richtiger  Weise  die  individua- 
lisierende Richtung  der  Versorgung  durch  Verhältnismässigkeit 
zwischen  Lohn  und  Beitrag  einerseits  und  Untersttitzungsbezug 
anderseits  zur  Geltung  gekommen  ist.  Die  Folge  dieser 
Nivellierung  ist,  dass  man  zu  einem  Mindestsatze  und  einem 
Höchstbetrage  kommt,  welcher  in  einigen  Landstrichen  und  für 
geringste  Arbeit  erheblich  zu  hoch,  im  grössten  Teile  Deutsch- 
lands aber  nicht  ausreichend  ist,  auch  nur  die  Notdurft  zu 
decken,  worauf  wir  im  Abschnitt  3  zurückkommen.  Auch  für 
diese   dritte  Zurücksetzung  gilt  analog  dasselbe,    wie  für   die 
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zwei  schon  erwähnten  Zurücksetzungen.  Wenn  Alters-  and 
Siechtumsinvaliden  ohne  alle  RQcksicht  auf  ortliche  Preisunter- 
schiede und  auf  die  grosse  und  berechtigte  Verschiedenheit  in 
der  Lebenshaltung  der  besonderen  Berufe  auf  120  bis  250 
Mark  nivelliert  werden,  so  ist  dies  genau  ebenso  hart,  als 
wenn  die  Unfallsinvaliden  in  gleicher  Weise  gleichbehandelt 
werden  würden.  Entweder  reichen  die  Mittel  für  alle  drei 
Klassen  von  Invaliden  aus,  so  sind  auch  alle  drei  so  zu  be- 
handeln ,  wie  es  die  Unfall-  und  Krankenkassengesetze  vor- 
züglich getroffen  haben,  oder  sie  sind  dem  notwendigen  Kargen 
und  der  gebotenen  Vorsicht  gleichmässig  zu  unterwerfen. 

4)   Zurücksetzung    durch    Abhängigkeit   des 
Ren tenbetrages  von  der  Beitragszeit.    Der  Unfalls- 
invalide   bezieht  bis  zu    1333  Mark  Rente  ganz   unabhängig 
von  der  Zeit,  die  er  Beiträge  geleistet  hat.    Der  neueste  Ent- 
wurf ist  nun  zwar  in  dem  einen  Punkte   völlig  gerecht   und 
konsequent,    dass    er  auch  jede  durch   die  Berufsarbeit  selbst 
herbeigeführte  Arbeitsentkräftung  (»Invaliditätc)  pensionsfahig 
macht,   sobald   der  Versicherte   überhaupt   zuvor  in    die  Ver- 
sicherungspflicht  eingetreten    ist;    der   Begriff  der  Unfallver- 
sicherung  wird    hiemit  in    richtiger  Weise  ausgedehnt.     Alle 
sonstige   Erwerbsunfähigkeit   gibt  aber   beim   Altersinvaliden 
erst  nach  30,  beim  »Invaliden«  (Siechtumsinvaliden)  erst  nach 
6  Jahren  Beitragszeit   Anspruch   auf  den  Rentenbezug.     Der 
Altersinvalide   soll   nie  mehr   als    120,   der  Siechtumsinvalide 
nur  dann  für  jedes  Jahr  vier  Mark  mehr  als  diesen  Mindest- 
betrag  erhalten,   wenn  er  über  die  Minimalzeit  von  fünfzehn 
Beitragsjahren   hinaus   gezahlt   hat.     Somit   sind   der   Alters- 
und der  Siechtumsinvalide  gegen  den  Unfallsinvaliden  und  der 
Altersinvalide    gegen     den    Siechtumsinvaliden    zurückgesetzt. 
Der  Siechtumsinvalide  muss  48  Jahre  ununterbrochen  gearbeitet 
und  beigetragen  haben,  um  250  Mark,  also  wohl  nicht  einmal 
zwei  Drittel  des  mittleren    gemeinen   gewerblichen  Tagelohns 
zu  erreichen.     Wie  viele  gewerbliche  Arbeiter  sind  durch  Elr- 
werbslosigkeitspausen  gehindert,  so  viel  Beitragszeit  zu  leisten  ! 

Nun  ist  wohl  unbedingt  zuzugeben,  dass  Arbeiterpensionen 
ebenso  wie  Staatsdienerpensionen  mit  den  Beitragsjahren  an- 


Der  Maogel  an  IndiTidaalisierung  in  d.  Alters-  u.  Inyalidenversicli.    431 

schwellen  sollen ;  denn  sonst  käme  ein  Hauptzügel  gegen  miss- 
bräuchliche  Pensionierung  vor  Eintritt  der  Erwerbsunfähigkeit, 
in  Wegfall  und  die  Mittel  für  das  massenhafte  Frühinvalidentum 
wären  gar  nicht  zu  erschwingen.  Allein  auch  bei  der  Unfalls- 
invalidität ist  der  Missbrauch  mittels  Selbstverstümmelung 
durchaus  nicht  ausgeschlossen,  der  gedachte  Zaum  also  auch  da 
wünschenswert,  daher  das  Aufsteigen  aller  drei  Invalidenklassen 
von  einem  ausreichenden  Mindestbezug  an,  welcher  etwas 
steigen  kann,  wenn  auch  die  Frau  erwerbsunfähig  und  uner- 
zogene Kinder  unter  10  bis  12  Jahren  da  sind,  genau  genommen 
wohlbegründet. 

Das  Ergebnis  ist:  durchgreifende  Gleichbehandlung  der 
Alters-  und  Siechtumsinvaliden  nach  dem  Ausmasse  der  Un- 
fallgesetze oder  Herabsetzung  der  Unfallsinvaliden  auf  das 
überhaupt  erschwingliche  Ausmass  der  Invalidenversicherung. 
Welche  der  beiden  Forderungen  zu  erfüllen  sei ,  wird  sich 
weiterhin  ergeben.  Ein  Privilegium  nobile  der  Betriebsunfalls- 
Invalidität  ist  in  keiner  Richtung  erweisbar. 

3)  Die  lohnstatistlsotaen  Grundlagen  für  die  Beurteilung  der 
Erschwinglichkeit  einer   im   Ausmass  der  ünfallgesetze  ge- 
haltenen allgemeinen  Invaliditätsrente. 

Die  Unerschwinglichkeit  der  ßentenlast  ist  es,  was  bei- 
läufig als  Grund  für  die  ungleiche  Behandlung  der  Alters- 
nnd  Siechtumsinvaliden  angeführt  wird.  Die  diesem  Bedenken 
zu  Grunde  liegende  Vorsicht  ist  gewiss  zu  loben.  Ist  dieselbe 
aber  auch  begründet? 

Gewiss  weit  weniger,  als  die  Anhänger  der  Vorlage  an- 
nehmen. Die  von  der  Reichsregierung  vorge- 
schlagenen Bezüge  —  wir  müssen  erstere  gegen  ihre 
eigene  Bescheidenheit  in  Schutz  nehmen!  —  bleiben  für 
gemeine  ungelernte  Arbeit  zum  Teil  gar  nicht; 
zum  Teil  nicht  weit  hinter  dem  zurück,  was  aus- 
reichend ist  und  hinter  dem,  was  auch  nach  Un- 
fallgesetz der  gemeinen  Arbeit  zufällt.  Das  Un- 
befriedigende liegt  in  der  Gleichheit  desselben  Mindest- 
und  Meistsatzes    ftir    alle    Arbeiter    ohne    Rücksicht    auf   die 
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Unterschiede  des  Lohnverdienstes,  der  Lebenshaltung  und  der 
örtlichen  Lebensmittelpreise.  Diese  Gleichheit  ist  nicht  durch 
ünerschwinglichkeit  der  für  die  Unfallversicherung  normierten 
Leistungen,  sondern  durch  das  Abbringen  von  der  Indivi- 
dualisierung der  Rente  jedes  Arbeiters  nach  Leistungsfähig- 
keit und  Lebenshaltung  veranlasst.  Behandelt  man  alle  Arbeiter 
gleich,  so  muss  man  annähernd,  wie  es  die  Vorlage  thut,  den 
geringsten  Lohnsatz  des  wohlfeilsten  Auslohnungsortes  zu 
Grunde  legen ,  damit  nicht  gerade  die  gemeinen  Arbeiter  zu 
Pensionisten  gezüchtet  werden.  Im  andern  Falle  der  Indivi- 
dualisierung ist  Mehrleistung  für  gelernte  Arbeit  wie  bei  der 
Kranken-  und  Unfallversicherung  durchaus  nicht  ausgeschlossen. 
Wir  haben  für  den  Beweis  dieser  Behauptung  zunächst  die 
lohustatistischen  Grundlagen,  so  weit  es  möglich  ist,  herzu- 
stellen und  hierbei  die  Bezüge  der  gemeinen  und  der  gelernten 
Arbeit  in  Deutschland  zu  sondern. 

Die  gemeine  Arbeit.  Wie  bekannt ,  hat  §  8  des 
allgemeinen  Kranken kassengesetzes  bestimmt:  Der  »Betrag  des 
ortsüblichen  Taglohnes  gewöhnlicher  Tagearbeiter« ,  dessen 
Hälfte  als  Krankengeld  in  der  Gemeindekrankenversicherung  zu 
reichen  ist,  »wird  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  nach 
Anhörung  der  Gemeindebehörde  festgesetzt«.  Diese  Bestim- 
mung hat  zu  einer  amtlichen  Ermittelung  des  gemeinen  Tage- 
lohnes gewerblicher  Arbeit  für  ganz  Deutschland  gefBhrt 
Solche  Ermittelung  wird  im  einzelnen  mehr  oder  weniger  un- 
gleich durchgeführt  werden  und  Vorsicht  in  der  Verwertung 
der  einzelnen  ZiflFern  wird  geboten  sein.  Für  unseren  Zweck 
sind  jedoch  die  Ergebnisse  brauchbar,  umsomehr  als  sie  im 
ganzen  den  statistisch  exakt  bekannten  volkswirtschaftlichen 
Gesamtzuständen  der  verschiedenen  Teile  des  Deutschen  Reiches 
ziemlich  genau  entsprechen. 

Die  Zeitschrift  »Arbeiterversorgung«  hat  in  ihren  letzten 
Jahrgängen  das  Material  stückweise  veröffentlicht.  Wir  ent- 
nehmen daraus  einige  charakteristische  Daten.  Der  Lohn  des 
erwachsenen  männlichen  gemeinen  gewerblichen  Arbeiters 
betrug 
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im  Regiernngsbesir 

k  „  ,«_ 

Lohnsatz 

(Kreis,  Oberamt  n.  s.  w. 

R.-Mk. 

1)  von  Oso  R.-M.  an: 

Gambinnen 

080— ho 

Marienwerder 

080-h« 

Liegnitz 

090— ho 

Breslau 

080— ho 

2)  Yon  loo  R.-M.  an: 

Königsberg 

loo— ho   (2) 

Bromberg 

ho — hö 

Merseburg 

lo«^-l76 

Brandenburg 

ho— Itö 

Minden 

Oberfranken 

loo— 2oo 

Grossh.  Hessen 

loo-2oo 

3)  von  ho  R.-M.  an: 

ünterfranken 

ho-ho 

Mittelfranken 

ho— 2 

Württ.  8chwarz- 

waldkreis 

ho— 2 

4)  Ton  It«  Q.  It5  B.-M. 

an:  Stettin 

ho-2 

Hannover 

ho— 2s» 

Bautzen 

ho-2 

Erfurt 

h0-l50 

Braunschweig 

li6 — ho 

Münster       ^ 
Lüneburg    j 

ho— 240 

Aurich 

1S6— 2lO 

Aachen 

ho— 2oo 

5)  von  Iso  R.-M.  an: 

Mecklenburg  (Do- 

minien u.  Städte] 

Iso— 2oo 

Baden 

ho-260 

Kreish.  Leipzig 

Iso 2&0 

Oberbayern 

ho— 2oo 

Weimar 

Iso — ho 

Kassel 

Iso— 2it 

Trier 

Iso— 2oo 

Württemberg  (3  Kr.) 

ho— 2oo  (2to  Esslingen) 

Koblenz 

Iso — ho 

6)  von  ho  R.-M.  an: 

Mecklenburg 

(rittersch.  Güter) 

ho— 2oo 

Elsass-Lothringen 

ho— 2*0 

Schleswig-Holstein 

ho— 260 

Schwaben u.Neuburg  ho  — 166 

7)  von  Im  R.-M.  an: 

Magdeburg 

ho — 2oo 

Hohenzollern 

ho— 2oo 

Z.UM1IT.  L  StMtaw.    laSS.  III.  Haft. 
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.     ,  .im  Regierungsbesirk  „  ^, 

Lohnsatz         ,^    .  ®^,  f  .     B.-Mk. 

(Kreis,  Oberamt  d.  s.  w.) 

Oldenburg  Iso — 2q9 

Köln  150—240 

Arnsberg  Uo — 2so 

Mehr  als  Iso  R.-M.  Mindestsatz  söheint  kaum    vorzukommeD. 

Die  höheren  und  höchsten  Sätze  gehören  fast  überall 
den  Städten  oder  besonders  industriereichen  Kreisen  und  Be- 
zirken an.  Die  niedrigsten  Sätze  auf  dem  Lande  werden 
hauptsächlich  eine  wertvolle  Grundlage  der  Normierung  der 
Invaliditätsrente  sein.  Einmal,  weil  im  Anfang  vorsichtige 
Bemessung  der  Invalidenrenten  Gebot  ist.  Sodann,  weil  die 
Verzehrung  der  Pension  in  den  Städten  nicht  zu  Grunde  ge- 
legt zu  werden  braucht.  Dürfen  die  mindesten  Sätze  der  öst- 
lichen Provinzen  nicht  für  ganz  Deutschland  der  Normierung 
der  Invalidenrente  zu  Grunde  gelegt  werden  ,  weil  nicht  alle 
Invaliden  der  Arbeit  nach  Ostpreussen  und  Posen  in^tradiert 
werden  können ,  so  ist  dagegen  innerhalb  jedes  politischeD 
Bezirkes  der  Mindestsatz  oder  vielmehr  ein  weniges  über  dem 
letzteren  ein  tauglicher  Ausgangspunkt;  denn  gerade  dtf 
»gewöhnliche  Tagearbeiter c  kommt  überwiegend  vom  Land 
in  die  Stadt  und  findet  auf  dem  Land  leichte  und  passendste 
Aufnahme,  wenn  er  invalid  geworden  ist.  Bei  der  gelernten 
Arbeit  wird  die  Abdrängung  des  Invaliden  auf  das  Land 
überhaupt  fragwürdig  sein. 

Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  die  aufgeführten  Mindest- 
und  Höchstbeträge  des  gemeinen  Tagelohnes,  für  alle  Gattungen 
gemeiner  Arbeit,  oder  nur  für  die  gemeine  Arbeit  in  Industrie, 
Handel  und  Gewerbe  als  gültig  anzusehen  sind.  Im  allgemeinen 
wird  man  das  Letztere  annehmen  müssen.  Land-  und  forst- 
wirtschaftliche gemeine  Arbeit  wird  auch  in  Gegenden  mitt- 
leren deutschen  Wohlstandes  mehr  oder  weniger  erheblich 
und  umfassend  unter  die  obigen  Mindestsätze  herabgehen,  da 
letztere  in  Ausführung  des  Erankenkassengesetzes  für  indu- 
striell-gewerbliche Arbeit  (§  1  des  Kr.-K.-G.)  ermittelt  worden 
sind.  Sobald  die  Landesgesetze  für  land-  und  forstwirtschaft- 
liche Arbeiterversicherung  in  Eraft  stehen  werden,  wird  man 
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hierüber  umfossendeD  Aufschloss  erhalten.  Auf  dem  soeben 
stattgehabten  Genosseoschaftstag  württembergischer  Ortskran- 
kenkassen ist  es  z.  B.  zur  öffentlichen  Kenntnis  gelangt,  dass 
im  Oberamt  Ellwangen,  wo  der  nach  §  8  des  Er.-K-Gesetzes 
ermittelte  ortsübliche  Tagelohn  Iso  R.-M.  betragt,  Forstlöhne 
bis  zu  Oso  R.-M.,  herab ,  wie  in  Gumbinnen  für  gewerbliche 
Arbeiter,  vorkommen;  doch  verhehlen  wir  nicht,  dass  in  16 
Oberamtsbezirken,  wovon  acht  im  Neckarkreis  liegen,  die 
Taglöhne  über  den  Dnrchschnittssatz  der  anderen  28  steigen 
und  zwar  bis  2  Mark,  während  in  drei  Bezirken:  Neresheim, 
Münsingen,  Sulz  der  Lohnsatz  für  erwachsene  männliche 
Arbeit  auf  Iso  heruntergeht.  Aehnliche  Wahrnehmungen 
werden  wohl  überall  zu  Tage  treten.  Gegentiber  dem  Vor- 
schlag der  Reichsregiemng,  die  Invalidenrente  allgemein 
für  j^liche  Lohnarbeit  mit  R.-M.  120 — 250  zu  normieren, 
ist  dies  alles  sehr  wichtig;  flir  eine  Masse  gemeinster  Arbeit 
mag  dieser  Satz  noch  viel  zu  hoch  sein,  wir  kommen 
hierauf  zurück. 

Eline  weitere  statistische  Thatsache  ist  zur  Beurteilung 
der  Vorlage  wesentlich.  Wie  weit  steht  die  weibliche  hinter 
der  männlichen ,  die  jugendliche  hinter  der  erwachsenen  ge- 
meinen gewerblichen  Arbeit  im  Lohneinkommen  zurück. 

Eine  umfassende  Statistik  für  ganz  Deutschland  liegt 
diesfialls  nicht  vor.  Für  ein  Land  mit  mittleren  Verhältnissen, 
wie  Württemberg,  haben  wir  jedoch  das  Material  in  den 
»Jahresberichten  der  Handels-  und  Gewerbekammern  €  (1886) 
für  die  gemeine  gewerbliche  Arbeit.  Die  für  sämtliche 
Gemeinden  eines  Oberamtes  gleichmässig  festgesetzten,  orts- 
üblichen Tagelöhne  gewohnlicher  Tagearbeiter  betragen  in 
44  unter  64  Oberämtem  im  Durchschnitt: 

für  männliche  erwachsene  Arbeiter    Mk.  les 

>  weibliche  >  »  >     los 
»    männliche  jugendliche         >  »Ose 

>  weibliche  >  >  >     Oe? 

Im  Durchschnitt  beträgt  also  im  Gewerbe  der  Lohn  weib- 
licher erwachsener  Arbeiter  fast  genau  zwei  Drittel  des  Lohnes 
der  gleichartigen  männlichen  Arbeit.     Doch  kommen  in   ein- 

29* 
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zelnen  Bezirken  etwas  geringere  und  höhere  Sätze  vor.  Die 
»Grundzügec  normieren  also  richtig  die  weibliche  Arbeit  mit 
Vs  der  Rente  der  männlichen  Arbeit ;  dies  entspricht  ziemlidi 
genau  der  wirklichen  Lohnrelation  zwischen  den  Erwachsene 
beider  Geschlechter.  Wahrscheinlich  auch  in  der  Landwirtschaft? 
Für  verschiedene  Gemeinden  eines  Oberamtsbezirkes  ver- 
schieden  festgestellte  ortsübliche  Tagelöhne  ergeben 
fQr  die  vier  Klassen  gemeiner  Arbeit  mehr  oder  weniger  grosse 
örtliche  Abweichungen,  aber  im  Durchschnitt  ändert  sich  das 
Verhältnis  doch  nur  wenig  in  den  Landorten.  In  Stadt  und 
Bezirk  Esslingen  finden  wir  folgendes: 

erwachsene  jugeDdliche 

männliche    weibliche     männliche    weibliche 
R.-M.  R.M. 

Stadt  2ao  I20 

Landorte  Iso  Iso 

Dagegen  finden  sich  im  lohnniedrigsten  Bezirk  Freuden- 
stadt folgende  Löhne  je  für  die  vier  Klassen  von  Arbeitero 
in  Mark: 


R.-M. 

B.-M. 

1 

Oto 

1 

Oto 

erwachsene 

jugendliche 

weibliche 

männliche    weibliche 

Preudenstadt  (Stadt) 

I70 

I20 

loo               Oso 

Durweiler 

loo 

Oso 

Oso                    OiO 

Roth 

loo 

Oeo 

Oeo               Oso 

üntermussbach 

loo 

O70 

Oso              Oso 

Wittendorf 

lio 

0«o 

O70              Ois 

Wörnersberg 

loo 

— 

—               — 

Daraus  geht  beiläufig  wieder  hervor,  dass  sogar  in  Würt- 
temberg der  gewerbliche  gemeine  Taglohn  des  männlichen 
Arbeiters  unter  den  niedrigsten  Lohnsatz  der  44  Oberämter 
(Mk.  lao)  herabgeht:  in  Durweiler,  Roth,  üntermussbach, 
Wömersberg  je  bis  1  Mark,  was  zu  66 Vs  %  einen  Renten- 
meistbetrag  von  nur  200  Mark  pro  Jahr  ergibt. 

Die  gelernte  Arbeit.  Die  umfassende  Statistik  der 
Löhne  gelernter  Arbeit  in  Deutschland  besitzen  wir  bis  jetzt 
nicht.  Wir  sind  genötigt,  die  nach  §  20  des  Krankenkassen- 
gesetzes gepflogenen  Ermittelungen  für  die  Ortskranken- 
kassen   Württembergs    als    Typus    mittlerer    Verhältnisse   zu 
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verwerten.  Die  diesfalligen  Ermittelangen  sind  in  zweierlei 
Weise  —  nach  Einheits-  und  nach  Klassensatzen  —  durch- 
geführt worden.     Es  ergeben  sich  folgende  Ziflfern: 

A)  Durchschnittliche  Taglöhne  je  für  s  a  m  1 1  i  c  h  e  männ- 
liche  und  weibliche  erwachsene,  sowie  jugendliche  Orts- 
kranken kassen-Mitglieder  festgesetzt : 


in  den 
Obenmta- 

Orta- 

jagendUoh 

B  Arbeiter 

betirken 

kraokenkasse 

nUUmliohe 

weibUohe 

mttnnliohe 

weibliohe 

-^^ 

-*^ 

Jf^^ 

JH»^ 

Balingen .    . 

für  Ehingen     . 

1  80 

1  10 

-80 

—  60 

Freudenstadt 

»  Freudenstadt 
»    Baiersbronn 

2  - 

1  60 

-90 
-80 

1  - 

-80 

-  64 
-60 

Horb   .    .    . 

der  Landgem.  . 

1  62 

1  08 

-r-    60 

—  42 

Lodwigsborg 

in  Zuffenhausen 

/  2  50 
12  — 

1  50 

1  — 

1  — 

Nagold    .    . 

des  Bezirks.    . 

1  50 

1  - 

—  75 

—  75 

Neresheim    . 

dto.          .    . 

für  Obemdorf. 

Schramberg, 

1  20 

—  90 

—  50 

-  40 

Obemdorf    . 

Lauterbach . 
für  den  übrigen 

1  80 

1  — 

1  — 

—  70 

Bezirk      .    . 

1  50 

-  80 

—  80 

-  50 

für  die  Bäcker, 

Metzger    .    . 

2  — 

— 

1  — 

— 

far  die  Schuh- 

macher    .    . 

2  - 

1  50 

1  - 

—  70 

Stuttgart 

für  die  Schnei- 

Stadt   .    . 

derinnen, 

Ladnerinnen 



1  70 

_ 

—  70 

für   die    Fuhr- 

leute, Knechte, 

Taglöhner 
für  die  Bäcker, 

2  - 

1  40 

1  — 

—  70 

Wirte  .    .    . 

2  — 

1  10 

1  10 

-  90 

Tübingen     . 

fttr  die  Beklei- 
dungs-     und 

übrigen  Gew. 
für  d.  Landgem. 
für    die    Stadt 

2  — 

1  10 

1  10 

-  90 

Tuttlingen    . 

1  50 

—  85 

-  70 

—  50 

Ulm     ...  1 

(6  Klassen)    . 

2  bis  2.50 

140 

1  — 

1  - 

für  den  Bezirk 

2  — 

1  50 

1  — 

-  75 

Weiosberg  . 

»       »          » 

1  50 

1  — 

1  — 

-  80 

Hieraus  ergibt  sich,  dass  schon  der  Durchschnittslohn 
der  nichtgemeinen  gewerblichen  Arbeit  in  zwölf  Ober- 
ämtern erheblich  hoher  ist  als  der  gemeine  Tagelohn,  näm- 
lich,   wenn    man  Neresheim  (schwäbische  Alb)  beiseite  lässt: 
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von  l6o  bis  260,  meist  2  Mk.  In  Zoffenbaosen  worden  Mk.  2s« 
bezahlt  fbr  Maschinen-,  Manchesterarbeiter,  Sesselschreiner, 
Holzbildhauer,  Gärtner,  Gipser,  Maarer,  Zimmerlente ,  ond 
2  Mk«  für  alle  übrigen.  Schon  diese  Erhebung  ist  für  die 
Frage  der  (ileicbheit  oder  Verhältnismässigkeit  der  luTaliden- 
rente  von  grosser  Bedeutung. 

B)  Klassen-Durchschnittslöhne  nach  der  Höhe  des  Tages- 
verdienstes: 


in  den 

K  1  »a  a  e  n 

OrUkrAnkenkMia 



Oberämtem 

. 

r.    :  n.  ;  m. 

IV.   1    V.    !   VL 

JlgA\Jlk^\J^'9,''Jk'^\jllf^\Jk^ 

j^i 

Aalen  .    .    . 

des  Bezirks 

4  — 

3  50   3  -!  2  50;  2  - 

1  50 

1- 

Backnang     .  j 

dto 
der  Gerber 

!»- 

2  50 

t 
2  -'  l  50 

1  - 

-  75 

VIIL5I 

fQr  Balingen  und 
Thailfingen 

|3  - 

2  - 

1  50]  1  — 

—  75 

—  50 

Balingen  .    . 

für  Bitz,  Onstmet- 

u. 

1          1 

tingen  und  Winter- 

1 50    1  -  —  75  -  50  —  25 

lingen 

/ 

1 

t 

BeBit^heim 

des  Bezirks 

8  40 

2  701  2  20    1  60 

1  — 

-  75 

Biberach  .     . 

dto. 

2  40 

2  -    1  50'-  80 

Blaubearen   . 

dto. 

8  40 

2  80'  l  80,—  80' 

Böblingen     . 

dto. 

8 

2  50,  2  -    1  50i  1  - 

—  75 

Brackenheim 

dto. 

8  - 

2  50   2  -    1  50'  1  — 

-  75 

Calw    .    .    . 

dto. 

2  30 

1  80,  1  20]-  75 

Cannstatt 

dto. 

4  ~ 

3  50   3  —1  2  50 

2  - 

1  50 

1- 

Crailsheim    . 

dto. 

1  50 

-  90           1 

via^ 

Ehingen    .    . 

dto. 

1  80 

1  80  —  80 

Ell  Wangen    . 

dto. 

1  50  -  80' 

Esslingen .    .  | 

Freudenstadt  ( 
Gaildorf  .    } 

für  Esslingen 
für  Plochingen 

8  75 
8  20 

3  25   2  75'  2  25 
2  40    1  40!-  80 

1  75 

1  25 

^  TJ 

eines  Teils   des 
Bezirks 

}2  - 

1  60 

1  20'-  80 

dto. 

2  40 

1  80   1  lOl-  70 

Geislingen    . 

des  Bezirks 

4  — 

2  50'  1  60—  90l 

Gmünd     .     .  j 

derBijouteriearbeit. 

4  — 

3  50   2  70'  2  30 

1  80 

1  50 

^  9i 

1          1 

Via  51 

\ 

Göppingen    .  { 

des  Bezirks 

3  —    2  60;  2  20;  1  80 

1  40 

—  80 

-5l 

der  Oberamtsstadt 

4  — 

3  -;  2  -!   1   - 

in  Ebersbach 

2  - 

1  60|   1  —1 

Ball      .    .    / 

des  übr.  Bezirks 

2  - 

1  501—  851 

der  Oberamtestadt 

1  80   1  20,  1  -i~  80 

des  Bezirks 
für  Textilgewerbe 

1  2  84 

2  - 

1  70   1  20 

-  84 

Heidenheim  . 

für  Tabaksarbeiter 

1  90 

1  34 

-  84| 

für  gesuüdheitsge- 
tUhrliche  Gewerbe 

1  3  50 

2  34 

1  84 

1  70 

1  34 

-84 
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in  den 

KlasB  e  n 

Ortiikr&nir  <mk«jui4k 

Oberauntern 

w*  •B&iallA  OUKKBBO 

I 

I. 

"• 

in. 

IV. 

V. 

VL 

vn. 

i*^,-*^ 

JH»^ 

-^^ 

Jk^ 

Jk^ 

JH»^ 

ndenheim  .] 

für  mindergefährl. 

Kleingewerbe 
der  Oberamtsstadt 

|2  20 
3  — 

1  70 

1  34 

-84 

ailbronn 

2  75 

2  50 

2  25 

2  - 

1  75 

1  35 

der  Landgemeind. 

3  40 

2  70 

2  50 

1  60 

1  - 

-  75 

VIII.  1  10 

errenberg  . 

des  B^irks 

2  20 

1  76 

l  24 

-  76 

IX.     85 

irohheim     . 

dto. 

2  10 

1  20 

-  85 

X.     70 

anzelsau     . 

der  Oberamtsstadt 

2  - 

1  70 

1  40 

»npheim 

des  Bezirks 

2  - 

1  60 

-  80 

eonberg .    . 
entkiroh 

dto. 

3  - 

2  50 

2  - 

1  50 

1  - 

-  75 

dto. 

2  - 

1  20 

-  85 

udwigBborgj 

der  Oberamtsstadt 

und  von  Asperg 

des  Bezirks 

1'- 

2  40 

2  - 

1  60 

1  20 

-  80 

[arbach  .    . 

3  40 

2  70 

2  20 

1  60 

1  - 

—  75 

[anlbronn    . 

dto. 

3  40 

2  70 

2  20 

1  60 

1  — 

-  60 

Lünaingen    . 

dto. 

1  70 

1  20 

-  85 

feckarsulm  . 

dto. 

3  40 

2  70 

2  20 

1  60 

1  — 

-  60 

feaenbürg    . 

dto. 

3  - 

2  - 

1  - 

fürtingen    . 

1 

dto. 

für  Ravensburg 

für  Weingarten  und 

2  60 
2  - 

2  - 
1  50 

1  60 

1  30 
—  80 

1  — 

-80 

Lavensborg  X 

Baienfurt 

für  Weissenau 

2  10 

1  70 

1  — 

\ 

fOr  Wilhelmsdorf 

2  20 

2  - 

1  20 

tiedlingen    . 

des  Bezirks 

1  70 

1  20 

-  85 

tentlingen    . 

dto. 

2  - 

1  — 

-  90 

lottenborg  . 

dto. 

2  20 

1  50 

1  - 

lottweil   .    .1 

ffir  Seh  wennin  gen 
des  ttbr«  Bezirks 

2  20 
2  - 

1  50 
1  40 

-  80 

-  80 

^nlgau     .    . 

des  Bezirks 

2  - 

1  50 

1  — 

k^homdo^f    . 

dto. 

2  50 

1  80 

1  - 

-  70 

»paichingea . 

dto. 
der  Baagewerke 

l  60 
4  — 

1  20 
3  - 

-80 
2  — 

d.  Bierbrauer,  Küfer, 
Buehbinder 

3  - 

2  50 

2  — 

1  50 

1  - 

-  70 

der  Konditoren, 

Schneider,  gemein- 

Stuttgart, 
Stadt     .    . 

same  Ortskranken- 
ka88e,Buehdraeker, 

der  Textilindustrie, 

4  — 

3  50 

3  - 

2  50 

2  — 

1  50 

1  — 

Qold-  und  Silber-, 

Metallarbeiter, 

Schreiner,  Sattler, 

Friseure,  6&rtner 

derHandlun^gehilf. 

4  - 

3  50 

3  — 

2  50 

2  - 

8tQttgart,Amt 

des  Bezirks 

3  - 

2  50 

2  — 

1  50 

1  — 

—  75 

Suk      .    .     . 

dto. 

2  20 

1  50 

-  80 

Tettnang .    . 

dto. 

2  - 

1  50 

1  - 

Tübingen .    . 

der  Landgemeind. 

3  50 

3  — 

2  50 

2  - 

1  50 

1  — 
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in  den 
OberkmUrn 


Ortfkrankonksiie 


K  1  a  f  8  e  n 


I 


n. 


in. 


IV. 


VL 


VIL- 


Tübingen . 

Tattiingen 
Urach  .  . 
Vaihingen 
Waiblingen 
Waldsee  . 
Wangen  . 
Welzneim 


der  Feuer- u.  Wasser- 
arbeiter 
der  Bauarbeiter 
der  Stadt  Tuttlingen 
des  Bezirks 
dto. 
dto. 
dto. 
dto. 
dto. 


'  3  50 

3  85 
3 


50 


3  — 

2  85 
2  50 
2  75 
2  50 
2  70 
1  20 
1  50 
1  80 


2  50 

2  35 
2  — 
2  25 
2  - 
2  20 
-  80 
1  — 
1  - 


2  — 


—  70 


l  50|  1  10' 

1  35  1  lo' 
1  — .-  80| 
1  25  —  75; 


1  - 
1  - 


-  75 

-  60 


Hier  stosst  man  also  auf  Lohne  mehrfach  bis  zu  4,  riel- 
fach  bis  zu  3  und  mehr  Mark  in  Klasse  I,  bis  zu  2  Mk.  und 
darüber  noch  in  Klasse  II  und  III.  Auch  diese  Thatsache, 
die  ähnlich  überall  in  der  deutschen  Industrie  wiederkehren 
wird,  muss  gegenüber  dem  einheitlichen  Invalidenrentensatze 
für  alle  Arbeiter  von  ganz  Deutschland  zu  denken  geben. 

Um  die  oben  ermittelten  lohnstatistischen  Daten  f&r  die 
Kritik  der  geplanten  »Alters-  und  Invaliden- Versicherunge 
zu  verwerthen,  müssen  wir  in  diesem  Abschnitt  noch  einige 
Zahlen  feststellen,  indem  wir  untersuchen,  inwiefern  der  vor- 
geschlagene Satz  der  Invalidenrente  von  120  bis  250  Mk. 
dem  bei  der  Staatsdienerpensionierung  erprobten,  bezw.  dem 
im  Unfallsgesetz  vorgesehenen  Ausmasse  des  Pensionssatzes 
entspricht. 

In  den  Staatsdiener-Pensionsgesetzen  gilt  vielfach  ein 
Mindestsatz  von  40  Prozent  für  die  ersten  zehn  Jahre  als 
Minimalsatz  (fttr  die  Wartezeit).  Im  Unfallsgesetz  sind 
66^/8  Prozent  des  letztbezogenen  Lohnsatzes  als  Höchstbetrag 
der  Rente  festgesetzt.  Legt  man  diese  Grenzwerte  den  An- 
fangen der  Invalidenversicherung  zu  Grunde,  so  gelangt  man 
zu  folgender  Skala  der  Mindest-  und  Meist  betrage: 

„.  Arbeiter  mit  Lohn  per       .„    ,      . 

RlMsen  ^  ,  ^     .^^^  '^       ,  Mindestbetrag         Meiitbetrftg 

Tag  Jahr  (300  Tage)  *  ^ 

Mark  Mark  Mark         bii         Mark 

I  080       240       96      160 

II  loo       300      120      200 
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Klaasen 

>«>ii>« 

Jahr  (300  Tag.)  «""'-»'>«'"'« 

Meistbetrag 

HMk 

Hark 

Mark         bis 

Mark 

m 

llO 

330 

132 

220 

IV 

Iso 

360 

144 

240 

V 

l30 

390 

156 

260 

VI 

1«0 

420 

168 

280 

VJI 

l60 

450 

180 

300 

VIII 

Iso 

540 

216 

360 

IX 

2oo 

600 

240 

400 

X 

2.« 

750 

300 

500 

XI 

3oo 

900 

360 

600 

XII 

4oo 

1200 

480 

800 

In  Prozenten  des  Lohnes  betragen 

i«i  EinkomnMn 

▼OD  Mark 
Tag       Jahr 

120 

Mark  Mindestreiohiing 

250  Mark 

MeUtbeing 

sind  gleich  (=): 

Bind  gleich  (=): 

Os«         240 

50 

Proz.  d.  Jahreslohnes 

104t  Proz.  d.  Jahreslohnes 

lo»       300 

40 

838      ^ 

li.       380 

86s 

75« 

1»       360 

338 

694      ) 

1.0       390 

307 

63          : 

1«.       420 

277 

596      > 

1>*        450 

26e 

556         : 

Iso        S40 

22s 

468      > 

2o.        600 

20 

41e      1 

2m        750 

16 

38s      ^ 

Sc«       SOO 

138 

277      ) 

4m      1200 

10 

208        a 

6c«      2000 

6 

* 

128         > 

Wir  werden  die  Bedeutung  dieser  Zahlenreihen  gegenüber 
den  Yorgeschlagenen  Sätzen  der  Invalidenrente  alsbald  kennen 
lernen. 

Von  grösstem  Werte  für  die  Beurteilung  der  Vorlage 
wäre  die  genaue  statistische  Kenntnis  der  Verteilung 
sämtlicher  Lohnarbeiter  auf  die  verschiedenen 
Lohnsätze,  so  dass  man  wüsste,  wie  viele  Lohnarbeiter  — 
männliche  und  weibliche,  erwachsene  und  jugendliche  —  auf 
die  Lohnklassen  Ose,  loo,  lio  u.  s.  w.  bis  4  und  666  Mark 
pro  Tag  entfallen.    Für  die  gewerblichen  Lohnarbeiter  wären 
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die  Ziffern  überall  da,  wo  der  darchschnittliche  Lohn  des 
§  20  des  Krankenkassen-Gesetzes  klassenweise  nach  dem  wirk- 
lichen Lohnbezng  abgestuft  wird,  zu  ermitteln  gewesen;  es 
scheinen  jedoch  umfassendere  Erhebungen  nicht  gepflogen 
worden  zu  sein.  Ffir  die  nichtgewerbliche  Arbeit  wird  erst 
nach  Inkrafttreten  der  Partikular- Unfall- Yersicherungsgesetze 
ausreichendes  Material  zu  gewinnen  sein.  Wir  müssen  daher 
anderswo  Anhaltspunkte  suchen. 

Die  Berufsstatistik  mag  annähernd  zutreffende  Annahmen 
zu  ermitteln  gestatten.  Nach  der  berufsstatistischen  Aufnahme 
vom  5.  Juni  1882  gab  es  »erwerbsthätige  Gehilfen 
und  Arbeiter, €  bezw.  Gesinde  in  der 


Landwirtschaft,  Porstw.,  Thierzaoht  n.  Fischerei 

iDdostrie,  Bergbau  und  Bauwesen 

Handel,  Verkehr,  Gast-  und  Schankwirtschaft 

Lohnarbeit  wechselnder  Art 

Häusliche  Dienstboten  in  allen  Berufsklassen 


Dabei  sind  Hausindustriearbeiter,  d.  h.  Arbeiter,  welche 
in  der  Industrie  >zu  Haus  für  Aremde  Rechnung  arbeitenc, 
noch  nicht  eingerechnet;  dieselben  betragen  339644  Kopfe. 
Auch  nicht  jene  Landtaglöhner,  welche  mit  der  selbständigen 
Landwirtschaft  landwirtschaftliche  Taglöhnerei  verbiDden.  Er 
sind  866493  Köpfe;  beide,  Hausindustriearbeiter  und  Gelegen- 
heits-Landtaglöhner  werden  (können)  nach  Z.  la  der  Gmnd- 
zOge  zur  Alters-  und  Invalidenversicherung  beigezogen  werden(?). 
Versicherungspflichtig  wird  auch  alles  Verwaltungspersonal 
bis  zu  2000  Mk.  Jahresgehalt  erklärt  (»Grundzügec  1  b) ;  es 
gibt  Verwaltungspersonal  in  Land-  und  Forstwirtschaft  etc. 
66644,  in  der  Industrie  etc.  99  076,  in  Handel,  Verkehr  etc. 
141548,  zusammen  807  268,  wovon  vielleicht  280000  mit 
Löhnen  von  2Vs  bis  6  Mk.  Wenn  daher  der  Z.  la  der  »Grund- 
zOgec  die  Auslegung  gegeben  werden  dürfte,  dass  Gelegenheits- 
Landtaglöhner  ebenfalls  versicherungspflichtig  gemacht  werden 
wollen,  so  kämen  weiter  in  Betracht 


auf  lOttf 

Bbwohner 

5  881 819 

221s 

4096243 

192« 

727  202 

35i 

397  582 

1324  924 

12427830 
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Haasindustriearbeiter  ^)  339  644 

Gelegenheits-Landtaglohner        866  493 
Verwaltungspersonal  280  000 

1  486  137 
hiezD  obige  Hanptsumme  12  427  830 

13  913  967 
oder  beinahe  14  Millionen  Kopfe.  Die  »Denkschriffcc  za  den 
Grundzügen  spricht  beiläufig  von  12  Millionen,  indem  sie 
dabei  anscheinend  die  Hansindostriearbeit  and  wohl  auch  die 
ländlichen  Halbtaglohner ,  ausdrücklich  aber  die  ünfallsinva- 
liden,  ausser  Berechnung  lässt. 

Wie  verteilen  sich  diese  Massen  über  die  deutsche  Lohn- 
skala oder  Lohnsatzpyramide?  Befindet  sich  die  Masse  der 
Invaliditätsversicherten  unterhalb  des  Satzes  von  1  bis  lio  Mk. 
pro  Tag,  welchem  als  40  prozentige  Mindestreichung  ein  Betrag 
von  120  bis  130  Mk.  Invalidenrente  entspricht?  Beziehungs- 
weise unterhalb  des  Satzes  von  las  Mk.  Taglohn,  welchem 
ein  Betrag  von  250  Mk.  Meistbezug  an  Invalidenrente  entspricht? 
Wenn  selbst  in  Mittel-  und  Süddeutschland  der  Bezirks- 
mindestsatz  gewerblicher  gemeiner  Arbeit  auf  1  bis  las  Mk. 
herabreicht,  so  wird  man  vielleicht  annehmen  dürfen,  dass 
drei  Viertel  der  Arbeiter  in  Land-  und  Forstwirtschaft,  im 
Gesindewesen ,  in  der  wechselnden  Taglohnerei,  in  der  Haus- 
industrie und  die  Hälfte  der  gewerblichen  Arbeiter  den  Satz 
von  las  Mk.  pro  Tag  nicht  übersteigen  ;  das  sind  ca.  zwei 
Drittel  aller  deutschen  Lohnarbeit,  für  sie  braucht  also  mehr 
als  250  Mk.  Meistrente  (bei  40  bis  66^/3  prozentiger  Nor- 
mierung) nicht  geboten  zu  werden.  Die  Hälfte  aller  Arbeiter 
wird  nicht  über  1  Mk.  verdienen;  für  sie  wird  auch  der  Min- 
destsatz von  120  Mk.  thatsächlich  nicht  überschritten  werden, 
iler  Meistsatz  aber  bis  200  (statt  250)  Mk.  abfallen,  wenn 
man  von  dem  Einheitssatz  einer  40  bis  66*/8prozentigen  Nor- 
mierung ausgeht.  Eine  irgend  beträchtliche  Erhöhung  des 
Rentenmeistbetrages  der  »Grundzügec  kommt  wohl  für  die 
weitaus  grössere  Zahl  der  gemeinen  Lohnarbeiter  nicht  in  Frage, 


1)  Fakultativ  durch  Bandesratabeschlasa. 
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Wie  wird  es  sich  bei  der  gelernten  Arbeit  verhalten? 
Nehmen  wir  den  in  Württemberg  meistvorkommenden  Be- 
zirksmindestsatz  von  Iso  für  die  Hälfte  der  in  Orts-  nnd 
Fabrik-Krankenkassen  versicherten  gewerblichen  Arbeiter  an, 
so  würde  sich  für  sie  wohl  die  Mindestrente  von  120  anf  ca. 
170  bis  180  Mk.  erhöhen  müssen,  nm  40  Prozent  des  Lohnes 
au  Invalidenrente  zu  reichen.  Dagegen  der  Meistbetrag  von 
250  Mk.  wäre  nur  auf  ca.  280  Mk.  oder  um  10  Prozent  zu 
erhöhen,  um  66*/8  Prozent  des  Lohnes,  wie  bei  der  Unfall- 
versicherung reichen  zu  können. 

Man  besitzt  durch  die  Reichsstatistik  für  das  Verwaltungs- 
jahr 1885  der  gewerblichen  Krankenkassen  eine  übersichtliche 
Statistik,  welche  Folgendes  ergibt: 


Einnahmen 

Aaagab«D 

KMBongattimg                   Zahl  d.  Kmbod 

MitgUeder 

MilLMk. 

BGIl.Hk. 

GemeindeverBicheruDg 

6888 

533  072 

45« 

404 

Orts'Krankenkassen 

3  206 

1442  462 

20i7 

166« 

Betriebs-  (Fabrik-)Kr.-K. 

5  095 

1183778 

2467 

177« 

Bau-ErankenkaBsen 

44 

12809 

082 

Ott 

Eorporations-Kr.-E. 

150 

19  769 

Ol« 

Ol. 

Eingeschriebene  Hilfskassen 

1585 

669  553 

ll06 

9t6 

Oeffentliohe  Dienet-Er.-E. 

466 

139366 

2i9 

2oo 

17  384        4  000809  63t9  50»« 

Die  Orts-,  Fabrik-  und  eingeschriebenen  Krankenkassen  haben 
somit  die  Masse  der  gelernten  Arbeit  in  Handwerk,  Handel  und 
Industrie  in  sich  aufgenommen.  Sie  haben  3  295  793  Mitglieder 
zusammen,  wovon  vermutlich  die  Hälfte  oder  mehr  zum  Lohn- 
satz von  höchstens  Iso  Mk.  Taglohn  angenommen  werden 
darf.  Von  der  gemeinen  Lohnarbeit  wird  dieser  Satz  selbst 
in  den  Bezirken  mit  höchstem  Lohnstand  (s.  Klasse  7  auf 
S.  433  f.)  nicht  überschritten. 

Bei  2  Mk.  Taglohn  beziffert  sich  eine  40  prozentige 
Mindestrente  auf  240  Mark,  eine  66*/8  prozentige  Meistreichung 
auf  400  Mk.  üeber  2  Mk.  hinaus  reicht  aber  der  Lohn  höchst 
wahrscheinlich  nur  noch  bei  einer  sehr  kleinen  Zahl  tragfahiger 
Lohngeber  und  Lohnnehmer. 

Auf  Grund  aller  dieser  Daten  können  wir  die  ünzweck- 
mässigkeit  der  Einheitssätze  und  die  Erschwinglichkeit  der 
Proportionalreutenreichung  ziemlich  sicher  bescheinigen. 
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4)  Die  ünzweckmassigkeit  der  Einheitssätze. 

Wir  beleuchten  zuerst  die  ünzweckmassigkeit  des  Vor- 
schlages, welcher  die  örtliche  und  berufliche  Verschiedenheit 
der  Löhne  bei  der  Renten bemessung  aufgeben,  die  Miudest- 
und  Meistbeträge  nicht  prozentual  oder  klassenweise  nach  dem 
Lohneinkommen  jedes  Versicherten,  sondern  für  alle  Versicherten 
gleich  —  innerhalb  der  Grenzwerte  von  120  bis  250  Mk. 
nach  dem  Satz  von  4  Mk.  Zuschlag  fQr  jedes  weitere  Beitrags- 
jahr über  die  Minimalzeit  von  15  Beitragsjahren  hinaus  —  be- 
stimmen will. 

Die  Fixierung  ist  schon  deshalb  in  hohem  Masse  bedenk- 
lich, weil  sie  der  auf-  und  absteigenden  Bewegung  der  Löhne, 
daher  den  Aenderungen  in  der  Lebenshaltung,  sowie  den  Ver- 
änderungen im  Geldwert  nicht  gerecht  wird.  Die  Aenderung 
der  fixen  Sätze  in  Rücksicht  auf  diese  massgebenden  Umstände 
wird  in  der  Praxis  —  bei  allgemein  gleichen  Festbeträgen  — 
geradezu  unmöglich  sein.  Zumal  wenn  das  Kapitaldeckungs- 
yerfahren  des  »Privatversicherungsprinzipsc,  wie  es  fElr  '/s  des 
Bedarfs  voi^eschlagen  ist,  Annahme  finden  würde. 

Dieser  Gesichtspunkt  wäre  schon  wichtig  genug,  um  den 
Einheitzsatz  zu  widerraten  ,  aber  weit  mehr  entscheidend  ist 
dennoch  der  andere,  dass  die  festen  Sätze  von  120 — 250  Mark 
für  wahrscheinlich  mehr  als  die  Hälfte  der  Versicherten  — 
und  zwar  für  die  gemeinere  zur  Kassenausbeutung  besonders 
geneigte,  zerstreut  wohnende,  durch  Zentralverbände  fast  un- 
kontrollierbare Hälfte  derselben  —  jedenfalls  im  Meistbetrage, 
z.  Teil  im  Mindestbetrage  mehr  oder  weniger,  z.  Teil  sehr  er- 
hebb'ch  das  Ausmass  von  40  bis  66^/8  Prozent  übersteigen 
würden,  während  sie  dagegen  für  die  Arbeiter  mit  mehr  als 
ls6  Mark  Taglohn  und  berechtigt  zu  höherer  Lebenshaltung, 
also  namentlich  für  die  Masse  der  gelernten  Industriearbeit, 
um  deren  soziale  Versöhnung  es  sich  hauptsächlich  handelt, 
den  Betrag  von  40  bis  66 '/s  Prozent  nicht  erreichen  würden. 

Jede  derartige  Fixierung  legt  also  die  ganze  deutsche  Ar- 
beiterwelt auf  das  Prokrustesbett :  die  Mehrzahl  oder  doch  die 
Hälfte  wird  in  demoralisierender  und  schwer  zu  erschwingender 
Weise  gestreckt,  die  Minderheit  oder  andere  Hälfte  erhält  nur 
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einen  Betrag,  womit  sie  aufsteigend  immer  wenif^r  leben 
kann  und  welcher  ganz  angeeignet  ist,  zufriedenzustellen. 
Wir  können  dies  mit  Hilfe  der  Zahlen  des  vorhergehenden 
Abschnittes  zifferroässig  in  aller  Kürze  klar  machen. 

Bei  einem  Taglohn  von  Oso,  welcher  schon  im  Gewerbe, 
geschweige  in  Land-  und  Forstwirtschaft,  in  Hausindustrie  und 
bei  gemeinem  Gesinde  in  weiten  Gebieten  Deutschlands  Torzo- 
kommen  scheint,  ergibt  ein  40  prozentiger  Betrag  des  Lohnes 
nur  96  Mark  Mindestrente  und  ein  66 Vs  prozentiger  Betrag 
nur  160  Mark  Meistbezug.  Die  Vorlage  muss  hier,  um  der  ge- 
lernten Arbeit  und  der  Arbeit  der  industriereichen  Gegenden  noch 
einigermassen  Rechnung  zu  tragen,  in  höchst  gefährlicher  Weise 
um  30  bezw.  50  Prozent  zu  viel  bieten,  was  die  Arbeitgeber  dar 
ärmeren  Gegenden  unnötig  beschweren,  ihre  Arbeiter  demora- 
lisieren und  zur  Erschleichung  der  Rente  formlich  anspornen 
müsste.  Behandelt  man  dagegen  jeden  Arbeiter  individuali- 
sierend nach  seinem  wirklichen  Berufs-  und  Ortslohn,  den  er 
sein  Leben  lang  im  Durchschnitt  verdient  hat,  so  ist  diese 
Gefahr  völlig  beschworen,  ohne  dass  man  der  besser  gelohnten 
Arbeit  das  Mindestmass  ihrer  berechtigten  Lebenshaltung  zu 
verkümmern  braucht.  Die  Socialdemokraten  sind  die  Aristokratie 
der  Arbeiterwelt  und  nennen  die  gemeine  Arbeit  die  ihrer 
Heilsarmee  nicht  angehört,  das  »Lumpenproletariat!.  Nun, 
künftig  würde  durch  die  Versicherungsverwöhnung  auch  die  so 
überaus  schwierige  gemeinste  Arbeiterschichte  recht  anraasslich 
gemacht  und  der  Sozialdemokratie  in  die  Arme  getrieben,  wenn 
man  ihr  für  den  Pensionsstand  zu  viel  in  Aussicht  stellt. 

umgekehrt  wirkt  die  Festlegung  beider  Rentensätze  in 
Beziehung  auf  die  höher  gelohnte  Arbeit,  sowie  auf  manche 
Mitglieder  selbst  der  Gemeindekrankenkassen.  Bei  allen  Ar- 
beitern, welche  über  1  Mark  pro  Tag  verdienen,  erreicht  ein 
Mindestsatz  von  120  nicht  mehr  40  Prozent  des  Lohnein- 
kommens, bei  Versicherten  mit  lao  bis  Iso  Mk,  Taglohn  — 
dem  niedersten  Satz  der  gewöhnlichen  gewerblichen  Arbeit  in 
einem  grossen  Teile  Süd-  und  Mitteldeutschlands  nur  nocli 
33  bis  30  Prozent.  Bei  einem  Lohn  von  Iso  Mk,  d.  h.  dem 
Mindestsatz  zahlreicher  Ortskrankenkassenmitglieder  in  Würt- 
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tembei^  nur  noch  26  Prozent !  Bei  einem  Lohnsatz  von  2  Mk. 
nur  20  Prozent.  Bei  dem  Lohnsatz  von  3  M.  nor  13  Prozent. 
Bei  dem  Lohnsatz  von  4  Mk.,  welcher  noch  krankengeldfahig 
ist,  nur  noch  10,  bei  dem  Satz  von  6«e  M.,  welcher  noch  unfalls- 
rentenberechtigt ist,  sogar  nur  6  Prozent  des  Lohneiukommens. 
Der  Maxi  maisatz  von  260  Mk.,  der  übrigens  nur  für  jene 
erreichbar  ist,  welche  15  -f  33  Jahre  in  Versicherungs^erbänden, 
alao  z.  B.  vom  16. — 64  Jahre  in  UDunterbrochener  Arbeit 
standen,  ist  ebenfalls  zu  niedrig  für  alle  Arbeiter,  deren  Lebens- 
haltung auf  Grund  eines  Taglohns  von  mehr  als  I95  sich  ge- 
bildet hat  Der  Bezirksmindestbetrag  von  la»  wird  aber  selbst 
f&r  die  gemeine  gewerbliche  Arbeit,  geschweige  fQr  die  gelernte 
Arbeit  weit  überschritten,  so  dass  die  besseren  Arbeiter  durch 
250  Mk.  statt  66Vs7o  Invalidenrente  im  besten  Falle  erreichen  : 
beim  Lohne 


iMark 

Lohnprozente 

Iso 

63 

Uo 

59« 

l60 

55» 

l80 

46s 

2oo 

41« 

3oo 

277 

4oo 

208 

6*« 

126 

Es  ist  einleuchtend,  dass  beide  Sätze  nicht  zureichen,  der 
gelernten  Arbeit  das  Nötigste  zo  leisten.  Am  allerwenigsten 
werden  sie  der  besten  Arbeit  gerecht.  Der  Mindestsatz  zumal 
fiüirt  zu  schreienden  Missverhältnissen. 

Die  iDenkschriftc  verweist  freilich  die  besser  gelohnten 
Arbeiter  auf  die  freie  Benützung  der  Kaiser  Wilhelm  Spende. 
Bedenkt  man  aber  dabei,  dass  die  Lohnarbeiter  von  Iss  Tag- 
lohn an  noch  in  sehr  grosser  Zahl  vorhanden  sind,  ohne  doch 
die  Lust  und  moralische  Kraft  zu  dem  ihrer  Lebßnshaltung 
entsprechenden  Zusatz  freier  Ueberversicherung  zu  besitzen  und 
sich  erhalten  zu  können  ?  Man  gibt  einfach  die  durchgreifende 
Notdurft- Versorgung,  nach  Verhältnis  der  Lebenshaltung,  d.  h. 
das  ganze  Prinzip  des  Zwangshilfskassenwesens  selbst  auf.    und 
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wenn  nur  damit  geholfen  wäre!  Die  viel  grossere  Ge&hr  liegt 
darin,  dass  man  grossen  Massen  gemeinster  Arbeit  an  Mindest- 
und  namentlich  an  Meistrente  ziemlich  zu  viel  bieten  moss, 
um  der  gelernten  Arbeit  dennoch  ansteigend  viel  zu  wenig  — 
namentlich  an  Mindestrente  —  zu  sichern ;  diese  6e£ahr  bleibt 
an  der  einheitlichen  —  den  Weg  der  Kranken-  und  UnfaU- 
versicherung  verlassenden  —  Fisderung  der  Sätze  dennoch  haffcoi, 
die  Fixierung  ist  und  bleibt  heillos  falsch.  Wir  sagen  wohl 
bedacht :  »heillose  falsch.  Denn  wenn  auch  die  »Denkschriftc 
zaghaft  von  der  Möglichkeit  späterer  Erhöhung  der  festoi 
Skala  von  120  bis  250  Mk.  Rente  spricht,  so  heilt  man  bei 
dieser  Eventualität  den  Hauptübelstand,  der  Masse  zu  viel,  der 
Arbeiterelite  zu  wenig  zu  reichen,  gar  nicht  Man  muss  zum 
System  der  Individualisierung,  wie  in  dem  Unfalls-  und  Eranken- 
Y.-Gesetze  zurückkehren  und  nach  ortsüblichen  Lohnen  der 
gemeinen,  nach  örtlichen  Durchschnitts-Elassenlöhnen  oder 
wirklichen  Lohnbeträgen  der  gelernten  Arbeit  die  Rente  — 
etwa  von  40  auf  66*/8%  ansteigend  —  ausmessen. 

Nur  die  ganz  unbegründete  Verzweiflung  an  der  Bestreii- 
barkeit  und  an  der  administrativen  Durchführbarkeit  des  In- 
dividualisierungsprinzips  bei  der  Alters-  und  Invaliden- Ver- 
sicherung hat  zum  Vorschlag  der  Einheitsskala  mit  fixem 
Mindest-  und  Höchstsatze  verleitet.  Diese  Verzweiflung  weisen 
wir  im  Folgenden  (Abschnitt  5  und  6)  zurück. 

5)   Die  Erschwinglichkeit  der   individaallsierenden    Renten- 


Man  hat  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Beitragslast  vor 
einer  höheren  Bemessung  des  Mindest-  und  des  Meistbezuges 
sich  gefürchtet.  In  der  That,  wenn  alle  12  oder  gar  14  Mil- 
lionen Lohnarbeiter  auch  nur  den  einem  mittleren  Lohn  von 
Iso  Mk.  für  gelernte  gewerbliche  Arbeit  entsprechenden  Mindest- 
betrag  von  180  Mk.  (40%  des  Lohnes)  und  den  Meistbetrag 
von  300  Mk.  (66^/8®/o  des  Jahreslohnes)  erhalten  sollten,  so 
wäre  der  Aufwand  nicht  zu  erschwingen  und  ausserdem  der 
Reiz  zur  Rentenerschieichung  für  zwei  Dritteile,  vielleicht  drei 
Vierteile  der   deutschen    Arbeiterbevölkerung  —  am   meisten 


Der  Mangel  an  Indiyidaalisierung  In  d.  Alten-  u.  Invalidenveraich.    449 

für  die  gemeine  Arbeit  —  verfQhrerisch,  ja  fast  unwidersteh- 
lich. Das  aber  will  ja  die  individualisierende  Rentenbemessung 
eben  nicht.  Sie  will  jedem  Arbeiter  nach  Verhältnis  des  Lohnes 
der  Lebenszeit,  bezw.  der  Lebenshaltung  den  noch  zureichenden 
Betrag  an  Geld  oder,  wo  es  zweckmässiger  ist  an  Geld  und 
Nataralgenüssen  gewähren.  Für  die  Masse  aller  gemeinen 
Arbeit,  die  weniger  als  1  Mark  Taglohn  bezieht,  ergibt  diess 
weniger  als  120  Mk.  Mindestbetrag  (bei  40  prozentiger  Zu- 
messnng)  und  für  die  noch  sehr  grosse  Masse  von  Arbeitern, 
welche  weniger  als  las  Mk.  im  Durchschnitt  bezogen  haben, 
auch  weniger  als  250  Mk.  Hochstbetrag ;  letzterer  Satz  ist 
genau  die  Unfallsrente  der  zu  las  Mk.  ausgelohnt  gewesenen 
ün&llsinyaliden.  Die  individualisierende  Rentenbemessung 
erspart  also  —  den  Festsätzen  der  Grundzüge  gegenüber  — 
an  den  Kosten  der  Versicherung  wohl  bei  der  Hälfte,  vielleicht 
bei  zwei  Dritteln  oder  drei  Vierteln  der  ganzen  deutschen  Ar- 
beiterweit, und  zwar  bei  den  Arbeiterschichten,  für  welche  die 
Lasten  am  schwersten  aufzubringen  sind.  Sie  gestattet,  von 
den  Beiträgen,  welche  der  Entwurf  in  Aussicht  nimmt,  einen 
ansehnlichen  Teil  für  die  später  noch  einmal  zu  berührende 
Waisen-  und  Witwen- Versicherung  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Bei  der  wahrscheinlichen  Minderzahl  der  Arbeiter,  welche 
meh  r  als  loo  bis  lio  Mk.  Taglohn  bezieht,  wäre  allerdings  bei 
40  prozentiger  Zumessung  des  Mindestbetrages  eine  Aufbesse- 
rung des  Mindestbezuges  von  120  Mk.  und  bei  Arbeitern, 
welche  mehr  als  las  Mk.  Taglohn  durchschnittlich  bezogen 
hatten ,  eine  Aufbesserung  auf  66^/8  ^/o  Höchstbezug  und  zu 
beiden  Aufbesserungen  wären  ansteigend  höhere  Beiträge  er- 
forderlich. Auch  in  dieser  Hinsicht  wollen  wir,  so  weit  es 
mit  Hilfe  der  Ziffern  des  vorletzten  Abschnittes  möglich  ist, 
zuerst  ziffermässig  genaue  Vorstellungen  zu  gewinnen  suchen. 
Die  >  Denkschrift c  berechnet  den  Bedarf  zur  Leistung  der 
Rente  von  120  bis  260  Mk.  auf  6  Pf.  pro  Kopf  und  Beitrags- 
tag höchstens:  »die  Kosten  einer  solchen  Regelung  —  heisst 
es  S.  21  —  sind  für  den  Jahresdurchschnitt  auf  166  Millionen 
Mk.  veranschlagt,  woran  das  Reich,  der  Arbeitgeber  und  der 
Arbeiter  mit  je  einem  drittel  zu  beteiligen  sein  dürften.  Werden 
Zeltschr.  t  StMtiw.  1888.   nL  Heft.  30 
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die  Kosten  annähernd  jene  Böhe  erreichen,  so  entfallt  auf  den 
Eopf  der  Versicherten  im  Durchschnitt  ein  Gesamtbeitrag  yod 
13  Mk.  oder  bei  300  Arbeitstagen  ein  Betrag  von  weniger 
als  taglich  fQnf  Pfennigen ,  aasschliesslich  der  Yerwaltongs- 
kosten.  Bei  Drittelung  dieses  Betrages  würde  also  sowohl  der 
Arbeitgeber  wie  der  Arbeiter  im  Durchschnitt  kaum  2  P£.  f&r 
den  Arbeitstag  zu  entrichten  haben.  Bei  diesen  Rechnungoi  ist 
zur  grösseren  Sicherheit  im  Zweifelsfalle  stets  das  ungünstigere 
zu  Grunde  gelegt  worden.  Thatsächlich  werden  sich  aber  die 
Gesamtkosten  bei  den  inzwischen  in  Angriff  genommen«!  an- 
gehenderen Rechnungen  voraussichtlich  niedriger  stellen,  zumal 
bei  der  bisherigen  überschläglichen  Veran- 
schlagung die  zahlreichen  land-  und  forst- 
wirtschaftlichen Arbeiter  derselben  Inva- 
liditätsgefahr und  Altersgruppierung  unter- 
stellt  worden  sind,  wie  die  i  nd  us  t  r  i  el  leo 
A  r  b  e  i  t  e  r.€ 

Legt  man  selbst  diese  —  erheblich  zu  hohe  —  Ziffer  von 
6  Pfennigen  pro  Tag  zu  Grund,  so  ergibt  sich  das  Folgende: 

A)  Fixe  Bezugsskala  des  Entwurfes: 

Lohoklftflse      BeiugsmittelBati  Beitrag 

120-250  Mk.        185  Mk.        6  Pf.  pro  Tag    18  Mk.  pro  Beitragtjfthr. 

B)  Bei  beweglicher  Prozentualskala  d.  h.  bei  40 
bis  66^/8  %  jedes  Lohnes  würden  sich  dagegen  ergeben: 


Taglohn 

Skala 

Mark 

Mark 

lio 

132—  220 

1<0 

144—  240 

Iso 

166—  260 

l40 

168-  280 

l»o 

180-  300 

l8« 

216—  360 

2oo 

240—  400 

3oo 

360—  600 

4oo 

480—  800 

6« 

800-1333 

htAloat« 

Jahresbeitrag  pn 

IrMUDMbS 

Kopf  hSdutens 

Mark 

Mark 

176 

17 

196 

19 

308 

20*4 

234 

21r. 

240 

23s6 

388 

28os 

820 

Sit* 

480 

46tt 

640 

62i7 

1066 

10370 

Die  Annahme,  dass  der  Mittelsatz  zwischen  beiden  Grenzen 
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der  obigen  Berechnung  der  Wirklichkeit  entspreche  ist  aller- 
dings willkührlich.  Bei  verschiedenen  Berufen  wird  sich  der 
wirkliche  Bezug,  der  den  Invaliden  zu  reichen  ist,  mehr  den  40 
oder  mehr  den  66'/8  Prozent  nähern.  Es  ist  aber  nicht  an- 
zunehmen, dass  die  besser  gelohnte  Arbeit  verglichen  mit 
der  gemeinen  Arbeit  verhältnismässig,  d.  h.  im  Verhältnis  zu 
der  Invalidenlast,  die  auf  den  Eopf  des  Verbands  fallt,  un- 
günstiger daran  sei;  sie  ist  im  Durchschnitt  weniger  lebens- 
und  gesundheitsgefahrlich,  die  Invalidität  wird  bei  ihr  eher 
später  als  früher  eintreten,  es  wird  von  ihr  also  länger  ein- 
gezahlt und  weniger  lange  Rente  bezogen  werden.  Nur  auf 
das  Verhältnis  kommt  es  aber  an,  wenn  man  ausgehend 
von  der  eher  viel  zu  ungünstigen  Annahme  der  Regierung, 
nämlich  einem  Bedarf  von  6  Pfennig  pro  Eopf  und  Beitragstag 
der  gewerblichen  Durchschnittsarbeit,  eben  den  Mittelsatz 
zwischen  120  bis  250  Mk.,  d.  h.  186  Mk.  oder  den  Bezug  für 
32  Beitragsjahre  der  »Grundzügec  zu  Grunde  legt,  um  an- 
nähernd zu  erkennen,  was  bei  derselben  Annahme  für  die 
über  lio  bis  6e«  Mk.  gelohnten  Arbeiter  erforderlich  ist,  um 
das  Mittel  zwischen  40  und  66V8  Prozent  jedes  Lohnes  wie  bei 
der  Unfallsversicherung  als  Rente  reichen  zu  können.  Diess 
vorausgeschickt  geben  die  zuletzt  gewonnenen  Zahlen  in  Kom- 
bination mit  den  lohnstatistischen  Daten  des  vorletzen  Ab- 
schnittes immerhin  eine  annähernd  richtige,  keinesfalls  eine 
zu  pessimistische  Vorstellung. 

Danach  übersteigt  bei  Wahl  unserer  Prozentualskala  von 
40  bis  66V>  Prozent  der  Bedarf  allerhöchsten&lls  den  Betrag 
von  18  Mk.  pro  Jahr  oder  6  Pf.  pro  Eopf  und  Tag  erst  bei 
Löhnen  von  Iso  Mk.,  während  er  bei  Löhnen  von  lio  Mk.  und 
darunter  geringer  ist.    Die  Steigerung  vollzieht  sich  so: 

Taglohnsatz 

Mark 
Iso 
Iso 

l40 

leo 


absoluter 
Jahiesmehrbedarf 

Mehrbedarf  in  Prozenten 

Mark 

Pfennig  ca. 

1 

6  •/,  =  *lit 

2>4 

12«%  =  »A. 

37» 

22  %  =   "/i» 

5u 

30  ">/o  =  l8 

30* 
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Jahreelohn          Jahresmehrbedarf  0^51»" 

Mark  Mark  Pfennig  ca. 

leo  10  656%  =      Sa 

2oo  138  72>%  =     4s 

3oo  2877  161  %  =     9e 

4oo  44f7  244  Vo  »  14 

666  86o(i  480  Vo  =  29 

DaraoB  geht  folgendes  hervor :  um  40  bis  66 Vs  des  Lohnes 
als  Inyalidenrente  zu  reichen,  bedarf  es  für  die  ganze  Masse  da* 
Arbeiterwelt,  die  mit  weniger  als  ho  aasgelohnt  ist,  sogar 
weniger  als  6  Pf.  pro  Kopf  und  Tag  (den  Voranschlag  der 
Reichsregierung). 

FQr  die  nächst  zahlreiche  Arbeiterklasse,  welche  Iso  Ifk. 
verdient,  bedarf  die  Durchführung  des  40  bis  66^/8  prozentigen 
Ausmasses  nur  Vs  Pfennig  pro  Tag  oder  6^/0  mehr.  In  diese 
Klasse  fallen  sogar  in  Süddeutschland  schon  die  gewerblichen 
gemeinen  Arbeiter  in  Landorten ,  anderswo  wohl  schon  die 
Masse  der  niedrigsten  Schichte  gelernter  Arbeit  in  den  Land- 
orten  ihres  Distriktes. 

Für  die  wahrscheinlich  nächst  zahlreiche  Elasse  mit  Iso  Mk. 
Taglohn  bedarf  es  zu  den  6  Pfennigen  nur  einen  *U  Pfennig  oder 
12^/0  Zuschlag,  um  40  bis  66'/s  Prozent  zu  gewähren.  Dahin 
fällt  fast  alle  gemeine  gewerbliche  Arbeit  überall  in  Deutsch- 
land und  ein  grosser  Teil  der  gelernten  Arbeit,  namentlich 
auf  dem  Lande. 

Für  die  Lohnarbeiter  mit  Uo  Mk.  Taglohn,  wozu  in  SQd- 
deutschland  in  den  Landorten  die  geringste  gelernte  Arbeit 
thätig  ist,  sind  nur  Öse  Mk.  pro  Jahr,  1  Pf.  pro  Tag  Zuschlag 
erforderlich,  um  40  bis  66*/»%  Rente  aufzubringen,  wenn  die 
Reichsregierung  Recht  hat,  dass  6  Pf.  pro  Kopf  und  Beitragstag 
für  den  Einheitssatz  von  120 — 250  Mk.  genügen.  Das  ist 
offenbar  erschwinglich,  kann  aber,  wie  wir  darzuthun  hoffen, 
schon  durch  wirtschaftlichere  Organisation  aufgebracht  werden. 

In  den  Schichten,  wo  2,  3,  4,  6^/8  Mk.  pro  Tag  yerdient 
wird,  hat  die  Lohnpyramide  der  deutschen  Arbeiterschaft  gewiss 
einen  schon  sehr  kleinen  Durchmesser  und  sind  es  da  der  zu- 
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gehörigen  Arbeiter  sehr  wenige.  Für  die  wenigen  Arbeiter, 
die  mit  600,  mit  900,  mit  1200  Mk.  and  mehr  gelohnt 
werden,  kann  auch  ohne  Erhöhung  des  Reichsbeitrages  über 
2  Pf.  pro  Kopf  und  Beitragstag  die  oben  ausgewiesene  Jahres- 
mehrleistung  von  13,  28,  44  Mark  durch  den  Arbeitgeber 
nnd  Arbeiter  zusammen  aufgebracht  werden.  Jeder  gewissen- 
hafte Familienvater  dieser  Schichten  wird  zur  Versorgung 
seiner  Person  und  der  Seinigen  aus  Einkommen  von  bezw. 
600  bis  1200  Mk.  weitere  14  bis  44  Mk.  zurückzulegen  im 
Stande  sein.  Der  einzelne  Arbeitgeber,  der  solche  Arbeiter  be- 
schäftigt, wird  entweder  deren  so  wenige  zu  entlohnen  oder  im 
Durchschnitt  ein  so  eintragliches  Geschäft  haben ,  um  durch 
die  Beitrage  zu  40  bis  66'/8  prozentiger  Bemessung  der  In- 
validenrente in  der  Wettbewerbfähigkeit  dem  Auslande  gegen- 
über nicht  entfernt  bedroht  zu  werden. 

Das  Ergebnis  ist :  durch  die  40  bis  66^/8  prozentige  Renten- 
bemessung wird  die  Landwirtschaft  —  dem  Vorschlag  der 
Festsätze  von  120  bis  250  Mk.  gegenüber  —  ganz  entschieden 
entlastet,  zugleich  die  Demoralisation  der  Masse  gemeiner 
Arbeit  in  ihr  besser  verhütet.  Die  relativ  noch  starke  Schicht 
der  Arbeiter-  und  Arbeitgeberschaften  von  lao  bis  Uo  Mk. 
Taglohn,  wird  nur  mit  1  Pf.  pro  Tag  mehr  (im  ganzen  mit 
7  Pfennigen)  zu  belasten  sein,  welcher  wahrscheinlich  durch 
Eostenersparung  (s.  Abschnitt  8)  hereingebracht  werden  könnte. 
Wenn  die  Denkschrift  wirklich  das  Richtige  trifft,  indem  sie  sagt, 
dass  durchaus  die  gewerblichen  Lohnsätze  der  Bedarfrechnung 
von  6  Pf .  zu  Grunde  gelegt  sind,  so  wird,  da  der  gewerbliche 
Mittellohn  in  den  Landorten  Uo  nicht  zp  übersteigen  scheint, 
überhaupt  ein  Mehrbedarf  über  6  Pf.  hinaus  nicht  erforder- 
lich. Nur  für  die  sehr  wenig  zahlreichen  Löhnungsklassen  von 
2  bis  6*/s  Mk.  sind  namhaftere  Zuschüsse  erforderlich,  bei 
diesen  Schichten  ist  aber  auch  ohne  erhöhten  Reichszuschuss 
die  Durchführung  der  40  bis  66*/»  prozentigen  Bemessung 
ohne  jede  üeberbürdung  möglich. 

Auch  finanziell  ist  also  die  individualisierende  Rentenbe- 
messnng  ganz  unbedenklich,  daher  den  nivellierenden  Einheits- 
sätzen gegenüber  als  die  weit  vorzüglichere  und  zweckmässigere 
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Gestaltung  zu  wählen;  waren  exakte  statistische  Erhebaogen 
über  die  Abnahme  der  Arbeiterschiebten  im  Verhältnis  des 
Steigens  der  Lohne  vorhanden,  so  liesse  sich  diese  Behaup- 
tung wahrscheinlich  vollkommen  genau  erweisen.  Zum  Ab- 
springen vom  Individualisierungsprinzip  der  Kranken-  und 
ünfallskassengesetze  ist  daher,  wenn  die  Durchfßhrung  in 
administrativer  Hinsicht  möglich  ist,  keinerlei  Grund 
aufzufinden. 

6)  Die  administrative  Durchführbarkeit  der  indivlduaiiaiereft- 
den  Rentenbemessnng. 

Wir  greifen  auf  diesem  Punkt  an  die  Wurzel  des  Ab- 
falles der  Vorlage  von  dem  Individualisierungsprinzip  der 
Kranken-  und  Unfall- Versicherungagesetze.  Die  Denkschrift 
legt  diese  Wurzel  mit  aller  nur  wünschenswerten  Offenheit 
bloss,  wir  müssen  sie  daher  in  diesem  Punkt  ganz  zu  Wort 
kommen  lassen:  »Für  die  Frage  —  heisst  es  8.  19  ff.  —  ob 
die  Rente  für  alle  Versicherten  einheitlich,  oder  ob  sie  nadi 
Massgabe  der  lohnortlichen  und  sonstigen  Verhältnisse  ver- 
schieden zu  bemessen  ist,  kommen  folgende  Gesichtspunkte 
in  Betracht.  Der  wechselnde  Individualverdienst  kann  nidit 
massgebend  sein,  weil  dann  auch  die  Höhe  der  Beiträge  nach 
dem  jeweiligen  Arbeitsverdienst  individuell  festzustellen  wäre 
und  hierdurch  bei  12  Millionen  Versicherter  eine  die 
Durchführbarkeit  der  ganzen  Einrichtung 
in  Frage  stellende  Erschwerung  der  Verwal- 
tung bedingt  sein  würde.  Ebensowenig  aber  empfiehlt 
es  sich,  die  Rente  und  demgemäss  auch  die  Beitrage  nach 
dem  Durchschnittsverdienst  einzelner  Be- 
rufszweige oderArbeitsorte  abzustufen,  weil  kein 
Berufszweig  im  ganzen  umfange  des  Reichs  annähernd  gleiche 
Löhne  bietet.  Ebenso  verschieden  sind  innerhalb  der  einzelnen 
Ortschaften  Deutschlands  die  Löhne  der  Arbeiter  in  den  ver- 
schiedenen Berufezweigen ;  bei  dem  häufigen  Berufs-  und 
Ortswechsel  der  Arbeiter  würde  dieser  Umstand  nicht  nur 
die  Beitragsberechnung,  sondern  auch  die  Feststel- 
lung der  Rente  unverhältnismässig  erschweren.  Eine  lediglich 
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nach  dem  DarchschDitiBsatz  der  letzten  Beschäftigung  oder 
des  letzten  Arbeitsorts  berechnete  Rente  würde  die  sehr 
erheblichen  Verschiedenheiten  während  der  bisherigen  ander- 
weiten Beschäftigung ,  welche  doch  auf  die  Invalidität  in  der 
Regel  nicht  ohne  Einflnss  ist,  unberücksichtigt  lassen  und 
deshalb  mehr  oder  weniger  auf  Zufölligkeiten  beruhen.  Eine 
sorgfältige  Abwägung  der  Verhältnisse 
während  der  ganzen  bisherigen  Arbeitszeit 
aber  würde  wiederum  die  Durchführbarkeit 
der  ganzen  Einrichtung  in  Frage  stellen. 
Die  Verhältnisse  liegen  eben  bei  der  Alters-  und  der  Invali- 
denversicherung anders  als  bei  der  Unfall-  und  der  Kranken- 
versicherung;  bei  der  Unfallversicherung  sind  die  Folgen 
plötzlicher  Ereignisse,  bei  der  Krankenversicherung  solche 
Schaden  zu  decken,  deren  Ursache  in  der  Regel  nicht  weit 
zurückliegt;  bei  Abmessung  der  hierfür  zu  zahlenden  Ent- 
schädigung sind  deshalb  auch  nur  die  zur  Zeit  des  Eintritts 
des  Schadens  bestehenden  Arbeitsverhältnisse  in  Betracht  zu 
ziehen.  Die  Alters-  und  die  Invalidenversicherung  dagegen 
sollen  ftlr  solche  Schäden  Fürsorge  treffen,  deren  Ursache  in 
der  Regel  eine  langjährige  Tbätigkeit  isi  Alle  diese  Er- 
vrägungen  lassen  es  als  das  relativ  Beste  erscheinen,  ftlr  alle 
Versicherte  die  Rente  einheitlich  zu  bemessen  und  deren 
Höhe  in  für  Alle  gleichem  Masse  nur  insofern  abzustufen, 
als  vor  Erwerb  der  Rente  eine  längere  oder  kürzere  Arbeits- 
zeit zurückgelegt  und  demgemäss  eine  grössere  oder  kleinere 
Gesamtsumme  an  Beitrl^en  gezahlt  Verden  ist.  Demgemäss 
sind  denn  auch  die  Beiträge  ohne  Rücksicht  auf 
die  Verschiedenheit  des  Lohns  für  Alle  gleich 
zu  bemessen  und  dürfen  nur  zwischen  den  verschiedenen  Be- 
rufszweigen insofern  von  einander  abweichen,  als  wegen  der 
verschiedenen  Invaliditätsgefahr  in  denselben  nach 
versicherungstechnischen  Grundsätzen  mehr  oder  weniger  an 
Beiträgen  erforderlich  wird,  um  die  für  Alle  gleiche  Rente 
zu  decken.  Eine  solche  Abstufung  der  Beiträge  aber  ist  un- 
abweisbar, weil  ohne  dieselbe  die  weniger  gefährlichen  Berufs- 
zweige (insbesondere  die  Landwirtschaft)  die   grossere  Invali- 
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ditatsgefahr  anderer  Berufiszweige  mit  tragen  und  dadurch 
zur  Ungebühr  belastet  werden  würden.  Nur  für  die  ersten 
Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  werden  die  Bei- 
träge zu  den  einzelnen  Versicherungsanstalten  in  der  Haupt- 
sache auf  allgemeine  versicherungstechnische  Berechnungen 
sich  gründen  müssen,  weil  zur  Zeit  die  Unterschiede  in  den 
einzelnen  Berufszweigen  noch  nicht  ausreichend  bekannt  sind. 
—  Freilich  werden  hiemach  hoch  bezahlte  Arbeiter  der  In- 
dustrie dieselbe  Rente  erhalten,  wie  niedriger  gelohnte  land- 
wirtschaftliche Arbeiter.  Indessen  ist  das  öffentliche  Interesse, 
welches  den  Beitrittszwang  rechtfertigt,  nur  insoweit  beteiligt, 
als  samtlichen  Arbeitern  die  Möglichkeit  einer  beschei- 
denen Lebenshaltung  nach  Fortfall  ihrer  Arbeitsfähigkeit 
zu  sichern  ist,  und  in  dieser  Beziehung  braucht  ein  Unter- 
schied nach  der  bisherigen  Lebensstellung  nicht  gemacht  zu 
werden.  Im  übrigen  ist  es  den  Arbeitern,  welche  höhten 
Verdienst  haben  und  deshalb  mehr  zahlen  können  und  woll^ 
unbenommen,  durch  Beteiligung  bei  anderen  Versicherungs- 
anstalten, z.  B.  der  Kaiser  Wilhelm-Spende,  sich  eine  Zusatz- 
reote  zu  sichern.  Dagegen  wird  wenigstens  für  jetzt 
davon  Abstand  genommen  werden  müssen,  die  freiwillige 
Versicherung  höherer  Renten  auch  bei  den  jetzt  ins  Leben 
zu  rufenden  Versicherungsanstalten  der  Berufsgenossenschaften 
zu  gestatten ;  denn  hierdurch  würde  die  Verwaltung  dieser 
Anstalten  erheblich  erschwert  werden,  und  solche  Erschwe- 
rungen sind  wenigstens  so  lange,  bis  die  neuen  Einrichtungen 
sich  eingelebt  haben,  thunlichst  zu  vermeiden.  —  Ihrem  B  e- 
trage  nach  wird  die  Rente  so  bemessen  werden  müssen, 
dass  sie  einerseits  nicht  eine  nur  teilweise  Erleichterung  der 
öffentlichen  Armenpflege  oder  ein  Taschengeld  darstellt,  an- 
dererseits aber  auch,  wie  schon  angedeutet  wurde,  nur  für 
notdürftigen  Lebensunterhalt  an  billigem  Orte  aus- 
reicht. Letzeres  wird  dazu  führen,  dass  die  Rentenempfönger 
thunlichst  auf  dem  Lande  ihre  Wohnung  nehmen,  dadurch 
die  Bevölkerung  des  platten  Landes  vermehren  und  letzterem 
neben  dem  Reste  ihrer  Arbeitskraft  auch  vermehrten  Geld- 
umsatz  zuführen.     Auch    die  notwendige   Rücksicht   auf  die 
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Leistungsföhigkeit  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer,  sowie 
auf  die  Exportfähigkeit  der  Industrie  nöthigen  dazu,  wenig- 
stens f&r  den  Anfang  die  Renten  nicht  zu  hoch  zu  bemessen, 
weil  durch  die  Höhe  der  Renten  die  Kosten  der  ganzen  Ein- 
richtung bedingt  werden.  Eine  spätere  Erhöhung  der  Renten - 
satze,  sobald  eine  solche  ohne  Geföhrdung  anderer  wichtiger 
Interessen  ausführbar  erscheint,  ist  dabei  nicht  ausgeschlossen, 
umgekehrt  aber  wQrde  eine  spätere  Ermässigung  der  einmal 
in  Aussicht  gestellten  Rentensätze,  falls  sich  die  letzteren 
als  zu  hoch  bemessen  herausstellen  sollten,  Unzufriedenheit 
erregen,  mithin  den  sozialpolitischen  Zweck  der  ganzen  Ein- 
richtung vereiteln.  Aus  diesen  Gründen  kann  die  Alters-  und 
Invalidenrente  wenigstens  zur  Zeit  die  Höhe  der  Unfallrente, 
welche  bei  völliger  Erwerbsunfähigkeit  zwei  Drittel  des  Lohnes 
beträgt,  nicht  erreichen.  Eine  solche  Gleichsteilung  ist  aber 
auch  aus  inneren  Gründen  nicht  geboten.  Denn  die  Unfall- 
rente hat  die  Folgen  der  vorzeitigen,  unvorhergesehenen,  un- 
mittelbar durch  die  Gefahren  einer  bestimmten  Berufsthätig- 
keit  verursachten  Beeinträchtigung  der  Arbeitsfähigkeit  zu 
decken  und  mnss  deshalb  relativ  hoch  sein.  Hohes  Alter  da- 
gegen und  die  nicht  auf  einem  ausserordentlichen  Betriebs- 
unfall beruhende  Einbusse  der  Arbeits-  und  Erwerbsfähigkeit 
sind  in  der  menschlichen  Natur  begründet;  Abnutzung  der 
Kräfte  steht  mit  zunehmendem  Alter  nach  längerer  oder 
kürzerer  Frist  Jedem  bevor.  Die  staatliche  Fürsorge  fUr  die 
von  diesem  allgemeinen  Menschenlose  Betro£fenen  braucht 
daher  über  das  Mass  des  zu  einer  bescheidenen  Lebenshaltung 
Notwendigen  nicht  hinauszugehen.  Hiemach  —  so  schliesst  die 
betr.  Ausführung  —  dürfte  eine  mit  der  Dauer  des  Arbeitsver- 
hältnisses steigende  Invalidenrente  von  jährlich 
120  bis  260  Mk.,  welche  bei  weiblichen  Personen  auf  */«  dieser 
Beträge  zu  ermässigen  wäre,  ausreichend  sein.  Die  Alters- 
rente dagegen  braucht  den  Mindestbetrag  der  Invalidenrente 
(120  Mk.)  nicht  zu  übersteigen,  weil  auch  der  bei  der  Arbeit 
alt  gewordene  Arbeiter,  sobald  er  nicht  mehr  arbeitsfähig 
ist,  sich  für  invalid  erklären  lassen  und  dann 
Invalidenrente    beziehen    wird.     Wo    Naturallöhnung 
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üblich  ist,  wird,  wie  nach  §  9  des  Glesetzes  Tom  5.  Mai  1886 
(Reichs-Gesetzbl.  S.  132),  auch  die  Gewahrung  der  Rente  in 
dieser  Form  zuzulassen  sein.c 

Folgen   wir  dieser   Ausführung   kritisch   Satz  um  Satz! 

»Die  Bemessung  nach  dem  wechselnden  Indiyidualyer- 
dienst  würde  eine  die  Durchführbarkeit  der  ganzen  Einrich- 
tung in  Frage  stellende  Erschwerung  der  ganzen  Yerwaltong 
bedingen. €  Wirklich?  Diese  Behauptung  ist  nur  richtig,  wenn 
man  sich  die  Organisation  der  »Alters-  und  Invaliden versiche- 
rungc  anders  als  in  den  Formen  der  büreaukratisch-zentrali- 
sierenden  Unfallversicherung  nicht  zu  denken  vermag.  Bei 
solcher  Verwaltung  allerdings  kann  nur  entweder  der  Arbeit- 
geber oder  der  weitere  Verband  die  zur  Bemessung  der  Rente 
erforderlichen  Aufschreibungen  machen.  Der  vreitere  Verband 
kann  diese  Arbeit  ohne  die  grosste  Weitschweifigkeit  nicht  voll- 
ziehen, der  Arbeitgeber  aber  in  der  Richtigkeit  der  Anschrd- 
bungen  für  jedes  versicherte  Individuum  nicht  ausreichend 
kontrolliert  werden,  selbst  wenn  man  ihm  schwere  Plackerei 
auferlegen  würde.  Daher  die  »Vereinfachungc  mittelst  Elin- 
heitssatzes,  daher  die  Entrichtung  der  Beitrage  durch  spezielle 
Versicherungswertzeichen  jedes  Verbandes,  die  der  Arbeitgeber 
ins  Quittungsbuch  einzukleben  und  zu  kassieren  hat.  Vom 
Standpunkt  der  administrativen  Technik  geht  so  die  Sache 
noch  am  Besten.  Die  »Durchführbarkeit«  ist  aber  allzu  teuer 
erkauft.  Alle  im  vorigen  Abschnitt  nachgewiesenen,  den 
ganzen  Zweck  der  Zwangsversicherung  vereitelnden  Schäden 
der  Nivellierung  und  Gleichmacherei   sind    unvermeidlich  da. 

Und  doch  sind  sie  so  leicht  zu  vermeiden.  Die  Behaup- 
tung, dass  individualisiemde  Aufschreibung  undurchführbar 
sei,  erscheint  sofort  als  völlig  haltlos,  sobald  man  sich  die 
Binde  büreaukratischer  Zentralisation  vom  Auge  nimmt.  Wenn 
jeder  lokale  ELassenverband  zugleich  Elementarorgan  der  ge- 
samten Invaliditätsversicherung  wird,  so  kann  »der  wechselnde 
Individualverdienstc  nach  Ortssätzen,  Elassensätzen,  wirklichen 
Beträgen  in  einfachster  Weise  ersichtlich  gemacht  und  er- 
halten werden.  Der  letztere  wird  von  den  Erank^ikassen 
bereits  zu  Ghnmde  gelegt.    Es  bedarf  gar  keiner  weiteren,  als 
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der  den  Krankenkassen  bereits  schuldigen  Anzeigen ,  ausge- 
nommen die  Anzeige  des  Lohnsatzes ,  zn  welchem  der  Veiv 
sicherte  in  Dienst  genommen  ist,  und  der  Lohnyeranderang, 
die  mit  ihm  während  des  Dienstes  vorgeht,  etwa  nach  Elassen- 
satzen.  Am  Ende  jedes  Lokalkassen-Rechnnngsjahres ,  jeden- 
falls aus  Anlass  der  Abmeldung  aus  dem  Ejrankenkassenyer- 
band  lasst  sich  durch  das  gemeinsame  örtliche  Büreaupersonal 
der  Lokalverbände  der  Durchschnittslohn  jedes  Versicherten 
während  der  Erankenkassenmitgliedschaft  im  Quittungsbuch 
feststellen  und  auf  Grund  des  Lohngesamtanschreibens  jeder 
Lokalkassenmitgliedschaft  lässt  sich  auch  bei  der  »Invali- 
disierungc  der  Durchschnittslohn  der  ganzen  pensions^igen 
Beitragszeit  aus  dem  Quittungsbuch  ermitteln  und  die  Benten- 
last  genau  in  dem  Masse  als  der  Invalide  bei  den  verschie- 
denen Verbänden  versichert  war  und  ihnen  Beiträge  zahlte, 
auf  diese  Verbände  sich  verteilen. 

Es  ist  daher  nicht  zuzugeben,  dass  die  Individualisierung, 
d.  h.  »sorgfaltige  Abwägung  der  Verhältnisse  während  der 
ganzen  bisherigen  Arbeitszeit  wiederum  die  Durchführbar- 
keit der  ganzen  Einrichtung  in  Frage  stellen  wirdc  Viel- 
mehr eine  ganz  ausserordentliche  Ersparung  von  Kosten  und 
Mühe  wäre  erzielbar.  Die  sämtlichen  Beiträge  für  Invalidität 
Hessen  sich  mit  dem  Krankenkassengeld  in  einem  Posten  ent- 
richten. Die  Arbeitgeber  wären  jeder  Plackerei  enthoben.  Daa 
ganze  erkQnstelte  »Marken-Systeme  (s.  u.)  wäre  überflüssig. 
Hätte  man  die  Unfallversicherungs- Verbände  aus  den  gleich- 
artigen Lokalkassen  zusammengezogen,  statt  sie  neben  diesen 
in  büreaukratischen  Zentralisation  als  blosse  ünternehmerver- 
bände  aufsubauen,  so  wäre  man  gewiss  nicht  dazu  gekommen, 
die  Individualisierung  bei  der  Alters-  und  Invalidenversiche- 
rung aufzugeben.  Man  hätte  dann  auch  nicht  den  Satz 
niederschreiben,  den  kardinalen  Irrtum  nicht  begehen  können : 
»alle  Erwägungen  lassen  es  als  das  relativ  Beste  erscheinen, 
für  alle  Versicherte  die  Rente  einheitlich  zu  bemessen.t  »Er- 
schwerende, ja  sogar  erdrückend  ist  vielmehr  die  Plackerei 
für  die  Arbeitgeber,  an  jedem  Löhnungstage  die  Marken  zu 
kaufen ,  bereitzuhalten ,  einzukleben ,  zu  kassieren  ,  dafQr  mit 
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Ordoungsstrafen  verantwortlich  zu  sein,  weiteren  Kontrolle 
zu  unterliegen ,  während  es  genügen  würde ,  ihnen  zu  den 
durch  das  Kr.-E.-6e8etz  bereits  vorgeschriebenen  (noch  verein- 
fachungsfähigen) An-  und  Abmeldungen  lediglich  die  Angabe 
des  Lohnes  jedes  angemeldeten  Individuums  weiter  aufeulegen. 
Man  denke  sich,  wie  umstiindlich  selbst  der  slandigen 
Arbeit  gegenüber  und  trotz  des  Gebrauches  besonderer  Ver- 
sicherungswertzeichen die  Einrichtung  der  »Grrundzüge«  noch 
immer  bliebe!  Die  »Denkschriftc  sagt:  »Für  die  Erhebung 
der  Beiträge  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  empfiehlt  sich  das 
Markensystem.  Nach  demselben  geben  die  einzelnen 
Versicherungsanstalten  Marken  aus,  welche  sich  untereinander 
durch  die  Bezeichnung  und  die  Ordnungsnummer  der  einzelnen 
Anstalten  unterscheiden.  Derjenige,  welcher  Beiträge  zu  ent- 
richten hat,  kauft  einen  entsprechenden  Betrag  an  Marken 
und  klebt  dieselben  in  ein  Quittungsbuch  ein.  D^ 
Arbeitgeber  zieht  die  Hälfte  des  entwerteten  Betrages  von 
seinen  Arbeitern  bei  der  Lohnzahlung  ein.  Sobald  die  Quit- 
tungsbücher voll  sind,  werden  sie  durch  Behörden  aufgerechnet 
und  dabei  wird  festgestellt,  wieviel  Beitrüge  an  die  einzelnen 
Versicherungsanstalten  im  Laufe  der  einzelnen  Jahre  entrichtet 
sind.  Eine  Nachweisung  hierüber  wird  dem  neuen  Quittungs- 
buch vorgetragen;  die  alten  Quittungsbücher  dagegen  werden 
geschlossen  und  bis  auf  Weiteres  asserviert.  Die  Quittungs- 
bücher bilden  einen  Nachweis  über  den  Betrag  der  von  dem 
Inhaber  zu  den  einzelnen  Versicherungsanstalten  entrichteten 
Beiträge,  beziehungsweise  über  die  Höhe  seines  Anspruchs  und 
die  Belastung  der  Versicherungsanstalten.  Der  Verlust  eines 
Quittungsbuchs  kann  den  verlierenden  Arbeiter  nur  für  kurze 
Zeit  schädigen,  da  für  die  Vorjahre  der  Gesamtbetrag  der  in 
denselben  geleisteten  Beiträge  und  damit  die  Höhe  des  Anspruchs 
des  Arbeiters  aus  den  asservierten  älteren  Büchern  sich  ergibt  c 
Um  nun  dieses  Markensystem  durchzuführen,  werden  in  den 
»Grundzügenc  folgende  Eontrollen  und  Strafen  vorgeschlagen : 
»Ziffer  34:  Auf  den  Marken  muss  ersichtlich  sein:  a)  der 
Name  und  die  Ordnungsnummer  der  Versicherungsanstalt; 
b)  der  Betrag  des  Geldwertes,   welchen   die  Marke  darstellt. 
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Grösse,  Farbe  und  Appoints  werden  vom  Reicbs-Yersicherangs- 
amt  fesi^estellt  und  veröffentlicht.  Jede  Versichernngsanstalt 
bat  Markenverkäufer  zu  bestellen ,  von  welchen  die 
Marken  kauflich  zu  erwerben  sind  ^).  —  36 :  Die  Quittungs- 
bücher sind  öffentliche  Urkunden.  Eintragungen  oder  Bezeich- 
nungen, welche  ein  Urteil  über  die  Führung  oder  Arbeits- 
leistung des  Inhabers  oder  anderer  Personen  enthalten,  sind 
unstatthaft;  Quittungsbücher,  in  welchen  derartige  Eintrag- 
ungen oder  Bezeichnungen  sich  vorfinden,  sind  von  jeder 
Behörde,  welcher  sie  zugehen,  einzubehalten.  Die  Behörde  hat 
die  Ersetzung  derselben  durch  neue  Bücher,  in  welchen  der 
zulässige  Inhalt  der  ersteren  nach  Massgabe  der  Bestimmungen 
der  Ziffer  37  zu  übernehmen  ist,  zu  veranlassen.  —  37:  In 
das  Quittungsbuch  hat  der  Arbeitgeber  bei  jeder  Lohnzah- 
lung den  entsprechenden  Betrag  von  Marken  derjenigen  Ver- 
sicherungsanstalt, zu  welcher  der  Betrieb  gehört,  einzukleben 
und  die  Hälfte  dieses  Betrages  von  der  Lohnzahlung  zu  kürzen. 
Die  eingeklebten  Marken  sind  zu  entwerten.  QuittungsbQcher, 
welche  zu  den  erforderlichen  Eintragungen  keinen  Raum  mehr 
gewähren,  sind  von  der  Gemeindebehörde  des  derzeitigen 
Arbeitsorts  oder  nach  Bestimmung  der  Landes-Zentralbehörde 
von  den  Organen  der  Krankenkassen  oder  anderen  Behörden 
derart  aufzurechnen,  dass  ersichtlich  wird,  für  wieviel  Ar- 
beitstage der  Inhaber  des  Quittungsbuchs  im  Laufe  der  ein- 
zelnen ELalendeijahre  zu  jeder  Versicherungsanstalt  Beiträge 
entrichtet  hat,  und  wieviel  Zeit  er  infolge  bescheinigter  Krank- 
heit oder  aus  Anlass  des  Militärdienstes  unbeschäftigt  ge- 
wesen ist.  Die  letzteren  Eintragungen  erfolgen  auf  Grund 
vom  Inhaber  vorzulegender  Bescheinigungen. 
Dem  luhaber  wird  sodann  ein  neues  Quittungsbuch  ausge- 
händigt, in  welches  die  Endzahlen  des  froheren  Quittungs- 
bnchs  in  beglaubigter  Form  vorgetragen  sind.  Das  bisherige 
Qnittungsbuch  ist,  nachdem  sämtliche  Eintragungen  durch- 
strichen sind,  am  Schluss  der  letzten  Seite  von  der  betreffen- 
den Behörde  unter  Beidrückung  des  Dienstsiegels  mit  Datum 
und  Unterschrift  zu  schliessen.    Die  geschlossenen  Quittungs- 

1)  Analog  dem  Verkauf  von  Poetbriefmarken. 
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bücher  sind  an  die  Qemeindebehörde  des  Herkunftsortes,  ao- 
fem  derselbe  im  Inlande  belegen  ist,  zu  übersenden.  Diese 
Behörde  oder,  sofern  der  Herkunftsort  im  Auslande  belegen 
ist,  die  zur  Regulierung  der  QuittuugsbQober  zustandige  Be- 
hörde, hat  das  Quittnngsbuch  aufzubewahren  und  nach  Ab- 
lauf einer  im  Gesetz  festzusetzenden  Trist  zu  vernichten.  Die 
Einziehung  des  Quittungsbuehs  und  die  Aushändigung  des 
neuen  Buchs  soll  thunlichst  Zug  um  Zug  erfolgen ;  keinenfalli 
darf  die  Aushändigung  des  neuen  Buchs  langer  als  drei  Tage 
ausgesetzt  bleiben.  Die  Einziehung  und  Aushändigung  erfolgt 
durch  Vermittelung  des  Arbeitgebers.  —  38:  Bei  Personen 
des  Seemannsstandes  erfolgt  die  Entwertung  der  Marken  und 
die  Regulierung  der  QuittungsbQcher  nach  näherer  Bestim- 
mung der  Landes-Zentralbehörden.  —  39:  Die  Versicherungs- 
anstalten sind  befugt,  mit  Genehmigung  des  Reichs- Yersiche- 
rungsamts  zum  Zweck  der  Rechnungsffihrung  und  Eontrolle 
Vorschriften  zu  erlassen ,  durch  welche  die  Arbeitgeber  zur 
Aufstellung  und  Einreichung  von  Nachweisungen  über  die 
Zahl  der  unter  Zi£fer  1  fallenden  beschäftigten  Personen  and 
über  die  Dauer  ihrer  Beschäftigung,  oder  über  andere  Gegen- 
stände verpflichtet  werden.  Sie  sind  femer  befugt,  die  Arbeit- 
geber zur  rechtzeitigen  EIrfüllung  dieser  Vorschriften  dorcb 
Geldstrafen  bis  zum  Betrage  von  je  einhundert  Mark  anza- 
halten.  Das  Reichs- Versicherungsamt  kann  den  Erlass  de^ 
artiger  Vorschriften  anordnen  und  dieselben,  sofern  solche 
Anordnung  nicht  befolgt  wird,  selbst  erlassen.  Die  Betriebs- 
unternehmer sind  verpflichtet,  den  Organen  der  Versicherungs- 
anstalt und  anderen  mit  der  Eontrolle  beauftragten  Behörden 
oder  Beamten  auf  Verlangen  Auskunft  über  die  Zahl  der  von 
den  ersteren  beschäftigten  Personen  und  über  die  Dauer  ihrer 
Beschäftigung  zu  erteilen  und  denselben  diejenigen  Geschäfts- 
bücher oder  Listen,  aus  welchen  jene  Thatsachen  hervorg^en, 
zur  Einsicht  während  der  Betriebszeit  an  Ort  und  Stelle  vor- 
zulegen. Zu  einer  gleichen  Auskunft  über  Ort  und  Dauer 
ihrer  Beschäftigung  sind  die  Versicherten  verpflichtet  Die 
Betriebsunternehmer  und  die  Versicherten  sind  femer  ver- 
bunden,  den  bezeichneten  Organen,  Behörden   und  Beamten 
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auf    Erfordern    die    QuittmigsbQcher    behafs    Ausübung    der 
Eontrolle  und  Vornahme  der   etwa  erforderlichen  Berechtig- 
ungen  auszuhändigen.     Sie   können   hierzu   von   der   unteren 
Verwaltungsbehörde   durch  Geldstrafen   bis  zum  Betrage  von 
je  einhundert  Mark  angehalten  werden.  —  42 :  Betriebsunter- 
nehmer  und  andere  Arbeitgeber,  welche  in  die  von  ihnen  auf 
Grund  gesetzlicher  oder  von  der  Versicherungsanstalt  erlassener 
Bestimmung   aufstellenden    Nachweisungen    oder    Anzeigen 
Eintragungen    aufnehmen    oder    aufnehmen    lassen ,    deren 
Unrichtigkeit  ihnen  bekannt  war,  oder  bei  ge- 
höriger Aufmerksamkeit  nicht  entgehen  konnte,   können   von 
dem  Vorstande  der  Versicherungsanstalt   mit  Geldstrafen   bis 
zu    fOnfhundert   Mark    belegt   werden.  —  43:  Betriebsunter- 
nehmer und  andere  Arbeii^eber,   welche  es  unterlassen,  für 
die  von  ihnen  beschäftigten,  dem  Versicherungszwange  unter- 
liegenden Personen  die   fQr  den  Arbeitstag  vorgeschriebenen 
Beitragsmarken  rechtzeitig  zu  verwenden  oder  verwenden    zu 
lassen,  können  unbeschadet  ihrer  Verpflichtung  zur  nachträg- 
lichen Beibringung  der  fehlenden  Marken  von  dem  Vorstande 
der   Versicherungsanstalt   mit   Geldbusse   bis   zu   dreihundert 
Mark  belegt  werden.  —  47:  Arbeitgeber,  welche  wissentlich 
Marken  einer  anderen  als  der  zuständigen  Versicherungsanstalt 
verwenden   oder   durch   ihre  Angestellten  verwenden   lassen, 
sowie  Angestellte  und  Versicherte,   welche   wissentlich    eine 
solche  unrichtige  Verwendung  bewirken,  werden,  sofern  nicht 
die  Bestimmungen  des  §  263  des  Strafgesetzbuches  Anwendung 
finden,  mit  Geldstrafe  nicht  unter  einhundert  Mark  oder  mit 
Gefängnis  nicht  unter  einer  Woche  bestraft.     Sind  mildernde 
Umstände  vorhanden,  so  kann  die  Strafe  bis  auf  zwanzig  Mark 
oder  drei  Tage  Haft  ermässigt  werden.  € 

Man  denke  sich  diese  MQhe  und  diese  Verantwortlichkeit 
an  jedem  Löhnungstage,  vollends  für  die  unterbrochenen  Be- 
schäftigungen in  Land-  und  Forstwirtschaft  oft  an  jedem 
einzelnen  Arbeitstage!  Das  ganze  Markensystem  mit  allen 
Strafen  und  Eontrollen  besonderer  Art  ist  völlig  entbehrlich, 
sobald  die  Ejrankenkassen  bezw.  deren  Eommunalsurrogate  als 
Elementarverbände  aller  Invaliditätsversicherung  wirken. 
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Dabei  gibt  das  »Markensysteme  selbst  bei  den  vorge- 
sehenen besonderen  Eontrollen  nicht  einmal  die  notwendige 
Sicherheit  über  vollständige  Entrichtung,  während  die  ein- 
malige individuelle  Lohnangabe  fttr  jedes  angemeldete  Eranken- 
kassenmitglied  die  Richtigkeit  der  Lohnfassionen  zur  Eranken- 
kasse  erhöhen  und  diese  Fassionen  kontrollieren  hilft. 

Und  wie,  wenn  das  »Quittungsbuchc  verloren  geht?! 
Die  >  Denkschrift  €  gibt  hierüber  die  Beruhigung,  ein  solcher 
Verlust  könne  den  Arbeiter  »nur  vorübergehend  schädigen«. 
Diese  Beruhigung  ist  unbegründet;  denn  sogleich  das  erste 
und  jedes  noch  laufende  weitere  Quittungsbuch  kann  verloren 
gehen,  und  zwar,  da  es  regelmässig  beim  Arbeiter  liegt,  wird 
dies  sehr  leicht  und  sehr  häufig  geschehen.  Alsdann  fehlt 
jede  Grundlage  der  Bemessung  und  nicht  »für  kurze  Zeit«, 
für  immer  ist  der  Versicherte  geschädigt  oder  die  umständ- 
lichste Erhebung  —  dennoch  mit  Hilfe  der  Erankenkassen- 
Akten?  —  erforderlich. 

Das  »Quittungsbuch«  braucht,  wenn  die  Erankenkasaen  als 
Elementarorgane  der  Aufschreibung  —  weil  der  Einhebung  — 
dienen,  gar  nicht  in  den  Händen  der  Versicherten  zu  bleiben, 
und  kann  dann  auch  nicht  als  verdecktes  »Arbeitsbuch«,  welchem 
die  Arbeiterwelt  so  abhold  ist,  missbrancht  werden,  da  es  nar 
einer  auf  Geheimhaltung  vereidigten  Orts-  oder  Bezirksmelde- 
stelle zu  wirklich  gesicherter  Verwahrung  zukommen  mass. 

Die  Ablehnung  der  Bemessung  nach  Reichs-D  u  r  c  h- 
schnittslöhnen  oder  nach  dem  letzten  Lohustand  (S.  19 
der  »Denkschrift«)  ist  zwar  richtig,  allein  bei  Individualisie- 
rung durch  die  Erankenkassen  ist  ja  das  eine  oder  andere 
ganz  von  selbst  ausgeschlossen.  Auch  für  die  Unfallversiche- 
rung ist  die  Bemessung  nach  dem  mittleren  Lohn  der  Lebens- 
zeit rätlicher;  wir  bezweifeln,  ob  die  »Verhältnisse«  dies- 
falls bei  der  Unfallversicherung  »anders  liegen«  (S.  19).  Die 
Bemessung  nach  dem  letztbezogenen  Lohn  ist  nun  auch  für 
die  Unfallversicherung  möglich,  wenn  man  mit  Hilfe  der 
Erankenkassenverwaltung  den  Durchschnittslohn  des  ganzen 
Arbeiterlebens  der  kombinierten  Unfalls-,  Alters-  und  Siech - 
tums-Invaliditätsversicherung  zu  Grunde  legen  will. 
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Dieser  Massstab  ist  fßr  jede  Art  Invaliditätsversicherung 
wirklich  gegenüber  dem  Durchschnittssatz  der  letzten  Be- 
schäftigung und  des  letzten  Arbeitsortes  der  tauglichere. 
Nicht,  dass  die  ünfallsversorgung  »Folge  plötzlicher  Ereig- 
nisse« ist,  sondern  dass  Invaliden  jeder  Art  gegen  Not  aus 
dauernder  Erwerbsunfähigkeit  sicherzustellen  sind,  ist  das 
Entscheidende.  Auch  dem  ünfallsinvaliden  wird  wie  dem 
Alters-  oder  Siechtumsinvaliden  das  Minimum  der  mittleren 
Lebenshaltung,  auf  die  er  während  seines  ganzen  Arbeiter- 
lebens gekommen  ist,  zu  sichern  sein.  Wenn  er  dabei  noch 
so  viele  Verbände  in  noch  so  verschiedenen  Gegenden  des 
Reiches  durchlaufen  hat,  ist  es  seine  Sache,  schliesslich  an 
denjenigen  Ort  seiner  Arbeitslaufbahn  sich  zurückzuziehen,  wo 
er  mit  dem  nach  seinem  Lebensdurchschnittslohn  bemessenen 
Betrag  der  Invalidenrente  das  beste  Aaskommen  finden  kann. 

Sind  alle  drei  f&r  den  Einheitssatz  angeführten  Gründe: 
erstens  die  Unmöglichkeit ,  den  Lebensgesamtverdienst  rech- 
nungsmässig  für  jeden  Versicherten  zu  individualisieren,  zwei- 
tens die  Unzweckmässigkeit  der  Feststellung  mittlerer  Berufs- 
lohne für  ganz  Deutschland ,  endlich  die  Zufälligkeit  der  Be- 
messung nach  dem  letzten  Lohn  am  letzten  Arbeitsort  völlig 
hinfallig  oder  gegenstandslos,  so  ist  auch  der  daraus  gezogene 
Schluss  einheitlicher  Bemessung  hinföllig. 

Die  »Denkschrift«  macht  eine  einzige  Ausnahme  von  der 
Nivellierung,  indem  sie,  sobald  Erfehrungen  vorliegen,  die 
Beitrags sätze  für  jeden  Verband  nach  dessen  besonderen 
Risiken  abgestuft  haben  will  (S.  19).  Mit  dieser  Ansicht 
kann  man  nur  einverstanden  sein.  Beim  Aufbau  der  Invali- 
denkassen aus  durchaus  gleichartigen  Krankenkassen  ergibt 
sich  aber  die  quantitative  Individualisierung  der  Beiträge  auch 
nach  dem  Risiko  ganz  von  selbst.  Es  ist  nur  zu  wünschen, 
dass  dabei  weder  die  Gesellen  des  Handwerkes,  welche  später 
fast  durchaus  Meister  werden,  noch  die  Gesindeleute  für  die 
Risiken  der  Fabrikarbeit  und  des  lebenslänglichen  Lohnver- 
dienstes aufzukommen  haben.  Diese  Gefahr  lässt  sich  durch- 
aus vermeiden,  wenn  die  landwirtschaftlichen  Krankenkassen, 
die  Ortskrankenkassen,  die  Betriebskrankenkassen  und  die 
Zettsehr.  f.  Staatsw.  1888.  lU.  Heft.  31 
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Gemeindekrankenkassen  bei  der  Zosammenziehang  zu  Invali- 
denverbändeB,  möglichst  wenig  vermengt  werden.  Ob  dag^en 
bei  der  vorgeschlagenen  Organisation  die  üeberbürdong  der 
Landwirtschaft  und  der  nicht  »erwerbsthätigenc  Gesindehal- 
tang  ebenso  leicht  sich  würde  vermeiden  lassen,  kann  immer- 
hin Bedenken  erregen,  zu  deren  Verfolgung  der  Raum  hier  fehlt. 
Die  »Denkschrift«  täuscht  sich  endlich  (S.  20)  gründlich 
über  das  Auskunfksmittel,  fQr  die  >gelernte  Arbeitt  durch  Pen- 
sions verzehrung  am  »billigsten  Ort«  dennoch  das  Aus- 
langen zu  finden.  »Das  Notdürftigste«  der  billigsten  Orte  um 
Gumbinnen  ist  eben  ein  Unterhaltsmiuiroum  für  die  durch 
das  ganze  Vorleben  geschaffene,  nach  Berufen  und  Orten  über- 
aus verschiedene  »Lebenshaltung«  nicht.  Die  gedachte  Be- 
schönigung des  Einheitssatzes  widerlegt  sich  schon  durch  die 
in  Abschnitt  4  gepflogenen  Erörterungen.  Hier  erreicht  der 
gemeine  Arbeiter  zu  viel,  dort  der  gelernte  Arbeiter  zu  wenig. 
Letzterer  kann  seinen  höheren  Bedarf  nur  dann  bei  der  »Kaiser 
Wilhelm  Spende«  versichern,  wenn  allgemeiner  Zwang  den 
Lohn  danach  reguliert ;  freiwillig  wird  er  sich  überhaupt  nicht 
versichern  wollen.  Die  Einheitssatze  reichen  nicht  zum  Leben 
am  billigsten  Orte  jedes  Bezirkes,  wie  wir  gezeigt  haben ;  die 
Verdrängung  aller,  namentlich  der  Invaliden  der  gelernten 
Arbeit,  iu  die  »billigsten«  Flachländer  oder  Waldgebirge,  ist 
so  wenig  wünschenswert  und  erreichbar,  als  sie  human  wäre. 

7)  Das  Deckungsverfahren  und  die  berufsgenossenschaftliclieB 
Versicherungsanstalten. 

Was  das  Deckungsverfahren  betrifft,  so  sind  zwei  Dinge 
scharf  zu  scheiden: 

Die  Frage,  ob  von  allem  Anfang  der  Versicherung 
an  die  Beiträge  so  hoch  bemessen  werden,  als  wäre  bereits 
die  volle  Durchschnittslast  der  Rentenreichung  im 
Beharrungszustande  zu  tragen,  oder  nicht 

und  die  andere  Frage ,  ob  der  Jahresbedarf  »umzu- 
legen« oder  ob  das  für  jeden  Invalidisierungsjahrgang  er- 
forderliche Versorgungskapital  aufzubringen,  ob  das  »um- 
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lüge-«  oder  das  Eapitaldeckungsverfahren  >de8  Priyatversiche- 
nmgsprinzipsc  zu  wählen  sei. 

VoUeiDzahlaDg  der  Last  yon  Anfang  zur  Bildang  kor- 
porativer Prämienreserven  mit  Vergrössemng  durch  Zins  und 
Zinseszinsen  ist  auch  beim  Cmlageverfahren  möglich.  Daher 
ist  die  Ansicht  irrig,  dass  das  Umlageverfahren  überhaupt 
alle  folgenden  Versicherungsgeuerationen  überbürde,  um  die 
erste  Generation  zu  schonen ;  denn  wenn  das  Umlageverfahren 
von  Anfang  an  den  Durchschnittsbetrag  des  späteren  Be- 
harrungszustandes einhebt,  so  bilden  sich  ebenfalls  Prämien- 
reserven und  findet  die  Deckung  ebenfalls  mit  Hilfe  der  Er- 
trage von  Aktivkapitalien  statt,  die  durch  Zinsen  und  Zinses- 
zinsen jener  korporativen  Gesamtreserven,  die  vor  Eintritt  des 
Beharmngszustandes  entstanden,  weiter  wachsen  und  sich  so 
lange  erhalten,  als  der  Verband  sich  erhält.  Auch  die  »Denk- 
schrift« geht  daher  zu  weit,  wenn  sie  dennoch  fdr  die  Auf- 
bringung der  Drittel  des  Arbeiters  und  des  Arbeitgebers  das 
>Privat versicher ungsprinzipc  mit  den  Worten  empfiehlt :  >Als 
Aufbringungsmodus  empfiehlt  sich  fUr  den  Anteil  der 
Ajrbeitgeber  und  der  Arbeitnehmer  das  Versicherungs- 
prinzip, beziehungsweise  das  Prämienverfahren ,  d.  h.  die 
Aufbringung  der  aus  den  zu  erwartenden  Invaliditätsfällen 
voraussichtlich  erwachsenden  Last  durch  im  Voraus  berechnete 
feste  Prämien.  Denn  bei  dem  ümlageverfahren  würden  spätere 
Arbeiter  in  für  sie  unerschwinglicher  und  innerlich  nicht 
gerechtfertigter  Weise  zu  Gunsten  der  gegenwär- 
tigen Arbeiter  belastet  werden.  Für  den  Beitrag  des 
Reichs  kommt  jedoch  in  Betracht,  dass  ein  Staatswesen  in 
der  Regel  nur  die  in  jedem  Jahre  thatsächlich  erwachsenen 
Ausgaben  deckt,  ohne  die  Kräfte  der  Steuerzahler  für  künftige 
Ausgäben  vorweg  in  Anspruch  zu  nehmen  und  den  Eapital- 
betrag  der  letzteren  verzinslich  anzulegen.  Auch  steht  der 
Ansammlung  von  jährlich  etwa  Ö2  Millionen  Mark  und  ihrer 
Zinsen  —  woraus  dann  die  jährlichen  Zuschüsse  zu  den  In- 
validenrenten zu  decken  sein  würden  —  das  finanzpolitische 
Bedenken  entgegen,  dass  die  Anlegung  so  beträchtlicher 
Summen   den  Kurs   der  Wertpapiere   steigern  und  den  Zins- 

81* 
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fass  in  bedenklicher  Weise  herabdrOcken  würde.  Aach  die 
Ge&br  von  Eapitalyerlasten,  welche  dann  wieder  durch  aosser- 
ordentliche  Mittel  ersetzt  werden  müssten,  wäre  nicht  ausge- 
schlossen. Hiernach  empfiehlt  es  sich,  den  Reichsbeiirag  in 
Form  der  jährlichen  Umlage  des  Bedarfs  aafzabringen.  Dabei 
wären  nach  überschläglicher  Berechnung  im  ersten  Jahre  etwa 
800000  Mk. ,  nach  20  Jahren  der  Jahresdurchschnitt  tob 
52  Millionen  Mark,  im  Beharrungszustande  (nach  etwa  70 
Jahren)  der  doppelte  Jahresdurchschnitt  erfbnlerlich«  '). 

Nicht  das  Umlageverfahren  überhaupt,  sondern  nur  jene 
schlecht  wirtschaftende  Anwendung  desselben,  welche  nicht 
von  Anfang  an  den  Vollbedarf  des  Beharrungszustandes 
(> Jahresdurchschnittsbedarf c)  einhebt,  also  keine  korporatire 
Prämienreservierung  im  Verhältnis  der  Grosse  und  dee  Wachs- 
tums der  Verbände  durchführt^  überbürdet  die  Zukunft.  Es 
bedarf  nur  starker  oder  länger  dauernder  Ansammlangen,  be- 
ziehungsweise kräftigerer  B.eichszuschüsse  oder  Rückversiche- 
rungen (Abschn.  8)  für  jene  Verbände,  welche  besonders  vide 
betagte  Arbeiter  beschäftigen  und  daher  geringeren  Zinsen- 
anwachs  haben,  um  dem  jedenfalls  einfacheren  Umlagever- 
fahren dieselbe  Sicherheit  und  Leistungsfähigkeit  zu  verschaffen, 
wie  dem  »Privatversicherungsprinzip«  oder  Eapitaldeckungs- 
verfahren. 

Durchführbar  sind  beide  auch  bei  korporativer  Zwangs- 
versicherung. Ist  aber  eines  dem  anderen  vorzuziehen,  so  ist 
es  für  die  Gesamtdeckung,  nicht  bloss  für  zwei  Drittel  der 
letzteren  am  Platze  und  wie  wir  zeigen  werden,  unbedenklich 
durchführbar.  Eines  Bankbetriebes  bedQrfen  die  Hilfekassen, 
ob   sie  die  Eapitaldeckung  oder   —    unter  Herstellung   und 


1)  Anm.:  »An  Beiträgen  zur  Kranken  Versicherung  zahlt  der  Ar- 
beiter 1  bis  8  Prozent,  der  Arbeitgeber  V*  bis  1 7t  Prozent  des  Arbeits- 
lohns, also  bei  600  Mk.  Dnrchsehnittalohn  nnd  800  Arbeitstagen  der 
Arbeiter  täglich  2  bis  6  Pfennige ,  der  Arbeitgeber  t&glioh  1  bis  3 
Pfennige.  Die  Unfallversicherung  belastet  nach  den  vor  £rla«s  des 
Unfall  Versicherungsgesetzes  aufgemachten  Berechnungen  in  der  Industrie 
den  Arbeitgeber  mit  durchschnittlich  IVs  Prozent  des  Arbeitslohn! 
also  bei  gleichen  Ziffern  mit  2V4  Pfennig  für  den  Kopf  und  Arbeitstag.« 
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Froktifizierung  korporativer  Tor  Eintritt  der  Beharrungszu- 
stande  angesammelter  S^apitalien  —  das  Umlegungssystem 
wählen. 

Wie  gross  werden  im  einen  und  anderen  Falle  die  Eotpital- 
reserven  P  Die  >Denkscbriftc  rechnet,  dass  durch  das  »Umlage- 
verfahren«, welches  für  das  Reichsdrittel  vorgeschlagen  ist, 
statt  52  zuletzt  104  Millionen  Mark  ans  der  Reichskasse  zu 
zahlen  wären ,  indem  die  Zinsen  und  Zinseszinsen ,  die  beim 
anderen  Verfahren  auflaufen  wQrden,  in  Wegfall  kämen.  Ist 
dies  richtig,  so  wäre  ein  schliessliches  Versicherungsaktiv- 
kapital zu  gewärtigen,  welches  mehr  als  100  Mill.  Mark  Zinsen 
trfige.  Selbst  wenn  man  den  Zinsfuss  zu  SVa  annehmen  will, 
wfirde  das  schliessliche  korporative  Gesamtkapital  auf  Milliar- 
den Bfark  anzunehmen  sein. 

Wie  wird  diese  für  >ewige  Zeiten«  erfolgende  Eotpital- 
bildnng  wirken  P  Offenbar  müsste  sie  auf  den  allgemeinen 
Zinsfuss  einen  erheblichen  E^influss  ausüben.  Sie  würde  den 
Zinsfuss  auf  dem  jetzigen  Satze  erhalten,  wenn  mehrere  Mil- 
liarden Kapital  binnen  der  nächsten  70  Jahre  unproduktiv 
mehr  verzehrt  ab  gebildet  würden,  denselben  aber  drücken, 
wenn  Friede  bleibt  und  mehr  Schulden  getilgt  als  gemacht  werden. 

Bei  beiden  Deckungsverfahren  jedoch  ist  dies  der  Fall, 
bei  beiden  findet  massige  Eapitalbildung  statt. 

Nachteil  vom  Zinsfall  haben  die  Lohnarbeiter  nicht.  Die 
Arbeitgeber  aber  haben  davon  mehr  oder  weniger  Gewinn. 
Nachteil  hätten  nur  der  gesamte  Rentnerstand,  die  Privatver- 
sicherungsanstalten, welche  eventuell  mit  niedrigerem  Zinsfuss 
arbeiten  würden,  endlich  die  öffentlichen  Anstalten,  welche 
ihren  Bedarf  aus  Aktivkapitalien  aufbringen. 

Auf  diese  Interessen  ist  jedoch  eine  entscheidende  Rück- 
sicht kaum  zu  nehmen.  Einige  und  nur  alloiählich  anwachsende 
Erschwerung  des  Rentnerlebens  und  einige  Erhöhung  der 
Prämien  der  doch  immer  wohlhabenderen  Erlasse  der  Privat- 
versicberer  ist  teils  nützlich,  teils  erträglich.  Was  am  Bedarf 
öffentlicher  Anstalten  in  Folge  niedrigerer  Fonderträge  mehr 
durch  Steuern  aufzubringen  wäre,  würde  den  Steuerträgern 
an  der  Zinsenlast  der  Staatsschuld  mehr  oder  weniger  erspart. 
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aud  jeder  Krankenkasse  wäre  durch  die  Versicherungszentral- 
stelle lediglich  bekannt  zu  geben,  welcher  Betrag  der  Jahres- 
umlage in  die  korporative  Prämienreserve  zu  legen ,  zu  ver- 
mehren und  als  Reservekapital  des  Elementarverbandes  dauernd 
aufrecht  zu  erhalten  ist.  Soweit  Bezirkssparkassen  oder  öffent- 
liche Fondsverwaltungen  nicht  da  wären ,  um  mit  der  Geld- 
anlage betraut  zu  werden,  Hesse  sich,  wie  schon  bemerkt,  eine 
besondere  Bezirksleihkasse  für  alle  Krankenkassen  des  Bezirkes 
(Kreises)  bilden ;  nach  Eintritt  des  Beharrungszustandes  hatte 
man  überall  eine  kräftige,  höchst  wohlthätige  Bezirks-Leih- 
bank,  deren  Kapital  fast  unangetastet  für  alle  Folgezeit  er- 
halten bliebe.  Für  die  Umlageberechnung  würde  vom  ersten 
Jahre  der  Vollbedarf  der  Zeit  nach  Eintritt  des  Durchschnitts- 
bedarfes  zu  Grunde  gelegt  und  jener  Teil  der  Beiträge,  den 
der  laufende  Bedarf  der  Jahre  vor  eingetretenem  Beharrungs- 
zustand nicht  in  Anspruch  nimmt,  fortgesetzt  mit  Zinsen  und 
Zinseszinsen  in  Reserve  gelegt. 

Auch  die  Abführung  der  Gelder  an  die  Invaliden  kann 
so  am  einfachsten  geschehen.  Statt  vieler  Dutzende  besonderer 
Versicherungsanstalten  würde  ein  einziges  Zentral-Rech- 
uungsbüreau  mit  Zentralüberweisungsanstalt 
oder  Versicherungs-Clearinghaus  genügen.  Dieses 
Zenkralbureau  würde  für  jeden  Verband  alle  zehn  Jahr  die 
Prämien  in  Prozenten  der  Lohnsuromen  feststellen  und  der 
Post  den  örtlichen  Bedarf  je  an  Ort  und  Stelle  selbst  bei 
den  Krankenkassen  anweisen,  bezw.  den  örtlich  nicht  erforder- 
lichen Bedarf  durch  die  Post  überweisen  lassen. 

Auch  das  Reichsdrittel  könnte  dann  sogleich  voll  auf- 
gebracht und  in  lokale  Prämienreserven  durch  Verteilung 
verwandelt  werden.  Und  zwar  in  der  einfachsten  Weise. 
Denn  so  lange  der  Jahresbedarf  ein  Drittel  der  Vollumlage 
nicht  überschritte,  würde  ersterer  ganz  aus  dem  Drittelsbei- 
trag der  Reichskasse  bestritten.  Nur  der  zu  Rentenzahlungen 
noch  nicht  erforderliche  Rest  des  Reichsdrittels  —  während 
der  ca.  30  (?)  ersten  Jahre  —  würde  (nach  Berechnung  der 
Cleariugabteiluug  jedes  Verbandes)  an  jeden  Bezirkshauptort  in 
Einer  Summe    mit  Verteilungsliste   zur  Abgabe  an  die  samt- 
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liehen  EHementarverbände  geleitet  und  so  in  Prämienreserven 
der  letzteren  verwandelt  werden.  Nach  Ablauf  der  Zeit ,  wo 
ein  Drittel  der  Gesamtumlage  für  die  Rentenbestreitung  nicht 
mehr  genügt,  wäre  auch  diese  Verteilung  zu  Ende.  Es  wäre 
vermieden,  dass  die  Steuerträger  der  Zukunft  zu  gunsten  der 
Schonung  der  ersten  Generation  überbürdet  werden.  Der 
Reichsbeitrag,  wenn  und  so  lange  er  nötig  ist,  wäre  von  An- 
fang an  und  stets  gleich  im  Betrag  von  50 — 60  Millionen 
geleistet,  statt,  dass  man  ihn  binnen  70  Jahren  von  erstmals 
800000  Mark  schliesslich  und  für  immer  auf  100  bis  120 
Millionen  Mark  anschwellen  liesse. 

Die  anderen  obigen  Bedenken  der  »Denkschrift«  gegen 
das  Eapitaldeckungsverfiahren  beim  Reichs-Beitragstitel  wären 
gleichfalls  gegenstandslos,  sobald  nicht  das  Reich  und  die 
Länder,  sondern  die  Elementarverbände  oder  Bezirksleihan- 
stalten der  letzteren  den  ganzen  Leihbetrieb  oder  das  Ver- 
sicherungs-Bankgeschäft besorgen  würden. 

Die  Dezentralisation  im  Einhebungs-,  Kassen-  und  Leih- 
wesen gewährt  offenbar  eine  Reihe  grosster  Vorteile:  Die 
Ersparung  fast  aller  »Versicherungsanstalten«  der  Invaliden- 
verbände,  die  Zentralisation  der  Verrechnung  in  einem  ge- 
meinsamen deutschen  Hilfskassen-Clearinghause,  die  bedeutende 
Verringerung  und  Vereinfachung  der  postalischen  Geldbe- 
wegung,  die  Verringerung  der  Verwaltungslast  der  Invali- 
ditätsverbands-Organe  auf  ein  Minimum  von  Beratung ,  Vor- 
schreibung ,  EontroUierung  und  zweitinstanzlicher  Schieds- 
thätigkeit  (s.  u.)  bei  Berufung  gegen  erstinstanzliche  Renten- 
bemessnng. 

Unterschlagungen  und  Gantverluste  werden  kaum  vor- 
kommen ,  wenn  die  Gelder  nach  den  Grundsätzen  der  öffent- 
lichen Fondsverwaltungen  unter  obrigkeitlicher  Aufsicht  belegt 
werden.  Soweit  Verluste  unvermeidlich  sind,  hätte  der  Reserve- 
fonds der  Elementarverbände,  nötigenfalls  der  Gesamt  verbände, 
den  Eapitalersatz  zu  leisten;  denn  der  Prämienreservefonds 
überhaupt  muss  erhalten  bleiben. 

Elementarverbände,  welche  ihre  Gelder  besonders  glück- 
lich und  unter  höherem  Lokalzinsfuss  anlegen  würden,  hätten 
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die  Prämienlast,  die  auf  sie  umgelegt  wird,  leichter  aofim- 
bringen,  da  ihr  Prämienreservefond  höhere  Zinsen  trüge. 
Darin  würde  eine  sehr  wohlthätige  Entlastung  —  wohl  nament- 
lich der  Landwirtschaft  —  in  jenen  Gegenden  liegen,  welche 
hohen  Zinsfuss  haben. 

Also  VoUumlage  Ton  Anfang  an.  Weder  Landes-*  noch 
Reichs-Versicherungsbankwesen ,  sondern  Ausgestaltung  der 
Kapitalverwaltung  zu  gleichmässig  über  das  ganze  Reich  ver- 
breiteten Lokalfonds,  bezw.  zu  Ejipitalen  in  ELänden  der  Lokal- 
»parkassen  und  der  Rechner  öffentlicher  Lokalfouds. 

Im  übrigen  ist  auch  das  Eapitaldeckungsverfahren  mit 
Verbandsyersicherungsanstalt  da  vollständig  angezeigt,  wo  die 
Versicherung  nur  vorübergehend  ein  Bedürfnis  und  die  Ver- 
sicherungsverbände sehr  veränderlich  sind.  Diese  Ausnahme, 
z.  B.  jene  des  Gesetzes  vom  11.  Juli  1887  für  R^iebau- 
Unfalle,  bestätigt  aber  nur  die  Regel  der  Umlage  mit  kor- 
porativer Vollprämien-Reservierung. 

8)  Die  Kostspieligkeit,  Leistungsschwäohe  und  Entwickelnngs- 
Unfähigkeit  der  vorgeschlagenen  Einrichtung. 

Die  vorgeschlagene  Einrichtung  ist  viel  kostspieliger,  als 
dies  bei  Dezentralisation  der  Verwaltung  und  bei  Aufbau  der 
weiteren  Verbände  aus  den  gleichartigen  Elementarverbänden 
an  sich  sein  muss. 

Der  ganze  und  enorme  Zeit-  und  Müheverlust,  den  das 
»Markensysteme  dem  deutschen  üntemehmerstand  auferl^^n 
würde,  fiele  bei  unserem  Gegenvorschlage  weg,  ohne  dass  da- 
durch die  Elementarorgane,  welche  alle  Beiträge  für  jede  Art 
Versicherung  in  Einem  Zuge  einheben,  verrechnen  und  zur 
Anlegung  abgeben  würden,  eine  wesentliche  Mehrbelastung 
erfahren  müssten. 

Die  Markenanfertigung  und  der  Markenverkauf  mit  seinen 
Kosten  und  Spesen  würde  entfallen. 

Besondere  Versicherungsanstalten  würden  —  von  ein  paar 
Ausnahmen  abgesehen  —  überhaupt  überflüssig.  Der  zen- 
tralisierte Versicherungsbankbetrieb  wäre   vermieden ,  die  lo- 
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kale  Kapitalanlage  so  einfach  und  wohlfeil  als  wohlthätig, 
die  Kosten  der  postalischen  Geldbewegnng  geringer. 

Die  EHementarverbände  würden  —  fast  durchaus  in  un- 
entgeltlichem Ehrendienst  —  das  Kontrolpersonal  der  überaus 
einfachen  Gresamtverbandsverwaltung  stellen  können. 

Dieselben  Verbände  könnten  durch  ihre  Organe  und 
»Vertrauensmänner«  der  Simulation  in  wirksamster  Weise 
steuern,  wie  wir  an  anderen  Orten  schon  vor  sechs  Jahren 
es  betont  haben.  Bei  der  »Invalidenc-Versicherung  hat  die 
Simulation,  zumal  in  solange  als  das  jetzige  Medizinalwesen 
auf  die  Kassen  hineinsündigen  hilft ,  weit  mehr  Spielraum, 
als  bei  der  Betriebsunfalls-  und  bei  der  Altersversicherung; 
man  gebe  sich  diesfalls  nur  keiner  Täusch- 
u  n  g  hin!  Zentralverbände,  die  keine  organisierte  Unter- 
stützung der  Elementarverbände  für  die  üeberwachung  und 
die  Unterdrückung  der  Simulation  oder  gar  nur  die  Mit- 
wirkung bloss  von  den  Arbeitern  gewählter  »Vertrauens- 
männerc  für  sich  hätten,  werden  dieser  grössten  Schwierigkeit 
in  der  Versicherung  der  Siechtumsinvalidii»t  nicht  annähernd 
Meister  werden.  Die  »Vertrauensmänner«  oder  wie  wir  sie 
vor  sechs  Jahren  nannten,  die  örtlichen  »Hilfskassenpfleger« 
dürfen  nicht  bloss  aus  der  Arbeiterwelt,  sondern  müssten 
überallher  beigezogen  werden  und  der  Beihilfe  der  öffent- 
lichen Behörden  versichert  sein.  Zum  Schutz  gegen  Simulation 
dürfte  der  erstinstanzliche  Invalidisierungsbescheid  nicht  mehr 
bloss  dem  Qnfallsverbands-Organ  überlassen  werden,  nachdem 
auch  das  Reich  und  der  Versicherte  ein  Drittel  der  Last 
tragen  sollen.     Man  kann  etwa  an  Folgendes  denken. 

Jeder  Krankenkassen- Vorstand  würde  einige  »Vertrauens- 
männer« der  Arbeiter  und  der  Arbeitgeber  bestellen.  Die 
beiderlei  Vertrauensmänner  hätten  das  Invalidisierungsgesuch 
kollegial  zu  begutachten.  Je  einer  der  Vertrauensmänner 
hätte  den  Gesuchsteller,  der  andere  den  Invalidenverband  bei 
der  ersten  Instanz  zu  vertreten;  wahrscheinlich  würden  nur 
wenige  Fälle  in  die  zweite  Instanz  gelangen.  Die  beiderlei 
»Vertrauensmänner«  hätten  jedoch  die  fernere  Aufgabe: 

Die  Verhältnisse  der  Gesuchsteller  zu  untersuchen; 
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den  Wiedereintritt  der  Erwerbsfihigkeit  aaf  Grand  der 
Anmeldungspflicht  aller  Invaliden  zu  beobachten; 

wegen  Ausschweifungen,  welche  zur  Inyalidiiät  fährten, 
Arbeitszeitkassierungen  bei  der  ersten  Instanz  zu  beantragen; 

über  gefährliche  und  gesundheitsschädliche  Betriebe  an 
die  Elassenvorstandschaften  Anzeige  zu  erstatten, 

liederlichen  Invaliden  gegenüber  die  Beichung  der  Kente 
in  Naturalgenüssen  zu  beantragen  u.  s.  w.  Das  Alles  kann 
in  unentgeltlichem  Ehrendienst  geschehen.  Nur  die  Vertretung 
des  Invaliden  vor  der  ersten  Instanz  bedarf  eines  massigen 
Tag-  bzw.  Bezirksreisegeldes.  Die  öfiPentUchen  Behörden  wären 
verpflichtet,  alle  die  Kassen  schädigenden  Wahrnehmungen 
diesen  anzuzeigen. 

Der  erstinstanzliche  Invalidisierungsbescheid  wäre  von 
einem  Bezirks-  oder  Ereisschiedsgericht  zu  fallen.  Für  jede 
Session  könnten  aus  den  Vorständen  aller  Krankenkassen  des 
Bezirkes  je  zwei  Vertreter  der  Arbeiter  und  der  Arbeitgeber 
ausgeloost  werden,  während  die  Landesversicherungsämter  den 
Vorsitzenden  bestellen  und  die  Unfallverbände  einen  örtlichen 
Vertreter  dauernd  am  Bezirkshauptort  aufstellen  würden.  Der 
Vorsitzende  wäre  verpflichtet,  beim  Landesversicherungsamt 
Anzeige  zu  erstatten,  wenn  er  die  Beichskasse  durch  den  Be- 
scheid missbraucht  fände.  Der  Gesuchssteiler,  der  Vertreter 
des  Vorstands,  das  Landesversicherungsamt  namens  der  Beichs- 
kasse könnten  Berufung  an  eine  zweite  Instanz  einlegen.  In 
jeder  Landeshauptstadt  wäre  die  zweite  Schiedsinstanz  in  ana- 
loger Einfachheit,  gemeinschaftlich  für  die  Berufungefälle  aller 
Verbände,  zu  bestellen  u.  z.  mit  der  Befugnis,  lokale  flrheb- 
ungen  delegationsweise  vornehmen  zu  lassen.  Ohne  irgend 
erhebliche  Kosten  für  Tag-  und  Beisegelder  wäre  durchgreifende 
Beiziehung  der  Invaliden  zum  Verfahren,  genaue  auf  Augen- 
schein beruhende  Erkenn tnisfallung  ermöglicht. 

Es  bedürfte  nur  weiter  der  besseren  Anpassung  unseres 
öffentlichen  Medizinal-  und  Apothekerwesens  an  die  Kranken- 
versicherung, so  Hesse  sich  schon  durch  die  Gesamtheit  der 
möglichen  Ersparungen  und  Vereinfachungen  ganz  sicher  1 
Pfennig  pro  Kopf  und  Tag  ersparen,  um  für  die  streng  auf  er- 
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werbsunfahige  Witwen  and  Waisen  zu  beschränkende  Ange- 
horigenversicherung  Deckung  zu  geben  oder  geben  zu  helfen. 

Eis  sind  aber  weiter  grosse  Ersparungen  möglich;  denn 
der  Mangel  an  Individualisierung  und  Decentralisation  beein- 
trächtigt die  Leistungsfähigkeit  und  Entwicklungsfähigkeit 
der  Zwangshilfskassen  auch  noch  in  anderen  Hinsichten. 

Der  gemachte  Vorschlag  ist  u.  A.  deshalb  bedenklich, 
weil  er  den  Zwangskassen  ein  für  alle  mal  die  Möglichkeit 
nimmt,  nach  dem  bewährten  Vorgang  der  englischen,  auf 
das  System  Best  *)  eingerichteten  Friendly  Societies  die 
Spar-  mit  der  Versicherungsfunktion  zu  verknüpfen  und  hie- 
durch  jedem  Versicherten  ein  geldmässiges  Interesse  zu  geben, 
dass  er  so  wenig,  so  kurz  und  so  spät  als  möglich  in  Eassen- 
versorgung  gelange.  Nach  diesem  Prinzip,  beziehungsweise 
nach  den  an  a.  Ort  von  mir  gemachten  Vorschlägen  wird  dem 
zur  Bestreitung  der  Kassenhilfe  erforderlichen  Prämieusatz 
ein  Zuschlag  hinzugefügt,  aus  welchem  in  jedem  Versicher- 
ungsjahr allen  Eassenmitgliedern  im  Verhältnis  der  Nichtbe- 
anspruchung  der  Eassendurchschnittshilfe  Sparguthaben  an- 
geschrieben werden;  an  diesem  Sparguthaben  können  im  Ver- 
hältnis überdurchschnittlicher  Hilfsansprüche  Abschreibungen 
stattfinden,  indem  die  angesammelten  Ersparnisse  bis  zum  Tod 
oder  der  endgiltigen  Invalidisierung  von  der  Easse  einbehalten 
werden.  Es  ist  klar,  dass  es  ein  wirksameres  Mittel  zur  Ver- 
hütung der  Simulation  nicht  gibt  und  dass  die  Lohnarbeiter 
dadurch  allgemein  Eigentümer  werden,  was  dem  »sozialen  Frie- 
den c,  auf  welchen  es  ja  bei  dieser  ganzen  Gesetzgebung  ab- 
gesehen ist,  im  höchsten  Masse  forderlich  sein  muss.  Hier 
wird  der  Spartrieb  angeregt,  dort  die  Lust  zum  Hilfsmiss- 
brauch  in  jedem  Einzelnen  erstickt  und  endlich  ist  ein  Ea- 
pital  sei  es  zur  Vererbung,  sei  es  zur  Umsetzung  in  Zusatz- 
rente vorhanden.  Der  Sparzusatz  zur  Prämie  mag  allein  schon 
durch  Minderung  der  angesprochenen  Eassenhilfe  mehr  oder 
weniger  gedeckt  werden. 

Wir  sind  überzeugt,   dass  je  mehr  die  Versicherung  zu 

1)  Vgl.  meinen  »Vereinigten  Versicherangs-  und  Spardienst«. 
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der  gemeinen  und  zerstreut  lebenden  Arbeiterwelt  herunier- 
reicht,  desto  mehr  diese  Paarung  des  Spar-  und  des  Ver- 
sicherungszwanges als  Bedürfnis  sich  herausstellen  wird.  Bei 
dem  alle  individualisierende  Aufschreibung  entbehrenden  Sy- 
steme jedoch ,  welches  die  »Grundzügec  vorschlagen ,  ist  die 
fragliche  Kombination  völlig  unausführbar.  Dagegen  gestattet 
die  Begründung  der  Invaliditätsverbände  auf  die  Kranken- 
kassen als  Elementarverbände  auch  der  Invalidenversicherung 
in  der  einfachsten  Weise  die  Ausführung  des  kombinierten 
Systems.  Am  Ende  jedes  Kassenjahres  ergibt  sich  der  mitt- 
lere Bedarf  für  Kranken-  und  Invalidenhilfe  von  selbst,  die 
Gesamtersparung  des  Jahres  ist  ersichtlich,  ebenso  das  Zurück- 
bleiben der  Kassenbezüge  hinter  dem  Durchschnittsbetrag, 
daher  ist  die  Gutschreibung  in  einfachster  Weise  vollziehbar. 
Desgleichen  ist,  da  die  Krankenkassen  die  Sparguthaben  in 
abgesonderter  Verrechnung  verwalten  und  zur  Verfügung 
haben,  die  Abschreibung  für  Fälle  durchführbar,  in  welchen 
Invalidität  vor  der  mittleren  Beitragszeit  und  über  die  mitt- 
lere Unterstützungsdauer  hinaus  zu  versorgen  ist. 

Der  Sparbezug  für  die  Einen  und  der  Abzug  für  die  An- 
deren stellen  auch  eine  in  jeder  Hinsicht  gerechte  Individuali- 
sierung dar  und  sind  daher  als  die  der  Billigkeit  entsprechende 
Beitra^sweise,  nicht  bloss  als  mächtigste  Gewähr  gegen  ünter- 
stützungsmissbrauch  zu  empfehlen.  Wir  lassen  es  dahinge- 
stellt, ob  jetzt  schon  und  inwieweit  diese  Einrichtung  getroffen 
werden  soll,  aber  entwickelungsunfähig  in  dieser  Hinsicht 
sollte  das  Hilfskassenwesen  nicht  gemacht  werden. 

Auch  in  anderer  Hinsicht  wird  das  Hilfskassenwesen  durch 
Abfall  von  der  individualisierenden  Richtung  der  Organisation 
entwickelungsunfähig  gemacht.  So  in  Beziehung  auf  die  Ver- 
hütung und  Unterdrückung  der  Erwerbslosigkeit  *)  und  in  Be- 
ziehung auf  Gewährung  fakultativer  Mehrhilfe  in  besonders 
rücksichtswürdigen  Fällen  *) ;  nur  bei  Belebung  des  Elementar- 
verbandes für  Zwecke  der  Erwerbslosigkeits-  und  der  Ueber- 
Unterstützung  allein  konnte  die  Fortbildung  des  Hilfskassen- 

1)  Vgl.  »Korpor.  Hülfskassenzwangc. 

2)  Ebendaselbst. 
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Wesens  auch  in  diesen  Richtungen  gesichert  werden;  der  Be- 
darf für  Witwen-  und  Waisenversorgung  könnte  auf  das  AUer- 
knappste  bemessen  werden,  wenn  die  Elementarverbände  bei 
wirtschaftlichster  Anlage  der  Organisation  Mittel  fQr  die 
Unterstützung  ausserordentlicher  Bedürftigkeit  erübrigen  und 
ansammeln  würden.  Nur  die  Fehlorganisation  veranlasst  die 
Meinung,  dass  das  grosse  Werk  des  Kaisers  Wilhelm  jetzt 
schon  »abschliesse«,  während  es  der  reichsten  Weiterentwick- 
lung entgegengehen  könnte. 

9)  Die  Berücksichtigung  des  Beitragsalters. 

Die  »Denkschrift«  gibt  auf  S.  18  die  folgende  Ausführung: 
»Der  Orts-  oder  Berufswechsel  der  Arbeiter  bringt  die  Schwie- 
rigkeit mit  sich,  dass  in  den  Bezirken  der  einzelnen  Versiche- 
rungsanstalten nicht  fortlaufend  dieselben  Personen  beschäftigt 
werden,  und  dass  jeder  einzelne  Arbeiter  seine  Beiträge  bald 
an  diese  bald  an  jene  Versicherungsanstalt  abführen  wird. 
Es  fragt  sich  daher,  welcher  von  diesen  Versicherungsanstalten 
demnächst  die  Fürsorge  für  die  Invaliden  zur  Last  fallen  soll. 
Eb  geht  nicht  an,  dieselben  lediglich  derjenigen  Anstalt  auf- 
zubürden ,  bei  welcher  die  Invalidität  eingetreten  ist.  Dies 
könnte  höchstens  dann  zugelassen  werden,  wenn  man  annehmen 
dürfte,  dass  die  thatsäohlichen  Verhältnisse  eine  Ausgleichung 
der  hierdurch  erwachsenden  Belastung  der  einzelnen  Anstalten 
herbeiführen  werden.  Diese  Annahme  aber  trifft  nicht  zu. 
Denn  bei  jener  Regelung  würden  ältere  Personen,  deren  baldige 
Invalidisierung  bevorsteht,  nur  schwer  Arbeit  finden,  diejenigen 
Versicherungsanstalten  aber,  deren  Betriebe  Gelegenheit  zu 
leichter,  auch  von  älteren  Leuten  auszuführender  Arbeit  bieten 
und  in  welchen  deshalb  zahlreiche  ältere  Personen  beschäftigt 
werden,  würden  zu  Gunsten  anderer  Betriebszweige  benach- 
teiligt werden,  in  denen  wegen  der  schwereren  Arbeit  jüngere 
Kräfte  erfordert,  aber  auch  die  Kräfte  schneller  verbraucht 
werden.  Es  empfiehlt  sich  vielmehr,  einen  Ausgleich  unter 
den  verschiedenen  Versicherungsanstalten  dadurch  herbeizu- 
führen, dass  für  jeden  einzelnen  Fall  durch  ein  besonderes 
Rechnungsbüreau  des  Reichs- Versicherungsamts  ermittelt  wird, 
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mit  welchem  Betrage  derselbe  die  einzelnen  beteiligten  An- 
stalten belastet.  Dieser  Betrag  richtet  sich  nach  der  Zeit 
undderDanerder  Beschäftigung  in  den  Bezirken 
der  einzelnen  Versicherungsanstalten,  also,  da 
während  der  Beschäftigung  Beitrage  zu  entrichten  sind,  nach 
der  Summe  und  dem  Versicherungswert  der  zu  den 
einzelnen  Anstalten  in  den  Terschiedenen  Jahren 
geleisteten  Beiträge.  Dabei  ist  zu  beachten,  dass  Bei- 
träge, welche  in  jüngeren  Jahren  geleistet  werden,  im  allge- 
meinen für  die  InTaliditätsversicherung  einen  höheren  Wert 
haben ,  als  gleich  hohe  Beiträge  in  späteren  Lebensjahren. 
Für  die  Ermittelung  der  auf  die  einzelnen  Versicherungsan- 
stalten hiernach  entfallenden  Belastungswerte  lassen  sich  durch 
Sachverständige  feste,  nach  Massgabe  der  Erfahrung  zu  be- 
richtigende Tarife  aufstellen.  Die  auf  Grund  dieser  Tarife 
von  dem  Rechnungsbüreau  in  jedem  einzelnen  Falle  anzu- 
stellenden Berechnungen  können  erhebliche  Schwierigkeitsen 
nicht  bieten. € 

Die  Verteilung  der  Rentenlast  auf  alle  Verbände  nach 
der  Zeit  ist  überhaupt  unumgänglich,  wie  wir  im  »korporativen 
Hilfskassenzwangc  nachgewiesen  haben.  Auch  die  Reparation 
nicht  bloss  nach  der  Summe  der  Beiträge,  sondern  auch  nach  dem 
Versicherungswerte  des  Beitragsalters,  ist  ein  ganz  richtiger 
Gedanke  der  »Denkschriftc,  sobald  eines  der  zwei  Volldeckungs- 
verfahren  beliebt  wird.  Hiernach  wird  ein  Verband  desto 
stärker  belastet,  je  melir  junge  Arbeiter  demselben  angehört 
haben. 

Nur  ist  auch  dann,  wenn  die  Verbände  keine  besonderen 
Versicherungsanstalten  errichten,  die  Präraienreserven  vielmehr 
in  lokale  Verwaltung  gelangen,  die  Berücksichtigung  des  Ver- 
sicherungswertes jedes  Beitragsaltersjahres  durchführbar  und 
sie  lässt  sich  auch  im  ümlageverfahren  bewerkstelligen.  Die 
Verbände  ganz  gleichartiger  Krankenkassen  haben  ja  auch 
gleiches  Verhältnis  junger  und  betagter  Arbeiter,  so  dass  die 
innere  Umlage  innerhalb  des  Verbandes  so  gerecht  als  einfach 
von  statten  gehen  kann. 

Uebrigens  ist  es  fraglich ,  ob  Verbände  mit    vorwiegend 
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erwachsener  oder  jugendlicher  Arbeit  nicht  schon  dadurch 
ihre  Rechnung  finden,  dass  der  Lohn  alter,  bezw.  junger  Leute 
entsprechende  Veränderungen  erfahrt.  Wenn  die  allgemeine 
gegenseitige  Rückversicherung  (s.  Abschnitt  11)  stattfände, 
wäre  die  BerQcksichtigung  des  Versicherungswertes  nach  dem 
Beitr^^salter  überhaupt  entbehrlich;  durch  genannte  Einrich- 
tung fönde  eine  Entlastung  der  Verbände  mit  vielen  betagten 
Arbeitern  statt,  selbst  wenn  der  höhere  Versicherungswert 
junger  Jahre  bei  der  Verteilung  der  Gesamtlast  über  die 
Invaliden  verbände  nicht  berücksichtigt  werden  würde. 

10)  Die  Beitrags-  und  die  Wartezeit. 

Die  Rente  wird  bemessen  nach  der  Beitragszeit,  und  zwar 
so,  dass  Krankheitszeit  in  die  pensionsfähige  Beitragszeit  ein- 
gerechnet wird.  Uns  will  scheinen,  dass  nur  die  in  den 
Krankenkassen  versorgte  Krankenzeit  (bis  zu  13  Wochen) 
einzurechnen  wäre,  wenn  man  nicht  in  ein  noch  unabsehbares 
Risiko  hineingehen  will.  Die  »Bescheinigung«  dieser  Zeit  wäre 
am  so  einfacher,  wenn  die  Krankenkassen  wirklich  als  die 
Eüementarorgane  der  Invalidenversicherung  bestellt  werden 
Verden. 

Die  Wartezeit,  d.  h.  die  Antrittakarenz,  wonach  die  Be- 
zugsberechtigung von  einer  gewissen  Minimaldauer  der  Kassen- 
mitgliedschaft abhängig  ist,  wird  auf  1  Beitragsjahr  in  dem 
Falle  normiert,  als  die  Invalidität  durch  die  Berufsarbeit  selbst 
veranlasst  ist,  sonst  soll  sie  fünf  Jahre  Beitragszeit  betragen. 
Letztere  Bestimmung  ist  sehr  human,  vielleicht  bedenklich 
human,  wenigstens  bei  der  anfönglichen  üngewissheit  der  zu 
erwartenden  Last.     Doch  halten  wir  uns  hierbei  nicht  auf. 

Wichtiger  ist  eine  Frage,  welche  wir  uns  aus  den  »Grund- 
zügen« und  der  diesen  beigegebenen  »Denkschrift«  nicht 
genau  zu  beantworten  vermögen.  Soll  etwa  ohne  jede  spätere 
Aeuderung  im  Berufs  Verhältnisse  jeder  Deutsche,  bezw.  jede 
Dentache,  bei  Eintritt  der  Erwerbsunfähigkeit  Invalidenrente 
beziehen,  ohne  Rücksicht  auf  die  seit  der  letzten  Lohndienst- 
stellung  abgelaufene  Zeit?  Also  auch  der  alte  Handwerks- 
meister, wenn    er  30  Jahre   vorher  zuletzt   als   Geselle   fünf 

2MU6bx,  t  StMtsw.    1888.  III.  Heft.  32 
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Jahre  lang  eingezahlt  hat?  Auch  der  alte  Baaer,  die  alte 
Baaerin,  wenn  in  der  Jngend  jener  als  Dienstknecht,  diese 
als  Dienstmagd  fQnf  Jahre  lang  im  Lohndienst  gestanden  ist 
und  Eassenbeitrage  gezahlt  hat?  Wahrscheinlich  denkt  die 
Reichsregierung  hieran  nicht,  Ist  dies  aber  der  Fall,  so  werden 
entweder  Ablauftermine  festzustellen  sein  oder  wird  der  für 
viele  Fälle  harte  und  praktisch  schwer  zu  handhabende  Grund- 
satz aufzustellen  sein ,  dass  der  Berufsstand  im  Augenblick 
des  Eintrittes  der  Erwerbsunfähigkeit  massgebend  sei.  Wäre 
dagegen  beabsichtigt,  auf  fünf  Beitragsjahre  einen  durch  Nichts 
verjährbaren  Invaliditäts-Rentenanspruch  zu  setzen,  so  mre 
die  Wartezeit  von  fünf  Jahren  als  nicht  unbedenklich  niedrig 
anzusehen.  Doch  soll  der  Gregenstand  hier  nur  angeregt  sein 
und  nicht  weiter  verfolgt  werden. 

11)  Die  Rückversicherung. 

Die  Ziffer  20  der  »GrundzQgec  besagt:  »Mehrere  Berufs- 
genossenschaften, Kommunal-  oder  andere  öffentliche  Verbände 
können  durch  übereinstimmende  Beschlüsse  der  Genossen- 
schaftsversaramlungen  beziehungsweise  der  zuständigen  Ver- 
tretungen vereinbaren,  die  ihnen  obliegende  Alters-  und  In- 
validenversicherung ganz  oder  zum  Teil  gemeinsam  zu  tragen. 
Ebenso  sind  die  Regierungen  der  einzelnen  Bundesstaaten 
berechtigt,  mit  einander  oder  mit  Berufsgenossenschaften, 
Kommunal-  oder  anderen  öffentlichen  Verbänden  gleichartige 
Vereinbarungen  rücksichtlich  der  ihnen  oblißgenden  Alters- 
und Invalidenversicherung  zu  treffen.  Derartige  Vereinbarungen 
bedürfen  der  Genehmigung  des  Reichs- Versicherungsamts,  so- 
fern aber  die  Vereinbarung  zwischen  Bundesstaaten  geschlossen 
werden  soll,  der  Zustimmung  des  Bundesrates. 

»Nach  Anhörung  der  Genossenschaftsversammlungen  be- 
ziehungsweise Vertretungen  der  beteiligten  Berufsgenossen- 
schaften beziehungsweise  Kommunal-  oder  anderen  öffentlichen 
Verbände  können  Vereinigungen  derselben  zur  gemeinschaft- 
lichen Uebernahme  der  Alters-  und  Invalidenversicherung  auch 
durch  Beschluss  des  Bundesrats  angeordnet  werden.  Auch 
kann  der  Bundesrat  auf  Antrag  der  Regierung  eines  Bundes- 
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Staates  dessen  Vereinigung  mit  anderen  Bandesstaaten  nach 
Anhörung  der  R^erungen  der  letzteren  zu  dem  angegebenen 
Zweck  beschliessen. 

»Derartige .Vereinbarungen  beziehungsweise  Anordnungen 
mQssen  die  zur  Durchführung  derselben  erforderlichen  Be- 
stimmungen, insbesondere  über  die  Verwaltung  der  gemein- 
samen Angelegenheiten  und  über  die  Verteilung  der  gemeinsam 
zu  tragenden  Last  unter  die  beteiligten  Verbände,  Genossen- 
schaften oder  Staaten  enthalten.« 

Die  »Denkschriftc  gibt  f&r  diese  Gestaltung  der  Rück- 
versicherung eine  genauere  Begründung  nicht 

Wir  sind  der  Meinung,  dass  diese  halbfakultative  Rück- 
yersicherung  in  der  Erfahrung  sich  nicht  als  genügend  er- 
weisen wird.  Ede  zwangsweise  Rückversicherung  ist  einfacher 
zu  organisieren,  durchgreifender  wirksam  und,  da  die  Arbeiter- 
und Arbeitgeberwelt  ein  solidarisches  Ganzes  ist ,  auch  ganz 
gerecht. 

Der  allgemeine  Rückversicherungszwang  wäre  in  der  That 
einfach  dahin  zu  organisieren,  dass  eine  Grenze  ausschliess- 
licher Belastung  des  einzelnen  Invalidenverbandes  festgestellt 
wird;  darüber  hinaus  hätten  in  zunehmender  Progres^on  alle 
abrigen  oder  sachlich  verwandte  Landes-  und  schliesslich  ein 
allgemeiner  Reichsverbänd  aufzukommen.  Das  Aufkommen 
wäre  einfach,  wenn  dem  alle  zehn  Jahre  zu  vereinbarenden 
Prämiensatz  das  Erforderliche  zugeschlagen  würde,  um  den 
alljährlichen  Bedarf  der  Rückversicherung  aufzubringen.  Die 
Krankenkasse  wird  auch  diesen  Zuschlag  zusammen  mit  den 
übrigen  Beiträgen  einheben  und  auf  sich  kompensieren  lassen- 

Diese  Einrichtung  wäre  wirklich  durchgreifend  wirksam 
und  der  Eventualität,  dass  bald  an  Stelle  von  6  Pf.  pro  Kopf 
und  Beitragstag  der  gemeinen  Arbeit,  für  den  einen  Verband 
18,  für  den  andern  nur  2  Pfennige  sich  als  Bedarf  der  Er- 
fahrung ergeben  konnten,  könnte  man  voraus  mit  einiger 
Ruhe  entgegensehen. 

Dieselbe  Einrichtung  wäre  endlich  gerecht.  Die  Arbeiter- 
und Arbeitgebergesamtwelt  ist  ein  Ganzes,  worin  alle  Teile 
und  Glieder  einander   voraussetzen    und  sich   bedingen.     Die 
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»Denkschriftc  bethätigt  anderswo  diese  Einsicht  in  grosser 
Weise,  indem  sie  die  alsogleich  allgemeine  Invaliditatsrer^ 
Sicherung  aller  Arten  und  Schichten  der  Lohnarbeit  (S.  17} 
wie  folgt  begründet: 

»Diese  Organisation  ermöglicht  das  gleichzeitige 
Erfassen  sämtlicher  gegen  Lohn  arbeitenden 
Personen  des  Arbeiterstandes  nnd  der  untergeord- 
neten Betriebsbeamten.  Hierauf  ist  insbesondere  um  deswillen 
ein  erhebliches  Gewicht  zu  legen,  weil  wegen  des  häufigen 
Orts-  und  Berufswechsels  der  Arbeiter  bei  Beschrän- 
kung der  neuen  Einrichtung  auf  einzelne  Kategorien  Ton 
Arbeitern,  etwa  auf  die  unter  das  ünfallversicherungsgesetz 
fallenden  Industrie-  und  Bauarbeiter  oder  auf  gewisse  terri- 
toriale Gebiete  erhebliche  Schwierigkeiten  entstehen  würden. 
Denn  die  Alters-  und  Inyalideuversicherung  setzt  dauernde 
Yerhältuisse ,  dauernde  Beitragsleistung  bis  zum  Eintritt  des 
bestimmten  Alters  beziehungsweise  der  Invalidität  voraus,  weil 
nur  unter  dieser  Bedingung  die  Höhe  der  Beiträge  mit  einiger 
Sicherheit  bemessen  werden  kann.  Wird  aber  die  Versiche- 
rungspflicht  auf  einzelne  Berufszweige  beschränkt,  so  wQrde 
die  Entlassung  aus  einer  versicherungspflichtigen  Beschäftigung 
oder  der  Uebertritt  zu  anderen  einstweilen  noch  nicht  erfassten 
Berufszweigen  die  Folge  haben,  dass  die  bis  dahin  bereits 
erworbene  Expektanz  auf  eine  spätere  Rente  sich  mindert, 
oder  doch  nur  bei  Aufwendung  doppelter  Beitrage  (nämlich 
einschliesslich  des  während  der  früheren  Beschäftigung  vom 
Arbeitgeber  gezahlten  Beitrages)  erhalten  werden  kann.  Diese 
Unzuträglichkeit  würde  um  so  grösser  werden,  je  kleiner  der 
Kreis  der  in  die  neue  Einrichtung  einbezogenen  Personen 
gegriffen  würde.  Auch  würden  bei  dem  häufigen  Wechsel 
zwischen  Versicherungspflicht  und  Freiheit  von  dieser  Pflicht 
die  Schwierigkeiten  der  Verwaltung  und  Eontrolle  sich  mehren, 
und  auch  der  Arbeitsmarkt  könnte  sich  in  be- 
denklicherWeise  verschieben,  da  voraussichtlich 
die  Arbeiter  zu  derjenigen  Beschäftigung  hindrängen  würden, 
welche  ihnen  die  Wohlthat  der  Alters-  und  Invalidenversiche- 
rung unter  Mithülfe  des  Arbeitgebers  und  des  Reichs  gewähr- 
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leistet.  Gegenüber  dem  Gewichte  dieser  Erwägungen  dürften 
die  für  eine  Beschränkung  der  neuen  Einrichtung  auf  kleinere 
Kreise  beziehungsweise  für  ein  allmähliches  schrittweises  Vor- 
gehen geltend  gemachten  Gründe  zurücktreten  müssen,  und 
dies  um  so  mehr,  als  aus  den  weiter  unten  zu  entwickelnden 
Gründen  nicht  zu  besorgen  ist,  dass  f&r  irgend  einen  Berufs- 
zweig die  Lasten  der  Alters-  und  Invalidenversicherung  un- 
erschwinglich sein  werden.« 

Nun  —  die  allgemeine  zwangsweise  Rückversicherung,  eine 
unterstützende  Rückendeckung  bei  der  Versicherung,  beruht 
auf  derselben  Wechselbedingtheit  aller  Lohnberufe. 

12)  Der  Beiohsbeitrag. 

Das  Reich  will  ein  Drittel  beisteuern.  Das  wären  höchstens 
2  Pfennige,  jährlich  52  Millionen,  wenn  auch  das  Eleich  ein 
Drittel  des  Kapitalbedarfes  decken  hülfe,  und  4  Pfennige 
oder  jährlich  104  Millionen,  wenn  das  Reichsdrittel  ohne 
volle  Ansammlung  Zinsen  gebender  Prämienreservefonds  auf- 
gebracht werden  will.  So  wenigstens  verstehen  wir  die  schon 
mitgeteilten  Angaben  der  »Denkschrift«! 

Grundsätzlich  haben  wir  gegen  einen  Reichsbeitrag  über- 
haupt nichts  einzuwenden.  Die  Arbeiterwelt  zahlt  in  den  in- 
direkten Steuern  genug,  um  im  Reichsbeitrag  eine  nicht  un- 
gerechte Erleichterung  finden  zu  dürfen.  Alle  Arbeiter  und 
Arbeitgeber  zusammen  machen  auch  die  Masse  der  Steuer- 
träger aus.  Nur  soll  man  ebendeshalb  die  Bedeutung  des 
Reichsbeitrages  auch  nicht  übertreiben.  Unseres  Dafürhaltens 
wäre  die  Gesamtbelastung  der  Industrie  und  Arbeit  keine  viel 
grössere,  wenn  das  Reich  gar  keinen  Beitrag  geben  würde, 
oder  wenn  es  denselben  später  allmählich  wieder  eingehen 
Hesse;  ob  die  Masse  des  Volkes  und  das  sind  die  Arbeiter 
und  Arbeitgeber  als  Versicherungs-  oder  als  Steuerpflichtige 
zahlen,  macht  nicht  besonders  viel  aus. 

Gegen  eine  Belastung  des  Reiches  mit  mehr  als  fünfzig  bis 
sechzig  Millionen  sprechen  immerhin  gewichtige  Gründe. 
Künftige  Kriege  können  die  letzte  Sehne  unserer  glücklicher 
Weise  noch  lange  nicht  erschöpften  Steuerkraft   in  Anspruch 
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nehmen  und  die  Zukunftsbedarfe  unserer  staatlich-nationalen 
Existenz  sind  unberechenbar.  Je  mehr  die  Arbeiterversicherung 
in  ihrem  Budget  von  den  Reichsfinanzen  losgelöst  vrird,  desto 
ungehemmter  kann  sie  sich  entfalten.  Ebendaher  haben  wir 
schon  im  Abschnitt  5  empfohlen,  auch  das  Reichsdrittel  schon 
von  Anfang  voll  mit  2  Pfennig  pro  Kopf  und  Beitragstag 
einzuzahlen,  was  ohne  jede  Belästigung  des  Finanzministers 
zulässig  und  mit  dezentralisierter  Eapitalbelegung  als  völlig 
verträglich  nachgewiesen  worden  ist.  Alsdann  wird  die  sozial- 
politische Ausgabe  der  Zukunft  52  statt  104  Millionen  dem 
Reichsschatz  auferlegen. 

Wir  gehen  aus  demselben  Grunde  weiter  und  empfehlen 
die  Beschränkung  des  Beitrags  auf  zunächst  70  Jahre,  d.  h. 
bis  zum  vollen  Eintritt  des  Beharrungszustandes  der  Arbeiter- 
versicherung. Es  ist  sehr  wohl  möglich,  dass  die  Erfahrung 
einen  Bedarf  von  nur  vier  bis  fünf  Pfennigen  herausstellt; 
denn  die  »Denkschrift«  behauptet,  eher  zu  ungünstige  Auf- 
nahmen bei  der  Bedarfsberechnung  zu  Grunde  gelegt  zu  haben 
und  eine  wirtschaftlichere  Or^^anisation  kann  weitere  Ersparung 
sichern.  Kann  daher  nach  70  Jahren  die  Arbeiter-  und  Arbeit- 
geberwelt mit  weniger  auskommen,  als  jetzt  angenommen 
wird,  so  mag  der  Reichszuschuss  auch  ermässigt  werden  oder 
ganz  aufhören. 

Endlich  empfehlen  wir  mit  der  »Denkschrift«  denselben 
Satz  pro  Kopf  mit  5  oder  6  Mark  pro  Jahr  ohne  unterschied 
des  Ortes  und  des  Berufes.  Denn  auch  dann,  wenn  die  Ein- 
heitssätze sonst  verlassen  würden,  die  Beiträge  und  Renten 
vielmehr  den  Löhnen  proportional  gemacht  werden,  wie  in 
den  Kranken-  und  Ünfalls-Versicherungsgesetzen  ,  so  ist  der 
gleiche  Reichsbeitrag  für  jeden  deutschen  Arbeiter  dennoch 
ganz  am  Platze.  Einmal  lässt  er  sich  so  einfacher  an  die 
Elementarverbände  abführen  und  verwahren.  Sodann  machen 
der  höhere  Lohn  der  gelernten  Arbeit  und  die  geringere  Zahl 
der  besser  und  bestbezahlten  Arbeiter  den  gelernten  Arbeitern 
und  ihren  Arbeitgebern  die  höhere  Einzahlung  nach  dem 
Lohnbetrage  auch  ohne  höheren  Reichszuschuss  durchaus  er- 
schwinglich.   Für  die  geringst  bezahlte,  namentlich  land-  und 
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forstwirtschaftliche  Arbeit  leistet  dann  das  Reich  allerdings 
yerhaltnisraässig  mehr ,  jedoch  mit  Grund,  da  hier  die  Mittel 
schwerer  zu  erschwingen  sind. 

13)  üebergangs-  und  Vermittelangsvorschläge. 

EHe  »Gmndzüge«  (Z.  50)  treffen  die  einzige  Ue ber- 
gan g  s  bestimmung ,  dass  die  » Altersren tec  schon  dann  ge- 
reicht wird,  wenn  ein  Altersinvalide ,  d.  h.  ein  mehr  als 
siebzigjähriger  Arbeiter,  beim  Inkrafttreten  des  Gesetzes  das 
40.  Lebensjahr  vollendet  hat  und  30  Jahre  lang  thatsächlich 
in  einer  Beschäftigung  stand,  welche  die  Beitragspflicht  be- 
gründet haben  w  Q  r  d  e ,  oder  wenn  er  beim  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  60  Jahre  alt  war  und  zehn  Jahre  in  einer  nach  dem 
Gesetz  künftig  versicherungspflichtigen  Beschäftigung  gestanden 
hat  Diesem  Vorschlag  gegenüber  erhebt  sich  die  Frage,  wer 
die  Mittel  für  die  hiermit  geschenkte  Beitragszeit  zu  decken 
hat.  Wenn  irgendwo  Uebernahme  auf  die  Reichskasse  am 
Platze  ist,  scheint  es  hier  der  Fall  zu  sein.  Anderenfalls 
bleibt  die  >  Generosität  €  der  Gegenwart  gegen  ihre  älteren 
Arbeiter  für  immer  erschwerend  auf  den  künftigen  Genera- 
tionen der  Arbeiter  und  der  Arbeitgeber  liegen. 

Den  »Grundzügen €  hat  die  Kritik  auch  zahlreiche  Ver- 
mittelungs-  und  Verbesserungs vorschlage  verschafft. 
Wir  erwähnen  dieselben  kurz,  insoweit  sie  darauf  gerichtet 
sind,  den  Uebelständen,  welche  der  Mangel  an  Individualisie- 
rung mit  sich  bringt,  abzuhelfen. 

Um  den  Rentenbezug  einem  in  verschiedenen  Provinzen 
und  wieder  in  verschiedenen  Orten  derselben  Provinz  ver- 
schiedenen Masse  der  Lebenshaltung  anzupassen,  hat  man 
Zuschläge  zu  Minimalsätzen  beantragt,  je  nachdem  eine  Pro- 
vinz höhere  oder  niedrigere  Lohne  und  Lebensmittelpreise  hat 
und  je  nachdem  der  Arbeiter  auf  dem  platten  Lande,  in 
Kleinstädten ,  Mittelstädten  oder  Grossstädten  beschäftigt  ist. 
Dieser  Ausweg  ist  gar  nicht  nötig,  wenn  man  überall  nach 
dem  wirklichen  Lohn  belastet  und  versichert,  was  die  indu- 
vidualisierende  Aufi^chreibung  durch  die  Krankenkassen  so 
einfach    gestattet.     Der  Vorschlag    erschwert   aber   auch    die 
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Kontrolle  der  yollfitandigen  und  richtigen  Markenentrichtung. 
Er  wird  überdies  —  und  dies  ist  sein  Hauptgebrechen  —  den 
individuellen  LebensansprQchen  nicht  gerecht;  denn  in  jedem 
grösseren  Geschäfte  und  in  verschiedenen  Geschäften  desselben 
Ortes  ist  der  Lohn  regelmässig  sehr  ungleich,  da  verschieden- 
wertige  gelernte  Arbeit  neben  einander  vorkommt  und  gemeine 
mit  gelernter  Arbeit  im  selben  Geschäfte  regelmässig  ver- 
bunden ist.  Der  fragliche  Vermittelungsvorschlag  heilt  daher 
den  Mangel  au  Individualisierung  nicht.  Die  Zonen  gleicher 
Höhe  des  Lohnes,  der  ünterhaltsmittel  und  der  Lebenshal- 
tung lassen  sich  überdies  nicht  nach  politischer  Gebietsein- 
teilung abgrenzen. 

Ein  zweiter  Vorschlag  geht  dahin,  die  Post  mit  dem 
Markenverkauf  zu  beauftragen,  da  die  Bereithaltung  der  Yer- 
sicherungswertzeichen  bei  Markenverkäufern  in  jedem  Orte 
so  viele  Bedenken  und  Schwierigkeiten  habe.  Besser  ist  es 
doch,  wenn  man  gar  keine  Marken  und  daher  auch  keine 
Markenverkäufer  nötig  hat.  Auch  die  Post  hätte  schwere 
Plage  und  nicht  jeder  Ort  hat  eine  Poststelle.  Aehnliches  gilt 
von  dem  Vorschlage ,  nur  jedes  Jahr  die  Entrichtung  der 
Markenschuldigkeit  durch  die  Post  an  Stelle  des  Arbeitsgebers 
besorgen  zu  lassen. 

Ein  dritter  Vorschlag  will  zur  Sicherstellung  des  Ver- 
sicherten für  den  Fall  des  Verlustes  des  Quittungsbuches  dem 
Arbeiter  die  Befugnis  geben ,  beim  nächsten  Postschalter  alle 
Jahre  seine  Beitragszeit  in  einem  besonderen  Buche  vormerken 
zu  lassen.  Auch  das  ist  überflüssig,  wenn  jede  Krankenkasse 
individualisierend  aufschreibt,  das  Buch  zur  Verwahrung  an- 
nimmt und  dem  nächstfolgenden  Krankenkassen  verband  aus- 
händigt. Diese  Sicheruugsweise  wäre  überdies  sehr  umständ- 
lich und  für  die  Post  Verwaltung  lästig. 

Da  man  den  Gemeinden  nicht  traut,  ob  sie  die  vollge- 
klebten Quittungsbücher  richtig  schliessen,  die  abgeschlossene 
Beitragszeit  im.  folgenden  Buch  richtig  vortragen  und  die 
geschlossenen  Bücher  sicher  verwahren  können,  so  ist  die 
Verwahrung  durch  die  politische  Bezirksstelle  und  die  üeber- 
sendung  des  gefüllten  Buches  durch  die  Post  empfohlen  worden. 
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Bes^r  ist  es  doch,  wenn  nur  bei  den  eigentlichen  Nomaden 
der  Arbeit  dann  und  wann  ein  Quittungsbuch  nicht  für  das 
ganze  Leben  reicht  und  wenn  ein  Elementarrersicberungs- 
yerband  schon  da  ist,  der  das  GescluLft  der  Schliessung,  Ver- 
wahrung und  Buchemeuerung  mit  YöUiger  Zuverlässigkeit 
besorgen  kann. 

Man  hat  nicht  ohne  allen  Grund  eingewendet,  dass  der 
Yersicherungsverband,  welchem  der  Invalide  durch  seine  letzte 
Berufsarbeit  angehört,  oft  nur  einen  geringen  Teil  der  Ge- 
samtlast zu  tragen  habe  und  daher,  wenn  er  die  Invalidisie- 
rung  zu  vollziehen  habe ,  zu  Lasten  anderer  Verbände  die 
Invalidisierung  sorglos  aussprechen  werde.  Daher  solle  der 
meistzubelastende  Verband  die  Invalidisierung  vollziehen.  Dem 
üebelstand  wird  jedoch ,  wie  wir  glauben ,  durch  die  Bildung 
von  erstinstanzlichen  Kreis-  und  zweitinstanzlichen  Provinzial- 
organen  fQr  alle  Fälle  der  Invalidisierung  schon  sehr  wesent- 
lich vorgebeugt.  Will  man  aber  dem  meistzubelastenden  dritten 
Verbände  besondere  Sicherheit  zur  Ergreifung  der  Berufung 
verschaffen,  so  braucht  man  nur  zu  bestimmen,  dass  dritte 
Verbände,  f&r  welche  in  dem  Beitragsbuche  gewisse  Beitrags- 
summen ersichtlich  sind,  von  dem  Invalidisierungsfall  in 
Kenntnis  gesetzt  werden ,  um  sich  vertreten  zu  lassen ,  oder 
dass  in  diesem  Falle  der  Vorsitzende  der  ersten  Invalidisie- 
rungsinstanz  die  Vertretung  selbst  anordne.  Die  Wegverlegung 
des  Invalidisierungserkenntnisses  an  den  meistzubelastenden 
Verband,  welchem  der  Invalide  vielleicht  längst  fremd  ge- 
worden ist,  wird  sich  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Gerechtig- 
keit gegen  den  Invaliden,  auf  die  Kosten,  endlich  auf  die 
Sicherheit  gegen  Simulanten  kaum  empfehlen. 

Man  hat  die  beachtenswerte  Befürchtung  ausgesprochen, 
dass  jene  Geschäfte  und  Klassen  von  Arbeitern  und  Arbeit- 
gebern, bei  welchen  viele  jugendliche,  später  sich  ver- 
selbstständigende  Lohnarbeit  anzutreffen  ist, also  nament- 
lich die  kleine  Landwirtschaft  und  das  Handwerk  mit  ihrem 
Gesinde  und  ihren  Wandergesellen,  zu  Gunsten  des  Grossbe- 
triebes und  der  Grossindustrie  überbürdet  werden  würden; 
denn  die  Masse  solcher  Versicherten  würde  in  jungen  Jahren 
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Beiträge  von  höchstem  Ansammlangswerte  entrichten,  aber 
nichts  oder  wenig  beziehen,  da  die  meisten  Handwerksgesellen, 
Knechte,  Mägde  später  and  bald  selbständig  werden.  Man 
solle  ihnen  daher  denselben  Wert  herauszahlen,  welchen  die 
Privat  Versicherung  ihren  Mitgliedern  bei  freiwilligem  Aastritt 
zu  gewähren  pflegt.  Richtig  ist,  dass  die  Arbeiterversicherong 
auf  den  Stand  der  Bauern  und  Handwerker  keinen  besonderen 
Druck  ausfiben  darf,  wenn  sie  nicht  Crispinushilfe  leisten  will 
Allein  diese  Gefahr  besteht  nicht  und  die  Herauszahlung  ist 
gar  nicht  nötig,  wenn  man  die  Elementarverbände  richtig  zu 
Invaliditätsverbänden  zusammenzieht.  Das  Gesinde  und  die 
Gewerbegehilfen  des  Gross-  und  des  Kleinbetriebes  können 
in  den  Krankenkassen  und  durch  die  Krankenkassen  sehr 
wohl  auseinander  gehalten  oder  verschieden  belastet  werden, 
wenn  man  den  Landesversicherungsämtern  die  nötigen  An- 
passungsbefugnisse einräumt.  Die  Invaliditätslast  für  Gesinde 
und  lebenslängliche  Gewerbsgehilfen  wird  dann  sehr  erheblich 
geringer  werden,  als  jene  f&r  die  gemeine  und  die  gelernte 
Arbeit  des  Grossbetriebes  in  Stadt  und  Land. 

Jene  richtige  Abgrenzung  und  Gliederung  der  Kranken- 
kassen, deren  Wert  für  die  Invaliditätsversicherung  wir  schon 
im  »korpor.  Hilfskassenzwangc  nachdrücklichst  betont  haben, 
wird  überhaupt  immer  mehr  als  Bedürfnis  sich  geltend  machen, 
wenn  die  Krankenkassen  (und  deren  kommunale  Surrogate 
in  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  A.-Yersicherung)  zu 
Elementarorganen  der  gesamten  Invaliditätsversicherung  be- 
stellt werden.  Dass  dieses  Bedürfnis  in  der  Reform  und  Fort- 
bildung der  Krankenkassen  Anerkennung  finde ,  ist  jedoch 
nur  wünschenswert. 

Schliesslich  wollen  wir  selbst  einen  Vermittelungsvor- 
schlag  für  den  Fall  uns  erlauben ,  dass  es  die  Reichsgesetz- 
gebung sich  nicht  abgewinnt,  die  Organisation  der  Unfall- 
versicherung schon  jetzt  wieder  abzuändern  und  mit  der  Alters- 
und Invalidenversicherung  durch  Gesamtaufbau  aus  den 
Krankenkassen  und  deren  Kommanalsurrogaten  als  Elementar- 
verbänden fQr  alle  Invaliditätsversicherung  ein  für  alle  Mal 
und  der  Natur  der  Sache  gemäss  zu  verschmelzen.    In  diesem 
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Falle  lasse  man  die  ünfallversicheruDg ,  die  wahrscheiulich 
Dar  ein  Zehntel  aller  Fälle  dauernder  Erwerbsunfähigkeit 
(Invalidität  im  wahren  Sinne)  ausmacht,  bis  auf  weiteres 
bestehen,  begrönde  aber  die  Alters-  und  »Invalidenc- Versiche- 
rung auf  weitere  und  weiteste  Verbände  von  städtischen  und 
ländlichen  Betriebs-,  Orts-  und  Gemeinde  -  Krankenkassen, 
bezw.  soweit  nötig  von  Krankenlcassen-Mitglieder- 
kategorien.  Es  ist  auch  nach  fünf  Jahren  noch  möglich, 
durch  entsprechende  Zuzahlung  aus  der  Reichskasse  die  schon 
angefallenen  ünfallsinvaliden  auf  sich  bewährende  Verbände 
der  Alters-  und  Siechtums- Versicherung  zu  übernehmen.  Besser 
und  weniger  belastend  geschähe  dies  freilich  sogleich. 


Das  Vorstehende  dürfte  die  von  uns  empfohlene  Indivi- 
dualisierung im  Geiste  der  Kranken-  und  Unfall- Versicherungs- 
gesetze oder  was  praktisch  dasselbe  bedeutet,  den  dezentrali- 
sierenden Aufbau  der  Invalidenversicherung  von  der  Kranken- 
versicherung aus  als  durchführbar,  zweckmässig  und  praktisch 
dargethan  haben.  Die  unverblümte  Auseinandersetzung  mit 
der  > Denkschrift €,  die  uns  zu  diesem  Nachweis  Bedürfnis  war, 
wird  uns  kaum  verübelt  werden  können,  da  wir  seit  Jahren 
—  angefangen  von  der  Unverträglichkeit  der  > eingeschriebenen c 
freien  Hilfskassen  mit  den  Zwangshilfskassen  bis  zu  der  Kost- 
spieligkeit und  Geschraubtheit  der  Organisation  der  Unfall- 
versicherung herab  —  voraus  die  Missstände  nachgewiesen 
haben,  die  nachher  in  der  Erfahrung  sich  sofort  gezeigt  haben. 
Wir  verweisen  diesfalls  lediglich  auf  die  im  Eingang  erwähnten 
Schriften  und  Aufsätze.  Alle  im  Vorstehenden  geübte  Kritik 
bindert  uns  übrigens  nicht,  anzuerkennen,  dass  der  Reichs- 
regierung für  den  Mut,  die  Redlichkeit  und  die  Ausdauer, 
die  sie  in  der  Erfüllung  des  Kaiserlichen  Programraes  vom 
17.  November  1881  bethätigt  hat,  uneingeschränktes  Lob 
gebührt. 


Eine  direkte  Beichssteuer  für  Dentschland  und 
anch  für  Oesterreich-Ungam. 


Von  BnstaT  Koenig  in  Wien. 


Einleitnng. 

Die  Frage  der  direkten  Reichdbesteaemng  ist  im  heutigen 
Kaiserreiche  Deutschland  ebenso  alt,  als  dieses  selbst.  Nicht 
nur,  dass  die  parlamentarischen  Körperschaften  bei  SchafiPong 
desselben  schon  ihrer  Erwähnung  gethan  haben,  sondern  es 
hatten  sich  auch  besondere  Organisationen  gebildet,  um  die 
Einführung  einer  direkten  Steuer  in  Deutschland  vorzubereiten 
und  anzubahnen. 

In  Oesterreich-Üngarn  ist  nach  dieser  Richtung  —  sei's 
in  Bezug  auf  die  Anregung  der  Sache  oder  die  Sache  selbst 
—  bisher  nichts  geschehen. 

Man  würde  zu  viel  behaupten,  wenn  man  sagte,  dass 
all  das  Angeführte  besonders  viel  beigetragen  hätte  zur  Ver- 
wirklichung der  Idee  einer  direkten  Beichssteuer  in  Deutsch- 
land. Manche  der  älteren  Vorkämpfer  erkennen  kaum  mehr 
ihre  frühere  Fahne,  andere  sind  lässig  geworden.  So  kommt 
es,  dass  heute  die  Regierungs-,  Gelehrten-  wie  andere  Kreise 
nicht  recht  an  das  baldige  erfolgreiche  Eingreifen  einer  solchen 
Steuer  im  deutschen  Reichshaushalte  glauben. 

Auf  was  mag  wohl  der  Misserfolg  der  angeführten  and 
zu  meist  von  Theoretikern  herstammenden  Bestrebungen  in 
Deutschland  zurückzuführen  sein? 

Meiner  Anschauung  nach  ausschliesslich  darauf,  dass  einer- 
seits  die  Zweckerfüllung   und   andererseits   der  Ausführungs- 
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Möglichkeit  der  anempfohleneo  direkten  Steuer  nicht  die  ge- 
nügende Berücksichtigung  gezollt  wurde. 

Man  bestrebte  sich,  und  bis  in  die  jüngste  Zeit,  reale  Be- 
dürfnisse mit  hypothetischer  Gerechtigkeit  zu  befriedigen; 
einen  Idealplan  darzul^en,  wo  es  sich  gleich  um  die  Aus- 
führung des  Baues  selbst  handelte.  Man  pries  einfach  die 
Idee  der  Einkommensteuer  an. 

Anstatt  die  Abschaffung  der  Matrikular-Beiträge  und  die 
Ersetzung  derselben  durch  einen  so  komplizierten  Organismus, 
wie  den  der  reinen  Einkommensteuer,  anzustreben,  wäre  es  ein 
grösserer  materieller  Fortschritt  gewesen,  sich  an  näher  liegende 
Ziele  zu  halten,  z.  B.  an  die  Entwicklung  der  alteingebürger- 
ten und  doch  als  direkte  Steuerumlage  gedachten  Matrikular- 
Beiträge.  Durch  den  Ausbau  dieser,  eine  verhältnismässig 
gleichere  Belastung  wie  eine  dehnbare,  wirkliche  direkte 
Reichssteuer  zu  erlangen,  stellt  sich  die  vorliegende  Arbeit 
zum  Zweck. 

Diese  Arbeit  will  nicht  grosse  Gelehrsamkeit,  grossen 
Zitatenschatz  oder  reiches  statistisches  Material  dem  Leser  vor- 
führen, auch  nicht  mit  Schlagwörtern  oder  Parteileidenschaften 
arbeiten,  sondern  in  einfachster  Weise  eine  schnell  und  leicht 
ausführbare  Form  einer  direkten  Reichssteuer  in  obigem  Sinne 
darlegen.  Mögen  die  hier  gegebenen  Anregungen  noch  von 
Anderen  ausgestaltet  werden ,  damit  das  ersehnte  Ziel  bald 
erreicht  werde. 

Die  Grundfragen  der  direkten  Beichsstener. 

Die  gesetzliche  Einführung  einer  Steuer  in  einem  aus 
mehreren  Staaten  bestehenden  Reiche  wird  immer  nach  zwei 
Richtungen  hin  der  Erwägung  bedürfen.  Nach  der  einen 
wird  die  Verfassungsfrage  in^s  Auge  zu  fassen,  nach  der  andren 
die  Frage  der  Steuerart  in  Betracht  zu  ziehen  sein. 

Was  die  Art  der  hier  in  Rede  kommenden  Steuern  betrifft, 
so  besagt  schon  der  Titel  dieser  Schrift,  dass  ich  mich  nur 
mit  den  direkten  Steuern  zu  befassen  gedenke  und  dass  auch 
die  erste  der  angeregten  Fragen  nur  in  Bezug  auf  die  Staats- 
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rechtlichen  BediDgangen  der  direkten  Steuern  hier  erörtert  za 
werden  braucht 

Die  Yerfassungsfrage  gestaltet  sich  f&r  die  direkte  Steuer 
ganz  verschieden  in  den  beiden  Reichen,  die  in  Betracht  kom- 
men. Nur  wenige  Worte  sollen  hier  Platz  finden  Aber  die 
thatsächlichen  Verhältnisse  dieses  Punktes,  da  es  nicht  meine 
Absicht  ist,  die  staatsrechtliche  Frage  ausführlich  zu  behandeln. 

Für  Deutschland  ist  die  Frage  als  erledigt  zu  betrachten. 
Von  allen  Seiten  gesieht  man  der  deutschen  Reichsgesetzgebung 
die  Befugnis  zu,  die  direkte  Besteuerung  in  ihren  Wirkungs- 
kreis zu  ziehen. 

Die  Einwände,  welche  einst  gegen  die  Berechtigung  der 
Einführung  einer  direkten  deutschen  Reichssteuer  gemacht 
wurden,  dürften  sich  nicht  so  sehr  durch  juristische  Beweis- 
gründe aus  der  Reichsverfassung  halten  können  als  sich  durch, 
jene  politische  Taktik  erklären,  weit  weg  vom  wirklichen 
Schlachtgebiete  —  der  direkten  Reichssteuer  —  Verschanzungen 
aufzustellen,  um  den  Angreifer  ermüdet  und  geschwächt  auf 
dem  Kampfplätze  ankommen  zu  sehen. 

Mir  will  scheinen,  dass,  sobald  man  die  praktische  Losung 
einer  direkten  Reichssteuer  gefunden  haben  wird,  die  verfas- 
sungsrechtlichen Fragen  überhaupt  nicht  mehr  aufgeworfen 
werden  dürften  und  in  Deutschland  alles  nur  an  ihre  gesetss- 
liche  Verwirklichung  gehen  wird. 

In  Oesterreich-Ungarn  ist  die  Einführung  einer  direkten 
Reichssteuer  noch  von  keiner  Seite  —  weder  von  den  Theo- 
retikern, noch  von  den  Praktikern,  noch  von  den  Politikern 
—  angeregt  worden. 

Mit  einer  wahren  Scheu  umgeht  man  hier  alles,  was  die 
reichsmächtliche  Frage  berührt.  Das  darf  aber  nicht  hindern, 
daran  zu  denken,  für  das  gemeinsame  Budget  dieses  Reiches 
neben  den  gemeinsamen  Ausgaben  auch  weitere  gemeinsame 
direkte  Einnahmen  zu  finden.  Es  kann  das  nur  gute  Finanz-, 
gute  Staats-  und  Reichspolitik  sein.  Dadurch  allein  dürfte  man 
schon  gegen  alle  Einwürfe  gefeit  sein,  welche  dies-  oder  jen- 
seits der  Leitha  etwa  erhoben  werden  könnten. 

Aber  auch  hier  will  ich  nicht  auf  die  juristische  Beschaffenheit 
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dieses  Punktes  in  der  Verfassungsnrknnde  etc.  der  österreichisch- 
angarischen  Monarchie  eingehen,  sondern  nur  wieder  behaup 
ten,  dass  mit  der  gelösten  Frage  der  Stenermöglichkeit  auch 
die  der  Einf&hrung  vorhanden  sein  wird. 

Wäre  es  denn  gar  so  schwierig,  sich  zu  denken,  dass  die 
österreichischen  und  die  ungarischen  Gesetzgebungsorgane  — 
das  österreichisch-ungarische  Reichsfinanzministerium  könnte 
dabei  eine  ihm  ebenso  passende  als  gebührende  Vermittlerrolle 
spielen  —  der  steuerlichen  Wirkung  nach  gleiche  Gesetze  zu 
Beichszwecken  erliessen,  wie  das  ja  auch  für  andere  Gesetzes- 
materien der  Fall  ist? 

Wer  weiss,  ob  man  nicht  die  neulich  gemachten  ungarischen 
Auslassungen  (Siehe  die  sehr  bemerkenswerten  Artikel  von 
Dr.  Karl  Mandello  im  »Pester  Lloydc  Nr.  197  und  200  von 
1887)  zu  Gunsten  der  von  mir  verfolgten  Idee  auffassen  könnte! 
Die  Losung  der  hier  aufgeworfenen  Finanzfrage  wäre  wirklich 
eine  würdige  Aufgabe  f&r  einen  der  drei  Finanzminister  Oester- 
reich-Ungams ! 

Für  die  Steuer  an  sich  sind  diese  konstitutionellen  Fragen 
jedoch  ohne  Belang.  Es  ist  im  Allgemeinen  für  die  Steuer 
nebensächlich,  ob  die  steuerlichen  Massnahmen  durch  die  ein- 
zelstaatliche  Gesetzgebung  zu  Eleichszwecken  (Oesterreich-Un- 
garn)  oder  durch  reichsgesetzliche  Bestimmungen  vermittelst 
einzelstaatlicher  Einhebung  (Deutschland)  getro£fen  werden. 

um  so  eher  glaube  ich  diesen  Punkt  verlassen  und  mich 
gleich  dem  für  meine  Zwecke  viel  wichtigeren  zuwenden  zu  können: 
welche  der  direkten  Steuern  sieh  am  ehesten  eignen  dürfte 
zu    schneller  und   praktischer  Durchführung  als  Reichssteuer. 

Die  Frage,  welche  Art  der  direkten  Steuern  sich  am  besten 
zur  E^inführung  einer  Reichssteuer  eigne,  d.  h.  einer  Steuer, 
welche  sich  einheitlich  über  Völker-  und  andersrechtlich  zu- 
sammengehörige, aber  doch  auch  mit  selbständigen  Gesetzes- 
gewalten ausgestattete  Staaten  erstrecken  soll,  ist  bisher  kaum 
gewürdigt  worden. 

Die  Berücksichtigung  dieser  Frage  scheint  mir  aber  doch 
von  grösserer  Bedeutung  als  es  die  bisherige  Vernachlässigung 
vermuten  liesse. 
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Sollte  denn  die  Tauglichkeit,  die  Aasftihrbarkeit  der  ein- 
zelnen direkten  Steuern  stets  eine  und  dieselbe  sein?  Oder 
sollten  die  ai^tauchenden  Erwägungspunkte  in  so  ungleicher 
Weise  auf  eine  der  direkten  Steuern  fallen,  dass  man  sich 
ihrer  Berücksichtigung  überhoben  glauben  könnte?  Das  würde 
fast  erscheinen,  wenn  man  die  bisherigen  Vorschlage  besieht 

und  doch  sind  es  mannigfache  Fragen,  welche  sich  bei 
den  direkten  Steuern  verschiedenartig  beantworten,  sofeme 
man  sie  auf  ein-  oder  mehrgliederige  Reiche  anwendet,  und 
doch  gibt  es  mannigfache  Bedingungen,  welchen  jene  direkte 
Steuer  entsprechen  muss,  die  sich  fttr  die  Ehrrichtong  einer 
Staatenverbindung  eignen  soll. 

Alle  Fragen  irgend  einer  direkten  Reichssteuer  müssen 
auf  jene  zurückgehen,  welche  sich  mit  dem  Zwecke,  dem  diese 
Steuer  zu  entsprechen  hat,  befasst. 

Der  Zweck  der  direkten  Steuer  kann  vom  Gesetzgeber  im 
voraus  gegeben  und  mit  grosser  Sicherheit  verfolgt  werden. 
Obwohl  auch  die  indirekten  Steuern  sich  nicht  aller  Voraos- 
berechnung  begeben,  so  ist  doch  bekannt,  dass  gerade  sie  stets 
grossen  Steuerertrags-Schwankungen  ausgesetzt  sind. 

Bei  den  bedeutenden  direkten  Steuern  ist  eben  Steuer- 
Person  und  Steuer-Gegenstand  gegeben,  während  bei  den  in- 
direkten erstere  ausser  Frage  bleibt  und  der  steuerliche  umfang 
des  letzteren  eben  nur  sehr  beiläufiger  Vorausberechnung  unter- 
li^en  kann.  In  Bezug  auf  den  Steuerfuss  bieten  zwar  die 
direkten  wie  die  indirekten  Steuern  gleiche  Momente;  doch 
ist  bei  beiden  Steuerarten  die  Erhöhung  oder  Ermässigung 
desselben  nicht  von  parallelen  Steuerertrags- Wirkungen  begleitet. 

Die  Zweckerfüllung  der  direkten  Reichsstener  kann  eine 
zweifache  sein.  Der  Steuerertrag  kann  nämlich  als  ein  von  Jahr 
zu  Jahr  veränderlicher  oder  fast  unveränderlicher  gedacht  sein. 

Im  letzteren  Falle  ist  der  Ertrag  ein  nur  durch  etwaige 
Ab-  und  Zuschreibungen  des  Steuergegenstandes  variierender, 
also  eigentlich  ein  gegebener  und  feststehender  Faktor  des 
Budgets.  Im  ersteren  dagegen  ein  in  grosserem  oder  kleinerem 
Massstabe  nicht  so  sehr  durch  die  Veränderlichkeit  des  Steuer- 
gegenstandes als  durch  die  des  Steuerfusses  jährlich  sich   an- 
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demder,   besonders  auch    durch   die  Ausfalle  im  Budget  sich 
bestimmender  beweglicher  Faktor  des  Finanzanschlages. 

Es  wird  gewiss  jedermann  einleuchten,  dass  je  nach  den 
soeben  ausgeführten  Zwecken  auch  eine  oder  die  andere  Be- 
schaffenheit oder  Einrichtung  der  direkten  Steuer  sich  besser 
oder  schlechter  den  jeweilig  vorausgesetzten  Verhältnissen  an- 
passen wird.  Es  ist  also  gewiss  notwendig,  diesen  Punkt  bei 
der  Entscheidung  über  die  Art  der  direkten  Reichssteuer 
Einfloss  nehmen  zu  lassen. 

Ich  möchte  noch  weiter  gehen.  Mit  der  Entscheidung 
über  den  soeben  ausgeführten  Punkt,  ob  die  direkte  Reichs- 
steuer einen  mehr  oder  weniger  yeranderlichen  Ertrag  ergeben 
soll ,  sind  eigentlich  auch  die  Würfel  über  eine  ganze  Menge 
anderer  Punkte  gefallen. 

Man  kann  z.  B.  einem  von  einer  und  derselben  Person 
jahraus,  jahrein  besessenen  Ertragsobjekte  nicht  zumuthen, 
jahraus,  jahrein  nach  einem  anderen  Steuerfusse  zur  direkten 
Reichslast  beizutragen.  Der  Besitzer  desselben  muss  sich  in 
seinem  Geschäfte  alles  vorausberechnen,  kalkulieren  können. 
Jede  grössere  Geschäftsthätigkeit  würde  durch  grosse  Ab- 
weichungen in  der  Belastung  des  Ertragsobjektes  unterbunden 
werden.  Es  schliesst  also  klugerweise  diese  Art  der  direkten 
Steuer  grössere  Steuerertrags- Veränderungen  ganz  aus. 

Ich  spreche  hier  nicht  von  einer  voraussichtlich  dauern- 
den, sondern  von  der  im  voraus  gedachten,  fortgesetzten  be- 
liebigen Ermässigung  oder  Erhöhung  der  Steuer. 

Die  direkte  Besteuerung  nach  der  persönlichen  Steuer- 
fahigkeit,  d.  h.  nach  dem  vorhandenen  Vermögen  oder  dem 
erlangten  Einkommen  einer  Person,  lässt  dagegen  ganz  gut 
die  Veränderlichkeit  der  Steuer  zu.  Die  Einkommensfähigkeit 
kann  dadurch  weder  unterbunden  noch  die  Vermögens-Erlang- 
ung beeinträchtigt  werden,  da  ja  in  solchen  Fällen  die  Be- 
steuerung sich  an  feststehende  Ergebnisse  hält. 

Mit  Recht,  scheint  mir,  hat  man  deshalb  auch  die  Be- 
steuerung der  persönlichen  Steuerfähigkeit  der  Ertrags- Ver- 
änderlichkeit am  besten  aussetzen  zu  können  geglaubt. 

Zelttohr.  t  StMtsw.  1688.   m.  Heft  33 
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E2b  ergibt  sich  dadarch  wieder  ein  Punkt  ftlr  die  Beding- 
ungen einer  Beiohsstener.  Will  man  eine  dehnbare  direkte 
Reichssteuer,  so  muss  man  sich  an  die  »personlicbenc  Stenem 
halten;  braucht  man  aber  nur  eine  mit  beiläufig  festem  Er- 
trags-ümfange,  so  genügt  die  objektartige  direkte  Besteuerung. 

Während  die  Objektbesteuerung  (Boden,  Hans  etc.)  eine 
leichte  Erfassung  f&r  die  direkte  Besteuerung  erm^licht,  er- 
fordert die  persönliche  Besteuerung  eine  ungleich  grossere 
Mühe,  ohne  die  Genauigkeit  der  soeben  erwähnten  direkten 
Besteuerungsform  erreichen  zu  können. 

Die  Kompliziertheit  der  persönlichen  Steuern  verstrickt 
sich  aber  immer  mehr  durch  die  territoriale  Ausdehnung.  Die 
grosse  Zahl  der  verschiedeneu  Staaten  angehörigen  Beamten 
muss  zu  unterschiedlichen  Gesetzes-Auslegungen ,  ßinschätz- 
ungeu  und  Steuerwirkungen  führen.  Ohne  der  allergrösstea 
Einengung  der  einzelstaatlich^  Befugnisse  lädst  sich  kaum 
zu  einem  anderen  Resultate  kotnmen. 

So  lange  all  die  soeben  gerügten  Verhältnisse  im  eigenen 
»Landec  sich  abwickeln,  so  lange  spielen  sie  die  gewöhnliche 
Rolle  und  neunen  sich  »üngerechtigkeitc,  »Steuerdruck« 
u.  s.  w.  Sobald  sie  sich  aber  über  das  eigene  Land  hinaas 
bewegen,  ins  »Reiche  gehen  können,  so  nehhen  sie  eine  andere 
Gestalt  und  eine  ändert  Bedeutung  an;  sie  sind  die  Stören- 
friede für  alles  und  von  allem. 

Jedes  Land  trachtet,  die  Steuerlast  auf  das  andere  m 
schieben,  jeder  Staat  klagt  übei^  den  anderen,  wie  sich  das 
in  der  Geschichte  des  öfteren  zugetragen  hat  Und,  was  sehr 
bemerkenswert  ist,  war  es  nidit  sowohl  die  »Bewilligung« 
als  vielmehr  gerade  die  »Erhebungc  der  Steuer,  welche  zur 
Unzufriedenheit  Anlass  bot. 

Es  kann  auch  als  kein  Zufall  betrachtet  werden,  iBss 
grössere,  direkte,  persönliche  Steuern  in  keinem  einzigen  mehr- 
gliederigen  Staate  als  Reichssteuern  vorkommen  oder,  dass  die 
Income-Tax  z.  B.  Jahrzehnte  brauchte,  bis  sie  auch  in  Irland 
gesetzlich  ebenso  vorgeschrieben  und  gehandhabt  wurde  wie 
in  England^,  oder  dass  die  Nichtberücksichtigung  des  hier  auf- 
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gewiesenen  EHementes  einer  dehnbaren  direkten  Reicbssteuer 
die  Abschaffung  der  Bnndes-Einkommensteuer  der  nordameri- 
kanischen Staaten  zur  Folge  haben  ransste. 

Die  steuerliche  Abschliessung  von  Staat  zu  Staat  beizu- 
behalten, würde  der  Krebsschaden  der  direkten  Reichsbesteue- 
rung  werden.  Diesem  Hauptnachteil  direkter  Besteuerung  von 
Staaten  Verbindungen  hat  die  moderne  Steuer  Wissenschaft  ent- 
gegenzuarbeiten. 

Die  Frage,  von  der  landesweisen  Trennung  bei  der  Her- 
anziehung zur  direkten  Reichssteuer  abzusehen,  ist  in  der 
Erörterung  bisher  nicht  aufgetaucht,  verdient  aber  die  her- 
vorragendste Berücksichtigung  unter  allen  übrigen  Punkten, 
welche  die  direkte  Besteuerung  von  Staatenverbindungen 
betreffen. 

Mehr  ist  schon  bei  Einführung  einer  direkten  Reichssteuer 
der  Umstand  in  Betracht  gezogen  worden,  welcher  sich  darauf 
bezieht,  ob  die  zu  schaffende  Reichssteuer  an  schon  vorhandene 
einzelstaatliche  Steuern  anknüpfen  soll.  Also  entweder  eine 
bestehende  direkte  Steuer  eines  Staates  über  das  ganze  Reich 
hin  auszudehnen ,  oder  die  ähnlichen ,  in  den  verschiedenen 
Staaten  bestehenden  Steuergebilde  in  eine  direkte  Steuer  ftir's 
Reich  zusammenzuziehen,  oder  durch  die  bestehenden  direkten 
Steuern  der  Einzelstaaten  eine  direkte  Reichssteuer  zu  kon- 
struieren. 

Gewiss  muss  es  finanz-theoretisch  zugegeben  werden,  dass 
es  gleichgiltig  ist,  ob  ein  Gegenstand  schon  besteuert  sei  oder 
nicht,  so  lange  dieser  zu  verschiedenen  Steueruuterlagen  dient. 
Ob  man  aber  auch  denselben  Gegenstand  als  gleiche  Steuer- 
unterlage mit  demselben  Steuerzwecke  deshalb  in  einer  Staaten- 
verbindung doppelt  besteuern  kann ,  weil  dies  einmal  der 
einzelne  Staat  und  das  andere  mal  das  Reich  thut,  scheint 
finanz-politisch  nicht  von  untergeordneter  Bedeutung. 

Ich  erkläre  mich  ganz  offen  dafür,  dass  bei  Schaffung 
einer  direkten  Reichssteuer  in  Deutschland  und  Oesterreich- 
üngarn  eine  von  den  bestehenden  direkten  Steuern  abweichende 
direkte  Besteuerung  den  Vorzug  verdient. 

33* 
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Damit  scheinen  mir  jene  Hauptgesichtspankte  für  die 
Beurteilung  der  Frage  gegeben:  wie  jene  direkte  Steuer  be- 
8cha£fen  zu  sein  hat,  welche  sich  zu  einer  Beichssteuer  (Reichs- 
steuer in  dem  hier  verstandenen  Sinne)  eignet.  Ich  glaube 
nicht  erst  ausführen  zu  sollen ,  dass  die  allgemeinen  Fragen 
der  direkten  Besteuerung  auch  bei  der  Reichsbesteuerung 
alle  Geltung  haben,  aber  nicht  erst  hier  angeführt  zu  werden 
brauchen. 

Es  erübrigt  nun ,  die  verschiedenen  Arten  der  direkten 
Steuern  auf  die  gegebenen  Punkte  hin  zu  prüfen. 

Die  direkten  Steuern  und  ihre  Verwendung  zu  Beichssteuem. 

Wenn  es  sich  um  direkte  Steuern  handelt  —  um  direkte 
Steuern,  welche  ein  grosseres  Stenerergebnis  sollen  liefern 
können  —  so  kommen  eigentlich  nur  wenige  in  Frage. 

Die  allgemeine  Vermögenssteuer  in  der  Form 
persönlicher  Besteuerung,  d.  h.  mit  Berücksichtigung  der 
Schulden  und  anderer  persönlicher  Verhältnisse,  ist  eigentlich 
noch  am  seltensten  in  der  Besprechung  der  Reichsbesteuerung 
aufgetaucht,  obwohl  sie  am  wenigsten  mit  der  bestehenden  ein- 
zelstaatlichen direkten  Steuergesetzgebung  in  Widerstreit  käme. 

Nur  der  Freistaat  Bremen  könnte  mit  seinem  Vermögens- 
schoss  hier  angeführt  werden.  Aber  auch  diese  nun  einzige, 
schon  seit  1639  bestehende  deutsche  allgemeine  Vermögens- 
steuer wurde  in  den  letzten  zwanzig  Jahren  nur  zweimal 
(1866  und  1876)  erhoben.  Ihr  Vorhandensein  ßllt  also  für 
die  Reichsgesetzgebung  kaum  in  die  Wagschale. 

Dass  die  allgemeine  Vermögenssteuer  —  als  »persönliche 
Steuert  gedacht  —  nicht  in  Deutschland  und  Oesterreich- 
Ungarn  vorkommt,  führe  ich  hauptsächlich  auf  den  Umstand 
zurück,  dass  sie  die  in  letzter  Zeit  am  wenigsten  ausgebildete 
Steuer  ist,  sowohl  in  der  Theorie  als  in  der  Praxis.  Die 
schweizerischen  und  nordamerikanischen  Steuern  dieser  Art 
helfen  über  diesen  Mangel  nicht  hinweg.  Am  häufigsten  sind 
diese  in  Wirklichkeit  nicht  allgemeine  Vermögenssteuern,  in 
Nordamerika   zumeist   auch   nicht  »persönlichec  Steuern,  und 
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dann  sind  sie  sehr  oft  und  zwar  innerhalb  des  Yermogens- 
steuergesetzes,  mit  der  Einkommensteuer  versetzt. 

Wenn  dem  so  ist,  dass  die  allgemeine  Vermögenssteuer 
als  »personliche  Steuert  weder  in  theoretischer  Beziehung 
genügend  durchgearbeitet  ist,  noch  die  Praxis  genauere  An- 
deutungen gibt,  wie  diese  Steuer  rationell  hereinzubringen 
sei,  so  scheint  mir  hier  nicht  der  Platz  zu  sein,  diese  Mängel 
zu  erörtern  oder  irgendwie  beheben  zu  wollen,  sondern  es  ist 
nur  der  Schluss  zu  ziehen,  dass  eine  allgemeine  Vermögens- 
steuer bei  diesem  Stande  der  Verhältnisse  und  aus  den  ange- 
fahrten Gründen  heute  in  mehrgliederigen  Beichen  nicht  gut 
möglich  ist,  weshalb  auch  alle  übrigen  Fragen  hier  gar 
keiner  weiteren  Erörterung  mehr  bedürfen. 

Insofern  man  gewillt  wäre,  die  Erbschaftssteuer 
unter  die  direkten  Vermögenssteuern  zu  rechnen,  so  möchte 
ich  dieser  Anschauung  hier  noch  Rechnung  tragen,  weil  die 
einheitliche  Umbildung  der  einzeUtaatlichen  Erbschaftssteuern 
in  allen  mehrgliederigen  Reichen  wohl  nur  eine  Frage  der 
Zeit  ist.  Durch  diese  Steuer  würde  aber  nicht  im  geringsten 
eine  nach  den  Bedürfnissen  dehnbare  Steuer  geschaffen  werden. 

Denn  rationeller  Weise  könnte  es  niemandem  einfallen, 
aus  einer  Erbschaftssteuer  einen  beweglichen  Faktor  eines 
Budgets  machen  zu  wollen.  Wer  möchte  wohl  daran  denken, 
im  Jahre  1886  mit  2  bis  6,  im  Jahre  1887  mit  3  bis  9  und 
im  Jahre  1888  wieder  mit  1  bis  3  Prozenten  erben  zu  lassen ! 

Es  könnte  bei  einer  Erbschaftssteuer  nie  erklärt  werden, 
warum  von  Jahr  zu  Jahr  mit  ganz  verschiedenen  Steuerbe- 
trägen den  verwandten  und  anderen  Personen  die  Erbschaften 
zukämen. 

So  wenig  es  sich  bei  der  Erbschaftssteuer  erklären  liesse, 
dass  irgend  eine  erbende  Person  die  Vorteile  der  unterschied- 
lichen Steuerhöhe  genösse,  so  natürlich  erscheint  es,  dass 
der  Vermögen  oder  Einkommen  besitzenden  Person  selbst  die 
erwähnten  Vorteile  zukommen. 

Dagegen  kann  sich,  wie  gesagt,  die  Erbschaftssteuer  in 
ein  Reichsbesteuerungs-System  gut  und  leicht  einfügen.     Der 
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hier  aufgestellte  Zweck  der  Arbeit  enthebt  mich  aber  der 
Betrachtung,  dieser  Steuer  von  diesem  Standpunkte. 

Fasst  man  nun  die  speziellen  Vermögenssteuern 
in*s  Auge,  so  findet  man  sie  in  Deutschland  und  Oesterreieb- 
üngarn.  Es  gehören  zu  ihnen  alle  in  den  betreffenden  Einzel- 
Staaten  bestehenden  Objektsteuern,  d.  h.  direkte  Steuern  ohne 
Berücksichtigung  persönlicher  Verhältnisse,  wie  der  der  Schul- 
den ,  der  Verhältnismässigkeit  u.  dergl.  —  wie  die  Grund-, 
Gebäude-,  Gewerbe-,  Geld-Kapital-  u.  a.  dgl.  Steuern.  Denn 
ob  die  Vermögenssteuer  nach  dem  Ertrags-,  dem  Kauf-,  dem 
Verkaufswerte  oder  nach  irgend  welchen  äusseren  Merkmalen 
veranlagt  wird,  ist  gleichgiltig,  da  die  beabsichtigte  Wirkung 
im  allgemeinen  die  gleiche  ist,  nämlich  die  einer  Vermögens- 
steuer. 

Dieser  Vermögenssteuerart  müsste  aber  der  grösste  Fehler 
dehnbarer  direkter  Reichsbesteuerung  anhaften:  die  einzel- 
staatliche steuerliche  Sonderung.  Niemand  könnte  eine  steuer- 
liche Vermögenssteuer-Gemeinschaft  in  Bezug  auf  die  Häuser 
z.  B.  über*s  Reich  hin  anempfehlen. 

Es  ist  auch  hier  Wert  darauf  zu  legen,  ob  denn  die 
Spezial  -  Vermögenssteuer  überhaupt  eine  Dehnbarkeit  der 
Steuer  zulässt. 

Eine  Anregung  in  dieser  Richtung  ist  jedoch  schon 
gemacht  worden ,  man  sprach  von  einer  Reichsgewerbesteuer. 
Der  Gedanke  hat  bisher  gar  wenig  Anklang  gefunden.  Auch 
tritt  hier  das  erstemal  mit  ihrer  vollen  Heftigkeit  die  Frage 
auf,  ob  eine  in  den  Einzelstaaten  schon  bestehende  direkte 
Steuer  zu  Nutzen  des  Reiches  umgeformt  und  erhoben  werden 
soll?  Da  dieser  Punkt  bei  der  Einkommensteuerfrage  wieder 
und  noch  schärfer  auftritt,  so  denke  ich  denselben  erst  bei 
dieser  Steuer  zu  behandeln. 

Ich  trete  nun  in  das  Bereich,  welches  bisher  fast  aus- 
schliesslich zur  Verkörperung  einer  deutschen  direkten  Reichs- 
steuer gedient  hat:  in  das  der  Einkommensteuer. 

Die  eine  Art  der  Einkommensteuer,  die  der  speziellen, 
d.  h.  der  nach  den  verschiedenen  Erwerbsteilen  gesonderten  und 
von  einander   unabhängig   bleibenden  Einsteuerung ,   also    die 
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Steuerfahigkeit  4er  Person  nicht  einheitlich,  sondecu  nach  den 
Erwerbsobjekten  geschieden  erfassend,  wie  das  in  England  nnd 
anderen  Ländern  der  Fall  ist,  führt  uns  daher  zum  besten 
Teil :  zur  Objekt-  nnd  nicht  zur  direkten  »persönlichenc 
Besteuerung. 

Wir  wissen  von  früher,  dass  gerade  diese  Art  der  direkten 
Bestenernng  sich  nicht  zu  der  hier  bezweckten  Reichssteuer 
eignet,  ja  eher  von  dem  Gesuchten  entfernt. 

Für  die  Ueberwindung  der,  selten  bestrittenen,  grossen 
Auäfühmngs-Schwierigkeiten  der  in  Deutschland  allein  einge- 
führten allgemeinen  Einkommensteuer  stehen  einander 
zwei  ganz  verschiedene  Systeme  gegenüber:  das  der  Errichtung 
der  Reichseinkommensteuer  als  selbständiger  Steuer,  und  das 
der  Anlehnung  der  Reichssteuer  an  die  einzelstaatlichen  Ein- 
kommensteuern. 

In  beiden  Fällen  soll  das  arithmetisch  gleichwertige,  also 
genau  sich  anpassende  Zuschlägesystem  gewahrt  werden.  Ein- 
mal soll  das  Reich  durch  Zuschläge  zu  den  Landeseinkommen- 
steuern ,  das  andere  mal  sollen  die  Einzelstaaten  durch  Zu- 
schläge zur  Reichseinkommensteuer  sich  nähren. 

Denkt  mau  sich  die  deutsche  Reichseinkommensteuer  als 
eine  Znschlagsteuer  zu  den  Landeseinkommensteuern,  so  sind 
z.  B.  in  Bayern,  Württemberg  und  Elsass-Lothringen  diese 
Steuern  zu  schaffen.  Weiter  müsste  nolens  volens  eine  Uni- 
formierung der  dann  bestehenden  Einkommensteuern  eintreten. 
Ganz  besonders  würden  alle  Staaten  darauf  dringen,  dass 
Preussen  sein  betreffendes  Gesetz  gründlich  ändere.  Es  ist  aber 
im  allgemeinen  zuzugeben,  dass  dieser  Weg  der  Ausführung 
der  Reichseiukommensteuer  noch  der  kürzere  und  verhältnis- 
mässig praktischere  ist. 

Der  nicht  selten  empfohlene,  aber  ungeachtet  dessen  doch 
weniger  ausführbare  Weg  ist  der,  welcher  vom  Reiche  die 
Einkommensteuer  ergehen  lassen  und  den  Einzelstaaten  ge- 
statten will,  sie  für  ihre  Einnahmen  mitzubenutzen.  Hier 
vergrössern  sich  alle  vorher  erwähnten  Mängel.  Die  Reichs- 
einkommensteuer würde  in  manchen  Staaten  eine  neue  Steuer 
sein,  würde  dort,  wo  Einkommensteuern  bestanden,  aus  leicht 
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begreiflichen  Gründen  ganz  anders  wirken ,  wie  die  frühere 
Einkommensteuer  and  also  wieder  vielfach  als  neue  Steuer 
erscheinen.  Sodann  würde  sie  durch  die  Natur  der  Sachen 
selbst,  die  schon  früher  ausführlich  dargelegt  wurden,  einen 
schwierigeren  Stand  haben,  wie  die  einzelstaatlichen  Ein- 
kommensteuem. 

Die  g^enseitige  Abhängigkeit  bei  dem  Zuschlägesystem 
wäre  von  Reich  und  Staat  eine  vollständige,  die  Landesfinanzen 
vTürden  in  den  Reichsfinanzen  ganz  aufgehen.  Ein  solcher 
Zustand  scheint  nicht  empfehlenswert  aus  mehr  wie  einem 
Grunde  und  könnte  zum  Schlüsse  sogar  alle  verfassungsrecht- 
lichen Punkte  illusorisch  machen. 

Diesen  wichtigen  Punkt  will  ich  aber  hier  nur  Ton  der 
finanzwissenschaftlichen  Seite  weiter  besprechen. 

Wenn  man  behaupten  wollte,  dass  gerade  das  Eleichsge- 
setz  über  Doppelbesteuerung  eigentlich  dieses  Zuschlägesystem 
nicht  gestatten  will,  wer  könnte  diese  Anschauung  gut  be- 
kämpfen? Auch  die  finanz-theoretischen  Gründe,  welche 
diesem  Systeme  entgegenstehen,  habe  ich  schon  früher  aus- 
geführt. 

Das  Zuschlägesystem  der  Reichseinkommensteuer  setzt 
die  Umänderung  mancher  bestehenden  Einkommensteuern 
voraus,  besonders  die  Bestimmungen  über  die  juristischen 
Personen,  die  Steuereuthobenen  u.  s.  w.  Diese  Uni-  oder 
Reformierungen  bedeuten  Erhöhung  des  Steuerertrages  in 
den  meisten  Ländern  und  würden  schliesslich  den  bitteren 
Beigeschmack  aller  Aufschläge  haben,  der  oft  schlimmer  ist 
als  der  einer  ganz  neuen  Steuer.  Für  die  alte  ist  man  ein- 
gerichtet; man  hat  ihre  Gewöhnung;  nun  erscheint  sie  aber 
mit  einem  Schlage  verändert,  vergrössert  —  neu  auf  Reichs- 
geheiss.  Das  Zuschlagssystem  überhebt  auch  nicht  von  Einer 
der  schwierigen  Aufgaben,  welche  die  Errichtung  einer 
direkten  Reichsteuer  mit  sich  bringt 

Neben  dem  Umstände,  dass  die  mannigfach  veränderten 
Steuerwirkungen  den  Vorteil  der  Einbürgerung  der  alten  Steuer 
verwischen,  dass  der  Steuerdruck  in  den  Ländern,  wo  nur 
persönliche  Steuern  bestehen,   fast   einseitig  würde,  möchten 
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der  Klagen  maDnigfache  einlaufen.  Die  im  Reichstage  angeführte 
Finanzpoetik  vermochte  auch  den  Glauben  nicht  zu  erwecken, 
dass  die  wirkliche  Reichseinkommensteuer  als  Wahrzeichen 
f&r  den  Kitt  und  die  Stärkung  des  Reichsgedankens  werde 
dienen  können.  Ich  gebe  mich  eher  der  Meinung  hin,  dass 
ihre  Einführung  mit  einzelstaatlicher  Ertragssonderung  das 
bestgefundene  Mittel  wäre,  das  Reich  bei  seinen  Angehörigen 
verhasst  zu  machen. 

Somit  dürfte  also  weder  auf  die  eine  noch  auf  die  andere 
Weise  f&r  die  direkte  Reichssteuer  etwas  gewonnen  werden 
können. 

Soll  —  wie  das  in  letzter  Zeit  öfters  vorgeschlagen  wurde 
—  der  Reichseinkommensteuer  nur  ein  verhältnismässig  ge- 
ringer Betrag  abgefordert  werden,  so  kann  man  auf  einfachere 
und  sicherere  Weise  zu  diesem  Ziele  gelangen  und  zwar 
vermittelst  einer  direkten  Steuer,  deren  Besprechung  hier  noch 
nicht  erfolgt  ist,  nämlich  der  Kopfsteuer. 

Wir  finden  in  den  deutschen  Einzelstaaten  Steuergebilde, 
die  za  dieser  Gattung  zählen.  Besonders  sind  es  die  Klassen- 
und  anders  genannte  Steuern ,  welche  in  dieses  Gebiet  fallen. 
Aber  die  sogenannten  Matrikularbeiträge  selbst  gehören  zu 
dieser  Steuerart.  Die  Beschaffenheit  dieser  Steuerumlage  (denn 
Steuer  im  wirklichen  Sinne  mit  einem  gewissen  Steuerobjekt, 
mit  einer  bestimmten  Steuerperson  ist  sie  nicht)  ist  bekannt. 
Die  Beisteuerweise  ergibt  sich  durch  die  Kopfzahl  der  einzelnen. 
Staaten. 

Die  groben  Fehler  dieses  Dmlageverfahrens  liegen  so  auf 
der  Hand,  dass  es  überflüssig  wäre,  sie  auch  hier  neuerdings 
einer  weitläufigen  Beurteilung  zu  unterziehen.  Es  erscheint  ganz 
unmöglich,  dass  in  einer  guten  Finanzwirtschaft  eine  derartige 
Steuer  auf  die  Dauer  beibehalten  werden  könnte.  Denn  eine 
direkte  Steuer,  die  im  Handumdrehen  bald  als  Steuer  aufhört 
und  durch  staatlichen  Privaterwerb  hereinkommt,  —  bald 
wieder  anfangt,  um  durch  Konsumsteuem  u.  s.  w.  u.  s.  w. 
aufgebracht  zu  werden ,  muss  zu  einer  der  verachtetsteu  und 
unbeliebtesten  Besteuerungsarten  werden.  Tritt  dann  noch 
hinzu,  wie  das  bei  der  Verteilung  der  Matrikularbeiträge  der 
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Fall  ist,  dass  der  roheste  Empirismus  allein  die  Repartierung 
der  Steuer  auf  die  Einzelstaaten  besorgt,  so  wird  es  sehr  be- 
greiflich, dass  alle  beteiligten  Kreise  nur  an  ihre  Beseitigung 
denken. 

Doch  kann  und  darf  man  einen  wichtigen  Umstand  nicht 
übersehen,  dass  gerade  das  Grundprinzip  der  Matrikularbeiträge, 
so  unbillig  es  auch  manchen  neueren  Steuergrundsätzen  gegen- 
über sein  mag,  sich  heute  noch  in  vielen  Staaten  erhalten  hat. 
Die  kopfsteuerartige  Besteuerung,  auf  deren  verschiedenartige 
Beschaffenheit  ich  nicht  näher  eingehen  will,  besteht  heute 
noch  in  Frankreich;  sie  bestand  bis  Anfang  dieses  Jahres  in 
Russland ,  wo  sie  ursprünglich  einen  ganz  anderen  Charakter 
als  den  einer  Kopfsteuer  hatte  und  wo  es  zwanzig  und  mehr 
Jahre  zu  ihrer  Abschaffung  bedurfte,  wie  die  neuesten  russi- 
schen steuergeschichtlichen  Forschungen  darlegen. 

Was  an  dieser  Stelle  aber  am  allerwichtigsten  erscheint, 
ist  das  Vorkommen  der  Kopfsteuer  in  mehrgliederigen  Reichen, 
wie  in  den  deutschen,  den  schweizerischen,  den  nordamerika- 
uischen  Staatenverbindungen.  Diesen  mit  den  venschiedensten 
Namen:  Bürger-,  Wahl-  etc.  Steuer  belegten  und  von  den 
schweizerischen  und  amerikanischen  Einzelnstaaten  erhobenen 
Steuern  kommt  immer  bundesstaatliche  Wirkung,  ganz  beson- 
ders auf  das  Wahlrecht  zu. 

Wenn  die  Kopfsteuer  nun  so  vielseitig  besteht,  muss 
dieser  direkten  Steuer  eine  Urwüchsigkeit  innewohnen,  welche 
vielleicht  grösserer  Würdigung  wert  ist,  als  ihr  bisher  zu 
teil  wurde. 

Ich  will  auch  deshalb  die  deutsche  Kopf-  und  Reichs- 
steuer, die  Matrikularbeiträge ,  näher  in*s  Auge  fassen  und 
untersuchen,  ob  sie  denn  nicht  darnach  angetban  sein  könnte, 
durch  Umbildungen  im  Sinne  neuer  Anschauungen  und  Er- 
rungenschaften billigen  Forderungen  zu  genügen  und  zur 
schnellen  Ausführung  einer  wirklichen  direkten  Steuer  zu  ver- 
helfen. Ich  sage  einer  wirklichen  direkten  Steuer,  denn,  ob- 
wohl die  Matrikularbeiträge  seit  jeher  als  solche  gedacht  sind, 
so  dürften  sie  diese  Eigenart  in  Wirklichkeit  kaum  je  ge- 
wahrt  haben   und  werden   auch   heute    noch    nicht    vermöge 
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einer  persönlicheD  Steuerpflicht  der  Unterthanen,  sondern  durch 
die  Obliegenheit  der  Einzelataaten  aufgebracht. 

Hätten  die  einzelnen  deutschen  Staaten  ein  einheitliches 
Steuersystem ,  so  wäre  schliesslich  die  materielle  Wirkung 
dieser  Reichssteuer  überall  eine  gleiche.  Da  aber  bekanntlich 
die  verschiedenen  deutschen  Staaten  die  unterschiedlichsten 
Besteuerungssysteme  haben ,  und  also  auf  die  erdenklich 
mannigfaltigste  Weise  ihre  Budgets  speisen,  so  werden  die  Matri- 
kularbeiträge  nicht  nur  auf  geradezu  unbekannte  Weise  durch 
die  und  in  den  Einzelstaaten  aufgebracht,  sondern  auch  mit 
der  unberechenbarsten  Wirkung  auf  die  einzelnen  steuer- 
fahigen  Unterthanen,  so  dass  weder  Steuerperson,  noch  Steuer- 
gegenstand, noch  Steuerfuss  auch  nur  im  geringsten  über 
das  Reich  hin  im  einzelnen  oder  allgemeinen  bestimmt  werden 
konnte. 

Es  erscheint  somit  als  erwiesen,  dass  diese  Yerteilungs- 
und  Aufbringungsweise  der  Matrikularbeiträge  eine  ganz  un- 
mögliche ist  und  unmöglich  bleiben  kann.  Nicht  nur,  weil 
die  ümlegung  der  genannten  Beiträge  eine  fürchterliche  Unge- 
rechtigkeit in  sich  schliesst,  die  um  so  auffalliger  wirkt,  als 
unsere  Zeit  um  die  Erkenntnis  rationeller  Besteuerungsgrund- 
sätze sich  Verdienste  erworben  hat,  sondern  weil  selbst  dieser 
ganz  rohe  Massstab  noch  verwischter  und  noch  schlechter 
wird  durch  die  ganz  unentwirrbare  Aufbringungsweise  und 
steuerliche  Wirkung  auf  die  Einzelnen. 

Wer  also  einerseits  die  historische  Vergangenheit  der 
Matrikularbeiträge  in  finanzpolitischer  Hinsicht  nicht  ganz 
unterschätzt,  anderseits  sich  begnügen  will,  die  soeben  gertigten 
Hauptübel  zu  beseitigen,  der  wird  den  von  mir  darzulegenden 
Vorschlag,  der  leicht  und  schnell  ausführbar  ist,  mit  einigem 
Wohlwollen  verfolgen  können. 

Die  neue  direkte  Reichssteaer. 

Es  ist  schon  früher  dargelegt  worden,  dass  der  der  direkten 
Reichssteuer  zugedachte  Zweck  mehr  oder  weniger  Einfluss 
auf  die  Beschaffenheit  der  Steuer  haben  muss. 
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In  dem  Momente,  in  dem  ich  nun  daran  gehe,  die  Ton 
mir  gedachten  Reformen  an  den  Matrikularbeitrl^en  yorzu- 
tragen,  ist  es  notwendig,  sich  dieses  Punktes  zu  erinnern. 

Eine  direkte  Steuer  mit  einem  engbegrenzten  Elrtn^e 
braucht  nicht  so  beschaffen  zu  sein,  als  wenn  sie  sich  zu  viel 
grösseren  Ertragen  eignen  sollte.  Will  man  mit  einer  direkten 
Reichssteuer  einen  feststehenden  kleineren  Betrag  —  seien  es 
30,  40  oder  60  Millionen  Mark  —  aufbringen,  so  wäre  es 
nicht  der  Mühe  wert  und  wirklich  einer  der  unpraktischesten 
Gedanken,  deshalb  zu  dem  kompliziertesten  Mittel,  der  wirk- 
lichen Reichseinkommensteuer,  zu  greifen. 

Einen  solchen  Zweck,  d.  h.  einen  wenig  veränderlichen 
und  nicht  grossen  Ertrag  in's  Auge  gefasst,  genügt  es  voll- 
kommen ,  eine  Kopfsteuer  aufeulegen ,  welche  die  in  eine 
grössere  Anzahl  Klassen  eingeteilten  Steuerpflichtigen  nach 
verschieden  grossen  und  festen  Sätzen  trifft. 

Denken  wir  uns  etwa  die  Erlassen  von 
wenigstens        500  Mark         wenigstens    35000  Mark 
2000     >  >  50000      > 

4000     >  >  70000     > 

7000     »  >  100000      » 

11000     »  »  150000      > 

18000     >  >         220000      > 

25000     » 
und  die  von  300000  Mark  ab  für  je  100000  Mark. 

Für  den  deutschen  und  —  sollte  in  Oesterreich-Üngarn 
derselbe  Besteuerungszweck  bei  Schaffung  einer  direkten  Reichs- 
steuer vorwalten  —  also  auch  für  den  österreichisch-ungari- 
schen Reichshaushalt  würde  sich  die  Sache  folgendermassen 
gestalten.  Jeder  Einzelstaat  hätte  die  Aufstellung  nach  den 
festgesetzten  Gruppen  zu  machen  und  der  Reichsregiernng 
die  Personenzahl  einer  jeden  dieser  Gruppen  einzuliefern.  Das 
Ergebnis  der  Steuer  wäre  ein  leicht  voraus  zu  berechnendes 
und  durch  die  Haftung  der  Einzelstaaten  gesichertes. 

Die  darnach  sich  gestaltende  Umlage  der  auf  den  Einzel- 
staat fallenden  »Matrikularbeiträgec  ist  klar.  Nicht  mehr 
hat  in  Deutschland  der  Einzelstaat  nach  seiner  Einwohnerzahl 
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zQm  Reiche  zu  steuern,  sondern  nach  der  Anzahl  der  stener- 
pflichtigen  Personen  und  den  ihnen  entsprechenden  Steuersätzen. 

Da  bei  den  unter  dem  Gesichtspunkte  des  veränderlichen 
Steuerertrages  zu  machenden  Vorschlägen  viele  Punkte  der 
Erörterung  wiederkehren ,  welche  bei  der  soeben  dargelegten 
Reform  auftauchen,  so  will  ich,  um  Wiederholungen  zu  ver- 
meiden, sogleich  zu  diesem  anderen  Punkte  übergehen. 

Es  erscheint  überhaupt  nur  der  Gesichtspunkt,  durch 
eine  direkte  Reichssteuer  ein  bewegliches  und  ausgleichendes 
Mittel  für  das  Budget  zu  gewinnen,  von  hervorragender  Be- 
deutung. Da  die  indirekten  Steuern  den  Stock  der  Reichsbe- 
steuerung bilden,  so  kann  ganz  gut  die  Ausgleichung  des  Fehl- 
betrages durch  direkte  Steuern,  welche  mit  weniger  Kosten 
und  umfassender  die  Wohlhabenderen  heranziehen  können, 
erfolgen. 

Will  man  also  eine  direkte  Reichssteuer  mit  beweglichen 
ansehnlichen  Erträgen ,  so  sollte  nicht  nur  die  Beschaffenheit 
derselben  eine  andere  sein,  sondern  es  müsste  sich  auch  das 
Verteilungsverfahren  für  das  Reich  ändern  gegenüber  dem 
vorigen  Vorschlage. 

Es  würde  eine  geringere  Anzahl  von  Einkommensgruppen 
genügen,  z.  B.  jene  von 

500—  3000  Mark  60000—  80000  Mark 

3000-  9000      >  80000—120000     > 

9000-26000     »  120000—200000      i 

25  000—60  000      »  über  200  000      i 

Diesen  Gruppen  würde  eine  neuartige  Bedeutung  zukommen. 
Sie  würden  sich  über's  Reich  hinziehen  und  würden  für  die 
Verteilung  der  betreffenden  Steuer  etwa  folgende  Bedeutung 
gewinnen :  sie  würden  die  Belastung  gleicher  Steuermengen 
zu  tragen  haben,  gleich  hohe  Steuersummen  auferlegt  bekommen. 

Also  ein  etwaiges  Reichserfordernis  von  z.  B.  40  Millionen 
an  dieser  direkten  Steuer  würde  in  der  Weise  aufgebracht 
werden ,  dass  jede  dieser  Einkommensgruppen  je  5  Millionen 
auferlegt  bekäme  und  aufzubringen  hätte. 

Man    erkennt   somit    gleich   hier,    dass  für   die    direkte 
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Reichsbesteueruug  die  einzelstaatliche  ÜQterscheidung  der  Ein- 
kommen ganz  in  zweite  Linie  tritt. 

Die  Verteilung  des  auf  die  einzelnen  Gruppen  entfallenden 
Steuerbetrages  soll  auf  zweierlei  Arten  erfolgen. 

Die  erste  oder  gar  die  beiden  ersten  Gruppen  sollen  den 
Aufwand  kopfsteuermässig  aufbringen,  d.  h.  dass  der  Steuer- 
betrag des  Einzelnen  sich  durch  die  Division  des  Steuergruppen- 
Betrages  mit  der  Personenanzahl  ergibt;  die  Steuerpflichtigen 
der  anderen  Gruppen  sollen  aber  ihre  Steuer  gemäss  dem 
genauen  Anteile  ihres  Einkommens  an  dem  Gesamteinkommen 
der  Steuergruppe  entrichten. 

Während  die  einzelnen  Steuergruppen  unter  sich  mit 
gleichen  Steuersummen  getroflfen  erscheinen,  so  sind  doch  die 
Steuergruppen  selbst  mit  ganz  verschiedenen  Steuersätzen  be- 
legt und  zwar  je  nachdem  die  Einkommengrenzen  derselben 
gezogen  sein  werden. 

Die  Verschiedenheit  der  hier  vorgeschlagenen  Berechnung 
der  Steuerbeträge  erklärt  sich  wohl  hinlänglich  daraus,  dass 
es  für  die  erste  Gruppe  ganz  besonders  nicht  der  Mühe  und 
Arbeit  wert  sein  kann,  die  Sonderung  der  Millionen  Personen 
angehörenden  Steuereinkommeu  vorzunehmen.  Neben  diesem 
für  die  Finanzverwaltung  bestehenden  Vorteile  kann  der  für 
die  Steuerpflichtigen  entstehende  Nachteil  nicht  ausser  Auge 
gelassen  werden,  dass  diese  mit  ganz  verschiedenen  Prozent- 
sätzen zur  entfallenden  Gruppensteuer  beitragen  würden.  Nun 
wird  aber  der  Steuerbetrag  des  Einzelnen  dieser  ersten  Gruppe 
immer  so  gering  sein,  dass  der  Steuerpflichtige  bei  genauer 
Anteilberechnung  gegenüber  der  kopfsteuerartigen  weder  einen 
grossen  materiellen  Vorteil  hätte,  noch  die  Gelegenheit  wahr- 
nehmen dürfte,  sich  zu  beschweren. 

Dass  nur  für  diese  oder  höchstens  die  ersten  beiden 
Gruppen  eine  kopfsteuerartige  Verteilung  stattfinden  kann, 
ergibt  sich  durch  die  ganz  bedeutenden  Wertunterschiede  der 
Einkommen  innerhalb  der  anderen  Gruppen.  Auch  steht  bei 
diesen  die  Fiuanzverwaltung  ganz  anderen  Verhältnissen  gegen- 
über.   Die  Zahl  der  Steuerpflichtigen  ist  einerseits  eine  unver- 
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hältnismässig  geringe,  anderseits  ist  die  Herbeiziehung  der 
einzelnen  Einkommensbeträge  zur  Anteilberechuung  von  solcher 
Bedeutung,  dass  diese  bei  den  grossen  Unterschieden  der  be- 
treffenden Einkommen  weder  umgangen,  noch  die  Unterlassung 
der  Spezialisierung  irgendwie  gerechtfertigt  werden  könnte. 

Es  lässt  sich  dieses  hier  für  eine  dehnbare  direkte  Reichs- 
steuer in  Deutschknd  und  Oesterreich-Ungarn  vorgeschlagene 
Steuersystem  als  eine  klassifizierte,  nach  Einkommens- 
gruppen kläissifizierte  Kopfsteuer  betrachten,  die  sehr  gut 
mit  dem  Namen  Personalstener  belegt  werden  könnte. 

Die  wenigen  Punkte,  welche  för  den  Aufbau  dieser  Steuer 
noch  notwendig  sind ,  mögen  Erwähnung  finden ,  bevor  zur 
Erörterung  des  ganzen  Vorschlages  geschritten  wird. 

Wenn  der  Gesetzgeber  das  hier  vorgeschlagene  Gruppen- 
system annimmt  und  den  einzelnen  Gruppen  die  Bedeutung 
gleicher  Steuer-Tragfaktoren  für  die  Gesamtsteuer  gibt,  wird 
er  sich  direkt  mit  einer  wichtigen  Steuerfrage  nicht  zu  be- 
schäftigen haben,  d.  i.  die  des  Steuerfusses. 

Es  scheint  in  Deutschland  eine  besonders  durch  die 
Theoretiker  angefachte  und  kaum  in  einem  anderen  grösseren 
Reiche  wiederfindbare  Neigung  fQr  den  progressiven  Steuer- 
fnss  zu  bestehen.  Besonders  selbstverständlich  hält  man  die 
Progression  bei  einer  Reichssteuer. 

Ob  sich  aber  eine  starke  Progression  in  der  Praxis  wirk- 
lich bewähren  würde,  scheint  mir  um  so  zweifelhafter  als 
einer  der  anerkanntesten  deutschen  Finanzschriftsteller  erst 
vor  kurzer  Zeit  den  Ausspruch  that,  dass  wir  noch  nicht 
einmal  fdr  die  förmliche  und  wirkliche  Einkommenbesteuerung 
reif  seien.  Nun,  wenn  noch  nicht  einmal  die  Einkommen- 
grossen gut  gefunden  werden  können,  so  scheint  mir  der 
progressive  Steuerfuss  wenig  dazu  angethan ,  dieser  gewiss 
nicht  ganz  mit  Unrecht  ausgesprochenen  Meinung  der  deutschen 
Autorität  den  Boden  zu  entziehen. 

Die  Gruppierung  der  Einkommen  wird  sich  in  Deutsch- 
land anders  gestalten  als  in  Oesterreich-Ungarn.  Selbst  die 
mutmasslichen    Verhältnisse,     welche     sich     in     den    beiden 
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Reichen  ergeben  konnten ,  sollen  hier  nicht  angeführt  sein. 
Doch  liesse  sich  von  Deutschland  behaupten,  dass  z.  B.  etwa 
50%  der  steuerl.  Einkommen  die  Beträge  von  500—  3  000  Mk. 
IVIo    »       >  1  >        »        »     3000—  9000    » 

10%    »       >  »  >        »        1    9000—26000   > 

ausmachen. 

Auch  werden  die  Meinungen  über  die  Ausdehnung  der 
Gruppen  in  dem  Masse  auseinandergehen  als  sie  über  die 
Progression  überhaupt  voneinander  abweichen.  Es  dürfte  sich 
also  bei  Aufstellung  dieser  Gruppen  nicht  so  sehr  am  Er- 
reichung ziemlich  gleicher  Einkommen-Totalsummen  handeln, 
sondern  mehr  um  eine  Verhältnisgleichung  derselben  für  die 
Aufbringung  der  Reichslast  —  Steuerverhältnisgruppen,  auf 
welche  die  gleiche  Last  zur  Beitragung  fiele. 

Der  hier  gemachte  Vorschlag  ist  vielleicht  auch  für  die 
Allgemeinheit  einleuchtender  als  die  kahle  Progression  des 
Steuerfusses.  Man  zahlt  nicht  für  10 000  zwei,  für  20000 
drei  u.  s.  w. ,  sondern  trägt  innerhalb  einer  Gruppe  Gleiches 
bei  und  steuert  nur  in  einem  Gesamtverhältnisse  höher. 

Durch  die  Eigentümlichkeit,  dass  die  Aufbriogung  der 
hier  vorgeschlagenen  Steuer  auf  einem  derartigen  Repartitions- 
verfahren  beruht,  dem  eine  konstruierende  Bedeutung  für  die 
Steuer  zukommt,  ergab  es  sich  von  selbst,  den  Stenerfuss 
vor  den  Kapiteln  des  Steuergegenstandes  und  der  Steuerperson 
zu  besprechen. 

Der  Steuergegenstand  ist  bei  der  hier  vorgeschlagenen 
Steuer  eigentlich  nicht  das  »Einkommenc  als  solches.  Das 
Einkommen  dient  in  erster  Linie  nur  zum  Einklassen  und 
nicht  zur  Einsteuerung  der  Pflichtigen.  Es  dient  gar  nicht 
zur  Einsteuerung  des  Einzelnen  bei  der  ersten  Gruppe  oder 
allenfalls  bei  den  zwei  ersten  Gruppen,  die  grössere  Hälfte 
der  Steuernden  in  sich  schliessend.  Für  die  übrig  bleibenden 
Steuerpflichtigen  dient  das  Einkommen  dem  doppelten  Zwecke 
der  Einreibung  und  der  Einsteuerung  der  Belasteten. 

So  erscheint  es  selbst  bei  dieser  »Personalsteuer«  not- 
wendig, sich  mit  dem  Steuerbegriffe  »Einkommen«  zu  befassen. 
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Es  sollte  aber  die  Reichsgesetzgebang  meiner  Änschauang 
nach  yermeiden  oder  amgehen,  sich  mit  Anüstellang  von  Be- 
griffen,  Erklärungen,  Aufzahlungen  u.  dgl.  des  Einkommens 
zu  befassen,  sondern  sie  sollte  sich  vielmehr  im  allgemeinen 
an  die  gebräuchlichen  einzelstaatlichen  Festsetzungen  des 
steuerlichen  Einkommens  lehnen. 

Dort,  wo  solch  steuerlicher  Begriff  wie  »Einkommenc 
in  der  Gesetzgebung  nicht  vorhanden  ist,  —  die  betreffenden 
Länder  sind  schon  oben  angefahrt  —  sollte  die  Reichsgesetz- 
gebung auf  Grund  der  durch  den  Einzelnen  f&r  direkte  Steuern 
bezahlten  Gelder  das  »Einkommenc  der  Steuerpflichtigen  be- 
rechnen und  herstellen;  sie  sollte  einigen  Eontrollmitteln 
auch  Raum  gewähren,  wie  der  Selbsteinreihung  der  Stener- 
personen,  der  Heranziehung  äusserer  Merkmale,  insbesondere 
der  Benützung  der  Miete  in  relativer  Weise.  In  dieser  Be- 
ziehung muss  ich  mir  erlauben,  auf  die  Ausführungen  meines 
Buches:  >Dn  nou/vel  impU  sur  le  revenu.  MSmoire  qui  a  in- 
spiri  le  projet  du  gouvemement  etc,  d6pos6  le  26  fevrier  1887, 
2.  Sdition^  Paris,  F.  Vieweg^  1887€  aufmerksam  zu  machen. 
Für  die  Relativität  der  Miete  würden  auch  z.  B.  die  dem 
Militär  gewährten  unterschiedlichen  Mietvergütungen  Anhalts- 
punkte bieten. 

Bei  Gelegenheit  des  Steuergegenstandes  »Einkommenc 
könnte  in  Erwägung  kommen,  ob  die  Art  des  Einkommens 
zu  berücksichtigen  wäre,  also  die  alte  Frage,  ob  fundiertes, 
dauerndes,  auf  realen  Gütern  oder  unfundiertes,  vorübergehen- 
des, rein  auf  persönlichem  Erwerbe  beruhendes  Einkommen 
verschieden  für  die  Steuer  heranzuziehen  sei. 

Diese  soeben  angeführte  und  von  der  Finanztheorie  mit 
Recht  beachtete  Unterscheidung  des  Einkommens  bat  aber 
eigentlich  mit  der  Einkommensteuer  nichts  zu  schaffen.  Der 
Einkommensteuer  an  sich  kann  man  unmöglich  die  Idee  zu- 
muten, die  3000  Mark  eines  Landwirtes  anders  behandeln 
zu  sollen  als  die  eines  Advokaten.  Will  man  diesem  gewiss 
mit  Recht  hervorgehobenen  unterschiede  Rechnung  tragen, 
so  ist  einzig  und  allein  richtig  durch  eine  besondere  Steuer 
diesen  Zweck  zu  erzielen. 

2«ttMhr.  f.  StMUsw.  1888.  lU.  Heft  34 
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Ich  kann  also  die  jetzt  schon  alte  und  eingerostete  Idee, 
Berufs-  u.  dgl.  Unterschiede  in  die  Einkommensteaer  hinein- 
zutragen, nur  auf  eine  arge  Verwechslung  und  eine  ungehörige 
Vermengung  Ton  Ideen  und  Zwecken  zurückf&hren. 

Ejb  ist  ja  nicht  unerklärlich ,  dass  dort ,  wo  nur  die  Ein- 
kommensteuer besteht,  die  verschiedenen ,  die  Leistungsfähig- 
keit beeinflussenden  Umstände  innerhalb  dieser  Steuer  unter- 
gebracht werden,  womit  aber  noch  lange  nicht  die  Notwendig- 
keit erwiesen  ist,  dass  in  andern  Ländern,  wo  verschiedene 
direkte  Steuern  bestehen ,  diese  auch  aufgenommen  werden 
müssten.  Das,  was  die  alleinige  Einkommensteuer  notge- 
drungenerweise zu  einer  Tugend  machen  muss,  erweist  noch 
nicht,  dass  die  Berücksichtigung  der  Leistungsfahigkeits- 
momente  bei  einer  Steuer,  wenn  auch  zur  Besteuerung  ge- 
hörend, aufzunehmen  sei.  Auch  wird  ja  ohnehin  ein  gut  Teil 
der  hier  abgewiesenen  Forderung  durch  die  vorgeschlagaoe 
Progression  behoben ,  da  doch  niemand  für  die  hohen  Ein- 
kommen, etwa  über  10000  Mark,  noch  Berücksichtigung  der 
Art  des  Einkommens  verlangen  wird. 

Neben  der  Berücksichtigung  des  Einkommens  nach  Be- 
rufen könnte  man  aber  auch  ebensogut  Rücksichtnahme  auf 
das  örtliche  Vorkommen  desselben  verlangen. 

Fasst  der  frühere  Punkt  die  unterschiedliche  Sicherheit 
und  Dauer  des  Einkommens  in*s  Auge,  so  zieht  der  soeben 
aufgeworfene  besonders  die  unterschiedliche  Notwendigkeit 
der  Ausgaben  in  Betracht  Aber  auch  dieser  Gesichtspunkt 
gehört  nicht  in  die  Einkomroenbesteuerung.  Gerade  der  ört- 
liche Unterschied  der  Einkommen  führt  ganz  besonders  aaf 
die  Gesamtpersönlichkeit  zurück.  Jeder  wird  nach  Tempera- 
ment, Veranlagung  und  sozialer  Neigung  den  Wohnort  wählen. 
Kurz,  die  Nichtberücksichtigung  örtlichen  Unterschiedes  von 
Einkommen  ist  vollkommen  berechtigt. 

Wenn  man  bei  dieser  Steuer  für  die  Anzahl  der  Kinder 
Berücksichtigung  haben  wollte,  so  könnte  sich  die  hier  vor- 
geschlagene Reichssteuer  ganz  gut  auf  die  reichsrechtliche 
Wehrpflicht  beziehen ,  in  welcher  auch  fast  keine  Rücksicht 
auf  diesen  Umstand  genommen  ist.  Militär-,  Schul-  und  Reichs- 
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stenerwesen    können    in    diesem   Falle   ganz    gleichen   Schritt 
gehen. 

Obwohl  in  die  hier  vorgeschlf^ene  Steuer  die  Berück- 
sichtigtmgen ,  ob  man  yerheiratet  oder  unyerheiratet  sei ,  ob 
man  eine  grosse  Anzahl  Kinder  besitze,  oder  schliesslich  alle 
anderen  unzähligen  Beeinflussungen  der  personlichen  Leistungs- 
fähigkeit, in  welchen  sich  die  »Einkommenstenerc  ganz  be- 
sonders ermüdet,  eingeflochten  werden  könnten,  so  bin  ich 
doch  nicht  daf&r,  diese  das  EinsteuerungsTerfahren  nur  er- 
schwerenden und  für  den  Steuerpflichtigen  kaum  Bedeutung 
gevdnnenden  Punkte  in  der  direkten  Reichssteuer  aufgenommen 
zu  sehen.  Ejs  braucht  auch  deshalb  nicht  weiterer  Besprechung 
dessen,  was  jenen  Beeinflussungen  Rechnung  trägt. 

Die  Steuerpflicht  zu  der  hier  vorgeschlagenen  Steuer 
soll  aber  im  ganzen  und  grossen  mehr  auf  eigenen  Füssen 
stehen,  als  das  mit  dem  Steuergegenstande  der  Fall  war. 

Steuerpflichtig  soll  jede  physische,  ökonomisch  selbständige 
Person  ohne  Rücksicht  auf  Geschlecht,  Alter,  Stand  und 
Wohnort  sein. 

Somit  ist  es  deutlich,  dass  zu  dieser  Reichssteuer  auch 
die  im  Auslande  lebenden  Inländer  beizupflichten  haben  wie 
jeder  Reichsangehörige.  Damit  ist  auch  gesagt,  dass  nicht 
etwa  die  zußLUig  anwesenden,  sondern  nur  die  ortsangehörigen 
Personen  zur  Steuer  und  für  das  betreffende  Land  herange- 
zogen werden  können. 

Nicht  alle  Einkommen  habenden  Personen  brauchen  des- 
halb zu  steuern,  sondern  nur  die  Einkommenbesitzer  der  inner- 
halb der  Steuergrenze  fallenden  Beträge:  jene  über  500  oder 
Ober  1000  Mark  z.  ß.  Diese  Befreiungen  bei  der  direkten 
Reichssteuer  erscheinen  ebenso  als  ein  Akt  weiser  Vorsicht 
als  der  Billigkeit.  Auch  sind  sie  nur  natürlich,  wo  die  direkte 
Steuer  als  eine  Wechselbeziehung  indirekter  Besteuerung  ge- 
schaffen werden  soll;  es  liesse  sich  aber  kein  Wort  der  Ent- 
schuldigung finden,  wenn  manche  der  in  den  deutschen  und 
in  den  österreichisch-ungarischen  Einzelstaaten  bestehenden 
Befreiungen  weiter  bestünden. 

34* 
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Ob  die  Aufnahme  der  Steuerpersonen  jährlich  oder  mehr- 
jährig mit  Ab-  und  Zuschreibungen  erfolgen  soll,  braucht 
hier  nicht  eingehender  erörtert  zu  werden. 

Sonach  lassen  sich  die  hier  für  Deutschland  vorgeschlagenen 
Aenderungen  in  wenigen  Worten  zusammenfassen.  Die  »Matri- 
kularbeiträge«  des  deutschen  Reiches  bleiben,  nur  der  Um- 
legungsmassstab  derselben  ändert  sich.  Die  Einzelstaaten 
steuern  nicht  mehr  nach  ihrer  Kopfzahl,  sondern  nach  Mass- 
gabe der  den  Einkommensgruppen  angehörenden  steuerpflich- 
tigen Personen. 

Es  liesse  sich  neben  den  hier  vorgeschlagenen  W^en  der 
Reform  der  Matrikularbeiträge  auch  noch  ein  anderer  denken, 
der  seltsamer  Weise  bei  aller  Unzulänglichkeit  in  theoretischer 
wie  in  praktischer  Richtung  schon  Erwähnung  gefunden   bat, 

—  der  Weg  nämlich,  die  den  heutigen  Matrikularbeiträgen 
innewohnenden  Ungerechtigkeiten  durch  eine  allgemeine 
staatenweise  Gleichung  untereinander,  d.  h.  vermöge  der  all- 
gemein-steuerlichen oder  ökonomischen  Verhältnismässigkeit 
der  Einzelstaaten  untereinander  zu  beheben. 

Diese  Verhältnismässigkeit  der  Staaten  untereinander 
wäre  bei  dem  heutigen  Stande  der  statistischen  Daten,  die 
ja  noch  reichlich  vermehrt  werden  könnten,  vielleicht  nicht 
gar  so  schwer  in  Bausch  und  Bogen  herzustellen.  Man  würde 
dann  die  Summe  der  Matrikularbeiträge  nach  gewissen  Ver- 
hältniszahlen (Typenzahlen)  auf  die  einzelnen  Staaten  verteilen 
oder  —  wie   es   in   der  Schweiz   auf  dem  Papiere  stehen  soll 

—  nach  gewissen  Steuerstufen,  wo  der  Kopf  des  einzelnen 
Deutschen  z.  B.  in  Thüringen  1,  in  Sachsen  3,  in  Hamburg  6 
u.  s.  w.  u.  s.  w.  für  die  Bedeckung  der  Reichsmatrikularbei- 
träge  wert  wäre. 

Solch  ein  Vorschlag  führt  gerade  vom  Ziele  ab,  nämlich 
von  der  verhältnismässigeren  und  gleicheren  Belastung  durch 
die  Matrikularbeiträge.  Nicht  nur,  dass  zu  einer  halbwegs 
gerechteren  Verteilung  dieser  Art  direkter  Reichssteuer  inner- 
halb der  Einzelstaaten  ein  und  dieselben  Steuersysteme  be- 
stehen   müssten,    was    bekannterraassen    nicht    der    Fall    ist, 
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sondern  es  würde  ordentlich  Zwietracht  in  allen  Ländern  ge- 
saet  werden,  neben  dem  umstände,  dass  auch  dann  die  Steuer 
nicht  die  Verhältnisse  der  Einzelnen  direkt  beträfe,  sondern 
die  alten  Fehler  nur  bewahrte. 

Bei  einer  Beform  der  Matrikularbeiträge  in  dem  soeben 
dargelegten  Sinne  würde  der  Mann  mit  2000  Mark  Einkommen 
in  Hamburg  viel  mehr  direkte  Reichssteuer  zu  entrichten 
haben  als  derjenige  mit  demselben  Einkommen  in  Thüringen, 
weil  eben  die  einzelstaatlichen  Gesamtverhältnisse ,  sogar  mit 
Recht,  verschieden  angenommen  sind.  Das  ist  aber,  was  ganz 
besonders  vermieden  werden  soll.  Wer  2000  Mark  Einkommen 
in  einem  und  demselben  Reiche  hat,  soll  an  direkter  Reichs- 
steuer gleiches  beizutragen  haben. 

Nur  in  diesem  Sinne  und  zu  diesem  Zwecke  scheint  mir 
eine  Reform  der  Matrikularbeiträge  erwünscht  und  berechtigt. 

Gehe  ich  nun  an  die  Abwägung  der  Vor-  und  Nachteile 
meines  hier  unterbreiteten  Vorschlages,  so  glaube  ich  nicht 
erst,  um  nicht  Allbekanntes  zu  wiederholen,  die  Berechtigung 
einer  direkten  Steuer  in  einem  mehrgliederigen  Reiche  aus- 
einander setzen  zu  sollen. 

Es  ist  von  allen  Seiten  die  grundsätzliche  Berechtigung  der 
Erhebung  einer  direkten  Steuer  im  deutschen  Reiche  in  Bezug  auf 
die  Forderung  gerechter  Steuerpolitik  zugegeben.  Auch  in  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  hat  die  Praxis  durch  die 
Erhebung  des  Militärtaxfonds  die  Frage  schon  beantwortet. 

Bei  der  hier  vorgeschlagenen  »Personalsteuerc  handelt 
es  sich  nicht  um  einen  einfachen  Reichsaufschlag  zu  bestehen- 
den und  zu  schaffenden  einzelstaatlichen  Einkommensteuern, 
da  die  Bemessung  der  einzelstaatlichen  Einkommensteuer  mit 
der  Reichspersonalsteuer  sich  gar  nicht  deckt  und  eben  nur 
die  Unterlage  für  die  Reichseinsteuerung  bildet. 

Für  die  hier  vorgeschlagene  Steuer  ist  —  wie  wir  wissen 
—  überhaupt  nicht  das  Einkommen  allein  Massstab  der  Steuer. 
Das  Einkommen  weist  einmal  den  Raum,  die  Gruppe  ftir  die 
Besteuerung  an,  ein  anderes  Mal  aber  auch  den  Massstab  ftlr 
die  Einsteuerung  des  Einzelnen  innerhalb  der  Gruppe  auf. 


518  Gustav  Koenig: 

Dies  beweist  zweierlei :  dass  bei  der  hier  yorgeschlagenen 
Steu^  vom  »Zuschlägesysteni« ,  wie  soeben  dargelegt  wurde, 
nicht  die  Rede  sein  kann;  ebenso  ergibt  sich,  dass  es  sich 
bei  meinem  Vorschlage  nicht  um  die  reine  und  förmliche  Ein- 
kommensteuer bandelt,  sondern  dass  er,  durch  verschiedenartige 
Umstände  hervorgerufen,  eine  neuartige,  besonders  zu  Reicbs- 
zwecken  passende  direkte  Personalsteuer  bildet. 

Vielleicht  wird  man  sich  aber  besonders  gegen  die  Er- 
richtung von  Einkommensgruppen  wenden?  Man  wird  sich 
mit  der  Zahl,  mit  der  Abgrenzung  der  Gruppen,  mit  den  da- 
durch entstehenden  Wirkungen  nicht  befreunden  wollen. 
Betrachten  wir  diese  Punkte  nacheinander. 

Es  ist  wohl  nicht  mehr  notig,  hier  darauf  zu  verweisen, 
dass  die  in  dieser  Arbeit  aufgestellten  Einkommengruppen 
nicht  gerade  für  die  Herübernahme  in  die  Gesetzgebung  ge- 
dacht sind,  sondern  mehr  der  Anschaulichkeit  halber  Platz 
gefunden  haben. 

Natürlich ,  wer  da  glaubt ,  dass  irgend  eine  direkte  oder 
indirekte  Steuer  das  von  ihr  beabsichtigte  Ziel  mit  mathema- 
tischer Genauigkeit  erreicht,  mit  dem  wäre  schwer  zu  rechten ! 
Wer  aber  mit  den  wirklichen  Verhältnissen  der  Steuerwirkung 
vertraut  ist  und  sich  mit  dieser  begnügt  oder  dieselbe  nur 
zu  verbessern  trachtet,  der  wird  auch  mit  den  hier  angedeu- 
teten Vorschlägen  nicht  unzufrieden  sein  können. 

Sechsundzwanzig  Staaten  mit  ebenso  vielen  selbständigen 
Behörden-Organisationen  sollten  etwa  auf  eine  und  dieselbe 
Art  und  Weise,  in  einem  und  demselben  Geiste  ein  und  das- 
selbe Steuergesetz  ausführen  können? 

Ist  es  da  nicht  besser,  von  vorneherein  mit  dieser  soeben 
angedeuteten  Möglichkeit  zu  rechnen  und  der  Einsteuemng 
einen  Spielraum  zu  gewähren,  ein  Spielraum,  welcher  durch 
die  unterschiedliche  innere  Steuerbedeutung  der  Gruppen  sehr 
eingeengt  erscheint? 

Deshalb  lässt  sich  doch  über  die  engere  oder  weitere 
Ausdehnung  der  einzelnen  Gruppen  sprechen.  Die  engeren 
würden  anscheinend  eine  grössere  Genauigkeit  der  beabsich- 
tigten  Steuerwirkung    erzielen,    während    die    weiteren   nach 
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dieser  Richtung  schlaffer  wären,  dafflr  aber  den  Mangel  der 
Nichtberücksichtigung  gewisser  Momente  der  »Leistungsföhig- 
keitc  mildern,  die  Einsteuerungen  im  allgemeinen  ausgleichen, 
die  Unebenheit  der  verschiedenartigen  Einschätzungen  auf- 
heben würden;  überhaupt  kämen  bei  weiteren  Gruppen 
weniger  »Veiunderungenc  vor. 

Preussen  z.  B.  hat  es  vorgezogen  —  oder  man  sagt  viel- 
leicht besser :  hat  sich  daran  gewöhnt,  viele  Klassen  bei  seiner 
»Einkommensteuert  zu  errichten.  Es  dürfte  heute  nicht  viel 
weniger  wie  hundert  haben.  Ich  halte  eine  solche  Vielfältig- 
keit der  Gruppen  die  Steuerhinterziehung  für  fordernd,  die 
Einsteuerungsarbeiten  erschwerend. 

Die  gegenseitigen  Anschauungen  über  die  Weite  der 
Gruppen  Hessen  sich  unschwer  ausgleichen.  Man  brauchte 
nur  innerhalb  der  Bauptgruppen  Untergruppen  zu  errichten, 
die  auch  allenfalls  verschiedentlich  zur  Steuer  herangezogen 
werden  könnten. 

Allgemeine  genauere  Erhebungen  einerseits  und  das  bei- 
läufige Festsetzen  der  verhältnismässigen ,  d.  h.  progressiven 
Beranziehung  der  Einkommengruppen  lassen  hier  leicht  zur 
Entscheidung  kommen. 

Einen  der  grössten  Vorwürfe,  welchen  man  der  Einsteue- 
rung  nach  Gruppen  machen  kann,  ist  der,  dass  die  höheren 
Beträge  minder  belastet  erscheinen  als  die  niederen  der  Gruppe. 

Dieser  Fehler  würde  sich  bei  jenem  Systeme  der  Besteue- 
rung besonders  einstellen,  das  die  Personen  der  einzelnen  Grup- 
pen oder  Klassen  zu  festen  Sätzen  heranzieht.  Aber  auch 
da  kann  man  sich  die  Steuersätze  als  Mittelsätze  denken  und 
also  nur  von  der  jeweiligen  Mittelsumme  auf  und  ab  die 
Fehler  geltend  machen.  Die  Gewerbesteuer  z.  B.  lässt  zu- 
meist sehr  grosse  Klassifizierungen  zu  und  gibt  also  auch 
ähnlichen  Ungenauigkeiten  vielen  Raum. 

Bei  jener  anderen  Art,  welche  die  Steuergruppe  nicht 
nach  festen  Sätzen  trifft,  kommt  dieser  Einwand  nur  jenen 
Gruppen  zu,  die  kopfsteuerartig  den  Steueranteil  aufbringen, 
ein  Verhältnis,  von  dessen  Belanglosigkeit  wir  uns  schon 
früher  haben  überzeugen  können. 
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Ganz  anders  steht,  es  um  den  Einwand,  dass  die  Ein- 
kotnmenssummen,  welche  gerade  am  Anfang  einer  Einkommen- 
steuergruppe  stehen,  besonders  scharf  durch  die  Unterscheidung 
in  Gruppen  und  der  nach  Gruppen  verschieden  entfallenden 
Steuer  getrofiPen  werden.  Damit  ist  aber  noch  lange  kein 
unbehebbarer  Nachteil  des  Gruppensystems  aufgewiesen.  Es 
braucht  nur  der  besonderen  Behandlung  dieser  Betrage,  ent- 
weder durch  geringere  Veranschlagung  der  Summe  bis  zu 
gewisser  Höhe  der  Gruppe,  oder  durch  Abteilung  der  der 
früheren  Gruppe  angehorigen  Summe  zum  Steuersatze  eben 
dieser  Gruppe  und  Belastung  des  Restbetrages  mit  dem  hohefen 
Satze  und  der  Einwand  wird  bedeutungslos. 

Wenn  man  noch  hervorheben  wollte,  dass  die  Verander- 
lichkeit  der  Steuerkraft  des  Einzelnen  beim  Gruppensystem 
nicht  genügend  berücksichtigt  werden  könne,  so  kann  sich 
auch  das  nur  auf  jenen  Teil  der  hier  vorgeschlagenen  Steuer 
beziehen,  welcher  nach  der  Personenzahl  der  Gruppe  die  ent- 
fallende Steuer  berichtigt.  Bei  dieser  Gruppe  dürfte  aber  die 
auf  Einen  entfallende  Steuer  so  klein  sein,  dass  die  veränderten 
Einkommensverhältnisse  auch  die  kleine  Steuer  noch  immer 
gut  werden  vertragen  können. 

Wie  schon  erwähnt,  würde  die  hier  vorgeschlagene  Per- 
sonalsteuer mit  den  bestehenden  Klassen-  und  ähnlichen  Steuern 
der  Einzelstaaten  in  ungeföhrer  Weise  zusammenfallen,  was 
einem  der  von  mir  für  die  direkte  Reichssteuer  aufgestellten 
Grundsätze  entgegenstehen  würde.  Doch  wird  dieser  Punkt 
durch  mannigfache  andere  Thatsachen  so  abgeschwächt ,  da^ 
die  Nichtberücksichtigung  dieses  Zusammentreffens  entschuld- 
bar scheinen  dürfte.  Die  Einschätzungsgrenze  der  hier  vor- 
geschlagenen Reichspersonalsteuer  und  die  der  einzelstaatlichen 
ähnlichen  Steuergebilde  dürfte  genügend  yerschieden  sein  und 
sich  fast  nie  decken. 

Nicht  braucht  hier  schliesslich  ausser  Auge  gelassen  zu 
werden,  dass  die  preussische  Steuergeschichte  die  klassifizierte 
oder,  wie  sie  hier  genannt  ist,  die  gruppenmässig  unterschied- 
liche Besteuerung  kennt.    Die  im  Jahre  1690  zu  Kriegszwecken 
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erhobene   Kopfsteuer  belegte   z.  B.   den   Taglöhner    mit    vier 
Groschen  und  den  Kurfürsten  mit  1000  Tbalern. 

So  scheint  mir  nach  Abwägung  aller  für  und  gegen  nichts 
Erhebliches  gegen  das  hier  vorgeschlagene  Reichssteuersystem 
gesagt  werden  zu  können.  Es  ermöglicht  schnelle  und  leichte 
Durchfährung  gerechter  Grundsätze  und  eheste  Abschaffung 
verwerflicher,  auf  denen  die  bestehenden  Matrikularbeiträge 
in  Deutschland  z.  B.  beruhen. 

Sohloss. 

Ich  kann  nun  die  durch  diesen  Vorschlag  geschaffenen 
neuen  Verhältnisse  den  alten  bestehenden   gegenüber    stellen. 

Die  heutigen  Matrikularbeiträge  im  deutschen  Reiche 
werden  bekanntlich  nach  Massgabe  des  Resultates  der  jeweilig 
zuletzt  stattgehabten  Volkszählung  umgelegt.  Die  Verteilung 
der  Beiträge  stellt  sich  för  das  Etatsjahr  1887/88  laut  Anlage 
XIX  zum  »Entwürfe  eines  Gesetzes  betreffend  die  Feststellung 
des  Reichshaushalts-Etats  für  das  Etatsjahr  1887/88€  folgen- 
dermassen  dar: 


Matrikolar- 

Anteile 

m&isiger  Anteil 

an  dem 

Bnndesataaten 

Eopfiahl  der 
BaTölkerang 

an  den  Auf- 
gaben für  dai 

Fehlbetrage 
des 

BUUjahr 

EUtejahret 

1887/88 

1885/88 

Preussen 

27  279111 

79  576  777 

9  706  563 

Sachsen 

2  972  805 

8  666  781 

1 057  795 

Hessen 

936  840 

2  731536 

333172 

Mecklenhnrg-Sohwerin  .    . 

577  055 

1683  346 

205  331 

Sachsen- Weimar  .... 

309  577 

903077 

110154 

Mecklenburg-Strelitz     .    . 

100  269 

292498 

35  677 

Oldenburg 

337478 

984  468 

120  083 

Braunschweig 

349  367 

1 019  150 

124  314 

Sachsen-Meiningen   .    .    . 

207  075 

604  065 

73  282 

Sachsen-Altenburg    .    .    . 

155  036 

452260 

55167 

Sachsen- Kob  org-Gotha 

194  716 

568013 

69  285 

Anhalt 

232  592 

678502 

82  762 

Schwarzburg-Sondershausen  . 

71107 

207  429 

25  301 

Schwarzbarg-Rudolstadt   .    . 

80  276 

234  234 

28571 

Waldeck 

56  522 

164882 

20111 

ßeosB  ältere  Linie    .    .    .    . 

50  782 

148  137 

18070 
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BandewUateD 


Eopfiahl  der 
BeTtflkerung 


Reuss  jüngere  Linie  ....  101 330 

Schaamburg-Lippe    ....  35374 

Lippe 120246 

Lübeck 63  571 

Bremen 156  723 

Hamburg 453  869 

Bayern     ........  5284778 

Württemberg 1  971  118 

Baden 1  570  254 

ElsasfhLothringen      ....  1566670 

45  234  061 

Sonach  zur  Decknng  der  Gesamtausgabe 
aufzubringende  Matrikularbeiträge 


MatrikalftT' 
m&Bsiger  Anteil 
an  den  Ans- 
gftben  ftlr  das 
Eumahr 
1887/88 
295  593 
103191 
350  774 
185  445 
457  182 
1323996 
26  907  484 
10075298 
7096114 
5  396  567 


Anteile 
an  dem 

Feblbetraga 
dee 

Etaiigahree 
1885/86 

36  055 

12586 

42  786 

22  619 

55  767 

161498 

2  648  759 

840375 

696  025 

646  869 


151106  799        17  229  377 


168  336  176  Mark 


Von  der  Anteilsberechnung  dieser  Tabelle  bleibt  nach 
meinen  Plänen  nichts  übrig. 

Man  würde  jetzt  durch  die  Zusammenstellung  der  Personen- 
und  der  Einkommenzahl  der  Gruppen  über's  Reich  hin  die  Grund- 
lage für  die  Steuerverteilung  gewinnen.  Eine  solche  Gesamt- 
Zusammenstellung  hier  zu  geben,  ist  verfrüht.  Es  sollen  aber 
die  Daten  einzelner  deutscher  Staaten  nach  den  auf  S.  656  -  673 
im  dritten  Jahrgange  (1886)  des  Dr.  G,  Schanjs:' scheu  Pinanz- 
archivs  vorfindlichen  Angaben  angeführt  werden. 


Bundeastaat 

Steuergruppe 

Steoerpfliohtiges 
Einkommen 

Penentaaler 

Anteil  der 

Orappen  an  dem 

steuerpflichtigeD 

Qesamt- 

Eiokommen 

Die  eingesteuerten  Einkommen  von  420  bis  3500  Mark. 

Preussen 

420-3000 

4254  662  430 

74.72 

Sachsen 

500—3300 

582  956913 

63.60 

Hessen 

500-2900 

159371375 

66.80 

Hamburg 

600—3500 

101  525  200 

37.59 

Bremen 

600-3000 

28097  573 

33.98 
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Die  eingestenerten  Einkommen  von  2900  bis  10000  Mark. 
Prenssen       3000—  9  600            803 118  300  14.10 

Sachsen         3300—9600  145185957  15.85 

2900—  9  600  48  639000  20.42 


Hamburg      3500—10000             45  518  500  16.84 

Bremen        3000-  9  600              14159  870  17.13 

Die  eingestenerten  Einkommen  von  9600  bis  26000  Mark. 

Prenssen      9  600-25200            300  583100  5.27 

Sachsen        9600-26000              83  658633  9.07 

Hessen         9500—25  000              16570500  6.93 

Hamburg   10000—25000             85163000  13.01 

Bremen        9600—24000              10  781607  13.04 

Die  eingesteuerten  Einkommen  von  24  000  bis  100  000  Mark. 

Prenssen       25200—  96  000        215399  800  3.78 

Sachsen        26  000—100  000          61358  658  6.66 

Hessen         25  000—  46  000            5  631  500  2.36 

Hambui^     25  000—100  000          51022  400  18.89 

Bremen        24000—  96  000          15  000  542  18.14 

Die  eingesteuerten  Einkommen  über  96000  Mark. 

Prenssen       aber    96  000             119952  000  2.09 

Sachsen           »     100  000               42  615557  4.59 

Hessen        (     »      46  000)       ca.    8000  000  3.3G 

Hambnrg         »     100  000               36  923  600  13.67 

Bremen           >      96  000               14  639188  17.71 

Versteuertes  Einkommen  der  eingesteuerten  »Personenc. 

11     II     itl  i^li     -sli    lii-sfi  l|i|l 

>|       «         «-^       |5ä       1^1      ^l^'^^^^Hlk 

1885/86  Preussen  27  279  111  5  440  596  5  693  715  630  1046  208 

1884       Sachsen     2  972  805  627  562  915  775  718  1459  308 

1885/86  Hessen          936  340  189  303  238  212  375  1258  254 

1883       Hamburg     453869  100  725  270  152  700  2682  595 

1882       Bremen         156  723  30090  82  678  780  2747  527 

Wir  finden  also,  dass  sich  die  auf  Seite  512  befindlichen 
Verhältnisse  wohl  für  Deutschland  ergeben  dürften. 

Durch  Einführung  der  hier  vorgeschlagenen  Steuer  bliebe 
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die  Eigenart  der  Matrikular-Beiträge  insoferne  gewahrt,  als 
die  neue  Steuer  wie  früher  eine  subsidiäre  Einnahme  des 
(deutschen)  Reiches  bleibt,  was  vom  finanz-politischen  Stand- 
punkte aus  nicht  hoch  genug  für  die  Reichsfinanzen  ange- 
schlagen werden  kann. 

Die  hier  vorgeschlagene  Personalsteuer  bleibt  auch  in 
mehrfacher  Weise  Repartitionssteuer,  Die  Reichssteuerhaupt- 
summe  wird  auf  die  Einkommengruppen  in  gleicher  Weise 
verteilt  Die  einzelnen  Staaten  wieder  sind  durch  die  Repar- 
ation insoferne  getroffen  als  sie  haftbar  sind  für  die  auf  sie 
durch  die  Einkommengruppen  entfallenden  Landes-Steuergeld- 
kontingeute. 

Obwohl  ich  mich  nicht  mit  allen  Fragen  befassen  will, 
welche  die  hier  vorgeschlagene  direkte  Reichssteuer  berühren, 
so  will  ich  doch  das  Kapitel  der  üeberschüsse ,  recte  üeber- 
weisungen  vom  deutschen  Reiche  an  seine  Einzelstaaten  her- 
ausgreifen und  einiges  darüber  sagen. 

Insoferne  diese  Einrichtung  auch  nach  Schaffung  einer 
mit  veränderlichem  Ertrage  gedachten  direkten  Reichssteuer 
fortbestünde,  so  würde  sich  an  der  bisherigen  Art  der 
Ueberweisungen  nichts  zu  ändern  haben.  Da  die  indirekten 
Steuern  stets  die  Veranlassung  zur  Ueberweisung  sind,  so 
verbleibt  auch  die  Berechnung  der  Ueberweisungen  nach  der 
Kopfzahl  der  Einzelstaaten  am  besten  und  richtigsten  wie  bisher. 

Das  so  verwickelte  Auseinandersetzungs-,  Ab-  und  Ver- 
rechnungswesen ,  welches  bisher  zwischen  Reich  und  Einzel- 
staat in  Deutschland  stattgefunden  hat,  entfiele  durch  die 
Einführung  der  hier  vorgeschlagenen  direkten  Steuer. 

Jeglicher  Zuschlag  —  auch  diesen  Punkt  möchte  ich 
hier  noch  erwähnen  —  jeder  Zuschlag  von  Landeswegen  zu 
der  hier  geplanten  direkten  Reichssteuer  ist  für  immer  aus- 
geschlossen. Ebensowenig  wie  es  einen  Landeszuschlag  bei 
der  Reichswehrpfiicht  gibt,  ebensowenig  darf  und  kann  ein 
Zuschlag  irgendwelche^  Natur  zu  der  hier  in  Vorschlag  ge- 
brachten direkten  Reichssteuer  von  Landeswegen  gemacht 
werden. 

So  wird  also   die  hier   vorgeschlagene  Reichssteuer  eine 
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einheitliche,  direkte  Besteuerung  aller  Eleichsangehörigeu  her- 
beiführen, 

weder  die  Rechte,  noch  die  Befugnisse,  noch  die  politische 
Selbständigkeit  der  Einzelstaaten  gefährden,  also 

weder  eine  Beeinträchtigung  des  Budgetrechtes, 

weder  eine  Störung  der  einzelstaatlichen  finanziellen  Ver- 
hältnisse, 

noch  irgendwelche  Bedrohung  oder  Abhängigkeit  der 
Einzelstaaten  fortsetzen  oder  hervorbringen. 

Last  not  hast,  das  Reich  steht  finanziell  selbständiger 
da  wie  früher. 

Hier  am  Schlüsse  dieser  Arbeit  angelangt,  wird  der 
österreichisch-ungarische  Leser  vielleicht  glauben,  dass  eigent- 
lich sein  Vaterland  wenig  berücksichtigt  wurde  und  kaum 
ein  Schluss  für  dasselbe  zu  ziehen  sei.  Indes  so  steht  es  doch 
in  der  Sache  nicht! 

Ich  habe  schon  Gelegenheit  gehabt,  im  Laufe  dieser 
Arbeit  meine  Meinung  dahin  auszusprechen,  dass  die  hier 
vorgeschlagene  direkte  Reichssteuer  in  ganz  berechtigter  Weise 
im  gemeinsamen  Staatshaushalt  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  Platz  finden  kann. 

Während  es  sich  nun  für  Oesterreich-Üngam  um  die 
Eingliederung  und  Neuscha£Fung  der  Steuer  in's  Budget  han- 
delt, so  kommt  —  um  zu  dem  von  mir  vorgeschlagenen 
Steuersystem  zu  gelangen,  in  Deutschland  nur  eine  Ausge- 
staltung und  Verfahrens- Aenderung  einer  bestehenden  Steuer : 
der  Matrikularbeiträge,  in  Frage. 

Von  selbst  also  ergab  sich  eine  ausführlichere  Behand- 
lung der  bestehenden  deutschen  Verhältnisse,  da  es  sich  ganz 
besonders  um  eine  Auseinandersetzung  mit  ihnen  handelte. 
Die  gewonnenen  Resultate  ergeben  auch  die  Nutzanwendung 
für  Oesterreich-Ungam.  * 

Da  ich  von  vorneherein  bemerkte,  dass  es  nicht  mein 
Zweck  sei,  eine  materialien-  und  umfangreiche  Abhandlung 
zu  liefern,  sondern  in  gedrängter  Weise,  die  Anschauungen 
vorzutragen,  welche  mir  als  die  allerpraktischesten  erscheinen, 
um  der  gerechten  Idee :  einer  dehnbaren  direkten  Reichssteuer 
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aurs  schnellste  und  beste  in  den  Reichshaashalten  Deutsch- 
lands und  Oesterreich-Dngarns  zu  Leben  zu  verhelfen,  so 
dürfte  sich  auch  das  Absehen  Ton  Zitationen  u.  dgl.  erklären. 

Der  hier  gemachte  Vorschlag  scheint  mir  ein  materieller 
Fortschritt  der  Reichsbesteuerung;  denn  wem  wirklich  darum 
zu  thun  ist,  eine  direkte  Reichssteuer  einzuführen,  d.  h.  an 
der  Verbesserung  der  jetzigen  Steuerverteilung  von  Reichs- 
abgaben mitzuwirken,  der  wird  auch  erkennen,  dass  heute 
noch  eine  direkte  Reichssteuer  möglichst  breit  angelegt  sein 
muss  und  nicht  nur  Einzelne  umfassen  darf,  wenn  Ausführ- 
bares, Praktisches   und  Nutzbringendes  erreicht   werden   soll. 

Der  Vorschlag  scheint  mir  ein  Fortschritt,  weil  nicht 
mehr  die  Bevölkerungszahl  oder  eigentlich  die  im  Einzelstaat 
zu  einem  gegebenen  Momente  anwesenden  Personen-  oder 
Eopfeinheiten ,  sozusagen  die  »Volksbewegung«  für  die  Um- 
legung der  Steuer  massgebend  sind,  sondern  die  Einkommens- 
Reichsgruppen. 

Damit  würde  die  Reichsbesteuerung  nicht  etwa  auf  den 
bestehenden  direkten  Steuern  der  Einzelstaaten,  nicht  auf  den 
einzelnen  Steuerkörpem  des  Reiches,  sondern  ganz  auf  sich 
selbst  ruhen  und  damit  ist  auch  —  das  kann  nicht  genug 
hervorgehoben  und  darf  nicht  unterschätzt  werden  —  jede 
üeberbürdung  und  üebervorteilung  von  Staat  zu  Staat  ganz- 
lich ausgeschlossen. 

Die  hier  vorgetnigene  Idee  fügt  in  Deutschland  zur  all- 
gemeinen direkten  Wehrpflicht,  zum  allgemeinen  direkten 
Wahlrechte  eine  allgemeine  direkte  Steuer. 

Sie  gibt  überhaupt  den  geroeinsamen  Interessen  der  poli- 
tischen und  ökonomischen  Zusammengehörigkeit  der  das  Reich 
bildenden  Einzelstaaten  den  berechtigten  und  neuesten  Aus- 
druck: sie  stellt  neben  die  »Berufsgenossenschaften«  unserer 
Zeit  die  >Einkommen(-Gruppen)-Genossenschaften«. 


IL  Miszellen. 


üeber  die  Anleitung  znr  „Ablösung  von  Waldweideservitnten" 

in  Prof.  Dr.  Frone  v.  Baur's  »Handbuch  der  Waldwertberechnung, 
Berlin  1886c. 


Von  Dr.  Walter  t.  Fwake^ 

ord.  Professor  }in  der  Uoiyersität  Breslau,  i) 


Als  ich  Yor  Kurzem  das  in  der  üeberschrift  bezeichnete  neueste 
Werk  des  Herrn  Prof.  Dr.  von  Baur  in  München  mit  Interesse  durch- 
sah, wurde  meine  Aufmerksamkeit  besonders  durch  den  genannten 
Abschnitt  »Ablösung  von  Wald weideseryi tuten c  (Seite  818 — 328)  ge- 
fesselt, da  derselbe  auf  eine  den  gleichen  Gegenstand  behandelnde 
Arbeit  von  mir  Bezug  nimmt,  und  zwar  in  einer  Weise  citierend  und 
kritisierend,  die  es  mir  zur  Pflicht  macht,  in  einer  Erwiderung  darauf 
durch  richtigstellende,  aufklärende  und  meinerseits  Kritik  übende  Dar- 
legungen von  Neuem  der  Sache  zu  dienen. 

Ich  muss  hierfür  etwas  weiter  ausholen. 

Im  Jahr  1874  war  mir  in  meiner  damaligen  Stellung  als  Professor 
der  Landwirtschaft  an  der  Akademie  Hohenheim  seitens  der  Königl. 
Forstdirektion  in  Stuttgart  die  Aufgabe  gestellt,  mich  fiber  die  land- 
wirtschaftlichen Fragen  der  nach  dem  Gesetz  yom  26.  März  1873  yor- 
zunehmenden  Ablösungen  der  damals  noch  auf  den  wOrttembergischen 
Staatswaldungen  lastenden  Weide-  und  Streu-Seryitute  gutachtlich  zu 
äussern. 

Dies  veranlasste  mich  denn,  über  beide  Materien  eingehender  nach- 
zudenken, um  —  wie  ich  das  seinerzeit  ausdrücklich  hervorgehoben  — 
»für  die  betreffenden  Wertsermittelungen  zu  Methoden  zu  gelangen, 
die  dem   gegenwärtigen  Stande   der  Wissenschaft   womöglich    besser 

1)  Anm.    Indem  die  Redaktion  diese  Arbeit  snm  nnverfinderten  Abdmok  brin^ 
bleibt  Herrn  Professor  Dr.  v.  Baur  die  etwa  gewfinschte  Replik  vorbehalten.    D.  R, 
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entsprechen  und  damit  der  Wahrheit  näher  kommen  dürften ,  als  die 
bisherigen»  einer  älteren  Vergangenheit  und  älteren  Lehre  angehörigen 
Verfahning8wei8en«c 

Meine  so  gewonnenen  Anschauungen  führten  zu  zwei,  der  genann- 
ten Forstbehörde  erstatteten  Gutachten,  die  ich  dann  in  der  »2ieit8chrift 
für  die  gesamte  Staatswissenschaft« ,  Jahrgang  1875  (pag.  1—38)  im 
Druck  erscheinen  Hess  unter  dem  gemeinsamen  Titel :  »Zur  land- 
wirtschaftlichen Taxation  bei  der  Ablösung  der  auf 
Wäldern  lastenden  Weide- und  Streurechte.« 

Wenn  nun,  so  viel  ich  erfahren,  mein  Gutachten  über  die  Ablösung 
von  Wald  st  reuser  vi  tuten  dem  fQr  den  württembergischen  Staat  zur 
Anwendung  gekommenen  Ablösungsyerfahren  mit  zu  Grunde  gelegen 
hat  ,  so  fand  mein  anderes ,  das  Wald  weide  Servitut  betreffende  Gut- 
achten keine  Anwendung  bei  dem  fraglichen  Ablöeungsgeschäft ,  und 
zwar  aus  Gründen  ,  die,  wie  es  mir  nicht  zweifelhaft  sein  konnte,  ich 
selbst,  beziehungsweise  das  dabei  sachlich  interessierte  Publikum,  aus 
einer  meine  betreffenden  Vorschläge  behandelnden  umfassenden  Kritik 
entnehmen  sollte,  welche  in  einem  »Eingesandt  von  B,  Weidenhammer* 
im  Jahrgang  1876  der  »Zeitschrift  f.  d.  ges.  Staatswissenschaft«  (pag. 
151—162  unter  »Miszellen«)  erschien. 

Dass  ich  diese  Weidenhammer^9che  Kritik,  an  die  sich  der  qu.  Ab- 
schnitt des  Baur *schen  Buches  im  wesentlichen  anlehnt,  unerwidert 
Hess ,  obgleich  ich  ihren  Ausstellungen  an  meiner  Arbeit  in  keinem 
Punkte  beizutreten  vermochte,  hatte  folgende  Bewandtnis. 

Vor  Allem  vermisste  ich  an  der  Kritik  jenen  Stempel  reiner  Spon- 
taneität des  Verfassers,  der  mich  hätte  reizen  können,  den  Ausführungen 
des  Letzteren  entgegenzutreten  und  so  mit  Eifer  eine  Lanze  für  das 
von  mir  als  wahr  Erkannte  zu  brechen.  Offen  gestanden,  schienen  mir 
auch  die  Einwände  als  solche  durchaus  ungefährlich  für  die  gute  Sache, 
so  weit  diese  über  den  speziell  württembergischen  Fall  hinaus  in 
Betracht  kommt,  und  letzterer  war,  wie  ich  aus  der  Kritik  selbst  erst 
erkannte,  für  meine  Ablösungsmethode  geradezu  gegenstandslos  ge- 
worden, da  sich  diese  auf  der  Basis  von  Erhebungen  über  wirklich 
ausgeübte  oder  doch  in  ihrem  Nutzungswert  aus  früherer  Ausübung 
zu  erfassende  Waldweiderechte  aufbaut,  nicht  aber  Anleitung  gibt  zur 
Ablösung  solcher  Weideservitute ,  die,  wie  damals  in  Württemberg, 
bloss  noch  dem  Namen  nach  auf  dem  Papier  existieren  und  am  zweck- 
massigsten  durch  irgend  ein  aus  gemüthlicher  Unterhaltung  zwischen 
Berechtigtem  und  Pflichtigem  zu  gewinnenden  (Jebereinkommen  be- 
seitigt werden. 

Nur  ein  mich  indirekt  auch  persönlich  betreffender  Passus  der 
Kritik  hätte  mir  fast  die  polemische  Feder  in  die  Hand  gedrückt. 

Weidenhatnmer  behauptet  nämlich,  gleich  eingangs  seines  Aufsatzes, 
den   von    mir   aufgestellten   Grundsätzen    für  die   Waldweidetaxation 
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»begegne  man  im  Weaentlichen  auch  schon  in  Dr.  E,  HartstewCs  An- 
leitung 8ur  landwirtschaftlichen  Rechnungsführnng  (Bonn  1863),  Seite 
49  ff.,  der  sie  aber  für  Taxation  von  Feld  weiden  yorschlfige.« 

Dass  ich  dieser  Behauptung,  die,  wie  ich  nunmehr  unten  nachzu- 
weisen haben  werde,  völhg  unzutreffend  und  ungerecht  ist,  nicht  so- 
fort entgegentrat,  wie  es  richtig  gewesen  wÄre,  ist  also  zu  erklären. 

Da  Weidehhammer  in  seiner  Arbeit  (pag.  151  u.  152)  ausdrücklich 
auch  eine  Beurteilung  des  zweiten  Teils  meiner  Abhandlung,  n&mlich 
des  Gutachtens  über  S  t  r  e  u  rechtsablOsungen ,  in  Aussicht  stellte,  so 
wollte  ich  erst  diese  weitere  Kritik  abwarten,  um  dann  eventuell  auf 
beide  Weidenhammer'Bche  Beurteilungen  zusammen  und  so  vorausidchtlich 
leichter  und  kürzer  antworten  zu  können.  Nun  erschien  aber  diese 
weitere  Kritik  nicht;  und  als  darüber  einmal  ein  Jahr  verflossen  war 
und  ich  mittlerweile  eine  grössere,  mein  ganzes  Interesse  fesselnde 
wissenschaftliche  Arbeit  in  Angriff  genommen  hatte,  war  der  Eifer 
auch  für  jenen  mich  besonders  berührenden  Punkt  verraucht  und  ich 
Hess  die  Angelegenheit  auf  sich  beruhen. 

Jetzt,  11  Jahre  später,  begegne  ich  nun  in  dem  bezeichneten  Ab- 
schnitt des  Bäurischen  Handbuchs  unter  der  Spezial-Üeberschrift  »Be- 
messung des  Werts  einer  Waldweide  nach  dem  Sftt- 
tigungseff ekt  und  dem  relativen  und  absoluten 
Nähreffektc  (pag.  320 - 324)  einem  mit  alleriei  Mängeln  und 
mehreren  Unrichtigkeiten  behafteten,  meistens  wortgetreuen  Exzerpt 
des  entsprechenden  Teils  meiner  Arbeit  und  einer  Beurteilung  derselben, 
welche  sich  an  obige  Weidenhammer'nche  Kritik  im  Wesentlichen  an- 
lehnt, beziehungsweise  letztere  adoptiert. 

Diesem  Lehr-  oder  Handbuchs  -  Abschnitt  gegenüber  muss 
ich  denn  doch  mein  gegen  den  früheren  Aufsatz  unter  den  Miszellen 
einer  Zeitschrift  beobachtetes  Schweigen  ablegen.  Ich  habe  es  hierbei 
natürlich  vorzugsweise  mit  Bomt  als  Autor  zu  thun  und  gedenke  nur, 
so  weit  mir  dies  für  die  Sache  nützlich  erscheinen  sollte,  auch  speziell 
auf  die  alte  Weidenhammer'scbe  Kritik,  der  ja,  wie  gesagt,  die  Baur'sche 
entsprossen  ist,  zurückzugreifen  ^). 

Bei  der  eben  genannten  Spezial-Üeberschrift  »Bemessung  etc.c  auf 
pag.  320  (J5.)  weist  Baur  in  einer  Anmerkung  auf  die  von  ihm  be- 
nutzten Quellen  hin,  indem  er  ganz  im  Sinne  Weidenhammer'»,  der  ja 
dem  Autor  Hartstein  vor  mir  die  Priorität  in  der  qu.  Ablösongsmethode 
ert heilt,  sagt: 

»Vergleiche  Dr.  E.  Hartstein,  Anleitung  zur  landwirtschaftlichen 

1)  Der  Kürze  wegen  werde  ich  bei  Citaten  im  Folgenden  stets  bezeichnen  : 

1)  da«  -ßaur'Bche  Handbuch  der  Waldwertberechnung  mit  »(-ß.)**, 

2)  die  Weidenkammer'sühe  Kritik  Im  Jahrgang  1876   der  Zeitschrift  für  die  gesamte 
Staatswissenschafl  mit  „(  W.)*^  und 

9)  meine  fragliche  Arbeit  im  Jahrgang  1875  derselben  Zeitschrift  mit  n(^.)''. 
Zeitschr.  f.  Staatsw.  1888.    HL  Heft.  35 
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RBchnangsföhrang,  Bonn  1863,  S.  49,  und  Dr.  W.  Fwßke:  zur  land- 
wirtschaftlichen Taxation  bei  der  Ablöaang  etc.  ...,  in  der  Zeitfchr. 
für  Staatswissenschaft,  Tübingen  1875,  S.  1—38.« 

Wenn  Hartstein  (nicht  »Hartenatein*,  wie  Baw  schreibt)  noch  lebte, 
80  würde  er  nicht  wenig  über  diese  Zuerkennnng  erstaunt  sein;  er 
würde  in  dem  ganzen  Bäurischen  Exzerpt  nichts  ihm  Gehöriges,  weder 
in  Gedanken  noch  Worten,  finden.  Schon  die  in  jener  (JeberBchrift 
genannten,  doch  auch  von  Battr  als  charakteristisch  für  die  fragliche 
Behandlung  der  Materie  aus  meiner  Arbeit  ausgewählten  Bezeichnungen 
»Sättigungseffekt«,  »relativer«  und  »absoluter  Nähreffekt«  sind  von 
mir  erdacht  und  in  jenem  Gutachten  erstmals  augewandt  zur  neuen, 
präziseren,  dem  heutigen  Stande  der  Wissenschaft  entsprechenderen 
Abgrenzung  der  beiden  freilich  an  sich  uralten,  aber  auf  dem  in  Bede 
stehenden  Gebiet  sehr  vag  gebrauchten  Begriffe  »Futterbedarf«  and 
»Güte  des  Weidefutters«  und  endlich  zur  Erfassung  des  aus  der  Kom- 
bination von  Beidem  abgeleiteten,  übrigens  früher  überhaupt  nicht  fSlr 
sich  gefassteu  Begriffis  »Ertrag  an  Normalheu  als  Massstab  ftlr  den 
Weidegebrauchswert«  (letzterer  ausschliesslich  aus  dem  Nähreffekt  dei 
wirklich  von  den  Weidetieren  aufgenommenen  Weidefutters  abgeleitet), 
loh  habe  die  feste  Ueberzeugung ,  dass  Baur  das  citierte  Hart- 
stein'Bche  Buch  nie  in  Händen  gehabt,  sondern  sich  hierbei  allein  auf 
Weidehhammer  gestützt  hat;  andernfalls  hätte  Baur  doch  wohl  An- 
stand genommen,  in  obiger  Weise  zu  citieren  und  Hart8tem*B  Buch 
als  vermeintliche  Quelle  und  den  Autor  als  meinen  Vorgänger  in  der 
fraglichen  Taxationsmethode  noch  prägnanter  hervorzuheben,  als  es 
Weidehhammer  gethan. 

Erst  die  Weidenhammer^ache  Kritik  veranlasste  mich  überhaupt, 
mir  das  Hartstein'wihe  Buch  zu  verschaffen,  von  dessen  Existenz  ich 
wohl  wusste,  das  ich  aber  zufällig  vorher  n  i  e  vor  Augen  gehabt  hatte. 
Es  mOge  das,  was  Hartstein  in  der  citierten  2.  Aufi.  seiner  »An- 
leitung zur  landwirtschaftlichen  Rechnungsführung«  über  die  qu.  Taxa- 
tion auf  noch  nicht  einer  ganzen  gewöhnlichen  Oktavseite  sagt,  in 
vollster  Ausdehnung  hier  Platz  finden.    Es  lautet : 

»Was  nun  den  Ertrag  der  zufälligen,  wie  der  künstlichen  Weide 
angeht,  so  ergibt  sich  derselbe  aus  der  Stückzahl  des  Viehes,  welches 
auf  derselben  während  einer  bestimmten  Zeit  Nahrung  gefunden  hat, 
und  dessen  täglichen  Nahrungsbedarf  man  für  jedes  Stück  kennt 
Diesen  Futterbedarf  drückt  man  gewöhnlich  in  Heuwert  aus  und 
gibt  deshalb  auch  den  Wert  der  Weide  zunächst  in  Heu  an.  Hier- 
nach erst  wird  derselbe  auf  Grund  des  Nutzungspreises  des  Heues 
in  Geld  berechnet. 

Im  Speziellen  ist  also  bei  der  Wertsbestimmung  der  Weide  zo 
ermitteln  und  festzustellen: 

1)  die  Art  der  Viehgattung,  der  die  Weide  eingeräumt  war,  inso- 
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fern   der  tägliche  Fatterbedarf  des  Stückes  bei    den  einzelnen 
Viehgattangen  verschieden  ist; 

2)  die  Stfickzahl  der  betreffenden  Yiehgattung  und 

3)  die  Dauer  der  Weide  in  Tagen  ausgedrückt. 

Auf  Grund  dieser  Angaben  lässt  sich  nun  die  gesamte,  von  der 
Weide  gelieferte  Nahrung  sunftchst  in  Heuwert  und  hierauf  in  Oteid 
ermitteln.  Da  nun  aber  bei  der  Verwendung  des  auf  der  Weide 
gebotenen  Futters  einerseits  die  Werbungs-  und  Aufbewahrungskosten 
wegfallen  ,  andererseits  die  Ausnutzung  des  Weidefutters  wegen  des 
unvermeidlichen  Düugerverlustes  geringer  ist,  so  ist  sowohl  der  Pro- 
duktions- ,  wie  der  Ausnutznngspreis  entsprechend  niedriger  als  der 
Heupreis  anzusetzen. 

Femer  wird  man  bei  der  Wertsbestimmong  der  Weide  auf  die 
Göte  der  Futtergewftohse  Rücksicht  zu  nehmen  haben,  ganz  mit  dem- 
selben Rechte,  als  man  auch  im  täglichen  Verkehr  einen  Unterschied 
zwischen  Heu  verschiedener  Qualität  macht. 

Die  Berechnung  des  Wertes  der  Weide  auf  Ghrund  der  Stückzahl 
der  betreffenden  Viehgattung  und  der  Zeit  der  Benutzung  kann  aber 
nur  dann  zutreffend  sein,  wenn  die  Weide  der  bestimmten  Stückzahl 
Vieh  ausreichende  Nahrung  bietet;  im  entgegengesetzten  Falle  sind 
entsprechende  Abzüge  notwendig.    Ebenso  ist  in  dem  Falle,  dass  dem 
Vieh  abends  oder  morgens  im  Stalle  ein  Beifutter  gereicht  wird,  was 
z.  B.  bei  den  Kühen  sehr  häufig  vorkommt,  der  Wert  desselben  von 
dem  Fntterbedarf  des  Viehes  während  der  Weidezeit  behufs  Fest- 
stellung des  eigentlichen  Weidewertes  abzurechnen.c 
In  dieser  Anleitung  ist  allerdings    Weidenhammer  Begriffen   be- 
gegnet,   deren  auch  ich  mich,  wenn  auch  erst  nach  durchgeführter 
wissenschaftlicher  Läuterung  und  neuer  Präzisiernng,  bedient  habe  und 
bedienen  musste.    Ich  habe  auch  nicht  behauptet,  dass  ich  in   dem 
Bestreben,  den  Natnralertrag  einer  Weide  in  Wiesen  heu  von  annähernd 
gleichem  Nähreffekt  auszudrücken  und  für  dieses  Futteräquivalent  einen 
Geldwert  festzustellen,  dass  ich  in  diesem  Bestreben  als  solchem  etwas 
Neues  geliefert  hätte;  das   ist  eben  im  grossen  und  ganzen  die  von 
Alters  her  von  feist  jedem  Fachmann  gehandhabte  und  von  den  meisten 
älteren  Autoren  des  Faches  —  nur  nicht  etwa  erst  seit  HarUtein!  — 
empfohlene  Methode  der  Taxation  einer  Weide.    In  Hartsteih'B  Lehr- 
buch musste  derselben  natürlich  erwähnt  werden ;  sie  findet  sich  ferner 
beispielsweise  zehn  Jahre  früher  von  H,  W.  v.  Fdhei  vorgetragen  in 
seiner  »landwirtschaftlichen  Taxationslehre  (Wien,  1853)«,  pag.  55  ff., 
sowie  pag.  112  ff.,  —  etwa  dreissig  Jahre  früher  in   Albrecht  BlodC% 
»Mitteilungen  landwirtschaftlicher  Erfahrungen,  Ansichten  und  Grund- 
sätze (Breslau,  1829—34)«,  pag.  368  im  3.  Band  der  2.  Aufl.:   ähnlich 
im  Jahr  1840   in   des   letzteren   Verfassers   »Beiträgen  zur  Landgüter- 
Schätzungskunde« ,    pag.  101;  Block   rechnet   nur    den   in    »Heuwert« 

35* 
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ansgesprochenen  Weide-Naturalertrag  (nach  Menge  nnd  Qüte)  nicht 
direkt  in  Geldwert ,  sondern  in  Roggenwert  am ,  was  bekanntlich  auf 
ein  nnd  dasselbe  hinauslänft 

Wenn  diese  alte  Grandidee  der  Methode  auch  das  »Wesentliche« 
(nach  Weidenhammer)  meines  Verfahrens  bilden  soll ,  so  ist  das  on- 
gefUhr  ebenso  zutreffend  wie  die  Behauptung,  eine  russische  E[ibitka 
und  ein  Landauer  Wagen  sind  »im  Wesentlichen«  ein  und  dasselbe 
Fuhrgerät;  denn  bei  jedem  dieser  Geräte  ist  das  mechanische  Prinxip, 
die  Bewegung  von  2  R&derpaaren  je  auf  einer  Achse,  dasselbe. 

Ich  muas  darauf  verzichten,  das  von  meiner  Methode  ausschliesslich 
mir  Gehörige  im  Einzelnen  aufzuführen;  ich  wäre  sonst  gezwangen, 
fast  meinen  ganzen,  ja  leicht  nachzulesenden  Aufisatz  hier  zu  reprodu- 
zieren. Nur  die  eine  Frage  mag  in  jener  Beziehung  noch  den  Herren 
Kritikern  vorgelegt  sein:  sind  denn  die  auf  pag.  14 — 19  (F.)  von  mir 
gegebenen,  absolut  neuen,  aus  einem  eigenen  Ffitterungsyersuch  in 
Proskau  und  aus  eigenen  Erhebungen  in  der  Hohenheimer  Gutswirt- 
Schaft  abgeleiteten  wissenschaftlich-technischen  Grundlagen  für  die 
fragliche  Gehalts-  und  Wertsberechnung  des  Düngers  nichts  Wesent- 
liches meiner  Methode? 

Doch  jetzt  zur  ^aur'schen  Anleitung  selbst. 

Jener  Abschnitt  »Ablösung  von  Waldweideservituten«  in  Bamr'i 
Handbuch  zerfällt  in  einen  einleitenden  allgemeinen  und  einen  speziellen 
Teil.  In  ersterem  sind  auf  pag.  319  sieben  »Punkte«  (Verhältnisse] 
aufgeführt,  die,  nach  Angabe  des  VerÜassers,  je  nach  der  Lage  des 
einzelnen  Falles  bei  der  Abwickelung  von  Waldweiderechten  eingehend 
zu  prüfen  seien.     Punkt  4  lautet: 

»Preis  guten  Wiesenheues  pro  Zentner  und  Ermittelang  des 
Verhältnisses  des  Nährwerts  zwischen  Wiesen-  und  Waldheu  oder 
Grünfutter,  in  Verbindung  mit  der  Frage,  ob  bei  der  Wald  weide  die 
Qualität  des  Futters  durch  die  Quantität  ersetzt  werden  kann.« 

Indem  hier  der  Verfasser  eine  Feststellung  des  Nährwerts- Verhält- 
nisses zwischen  »Wiesenheu«  einerseits  und  »Waldheu«  oder  »Qrün- 
iutter«  (natürlich  dem  frischen  Weidefutter)  andererseits  fordert,  be- 
weist er  sogleich,  dass  ihm  die  Methode,  den  Weidenährwert  mit  dem 
Masßstab  von  Wiesenheu  bestimmter  Qualität  zu  messen  und  so ,  wie 
man  früher  sagte,  in  »Heuwert«  oder,  nach  meiner  Ausdrucksweise, 
in  »Weideheusubstanz«  oder  schlechtweg  »Weideheu«  auszusprechen, 
unklar  ist. 

Bekanntlich  benutzt  man  als  Massstab  für  den  Weidenaturalertrag 
das  Wiesenheu,  weil  erstens  unsere  landwii-tschaftlichen  Wiederkäuer, 
iür  die  in  Betracht  kommende  Nutznngsintensität ,  ausschliesslich 
mit  solchem  Heu  wie  auf  der  Weide  ernährt  werden  können  ,  daher 
der  Heu  massstab  ein  sehr  einfacher  ist,  —  weil  ferner  gewöhnliches 
Wiesenheu  das  allgemeinste,  bekannteste  und  den  Wiederkäuern  natnr- 
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^mäsaeate  Futter  ausser  dem  Weidefutter  darstellt,  und  weil  endlich 
cüe  ursprüngliche  substanzielle  (pflanzliche)  Aehnlichkeit  zwischen 
solchem  Heu  und  Weidefutter  eine  sehr  grosse  und  dadurch  fflr  viele 
dem  messcDden  Vergleich  dienende  Betrachtungen  sehr  günstige  ist. 
Prinzipiell  aber  —  dem  Q  e  i  s  t  e  der  fraglichen  Messung  nach 
—  könnte  man  anstatt  des  Wiesenheues  irgend  ein  sich  zur  Substanz 
des  letzteren  oder  überhaupt  zur  Substanz  eines  normalen 
Gesamtfutters  chemisch-physiologisch  ergänzendes  Fnttergemenge 
wählen,  das  z.  B.  aus  Stroh  und  Eartoffelschlempe  oder  aus  Stroh, 
Rüben  und  Bierträbern  u.  s.  w.  bestände.  Es  handelt  sich  hier  eben 
prinzipiell  nnr  um  eine  Aequiyalenz  im  NährefiPekt  zwischen  dem  zu 
messenden  Weidefutter  und  einem  hierfür  als  Massstab  dienenden, 
stofflich  leicht  zu  erfassenden  und  in  seinen  Wertsyerhältnissen  allbe- 
kannten Stallfütterungs-Futter.  Wenn  man  also  im  Sinne  der  alten 
Angabe  eines  Weidenaturajertrages  in  »Heuwert«  solchen  Ertrag  heute 
nach  meinem  Vorgänge  in  »Weideheusubstanz«  oder  schlechtweg 
»Weideheu«  ausspricht,  so  bezeichnet  eben  letzteres,  dem  Nähreffekte 
nach,  jenes  Wiesenheu- Aequivalent  des  gesamten  fraglichen  Weidefatters. 
Für  diesen  Ausdruck  des  Weide-Nähreffekts  (yon  mir  als  »absoluter 
Nähreffekt  der  Weide«  bezeichnet)  ist  nun  allerdings  die  Schätzung 
des  Nährwerts  Verhältnisses  zwischen  dem  als  Massstab  dienenden  Wiesen- 
heu und  dem  Weidefutter  in  gleichen  Gewichtsmengen  wasserfreier  oder 
lufttrockener  Substanz  (von  mir  »relativer  Nähreffekt  der  Weide«  ge- 
nannt) eine  zu  erfüllende  Vorbedingung. 

Danach  hätte  jBaw  im  obigen  »Punkt  4«  sagen  sollen:  »Verhältnis 
des  Nährwerts  zwischen  Wiesenheu  und  Waldweidefutter«.  Indem  er 
aber  sagt:  »zwischen  Wiesen-  und  Waldheu  oder  Grünfutter«,  iden- 
tifiziert er  die  Trockensubstanz  des  letzteren  (also  des  Waldweidefutters) 
mit  der  Wald  h  e  u -Trockensubstanz ,  den  Unterschied  zwischen  Wald- 
heu und  Waldweidefntter  allein  in  dem  verschiedenen  Wassergehalt 
erkennend.  Der  hier  gar  nicht  hergehörige  Begriff  »Waldheu«  zeigt 
nun  aber  gerade  in  der  jBaur*schen  Auffassung  desselben  einen  Baur'n 
bezügliche  Darlegungen  auch  sonst  verwirrend  beeinflussenden  Irrtum. 

Die  Bezeichnung  »Wald  heu«  lässt  sich  korrekt,  d.  i.  der  Ety- 
mologie und  dem  Sprachgebrauche  nach,  nur  analog  dem  Begriff  des 
Wortes  »W i e s e n heu«  verstehen.  Danach  bezeichnet  Waldheu: 
Gräser  und  Futterkräuter  des  Waldbodens,  welche  im  Vegetations- 
stadium kurz  vor,  in  oder  bald  nach  der  Blüte  durch  Mähen  vom  Boden 
getrennt  und  darauf  durch  die  bekannten  Operationen  des  Heuens  an 
der  Luft  getrocknet  worden  sind.  Dieses  Waldheu  —  anderes  im  land- 
oder  forstwirtschaftlichen  Sinne  ^bt  es  überhaupt  nicht  —  unterscheidet 
sich  nun  aber  von  dem  Waldweidefutter  gleichen  Ursprungs  nicht 
nur,  wie  Baur  zweifellos  wähnt,  durch  verschiedenen  Wassergehalt, 
sondern  auch  wesentlich  durch  eine  quantitativ  sehr  verschiedene  Zu- 
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sammeiuetzang  und  Verdaulichkeit  der  Trockensabstans ,  and  zwar  zu 
seinen  ÜDgunsten  als  Futtermittel,  beziehungsweise  za  Gunsten  des 
entsprechenden  Waldweidefutters.  Es  sind  dies  natürlich  dieselben 
DifiPerenzen,  welche  zwischen  Wiesenheu  und  dem  entsprechenden 
Wiesen weidefntter  bestehen  und  bekanntlich  seit  mehr  als  30  Jahren 
durch  hunderte  Ton  chemisch-physiologischen  Forschungen  einerseits 
auf  die  sehr  yerschiedenen  beiderlei  Vegetationsstadien  (in  der  Blüte 
und  ganz  jung),  andererseits  auf  die  auch  im  günstigsten  Fall  nicht 
zu  vermeidenden  wesentlichen  Nährstoffverluste  beim  Heuen  zurück- 
gefQhrt  sind. 

Wahrscheinlich  aus  unvollständiger  Kenntnis  dieser  Verhältnisse 
deckt  sich  bei  Baur  der  Heu  begriff  genau  mit  dem  Begriff  der  luft- 
trockenen vegetabilischen  Futtersubstanz.  Da  eine  solche  aber  als 
Weidefutter  nicht  existiert,  so  hätte  der  Verfasser  in  dem  fraglichen 
Punkt  4  anstatt  der  Worte  »Ermittelung  des  Verhältnisses  des  Nähr^ 
Werts  zwischen  Wiesen-  und  Waldheu  oder  Grünfutter«  in  klarer  und 
präziser  Au(>  drucks  weise  sagen  sollen :  »Ermittelung  des  Nährwertsver- 
hältnisses  zwischen  Wiesenheu  und  Waldweidefutter  im 
natürlichen  frischen  oder  lufttrocken  gedachten  Zu- 
stande. Freilich  ist  der  darin  enthaltene  Hinweis  auf  die  Notwendig- 
keit ,  bei  solchem  Vergleich  den  Wassergehalt  beiderlei  Substanzen  in 
Rechnung  zu  ziehen,  beziehungsweise  beide  mit  prozentisch  gleichem 
Wassergehalt  einander  gegenüberzustellen ,  für  jeden  Sachverständigen 
durchaus  überflüssig. 

Verfasser  fordert  nun  in  jenem  Punkt  4  noch  weiter  die  Erörte- 
rung der  Frage, 

»ob  bei  der  Waldweide  die  Qualität  des  Futters  durch  die  Quantitöt 
ersetzt  werden  kann«. 
Die  Vorstellung,  welche  den  Verfietsser  diese  Erwägung  vorschreiben 
lässt,  findet  sich  noch  prägnanter  ausgesprochen  in  dem  speziellen  Teil 
seiner  Anleitung  sub.  1,  wo  auf  pag.  323  und  324  das  bisherige  Referat 
über  meine  Methode  in  eine  Kritik  derselben  übergeht  und  unter  a,  b 
und  c  die  betreffenden  Einwendungen  erhoben  werden.  Diese  zweck- 
mässig mit  obiger  Frage  zusammen  zu  erörternde  Stelle  ist  die 
Einwendung  b,  welche  also  lautet: 

»Es  wirdt  —  in  meiner  Abhandlung  (F.)  —  »die  unbewiesene  Unter- 
stellung gemacht,  dass  das  ausgetriebene  Vieh  auch  wirklich  Stück 
für  Stück  den  Sättignngseffekt  erreiche,  d.  h.  bei  einem  mittleren 
Lebendgewicht  eines  Stückes  von  600  Pfd.  dasselbe  auch  wirklich 
6  X  3  =  18  Pfd.  Wiesenheuwert,  oder  5  X  18  =  90  Pfd.  Wieecn- 
graswert  fresse  und  wie  im  Stalle  verdaue.  Das  wird  aber  in  der 
Regel  nicht  der  Fall  sein;  denn  viele  Weiden  sind  dürftig  und 
schlecht,  so  dass  das  Vieh  im  Walde  nicht  vollständig  ernährt 
wird,  und  daher,  im  Falle  es  täglich  in  den  Stall  zurückgetrieben 
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wird,  noch  Beifutter  erbalten  muss.    Nehmen  wir  aber  anch  an, 
das  Vieh  würde  im  Walde  ganz  gesättigt,  d.  h.  ea  frease  sich  den 
Wanst  ganz   voll,   so   würde   eine   volle  Ernährung  doch  nur   dann 
eintreten,  wenn  das  Wald  weidegras  dieselbe  Nährkraft  wie  das  gute 
Wiesengras  hätte,  was  bekanntlich  selten   der  Fall  ist.    Hätte   das 
Weidegras  nur  den  halben  Wert,  so  müsste  ein  Stück  Rindvieh,  um 
nicht  nur  gesättigt,  sondern  auch  voll  ernährt  zu  werden,  90  X  ^  = 
180  Pfd.  Waldgras  täglich  fressen,  was  schon  die  gegebene  Grösse 
des  Wanstes  nicht  zulässt.     Es  ist  daher  auch  in  diesem  Falle   eine 
volle  Ernährung  unmöglich,  vielmehr  muss  ein  Verlust  an  Fleisch-, 
Fett-  oder   Milchproduktion   eintreten ,   welcher   in   dem   Verfahren 
ebenfalls  nicht  berücksichtigt  ist,  übrigens,  das  geben  wir  zu,  schwer 
zuverlässig  zu  taxieren  ist.« 
Aach  in  dieser  Einwendung  fällt  zunächst  wieder    die  völlig  un- 
richtige Identifikation  der  Trockensubstanz  des  Weidegrases   mit  der 
Trockensubstanz  des  betreffenden  Heues  auf,  oder,  was  dasselbe  sagt, 
das  Erblicken  der  Differenz  zwischen  dem  frischen  Weidegras  und  dem 
] ufttrockenen  Heu  ausschliesslich  in  dem  verschiedenen  Wasser- 
gehalt.   Nur  erscheinen  hier  die  betreffenden  beiden  Fehler  der  Ausser- 
achtlassung  sowohl  des  verschiedenen  Vegetationsstadiums  als  der  Ver- 
luste durch  die  Operation  des  Heuens  von  einander  getrennt. 

In  diesem  Sinne  sagt  oben  Bcmr :  »18  Pfd.  Wiesenheuwert 
oder  5  X  IS  =  90  Pfd.  Wiesengraswert«,  dabei  den  Einfluss 
des  Heuens  auf  die  Trockensubstanz  nicht  berücksichtigend,  —  und 
sagt  Baur  femer :  »wenn  das  Wald  weidegras  dieselbe  Nährkraft 
wie  das  gute  Wiesengras  hätte,«  hierbei  den  Einfluss  des  ver- 
schiedenen Vegetationsstadiums  völlig  übersehend,  denn  Wiesen  gras 
ist  hier  als  gleichbedeutend  mit  dem  als  Massstab  dienenden  Wiesen- 
h  e  u  genommen ,  von  letzterem  vermeintlich  (wie  zuvor)  nur  durch 
grösseren  Wassergehalt  unterschieden. 

Baur  hat  sich  in  dieser,  alle  Anschauung  der  fraglichen  Nähreffekts- 
messung  des  Weidefutters  völlig  verwirrenden  Ausdrucksweise  zweifel- 
los durch  die  ihm  ja  auch  sonst  als  Richtschnur  dienende  Autorität 
Weidehhammer^B  bestärken  lassen,  der  mehrfach,  so  auf  pag.  156  seiner 
Kritik  {W.)  das  Wiesenheu  als  Massstab  an  das  »Waldweideheu«,  an- 
statt an  das  lufttrocken  gedachte  Waldweidefntter  anlegt,  da- 
bei eben  auch  übersehend,  dass  der  Ausdruck  »Wald-Weid  e  h  eu«, 
nach  Analogie  mit  dem  alten,  absichtlich  vermiedenen  Ausdruck  »Heu- 
wert«, ja  bereits  das  in  Wiesenheu  (Normalheu)  ausgesprochene  (dem 
Nähreffekt  nach  gemessene)  Waldweidefutter  bezeichnet,  üeber  diese 
Weidenaturalertragsmessung  und  den  gewählten  Ausdruck  »Weideheu« 
habe  ich  mich  zu  Anfang  meiner  Arbeit  (F.  pag.  2—4,  nebst  Anmer- 
kung) umfassend  in  unzweideutiger  Weise  ausgesprochen. 

Die  bisher  hervorgehobenen  Irrtümer  des  Bäurischen  kritisierenden 
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Referats  sind,  wenn  auch  za  unrichtiger  Anschauung  fahrend,  be- 
ziehungsweise solche  bekundend,  immerhin  noch  weit  weniger  frap- 
pierend als  die  von  Baur  bald  selbst  in  Erwägung  gezogene,  bald  mir 
anscheinend  als  Ansicht  untergeschobene  Kompensation  zwischen  der 
Qualität  und  Quantität  des  Weidefutters  im  Hinblick  auf  die  Sättigung 
der  Weidetiere.  Damit  im  Zusammenhang  steht  das ,  was  Baur  sagt 
über  meine  vermeintliche  Ansicht  oder,  wie  er  sich  ausdrückt,  »unbe- 
wiesene Unterstellung,  dass  das  ausgetriebene  Vieh  auch  wirklich  Stück 
für  Stück  den  Sättigungseffekt  erreiche,  d.  h.  so  und  soviel  fresse  und 
wie  im  Stalle  verdaue.« 

Der  Leser  wolle  die  Gefälligkeit  haben,  obiges  letzte  Citat  (B. 
pag.  323  sub.  b)  nochmals  zu  Ie.sen  und  dann  mit  dem  za  vergleichen, 
was  ich  in  meiner  Abhandlung  {F.  pag.  6  u.  7)  über  die  Messung  des 
Sättigungseffekts  gesagt  habe.    Es  heisst  da  unter  Anderem: 

»Das  spezielle  Verfahren  liegt  auf  der  Hand: 

Die  betreffenden  Weidetiere  des  Berechtigten  werden  auf  ihr  Lebend- 
gewicht taxiert,  falls  eine  wirkliche  Wägung  auf  einer  Viehwage  nicht 
auszuführen  ist;  Jungvieh,  welches  während  der  Weidezeit  selbst  her- 
anwächst, ist  mit  seinem  Durchschnittslebendgewicht  während  letzterer 
in  Ansatz  zu  bringen.  Ferner  werden  genaue  Notizen  über  die  jährliche 
Weidezeit  gesammelt  und  wird  diese  schliesslich  in  Weidetagen 
ausgesprochen ,  wobei  ein  ganzer  Weidetag  die  ganztägige 
völlige  Sättigung  der  Weidetiere  bezeichnet,  also  dem  Sättigungseffekt 
der  eine  volle  Tagesration  darstellenden  Weidefnttermenge  entspricht 
und  damit  letztere  selbst  repräsentirt.  Hierbei  sind  natürlich  Viertel-, 
halbe  und  Drei  viertel- Weidetage  auf  ganze  Weidetage  zu  berechnen, 
jedoch  nicht  unter  allen  Umständen  entsprechend  dem  Teil  Verhältnis, 
welches  sich  ergibt  zwischen  den  im  einzelnen  Fall  wirklich  benutzten 
täglichen  Weidestunden  und  den  Weidestunden  eines  mittleren  Weide- 
tages, sondern  genau  entsprechend  der  eben  gegebenen  Definition. 
Wenn  z.  B.  eine  reichliche  Waldweide,  die  zu  gewisser  Jahreszeit  nur 
von  Mittags  bis  Abends  behütet  werden  kann,  hierbei  auch  täglich 
die  Nutzung  (Sättigungseffekt)  eines  halben  Weidetages  gewähren 
mag,  so  kann  leicht  eine  kärgliche  Wald  weide  auch  an  solchen  Tagen, 
die  ihr  Behüten  von  früh  morgens  bis  spät  abends  gestatten,  nur  etwa 
den  Sättigungseffekt  eines  Dreiviertel-Weidetages  liefern  und  daher 
zur  Eompletierung  der  Tagesration  ein  nächtliches  Beifutter  im  Stall 
verlangen. 

Die  Feststellung  der  Weidetage  in  diesem  Sinne  erscheint  in  der 
Darlegung  ihres  Wesens  komplizierter,  als  sie  sich  in  der  Praxis  hand- 
habt;  denn   für  jeden  Sachverständigen  ist  es  fQr  den  gegebenen  Fall 
nicht  schwierig,  aus  dem  Aussehen  und  dem  Verhalten  der  Weidetiere 
nnähernd  zu  entnehmen,  ob  letztere  aus  einem  ganztägigen  Weidegang 
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aach  die  ganztägige  yOllige  Süttigung,  oder  nur  die  einem  bestimmten 
Tagesrationsteil  entsprechende  Sättigung  gewinnen.« 

Schon  der  erbetene  Vergleich  dieser  meiner  Darlegung  mit  jener 
Ba«cr*8chen  Behauptung  »  noch  mehr  aber  das  nähere  Eingehen  auf 
den  Geist  meiner  ganzen  Arbeit  »  kann  darüber  nicht  im  Zweifel 
lassen ,  dass  Baur  meine  betreffende  Erhebungsmethode  gar  nicht  ver- 
standen hat ,  und  doch  folgt  er  in  seinem  Exzerpt  genau  den  drei 
Stufen  derselben  und  macht  meine  entsprechende  Nomenklatur  (»Sät- 
tigungseffekt« ,  »relativer  und  absoluter  Nähreffekt«)  zu  der  seinigen, 
indem  er,  wie  früher  erwähnt,  daraus  die  die  Materie  charakterisierende 
üeberscbrift  seines  Abschnitts  1  {B.  pag.  320)  bildet. 

Diesen  Widerspruch  zu  erklären  ist  nur  mOglich  aus  einer  Kom- 
plikation von  halbem  Lesen  meiner  Abhandlung  mit  vertrauensvoller, 
fast  wörtlicher  Aneignung  einer  Aeusserung  Weidenhammer' b  ( W.  pag. 
156,  dritter  Absatz)  und  der  Nichtberücksichtigung  der  wissenschaft- 
lichen Fütterungslehre ,  beziehungsweise  der  Ernährungsvorgänge  im 
Körper  unserer  Haustiere. 

Wo  habe  ich  denn  die  sonderbare  »Unterstellung  gemacht,  dass 
das  ausgetriebene  Vieh  auch  wirklich  Stück  für  Stück  den  Sättigung^- 
effekt  erreiche«  ?  I  Nach  dem  eben  Citierten  habe  ich  ja  gerade  auf  die 
oft  oder  vielleicht  meistens  zutreffende  gegenteilige  Voraussetzung  hin- 
gewiesen, indem  ich  eben  das  Mass  eines  Weidetages  nicht  nach  der 
von  den  Weidetieren  auf  der  Weide  zugebrachten  Zeit,  also  nicht 
nach  der  Zeit  eines  Tages,  sondern  nach  dem  Qrad  der  erreichten 
Sättigung  im  Vergleich  mit  solchen  Fällen  bestimme,  in  denen  die 
einer  normalen  Tages-Futterratiou  entsprechenden  täglichen  Sättigungen 
auoh  gerade  innerhalb  einer  Tageszeit  bei  Stallfütterung  erreicht 
werden. 

Ich  sage  hierzu  in  meiner  Abhandlung  {F.  pag.  7  u.  8):  »Einen 
passenden  S^hlenausdruok  für  die  ganz  tägige  Sättigung  der  Wieder- 
käuer liefert  die  hierfür  bei  der  StallfÜtternng  erforderliche  Menge 
Wietenheu  von  bestimmter  Qualität.  Die  Qualität  kommt  hier 
vorläufig  bloss  insofern  in  Bet  r  ach  t,  als  sie  unter  An- 
derem auch  den  Qrad  der  Voluminosität  (Verhältnis  des  Unverdaulichen 
zum  Verdaulichen  in  der  Trockensubstanz)  des  Heues  ausspricht.  Da 
ich  aber  später ,  wie  aus  der  Betrachtung  über  den  Ausdruck  des 
Weide- Naturalertrages  in  »Weideheu«  hervorgeht,  den  Begriff  einer 
bestimmten  Heuqualität  auoh  nach  anderer,  mit  der  Voluminosität  in 
gewissem  Zusammenhange  stehenden  Richtung,  nämlich  bezüglich  des 
Gehalts  an  eigentlichen  Nährstoffen,  zu  verwenden  habe,  so  sei  ein 
für  alle  Male  bemerkt,  dass  ich  unter  dem  als  Massstab  sowohl  für  den 
Sättigungseffekt  als  auch  für  den  relativen  und  absoluten  Nähreffekt 
der  Weide  dienenden  »guten  Wiesenheu«  eine  Heuqualität  ver- 
stehe, die  sich   im  Wesentlichen  darstellt  als  ein  während  der  BlütQ 
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gemähtes  and  ohne  Auslaugnng  durch  Regen  sorgfältig  getrocknetes 
Gemenge  der  gewöhnlichen  Gramineen  natarlicher,  aber  nicht  sumpfige 
Wiesen,  etwas  untermischt  miit  Leguminosen  der  letzteren.€ 

Kurz,  ich  verwende  in  erBter  Reihe  dieses  Normal  heu  als 
Massstab  für  das  durch  den  Sättigungsgrad  der  Weidetiere  sich  er- 
gebende Volumen  und  das  daraus  erfahrung^mässig  resultierende  Ge- 
wicht der  thatsächlich  aufgenommenen,  lufttrocken  gedachten  Weide- 
futtersubstanz und  gelange  so  zum  Ausdruck  des  Sättigongseffektes 
der  Weide  oder,  was  dasselbe  sagt,  zur  Feststellung  des  Quantums 
des  Weidefntters,  gemessen  durch  das  Lumen  des  Verdauungsschlauches 
(Räumlichkeit  von  Magen  und  Darmkanal)  der  Weidetiere.  Letztere 
sind  eben  in  dieser  Hinsicht  durch  äussere  Beobachtung,  auf  Grund 
von  Erfahrungen  bei  der  Stallffitterung,  zu  beurteilen.  Das  hier  zu 
Grunde  liegende  physiologische  Gesetz  lautet:  der  Sättigungsgrad  läuft 
innerhalb  der  hier  in  Betracht  kommenden  Grenzen 
annähernd  parallel  mit  dem  Grad  des  Gefülltseins  zunächst  des  Magens; 
das  Quantum  (Volumen  und  Gewicht  der  Trockensubstanz)  des  zur 
Sättigung  im  gewöhnlichen  Sinne  erforderlichen  Futters  richtet  sich 
daher  zunächst  nach  dem  mittleren  Magen-Lumen  der  Tiere  '). 

In  zweiter  Reihe  verwende  ich  nun  eben  dasselbe  Normal- 
heu zur  Messung  der  in  dem  ermittelten  Weidefutterquantum  enthal- 
tenen Menge  eigentlicher  Nährstoffe  und  damit  zur  Messung  des  Nähr- 
effekts des  Weidefutters.  Relativ  spreche  ich  letzteren  in  einem 
geschätzten  Zahlenverhältnis  aus,  welches  allein  die  lufttrocken  ge- 
dachte Weidefuttersubstanz  als  solche  der  Substanz  des  Normalheues 
gegenüberstellt.  Endlich  reduziere  ich  nach  diesem  Nährstoffgehalts- 
oder Nähreffekts- Verhältnis  jenes  im  Sättigungseffekt  gemessene  ge- 
samte Weidefutterquantum  auf  Normalheu  und  erhalte  so  in  dem 
Gewicht  desselben  den  gesuchten  Naturalertrag  oder  den  in 
sogenanntem  »Weideheu«  (Normalheu-Aequivalent  des  Weidefiitters) 
ausgesprochenen  absolute  nNähreffekt  der  Weide. 

Auf  welcher  physiologischen  Grundlage  denkt  sich  nun  wohl  B<mr, 
dass  jene  von  ihm  {B,  pag.  319,  Punkt  4)  geforderte  Erwägung,  «ob 
bei  einer  Waldweide  die  Qualität  des  Futters  durch  die  Quantität  er- 
setzt werden  könne«,  anzustellen  sei? 

Die  von  Baur  selbst  nicht  gegebene  Antwort  hierauf  vermag  ich 
mir  aus  der  gesamten  bezüglichen  Erörterung  nur  dahin  zu  konstruieren, 
dass  Baur  aniummt,  die  Weidetiere  seien  innerhalb  gewisser  enger 
Grenzen  instinktiv  befähigt,  bei  der  Futteraufnahme  die  fragliche 
Kompensation  in  ihrem  Verdauungsschlauch  derartig  zu  bewirken,  dass 
sie   von  einem   nährstoffärmeren  Futter,   gegenüber   einem   reicheren, 


1)  Es  Ut  hier  selbstverständlich  nicht  der  Ort,   dieses  roh  skizzierte  Gesets  in 
don  Verhältnissen  seiner  Abhängigkeit  von  anderen  i^'aktoren  weiter  aaszuföhren. 
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entsprechend  mehr  als  Tagesration  aufnehmen  und  demnach  das  Gefühl 
der  Sättigung  in  solchen  verschiedenen  Fällen  auch  durch  verschiedenes 
Volumen  und  Gewicht  der  Futtertrockensubstanz  gewinnen. 

Von  solchem  chemisch-analytisch  und  phjsiologisch-Okonomisch 
zugespitzten  Instinkt  ist  jedoch  nichts  bekannt,  vielmehr  liegt  die 
geradezu  gegenteilige  Erfahrung  vor»  dass  der  wirklich  nicht  unbe- 
trächtliche Spielraum  in  der  zum  GefQhl  der  Sättigung  führenden  An- 
f  öllung  des  Magens  von  den  ihr  Futter  ad  libitum  aufnehmenden  Tieren 
in  der  Weise  ausgenutzt  wird,  dass  dieselben  von  schmackhafterem 
Futter,  welches  gerade  das  nährstoffreichere  ist,  wie  z.  B.  von  klee- 
reicher Weide,  mehr  aufnehmen,  als  von  nährstofi^rmerem  und  stets 
zugleich  weniger  schmackhaftem.  Diese  zeitweise,  über  das  mittlere 
Mass  hinaus  gehende  Futter  aufnähme  wird  bekanntlich  durch  stärkere 
passive  Ausdehnung  der  Magen wandung,  welcher  später  eine  ent- 
sprechende Kontraktion  folgt,  ermöglicht 

Neben  diesen  Thatsachen  muss  freilich  zugestanden  werden,  dass 
sich  innerhalb  längerer  Zeit  das  mittlere  Lumen  des  Verdauungs- 
schlauches  der  Voluminosität ,  beziehungsweise  der  Konzentration  der 
Nahrung  akkommodiert  und  in  der  einen  oder  andern  Grösse  sogar 
rassetypisch  werden  kann  (englisches  Rennpferd  einerseits,  Graspferd 
der  Niederungen  anderseits).  Solche  Umwandlung  führt  dann  aller- 
dings zu  einer  Anschmiegung  der  Räumlichkeit  des  Verdauungs- 
Bchlauches  an  den  Nährstoffbedarf,  der  im  voluminösen  Futter  zusammen 
mit  relativ  vielem  unverdaulichen,  im  konzentriertem  Futter  mit  wenig 
unverdaulichem  aufgenommen  wird. 

Woran  hat  nun  Baur  für  die  von  ihm  geforderte  Erwägung  seiner 
Kompensationsfrage  gedacht?  Sollte  er  Erörterungen ,  wie  die  zuletzt 
angedeuteten,  den  von  ihm  in*s  Auge  gefassten  Ablösungs-Kommissarien 
oder  Weidetaxatoren  zumuten,  so  dürfte  er  doch  mit  seiner  Anleitung 
auf  unüberwindliche  praktische  Hindernisse  stossen. 

Wie  dem  auch  sei,  —  die  Möglichkeit  der  fraglichen  Kompensa- 
tion scheint  er  doch  in  enge  Grenzen  gewiesen  zu  haben,  denn  in  dem 
der  Weidenhafnmer^ acheji  Kritik  (TT.  pag.  156)  entnommenen  Zahlen- 
beispiel des  oben  zuletzt  gegebenen  Gitats  mit  den  »180  Pfd.  Wald- 
gras«, die  im  gegebenen  Fall  eine  Kuh  von  600  Pfd.  Lebendgewicht 
zu  ihrer  täglichen  Ernährung  bedürfte,  führt  er  den  Gedanken  einer 
hinlänglichen  Nährstoffaufnahme  auf  der  fraglichen  Waldweide  ad 
absurdum,  lediglich  um  zu  zeigen,  dass,  wenn  auch  meine  oben  be- 
handelte »unbewiesene  Unterstellung«  von  der  für  jedes  Stück  des 
Weideviehs  zu  erreichenden  täglichen  Sättigung  zuträfe,  »doch  eine 
volle  Ernährung  unmöglich  wäre,  vielmehr  ein  Verlust  an  Fleisch- 
Fett-  oder  Milchprodnktion  eintreten  müsste,  welcher  eben  auch, 
in  meinem  Verfahren  nicht  berücksichtigt  sei«. 

In  der  Behauptung  dieser  Nichtberücksichtigung  liefert  nun  Baur 
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einen  weiteren  und  vielleicht  den  gewichtigsten  Beweis  fQr  die  oben 
schon  umständlich  nachgewiesene  Komplikation  von  halber,  sodann 
völlig  unrichtiger  und  endlich  sachonkundig  adoptierter  A-uffassung, 
wovon  seine  ganze  Kritik  meiner  Arbeit  getragen  und  durchdrungen  ist. 

Freilich  berücksichtigt  meine  Taxationsmethode 
jene  Depression  in  der  tierischen  Nutzung!  Darauf 
beruht  ja  gerade  die  Verwendung  des  taxierten  relativen  Nähr- 
e£PektB  zur  Feststellung  des  absoluten,  in  Weideheu-  (Normalheu-) 
Ertrag  auszusprechenden  Nähreffekts  I  Hier  die  Demonstration  an  dem 
Batir*8cben  Zahlen beispiel  selbst: 

Eine  Kuh  von  600  Pfd.  Lebendgewicht  bedarf  zu  ihrer  täglichen 
völligen  Sättigung  und  Ernährung  6X^  =  1^  ^^^'  Normalheu;  die 
Umrechnung  in  entsprechend  wasserreicheres  Grünfiitter  oder  Weide- 
futter (nach  Baur  oder  Weidenhammer  durch  Multiplikation  mit  5)  ist 
natürlich  überflQssig.  Die  Bewachsenheit  (üeppigkeit)  der  betreffenden 
Weide  läast  innerhalb  einer  täglichen  Weidezeit  eine  gleich  grosse 
Autiiahme  von  lufttrocken  gedachtem  Weidefutter  (oder  entsprechendem 
Trockensubstanzgewicht)  zu.  Daher  ist  der  Sättignngseffekt  dieser 
Tagesweide  —  auch  gerade  einen  ganzen  Weidetag  in  meinem 
Sinne  repräsentierend  —  gleich  18  Pfd.  Heu.  Der  relative  Nähreffekt 
—  das  taxierte  Gewichtsverhältnis,  in  welchem  vermutlich  dieses  Sät- 
tigungsfutter, seinem  eigentlichen  Nähreffdkt  nach,  durch  Normalheu 
zu  ersetzen  ist  —  beträgt  nach  Baur  2  :  1.  Daher  müsste  täglich 
doppelt  80  viel  Weidefutter-  als  Normalhen-Trockensubstanz,  also  statt 
obiger  18  Pfd.  36  Pfd.  lufttrocken  gedachtes  Weidefutter  aufgenommen 
werden,  damit  jene  Kuh  nicht  nur  die  Sättigung  erlange,  sondern  auch 
die  volle  ,  den  18  Pfd.  Normalheu  entsprechende  Ernährung.  Da  aber 
für  einen  so  weit  gehenden  > Ersatz  der  Qualität  des  Futters  durch 
die  Quantität  €  die  Kapazität  des  Verdauung^chlanches  nach  Bawr  bei 
weitem  nicht  ausreicht  (und  hierin  stimme  ich  mit  dem  Herrn  Kritiker 
einmal  völlig  überein,  schon  weil  ich  ja  überhaupt  an  solchen  Ersatz 
nicht  glaube),  so  soll  die  fragliche  geringere  Ernährung  der  Kuh  und 
damit  ihre  entsprechende  geringere  Nutzung  berücksichtigt  werden. 
Dieser  Forderung  entspricht  meine  Methode  folgendermassen :  Obiger 
relative  Nähreffekt  »2:1«  auf  den  früher  erhobenen  Sättigungseffekt 
»18  Pfd.  Heu«  übertragen,  führt  zum  absoluten  Nähreffekt  oder  Naturai- 
ertrag  der  ganztägigen  Weide,  nämlich  zu  »9  Pf  d.  Weide  he  u«. 
Somit  gewährt  in  diesem  Fall  die  ganztägige  Sättigung  auf  der 
Weide,  abgesehen  von  Einflüssen  der  Entfernung  und  dergleichen,  nur 
die  halbe  Nutzung  einer  ebenfalls  ganztägigen  vollen  Ernährung 
mit  dem  betreffenden  Normalheu. 

Um  nun  diese  jener  Bäurischen  Forderung  doch  wahrlich  genügende 
Nähreffekts- Aequivalenz  zwischen  18  Pfd.  lufttrocken  gedachtem  Weide- 
futter und  9  Pfd.  Normalheu  (Weideheu)  vor  neuer  falscher  Auslegung 
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zn  schützen,   mache  ich  noch  auf  die  bezügliche  Anmerkung  meiner 
Abhandlung  (F.  pag.  3  u.  4)  aufmerksam;  dieselbe  lautet: 

>Beim  Vergleich  zwischen  Weidegang   und  Stallfütterung   ist   es 
durchaus  nicht  immer  nötig  resp.  zulässig,  ein  und  dieselbe  Individuen- 
zahl  oder  ein  und  dasselbe  Lebendgewicht  einer  Tierart  für  beide  Er- 
nährungsweisen  in   Ansatz  zu  bringen ;  denn  hat  man  es  z.  B.   mit 
einem  relativ  nährstoffarmen  und  dem  entsprechend  voluminösen  Weide- 
futter zu  thun,  so  kann  dies  zur  Aufnahme  in   den  tierischen  Körper 
eine  grössere  Anzahl  von  Individuen  resp.  ein  grösseres  Lebendgewicht 
verlangen,  als  ein   rationeller  Stall fütterungs verbrauch  der  der   frag- 
lichen tierischen  Produktion  entsprechenden  Heusubstanzmenge.     Um- 
gekehrt wird  es  sich  verhalten  bei  einem  relativ  sehr  nährstoffreichen 
und    dem   entsprechend   sehr  konzentrierten    Weidefutter.    In    beiden 
Fällen  wird  eben   die  Individuenzahl   oder  das  Lebendgewicht  haupt- 
sächlich bestimmt  durch  das  verschiedene  Gewicht  und  Volumen   der 
Trockensubstanz,  in   welchem   einerseits  im  Weidefutter,   andererseits 
im  Stallfutter  die  gleiche  Menge  bestimmter  Nährstoffe  verteilt  ist.c  ~ 
Ich  gehe  zu  den  weiteren  Einwendungen  Baur^s  gegen    mein  Ver- 
fahren über,  ausdrücklich  bemerkend,  dass  ich  dabei,  wie  bisher,  über 
die  Aufeinanderfolge  der  einzelnen  Punkte  nicht  die  betreffende  Folge 
des  Batir'schen  Buches,  sondern  allein  die  Logik  und  Zweckmässigkeit 
meiner  Antikritik  entsoheiden  lassen  muss« 
Baur  sagt  {B.  pag.  324  sub  c): 
»Auch  können   wir  das  Verfahren,  den  Wert  einer  Waldweide 
im  Marktpreise  von  gutem  Wiesenheu  auszudrücken,   schon  deshalb 
nicht  für  zulässig  erklären,  weil  an  dem  Marktpreise  des  Heues    die 
Kosten   für  Gewinnung,   Transport    in   die  Scheunen    und   auf  den 
Markt  nicht  in  Abzug  gebracht  wurden.     Wir  halten   daher  auch 
den  Pachtertrag  von  Weiden,  abzüglich  der  auf  dieselben  verwende- 
ten Ausgaben,   oder  die  Pachtgelder,  welche  der   Berechtigte 
zahlen   muss,  für  einen   besseren   und   gerechteren  Massstab  für  die 
Beurteilung  des  Wertes  einer  Waldweide.« 
Auffallend  an  dieser  Kritik  ist  zuerst  die  Schlussfolgerung:    weil 
ich  jene  Abzüge  vom  Marktpreise  nicht  gemacht  habe,  deshalb  ist 
das  Verfahren,  den  Wert  einer  Waldweide  im  Marktpreise  von  Wiesen- 
heu   auszudrücken,   anzulässig.     Wie    kann    denn  jener   vermeintliche 
Fehler,   den  eben   Andere  vermeiden   sollen    und    werden,    die  Sache 
selbst,  das  Prinzip  der  Methode  zu  verwerfen   zwingen  ? !    Ich   glaube 
auch  nicht,  dass  dies  Ba/ur  wirklich  meint;  er  scheint  es  eben  oft  gar 
leicht  mit  dem  schriftlichen  Ausdruck  zu  nehmen;  darauf  dürften  auch 
manche  im  Vorstehetiden  behandelte  Unklarheiten  zurückzuführen  sein. 
Sodann  ist  nicht  recht   verständlich,    was   für   Pachtgelder    »der 
Berechtigte«   zu   zahlen   hat.    Denn   wenn  man  in  Fragen  einer 
Servitutablösung  von  > Berechtigtem«  spricht,  so  kann  man  doch   nur 
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an  den  denken,  welcher  das  betreffende  Recht  (hier  das  der  Wald- 
weidenutzung) gegenüber  dem  Pflichtigen  (Belasteten)  besitzt.  Wie 
kömmt  dieser  Berechtigte  aber  zur  Zahlung  von  Pachtgeldern?  Der- 
selbe könnte  höchstens  Pachtgelder  einnehmen,  fiälls  er  sein  Natz- 
nngsrecht  an  einen  Andern  pachtweise  abgetreten  hätte,  die  Zalässig- 
keit  solcher  Abtretung  yorausgeeetzt.  Es  soll  denn  aaoh  wohl  anstatt 
»der  Berechtigte«  »der  Pächter«  heissen ,  welcher  freilich  auch 
ein  auf  Qrnnd  seines  Pachtkontrakts  Berechtigter  ist. 

Gerade  nachdem  ich  letzteren  Satz  niedergeschrieben,  entdecke 
ich  die  entsprechende,  durchaus  klare  Aeossemng  in  Weidekhammer^a 
Kritik,  welche  Baur  eben  auch  adoptiert  hat,  aber  in  m.  E.  nicht 
glücklicher,  bis  zur  Unklarheit  entstellender  Form. 

Weidenhammer  {W,  pag.  155)  spricht  auch  von  »Pachtgeldern  des 
Berechtigten«,  aber  von  solchen  Pachtgeldern,  »welche  der  Berechtigte 
hätte  bezahlen  müssen,  um  für  das  in  dem  fraglichen  Zeit- 
raum wirklich  ausgetriebene  Vieh  eine  seiner  Berechtigung 
entsprechende  Weide  zu  pachten«.  Battr  spricht  aber 
weder  von  diesem  der  BeweisfQhrung  dienenden  fingierten  Fall,  noch 
drückt  er  sich  auch  nur  im  Konjunktiv  aus,  ist  daher  für  jeden  un- 
befangenen Leser  völlig  unverständlich! 

Doch  das  sind  ja  Kleinigkeiten  für  meine  sachlichen  Unter- 
suchungen.   In  diesen  habe  ich  aber  weiter  Folgendes  zu  erwidern. 

In  meiner  Abhandlung  habe  ich  für  die  Schlussrecbnnng  absicht- 
lich immer  von  der  Ermittelung  des  »Geldwerts«  (nicht  des 
»Marktpreises«)  des  Weidehenertrages,  beziehungsweise  des  Ersatzheues 
gesprochen  und  nur  in  dem  Rechnungsbeispiel  für  den  fingierten  Fall 
diesen  Geldwert  in  einem  »Durchschnittspreis«  angenommen.  Das 
Wort  »Markt  preis«  selbst  habe  ich  in  Bezug  auf  Heu  auch  nicht 
ein  Mal  in  meiner  Abhandlung  gebraucht 

Für  jeden  mit  den  Grundbegriffen  der  allgemeinen  Wirtschafts- 
lehre Vertrauten  besteht  nun  aber  prinzipiell  ein  grosser  Unterschied 
zwischen  dem  Geld  wert  eines  wirtschaftlichen  Gutes  und  dem  in 
Geld  ausgesprochenen  Preis  oder  Marktpreis  desselben.  Während 
jener  ein  auf  den  Massstab  des  Geldes  bezogenes  Ergebnis  der  Er- 
wägung und  Schätzung  des  in  dem  Gute  gewährten  Masses  von 
Bedürfnisbefriedigung  darstellt,  ist  dagegen  der  Marktpreis  (in  Geld 
oder  einem  andern  Tauschmittel  ausgesprochen)  das  thatsächliche 
Tausch  Verhältnis,  nach  welchem  sich  im  Verkehr  der  Austausch  des 
Gutes  vollzogen  hat,  oder  er  ist  doch  das  für  solchen  Austausch  ein- 
seitig festgesetzte  Tauschverhältnis  (Preisforderung,  Preisgebot). 
Jene  Werts  bestimmung  ist  im  höchsten  Grade  akkommodabel,  lässt 
das  Mass  relativer  Bedürfnisbefriedigung,  den  lokalen  wirtschaftlichen 
Wert  und  damit  den  einzelnen  konkreten  Fall  zum  vollsten  und  rein- 
sten Ausdruck  bringen,  wogegen   in    der  Thatsache   des  Marktpreises, 
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insbesondere  Darchsohnittspreises ,  oft  der  Effekt  auch  solcher  preisbe- 
stimmenden  Faktoren ,  die  nicht  oder  gar  im  entgegengesetzten  Sinne 
jener  Wertsmessang  wirkten,  mit  in  Empfang  genommen  werden  muss. 

Ich  habe  daher  anoh  in  meiner  Anleitung  absichtlich  nnr  immer 
von  der  Bestimmung  des  Geldwerts  des  Ersatsheues  gesprochen, 
um  so  der  Taxation  den  grössten  Spielraum  in  der  rechten  Erfassung 
(Individualisierung)  des  konkreten  Falles  zu  gewähren,  üeber  die 
Bestimmung  selbst  anterliess  ich  jedoch  jede  Angabe. 

Nun  ist  es  doch  klar,  dass  jene  an  sich  wesentlich  differenten, 
wenn  auch  nahe  verwandten  Vorgänge  der  Wertsermittelung  und  Preis- 
bestimmung keineswegs  ausschliessen ,  dass  zuweilen  ihre  Resultate 
am  Massstab  des  Geldes  zusammenfallen  und  dass  man  in  Voraussicht 
dessen  den  erhobenen  Preis  für  den  Geld  wert  des  Gutes  nimmt.  Die 
betreffende  Erwägung  wird  dies  namentlich  dann  fQr  zulässig  erklären, 
wenn  bei  der  Bildung  des  herangezogenen  Preises  solche  Faktoren  nicht 
mitwirkten,  welche  mit  der  Tendenz  der  betreffenden  Wertssohätzung 
nicht  parallel  laufen. 

So  ist  es  denn  auch  etwas  durchaus  unwesentliches,  dass  ich  in 
dem  meine  Abhandlung  abschliessenden  Rechnungsbeispiel  (F.  pag.  20) 
den  Geldwert  des  gefundenen  Ersatzheues  nach  dem  >Durchsohnitts- 
preise«  desselben  berechne.  Ich  hätte  auch  hier  ausschliesslich 
vom  Geldwert  reden  können,  denn  die  ganze  Rechnung  hat  nur  den 
Zweck,  die  entwickelte  Methode  kurz  in  Sjahlen  zu  rekapitulieren. 

Wenn  es  nun  aber  in  dem  bezeichneten  Fall  zulässig  ist,  den  ge- 
suchten Geldwert  des  Heues  in  dessen  Marktpreis  zu  erblicken ,  so 
bleibt  doch  die  Bäurische  Forderung,  diesen  Preis  fElr  die  Berechnung 
des  jährlichen  Weidewerts  um  die  »Kosten  für  die  Gowinnung  des 
Heues,  des  Transports  in  die  Scheunen  und  auf  den  Markte  zu  kürzen^ 
durchaus  unverständlich  im  Geiste  meiner  Methode.  In  diesem  handelt 
es  sich  ja  in  erster  Reihe  um  die  Ermittelung  desjenigen  Gewichtes 
von  Normalheu,  welches,  an  die  betreffende  Tierart  von  entsprechen- 
dem Lebendgewicht  im  Stalle  verfüttert,  eine  gleich  gprosse  tierische 
Produktion  herbeiführen  würde,  wie  sie  auf  der  Weide  erzielt  wurde. 
Dieses  Heu  wird  als  gedachter  Ersatz  für  den  früher  genossenen 
Weide-Natural ertrag  mit  seinem  Geldwert  in  die  weitere  so  zu  sagen 
Ausgleichungs-Abrechnung  zwischen  dem  bisherigen  Weidebetrieb  und 
der  nunmehrigen  Sommerstallfütterung  eingeführt.  Dieser  Geldwert 
hat  daher  zunächst,  abgesehen  von  den  späteren  Abrechnungs- Abzügen, 
den  Aufwand  darzustellen,  mit  welchem  solcher  Futterersatz  für  oder 
von  dem  Berechtigten  zu  beschaffen  ist.  Zu  diesem  Aufwand  gehören 
natürlich  auch  die  Werbungskosten  und  die  Kosten  des  Transports  in 
die  Scheunen  und  selbst  die  Kosten  der  Aufbewahrung,  kurz  die  ge- 
samten Heu-Produktionskosten,  wobei  es  natürlich  ganz  gleichgültig 
ist,   ob  man  sich  denkt,  dass   der  Berechtigte   das  Ersatzheu   selbst 
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produziert  oder  ankauft.  Und  was  die  Kosten  des  Transports  auf  den 
Markt  betrifft ,  so  kommen  dieselben  Qberhaupt  gar  nicht  in  Frage, 
sobald  man,  wie  selbstverständlich,  das  von  mir,  wie  oben  gezeigt, 
nebensächlich  gebrauchte  Wort  »Durchschnittspreis«  als  sogenannten 
mittleren  Loco-Preis,  Preis  am  Wohnsitz  des  Berechtigten,  anffamt, 
wie  ihn  der  örtliche  Verkehr  direkt  ergibt  oder  im  flinblick  auf  be- 
nachbarte »Märkte«  (im  engeren  Sinne)  festzustellen  auffordert. 

Wenn  Weidenhamtner  —  in  diesem  Falle  nicht  auch  Bcuur  — 
behauptet,  »das  Heu  habe  keinen  eigentlichen  Marktpreis,  weil  es 
keine  landläufige  Ware  ist«  (TT.  pag.  158),  so  stimme  ich  dem  voll- 
ständig bei  für  die  von  städtischen  Märkten  entfernteren  Gegenden 
landwirtschaftlichen  Grossbetriebs,  wie  solche  z.  B.  den  grössten  Teil 
der  norddeutschen  Ebene  einnehmen.  Hier  Hesse  sich  schwer  ein  Heu- 
Marktpreis  als  gesuchter  Geldwert  des  Heues  in  die  fragliche  Rechnung 
einstellen ;  dieser  Geldwert  wäre  eben  hier  durch  besondere  Kalkulation 
zu  ermitteln.  Ganz  anders  verhält  es  sich  dagegen  in  den  unter  den 
Einflüssen  von  Marktnähe  und  höchster  Entwickelung  der  Verkehrs- 
mittel befindlichen  Klein-  und  Parzellen- Wirtschaften  Süddentschlands ; 
hier  ist  in  vielen  ländlichen  Bezirken  Heu  ebenso  gangbare  Marktware 
wie  Stroh,  Stalldünger,  Schafpferoh  und  dergleichen. 

Baur  gelangt  nan  weiter  in  obigem  letzten  Gitat,  wenn  auch  in 
der  hervorgehobenen  unklaren  Form,  zu  dem  Schluss,  dass  die  för 
Waldweiden  gezahlten  »Pachtgelder  ein  besserer  und  gerechterer 
Massstab  für  die  Beurteilung  des  Werts  einer  Wald  weide«  sind,  als 
der  von  mir  im  Ersatzhen  gewählte  Massstab. 

Prinzipiell  habe  auch  ich  gar  nichts  gegen  diesen  Pachtgelder- 
massstab ;  er  erscheint  auch  mir  als  ein  theoretisch  sehr  nahe  liegen- 
der, da  es  kaum  einen  präziseren  und  unmittelbareren  Anhalt  für  die 
^  Erfassung  des  fraglichen  Nutzungswerte  geben  dürfte ,  als  die  für 
Weiden  ähnlicher  Qualität  durchschnittlich  gezahlte  reine  Pachtrente. 
Nur  mnss  dieselbe  aus  tbatsäcblich  bestehenden  verbreiteten, 
landüblichen  Pachtverhältnissen  zu  erheben  und  nicht  bloss 
aus  der  Phantasie  des  Taxators  zu  schöpfen  sein! 

Weidenhammtr,  dem  Baur  hier  wieder  folgt,  kommt  zu  folgendem 
wunderbaren  Widerspruch  zwischen  seiner  Forderung  und  der  von  ihm 
bestätigten  Wirklichkeit.     Er  sagt : 

1)  (TT.  pag.  155)  »Wenn  der  der  Ablösung  zu  Grunde  zu  legende 
Jahreswert  nach  der  Ausübung  des  Rechts  in  der  Vergangenheit 
bemessen  werden  soll,  so  ist  dem  Berechtigten  die  Summe  der 
Pachtgelder  zu  ersetzen,  welche  er  hätte  bezahlen  müssen,  um 
für  das  in  den  einzelnen  Jahren  des  Berechnungszeitraumes  wirklich 
ausgetriebene  Vieh  eine  seiner  Berechtigung  entsprechende  Weide 
zu  pachten.« 
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(Es  folgt  eine  weitere  Darlegung  des  Logischen  and  Zweckmässigen 
dieses  Pachtgeldermassstabes.) 

2)  (W,  pag.  154)  »Nach  Waldweiden  aber  ist  die  Nachfrage 
im  allgemeinen  sehr  gering,  das  Weidegras  findet  selten  einen  Käufer 
und  fast  niemals  kann  eine  Waldweide  verpachtet  werden.« 

Was  soll  nun  im  Hinblick  auf  diese  letztere,  zunächst  für  Württem- 
berg in  vollstem  Masse  zutreffende  Thatsache  das  ganze  an  sich  auch 
Yon  mir  durchaus  anerkannte  Baisonnement  über  jenen  Pachtgelder- 
massstab  ? ! 

Dieser  direkte  Massstab  ist  eben  der  Wirklichkeit  nicht  za  ent- 
nehmen; seine  Empfehlung  ist  daher  unpraktisch  und  am  wenigsten 
in  einer  Polemik  gegen  meine  Methode  am  Platze. 

Man  könnte  nun  ja  auch  anstatt  der  nicht  landüblichen  und  so 
nicht  massgebend  oder  überhaupt  nicht  existierenden  Weide-Pachtrente, 
im  Sinne  der  präsumierten  Bildung  einer  solchen,  den  reinen  Weide- 
Nutznngswert,  also  die  Waldweide-Bodenrente,  unmittelbar  der  schliess- 
lichen  Ablösungsrechnung  zu  Qrunde  legen. 

Dagegen  spricht  jedoch  mancherlei. 

Einmal  ist  eine  richtige,  den  einzelnen  Fall  ganz  zum  Ausdruck 
bringende  Boden  -  Reinertragsberechnnng  keine  so  einfache  Arbeit; 
vielmehr  erfordert  dieselbe  gut  gebildete  und  geübt«  Taxatoren,  zumal 
wenn  es  sich,  wie  hier,  darum  handelt,  nicht  den  Beinertrag  eines 
ganzen  Landwirtschaftsbetriebes,  sondern  nur  innerhalb  des  Organisa- 
tionsverbandes eines  solchen  die  allein  auf  ein  Grundstück  (Wald  als 
Weide)  fallende  Bodenrente  zu  bestimmen.  Bei  jeder  über  ein  ganzes 
Land  auszuführenden  Ablösungsarbeit  gehört  es  aber  zu  den  Grund- 
bedingungen, eine  möglichst  einfache,  für  etwas  schematische  Hand- 
habung geeignete  und  auch  für  den  gewöhnlichen  Landwirt  durch- 
sichtige Taxations-Methode  zu  wählen. 

Sodann  liegt  den  kleinen  Landwirten  (Kleinbauern,  Häuslern,  Dorf- 
Handwerkern) ,  welche  fast  ausschliesslich  bei  der  fraglichen  Servitut 
die  Berechtigten  sind,  jene  unmittelbare  Geld-Reinertragsberech- 
nung schon  dem  Begriffe  nach  sehr  fern,  wogegen  ihnen  die  Grundidee 
der  von  mir  vertretenen  Methode :  Natural-Ersatz  in  Heu  für  den  Fort- 
fall der  bisherigen  Weide  zu  liefern  —  in  so  zu  sagen  handgreiflicher 
Klarheit  und  Billigkeit  erscheint.  Dieser  Empfindung  wird  dann  durch 
die  schliessiiohe  Geldwerts-Verrechnung  der  in  seinen  Wertsverhält- 
nissen für  die  Beteiligten  leicht  erüässbaren  Heusabstanz  auch  durch- 
aus kein  Abbruch  gethan. 

Das  Bedenklichste  und  zugleich  die  Hauptschwierigkeit  liegt  aber 
in  Folgendem. 

Jeder ,  der  mit  jenen  kleinbäuerlichen ,  meist  mit  dem  Handwerk 
oder  anderem  Nebenverdienst  verquickten  Landwirtschaftsbetrieben 
insbesondere  Süddeutschlands  aus  eigener  Anschauung  genau  bekannt 

Zeiiiohr.  1  BtMtiw.  1888.  III.  H«ft.  36 
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ist,  wird  mir  in  der  Behaupiang  beistimmen,  dass  an  die  meisten  dieser 
Wirtschaften  der  Reinertragsmassstab  selbständiger,  wenn  auch 
noch  kleiner  Betriebe,  geschweige  denn  grösserer,  gar  nicht  amnüegen  ist. 
Schon  die  exorbitant  hohen  Bodenpreise  in  den  Besirken  solcher 
Kleinwirtschaften  (z.  B.  1500  Mark  fElr  V4  Hektar  ohne  vorteilhafteste 
Marktnähe  mit  Düngerüberfloss ;  bei  kleinen  Parzellen  oft  noch  weit 
mehr)  entbehren  der  Grandlage  gewöhnlicher  wirtschaft- 
licher Kalkulation ,  wenn  dieselben  auch  auf  wirkliche  Leittangen 
der  Grundstücke  fQr  die  Bedürfnisbefriedigung  der  Besitser  recht  wohl 
Burfickcuftlhren  sind,  aber  sum  Teil  auf  Leistungen  g^ns  imaginärer 
Natur.  Diese  kleinen  Leute  rechnen  bekanntlich  ihre  landwirtschaft- 
liche Arbeit  nicht,  die  sie  selbst  mit  ihren  B[indem  und  sonstigen 
Familienangehörigen  in  den  Stunden,  die  ihnen  Handwerk  und  andere 
Beschäftigungen  übrig  lassen,  so  nebenbei  yerrichten,  darin  gewisser- 
massen  Erholung  yom  Sitzen  am  Webstuhl  oder  von  der  Arbeit  in  der 
Werkstatt  oder  Fabrik  suchend  und  findend.  Ebenso  bleiben  der  Ge- 
bäudeaufwand und  viele  andere  Produktionsauslagen  beim  Zukauf  von 
Parzellen  zum  alten  Besitztum  ganz  ausser  Rechnung,  d.  h.  ausge- 
schlossen aus  der  die  Bodenpreise  bestimmenden  kalkulatorischen  Er- 
wägung. 

Nun  denke  man  sich,  eine  solche  Kleinwirtschaft  habe  ein  Wald- 
weiderecht zu  geniessen,  das  ihr  eine  entsprechende  Yiehnutzung  und 
nächtlichen  Weidedünger  gewährt,  und  es  handele  sich  darum,  fQr  die 
Servitutablösung  den  jährlichen  reinen  Weideertrag  in  Geld  aus  dem 
Gesamtreinertrag  des  ganzen  Wirtschaftsorganismus  auszuscheiden. 

Wenn  mau  bei  der  Lösung  dieser  Aufgabe  allerlei  willkürliche 
Annahmen  vermeiden  will,  die  sich  dem  Taxator  aufdrängen,  sobald 
er  die  Waldweidenutzung  als  selbständigen  Betrieb  ffir  sich  der  Rech- 
nung unterwirft,  so  ist  allein  angezeigt,  zwei  Ertragsanschläge  zu 
fertigen,  den  einen  dem  gegenwärtigen  Betriebe  entsprechend,  also 
mit  der  Waldweidenutzung,  den  andern  ohne  letztere,  und  in  der 
Differenz  beider  Reinerträge  den  gesuchten  Nutzungswert  der  Wald- 
weide zu  erblicken. 

Jener  erste  Ertragsanschlag  ist  für  den  Fachmann  verhältnismässig 
leicht  zu  fertigen.  Er  steht  dabei  überall  mit  seinen  Erhebungen  auf 
dem  Boden  der  Wirklichkeit.  Und  wenn  auch  das  Resultat,  der  her- 
ausgerechnete Reinertrag,  aus  oben  entwickelten  Gründen  den  Kauf- 
preis des  Grundstücks  nichts  weniger  als  rechtfertigen  würde  im  Sinne 
gewöhnlicher  wirtschaftlicher  Kalkulation,  so  wäre  dies  für  obige 
Differenzermittelung  gleichgültig,  wenn  nur  jener  zweite  Ertragsan- 
schlag, der  von  dem  Fortfall  der  Weiden utzung  ausgeht,  ebenfalls  nur 
aus  der  Wirklichkeit  schöpfen  könnte.  Dies  könnte  er  nun  aber  nicht, 
sondern  wäre  auf  allerlei  fingierte  Annahmen  über  die  wahrscheinliche 
Umwandlung  der  kleinen  Wirtschaft  im  Hinblick  auf  den  Ersatz   du* 
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Waldweidenatzang  hingewiesen.  Dass  aber  diese  Annahmen  hftnfig 
nichts  weniger  als  die  Wahrheit  treffen,  sondern  za  den  wunderbarsten 
Irrtfimem  führen  würden,  indem  sie  die  E[alkalation  des  Taxators  in 
grellsten  Widersprach  mit  der  eventuellen  Wirtschaftsänderang  nnd 
der  Bechnungsweise  des  kleinen  Grandbesitsers  bringen,  liegt  aaf  der 
Hand.  Denn  wer  will  nach  den  ungemein  verschiedenen  örtlichen» 
teilweise  rein  privatwirtschaftlichen,  schwer  za  übersehenden  Verhält- 
nissen vorherbestimmen,  wie  sich  der  kleine  Mann  nach  Fortfall  der 
Weide  anders  einrichten  wird !  Hier  sind  in  der  Kombination  der  Land- 
wirtschaft mit  dem  Handwerk  and  allerlei  Nebenerwerb,  bei  der  Mög- 
lichkeit, Futter,  Dünger,  Milch  kaufen,  aber  auch  jederzeit  den  Boden 
in  kleinsten  Parzellen  verpachten  zu  können,  eine  Unzahl  von  Fällen 
denkbar,  deren  jeder  wahrscheinlich  zu  einem  andern  Bechnungsresultat 
führen  würde. 

So  erweist  sich  denn  auch  von  dem  letzteren  Standpunkte  aus, 
auf  den  ich  meinen  Kritikern  sehr  gerne  gefolgt  bin,  die  Methode,  den 
Greldwert  des  Ersatzheues  in  die  Schlnssabrechnung  des  Ablösungs- 
geschäfts einzuführen,  als  den  betreffenden  kleinbäuerlichen  Verhält- 
nissen durchaus  entsprechend  und  daher  als  praktisch. 

Die  Bichtigkeit  des  dieser  Methode  zu  Grunde  liegenden  Gedankens 
erscheint  auch  noch  im  Vergleich  mit  einer  allgemein  anerkannten, 
auch  von  Banur  empfohlenen  Form  der  Wald  s  t  r  e  u- Ablösung  in  be- 
sonderer Illustration.  Letztere  Ablösung  verf&hrt  eben  in  dem  häufigen 
Fall ,  dass  die  direkt  ermittelte  jährliche  Waldstreumenge  nicht  ohne 
weiteres  nach  Marktpreisen  in  Geld  auszusprechen  ist,  prinzipiell  ganz 
analog.  Wie  bei  jener  W  e  i  d  e-Ablösung  der  jährliche  Weidenutzungs- 
wert in  erster  Reihe  in  Ersatzheu  dargestellt  wird,  so  bedient  sich 
diese  S  t  r  e  u- Ablösung  des  Streustrohs  von  bestimmter  Beschaffen- 
heit (man  könnte  entsprechend  von  »Ersatzstroh«  reden)  als  Natural- 
massstab  für  den  jährlichen  Streunutzungswert.  Wie  dort  das  Brsatz- 
heu,  so  wird  hier  das  Ersatzstroh  mit  seinem  gescMtzten  Geldwert  in 
die  Schlussrechnung  eingeführt.  — 

JBour  wendet  nun  weiter  gegen  mein  Verfahren  ein  (B.  pag.  323 
sub  a): 

»Für  Hüterlohn,  Aufwand  für  Triebgassen,  Umzäunungen  im 
Walde  u.  s.  w.,  welch  letztere  namentlich  im  Hochgebirge  zum  Ver- 
hüten des  Abstürzens  von  Vieh  unentbehrlich  sind,  wird  kein  Abzug 
gemacht,  und  doch  vermindern  diese  Ausgaben  des  Berechtigten  den 
Wert  der  Waldweide.« 

Auch  die  rechnerische  Berücksichtigung  dieser  Verhältnisse  findet 
in  meiner  Abhandlung  jeder ,  der  letztere  ganz  würdigt  und  darin  im 
vorliegenden  Fall  nicht  nur  nach  bestimmten  Titelbezeichnungen  für 
die  Rechnung  sucht. 

Nach  der  Ermittelung  desjenigen  Gewichts  von  Normal  wiese  nheu, 

36» 
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welches  den  definiti>en  Weidenataralertrag  daraiellt,  welches  also,  an 
Tiere  Ton  entsprechendem  Lebendgewicht  verfüttert,  eine  gleich  grosse 
tierische  Produktion  herbeiftlhren  würde,  wie  sie  auf  der  betrefiBenden 
Waldweide  erzielt  wnrde,  nehme  ich  in  meine  Abhandlung,  ffSx  die 
Gewinnung  der  Methode  der  weiteren  Geldrechnung,  den  fingierten 
Fall  auf,  dass  der  Weideberechtigte  ohne  weiteres  jährlich  jenes  Gewicht 
Wiesenheu  in  Substanz  als  Ersatz  fOr  die  frdhere  Weidenutsung  er- 
hielte, und  stelle  darauf  die  Vorteile  den  Opfern  gegenüber,  welche 
aus  der  nunmehrigen  Verfütterung  des  Ersatzheues  im  Stall  gegenüber 
dem  bisherigen  Weidegang  für  den  Berechtigten  resultieren  würden 
(F.  pag.  12-14). 

In  den  kalkulatorischen  Erwägungen  dieser  Gegenüberstellung 
konstatiere  ich  u.  a.,  dass  die  Technik  der  angenommenen  Sommer- 
stal IfQttemng  als  solcher  gegenüber  der  Technik  des  bisherigen  Weide- 
ganges einen  wesentlichen  Mehr  aufwand  an  Arbeit  in  der  künstlichen 
Futterdarreichung  und  Pflege  des  Viehes,  femer  auch  einen  M^ranf- 
wand  an  Streunutzungswert,  sowie  an  Stallkapital  und  Stallunterhal- 
tung erfordert. 

Selbstverständlich  umfiasst  hier  der  »Aufwände,  dem  der  gebrauchte 
Begriff  des  Mehr  aufwandes  impUeite  entgegengestellt  ist ,  eben  den 
Üüterlohn  und  die  sonstigen  nicht  besonders  benannten  Auslagen  ftlr 
den  Weidegang. 

Diese  Bausch-  und  Bogen-  Rechnung  findet  aber  als  solche 
ihre  Rechtfertigung  erstens  in  dem  sehr  angezeigten  Bestreben,  in  die 
für  eine  etwas  schemittische  Handhabung  im  gprossen  bestimmte  Grond- 
anleitung  mögUcbst  wenige  einzelne  Reohnungspositionen  aufzunehmen, 
sodann  zweitens  in  einer  ebenfialls  in  Bausch  und  Bogen  aasgeführten 
und  in  dieser  Form  nur  möglichen  Gegenrechnung.  In  letzterer  näm- 
lich begründe  ich  (F.  pag.  14)  eine  annähernde  Wertsausgleichasg 
zwischen  jenem  Mehraufwand  bei  der  präsumierten  Verfütterung  des 
Ersattheues  im  Stall  und  den  sonst  nicht  in  Anrechnung  gebrachten 
Bestandteilen  des  zu  Gunsten  der  Stall fütterung  sich  ergebenden 
Düngerplns.  Es  handelt  sich  hier  um  die  organische  Substanz  ein- 
schliesslich des  Stickstoffs  und  um  die  Aschenbestandteile  unter  Aus- 
schluss der  Phosphorsäure  und  des  Ealts. 

Die  hier  nachgewiesene  volle  BerQcksichtigung  dessen,  was  Scmr 
nach  obigem  letzten  Citat  vermisst,  schliesst  natürlich  nicht  aus,  dass 
der  Taxator  in  einem  solchen  Fall,  in  welchem  die  fragliche  Weide- 
nutzung einen  ganz  besonders  hohen  Aufwand  für  ümzfirunungen  und 
dergleichen  nötig  macht,  diesem  Umstände  das  Ablüsungsverfahren 
noch  durch  Aufnahme  einer  besonderen  Position  möglichst  akkommo- 
diert.  Wegen  solcher  besseren  Anpassung  an  den  aussergewöhnlichen 
konkreten  Fall  muss  am  Ende  jedem  Taxationsverfahren  ein  gewisser 
Spielraum  gestattet  sein;  diese  Forderung  enteprioht  nur  dem  Wesen 
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der  Taxation  überhaupt  Ea  konnte  aber  Belbttrerst&ndlioh  nicht  Auf- 
gabe meiner  grundlegenden  Anleitung  sein,  alle  solche  Eventua- 
litäten  zu  berücksichtigen.  Diese  Angabe  dürfte  allenfalls  einer  zuge- 
hörigen Ausführungainstruktion  zufallen. 

Eine  rechtfertigende  Betrachtung  muss  ich  auch  den  von  mir  als 
mOglich  angenommenen  Waldweidefutterqnalitäten  widmen,  die  ja  in 
der  Feststellung  des  Nähreffektsyerhftltnisses  ihrer  Substanz  zu  der  des 
Normalwieeenheues  (»relativer  Nähreffekt  der  Waldweidec)  gemessen 
werden. 

Beide  Kritiker  halten  meine  Schätzung  der  Abstufungen  des  Wald- 
weidenfthrwerts  für  zu  hoch  gegriffen.  Bcmr  lässt  freilich  diese  An- 
sicht nur  gelegentlich  durchblicken,  Weidenhammer  dagegen  äussert 
sich  direkt;  er  sagt  (TT.  pag.  156): 

»Wenn  wir  nun den  Gedanken  des  Verfassers   weiter 

verfolgen,  so  könnten  wir  auch  seiner  Aufstellung,  dass  das  günstigste 
Werts-  und  Preis- Verhältnis  von  gutem  Wiesenheu  zum  Waldweide- 
hen  =  8  :  3,  das  ungünstigste  etwa  =3:2  anzunehmen  sei,  nicht 
zustimmen.    Es  erscheint  uns  vielmehr,  dass  unter  gewöhnlichen 
Verhältnissen  3  :  1,5  als  Werts  Verhältnis  zu  betrachten  wäre.« 
und  weiter  auf  derselben  Seite: 
»Dagegen  dürften  Waldweiden   nirgends  zu  finden  sein,  deren 
Futterbestaud. sich  demjenigen  guter  Wiesen,  also  dem  Verhältnisse 
3  :  3,  auch  nur  nähern  würde.« 
Auch  hier  muss  ich  wieder,  wie  früher  genugsam  erörtert,  darauf 
hinweisen,  dass  es  mir  nicht  in  den  Sinn  gekommen  ist,  »Wiesenheu« 
mit  »Waldweide heu«  oder  den  »Futterbestand  der  Waldweiden 
mit  dem  guter  Wiesen«  zu  vergleichen,  noch  den  fraglichen  Vergleich 
auf  das  »Werts-  und  Frei  s-Verhältnis«  zu  beziehen,  sondern  ich  habe 
an  allen  gemeinten  Stellen  in    niemals  zweifelhafter  Ausdrucksweise 
immer  nur  gesprochen  von  dem  Verhältnis  des  Nähreffekts 
zwischen  Wiesenheu  bestimmter  Qualität  (Normalheu) 
und   der    lufttrocken    gedachten    Wald  weidef  utter- 
substanz  oder  zwischen  den  beiderlei  Arten  von  Trocken- 
substanz. 

Doch  abgesehen  von  diesen  immer  wiederkehrenden  begriffsver- 
wirrenden Ausdracksweisen,  begründete  und  begründe  ich  die  in  Rede 
stehende  Qualitätenskala  im  wesentlichen  folgendermassen. 

Vergleicht  man  den  Nährstofiigehalt  (Qehalt  an  verdaulicher 
organischer  Substanz),  welchen  die  mein  Normalheu  zusammensetzenden 
Pflanzen  in  diesem  Heuzustande  besitzen,  mit  dem  gleichnamigen  Ge- 
halt ein  und  desselben  und  dem  gleichen  Standort  entnommenen 
Pflanzengemisches  im  jugendlichen  frischen  Zustande,  in  welchem  das- 
selbe ein  Weidefutter  darstellt,  so  zeigt  sich,  dass  die  Trockensubstanz 
dieses  Weidefutters  im  Mittel  etwa  doppelt  so  viel  stickstoffhaltiger 
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und  aach  etwas  mehr  stickstoffireier  Nährstoffe  als  die  Trockensubstans 

jenes  Heaes  enth&lt.    Z.  B. 

imWiesenhea      6,3  Prozent  verdanliche  stickstoffhaltige  Subetanz 

und       48,9        »  »  stickstofffreie  Substanz, 

im  Weidefatter   12,5        >  »  stickstoffhaltige  Substanz 

und       51  »5        >  »  stickstofffreie  Substanz. 

Diese  oft  noch  wesentlich  grössere  Differenz  zu  Ungunsten  des 
Nährwerts  des  Heues  beruht  ja  bekanntlich ,  wie  oben  bei  anderer  Ge- 
legenheit schon  erörtert,  hauptsächlich  auf  dessen  yorgerückterem 
Vegetationsstadium  und  den  die  Heuwerbung  immer  begleitenden 
NfihrstoffTerlusten  (stets  herbeigeführt  durch  Abreiben  von  zarteren, 
nährstoffireichsten  Substanzteilen,  oft  auch  noch  durch  Auslaugen  mittelst 
Begens  und  Thaues). 

Der  auf  solcher,  eventuell  das  Normalheu  erzengenden  Wiese  aus 
dem  Weidefutter  derselben  gewonnene  »Sättigungseffekt«  von  3  Pfund 
Normalheu  auf  je  100  Pfund  Lebendgewicht  wird  daher,  dem  Nähr- 
effekte nach,  nicht  nur  auch  3  Pfund,  sondern  einer  höheren  Pfund- 
zahl  Normalheu,  vielleicht  4  oder  5  Pfund,  entsprechen.  Der  »relative 
Nähreffekt«  der  Weide  ist  dann  3  :  4  oder  3:5;  das  heisst:  will  man 
durch  Verfüttern  von  Normalheu  die  gleiche  Grösse  tierischer  Produk- 
tion erlangen,  welche  das  der  Sättigung  von  100  Pfund  Lebendgevricht 
entsprechende  Weidefutter  liefert,  so  sind  4  oder  5  Pfund  Normalheu 
beim  Binde  erforderlich,  natürlich  demgemäss  auch  mehr  oder  schwerere 
Tiere. 

Bei  einer  Waldweide  liegen  aber  diese  Verhältnisse  stets  anders. 
Sollte  auch  wirklich  die  botanische  Zusammensetzung  einer  solchen 
der  des  Normalheues  ziemlich  gleichkommen,  so  werden  doch  die  eben 
erwähnten  günstigen  Umstände  jugendlicher  und  frischer  Beschaffenheit 
der  Weidefattersubstanz  mindestens  aufgehoben  durch  den  Nachteil, 
welcher  ftlr  die  Nährstoffbildung  in  den  Pflanzen  aus  der  Beschattung 
oder  aus  dem  Mangel  an  direkter  Insolation  abzuleiten  ist. 

Ich  nehme  nun,  zum  Entwurf  meiner  Qualitätenskala,  als  gün- 
stigsten Fall  für  eine  Waldweide  an,  dass,  bei  einem  Bestand  von 
vorwiegend  guten  Weidepflanzen,  letzterer  nachteilige  Einflnss  des 
Standorts  sich  mit  jenem  günstigen  Einfluss  des  jugendlichen  Vegeta- 
tionsstadiums und  der  frischen  Beschaffenheit  gegenüber  dem  Normal- 
heu annähernd  kompensiere,  so  dass  sich  nach  obigem  Maasstab  der 
relative  Nähreffekt  einer  Waldweide  auf  3  :  3  stellen  dürfte,  wobei 
dann  das  Sättigungsfutter  auch  im  Nähreffekt  dem  Normalheu  gleich 
käme. 

Diese  obere  Grenze  der  Qualitätenskala  ist  doch  unter  jener 
botanischen  Voraussetzung  wahrlich  nicht  zu  hoch  gegriffen ! 
Auch  Weidenhammer  und  Baur  werden  dem  beistimmen,  sobald  sie 
nur  erst  erkannt  haben,   dass  es  sich  hier  nicht  um  einen  Vergleich 
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zwischen  Wiesenheu  und  Waldweideheu   handelt »  der  ihnen  ja  bei 
ihrer. Kritik  so  oft  irrtümlich  vorgeschwebt  hat. 

Die  andere  (untere)  Grenze  des  Qualitäts-Spielraums  habe  ich  in 
dem  Verhältnis  8  : 2  annähernd  zu  treffen  geglaubt  und  es  sodann  für 
die  praktische  Taxation  als  genügend  erachtet,  je  nach  den  influieren- 
den  physischen  Verhältnissen,  überhaupt  die  Qualitäten  3:3  —  3:  2,75 
—  8  :  2,50  —  3  :  2,25  und  3:2,  vom  Rinder-  oder  Schafsättigungs- 
fntter  pro  100  Pfd.  Lebendgewicht  ausgehend,  zu  unterscheiden. 

Es  kann  ja  im  einzelnen  Fall  zweckmässig  erscheinen ,  die  untere 
Grenze  noch  um  ein  oder  zwei  Qualitäten  zu  erweitem;  das  bleibt 
selbstrerständlich  dem  Taxator  überlassen.  Wenn  aber  oben  Weiden- 
hammer  meint,  die  gewöhnliche  Qualität  wäre  durch  das  Verhält- 
nis 3  :  1,5  auszudrücken,  so  dürfte  diese  Ansicht  ebenso  auf  obigen 
Irrtum  wie  Tielleicht  auch  darauf  zurückzuführen  sein,  dass  Weiden- 
hammer  nicht  Gelegenheit  gehabt  hat,  die  Ausnutzung  auch  besserer 
und  bester  Waldweiden  längere  Zeit  selbst  zu  beobachten.  Auf  solche 
Beobachtung  im  grossen  kommt  es  aber  bei  Fragen  wie  der  vorliegen- 
den hauptsächlich  an. 

In  dieser  Beziehung  weise  ich  auf  folgende  Thatsaohen  hin. 

Vor  37  bis  38  Jahren  (um  1850),  als  ich  landwirtschaftlich  zu  be- 
obachten begann,  war  es  in  den  nordöstlichen  Provinzen  Deutschlands, 
z.  B.  in  Ostpreussen ,  die  B  e  g  e  1 ,  dass  auf  den  grösseren ,  mit  Wald 
versehenen  Gütern  während  des  Sommers  sämtliche  Kühe  der  Gnts- 
leute  (Instleute,  Deputatisten)  und  meistens  auch  die  jungen  Binder 
im  zweiten  und  dritten  Lebensjahr,  insbesondere  die  heranwachsenden 
Zugochsen,  vprwiegend  auf  der  Waldweide  ernährt  wurden. 

Freilich  war  diese  Ernährung  nicht  selten  recht  kärglich,  meistens 
aber  doch  erträglich,  den  damaligen  Ansprüchen  an  Viehemährung 
überhaupt  genügend,  oft  sogar  ganz  befriedigend,  je  nach  Boden, 
Feuchtigkeitsverhältnissen  und  je  nach  Art,  Alter  und  Dichtheit  des 
Holzbestandes. 

Auf  letztere  »befriedigende«  FtlUe  kommt  es  aber  hierbei 
gerade  an.  Bei  näherer  Untersuchung  sind  dieselben  vorwiegend  auf 
einen  quantitativ  üppigeren  Pflanzenwuchs,  einen  besseren  Besatz  und 
Nachwuchs  der  Weide,  weit  weniger  auf  eine  aus  besonders  günstiger 
botanischer  Zusammensetzung  hervorgegangene  bessere  Qualität  des 
Weidefutters  zurückzuführen.  Bei  aller  Bedeutung,  die  selbstverständ- 
lich auch  diese  Qualität  hat,  ist  eben,  falls  nachteilig  wirkende  Pflanzen 
wie  Banuneülaeeen,  Cyperaceen,  Juncaceen  und  Equisetaceen  nicht  gerade 
in  bedenklicher  Menge  den  Weidebestand  durchsetzen,  der  Effekt  der 
Weide  hauptsächlich  von  dem  Sättigungsgrad,  den  sie  den  Tieren  in 
einer  Zeiteinheit  gewährt,  abhängig.  Dass  dieser  Sättigungsgrad  mehr 
oder  weniger  hinter  dem  erforderlichen  Mass  zuiückbleibt ,  dass  die 
Weidetiere  Mühe  haben,  die  Bissen  zu  sammeln  (gezwungen  sind  zu 


562  Miasellen. 

»botanisieren«,  wie  man  sich  wohl  scherzhaft  aasdrückt),  ist  der 
häufigste  Grund  für  die  Geringwertigkeit  von  Wald  weiden.  In  diesem 
Sinne  geringe  Waldweiden  zeigen  oft  eine  ganz  gute  Fatterqualität ; 
aber  der  oberflächliche  Beobachter  ist  dann  gar  schnell  bereit,  in  dem 
geringen  Weideerfolg  eine  geringe  Futterqnalität  za  erblicken  und  von 
schlechtem  anstatt  von  zu  wenigem  Weidefntter  zu  sprechen. 
In  dieser  gewiss  sehr  häufig  vorkommenden  Verwechslung  der 
Qualität  mit  der  Quantität  als  ursächliches  Moment  mag  es  wohl  be- 
gründet sein,  dass  das  Waldweidefiitter  meistens  geringer  geschätzt 
wird,  als  der  Wirklichkeit  —  dem  botanischen  Bestand  und  den  Stand- 
ortsverhältnissen  —  entspricht. 

Ganz  junge  frische  Weidepflanzen ,  und  selbst  wenn  ihr  Gemisch 
eine  nicht  unwesentliche  Menge  von  Cyperaceen  einschliesst,  liefern 
nie,  auch  nicht  unter  dem  oben  völlig  gewürdigten  nachteiligen  Ein- 
fluss  des  Waldstandorts,  ein  wirklich  nährstoffarmes  und  dadurch 
schlechtes  Futter. 

Allein  um  diesen  Nährstoffgehalt,  um  die  Qualität  des  Weidefuttert 
(relativen  Nähreffekt),  handelt  es  sich  aber  in  vorliegender  Frage  nach 
der  Berechtigung  meiner  Qualitätenskala.  Eben  wegen  des  Erforder- 
nisses, die  bei  diesen  üntersnchnngen  neben  einander  herlaufenden  und 
oft  unklar  durcheinander  gebrachten  Begriffe  streng  auseinander  zu 
halten,  habe  ich   zwischen  dem  Sättigungs-,   relativen  und  absoluten 

Nähreffekt  einer  Waldweide  unterschieden. 

Baut  sagt  im  Bückblick  auf  sein  Exzerpt  ans  meiner  Abhandlung 
und  als  Einleitung  seiner  nunmehr  allseitig  behandelten  Einwendungen 
(B.  pag.  323): 

»So  schön  theoretisch   das  geschilderte   Verfahren  auch   ausge- 

dacht  ist,  so  hat  es  vom  praktischen  Standpunkte  aus  betrachtet,  und 

insbesondere  in  der  Hand  eines  Unerfahrenen,  doch  seine  wesentlichen 

Bedenken.    Schon  das  Resultat  gibt  Veranlassung  zum  Nachdenken. 

Ein  Ablösungskapital  für  ein  Weiderecht  von   nur  2  Kühen,   welche 

jährlich  120  Tage  auf  die  Weide  getrieben  werden,  von  2133  Mark, 

das  ist  eine  hohe  Summe,   welche  auszugeben    der  Pflichtige  noh 

schwer  entschliessen  wird.c 

Ich  muss  mir  wirklich  eine  Art  Beschränkung  auferlegen,  um  hier 

dem  Reiz   zu   widerstehen ,  in  eine  Untersuchung  darüber  einzutreten, 

wie   ein    »schön    theoretisch    ausgedachtes    Verfahren«    von    dessen 

lobendem  Beurteiler  selbst   theoretisch    widerlegt   werden  kann 

(denn  um  eine  solche  vermeintliche  Widerlegung  handelt  es  sich  doch 

in  Baur*8  besprochenen   Einwendungen),   oder  in   wie  weit  man  hier 

vielleicht  wieder  dem  noch  hie  und  da   spukenden ,  oft  behaupteten 

Widerspruch  zwischen  Theorie  und  Praxis  in  dem  als  wahr  Erkannten 

begegnet.  » 

Darauf  also  verzichtend,  sei  ans  jenem  Citat  allein  das  von  Baur 


y.  Fanke:  üeber  d.  Anleit.  z.  »AbK^ngT.  Waldweidetemtuten«.     563 

erwähnte,  meine  Abhandlung  abschliessende  Rechnnngsbeispiel  nooh 
einer  knrzen  üntersnchnng  unterworfen. 

Vor  allem  ist  dieses  Rechnungsbeispiel  nichts  weniger  als  ein 
»Resultat«  meiner  Untersuchung,  sondern  nur  die  äussere  Form  für 
eine  sohliessliche  Rekapitulation  der  in  jener  gewonnenen  Resultate 
und  sugleich  eine  fibersichtliche  schematisohe  Darstellung  der  Technik 
meines  AblOsungsverfiahrens. 

Die  Werte,  von  welchen  die  Rechnung  ausgeht,  sind  ffir  den  ge- 
nannten Zweck  ganz  willkürlich,  wenn  auch  natürlich  innerhalb  der 
Grenzen  der  Möglichkeit  liegend  gewählt.  Das  Endresultat  der  Rech- 
nung als  solches  Iftsst  gar  kein  urteil  über  das  AblOsungsverfahren  zq. 
um  auch  nur  die  Ablösungssumme  als  verhältnismässig  hoch  oder 
niedrig  empfinden  zu  kOnnen,  mnss  man  sie  wenigstens  auf  einen 
solchen  Wert  zurückführen,  der  durch  entsprechende  häufige  ErÜAh- 
mngen  auf  verwandten  Gebieten  für  Jedermann  leicht  zu  kontrollieren 
isi  Das  mag  hier  mit  der  von  Bawr  genannten  Summe  —  das  Ab- 
lösungskapital (20facher  Betrag)  für  Mk.  106.68,  den  von  mir  in  jenem 
Beispiel  herausgerechneten  Geldwert  des  jährlichen  Weideertrages  — 
geschehen. 

Da  sich  die  Weidenutzung  auf  2  Kühe  von   zusammen   1600  Pfd. 

Lebendgewicht  ffir  jährliche  120  volle  Weidetage  bezieht,  so  beträgt 

der  Nutzungswert  jeder  solchen  eintägigen  Weide  für  die  einzelne  Kuh 

von  800  Pfd.  Lebendgewicht; 

Mk.  106,68  ,,  ^^ 

-jäg-^^-2~=  44  Pfennig. 

Hierzu  sei  noch  des  üeberflusses  wegen  bemerkt,  dass  es  sich  natfir- 
lieh  nicht,  wie  Baur  oben  meint,  um  einen  Weidegang  handelt,  bei 
dem  die  Kfihe  »jährlich  120  Tage  auf  die  Weide  getrieben  werden«, 
sondern  um  einen  solchen,  ffir  den  die  frfiher  entwickelte  Rechnung 
einen  120  Fnttertagen  entsprechenden  vollen  Sättigungseffekt  fQr 
1600  Pfd.  Lebendgewicht,  daher  120  Rech  n  ungs  wei  detage 
in  unserem  Sinne,  ergibt.  In  Wirklichkeit  könnten  die  Kühe 
vielleicht  an  150  Tagen  »auf  die  Weide  getrieben«  worden 
sein,  worüber  sich  das  Beispiel  nicht  ausspricht  und  fdr  seinen  oben 
bezeichneten  Zweck  auch  nicht  auszusprechen  hat. 

Jene  44  Pfennige  sind  also  der  in  Geld  ausgedrückte  Nutznngawert 
der  täglichen  Weide  für  eine  Kuh  von  800  Pfd.  Lebendgewicht,  und 
zwar  einer  solchen  Weide,  auf  welcher  die  volle  Sättigung  wie  durch 
die  volle  Tagesration  bei  der  Stallffitteruag  mit  dem  einem  mittleren 
Wiesenheu  entsprechenden  Nähreffekt  erreicht  wird.  Diese  mittlere 
Qualität  des  Futters  ergibt  sich  aus  dem  in  dem  Beispiel  auf  »8  : 2,5« 
taxierten  »relativen  Nähreffekt«  der  Weide,  d.  h.  aus  der  angenommenen 
That Sache,  dass  das  lufttrocken  gedachte  Weidefutter  in  dem  Verhält- 
nis von  2;5  : 3,  also  um  Vo  im  Nähreffekt  geringerwertig  ist,  als  mein 
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Normalhen,  dai  ich  {F,  pag.  8)  präzisiere  ab  »gates  Wiese nhea«, 
nämlich  als  »eine  Beaqoalität,  die  doh  im  wesentlichen  darstellt  als 
ein  während  der  Bläte  gemähtes  und  ohne  Aoslaugang  durch  Regen 
sorgfältig  getrocknetes  Qemenge  der  gewöhnlichen  Gramineen  natdr- 
licher,  aher  nicht  sumpfiger  Wiesen,  etwas  untermischt  mit  Leguminosen 
der  letzteren«. 

Nehen  diesen  Thatsachen  der  Ernährung  fähre  man  sich  noch  die 
weitere  vor  Augen,  dass  die  im  Rechnungsbeispiel  angenommene  ört- 
liche Lage  eine  wirtschaftlich  so  ungewöhnlich  begänstigte  ist,  dass 
der  Geldwert  (in  diesem  Fall  der  Durchschnittspreis)  des  Normalheues 
zu  Mk.  2.50  angenommen  ist,  dem  entsprechend  natflrlich  auch  die 
Viehprodukte  (Milch,  Körperzuwachs)  hohe  Preise  erlösen  lassen. 

Ist  nun  unter  solchen  Verhältnissen  der  mittelst  meiner  Methode 
berechnete  Geldwert  der  täglichen  Ernährung  einer  Kuh  tou  800  Pfd. 
Lebendgewicht  mit  44  Pfennig  zu  hoch?!  Gewiss  nicht.  Leicht  Hesse 
sich  der  Beweis  daftir  durch  eine  Berechnung  der  Nutzung  einer  so 
'ernährten  Kuh  liefern. 

Eines  aber  muss  ich  zugestehen:  ich  hätte  den  Werten,  auf  die 
sich  mein  Rechnungsbeispiel  gründet,  eine  weitere  Bedeutung  geben 
und  dieselben  daher  zweckmässiger  mit  Rücksicht  auf  die  Gewinnung 
mancher  Leser  wählen  sollen.  Ich  will  das  jetzt  einmal  thun,  und  zwar 
dabei  von  mehr  gewöhnlichen  Verhältnissen  ausgehen. 

Für  dieselben  2  Kühe  von  zusammen  1600  Pfd.  Lebendgewicht  soll 
die  Anzahl  der  aus  der  Weidezeit  und  der  gewonnenen  Sättigung  der 
Weidetiere  abgeleiteten  ganzen  Weidetage  anstatt  120  nur  100  und 
der  taxierte  örtliche  wirtschaftliche  Geldwert  des  Normalheues  anstatt 
Mk.  2.50  nur  Mk.  1.5  0  betragen. 

Danach  gestalten  sich  die  neuen  Rechnungspositionen  also: 

1)  Aus  dem  Lebendgewicht  der  Weidetiere,  dem  täglichen  Heu- 
bedürfnis pro  100  Pfd.  derselben  und  aus  der  durchschnittlichen  Anzahl 
der  jährlichen  vollen  Weidetage  ergibt  sich  der  Sättigungseffekt 
der  Wald  weide  in  Heugewicht.    Daher: 

1600  X^3  X  100   ^  ,8  00  Ztr.  Heu. 

Das  angenommene  Normalheu  kommt  hier  theoretisch  allein  mit  seinem 
Gehalt  an  Trockensubstanz  und  mit  dem  Volumen  der  letzteren  in 
Betracht. 

2)  Der  relative  Nähreffekt  dieser  Waldweide  ist 
durch  Feststellung  des  Gewichtsverhältnisses,  in  welchem  vermutlich 
jenes  Sättigungsfutter  seinem  eigentlichen  Nähreffekt  nach  durch  das 
angenommene  Normal  heu  zu  ersetzen  ist,  wie  früher  auf  8  :  2,5  taxiert 

S)  Diesem  Verhältnis  gemäss  ist  obiger  Ausdruck  des  Sättigungs- 
effekts in  den  des  absoluten  Nähreffekts  der  Weide,  in 
ein  bestimmtes  Gewicht  »Weideheuc  überzufahren.    Daher:  3  :  2,5  = 
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48  :  X ;  demnach  sind  die  48  Ztr.  Sftttigangifotter  gleich  40  Ztr.  Weide- 
hea  (Normalhea). 

4)  Da  die  Weide  1400  Meter  Tom  WirtsohafUhofe  entfernt  liegt, 
80  sind,  wie  frflher,  für  die  ein  mittleres  Entfemungsmass  (etwa  1  Kilo- 
meter) fiberschreitenden  400  Meter  S  Prozent  von  jenen  40  Ztr.  Weide- 
hen in  Absag  za  bringen.  Danach  resultiert  der  definitive  Natnraler- 
trag  der  Weide  mit  40  —  1,2  =  88,8  Ztr.  Weidehea ,  in  meiner  Ab- 
handlung auch  als  »Ersatzhen«  bezeichnet  im  Hinblick  auf  die  an 
Stelle  der  bisherigen  Weidewirtschaft  angenommene  Stallftitterung. 
In  Geldwert  berechnen  sich  diese  S8ß  Ztr.,  zu  obigen  Mk.  1.50  pro 
Ztr.,  auf  Mk.  58,20. 

5)  Von  diesem  Geldwert  des  Ersatzheues  ist  endlich  der  Geldwert 
der  in  dem  Dfingerplus  der  entsprechenden  Stallfütterung  enthaltenen 
Kali-  und  Phosphorsfturemengen  in  Abzug  zu  bringen,  und  stellt  dann 
der  Best  den  Geldwert  des  für  die  Ablösung  zu  kapitalisierenden  jfthr- 
liohen  Weideertrages  dar. 

Jene  Kali-  und  Phosphorsäuremengen  berechnen  sich  mit  Hilfe 
der  durch  meine  betreffende  Untersuchung  gewonnenen  Faktoren  (F. 
pag.  14—18)  also: 

Der  Dfinger  Ton  Eaü    Phosphortiore 

88,8  Ztr.  Ersatzheu  enthält  Pfd.  Pfd. 

"'.^"pr'^J'^"    ■    •.noi. }  48.88         10.86 

und  an  Phosphorsäure ;  mal  0,28 )  ' 

Der  bei  nächtlicher  Einstallung  aufgefangene 
Weidedfinger  von  48  Ztr.  Sättigungsfntter  enthält 

an  Kali:  mal  0,57 1  070«  ßo^ 

und  an  Phosphorsäure:  mal  0,13  .    .....    J      *^  ' 

Daher  enthält  das  durch  Yerffitterung  des  Er- 
satzheues im  Stalle  zu  erwartende  Dönger-Plus:        21,52 4,62 

im  Geldwert  von: 

21,52  Pfd.  Kali  k  81  Pf.  -  damaliger  Preis  im  Stass- 
furter   »schwefelsauren  Kali«  ind.  des  Transports   bis 

Stuttgart  —  = Mk.    6,67 

4,62  Pfd.  Phosphorsäure  k  31  P£  —  damaliger  Preis 
im  gedämpften  staubfeinen  E^nochenmehl  —  =    .    .    .        »      1,43 

Mk.    8,10. 
Ab  von  obigem  Geldwert  des  Ersatzheues     .    .    .  »    58,20 
bleibt  der  Geldwert  des  abzulösenden  jährlichen  Weide- 
ertrages:      Mk.  50,10. 

Zu  5  Prozent  kapitalisiert,  entspricht  demselben  ein  Ablösungs- 
kapital von  1002  Mark. 

Dieses  Resultat  wird  Baur  vielleicht  eher  befriedigen  als  das 
frfihere,  wenngleich  natfirlich  meine  Methode  als  solche  unberührt 
davon  bleibt. 
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Der  Natsnngswert  jedes,  einer  vollen  T^ee-Sättigangsration  ent- 
sprechenden Weidetages  beträgt  nonmehr  für  jede  Eoh  von  800  Pfd. 
Lebendgewicht; 

Mk.  50,10    ^g^pf„^^ 
100  X  2  ^  i^iwuuy. 


Ich  stehe  am  Ende  meiner  antikritischen  üntersnehnngen ,  die 
hoffentlich  nicht  nur  meine  Methode  der  Ablösung  von  Waldweide- 
Servituten  gegenflber  der  Weidenhammer-Bam^ncken  Kritik  in*s  rechte 
Licht  gestellt,  sondern  zugleich  auch  die  Gesichtspunkte  f&r  die  Be- 
antwortung der  betreffenden  landwirtschaffelichen  Tazationsfragen  er- 
weitert und  endlich  auch  wieder  einmal  den  alten  Satz  illnrtriert 
haben,  dass  eine  fruchtbare  wissenschaftliche  Untersuchung  stets  in 
erster  Reihe  an  eine  scharfe  BegriffiBbestinunung  und  Begriffincheidung 
und  damit  an  eine  Ausdrucksweise  gebunden  ist,  wie  sie  nur  die  völlige 
allgemeine  Beherrschung  des  Gegenstandes  und  dessen  spezielle  Ver- 
arbeitung f)lr  den  einzelnen  Fall  eingeben. 

Der  behandelte  Abschnittsteil  des  Bäurischen  Buchet  entspricht 
diesen  Anforderungen  nicht.  Baur  hat  sich  darin  seine  Aufgabe  gar 
leicht  gemacht,  was  hier  um  so  weniger  gerechtfertigt  sein  dfirfte,  als 
er  in  der  Kritik  Aber  die  Arbeit  eines  Andern  zu  lehren  sucht. 

Der  Beweise  für  die  Richtigkeit  dieses  Urteils  dQrften  in  vorstehen- 
der Abhandlung  genug  erbracht  sein.  Ihnen  mag  schliesslich  noch 
die  Erwähnung  folgender  Aeusserlichkaten  angehängt  werden,  und  sei 
es  auch  nur  um  der  betreffenden  Richtigstellung  willen. 

In  dem  Exzerpt  aus  meiner  Abhandlung  sind  (JB.  pag.  822)  die 
als  aus  dem  Futter  »in  t^rische  Produkte  fibergehendea«  Kalimengen 
unrichtig  übertragen;  anstatt  1,04  Pfd.  Kali  muss  es  heissen:  0,04  Pfd. 

8odann  haben  die  Bäurischen  vermeintlichen  abkürzenden  Za- 
sammenziehungen  in  der  Darstellung  meines  Rechnungsbeispieb  zu 
allerlei  Unrichtigkeiten  geführt.  Baur  sagt  (JB.  pag.  328,  oben) :  Hier- 
von kommt  jetzt  »noch  dasDüngerplus«  in  Abzug,  statt  richtig 
zu  sagen:  »noch  der  Geldwert  der  in  dem  Düngerplus  der  StallfÜtte- 
rung  enthaltenen  Kali-  und  Phosphorsäuremengen«.  Gerade  darauf, 
dass  die  anderen  Bestandteile  des  Düngerplus  hier  nicht  in  Rechnung 
gezogen  werden,  beruht  ja  die  früher  behandelte,  freilich  von  Bomt 
granz  übersehene  Wertsausgleichnng  zwischen  letzteren  Bestandteilen  und 
gewissem  Mehraufwand  der  Stallfütterung  gegenüber  dem  Weidegang. 
—  Weiter  an  ebendemselben  Orte  stellt  Botir  meine  Berechnung  von 
25,83  Pfd.  Kali  und  5,55  Pfd.  Phosphorsäure  in  Geldwert  (F.  pag.  20, 
unten)  also  dar:  »Dieses  in  G^ld  ausgedrückt  gibt,  da  1  Pfd.  Stassfurter 
schwefelsaures  Kali  und  1  Pfd.  gedämpftes  staubfreies  Knochenmehl 
incl.  Transport  je  0,31  Mk.  kosten  u.  s.  w.«.  Dabei  verwechselt  oder 
identifiziert  Baur  den  damaligen  Preis  von  1  Pfd.  Kali  i  m  Stassfurter 
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BogeoaniiteD  schwefelsauren  Kali  und  von  1  Pfd.  Phosphoraäare  im 
Knocheomehl  mit  dem  Preise  von  je  }  Pfd.  der  geDannten  Dangemittel 
selbst,  weldie  ja  nur  die  Träger  jener  Pflanzennährstoffe  sind,  die  sich 
darin  in  Verbindung,  besw.  im  Gemenge  mit  anderen  KOrpem  befinden. 
Zugleich  hat  Bamr  in  jener  Darstellung  den  einzigen  in  meiner  Ab- 
handlung stehen  gebliebenen  Druckfehler  getreu  übertragen,  und  zwar 
nicht  durch  einficiohen  Abdruck,  sondern  in  veränderter  Satzkonstmktion. 
»Qedftmpftes  staubfreies  Knochenmehl«  ist  nämlich  ein  Unding;  es 
muss  heissen:  »gedämpftes  staubfeines  Knochenmehl«,  nämlich  »so 
fein  wie  Staub«,  durch  welchen  hohen  Feinheitsgrad  eben  die  Schnel- 
ligkeit der  Wirkung  dieses  Düngemittels  wesentlich  bedingt  ist. 

Dies  Allee  sind  ja  Kleinigkeiten!  Zweifellos;  —  aber  doch  solche 
Kleinigkeiten,  welche  die  anderweitige  Gegenausführung  verstärken. 
—  (Febmar  1888.) 

— e.  Dentsohe  üofallTersichening  im  Verwaltang^ahr  1886.  — 

Die  amtliche  statistische  Erhebung  ergibt  folgende  interessante  Ziffern  : 
266  Berufsgenossenschaften  mit  366  Sektionen,  404  Schiedsgerichten, 
269174  Betrieben,  34?  Millionen  Versicherten,  worunter  251878  in 
Reichs-  und  Staatsbetrieben,  und  2228»  Millionen  Mark  nmlagef&higen 
L(ttmen.  —  Es  kamen  vor  10  540  Unfälle.  Entschädigung  wurde  ge- 
währt 1  711  700  Mark;  die  für  den  Anfang  verhältnismässig  —  über- 
haupt ?  —  grossen  Verwaltungskosten  betrugen  28s  Mill.  Mark ;  in  die 
Reservefonds  wurden  gelegt  54o  Mill.  Mark.  Daher  Gesamtausgabe: 
lOso  Mill.  Mark.  —  Unter  den  10  540  Unfällen  hatten  1778  dauernde 
völlige  Erwerbsunfähigkeit  zur  Folge;  2716  Fälle  nahmen  einen  töt- 
lichen  Ausgang,  ihretwegen  waren  1802  Witwen,  3949  Kinder  und  184 
Aszendenten  zu  versorgen.  Auf  je  1000  Mark  der  anrech nungsfäbigen 
Löhne  kam  ein  Betrag  von  1q4  Mark,  also  kaum  V5  Prozent.  Schwere 
Unfälle  kamen  durchschnittlich  vor  2s8  auf  je  1000  Versicherte;  um 
diesen  Durchschnittssatz  schwanken  die  schweren  Unfälle  der  einzelnen 
Genossenschaften  zwischen  Osi  (Tabak-B.-G.)  und  6,17  (Knappschaf ts- 
B.-G.),  6u  (Steinbruch- B.-G.),  670  (Brauerei-  und  Mälzerei-B.-G.),  797 
(bayerische  Holzindustrie- B.-G.).  —  Die  Ausgaben  (zusammen  l  915  366 
Mark)  sind  hauptsächlich  verursacht:  durch  die  Renten  an  die  Ver- 
letzten 1(>44  Mill.  Mark,  an  die  Waisen  256  000  Mark  ,  an  die  Witwen 
178  000  Mark,  Beerdigungskosten  125  877  Mark,  Heilungskosten  117103 
Mark  nebst  109494  Mark  an  Krankenhäuser.  Die  Renten  an  die  Aszen- 
denten beanspruchten  nur  14  009  Mark,  also  relativ  sehr  wenig.  — 
Die  »allgemeinen«  Verwaltungskosten,  zusammen  2»  Mill.  Mk. 
(mehr  als  die  sachlichen  Ausgaben),  setzen  sich  wie    folgt  zusammen: 

Reisekosten   und  Taggelder   (einschl.  188000  Mark) 
für  die  »Vertrauensmänner«  und  Delegierten    .    .     490000  Mark 

»Gehälter«  der  Beamten  und  Bediensteten    .    .    .    .  1 118  319     » 
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Lokalmieten,  Heizung,  Beleachiong 124  31S  Mark 

Sohreibmaterialien  etc. 290839      » 

Portokoeten,  Botenlöhne  etc 191  887      > 

Der  Rest  für  Insertion,  Zinsen  u.  s.  w.    Hiezn  Einlagen  in  die  Reserve- 
fonds 5«  Mill.  Mark. 

Dem  Vorstehenden  fögen  wir  einige  Ziffern  der  Krankenkassen- 
Statistik  fQr  1886  bei:  Zahl  der  Kassen:  7170;  der  E[as8enmitglieder 
629069,  der  Mitglieder  der  Ortskrankenkassen  1  701  305,  der  Fabrik- 
Krankenkassen-Mitglieder  1  314  216,  der  Ban-Krankenkassen-Mitglieder 
12  897 ,  der  Innangs-Krankenkassen-Mitglieder  32  013 ,  der  eingeschrie- 
benen Hilfskassen  731 943 ,  der  Öffentlich  anerkannten  Hilfskassen 
168  644.  Gesamtzahl  aller  Krankheitsversicherten  4508525.  —  Die 
überaus  ungleichmässige  Verteilung  der  Versicherten  auf  die  verschie- 
denen Arten  von  Krankenkassen  in  den  verschiedenen  Staaten 
des  Deutschen  Reiches  erhellt  aus  folgender  Uebersicht: 

Von  je  1 000  finde  1 885  Versioberten  geborten  an  den      ^ 
Gliedstaaten  i^is  .1        S  f-oS^S^I 


des 
Deatscben  Reiches 


II  -ag  ll  "as  al  21  11  g-s 

l|  1^  1]  h  H  i  ll  ii 

Kgr.  Preussen     .    .      69  503  318  3  6  95  6  79,9 

»     Bayern  ...    674  16  224  3  0  18  65  68,5 

>     Sachsen       .    .    104  302  283  2  9  230  70  174,8 

»     WOrttemberg.      28  479  241  1  0  245  6  76,0 

Baden 209  223  439  10  0  98  21  81,6 

Hessen 235  83  175  0  2  391  114  106,7 

Mecklenburg  ...    236  310  136  7  76  235  0  45,2 

Hamburg    ....      21  57  44  0  5  777  96  496,0 

Elsass-Lothringen            0  174  661  0  Q  17  148  103,2 

ganz  Deutschland   .     137  357  294  3  6  170  33  91,6 

Die  letzte  Kolonne  dieser  uebersicht  zeigt  die  grössere  Versiche- 
rungsfrequenz der  industriell-kommerziellen  Teile  des  Reiches  (Sachsen, 
Hamburg). 


^e.  Die  ZoBahme  der  ZivUpensionen  in  Fraokreioli.  Nach  Ge- 
setz vom  9.  Juni  1853:  Seit  1853  bis  1886  hat  sich  die  Zahl  der 
Pensionisten  von  31 112  auf  80008  und  die  Summe  der  Jahrespensionslast 
von  238  auf  587  Mill.  Fr.  erhöht.  Die  HaupterhOhung  fand  seit  1870 
statt,  -  n&mlich  von  44  081  auf  80008  Pensionisten  und  von  29a  auf 
58?  Mill.  Fr.  Jahrespensionslast.  Der  Mittelbetrag  des  Pensionsbezuges 
ist  von  874  auf  1165  Fr.  gestiegen.  Das  mittlere  Alter  bei  der  Pensio- 
merung  ist  vom  59io.  auf  das  57«.  Leben^ahr  gesunken.    Die  mittlere 
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Daaer  der  bis  zur  Pendonienmg  abgeleiiteten  Dienstzeit  ist  von  828 
aof  3O9  Diensijahre  zarückgegangen.  (Bull,  de  Stai  1888,  Febr.) 


— e.  Zur  Aekerbavstätistik  Frankreioks«  Die  Erhebangen  von 
1882  sind  endlich  veröffentlicht  worden.  Das  BuU.  de  Siat  gibt  dar- 
aus eine  Reihe  von  Zahlen,  welche  auch  jetzt  noch  Wert  haben, 
namentlich  in  Vergleichnng  mit  den  Ergebnissen  der  Erhebungen  von 
1852.    Danach  stieg 

von  1852  bis  1882  in  Proz. 

Fr.  auf     91584  Mill.  um    468o 
»     »         5775    »      »    103i4 

»     >  238    »      »      28 

»     >         2645    »      y      45 

»     »         1948    »      »      59 

fen    >    6913000  Kpf.  »        9 
Der  Stand  der  Taglöhne  wird  fftr  1882  wie  folgt  angegeben : 

Arbeiter  mit  Kost  ohne  Kost 


der  Wert  des  Grund- 

eigentums .... 

von 

61 189  Hill 

der  Wert  d.  Viehstands 

» 

2840    » 

die   Grund-Steuerlast, 

einschl.  d.  Zuschläge 

» 

191     > 

der  Betrag  des  Pacht- 

geldes     

» 

1824    » 

der  Rohertrag  auf  1000 

Landwirte  .... 

» 

1066    » 

die  Zahl  der  1.  Lohn- 

arbeiter sank     .    . 

» 

7560000  Kör 

Winter 

Sommer 

Wint« 

Sommer 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Erwach-  (männliche  Arbeiter: 
sene      l weibliche  Arbeiter: 

Ist 

1»8 

2» 

3ii 

079 

lu 

l4> 

Isr 

Arbeiter  onter  16  Jahren: 

05t 

0t5 

Om 

Ist 

Die  NormirofkabewegnBg  in  der  Bassisoken  Zaokerindiistrie.  — 

Die  180  (Sandzucker-)  Fabriken,  welche  sich  im  Frühjahr  1886  in  Kiew 
zu  dem  Zwecke  verbunden  hatten,  durch  sofortige  Ausfuhr  von  Zacker 
und  Normierung  ihrer  Produktion  fQr  die  Gampagnen  1887/88  und 
1888/89  den  Bussischen  Zuckermarkt  von  dem  belastenden  üeberfluss 
zu  befreien,  sind  unter  Leitung  des  erwählten  Syndikats  den  Verpflich- 
tungen, die  sie  vertragsmässig  fibemommen,  ohne  Ausnahme  getreu- 
lich nachgekommen.  Das  Syndikat  ist  gar  nicht  in  die  Lage  gekommen, 
Konventionalstrafen  wegen  Verletzung  von  Vertragsbestimmungen  auf- 
zuerlegen. Es  wurde  zunächst  seitens  des  Syndikats  auf  Grund  der 
ihm  eingeräumten  Befugnisse  beschlossen ,  ein  Quantum ,  welches  dem 
vierten  Teile  der  Gesamtproduktion  der  Campagne  1886/87  gleich- 
kommen solle,  sofort  auszufahren.  Die  Ausfuhr  hat  sich  in  erster 
Linie  nach  Italien  gerichtet.    Aber  auch  nach  England  sind  bedeuten- 
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dere  Sendungea  gegangen,  wobei  die  seit  Sommer  1886  in  London 
eingetretene  Preissteigerung  von  4  Vi  Schilling  fBr  den  Zentner  eine 
wesentliche  Erleichterung  gewesen  ist  —  Die  Bewegung  der  Zucker- 
preise seit  Abschluss  der  Konvention  hat  sich  folgendermassen  gestaltet. 
Während  zu  Beginn  des  Jahres  1887  fQr  das  Pud  Sandzucker  2.80  bis 
2.90  Kübel  bezahlt  wurden  (vgl.  D.  H.  Arch.  1887  U.  S.  527),  steUte 
sich  der  Preis  im  April,  d.  b.  zur  Zeit  des  Abschlusses  der  Konvention, 
bereits  auf  4  bis  4.10  Rubel.  Mit  geringen  Schwankungen  hat  sich 
dieser  Preis  in  den  folgenden  Monaten  gut  gehalten,  um  gegen  den 
Jahresschluss  etwas  in  die  Höhe  zu  gehen.  Im  Januar  dieses  Jahres 
wurden  bereits  4.25  bis  4.30  Rubel  für  das  Pud  bezahlt  und  bei  Ab- 
schlüssen für  das  Frühjahr  4.50  Rubel.  Hiernach  rücken  also  die  Preise 
bereits  an  die  Grenze  von  4.50  Rubel  heran ,  wo  nach  den  Satzungen 
der  Konvention  die  Ausfuhr  eingestellt  werden  muss.  —  Durch  das 
bisherige  Vorgehen  ist  es  in  der  That  dem  Syndikat  gelungen,  den 
Verlust,  der  den  vereinigten  Produzenten  durch  die  Ausfuhr  entstehen 
mnsste,  erheblich  herabzumindern.  Wenn  man  im  Frühjahr  1886  diesen 
Verlust  auf  1.10  bis  1.15  Rubel  für  das  Pud,  verglichen  mit  dem  Preise 
des  inneren  Marktes,  berechnete,  so  hat  sich  inzwischen  diese  Differenz 
auf  65  bis  70  Kopeken  ermässigt.  Da  die  Fabriken  nicht  verpflichtet 
sind,  eigenen  Zucker  auszuführen,  sondern  auch  von  anderen  Fabriken 
gekauften  Zucker  hierzu  verwenden  können,  so  sind  die  Scheine  über 
Mengen  ausgeführten  Zuckers,  welche  dem  Syndikat  gegenüber  als 
Ausweis  zu  dienen  geeignet  sind ,  ein  Handelspapier  geworden.  Diese 
Exportscheine  wurden  im  Frühsommer  an  der  Börse  zu  Kiew  noch  mit 
1.15  Rubel  für  das  Pud  bezahlt  und  sind  jetzt  allmählich  herunter- 
gegangen auf  65  Kopeken.  —  Nach  Bekanntwerden  des  Produktions- 
ergebnisses Anfang  Dezember  1886  einigte  sich  das  Syndikat  über 
folgende  Massregeln:  es  wird  zunächst  der  Norm  jeder  Fabrik  (d.  h. 
demjenigen  Quantum,  über  welches  jede  Fabrik  frei  verfügen  kann) 
12  Proz.  hinzugeschlagen  und  der  dann  noch  verbleibende  Ueberschuss 
wird  sofort  ausgeführt.  Der  Beschluss  über  die  zurückgehaltenen 
12  Proz.  soll  zunächst  von  der  Preisbildung  abhängig  bleiben,  und 
definitive  Entscheidung  hierüber  der  Generalversammlung  der  Zucker- 
fabrikdirektoren überlassen  werden,  welche  alljährlich  Mitte  Februar 
(a.  St.)  in  Kiew  stattfindet  Alsdann  soll  auch  die  Frage  der  Verlänge- 
rung der  Konvention  erledigt  werden.  (I).  H.  Arch.) 


--e.  Bmnlnisohe  Tabakregie.  Ursprünglich  in  Händen  einer 
Privatgesellschaft  ging  das  Tabakmonopol  1879  in  Staatsregie  über. 
Es  trug  der  Privatgesellschaft  1878/79  13i  Mill,  dem  Staat  1880/81 
23«  und  1885/86  276  Mill.  Fr.  ein.  Die  von  den  Sorten  erzielten  Ein- 
nahmen repräsentieren  folgende  Summen: 
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RanohUbak 

Sohnopftabak 

Zigarren 

ZigarreUen 

Franken 

Franken 

Franken 

Franken 

1872/73 

11374201 

74  384 

431830 

36  377 

1885/86 

24  655  040 

146  819 

701066 

2  018  830 

Die  Anbaufläche  betrug  1879  2249  ha,  1880  4641  ha,  1881  4982  ha, 

1882  4819  ha,  1883  3319  ha,  1884  5047  ha  und  1885  5609  ha.  -  Die 
Preise  des  von  den  Pflanzern  gekauften  Tabaks  waren: 

DurchBohnitt  Ar         Dnrohsohnitt 
das  Kilogramm        fUr  den  Hektar  Ueberbanpt 

Centimen  Franken  Franken 

1879  64i  21766  489  583 

1883  656  3824S  1269408 
1885                                 556                     3387>                      1900157 

(D.  e.  A.) 


ZeiUobr.  f.  Staatsvr.  1888.  llt.  Heft.  37 


IIL  Litteratur. 


Pisko,  Dr.,  Ignas,  die  Aufnahme  der  BaraaUans^en  in  Oester- 
reioh-Ungarn  nnd  die  internationale  Begelang  der  Wikmngsfrage. 

Wien,  Manz'sche  Buchhandlang  1887.    56  S. 

Der  Verfasser  ist  ein  entschiedener  Gegner  der  Ooldw&hrnng.  Er 
vertritt  die  bekannte  Meinung,  dass  zur  allgemeinen  DurchfOhrnng  der 
einfachen  Goldwähmng  zu  wenig  Oold  vorhanden  ist,  und  dass  die 
wirtschaftlich  schwächeren  Staaten,  die  trotzdem  zur  Goldwährung 
übergingen,  nicht  im  Stande  wären,  sich  gegen  den  Abfluss  des  Goldes 
zu  schützen.  Er  plaidiert  für  die  möglichst  allgemeine  Rückkehr  zur 
einfachen  Silberwäbrung,  die  durch  Jahrtausende  sich  in  der  Praxis 
wohl  erprobt  habe,  oder  wenigstens  für  die  allgemeine  Annahme  der 
Doppelwährung,  die  er  —  gewiss  mit  Recht  —  unter  der  Voraussetzung 
einer  allgemeinen  internationalen  Münzeinigung  für  durchführbar  hält. 
Speziell  für  Oesterreich  wird  empfohlen,  vorläufig  bis  zum  Schwinden 
der  drohenden  Kriegsgefahr  eine  zuwartende  EEaltung  einzunehmen, 
dann  aber ,  falls  eine  internationale  Einigung  zu  Gunsten  der  Doppel- 
währung zu  Stande  käme,  zu  dieser  letzteren  überzugehen,  anderD&lls 
dagegen  auf  eigene  Faust  und  nötigenfalls  isoliert  die  Silberwährung 
wieder  herzustellen.  Die  grossen  Gefahren  eines  solchen  isolierten  Vor- 
gehens sind  dem  Verfasser  nicht  entgangen,  doch  schlägt  er  sie  — 
wie  mir  scheint,  in  etwas  parteiischer  ünterschätznng  —  für  erheblich 
geringer  an  als  die  Gefahren  der  Goldwährung.  Ueberhaupt  sucht  der 
Verfietsser  nicht  so  sehr  durch  neue  Argumente  zu  wirken  —  was  liesse 
sich  auch  in  der  fast  schon  bis  zum  üeberdruss  erschöpften  Währungs- 
kontroverae  in  einem  Schriftchen  von  56  Seiten  noch  Neues  sagen!  — 
als  durch  eine  geschickte  Verteilung  von  Licht  und  Schatten.  Indem 
er  nämlich  die  bekannten  Argumente  pro  und  contra  Revue  passieren 
lässt,  weiss  er  die  zu  seinen  Gunsten  sprechenden  Momente  jedesmal 
recht  kräftig  zur  Geltung  zu  bringen,  wogegen  er  die  widerstreitenden 
Gründe  erheblich  leichter  nimmt.  So  kommt  er  schliesslich  in  die 
Lage,  eine  für  seine  Ansichten  günstige  Bilanz  der  Gründe  herauszu- 
rechnen, die  freilich  etwas  zu  sehr  auf  rein  subjektive  Anschläge  ge- 
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stützt  ist,  als  dass  sie  Aassicht  hätte,  eine  zwingende  üeberzeugung 
von  ihrer  Richtigkeit  bervorzumfen.  E.  Böhm-Bawerk. 


Julius  Lessing.    Handarbeit,     Berlin.    Leonhard  Simion.    1887. 

Der  Verfasser,  einer  der  gründlichsten  Kenner  der  Geschichte  des 
Knnstgewerbes  und  seiner  neuesten  Entwickelung,  liefert  in  dem  inhalt- 
reichen geistvollen  Vortrage  einen  wertvollen  Beitrag  zu  der  Frage 
der  Konkurrenzfähigkeit,  Erhaltung  and  Ausdehnung  der  Handarbeit 
in  der  Gegenwart.  Er  schildert  die  unerfreuliche  Verdrängung  der 
Handarbeit  und  ihrer  künstlerischen  und  schönen  Leistungen  durch  die 
billige  Maschinenarbeit,  würdigt  jedoch  auch  die  günstigen  Wirkungen, 
welche  die  neue  kunstgewerbliche  Industrie  auf  das  allgemeine  Behagen 
im  Leben,  auf  Gesittung  and  künstlerischen  Genuss  ausgeübt  habe. 
Von  besonderem  Wert  sind  aber  dann  die  weiteren  Ausführungen  des 
Verfassers,  wie  durch  das  in  neuester  Zeit  stetig  zunehmende  Bestreben 
in  den  wohlhabenden  und  reichen  Klassen,  etwas  Künstlerisches  und 
Persönliches  auch  in  den  Gegenständen  des  Gebrauchs  vor  sich  zu 
sehen,  die  Handarbeit  neue  Arbeitsgebiete  sich  erringe  im  Baugewerbe, 
in  der  Möbelfabrikation,  der  Glasmalerei,  der  Papiermalerei,  der  Metall- 
industrie nnd  in  den  weiblichen  Arbeiten.  — g. 


BeehUe,  Dr.,  0.  ^ie  GewerkTereine  in  der  Sohweiz.^  2.  Band 
1.  Heft  der  »Staatswissenschaftlichen  Studien«.  Jena,  Verlag  von  G. 
Fischer,  1887. 

Die  kleine  wertvolle  Schrift  behandelt  einen  bisher  noch  nicht 
monographisch  bearbeiteten  und  wenig  bekannt  gewesenen  Gegenstand. 
Sie  ist  eine  gute ,  den  Gegenstand  nach  allen  Seiten  and  richtig  be- 
leuchtende, kritische  Darstellung  der  geschichtlichen  Entwickelung  der 
Gewerkvereine  in  der  Schweiz  und  ihres  gegenwärtigen  Zustandes. 
Der  speziellen  Geschichte  der  einzelnen  Vereine  schickt  der  Verfasser 
im  ersten  Abschnitt  eine  gut  orientierende  Erörterung  der  rechtlichen 
und  wirtschaftlichen  Vorbedingungen  für  die  Entwickelung  von  Ge- 
werkvereinen in  der  Schweiz  voraus.  Der  zweite  Abschnitt  behandelt 
die  einzelnen  zentralisierten  Ge  werk  vereine;  im  dritten  wird  der  »all- 
gemeine schweizerische  Gewerkschaftsbund«  besprochen ;  und  im  vierten 
letzten  die  »allgemeine  schweizerische  Eteservekasse«  (Streikkasse),  eine 
der  Schweiz  eigentümliche,  seit  kurzem  erst  bestehende  Form  der  Ar- 
beiterorganisation. Die  Arbeit  gibt  ein  klares  und  anschauliches  Bild 
jener  Entwickelung,  die  Ursachen  der  einzelnen  Erscheinungen  werden 
überall  zutreffend  dargelegt.  Das  vom  Verfasser  sorgfältig  gesammelte 
Material  ist  in  recht  anerkennenswerter  Weise  verwertet  and  in  der 
Arbeit  selbst  wiedergegeben  worden.  — g. 
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Dr.  J.  M.  Baenireither,  Die  ensrlisoheH  Arbeiterrttrbftade  «md 
ihr  Beoht.  Ein  Beitrag  zar  Geschichte  der  sozialen  Bewegung  in  der 
Gegenwart.    Band  I.    Tabingen,  H.  Laupp,  1886.    450  S. 

Die  Litteratur  über  die  englischen  Arbeiterverbände  hat  in  dem 
vorliegenden,  auf  zwei  B&nde  berechneten  Werke  Baemreither^B  eine 
erfreuliche  und  dankenswerte  Bereicherung  erfahren.  Während  die 
bisherigen  Schriften  ttber  diesen  Gegenstand  mit  dem  Jahre  1870  ihren 
Abschluss  finden  und  nur  die  sozialen  Kräfte  darlegen,  welchen  biB 
dahin  die  arbeitende  Klasse  in  England  ihre  Fortschritte  verdankt, 
erhalten  wir  nunmehr  in  den  vorliegenden,  auf  eigener  Anschauung 
durch  längeren  Aufenthalt  in  England  gewonnenen  Forschungen  Baem- 
reüher*8  ein  getreues  Bild,  wie  sich  seit  jener  Zeit  die  durch  Gesetz- 
gebung, Selbstverwaltung  und  Selbsthilfe  zur  Hebung  der  arbeitenden 
Klasse  bereits  angebahnten  Verhältnisse  entwickelt  und  weiter  entfaltet 
haben.  —  Da  sich  in  England  das  Leben  der  Arbeiter  am  besten  in 
den  Arbeiterverbänden  spiegelt,  so  ist  eine  Schilderung  derselben  vor- 
trefflich geeignet,  zu  zeigen,  wie  sich  insbesondere  heute  dort  ihre  Lage 
gestaltet  hat.  — 

In  der  Einleitung,  welche  fast  ein  Drittel  des  Bandes  umfasat,  gibt 
BiMemreUher  zuerst  dem  Gedanken  Ausdruck,  warum  in  England,  dem 
Lande ,  das  dem  Sozialismus  durch  die  Schriften  von  Friedrich  Engels 
und  Karl  Marx  das  Material  geliefert  hat,  sozialdemokratische  Theorien 
nach  der  Doktrin  der  Franzosen  immer  nur  vorübergehend  haben 
Boden  gewinnen  können.  Er  zeigt  sodann,  wie  ein  Umschwung  in  der 
von  den  beiden  oben  genannten  Männern  in  so  düsteren  Farben  ge- 
schilderten traurigen  Lage  der  arbeitenden  Klassen  daselbst  vor  40 
Jahren,  ja  selbst  noch  in  dem  fünften  und  sechsten  Dezennium  unseres 
Jahrhunderts,  aus  Ursachen  hervorging,  die  parallel  wirkten  und  sich 
gegenseitig  stützten  und  ergänzten:  sie  waren  wirtschaftlicher  und 
gesellschaftlicher  Natur.  Unter  diesen  Hebeln  sind  es  die  genossen- 
schaftlich geeinten  Arbeiter  selbst  gewesen,  welche  zu  diesem  Um- 
schwung ein  gutes  Stück  beitrugen.  Sie  waren  es,  welche  zuerst  von 
einigen  wenigen  Männern  der  oberen  Stände,  nach  und  nach  von 
immer  weiteren  Kreisen  der  Presse,  der  Litteratur,  dem  Parlament  und 
der  Gesetzgebung  unterstützt  in  zahllosen  Verbänden  einen  Kampf  um 
die  Lohnhöhe  aufnahmen  und  durchsetzten  und  welche  verlangten,  daas 
die  neue  Form  der  Arbeit  durch  neue  Kechtsvorschriften  geregelt 
werde.  Sie  schufen  endlich  eine  Reihe  von  Institutionen ,  welche  der 
arbeitenden  Klasse  einen  steigenden  Anteil  an  den  Kulturfortschritten 
ihrer  Zeit  zu  sichern  bestimmt  sind.  Aber  erst  seit  der  Aufhebung  der 
Koalitionsverbote,  welche  ein  Markstein,  ein  Wendepunkt  in  der  Ge- 
schichte des  englischen  Arbeiterstandes  geworden  ist,  haben  die  Arbeiter- 
verbände an  Bedeutung  gewonnen,  sie  haben  sich  organisiert,  geläutert 
und  befestigt.    »Und  so  istc,  wie  Baemreither  treffend   bemerkt,   »die 
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freie  Vereinigung  der  Individuen  zur  Erreichung  eines  gemeinsamen 
Zieles  die  grosse  psychologische  Thatsache  im^Leben  dieses  Volkes  sein 
grosser  Charakterzug.c 

Unter  diesen  Arbeiterverb&nden ,  welche  sich  heute  zu  einer  aus- 
geprägt wirtschaftlichen  und  rechtlichen  Institution  emporgeschwungen 
haben,  nehmen  die  Friendly  Societiea  die  erste  Stelle  ein.  Sie  sind  die 
älteste  Form  dor  heutigen  Arbeitender  bände  und  waren  ursprünglich 
ünterstfltzungsvereine  für  den  Fall  von  Krankheit,  Alter  und  Tod,  die 
mehr  der  Mildthätigkeit  als  genauen  finanziellen  Berechnungen  der 
Gefahren  und  übernommenen  Verpflichtungen  ihre  Entstehung  ver- 
dankten. Sie  schlieesen  heute  den  weitaus  Überwiegenden  Teil  jener 
Hilfskassen  in  sich,  welche  für  die  arbeitende  Klasse  das  Problem  der 
Versicherung  nach  den  verschiedensten  Richtungen  zu  lösen  sich  be- 
mühen. So  ist  die  Frage  der  Friendly  SodeHes  demnach  die  Frage  der 
englischen  Arbeiterversicherung  überhaupt. 

Der  Verfasser,  von  der  üeberzeugung  getragen,  dass  eine  getrennte 
Betrachtung  dieser  Verbände  allein  uns  keinen  Aufschluss  gewähre 
über  die  Momente,  welche  den  Fortschritt  der  arbeitenden  Klasse  in 
England  bedingt  haben  und  noch  bedingen,  sondern  erst  die  Erkennt- 
niss,  dass  alle  Arbeiterverbände  als  ein  Ganzes  zu  betrachten  seien, 
gibt  zunächst  eine  Charakteristik  derselben.  Er  schildert  nun  in  kurzen, 
markanten  Strichen  zuerst  der  Trades  ünionea  Wesen  und  Wirken. 
Sodann  beleuchtet  er  die  segensreiche  Thätigkeit  der  >CoopercUwe 
Societies*,  Sie  leisten  weit  mehr  als  unsere  Konsumvereine  und  entfalten 
eine  produktive  und  distributive  Wirksamkeit,  indem  sie  ausser  der 
Beschaffung  materieller  Lebensbedürftiisse  für  die  Arbeiter  durch  Er- 
richtung ^on  Bibliotheken  und  Lesehallen,  sowie  durch  Veranstaltung 
von  Konzerten  fQr  sie  soziale  und  gesellige  Mittelpunkte  bilden.  Zu 
den  Trades  Umcm  und  CooperaUve  Societies  gesellen  sich  nun  Friendly 
Societies ;  alle  drei  Institutionen  unabhängig  von  einander,  alle  segens- 
reich wirkend,  haben  sie  auch  ihr  Recht  durch  besondere  Gesetzesakte 
sicher  gestellt  erhalten. 

Nachdem  Baemreither  den  Einfluss  jener  Verbände,  —  die  er  ein. 
mal  als  das  »soziale  Sdfgovemment  der  arbeitenden  Klassen  Englands« 
bezeichnet  —  auf  die  Lohnbildung  nachweist,  betont  er,  dass  überhaupt 
in  England  eine  andere  und  höhere  Auffiassung  der  Pflichten  in  dem 
Verhältnis  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer,  und  zwischen 
Kapital  und  Arbeit  Boden  gewinne,  und  dass  dieselbe  im  Vereinswesen, 
in  der  Selbstverwaltung  und  in  der  Gesetzgebung  des  Staates  immer 
stärker  zum  Ausdruck  komme. 

Wir  müssen  es  uns  hier  versagen,  eine  weitere  Ausbeute  aus  dem 
reichen  Schatze  der  Belehrung,  welche  in  der  umfangreichen,  vier  Ab- 
schnitte umfassenden  Einleitung  niedergelegt  ist,  zu  geben.  Doch 
wollen  wir  nicht  unerwähnt  lassen,  dass  Baemreiiher  die  Rückwirkung, 
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welche  der  Staat,  die  Selbstverwaltung  nnd  die  Selbsthilfe  in  England 
auf  die  Arbeiter  ausüben,  in  einem  besonderen  Kapitel  abhandelt  Er 
kommt  dort  zu  dem  Resultat,  dass  sich,  was  die  englische  Selbstver- 
Verwaltung  betrifiPt,  keineswegs  die  Ansicht  64tetst*s  rechtfertige,  wo- 
nach die  Höhe  des  englischen  Staatslebens  überschritten  sei  und  seine 
Fundamente  im  19.  Jahrhundert  zu  weichen  beginnen. 

Der  Hauptteil  des  Werkes  ist  den  Friendly  SocieUes  gewidmet. 
BcierwreiÜier  gibt  zunächst  eine  Darstellung  der  historischen  Entwicke- 
lung  dieser  Verbände,  die  wie  die  Trade»  ünions  in  den  alten  religiösen 
Bruderschaften  (Gilden)  ihre  Vorläufer  hatten.  Nach  der  Reformation, 
welche  den  alten  Qilden  den  Todesstreich  versetzte ,  haben  sie  sich  in 
unserem  Jahrhundert  nach  ond  nach  aus  reinen  Wohlthätigkeitean- 
stalten  fttwtim^totw  of  mutudl  benevoUnce)  durch  ausgebildeten  Sinn  für 
Sparsamkeit  und  Unabhängigkeit  zu  förmlichen  Versicherungsanstalten 
emporgeschwQugen.  Während  die  sich  parallel,  aber  getrennt  mit 
den  Friendly  Societiea  entwickelnden  Tradea  ünions  ursprünglich  — 
Kampfgenossenschaften  waren  (unter  Umständen  heute  noch 
sind)  in  ihrem  Wirken  anfangs  schroff  auftraten  und  so  mit  den  her- 
gebrachten Anschauungen,  den  Interessen  anderer  Klassen  und  den 
Qesetzen  in  KonOikt  kamen,  waren  die  Zwecke  der  Friendly  SoeieiieM 
von  vornherein  friedliche,  so  dass  auch  ihr  äusseres  Auftreten  ein 
ruhiges  Gepräge  zeigte.  Dies  dürfte  für  die  Vermehrung  und  Ausbrei- 
tung dieser  Verbände,  welche  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  geradezu 
eine  enorme  ist,  von  hervorragender  Bedeutung  gewesen  sein.  So  gibt 
der  4.  Bericht  der  königlichen  Kommission  aus  dem  Jahre  1874  die 
Gesamtzahl  der  registrierten  und  nicht  registrierten  Friendly 
Sodeties,  das  heisst  der  einzelnen  Hilfskaasen  (nicht  der  Verbfinde)  nur 
in  England  und  Wales  auf  32  000,  die  Zahl  der  Mitglieder  dieser  Kassen 
auf  vier  Millionen,  dagegen  die  Gesamtzahl  der  Personen,  welche  an 
dieser  Institution  interessiert  sind  (Mitglieder  deren  Witwen,  Waisen) 
auf  acht  Millionen  an.  Die  Fonds  dieser  ISriendly  SoeieHes  wurden  da- 
mals (1874)  auf  12  Millionen  £  geschätzt  und  es  wurde  berechnet,  dass 
durch  dieselben  den  Steuerträgern  jährlich  2  Millionen  £  an  Armen- 
steuer erspart  werden.  Diese  Ziffern  dürften  sich  in  dem  seit  jener 
Schätzung  verflossenen  Dezennium  namhaft  erhöhen. 

Baemreiiher  führt  noch  eine  neuere  vom  Assistent  des  Register- 
amtes E,  W.  Brabrook  veröffentlichte  Zusammenstellung  an,  welche 
sich  nur  auf  die  registrierten  Friendly  Societiee  in  England  und  Walea 
bezieht,  die  ihre  jährlichen  Berichte  dem  Amte  eingesendet  hatten, 
wonach  im  Jahre  1880  12  867  Kassen  vorhanden  waren  mit  13  MilL  £ 
Kapital  und  4802  249  Mitgliedern.  Da  stets  aber  ein  gutes  Drittteil 
der  Kassen  mit  den  vorgeschriebenen  Berichten  im  Rückstande  ist, 
dürften  sich  auch  diese  Ziffern  nicht  unbeträchtlich  erhöhen. 

Diese  Friendly  Socieüea  —  deutsch  Hilfskassen  —  sind  es,  welche. 
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aaf  dem  Prinzip  der  Gegenseitigkeit  begrflndet,  für  die  englischen 
Arbeiter  das  grosse  Problem  der  Arbeiterversicherong  zu  I0sen  sich 
bemühen.  Sie  weisen  die  verschiedensten  Formen  auf,  dienen  aber 
immer  dem  gleichen  Zwecke.  Dabei  flietst  Kranken-  und  Unfallver- 
sicherung in  gewissem  Sinne  zusammen,  da  nicht  untersucht  wird,  ob 
die  Arbeitsunfähigkeit,  für  welche  in  der  Hauptsache  die  Versicherung 
ebgegangen  wird,  aus  reiner  Krankheit  oder  aus  einem  Unfall  resul- 
tiere. Ausserdem  leistet  die  »Hilfskasse«  auch  einen  Teil  der  Invalidi- 
tftts-Ffirsorge,  —  da  der  Engländer  den  Begriff  »krank«  mit  »arbeits- 
unfähig« identifiziert  —  auch  dann,  wiewohl  in  gemindertem  Betrage, 
wenn  bei  einer  chronischen  Krankheit  Arbeitsunfähigkeit  eintritt. 
Ausserdem  und  meist  noch  hiermit  verbunden,  besteht  die  Versiche- 
rung eines  »Begräbnisgeldes«  oder  eines  limitierten  Betrages  auf  den 
Todesfall  oder  von  Erziehungsbeiträgen  fOr  Waisen,  auch  kann  unter 
dem  Namen  »endounnenU  (Widmungsbeitrag)  eine  Versicherung  zur  Aus- 
stattung einer  Tochter  oder  eines  Sohnes  des  Mitglieds  eingeg^gen 
werden.  Manche  dieser  Kassen  gewähren  ReiseunterstQtzungen ,  wenn 
ein  Mitglied,  um  Arbeit  zu  suchen,  auf  Reisen  geht,  Zuschüsse  in  Not- 
lagen (dwPresaed  dmmataneea) ,  endlich  Versicherung  des  Uandwerks- 
^^g^  gegen  Feuersgef&hr.  Selbstredend  betreiben  nicht  alle  Friendly 
Sodeties  diese  verschiedenen  Versicherungszweige.  Während  die  »Ar- 
beiterorden« für  die  meisten  derselben  thätig  sind,  gibt  es  andere, 
z.  B.  die  »Begräbniskasien«,  welche  nur  einem  dieser  Zwecke  ihre 
Dienste  leihen. 

Baemreiiher  setzt  seine  auf  fleissige  Materialsammlung  gestützten 
Untersuchungen  fort,  indem  er  in  einem  besonderen  Kapitel  die  ver- 
schiedenen Formen  und  Arten  der  FHendly  Societies  in  eingehender 
Weise  schildert.  Was  nun  das.  »Recht  der  Friendlif  Societiea*  betrifft, 
so  hat  die  Gesetzgebung  den  bis  1798  rechtlosen  Vereinen  einerseits 
eine  neue  Rechts-  und  Handlungssphäre  eröffnet,  andererseits  aber 
auch  sie  einer  gewissen  Staatsaufsicht  unterstellt  Dabei  traten  zwei 
sich  bekämpfende  Strömungen  hervor;  die  eine,  welche  jede  Staats- 
oberaufiricht  abweist,  die  andere,  welche  sich  der  Ueberzeugung  nicht 
entschlägt,  dass  eine  gedeihliche  Lösung  der  modernen  »sozialen  Fragen« 
nur  unter  der  Mitwirkung  des  Staates  und  seiner  Verwaltung  möglich 
sei.  Infolge  dieser  beiden  Strömungen  ist  der  Charakter  der  ganzen 
Gesetzgebung  ein  fakultativer  geblieben;  sie  bezieht  sich  nur  auf  die- 
jenigen Hilfskassen,  welche  sich  freiwillig  registrieren  lassen.  Die 
Registrierten  (eingeschriebenen)  befinden  sich  in  einer  gesichert  guten, 
die  Nichtregistrierten  oft  in  einer  prekären  Lage.  Nach  und  nach 
hat  die  Gesetzgebung  seit  1798  immer  mehr  die  Zentralisierung  und 
die  grössere  Staatsaufisicht  in  der  Person  des  Chief  RegUtrar  af  Friendly 
Sodetiea  aber  nur  —  fQr  die  freiwillig  registrierten  Kassen  —  ange- 
strebt und  bis  1875  auch   durchgeführt.    Während   diesen  besondere 
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Vorteile  zivilrechtlicher  und  straßrechtlicher  Natur  eingeräumt  sind, 
welche  jene  entbehren ,  sind  die  nicht  registrierten  ^VieiicUy  SodeUes 
nun  allerdings  noch  sehr  verbreitet,  aber  auch  vollständig  in  ihrer 
Thätigkeit  unbehindert. 

Nachdem  BaemreW^er  zur  Vervollständigung  des  Bildes  noch  dio 
staatliche  Arbeiterversicherung ,  welche  als  ein  bemerkenswerter  Ver- 
such zur  Ergänzung  der  auf  Selbsthilfe  der  Arbeiter  gegründeten  Ar- 
beiterversicherung Zu  verzeichnen  sei,  wenn  sie  auch  bis  heute  ohne 
durchgreifende  Resultate  geblieben  ,  in  den  Rahmen  seiner  Untersuch- 
ungen zieht,  stellt  er  nun  die  Vorteile  und  Nachteile  der  auf  Selbst- 
hilfe gegründeten  Vereinskassen  in  einem  Schlusswort  zusammen.  Er 
kommt  zu  fblgendem  Ergebnis.  Während  die  besser  bezahlten  —  also 
die  Elite!  —  der  Arbeiter  im  Besitze  der  besseren  Kassen  seien,  haben 
es  die  schwächeren  und  hilfloseren  Elemente  der  arbeitenden  Klasse 
zu  einem  konsolidierten  Kassensystem  bisher  nicht  gebracht,  vielmehr 
sind  diese  Elemente,  wie  die  Charakteristik  der  »allgemeinen  Begräbnis- 
kassen c  dargethan  hat,  immer  noch  der  Ausbeutung  durch  diese  Kassen 
ausgesetzt.  Ein  fernerer  Hanptübelstand  dieser  auf  Selbsthilfe  gegrün- 
deten Verbände  ist  unleugbar  die  grosse  Zersplitterung  der  Kräfte. 
Endlich  finden  wegen  der  Abgeschlossenheit  dieser  Hilfskassen  Reformen 
bezüglich  der  versicherungsmässigen  Solvenz  derselben  schweren  Ein- 
gang. Aber  diesen  Nachteilen  stehen  mannigfache  Vorteile  gegenüber, 
deren  glänzende  Seiten  jene  Nachteile  reichlich  aufwiegen.  Vor  allem 
ist  es  ein  Hauptverdienst  der  Friendly  SocieUea  gewesen,  den  Gedanken 
von  der  Notwendigkeit  der  Versicherang  für  die  mannigfachen  Gefahren 
des  Lebens  in  den  Kreisen  der  Arbeiter  verbreitet  zu  haben.  Die 
Hauptvorteile  dieser  Institutionen  in  England  liegen  in  dem  genossen- 
schaftlichen Geiste,  welcher  in  diesen  Verbänden  wirkt  und  sie  zu- 
sammenhält. Ausserdem  sind  alle  drei  Verbände  —  Friendly  SocieHes, 
Trades  üniom  und  Oooperativ  SccieHes  eine  Schule  für  die  Arbeiter, 
die  Schwierigkeiten  und  die  Gefahren  des  Gesohäftslebens  kennen  zu 
lernen.  Der  englische  Arbeiter ,  der  alle  diese  Verbände  gründet  und 
leitet,  hat  aufgehört,  ein  teilnamloser  Zuschauer  zu  sein  in  Dingen, 
welche  Staat  und  Gesellschaft  berühren.  Er  lernt  aus  eigener  Erfah- 
rung die  Schwierigkeiten  kennen,  die  sich  der  Durchführung  sozialer 
Probleme  entgegenstellen,  wodurch  er  in  seinem  Urteil  ruhiger,  in 
seinen  Ansprüchen  bescheidener  und  vor  allem  mit  seinem  Los  zu- 
friedener wird.  Die  Arbeiter  in  England  richten  ihr  Augenmerk  nur 
auf  praktisch  erreichbare  Dinge;  Utopien  haben  dort  keinen  Platz 
gefunden. 

Baemreiiher  räumt  auch  der  politischen  Freiheit  eine  grosse  Be- 
deutung ein.  Sie  erst  habe  es  den  Arbeitern  ermöglicht,  auch  auszu- 
sprechen, welchen  Anteil  sie  an  den  Kulturfortschritten  der  Zeit  be- 
anspruchen.   So  sei  denn  die  »soziale  Frage«  in  England  nicht  nur 
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deshalb  in  der  Lösung  begriffen,  weil  die  Arbeiter  jene  Verbände  ge- 
schaffen und  unter  wachsendem  Schutze  des  Staates  besser  entwickelt 
haben,  sondern  auch,  weil  die  ganze  Nation  dieae  Frage  su  der  ihrigen 
gemacht  habe.  Dem  Umschwünge,  der  sich  in  der  Gesinnung  und  im 
Gesamturteil,  im  Verhalten  der  ganzen  Gesellschaft  betreffs  der  arbei- 
tenden Klassen  vollzog ,  ist  es  gewesen ,  welcher  hierzu  ein  gewaltiges 
Stück  beitrug. 

Aus  dem  reichen  Inhalte  des  Werks  haben  wir  nur  einiges  mit- 
geteilt. Uns  scheint,  dass  die  Würdigung,  welche  die  Friendly  SodeHes, 
sowie  die  auf  Selbsthilfe  der  arbeitenden  Klasse  gegründeten  Verb&nde 
in  demselben  erfahren  haben  —  so  sehr  wir  die  hervorragenden  Ver- 
dienste derselben  anerkennen  —  eine  etwas  zu  optimistische  ist.  Diese 
Ansicht  stützt  sich  gerade  auch  auf  eine  neue  Arbeit  desselben  Ver- 
fassers: vDie  Statistik  über  Arbeitslose  in  England« ').  Wenn  wir 
diese  abweichende  Anschauung  ausdrücklich  hervorheben,  so  sind  wir 
jedoch  sehr  weit  davon  entfernt,  der  Kritik  J7a«6aoVs')  über  das  vor- 
liegende vortreffliche  Werk  beizupflichten. 

Ganz  besonders  ist  ausser  dem  reichen,  belehrenden  Inhalt  auch 
die  Form  der  Darstellung  zu  rühmen,  der  wirklich  glänzende  Stil  und 
der  einem  innigen  Mitgefühl  für  die  Arbeiter  entspringende  warme, 
herzliche  Ton,  der  das  Ganze  durchweht. 

Der  zweite  Band,  welcher  die  Darstellung  der  übrigen  Arbeiter- 
verbände (die  Trades  ünionSy  die  CoqperaUve  SoeUUes  etc.)  umfassen 
soll,  wird  hoffentHeh  bald  erscheinen.  Engen  E — n. 


Ignas  Grnber^  Die  Hamshaltang  der  arbeitenden  Klassen.  Jena, 
Gustav  Fischer,  1887.  (178  S.)  Staatswissenschaftliche  Studien,  her- 
ausgegeben von  Prof.  Dr.  Ludw.  Elster,     (.  Bd.  4.  Heft. 

Der  Verfasser  macht  den  Versuch ,  auf  Grund  tabellarischer  Zu- 
sammenfassung der  durch  die  eingehenderen  Spezialforschungen  auf 
diesem  Gebiete  {Le  Play,  v,  d,  Goltz,  Engd,  Schnapper- Arndt ^  J, 
Singer  etc.)  bereits  gezeitigten  statistischen  Resultate,  ein  allgemeines 
Bild  der  Haushaltung  der  arbeitenden  Klassen  zu  entwerfen.  Indem 
er  sich  als  hauptsächliche  Aufgabe  »die  Prüfung  des  Auskommens  im 
Haushalte«  stellt,  unterscheidet  er  bei  Beantwortung  dieser  Frage  vier 
Arbeiter- Kategorien,  die  ländlichen,  Bergwerks-,  gewerblichen  und 
industriellen  Arbeiter.  Die  Nebeneinanderstellung  der  den  verschiedenen 
Quellen  werken   entnommenen  Arbeiterbudgets,  ihre   Verarbeitung   zu 


1)  Archiv  f.  Sociale  Oefletsgebong  a.  StaUstik.  I.  Jnhrg,  I.  Tübingen,  H.  Laopp. 

2)  Jahrbuch  für  Oesetigeb.,  Verw.  u.  Volksw«  v.  O.  SehmoUer.    XII.    8.  15S  ff. 
Wir  verweisen  gleichseitig  auf  die  Polemik  Hasbach^s  gegen  Brentano  und   auf 

die  Entgegnung  des  letateren  In  Oonrad^n  Jahrb.   Bd.  16.  i.  Heft.    1888.    S.  U  n.  ib. 
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tabellenförmigen  üebenichten  beBfiglich  des  Einkommens,  der  Aasgaben, 
des  Verhältnisses  der  ftir  die  allernotwendigsten  BedOr&isse  gemachten 
Ausgaben  tum  Qeeamteinkommen  etc.,  sowie  die  Tom  Verfasser  nen 
beigebrachten  Daten  Ober  Wiener  Arbeiter  bieten  manches  Interessante, 
auch  finden  sich  betreffs  mehrerer  Einzelfragen  richtige,  wenn  andi 
nicht  gerade  originelle  Bemerkungen  vor.  An  die  Endergebnisse  der 
Arbeit  aber  muss  man  mit  grossen  Zweifeln  herantreten.  Urteile  und 
Resultate,  begründet  auf  einer  Zusammenstellung  einiger  weniger  Indi- 
Tidualbudgets,  die  noch  ausserdem  verschiedenen  Berichterstattern  ent- 
nommen, also  nach  yerschiedenen  Methoden  aufgestellt  sind,  müssen 
jedenfalls  mit  der  grOssten  Vorsicht  aufgenommen  werden.  Es  scheint 
überhaupt  ein  gewagtes  Beginnen,  an  der  Hand  eines  Materials,  welches 
nur  für  die  Beurteilung  von  Spezialfällen  zureichend  ist,  allgemein 
gültige  Schlussfolgerungen  ziehen  zu  wollen.  Das  Buch  l&sst  überdiee 
genügende  Klarheit  in  der  Anordnung  des  Stoffes  durchaus  vermissen 
und  krankt  an  einer  üngelenkigkeit  des  sprachlichen  Ausdrucks,  welche 
sich  oft  bis  zur  ündeutlichkeit  steigert.  R.  Z. 


Dr.  W.  Tesdorpf,  Oewinniuig »  Verarbeitnng  and  Handel  des 
BernsteiiiB  in  Prenssen  Ton  der  Ordensneit  bis  aar  Gegenwart.  Eine 
historisch- volkswirtschaftliche  Studie.  Jena,  Gustav  Fischer,  1887. 
(147  S.)  Staatswissenschaftliche  Studien,  herausgegeben  von  Prof.  Dr. 
Ludw.  Elster.    I.  Bd.  6.  Heft. 

Diese  dankenswerte  Studie  bietet  in  jeder  Beziehung  Vortreffliches. 
Auf  Qrund  einer  eingehenden  Kenntnis  des  bezüglichen  Materials  gibt 
der  Verfasser  in  übersichtlicher  und  gewandter  Darstellung  die  vom 
Standpunkt  der  Wirtschaftswissenschaft  sehr  interessante  Geschichte 
der  Gewinnung,  Verarbeitung  und  des  Handels  des  Bernsteins  in 
Preussen.  Er  schildert  uns,  wie  gleich  nach  der  Eroberung  des  Sam- 
landes  durch  die  Ordensritter  das  Bemsteinregal  von  diesen  in  Ansprach 
genommen  wurde  (1264),  wie  sich  dann  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts 
das  Monopol  des  Ordens  und  sein  Bemsteinhandel  mit  den  Städten 
Lübeck  und  Brügge  entwickelte.  Im  16.  Jahrhundert  und  Anfang  des 
17.  war  dann  eine  grosse  Danziger  Firma  die  alleinige  Käuferin,  bis 
der  grosse  Kurfürst  die  mittlerweile  für  den  Staat  sehr  ungünstig  ge- 
wordenen Verträge  löste,  und  die  Ware  nunmehr  direkt  an  die  Bern- 
steindrehergewerke  zu  Danzig,  Elbing,  Stolp,  Königsberg  etc.  verhandelt 
wurde.  Der  Verfasser  geht  darauf  im  zweiten  Abechnitte  des  ersten 
Teiles  auf  die  Geschichte  und  Organisation  der  Bernsteindreherzünfte 
ein  ,  welche  für  die  Verarbeitung  des  Produkts  von  hervorragender 
Bedeutung  waren.  Besonders  vollständig  ist  die  Entwickelung  der 
Danziger  Zunft  dargestellt  und  sind  diesbezügliche  interessante  Doku- 
mente in  den  Beilagen  abgedruckt.  Die  Art  der  Verwaltung  der  Bern- 
steingewipnung ,  welche  der  Staat  während  der  ganzen  Zeit  von  1264 
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bis  1811  selbst  in  H&nden  hatte,  die  Mängel  und  Hftrten,  die  mit  dieser 
Verwaltung  verbunden  waren,  sind  vom  Verfasser  treffend  geschildert. 
Von  181 1  an  wird  dann  eine  zweite  Periode  datiert,  da  seit  dieser  Zeit 
der  Staat  die  Gewinnung  des  Bernsteins  verpachtet  hat  Die  Verpach- 
tung des  Regals  an  ein  Konsortium  von  Kaufleuten  wurde  wegen  der 
komplizierten  Pachtverhältnisse  und  der  Schwierigkeiten,  welche  fdr 
die  Zünfte  und  die  Strandbewohner  daraus  resultierten,  schon  1837 
aufgegeben  und  nun  trat  eine  Vergebung  an  die  Strandbewohner,  an 
Einzelne  wie  an  kleine  Pachtgesellschaften  ein.  Die  gtLnttigen  Wir- 
kungen dieser  Massnahme,  welche  auch  eine  Aufhebung  des  Monopols 
zur  Folge  gehabt  hatte,  machten  sich  bald  bemerkbar.  Seit  dem  Ende 
der  sechziger  Jahre  verschaffte  sich  durch  Baggerei ,  Bergbau  (in  den 
üferbergen)  und  Tauchen  der  Grossbetrieb  bei  der  Gewinnung  des 
Bernsteins  Geltung,  und  dies  hatte  eine  enorme  Steigerung  der  Produk- 
tion auf  etwa  das  34fache  der  früheren  Menge  zur  Folge.  Leider  ver- 
lor neben  diesem  Aufschwung  der  Produktion  die  deutsche  Bemstein- 
industrie  immer  mehr  an  Bedeutung,  ausländische,  besonders  Wiener 
Fabrikate  beherrschen  heute  den  Markt  Der  Verfasser  bezweifelt,  dass 
es  möglich  sei,  der  deutschen  Bernsteinindustrie  die  frühere  Blüte 
zurückzuführen,  doch  befürwortet  er  einen  Prohibitiveingangszoll  auf 
Fabrikate,  damit  man  es  so  wenigstens  verhindere,  dass  Deutschland 
gezwungen  sei,  vom  Auslände  seinen  Selbstbedarf  an  Bernsteinfabrikaten 
zu  beziehen.  R.  Z. 


Dr.  B.  yan  der  Borght ,  Der  Einfliiss  des  ZwisehenhaHdels  aaf 
die  Preise  I  aaf  Orond  der  Preisentwiokelang  im  aaehener  Klein- 
liandel.  —  (Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik.)  Leipzig,  Duncker 
&  Humblot,  1888. 

Das  vorliegende  Buch  bildet  den  mühevollen  Versuch ,  einen  Bei- 
trag zur  Beantwortung  eines  vom  Verein  für  Sozialpolitik  vor  2  Jahren 
aofigeschickten  Fragebogens  zu  liefern.  Der  letztere  bezog  sich  auf 
das  Verhältnis  der  Einkaufspreise  des  Kaufmanns  zu  dessen  Ver- 
kaufepreisen im  Kleinhandel,  —  auf  die  Frage,  ob  dieses  Verhältnis 
eine  seinen  Diensten  entsprechende  Vergütung  oder  übermässig  zu 
nennen  sei,  —  endlich,  welche  Ursache  diesem  letzteren  Umstände 
eventuell  zu  Grunde  liege. 

Verfasser  untersucht  die  Kolonial-  und  Materialwarenpreise  Aachens 
seit  den  letzten  30  Jahren,  an  der  Hand  der  Bücher  einiger  der 
grüssten  Häuser  daselbst  Von  107  in  die  Untersuchung  einbezogenen 
Artikeln  weicht  bei  18  die  Preisbewegung  im  Kleinhandel  von  jener 
des  Grosshandels  ab,  bei  weiteren  11  Artikeln  ist  die  Bewegung  der 
Kleinhandelspreise  sehr  selbständig,  und  bei  ungefähr  70  Artikeln  bleibt 
die  Bewegung  der  Verkaufspreise  im  Kleinhandel  mit  jenen  im  Gross- 
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handel  im  Verh&ltniB :  und  zwar  bei  54  daTOn  steht  sie  in  yollständiger 
Uebereinetimmung  zu  jener. 

Da88  diese  Harmonie  ganz  fehlen  kann,  geht  aus  einigen  Beispielen 
recht  lehrreich  hervor.  So  war  der  Verkaufspreis  von  Eichelkaffee 
immer  48  Mk«  bei  einem  Einkaufspreise  von  32.70  Mk.  in  1878  und 
bei  einem  Einkaufapreis  von  27  Mk.  in  1881 ,  und  er  betrug  40  Mk« 
bei  einem  Einkauftpreis  von  31.30  Mk.  (1885)  und  von  32  Mk.  (in  1886). 
Bei  Rosinen  beharrte  der  Verkaufspreis  gleichmftssig  bei  124  Mk.  bei 
einem  Einkaufspreis  von  74  Mk.  (1874)  wie  bei  jenem  von  104.20  Mk. 
(1881),  während  er  bei  einem  Einkaufspreis  von  70.17  Mk.  und  von 
70.30  Mk.  (1883  und  1884)  auf  141  beziehungsweise  106  Mk.  stieg. 
Das  sind  Beispiele  ungeheurer  Verschiebungen. 

Wovon  hängen  nun  dieselben  ab  und  inwiefern  sind  sie  vom  Stand- 
punkte des  Konsumenten  im  einzelnen  nicht  unberechtigt?  Auf  diese 
Fragen  gibt  Verfasser,  weil  er  »nicht  in  alle  Einzelheiten  des  in  Frage 
stehenden  Geschäfts  eingeweiht«  ist,  leider  keine  Antwort;  und  doch  käme 
es,  meinen  wir,  auf  die  Beantwortung  dieser  Fragen  am  meisten  an.  — 

Die  Kleinhandelspreise  haben  im  allgemeinen  die  Tendenz  nicht 
zu  wechseln,  während  sich  jene  des  Qrosshandels  nach  der  Lage  des 
Weltmarktes  bedeutend  verschieben. 

Die  Zuschläge,  welche  der  Kaufmann  fQr  seine  vermittelnde  Th&tig- 
keit  in  Anspruch  nimmt,  betragen  bei  17.4*^/0  sämmtlicher  Artikel,  dap 
ist  bei  acht  Artikeln,  15—20  °/o,  bei  19.4  %  das  ist  bei  9  ArtikeUi  und 
bei  15.2  Vo  das  ist  bei  7  Artikeln  30—40  ^/o;  bei  den  andern  steigt  der 
Zuschlag  von  unter  10%  bis  zu  200%.  Im  Materialwarenhandel  von 
Aachen  weisen  Steinkohle  (mit  100-150%)  und  Putzkalk  (mit  150  bis 
200  ""/o)  die  höchsten  Zuschläge  auf. 

Durch  die  Berechnung  des  Gebrauchs  verschiedener  Haushalte  kam 
der  Verfasser,  bei  seiner  Kenntnis  der  Einkaufspreise,  zur  Berechnung 
des  Verdienstes  des  Kaufmanns.  Derselbe  betrug  z.  B.  in  einem  Fall 
18.40  Mk.  fQr  ein  Jahr ,  wobei  aber  die  erforderlichen  Einkäufe  in  800 
Gelegenheiten  erfolgten,  was  für  sich  allein  Arbeit  erforderte.  Zu  der 
Herbeischaffung  der  bei  diesen  Gelegenheiten  gekauften  Waren  aber 
musste  die  eine  Firma  für  die  meisten  an  je  einem  andern  Orte,  und 
zwar  von  Marseille  bis  nach  Ungarn,  und  von  dort  bis  nach  Smjrna, 
direkte  fiandelsbeziebungen  unterhalten! 

Die  Verteuerung  ist  bei  kleinen  und  kleinsten  Kaufleuten  natürlich 
eine  viel  erheblichere.  Auf  dieselbe  konnte  der  Verfasser  nicht  ein- 
gehen. Es  ist  jedoch  sicher,  dass  die  kleinen  Leute  immer  viel  theurer 
kaufen  als  die  Reichen. 

Das  vorliegende  Buch,  dessen  einleitenden  und  letzten  Seiten  die 
eine  oder  andere  auch  theoretisch  interessante  Bemerkung  enthalten, 
ist  mit  grosser  Mühe  gearbeitet  und  macht  durchaus  den  Eindruck 
einer  gewissenhaften  Arbeit.  — i— 
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Zftkrsewski,  Die  wichtigeren  preassischen  Befonneii  der  länd- 

^  liehen  direkten  Stenern  im  18,  Jahrhondert.    Band  VII,  Heft  2   der 

Staats-  und  sozial  wissenschaftlichen  Forschnngen,  herausgegeben   von 

^  O,  Sehmoller,    Leipcig,  Dunoker  &  Hnmblot,  1887.    99  S. 

Das  18.  Jahrhundert  oder  genauer  die  Zeit  der  unter  der  Herrschaft 

^  des  aufgeklärten  Despotismus  gegenOber  dem  Ständetnm  erstarkenden 

Staatsgewalt,  ist  bekanntlich  eine  Periode  der  Reformen  direkter  Steuern. 
In  Oesterreich  sehen  wir  in  dieser  Richtung  die  Regenten  von  E[arl  V. 
bis  Joseph  II.  thätig,  am  meisten  bekannt  sind  die  Theresianische  und 
Josephinische  Reform  und  insonderheit  der  centesimo  Müanese,  FQr 
Württemberg  hat  Rieche  in  den  wflrtt  Jahrbüchern  für  Statistik  und 

^  Landeskunde  (Jahrg.  1879  I.  S.  71  ff.)  die  damals  begonnene  lOOj&h- 

rige  Reformarbeit,  welche  wesentlich  fortgebildet,  in  den  Hauptzügen 
die  Grundlage  des  heutigen  Steuersystems  bildet,  in  schöner,  übersicht- 
licher Darstellung  geschildert.  Die  ?or liegende  Arbeit,  aus  einer  Doktor- 
Dissertation  hervorgegangen,  gibt  ein  Bild  von  den  damaligen  Reformen 
der  ländlichen  direkten  Steuern  in  den  preussischen  Provinzen:  Ost- 
preussen  (1711—19),  Hinterpommern  (1717 — 19),  Vorpommern  (1691 — 
1717),  Schlesien  (1742—48)  und  Westpreussen  (1772—73). 

Wie  Ostpreussen  im  Mittelalter  sowohl  infolge  seiner  politi- 
schen Entwickelung,  als  auch  insbesondere  wegen  seines  Finanzwesens 
zu  den  hervorragendsten  Territorien  gehört,  so  erweckt  auch  unter  den 
preussischen  Steuerreformen  des  vorigen  Jahrhunderts  die  ostpreussisohe, 
bekannter  unter  dem  Namen  Generalhufenschoss,  am  meisten 
Aufmerksamkeit,  und  sie  bildet  den  Grundstock  der  vorliegenden 
Arbeit.  Seit  der  Zeit  des  Herzogtums  hatte  sich  in  Ostpreussen ,  wie 
sonst  vielfach  in  Deutschland,  ein  eigentliches  ständisches  Steuerwesen 
ausgebildet,  das  unter  der  führenden  Stellung  des  Adels  mittelst  der 
verschiedensten  Steuerarten,  wie  Bierziese,  Bierpfennig,  Kopfgeld,  Hufen- 
schoss  (mit  gleichen  Steuersätzen  für  alle  Hufen) ,  Hom-  und 
Klauenschoss  mehr  und  mehr  zum  Nachteil  der  Städte,  sowie  der 
kleinen  Grundbesitzer  und  armen  Leute  auf  dem  Lande  und  zum  Vor- 
teil des  GrSisgrundbesitzes  entwickelt  wurde.  Nach  vergeblichen  Ver- 
suchen des  grossen  Kurfürsten  gelang  es  dem  König  Friedrich  Wil- 
helm I.  unter  Beihilfe  des  genialen  Grafen  v.  Waldburg,  gegen  den 
heftigsten  Widerstand  der  Stände'),  als  einzige  Grundsteuer  den 
Generalhufenschoss  einzuführen,  wogegen  für  die  kleinen  besitzlosen 
Leute  auf  dem  Lande  der  Kopf-  und  Hornschoss  in  ermässigtem  Betrage 
beibehalten  wurde,  und  an  Stelle  der  fast  durchweg  korrumpierten 


1)  Anm.  Damals  hat  Friedrich  Wilhelm  I.  die  bekannten  Worte  geschrieben, 
als  die  Stände  eine  Beratung  der  Waldburg'schen  Reformpläne  auf  dem  Landtag 
wünschten:  „Die  Habenkommission  soll  seinen  Fortgang  haben  ich  konmie  zu 
meinem  Zweck  und  stabiliere  die  »ouveraineM  and  setze  die  Krone  fest  wie  Rocher 
TOD  Bronce  and  lasse  die  Herrn  Janker  den  Wind  vom  Landtag**. 
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und  bestechlichen  ständischen  Steuerrerwaltung  wohlgeordnete ,  goi- 
bezahlte  and  scharfkontroUierte  staatliche  Steuerverwaltungsorgane 
aufzustellen.  Der  Gleneralhufenschoss,  gleichmässig  die  Güter  des  AdeU 
und  der  Bauern  erfassend,  beruht  auf  einer  möglichst  genauen  GrOssen- 
ermittelung  der  Hufen  (doch  wurde  die  geometrische  Vermessung  An- 
gesichts des  misstrauischen  Widerstrebens  vieler  Besitzer  nur  auf  etwa 
den  6.  Teil  des  Landes  erstreckt),  auf  sorg^ltiger  Bonitierung  und  auf 
einer  rationellen  Roh-  und  Bein-Ertragsberechnung.  Indessen  sollte 
der  von  der  Hnfenkommission  berechnete  Beinertrag  nicht  ohne  weiteres 
die  steuerpflichtige  Katastersumme,  sondern  bloss  für  das  weitere  Ver- 
fahren die  unentbehrliche  sichere  Grundlage  abgeben:  in  Öffentlicher 
Tag^hrt  n&mlich  wurden  die  beteiligten  Steuerpflicfitigen  Aber  die 
von  der  Kommission  nach  Massgabe  der  Eleinertragsberechnung  Torge- 
schlagene  Klassifikation  sämtlicher  Grundstücke  des  Bezirks  Tomommen 
demnächst  die  Ellassifikation  von  dem  Direktor  der  Kommission  endgiltig 
festgesetzt  und  hierauf  von  der  durch  Deputierte  der  Steuerpflichtigen 
verstärkten  Hufen  kommission  für  jede  Hufe  der  Steuersatz  (die  Taxa- 
tion) bestimmt.  Das  Ergebnis  war,  dass  die  Beichen  mehr  als  das 
Doppelte  der  bisherigen  Steuer  zu  zahlen  hatten,  während  die  Armen 
entsprechend  entlastet  wurden. 

Die  Klassifikation  in  Hinter-Pommern,  infolge  des  Wider- 
stands des  Adels  auf  die  Bauerngüter  beschränkt,  von  dem  General- 
major V.  Blankensee  durchgeführt,  beruhte  anf  dem  Prinzip  der  Fest- 
stellung des  wirklichen  Netto-Ertrags  jeder  Hufe ,  wie  er  sich  ans  der 
Verschiedenheit  der  Bonität  und  der  wirtschaftlichen  Lage  der  Aecker 
ergab.  Ermittelt  wurde  aber  nur  der  Natural-Bohertrag ,  von  diesem 
der  Produktionsaufwand  in  einem  bestimmten  aliquoten  Teil  abgezogen, 
der  hienach  sich  ergebende  Natural- Beinertrag  nach  den  laufenden 
Preisen  zu  Geld  umgerechnet  und  dieser  Geldbetrag  endlich  in  Geld- 
einheiten von  je  40  Thaler  —  Hufen  genannt  —  gruppiert ,  eine 
steuertechnische  Manipulation  zu  dem  Zweck  gleiche  Steuerobjekte  und 
bequeme  Bechnung  zu  haben.  Der  Steuersatz  betrug  1722  für  eine 
solche  Hufe  13  Thlr.  15  Gr.,  folglich  35  Vq  des  Beinertragi. 

In  Vorpommern  wurde  auf  Grund  einer  noch  unter  schwedi- 
scher Herrschaft  (seit  1691)  vorgenommenen  geometrischen  Parsellar- 
vermessung  des  ganzen  Landes  ein  Parzellar-Bohertrags-Kataster  auf- 
gestellt mit  der  Eigentümlichkeit,  dass  die  Ländereien  eines  jeden 
Besitzers,  deren  Grösse  zunächst  nach  Quadratruten  vermessen  war, 
nach  der  Bonität  der  einzelnen  Parzellen  und  dem  Ertrag  der  Perti- 
nenzien  (Brauereien,  Brennereien,  Mühlen  etc.)  auf  eine  Anzahl  steuer- 
pflichtiger Normalhufen  gebracht  wurden.  Eine  Normalhufe  um- 
fasste  30  Morgen  ä  300  Quadratruten  besten  Landes  (I.  Klasse),  von 
minder  gutem  Boden  mehr,  z.  B.  von  der  II.  Klasse  1.  Unterabteilung 
40  Morgen,  von  der  III.  Klasse  1.  Unterabteilung  60  Morgen  und  von 
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der  III.  Klasse  5.  ünterabteilimg  180  Morgen  und  so  fort  durch  alle 
10  Bonit&tsklassen  durch. 

Ein  Analogon  zu  diesen  in  Pommern  gebildeten  Katastern  gleicher 
Steuereinheiten  —  der  Hufen  —  bilden,  wie  der  Verfasser  hier 
näher  nachweist,  die  römischen  Grandsteuerkataster  aas  der  Kaiserzeit 
mit  ihren  juga,  eapUa,  cmturue  etc.,  welche  wahrscheinlich  zwar  Acker- 
komplexe  Ton  yerschiedener  geometrischer  GMsse,  aber  von  gleichem 
Geldbrutto-Ertrag  darstellten. 

In  Schlesien,  wo  schon  unter  österreichischer  Herrschaft  im 
Jahr  1721  eine  Vermögenssteuer  an  Stelle  des  verfallenen  Kontribu- 
tionswesens angeordnet  gewesen  war  und  bereits  in  wertvollen  Vor- 
arbeiten Gestalt  gewonnen  hatte,  nahm  die  preussische  Regierung  als- 
bald nach  der  Besitzergreifung  die  Steuerreform  auf  (1742—48).  Unter 
Leitung  des  geistvollen  und  thatkr&ftigen  Ministers  v,  Münchow  wurde 
mittelst  eines  sinnreichen,  aber  künstlichen,  jedoch  wie  der  Verfasser 
vermutet,  der  Wirklichkeit  im  allgemeinen  entsprechenden  Systems 
von  durchschnittlichen  Annahmen  über  die  Wirtschafts-Einrichtung  der 
Natural-Beinertrag  der  GrandstQcke  ermittelt  und  hieraus  ein  pro- 
gressiv abgestuftes  Grundkataster  dadurch  hergestellt,  dass 
der  Natural-Ertrag  nicht  nach  gleichmässigen ,  sondern  nach  mit  dem 
höheren  Körnerertrag  (besseren  Bonität)  steigenden  Getreidepreisen  zu 
Geld  gerechnet  wurde.  Daneben  teilte  man  sämtliche  Kreise  der  Pro- 
vinz entsprechend  den  durchschnittlichen  lokalen  Getreidepreisen  in 
4  Preisklassen  ein.  Hienach  berechnet  sich  z.  B.  der  steuerpflichtige 
Geldreinertrag  (Katastersumme)  fOr  1  Betriebseinheit,  deren  jährlicher 
Ertrag  im  Winter-  und  Sommerfeld  (3- Felder  Wirtschaft  mit  Brache) 
je  10  Scheffel  beträgt,  in  der  I.  (höchsten)  Preisklasse  bei  SCachem 
Körnerertrag  zu  16  Thlr.  5  Gr.,  bei  Gfachem  Körnerertrag  zu  105  Thlr. 
4  Gr.  Ferner  wurden  auch  die  übrigen  Einkommenszweige  des  platten 
Landes  (Einnahmen  aus  Viehzucht,  Brauereien,  Brennereien  etc.,  die 
Geld-  und  Natural-Einkünfte  des  Adels  und  der  Geistlichkeit  aus  der 
Leibeigenschaft)  ermittelt  und  katastriert;  endlich  den  kleinen  besitz- 
losen Leuten  und  Handwerkern  auf  dem  Lande  eine  Peraonalsteuer, 
genannt  Nahrungsgeld,  angesetzt.  Dem  schlesischen  Kataster 
geben  sachverständige  Zeitgenossen  das  Zeugnis,  dass  es  das  vollstän- 
digste und  genaueste  in  seiner  Art  sei. 

WestpreuHsen  endlich  erhielt,  im  J.  1772  wieder  an  Preussen 
gelangt,  durch  Friedrich  des  Grossen  Order  vom  11.  Mai  1772  eine  nach 
den  Prinzipien  des  Generalhufenschosses  eingerichtete  neue  Kontributions- 
verfassung. Auch  hier  gelangte  die  geometrische  Vermessung  nur  in 
einem  Teil  der  Provinz  zur  Durchführung.  Hervorzuheben  ist  im  übrigen 
nur,  dass  den  leibeigenen  Bauern  alle  Reallasten  und  Frohnen,  die  sie 
an  Adel  oder  Geistlichkeit  zu  leisten  hatten,  als  dauernde  Ausgaben 
und  Produktionskosten  von  dem  ermittelten  Geldrohertrag  abgezogen 
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wurden.  Die  leibeigenen  Baaem  erscheinen  somit  hier  snm  erstenmal 
als  selbständige  Wirtschaffcssobjekte,  als  ökonomisch  gleiche  Individuen 
neben  Adel  and  Geistlichkeit.  Den  wenig  oder  nichts  besitzenden 
Leuten  und  Handwerkern  auf  dem  Lande  legte  man,  wie  in  Ostpreussen 
und  Schlesien^  eine  Personal- Klassensteuer  von  Vs  Thlr.  bis  2  Thlr.  — 
Schutzgeld  genannt  —  auf.  Jedoch  nur  gewisse  Kategorien  von  Hand- 
werkern durften  auf  dem  Lande  bleiben,  die  übrigen  Handwerker  aber, 
sowie  sämtliche  Juden,  welche  fast  überall  das  ländliche  Sobankge- 
werbe,  sowie  häufig  die  Branereiea  und  Brennereien  in  Händen  gehabt 
hatten,  in  die  Städte  (Acdsestädte),  die  Betteljuden  sogar  Landet 
verwiesen. 

üeberhaupt  wurden,  wie  der  Verfasser  mehr&kch  andeutet,  diese 
Katasterarbeiten  als  ein  Hebel  zu  sozialpolitischen  Massregeln,  insbe- 
sondere zur  Hebung  des  gedrückten  Bauernstandes  benützt  So  z.  B. 
in  Ost-  und  Westpreussen ,  so  erwies  sich  aber  auch  in  Pommern  die 
Steuerreform,  obwohl  auf  die  bäuerlichen  Grundbesitzer  beschränkt, 
doch  als  ein  Förderungsmittel  für  den  Bauernstand,  insbesondere  des- 
halb, weil  durch  die  genaue  Inventarisierung  des  Besitzstandes  und 
der  bäuerlichen  Lasten  an  Frohnen  etc.  weiteren  üebergriffen  des  Adels 
ein  Damm  gesetzt  worden  war. 

Die  Arbeit  beruht,  wie  schliesslich  noch  besonders  hervorgehoben 
werden  soll,  auf  mühsamen  und  sorgfältigem  Studium  der  Akten  in 
den  Staatsarchiven  zu  Berlin,  Breslan,  Stettin  und  Posen.  Einzelne 
Flüchtigkeiten  des  Ausdrucks,  wie  S.  11  »des  künftigen  Jahres«  statt 
»des  nächstfolgenden  Jahres«  oder  S.  73  ^ Wintersaat«  und  »Somme- 
rung« statt  »Ertrag  des  Winterfeldes«  bezw.  »Sommerfeldes«  wird 
der  Leser  leicht  selber  berichtigen.  Im  übrigen  verdient  der  Fleias 
und  die  Sorgfalt,  womit  hier  neue  »Bausteine  zum  Denkmal  prenssi- 
scher  und  deutscher  Finanzgeschichte«  beigebracht  werden,  alle  An- 
erkennung. H.  Z. 

Keilwagen,  Die  Besteuerung  des  Branntweins.  Zusammenstellung 
der  sämmtlichen,  vom  1.  Oktober  1887  ab  giltigen  Gesetze  und  Ver- 
waltungsvorschriften. Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht  1888.  292  S. 
Preis  5  Mk. 

Eine  recht  brauchbare  Zusammenstellung  der  im  Königreich 
Preussen  geltenden  Bestimmungen  über  die  Besteuerung  des  Brannt- 
weins. Die  Schrift  enthält  nach  einer  kurzen  technischen  und  histori- 
schen Einleitung  den  Abdruck  der  Beichsgesetze  vom  8.  Juli  1868, 
24.  Juni  1887  und  19.  Juli  1879,  sowie  der  zu  dem  Gesetz  vom  24.  Juni 
1887  vom  Bundesrat  beschlossenen  vorläufigen  Ausführungsbestimmungen 
vom  27.  September  1887,  und  dazu  in  Fussnoten  mit  Petitschrift  die 
in  Preussen  ergangenen  Spezialbestimmungen  zu  den  genannten  Ge- 
setzen nebst  dem  aus  den  Motiven  des  Gesetzes  von  1887  sich  ergeben- 
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den  Auslegungsmaterial.  Der  umfUnglicbe  Eommissionsbericht  zu  dem 
Gesetz  vom  24.  Juni  1887,  welcher  ebenfalls  manches  Auslegungsmate- 
rial enthält,  ist,  so  viel  wir  bemerken  konnten,  nicht  verwertet 

Die  Arbeit  beschränkt  sich  auf  das  in  Preussen  geltende  Recht. 
Dies  mu8s  bei  der  Benützung  festgehalten  werden.  So  gilt  z.  B.  die 
vom  Verfasser  S.  16  erwähnte  Beschränkung  bezfiglich  der  Zulassung 
zu  der  Verbrauchsabgabenabfindung  nur  Hir  das  Königreich  Preussen, 
während  man  z.  B.  in  Bayern  und  Württemberg  und,  so  viel  uns  be- 
kannt, auch  in  Baden  von  dem  ganzen  durch  das  Gesetz  bezw.  durch 
den  Bundesratsbeschluss  vom  27.  September  1887  hiefür  zugelassenen 
Spielraum  Gebrauch  gemacht  hat. 

In  der  technischen  Einleitung  dürfte  nach  dem  heutigen  Stand  der 
Technik  in  einer  etwaigen  2.  Auflage  angeführt  werden,  dass  zum 
Zweck  der  Zuckerbildung  in  der  Regel  und  ökonomisch  viel  vorteil- 
hafter bei  der  Einmaischung  Grünmalz  nicht  Dörrmalz  verwendet  wird. 
Auch  was  über  die  Hefe  und  ihre  Bereitung  gesagt  wird,  bedarf  einer 
Revision  nach  dem  heotigen  Stand  der  Wissenschaft.  Was  die  An- 
ordnung der  Zusammenstellung  betrifll,  so  wäre  es  wohl  richtiger  ge- 
wesen, das  Gesetz  vom  24.  Juni  1887  voranzustellen  ,  nicht  dasjenige 
vom  8.  Juli  1868,  da  erst  durch  das  erstgenannte  (§  40)  das  Gesetz 
von  1868  allgemeine  Geltung,  insbesondere  auch  in  den  älteren  preussi- 
schen  Provinzen,  wo  bis  dahin  noch  die  Eabinetsordres  vom  20.  Nov. 
1820,  bezw.  10.  Januar  1824  etc.  bestanden  hatten,  erlangt  hat. 

Noch  sei  besonders  erwähnt,  dass  das  Werk  im  Anhang  eine  Be- 
schreibung der  Siemma'Bchen  Alkohol messapparate  mit  lithographierten 
Abbildungen  enthält.  H.  Z. 

M.  W.  P.  Treab)  Privatdozent  zu  Amsterdam,  Bntwikkeling  en 
Verband  Tan  de  Bijks-,  ProTinoiale-  en  Oemeentebelastingen  in 
Hederland.    Leiden,  S.  S.  van  Doeeburgh,  1885. 

Im  genannten  Werk  liegt  eine  fleissige  und  verdienstvolle  Arbeit 
uns  vor.  Dieselbe  verdankt  ihren  Ursprung  einer  im  Jahre  1883  durch 
die  Universität  Utrecht  ausgeschriebene  Preisbewerbung ;  man  wünschte 
eine  Untersuchung  über  den  Zusammenhang  zwischen  Staats-  ,  Provin- 
zial-  und  Gemeindesteaem  in  den  Niederlanden  seit  1795 ;  die  Schrift 
des  Verfassers,  der  sich  beteiligt  hatte,  wurde  mit  dem  Preise  gekrönt; 
aas  einer  Erweiterung  and  Umarbeitung  derselben,  bei  welcher  den 
Bemerkungen  der  Preisrichter  Rechnung  getragen  wurde,  ist  das 
gegenwärtige  Werk  hervorgegangen.  In  demselben  Oberwiegt  das 
geschichtliche  Element;  die  Darstellung  der  Entwickelung  des  Besteue- 
rangswesens  ebenso  des  Staats  wie  der  Provinzen  und  Gemeinden 
wird  von  der  Union  zu  Utrecht  —  1579  —  welche  für  die  Begründung 
auch  eines  selbständigen  Niederländischen  Besteuerungswesens  den  Aus- 
gangspunkt gebildet  hatte,  bis  zur  Gegenwart  geführt;  daran  reiht 
ZelUohr.  f.  Staatsw.  1888.    HL  Helt  38 
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sich  eine  Beurteilong  des  bestehenden  ZüstandeSi  die  in  ReformTor- 
schlage  ausläuft  Die  bereits  in  SicJdnga'B  Werk  *)j  erfolgreich  behan- 
delte Aufgabe,  einer  geschichtlichen  Bearbeitung  des  reichhaltigen  aof 
die  Entwicklung  des  Niederländischen  Stenerwesens  bezüglichen  Ma- 
terials, ist  hier  in  noch  umfassenderer  und  systematischerer  Weise 
gelöst,  üebersichtlichkeit  und  Qleichmässigkeit  zeichnen  die  Dantel- 
lung  vorteilhaft  aus;  in  der  finanzwissenschaftlichen  Litteratar  auch 
des  Auslandes  und  zwar  namentlich  Deutschlands  zeigt  der  Verfasser 
sich  wohlbewandert. 

Der  historische  Teil  des  Buches  zerfällt  in  zwei  Hauptabechnitte, 
Ton  denen  der  erste  die  Zeit  bis  zur  Wiedergewinnung  der  Unabhängig- 
keit 1813,  der  zweite  die  weitere  Entwicklung  bis  zur  Gegenwart 
umfasst;  die  Entstehung  der  Elemente  des  Niederländischen  Steuer- 
wesens fällt  fast  durchgehends  in  die  erste  Periode,  während  die  zweite 
über  anderweitige  Kombinationen  dieser  Elemente  nur  wenig  hinaus- 
gekommen ist.  Jener  erste  Hauptabschnitt  zerlegt  sich  wieder  in 
mehrere  Abschnitte,  von  denen  der  erste  die  Zeit  bis  1795  umfasst  und 
deren  folgende  die  Perioden  der  Bata vischen  Bepublik,  des  Königreichs 
Holland  und  der  Vereinigung  mit  Frankreich  behandeln;  während  die 
erste  Periode  als  die  der  selbständigen  Rechtsentwickelnng  der  Nieder- 
lande bezeichnet  werden  kann,  charakterisieren  'sich  die  folgenden 
durch  den  wachsenden  Einfluss  Frankreichs,  der  mit  der  Einverleibung 
in  letzteren  Staat  —  1810  —  seine  höchste  Stufe  erreicht. 

Zwei  Momente  sind  es,  welche  das  Steuerwesen  der  ersten  Periode 
charakterisieren:  weitgehende  Dezentralisation  und  das  Vorwal- 
ten indirekter  Besteuerung;  jene  Dezentralisation  entsprach  der  Idee 
des  Bundesstaats,  wie  er  aus  der  Union  von  Utrecht  hervorgegangen 
war.  Die  Aufgaben,  welche  derselbe  sich  gestellt  hatte,  beschränkten 
sich  im  wesentlichen  auf  die  Sicherstellung  der  Unabhängigkeit  and 
die  Schaffung  der  Mittel  der  gemeinsamen  Verteidigung;  zur  Unter- 
haltung der  Flotte  wurden  für  Rechnung  der  Union  Schifffahrtsabgaben 
und  Warenzölle  erhoben,  deren  Ertrag  jedoch  für  die  Deckung  dieses 
Bedarfs  nicht  einmal  zureichte.  Der  Rest  nebst  den  Kosten  der  Ver- 
teidigung zu  Lande  wurde  durch  die  einzelnen  Staaten  (Proyinzen) 
aufgebracht,  denen  in  der  Hauptsache  auch  die  Erfüllung  der  Aufgabe 
der  inneren  Verwaltung  oblag.  Der  Schwerpunkt  des  Steuerwesens  lag 
daher  in  der  Besteuerung  seitens  der  Provinzen,  welche  ihren  Bedarf 
zum  grössten  Teil  durch  auf  die  wichtigsten  Verzehrungsgegenstände 
gelegte  in  Verbindung  mit  provinziellen  Eiugangssteuem  erhobene  Accisen, 
durch  Stempel-,  Besitz  Wechsel-  und  Erbschafts- Abgaben,  durch  Wiege- 
und  Messgelder  sowie  einzelne  sonstige  Gebühren  deckten;  daneben 
gab  es  einige  direkte  Steuern.     Die  Gemeinden   bestritten  ihren  Aof- 

1)  Siehinga,  Geschiedenis  der  Nederlandsche  Belastiugen  sedert  dem  Jaar  leio. 
Utrecht,  Beyers,  18Si. 
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wand  durch  besondere  kommanale  Steaem  und  Gebühren  verschiedener 
Art;  unter  den  Steuern  prävalierten  in  den  Städten  Accisen,  in  den 
Landgemeinden  persönliche  Umlagen.  Die  Verschiedenheit  der  Einrich- 
tungen war  zwischen  den  Provinzen  und  noch  mehr  zwischen  den 
Gemeinden  eine  erhebliche,  der  der  örtlichen  Autonomie  eingeräumte 
Spiebraum  ein  weiter;  der  Druck  der  miteinander  konkurrierenden 
Steuern  wurde  nicht  selten  als  ein  ebenso  ungleicher  als  unverhältnis- 
mässiger empfunden. 

Im  Gegensatz  zu  dieser  Vielgestaltigkeit  geht  durch  die  in  der 
batavischen  Republik  und  sodann  im  Königreich  Hol- 
land zur  Ausführung  gebrachten  Formen  ein  nivellierender 
und  aof  Herstellung  grösserer  Einheit  gerichteter  Zug ,  der 
seinen  Ausdruck  zunächst  in  der  Aufhebung  der  Privilegien  und  Steuer- 
befreiungen sowie  darin  fand,  dass  die  von  den  Provinzen  seither  er- 
hobenen Eingangszölle  auf  den  Staat  öbertragen  wurden ;  im  übrigen 
zeigte  die  Finanz-Politik  der  Regierung  mannigfache  Schwankungen, 
je  nachdem  in  ihr  die  zentralisierende  mit  einer  mehr  der  Selbständig- 
keit des  örtlichen  Gemeinwesens  Rechnung  tragenden  Richtung  ab- 
wechselte; zur  Begründung  eines  einheitlichen  Steuersystems  kam  es 
erst  durch  Isaak  Jan  Alexander  Oopel  —  nach  des  Verfassers  Urteil 
das  bedeutendste  Finanz-Talent  der  Niederlande  —  welcher  im  letzten 
Jahre  der  Republik  und  demnächst  unter  König  Ludwig  das  Finanz- 
Ressort  leitete.  Dies  System,  das  in  manchen  Punkten  den  vorbildlichen 
Einfluss  der  französischen  Gesetzgebung  erkennen  lässt,  beruht  doch 
zu  einem  grossen  Teil  auch  auf  der  Ausführung  eigener  Gedanken  des 
Urhebers  bezw.  auf  der  Weiterbildung  ursprünglich  niederländischer 
Einrichtungen.  Dasselbe  setzt  sich  aus  direkten  und  indirekten 
Steuern  zusammen.  Im  Vordergrund  der  erstem  steht  den  Anschau- 
ungen der  Zeit  entsprechend  die  Grundsteuer,  die  vom  Werte  der  un- 
beweglichen Güter,  berechnet  nach  dem  jährlichen  Mietsertrage,  er- 
hoben werden  soll;  daneben  steht  eine  nach  dem  Mietswerte  der  be- 
nutzten Gebäude  und  Ländereien  veranlagte  Personalsteuer,  zu  deren 
Ergänzung  eine  vom  Werte  des  Mobiliars  erhobene  Mobiliarsteuer, 
eine  Herdstellensteuer  —  zu  entrichten  von  jeder  mehr  als  zwei  Herd- 
stellen benutzenden  Familie  —  eine  Dienstboten-,  eine  Pferde-  und  eine 
Rindviehsteuer  bestimmt  ist.  Alle  diese  Steuern  beruhen  auf  dem  Ge- 
danken, auf  grund  der  Basen,  wie  sie  gewisse  Kriterien  des  Aufwandes 
und  der  wirtschaftlichen  Lebenshaltung  an  die  Hand  geben,  das  Ein- 
kommen bezw.  die  Leistungsfähigkeit  zu  treffen.  Ein  Pendant  zu  der 
von  den  im  Inlande  gehaltenen  Pferden  erhobenen  Pferdesteuer  bildete 
die  Landpassagesteuer,  welche  fremde  Fuhrleute  und  Reisende  zu  ent- 
richten hatten.  -—  Zu  den  indirekten  Steuern  wurde  in  Qopel's 
Steuersystem  in  erster  Linie  die  Patentsteuer  von  Handel  und  Gewerbe 
gerechnet,  die    zugleich  eine  Besteuerung  gewisser  Bethätigungen  des 
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Luxus   als    der    öffentlichen    Lustbarkeiten,    des    Tragens    gepuderten 
Haares,  der  Ausübung  der  Jagd  umfasste.     Das  wichtigste  Element  in 
der  indirekten  Besteuerung  bildeten  indessen  die  Acdsen,  Verbrauchs- 
steuern,  die  von  Salz,  Seife,  Weizen-,  Spelt-  und  Roggenmehl,  Schlacht- 
vieh, Torf,  inländischem  Eombranntwein  und  Wein  zu  erheben  waren, 
wogegen  die  früheren  Accisen  auf  Tabak  und  Bier  in  Wegfall  kamen. 
Zum  Teil  in  Wechselbeziehung  zu  dieser  Besteuerung  des  inländischen 
Verbrauchs  standen  Eingangszölle,  die  von  einer  Anzahl  ausländischer 
Produkte  erhoben  wurden  und  von  denen   manche  schutzzöllneriachen 
Zwecken  dienten.    Die  früheren   Pro vinzial -Eingangs- Abgaben    kamen 
in  Wegfall;  unter  entsprechender  Umgestaltung  forterhoben  bezw.  nen 
eingeführt  wurden:  Konvoi-  und  Lizenzgelder,   eine  auf  dem    binnen- 
ländischen   Schifffahrtsverkehr    ruhende    Last-,    Wasser-Plaisier-    und 
Passagesteuer,   die  Mess-    und  Wiegesteuer.    Eine  wichtige  Einnahme- 
quelle ferner  bildeten  Erbschafts-  und  Stempelsteuern;  letztere  —  das 
sogenannte   kleine    Siegel  —  teils   von   Gegenständen   des   Luxus    als 
Hüten,  Handschuhen,  modischen  Strümpfen  und  Beinkleidern,  Taschen- 
und  Stutz-Uhren,  Parfümerien,  Kupferstichen,  Spielkarten,  Kalendern, 
Almanachen,  Zeitungen,  teils  von  Urkunden  und  Rechtsgeschäften  er- 
hoben;  daneben   gab  es   noch   ein    sogenanntes  Kollektiv-Siegel    oder 
Billetgeld,  welchem  die  Quittungen  Ober  bezahlte  Steuern  unterworfen 
waren  und  das   zugleich   zur  Kontrolle  des  Eingangs   dieser   letzteren 
diente.    Ein  späteres  Gesetz  vom  11.  März  1807  fügte  dieser  Steuer  eine 
weitere  von  dem  Verkauf  von  Gold-  und  Silberwareu  hinzu.    Ein  vom 
König  Ludwig  unternommener  Versuch  zu  vorübergehender  Einfilhrnng 
einer   allgemeinen    Einkommensteuer   behufs   Deckung   des   Zins-    und 
Amortisationsbedarfs  einer  Anleihe  von  30  Mill.  Fl.   missglüökte.     Die 
Departements  waren  in   erster  Linie  auf  Zuschüsse   aus   Staats-Fonds 
angewiesen,  welche  im  Staatsbudget  mehr  vorgesehen  werden  muraten; 
subsidiär   konnte    ihnen   die   Erhebung   besonderer   Steuern    gestatte 
werden.    Die  Erhebung  der  Gemeindesteuern  unterlag  der  Genehmigung 
der  an  die  Stelle  der  Provinial- Verwaltung    getretenen  Departements- 
Behörde  und  demnächst  der  Prüfung  des  Staatsraths.    Gemeinden  Ton 
weniger  als  2000  Einwohnern   sollten    der  Regel    nach   ihren   Bedarf 
durch  persönliche  nach  dem  Vermögen  der  Einwohner  sich  abstufende 
Umlagen  aufbringen;  in  grösseren  wie  überhaupt  in  solchen  Gemeinden, 
in  denen  auf  diese  Weise  das  Erfordernis  nicht  gedeckt  wurde,  konnten 
Zuschläge  zugelassen   werden,    mit  denen  unter  Einhaltung  einer   ge- 
wissen Reihenfolge  die  meisten  Staatssteuern  belastet  werden  durften; 
ausserdem   war  die  Erhebung  einer  massigen  Abgabe   an   öffentlichen 
Schaustellungen   bei   Trauungen   und  Begräbnissen  sowie  gewisser  Ge- 
bühren gestattet    Wenn  auch  das  Prinzip  einer  Besteuerung  nach  der 
Leistungsfähigkeit  im  System  Göpel  nur  unvollkommen   zur  DurchfQh- 
rnng  kam,  so  zeigte  die  Behandlung  der  Ertragssteuern  sowie  die  weite 
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Bemessung  des  der  Besteuerung  nach  dem  Lebensaufwande  eingeräumten 
Geltungsbereichs  dennoch  das  Bestreben,  der  Abstufung  des  Vermögens 
und  des  Einkommens  thunlichst  zu  folgen ;  den  bisherigen  Einrichtungen 
passte  das  System  sich  in  einer  im  allgemeinen  glücklichen  Weise  an. 

Die  im  ganzen  günstige  Beurteilung ,  welche  diesem  Systeme 
zu  Teil  wurde,  Hess  die  üebertragung  der  französischen  Einrich- 
tungen, wie  sie  eine  Folge  der  Einverleibung  der  Niederlande  in  das 
Königreich  bildete ,  schon  von  vornherein  nur  wenig  populär  er- 
scheinen; in  den  Anschauungen  der  Bevölkerung  vermochten  diese 
Einrichtungen  in  nur  geringem  Masse  Boden  zu  gewinnen.  Wiewohl 
manche  dem  System  Oopel  angehörige  Steuern  sich  auch  in  dem  fran- 
zösischen Besteuerungs-System  finden,  so  ruhen  sie  doch  hier  meist  auf 
ganz  anderer  Grundlage;  als  ein  wichtiger  unterschied  vor  allem  ist 
es  zu  bezeichnen,  dass  die  nunmehr  auf  die  Niederlande  übertragenen 
französischen  direkten  Steuern  mit  Ausnahme  der  Patentsteuer 
Repartitionssteuem  waren.  Als  eine  Eonsequenz  ergab  sich  die  Aus- 
dehnung der  hinsichtlich  der  Feststellung  der  Departements-,  Arron- 
dissements-  und  Gemeinde-Kontingente,  der  Grund-,  Personal-  und 
Mobiliar-  und  der  Thfir-  und  Fenstersteuer  in  Frankreich  bestehenden 
Verfahrens  auf  die  Niederlande.  Die  indirekten  Steuern  zerfielen 
in  die  Einregistrierungs-Stempel-  und  Hypotheken- Abgaben ,  die  unter 
dem  Namen  der  droits  riums  begriffenen  Abgaben  von  Getränken, 
Tabak,  Salz,  Spielkarten,  Schiffen  und  öffentlichen  Fahrzeugen ;  endlich 
die  Auslandszölle.  An  die  Stelle  der  Zuschüsse,  welche  bis  dahin  die 
Departements-  und  Staats-Fonds  bezogen  hatten,  traten  Zuschläge  zu 
den  direkten  Staatssteuern  —  5  Prozent  zur  Grund-  und  Personalsteuer 
— ;  auch  die  Gemeinden  wurden  auf  derartige  Zuschläge  sowie  auf  eine 
Vorwegnahme  von  8  Prozent  der  Gewerbesteuer  angewiesen;  reichte 
der  Ertrag  dieser  Einnahmequellen  nicht  aus,  so  konnten  die  Gemein- 
den zur  Erhebung  von  Oktroi  nach  den  durch  die  französische  Gesetz- 
gebung gegebenen  Normen  autorisiert  werden ;  es  war  eine  Konzession 
an  den  vorgefundenen  Zustand,  dass  den  Gemeinden  von  weniger  als 
2000  Einwohnern  die  vorläufige  Forterhebung  persönlicher  Umlagen 
gestattet  wurde.  Vor  allem  die  Höhe  der  droits  riunis  bildete  einen 
Gegenstand  von  Klagen,  aber  auch  die  Einregistrierungs-Gebühren 
drückten  hart,  die  hohe  Belastung  der  Mietswerte  wurde  sehr  empfunden. 

Es  war  daher  natürlich ,  dass  man  nach  Wiedergewinnung 
der  Selbständigkeit  an  die  frühere  Entwickelung  und  vor 
allem  an  das  System  Göpel  wieder  anzuschliessen  suchte;  einstweilen 
jedbch  wurde  eine  umfassendere  Reform  durch  die  Verhandlungen  ver- 
zögert, welche  sich  an  die  Sonderung  des  Staatshaushalts-Etats  in  ein 
festes  und  ein  variables  Budget  anknüpften.  Nachdem  bereits  in- 
zwischen einzelne  Steuern  eine  Umgestaltung  erfahren  hatten,  brachte 
das  Gesetz  vom  12.  Juli  1821  eine  systematische  Neuregelung  der  Be- 
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Steuerung ;  dasselbe  wurde  die  Basis  des  noch  jetzt  bestehenden  Zustandee. 
Darnach  umfasst  das  Staatssteuersysteni  an  direkten  Steuern  die 
Grund-  und  Gebäude-,  die  Patent-.  (Gewerbe-)  und  die  Personalsteuer; 
an  indirekten  die  Einregistrierungs-,  Stempel-,  Gerichtsschreiberei- 
und  Hypotheken- Abgaben ,  die  Erbschaftssteuer,  die  Accisen ,  die  Ein-, 
Aus-  und  Durchfuhrzölle ,  sowie  die  Zölle  auf  Staatsstrassen  und  Ge- 
wässern und  die  Abgaben  von  Gold-  und  Silberwaren.  Von  den 
direkten  Steuern  ist  die  Patentsteuer  am  meisten  in  der  Entwicke- 
lung  zurückgeblieben ,  wogegen  die  ümwandelung  der  Grundsteuer  ^ 
das  Kataster  wurde  1831  vollendet  —  in  eine  vom  Beinertrage  der 
Liegenschaften  zu  erhebende  Quotitätssteuer  was  die  Gebäudesteuer 
anlangt  durch  das  Gesetz  vom  22.  Juli  1873,  betreffe  der  Steuer  von 
unbebautem  Grundeigentum  dagegen  durch  das  neue  Gesetz  vom 
25.  April  1879  zum  Abschluss  gebracht  worden  ist.  Der  PerBonalsteoer 
liegt  die  Idee  einer  Besteuerung  des  Einkommens  auf  der  Grundlage 
gesetzlich  bestimmter  Aufwands-Kriterien ,  welche  einen  Rückschluss 
auf  das  Mass  der  Leistungsfähigkeit  gestatteten,  zu  Grunde;  diese 
Kriterien  sind:  die  Höhe  des  Mietzinses,  die  Zahl  der  Thüren  uod 
Fenster,  die  Zahl  der  Herdstellen,  der  Wert  des  Mobiliars,  die  Zahl 
der  Dienstboten  und  der  gehaltenen  Pferde;  auch  diese  Steuer  wird 
nicht  als  Repartitionssteuer  sondern  nach  festen  Sätzen  erhoben.  Von 
weit  überwiegender  Bedeutung  sind  im  niederländischen  Steuersystem, 
jener  ursprünglichen  Anlage  desselben  entsprechend,  die  indirekten 
Steuern  geblieben ;  sie  ruhen  teils  auf  dem  Rechts-  und  Urkunden- 
verkehr  —  Einregistrierungs-,  Gerichts-,  Hypotheken-  und  Stempel* 
Steuer  —  teib  auf  dem  Verbrauch  von  Waren  und  dem  Handel  mit 
solchen  —  Accisen-,  Ein-,  Durch-  und  Ausfuhrzölle  —  teils  auf  dem 
Schifffahrtsverkehr  —  SchifiTahrtssteuer,  Tonnengelder  —  unter  ihnen 
sind  das  finanziell  bei  weitem  erheblichste  Objekt  die  sogenannten 
Accisen,  d.  h.  die  Steuern  vom  inländischen  Verbrauch;  sie  werden« 
nachdem  die  Steuer  vom  Mehl  durch  Gesetz  vom  13.  Juli  1855,  die 
vom  Brennmaterial  durch  Gesetz  vom  31.  Dezember  1863  abgeschafft 
worden  ist,  noch  in  Salz,  Schlachtvieh,  Wein,  destillierten  Getränken, 
Bier,  Essig,  Zucker  und  Seife  erhoben.  Mit  Eingangszöllen  sind  nament- 
lich Tabak,  Zigarren,  Theo,  Spezereien  nicht  unerheblich  belastet.  Wenn 
hiernach  im  System  der  Staatssteuer  die  indirekten  Steuern  das  wich- 
tigste Glied  bilden ,  so  ist  dagegen  aus  der  Provinzial-  und  Q e- 
meindebesteaerung  das  Element  im  Laufe  der  neueren  Eni* 
Wickelung  gänzlich  ausgeschieden.  Die  Provinzen  sind  auf  Zuschläge 
zu  der  Staatssteuer  angewiesen ,  welche  jedoch ,  nachdem  die  früher 
erhobenen  Provinzial- Accisen  mit  dem  Jahre  1856  in  Wegfall  gekommen 
sind  ,  nicht  mehr  von  den  Verbrauchssteuern  sondern  nur  noch  von 
der  Grund-  und  Personalsteuer  erhoben  werden  dürfen;  die  Erhebung 
ist  durch  ein  zugleich  den  Verwendungszweck  feststellendes  Gesett  ni 
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autorisieren.  Daneben  besteht  in  Nord-Brabant  noch  eine  besondere 
Steuer  von  Pferden  and  Zugvieh,  ausserdem  finden  sich  als  Einnahme- 
quellen der  Provinzen  Gebühren  verschiedener  Art.  Einen  weit  um- 
fangreicheren Spielraum  hatten  seit  der  Zusammengehörigkeit  mit 
Frankreich  die  Verbrauchsteuern  im  Haushalt  der  Gemeinden.  Bei 
der  durch  die  französische  Gesetzgebung  eingeführten  Erhebung  von 
5  Prozent  Zuschlägen  zur  Grund-,  Personal-  und  Mobiliarsteuer  seitens 
der  Gemeinden  und  bei  den  zur  Ergänzung  dieser  Einnahmen  zuge- 
lassenen Oktrois  verblieb  es  auch  nach  der  Abtrennung  von  Frankreich  j 
die  Vorwegnahme  von  8  Prozent  vom  Ertrage  der  Patentsteuer  kam 
dagegen  in  Wegfall.  Obgleich  zu  jenen  5  Prozent  demnächst  noch 
zwei  weitere  kamen,  deren  Erhebung  den  Gemeinden  —  seit  1834  nur 
noch  von  der  Personalsteuer  —  überlassen  war,  blieb  der  Ertrag  doch 
regelmässig  ein  unzureichender,  so  dass  in  kleineren  Gemeinden  durch 
persönliche  Umlagen,  in  grösseren  durch  Oktrois  beaw.  Zuschläge  zu 
den  Staats- Accisen  eine  Ergänzung  der  Einnahmen  herbeigeführt  werden 
musste.  Eine  wirksame  Schranke  wurde  der  üeberhandnahme  der  Be- 
lastung notwendiger  Verbrauchsartikel  erst  durch  das  Gemeinde-Gesetz 
vom  29,  Juni  1851  gezogen;  darnach  durften  Gemeinde- Accisen  von 
Salz,  Seife,  Kartoffeln,  Ferkel-  und  Schaffleisch  überhaupt  nicht,  von 
anderen  Gegenständen  aber  nicht  über  einen  dem  Prinzipal-Betrage 
der  Staats- Accise  mindestens  gleichen  Betrag  hinaus  erhoben  werden. 
Die  Erhebung  war  ferner  dadurch  bedingt,  dass  die  direkten  Staats- 
steuern bereits  bis  zu  einem  gewissen  Masse  mit  Zuschlägen  belastet 
seien  und  dass  ein  dem  Ertrage  dieser  Zuschläge  mindestens  gleicher 
Betrag  an  persönlicher  Umlage  bereits  erhoben  werde;  zugelassen 
waren  an  Zuschlägen  zu  den  direkten  Steuern  15  Prozent  auf  die  Ge- 
bäude-, 10  auf  die  sonstige  Grund-  und  25  auf  die  Personalsteuer.  Die 
öffentliche  Meinung,  deren  Strom  gegen  die  Belastung  notwendiger 
Lebensbedürfnisse  gerichtet  war,  gab  sich  jedoch  mit  dieser  Einschrän- 
kung noch  nicht  zufrieden  und  forderte  immer  lauter  völlige  Aufhebung 
der  kommunalen  Verbrauchs- Abgaben ;  dieselbe  erfolgte  durch  das 
Gesetz  vom  7.  Juli  1865.  Zum  Ersatz  der  von  den  Gemeinden  aus  den 
Oktrois-  bezw.  Accisen-Zusch  lägen  bezogenen  Einnahmen  wurde  den- 
selben ein  ihrem  Bedarf  entsprechender  Anteil  vom  Ertrage  der  im 
Gemeindebezirk  erhobenen  Staats-Personalsteuer  bis  zum  Maximum  von 
V5  überwiesen,  ausserdem  wurde  die  Zahl  der  zulässigen  Zuschläge  zur 
Gebäudest«uer  auf  40  Prozent  erhöht.  Die  Belastung  der  Personalsteuer 
durch  Zuschläge  unterliegt  keiner  Beschränkung  mehr.  Im  übrigen  ist 
den  Gemeinden  die  Erhebung  einer  Grundsteuer  sowie  gewisser  Abgaben 
auf  Schaustellungen  und  öffentliche  Lustbarkeiten  gestattet ;  eine  neue 
Einnahme  ist  denselben  aus  der  durch  Gesetz  vom  28.  Juni  1881  ein- 
geführten Licenz-Abgabe  auf  den  Kleinhandel  von  Branntwein  er- 
wachsen.   Die  persönliche  Umlage,  auf  welche  die  Gemeinden  nach 
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Vorgtebendem  unter  gewissen  Voraussetzaugen  zur  Ergänzung  ihres 
Einkommens  zurückgreifen  dürfen,  erheben  sie  in  Gestalt  teils  einer 
der  Personalsteuer  mehr  oder  minder  nachgebildeten  teils  auch  einer  im 
Wege  freier  Einschätzung  veranlagten  Einkommensteuer,  zu  deren  Ein- 
führung einzelne  namentlich  grössere  Kommunen  übergegangen  sind. 
Im  Jahre  1883  ertrugen  die  Staatssteuern  87  037  000,  die  Provinzial- 
steuem  2  846  000,  die  Gemeindesteuern  29  260  000  Fl.,  von  dem  erst- 
gedachten Betrage  entfielen  auf  direkte  Steuern  18  049  000,  auf  indirekte 
68  988  000  FL;  im  letzteren  Betrage  ist  der  Ertrag  der  Accisen  mit 
89 175  000,  der  der  Eiuregistrierungs-  u.  s.  w.  Abgaben  mit  24,790  OOO  Fl. 
enthalten.  Von  jenem  Betrage  der  Gemeinde-Einnahmen  von  29  260  000  FL 
kamen  auf  den  Ertrag  der  Zuschläge  zur  Grundsteuer  2  217  000,  atiT 
den  Anteil  an  der  Personalsteuer  12  901000,  auf  persönliche  Umlagen 
10  169  000  FL 

Wenn  auch  der  Verfasser  in  der  eben  erwähnten  Beseitigung  der 
Gemeinde-Oktrois  einen  Fortschritt  von  höchster  Bedeutung  erblickt, 
so  ist  er  doch  weit  entfernt ,  den  gegenwärtigen  Zustand  als  einen 
befriedigenden  anzuerkennen.  Zweierlei  Mängel  sind  es  seiner  Anaicht 
nach  vor  allem,  welche  diesen  Znstand  als  in  hohem  Grade  verbesae- 
rungsbedürftig  erscheinen  lassen.  Einmal  fehlt  es  an  einer  rationellen 
Abgrenzung  zwischen  den  Gebieten  der  Staats-,  ProvinziaU  und  Oe- 
meindebesteuerung ;  wenn  schon  früher  die  Art  der  Regelang  dieser 
Abgrenzung  zu  wünschen  übrig  Hess,  so  ist  das  Verhältnis  zwischen 
den  der  Staats*  und  Eommunalbesteuerung  zugewiesenen  Geltangabe- 
reichen noch  weiter  dadurch  verschoben  worden,  dass  den  Gemeinden 
zum  Ersätze  für  die  aus  dem  Oktroi  bezogenen  Einnahmen  jene  vier 
Fünftel  der  Personalsteuer  überwiesen  wurden;  das  hauptsächliche 
Interesse  an  dem  Ertrage  hat  demnach  die  Gemeinde ,  während  die 
Veranlagung  in  den  Händen  des  Staats  geblieben  ist  *).  Zweitens  ist 
in  dem  Steuer-System  das  Prinzip  der  Heranziehung  der  Steuerpflich- 
tigen nach  der  Leistungsfähigkeit  nur  in  einem  durchaus  ungenü^; en- 
den Grade  zur  Durchführung  gebracht.  Die  meisten  Steuern  zeigen 
eine  Neigung  des  Belastung^ Verhältnisses  nach  unten;  die  Renten 
aus  dem  Kapitalvermögen  sind  noch  heute  nahezu  von  jeder  Besteue- 
rung frei.  Um  eine  der  Abstufung  der  LeistungsfUhigkeit  einigermassen 
folgende  Besteuerung  sicher  zu  stellen,  erachtet  der  Verfasser  die  Ein- 
führung einer  Staats-Einkommensteuer  für  geboten,  neben  welcher, 
um  eine  stärkere  Belastung  des  fundierten  Vermögens  zur  Aasführong 
zu  bringen,  eine  Steuer  vom  Vermögen  hergehen  soll,  welche  letztere 
sich  wieder  in  eine  Steuer  vom  Vermögensbesitz  und  in  eine  solche 
von  der  Vermögensvergrösserung  spalten  würde.  Während  der  Ver- 
fasser sich  bei  der  Steuer  vom  Vermögen  mit  einfacher  Proportionalität 

1)  Da»  Geg.  v.  26.  Joli  I8d5  hat  inzwischen  den  Anteil  der  Oemeioden  auf  den  aas 
dem  DurchschDlttsertra^fe  der  Jahre  I8ba  bis  iöS5  sich  ergebenden  Betrag  fixiert 
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des  Steuersatzes  begnügt,  verlangt  er  in  Ansehung  der  Steuer  vom 
Einkommen  eine  progressive  Normierung  dieses  Satzes;  mit  der  Eon- 
sequenz dieses  Prinzips  setzt  er  aber  demnächst  sich  dadurch  in  Wider- 
spruch, dass  er  eine  Veranlagung  der  Einkommensteuer  nach  den 
einzelnen  Einnahmequellen,  also,  wenn  ich  seine  Aosf&hrungen  S.  526  fP. 
recht  verstehe,  die  Erhebung  von  Ertragssteuern  befürwortet,  mit  denen 
die  Anwendung  einer  steigenden  Skala  unvereinbar  ist.  Dies  System 
soll  seine  Ergänzung  finden  teils  in  Verzehrungs-  und  Verkehrsteuern, 
die  jedoch  nicht  auf  dem  notwendigen  Lebensonterhalt  dienenden 
Waren  haften  dürfen  —  es  werden  vorzugsweise  eine  Tabaksteuer  sowie 
eine  Billetsteuer  vom  Personenverkehr  auf  Eisenbahnen  und  Dampf- 
schiffen befürwortet  —  teils  durch  Luxussteuem,  in  welcher  Beziehung 
die  Erhebung  einer  Dienstboten-  und  einer  Pferdesteuer  unter  ent- 
sprechender Weiterentwickel nng  der  gegenwärtigen  Einrichtungen 
empfohlen  wird.  Die  Provinzen  sollen  auf  Zuschläge  zur  Staats- 
Einkommen-  und  zur  Grundsteuer,  zur  Dienstboten-  und  Pferdesteuer 
angewiesen  werden.  Was  die  Gemeinden  anlangt,  so  unterscheidet 
der  Verfasser  kleinere  (unter  2000  Einwohner),  mittlere  und  grosse 
(mehr  als  8000  Einwohner);  die  ersteren  sollen  ihren  Bedarf  durch 
Besteuerung  des  Einkommens  aus  Landwirtschaft  und  Viehzucht,  die 
letzteren  durch  eine  Miets-  und  Mobiliarsteuer  aufbringen;  den  Ge- 
meinden der  mittleren  Kategorie  soll  es  Überlassen  sein,  zu  beschliessen, 
welcher  jener  anderen  beiden  Klassen  sie  sich  gleichstellen  wollen. 
Bei  ünzureichlichkeit  des  Ertrages  dieser  Steuern  kommen  Zuschläge 
zur  Dienstboten-  und  Pferdesteuer  sowie  zur  Staats- Einkorn  mensteuer 
und  persönlichen  Umlagen  in  Frage;  als  geeignet  werden  ferner  Steuern 
auf  Luxushunde ,  Schaustellungen  und  öffiantliche  Vergnügungen ,  den 
Gasverbrauch  und  den  Personenverkehr  auf  den  Strassenbahnen  empfohlen. 
Dass  das  heutige  Besteuerungs-System  der  Niederlande  den  An- 
forderungen der  Theorie  nur  wenig  entspricht ,  wird  dem  Verfasser 
ohne  weiteres  zugegeben  werden  können;  auch  beweisen  die  Reform- 
Vorschläge,  in  denen  Regierung  und  parlamentarische  Kreise  sich 
längere  Zeit  zu  überbieten  schienen,  dass  die  Verbesserungsbedürftigkeit 
der  bestehenden  Einrichtungen  keineswegs  verkannt  wird.  Eine  besonders 
weitgreifende  Umgestaltung  derselben,  gerade  in  der  vom  Verfasser 
befürworteten  Richtung,  bezielte  der  in  der  Sitzung  1883/84  einge- 
brachte Gesetz-Entwurf  betr.  die  Einführung  einer  Klassen-  d.  h.  einer 
Staats-Einkommensteuer*),  welcher  alles  aus  Vermögen  oder  Beruf 
(Landbau,  Gewerbebetrieb,  Amt  u.  s.  w.)  herrührende  reine  Einkommen 
von  mehr  als  600  Fl.  jährlich  unterliegen  solle.  Für  die  Besteuerung 
der  Einkommen  von  3000  bis  600  Fl.  war  eine  abst-eigende  Skala  in 
Aussicht  genommen.    Der  Entwurf  wurde   nicht  Gesetz;   die  Einwen- 

1)  Durch   Königliche  Botsehaft   vom   2.  Febraar  1884,  Zittiog  1889184  Nr.  172, 
Siehe  Mr.  i  der  dieser  Botschaft  belgefUffteu  GeseU-fiotwarfe. 
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dungeo,  welche  gegen  denselben  erhoben  wurden,  zeigen  hinlänglich, 
wie  sehr  Gewöhnungen  und  Anschauungen  der  Bevölkerung  in  den 
Niederlanden  einer  auf  Fassion  bezw.  Einschätzung  beruhenden  direkten 
Heranziehung  des  Einkommens  noch  entgegenstehen.  Ebensowenig  ist 
es  zur  Besteuerung  der  Kapitalrente  gekommen,  nur  einer  Stempel- 
steuer von  1  pro  Mille  des  Nominalwerts  hat  das  Gesetz  vom  12.  Sep- 
tember 1885  die  Effekten  unterworfen.  Im  übrigen  ist  die  Verbesserong 
der  Staats-Einnahmen  vorerst')  durch  zunächst  vorübergehende  Erhöhung 
der  Branntweinsteuer  und  durch  Erhöhung  der  Erbschaftssteuer  für  die 
Fälle  der  Vererbung  in  der  Seitenlinie  (Gesetze  vom  31.  Dezember 
1885),  durch  stärkere  Ausnutzung  des  Lotterie-Monopols  (Gesetz  vom 
23.  Juli  1885),  und  durch  Erhebung  von  Zuschlägen  zur  Personalsteuer 
angestrebt  worden;  die  letzteren  konnten,  nachdem  inzwischen  auch 
die  Lage  des  Budgets  der  Ostindischen  Kolonien  sich  gebessert  hatte, 
vom  1.  Juni  1887  ab  wegfallen.  Nachdem  seitdem  eine  erhebliche 
Verminderung  des  Defizits  eingetreten,  hat  die  Steuer-Reform  nach  ihrer 
fiskalischen  Seite  an  Dringlichkeit  verloren;  immerhin  lässt  sich  be- 
zweifeln, ob  in  jenen  Massnahmen  ein  Mehreres  zu  erblicken  ist  als 
blosse  Palliativ  mittel  und  ob  sie  dem  vermöge  der  Erweiterung  vor- 
nehmlich der  sozialen  Aufgaben  des  Staats,  natorgemäss  ansteigenden 
Bedarf  bezw.  den  Anforderungen  ausserordentlicher  Zeitumstände  ge- 
nügen werden.  In  sozialpolitischer  Hinsicht  bestehen  die  Mängel  fort; 
ja  es  ist  der  Widerspruch,  in  welchem  die  bestehenden  Einrichtungen 
mit  den  Grundsätzen  rationeller  Steuerverteilung  stehen,  durch  jene 
neuerdings  beschlossenen  Erhöhungen  ein  noch  grellerer  geworden. 
Dass  der  Verfasser  diesen  Widerspruch  klar  gelegt  und  das  Prinzip 
der  Anpassung  der  Steuerrepartition  an  das  Verhältnis  der  Leistungs- 
fähigkeit zum  Ausgangspunkte  des  von  ihm  aufgestellten  wohldurch- 
dachten Planes  für  die  Umgestaltung  des  Steuersystems  gemacht  hat, 
sichert  ihm  eiuen  Anspruch  auf  Anerkennung,  einen  Anspruch,  der 
dnrch  die  mancherlei  Einwendungen,  denen  die  Vorschläge  des  Verfassers 
im  einzelnen  unterliegen,  nicht  geschmälert  wird.  Dass  die  reichhaltige 
Anregung,  welche  die  Schrift  der  Behandlung  der  Dinge  zu  geben  ge- 
eignet ist,  eine  nachhaltige  bleibe,  ist  im  Interesse  einer  den  sozial- 
politischen Anforderungen  genügenden  Reform  des  Niederländischen 
Besteuerungs-Sjstems  dringend  zu  wfinsohen.  v.  Reitzenstein. 

Joseph  Ktfrösi,  Bulletin  annaal  des  flnanoes  des  grandes  viUes, 

sixitoe  ann^,  1882.     Budapest,  Ch.  Grill,  Paris,  Guillaume  et  Co.  1885. 

Dieser   Jahrgang   zeigt   im    Vergleich    zum     vorhergehenden    eine 

Erweiterung  der  Zahl  der  behandelten  Grossstädte,  die   für  1881    26 

betragen  hatte,  fQr  1882  aber  sich  auf  84  erhöht  hat.     Neu  hinzuge- 

1)  Abj^eseheo   tod  der  FUieruog  des  QetneindeanteUs  an  der  PersonaUteaer  \ 
Siebe  o.  8.  584  Anm.  i. 
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treten  sind  St.  Petersburg,  Moskau,  Dresden,  Bukarest,  K5ln,  Lütticb, 
Hannover,  der  Haag ;  ein  beträcbtlicb  grösserer  Baum  ist  den  erläu- 
ternden Anmerkungen  gewidmet,  während  die  yergleicbende  Zusammen- 
stellung der  Ergebnisse  för  die  Zeit  von  1877/81,  welche  den  grösseren 
Teil  des  vorhergebenden  Jahrganges  eingenommen  hatte,  diesmal  nicht 
weiter  fortgeführt  worden  ist  Von  dem  in  dem  Werke  verarbeiteten 
Material  gilt  dasselbe,  was  über  das  in  den  früheren  Jahrgängen  Ver- 
öffentlichte gesagt  worden  ist*).  Die  administrativen  Einrichtungen 
der  einzelnen  Städte  und  die  für  die  Aufteilung  und  Gruppierung 
ihrer  Budgets  massgebenden  Grundsätze  sind  viel  zu  ungleiche,  als 
dass  Zusammenstellungen  so  allgemeiner  Art  sichere  Bückschlüsse  auf 
das  Verhältnis  der  in  ihrer  Finanzwirtschaft  erzielten  Ergebnisse  ge- 
statten könnten.  v.  B. 

Lindemann,  Oberbftrgermeister  in  Dortmand.  Dortmund,  Köppe*- 
sche  Buchhandlung,  1886. 

Eine  praktisch  brauchbare  Zusammenstellung  mit  kurzgefassten 
erläuternden  Anmerkungen,  welche  teils  Hinweise  auf  die  Lage  der 
Gesetzgebung  und  Praxis  enthalten,  teils  allgemein  orientierender  Natur 
sind.  V.  B. 

Zur  weiteren  Belenohtnng  der  Finanaverwaltnng  der  Stadt 
Gtfttingen.    Göttingen,  i.  E.  bei  van  der  Hoek  &  Buprecht. 

Gibt  in  weiterer  Fortführung  eine  unter  ähnlichem  Titel  im  Jahre 
1874  erschienene  Broschüre  eine  Zusammenstellung  der  in  der  Finanz- 
verwaltnng  der  Stadt  erzielten  Ergebnisse,  welche  vor  allem  zur  Orien- 
tierung der  Finanzlage  der  Stadt  bestimmt  ist.  v.  B. 

B.  Mann,  Bas  Gemeinde-Bechnnngsweten  in  Württemberg  in 
Lösungen  praktischer»  sn  Prttfbngsaaftraben  verwendeter  Beohnongs- 
flUe.    Stuttgart,  W.  Eohlhammer,  1886. 

Das  Buch,  welches  sich  einer  früheren  Publikation  desselben  Ver- 
legers —  Sammlung  von  Aufgaben  für  die  niederen 
Dienstprüfungen  im  Departement  des  Innern,  1883  —  anschliesst 
und  gewissermassen  eine  Ergänzung  und  weitere  Ausführung  dieser 
letzteren  darstellt,  enthält  eine  Zahl  von  Lösungen  grösserer  Bechnungs- 
fälle  und  ist  zunächst  dem  Zweck,  den  Kandidaten  des  Verwaltungs- 
faches  eine  Anleitung  zur  Behandlung  der  Materie  zu  gewähren ,  ge- 
widmet. Da  für  jede  einzelne  Aufgabe  die  Lösung  unter  vollständiger 
Mitteilung  des  derselben  zu  Grunde  liegenden  Materials  gegeben  wird, 
80  wird  das  Werkchen  vorkommendenfalls  auch  solchen,  welche  sich 
über  die  Einrichtungen  des  württembergischen  Gemeinde-Bechnungs- 
wesens  überhaupt  zu  unterrichten  wünschen,  von  einigem  Nutzen  sein 
können.  v.  B. 

1)  Siehe  V.  Beitunstein  In  Sobönberg,  üandb.  d.  pollt  Oekooomie,  Bd.  m.  8.  M7, 
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B.  Haagen,  Die  Beateueruiiffsreolite  der  AmtskörpeneliafteB  wid 
Bemeinden  im  Ktfnigreioli  Wllrttemberg  nacli  dem  neaesten  Stande 
der  BeBetsgebong.  Stuttgart,  Rieger'iohe  Verlagsbuchhandlong,  1888. 
327  S.  XII. 

In  Wörttemberg  erstreckt  sich  das  Beste aerungsrecbt  der  GemeiDdeo 
und  AmtskOrperschaften  auf  die  Erhebung  von  Zuschlägen  zu  den 
direkten  Staatssteuem  (Qmnd-,  Gebäude-,  Gewerbe-,  Kapital-,  Dienst- 
und  Beru&einkommensteaer).  Geregelt  ist  dies  Bestenerungsrecht  be- 
züglich des  Grundeigentums,  der  Gef&lle,  der  Gebände  und  Gewerbe 
durch  die  Gesetze  vom  23.  Jnli  1877  und  14.  Juni  1887  im  Anschluas 
an  das  Gesetz  vom  28.  April  1873  betreffend  die  Grund-,  Geb&ude-  und 
Gewerbesteuer,  und  besüglich  der  Besteuerung  von  Kapitalien  etc. 
durch  die  Gesetze  vom  15.  Juni  1853  und  5.  Oktober  1858.  Eine  Reihe 
von  Gemeinden  haben  ausserdem  aof  grund  der  Gesetze  vom  27.  Juli 
1877  und  25.  März  1887  das  Recht  erhalten,  Verbrauchssteuern  von 
Fleisch,  Bier  nnd  Gas  zu  erheben  und  endlich  sind  noch  den  Gemein- 
den in  verschiedenen  älteren  und  neueren  Gesetzen  mannigfiacbe  Per- 
sonalabgaben zum  Bezüge  überlassen. 

Das  obengenannte  Werk  ist  eine  einem  praktischen  Bedürfnis  ent- 
sprechende sehr  verdienstliche  Zusammenstellung  der  Vorschriften  über 
die  Besteuerungsrechte  der  Amtskörperschaften  und  Gemeinden  in 
Württemberg.  Zu  den  Vorschriften  werden  wertvolle  Erläuterungen 
und  wichtige  Entscheidungen  zweifelhafter  Fragen  gegeben.  Der  Dar- 
stellung der  Vorschriften  über  die  einzelnen  Steuerarten  wird  eine  gut 
orientierende  systematische  und  historische  Erörterung  der  letzteren 
vorausgeschickt. 

Friedr.  BrooUiaae,  Das  dentsohe  Heer  and  die  Kontiogente  der 
EinBelstaaten.    Leipzig,  Brockhaus,  1888.    223  S. 

>Die  wiederholte  Untersuchung  der  Frage,  ob  die  deutsche  Heerea- 
macht  ein  Heer  des  Reiches  oder  eine  Mehrzahl  gleichmässig  organi- 
sierter, unter  den  Befehl  des  Kaisers  gestellter  Landesarmeen  sei ,  hat 
zu  keiner  allseitig  gebilligten  Antwort  gefQhrt.  Zwei  grundverschie- 
dene wissenschaftliche  Meinungen  stehen  sich  gegenüber.  Hierin  liegt 
die  Rechtfertigung  einer  erneuten  Prüfung  der  juristischen  Natur  des 
Deutschen  Heeres,  c 

Diese  Prüfung  stellt  sich  also  das  Buch  zur  Aufgabe  und  ee  schliesat 
ab  mit  einer  auf  Grund  derselben  gegebenen  bestimmten  Antwort  auf 
die  Frage  nach  der  rechtlichen  Natur  des  deutschen  Heeres  und  der 
Kontingentsherrlichkeit:  »Er  gibt  nur  Ein  ungeteiltes  deutsches  Heer, 
und  dieses  ist  ein  Reichsinstitntc.  »Das  deutsche.  Heer  ist  formell  wie 
materiell  ein  Machtmittel  des  Reichesc.  »Von  einer  Militärhoheit  der 
Einzelstaaten  lässt  sich  in  keinem  Sinne  redenc.  »Das  Recht  der  Militär- 
konventionen widerspricht  diesen  Sätzen  nicht«.    »Auch  wir  wollen  und 
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können  nicht  lengnen,  dass  rein  historisch  genommen,  die  militärischen 
Rechte  der  deutschen  Bandesfürsten  und  Senate  nichts  anderes  als  der 
(Teberrest  ihrer  früheren  militärischen  Stellung  sind.  Wir  geben  jedoch 
deshalb  nicht  zu,  dass  dieser  Ueberrest  einer  juristischen  Konstruktion 
unfähig  sei«.  >Wir  dürfen  die  militärische  Gewalt  des  Kaisers  mit 
einem  Ausdrucke  des  kanonischen  Rechts  als  eine  potesUu  orcUnaria 
bezeichnen«.  >Wir  können  weiter  die  poteatas  orcUnaria  des  Kaisers 
über  das  Heer  .  .  als  eine  potestas  immedicua  charakterisieren.«  >Wir 
müssen  endlich  .  .  in  den  Herrschaftsrechten  desselben  über  das  Heer 
die  pknitudo  dieser  potestas  orditiaria  et  immediata  sehen«.  »Wir  be- 
zeichnen das  Verhältnis  der  deutschen  Fürsten  und  Senate  zu  ihren 
Landestruppen  als  ein  militärisches  Patronatrecht«.  >Diese  Analogie 
trifPt  nicht  zu  für  die  Rechte  des  Königs  von  Preussen  über  die  preus- 
sische  Armee,  weil  hier  der  Träger  der  ordinaria  potestas  d.  i.  der 
Kaiser,  mit  dem  Kontingentsherrn  identisch  ist.«  »Ebensowenig  lässt 
sich  die  Ton  uns  gegebene  Konstruktion  der  Kontingentsherrlichkeit 
auf  die  Stellung  des  Königs  von  Bayern  anwenden«.  »Während  der 
Kaiser  im  übrigen  Deutschland  der  einzige  Befehlshaber  kraft  eigenen 
Rechtes  ist,  ist  er  in  Bayern  während  des  Friedens  nur  der  höchste 
Befehlshaber.  Seine  Gewalt  ist  keine  |>a<e8to8  immediata;  vielmehr  steht 
die  potestas  crdmaria  ei  immediata  über  die  bayerische  Armee  dem 
Könige  zu«.  »Hiermit  wird  dem  König  von  Bayern  auch  in  seinem 
Verhältnisse  zum  Kaiser  diejenige  Stellung  zugewiesen,  welche  die 
niederen  Träger  einer  potesias  ordinaria  gegenüber  dem  Träger  der 
pUnitudo  potest(xtis  einnehmen«.  »So  haben  uns  schliesslich  die  Aende- 
rungen  eines  fremden,  für  die  Ordnung  der  Kirche  aufgestellten,  Rechtes 
zu  einer  Formulierung  staatsrechtlicher  Verhältnisse  geführt,  welche 
.  .  .  scheinbar  willkürliche  Thatsachen  zu  Begriffen  vereinigt.  Die 
Anwendbarkeit  dieser  Begriffe  aber  auf  die  von  uns  erörterten  Fragen 
liefert  einen  neuen  Beweis  für  die  staatsrechtliche  Einheit  des  deutschen 
Heeres«.  — 

Auch  nicht  der  leiseste  Zweifel  kann  darüber  bestehen,  dass  der 
Verfasser  sich  eine  berechtigte  und  wichtige  Aufgabe  gestellt  hat,  und 
auch  die  Ausführung  verdient  ohne  Frage  volle  Beachtung. 

Die  Arbeit  ist  wesentlich  oder  doch  vielfach  gegen  Laband  gerichtet. 
Wie  viel  aber  der  Verfiasser  Laband  auch  zu  danken  hat,  ist  allent- 
halben zu  erkennen.  Auch  dieses  Buch  zeigt,  dass  jede  eindringende 
Arbeit  im  Gebiet  des  Reichsstaatsrechts  sich  mit  Laband  auseinander 
öetzen  muss.  Ich  erblicke  darin  die  Laband  gebührende  Auszeichnung 
und  die  stärkste  Anerkennung  der  Bedeutung  seines  Buches. 

Das  Brockhaus^sche  Buch  gehört  zu  jenen  Werken ,  die  man  mit 
Vergnügen  und  in  einem  Zuge  liest,  nicht  etwa  wegen  eines  besonderen 
Reizes  der  Sprache  —  es  redet  ganz  einfach  und  sachlich  — ,  sondern 
wegen  der  in  energischer  Logik  unaufhaltsam  einem  bestimmten  Ziel 
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zustrebenden    Darstellung.     Weder    historische    untersuch angen    noch 
weitauflb ölende  Interpretationen  halten  den  Lauf  der  Untersochung  auf, 
die   üast  ausschliesslich  in   der  unmittelbarsten  Darlegung  der    Sätze 
der  Reichs- Verfassung  und  bezw.  der  Milit&r-Konventionen  besteht.      So 
sehr  das  Buch  durch  diese  Art    auf  der  einen  Seite  gewinnt,   so    ist 
doch  nicht  zu  leugnen,  dass  darin  auch  eine  gewisse  Qefahr  enthalten 
ist.    Man  hat  nicht  selten  den   Eindruck,   als  sei   das  anscheinende 
Resultat  der  Untersuchung  schon  vor   dieser  als  Ziel  vorhanden   ge- 
wesen.   Wenn  z.  B.  an  allen  Stellen  der  Verfassung,  welche  von  Kon- 
tingentsherrn  und  Eontingenten  reden ,  ein  rechtlicher  Inhalt  Ton  Be- 
deutung hinweg  interpretirt  wird,  so  muss  man  doch  die  Richtigkeit 
dieser   Methode   bezweifeln.    So   sagt  Art.  64   der  Reichs- Verfassung : 
»Alle  deutschen  Truppen  sind  verpflichtet,   den   Befehlen  des  Kaisers 
unbedingte  Folge  zu  leisten.    Diese  Verpflichtung  ist  in  den  Fahneneid 
aufzunehmenc.     Nun  ist  hier  das  bestehende  Institut  des  Fahneneids 
beibehalten  und  derselbe  wird  den  Kontingentsherren  geleistet ;  aber  es 
soll   in    denselben   die  Gehorsamspflicht  gegenüber    den    Kaiserlichen 
Befehlen  aufgenommen  werden.    Statt  jeden  Versuches,  den  so  gestellten 
Fahneneid  mit  der  Pflicht  des  Gehorsams  gegen  den  Kaiser   zu   ver- 
einigen, wird  dem  Fahneneid,  soweit  er  Pflichten  gegen  den  Landes- 
herm  enth&lt,  unter  Berufung  auf  den  Gehorsam   gegen  den   Kaiser 
jede  militärische  Bedeutung  genommen  (ünterthaneneid) ,  und,  soweit 
er  diese  Pflicht  gegen  den  Kaiser  enthält,  die  Abnahme  desselben  durch 
den  Landesherrn  als  ein   in   verfassungsmässiger  Stellvertretung    des 
Kaisers  vorgenommener  Akt  bezeichnet.    Und  hierbei  stossen  wir   auf 
den  merkwürdigen  Satz:  »So  gewiss   es  ist,  dass   diese  Meinung  dem 
Fahneneide  einen  rechtlichen  Inhalt  gibt,  welcher  mit  der  Verpflich- 
tung zu  unbedingtem  Gehorsam  gegen  den  Kaiser  in  keinem  Wider- 
spruch steht  so  gewiss  ist  es  auch,  dass  der  Fahneneid  nach  der  Ab- 
sicht  der  Reichs-Verfassung   nicht   zugleich   der    ünterthaneneid    der 
militärpflichtigen    Angehörigen    des    Kontingentsstaats    sein    sollte. 
Dass  er  trotzdem  nichts  anderes  sein  könne,  lässt  sich  aber  ebenso- 
wenig bestreiten,  wie  dass  er  nichts  anderes  sein  dürfe.«     Also  der 
Fahneneid  ist  gerade  das,   was  er  nach  der  Absicht  der  Reichs- Ver- 
fassung nicht  sein  sollte.    Ist  das  möglich? 

Zu  der  Methode  des  Verfassers  gehört  es  ferner,  zunächst  das 
regelmässige  Recht  der  Verfassung  zu  untersuchen  und  erst  darnach 
die  Frage  nach  dem  Inhalt  der  Militär- Konventionen  zu  erbeben.  »Kur 
durch  die  konsequente  Ausschliessung  aller  und  jeder  Rücksicht  anf 
die  Militär- Konventionen  können  wir  zu  einer  sichern  Erkenntnis  der 
Bedeutung  gelangen,  welche  die  Reichs- Verfassung  den  militärischen 
Rechten  des  Kaisers  und  der  Kontingentsherrn  beilegt«.  Diesen  Satz 
kann  ich  nicht  zugeben.  Die  Militär-Konvention  mit  Sachsen  entstand 
innerhalb  des  Zeitraums,  in  welchem  auch  die  Norddeutsche  Verfassung 
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geschaffen  wnrde;  der  Abschlass  jener  ging  der  Vollendang  dieser 
noch  voran.  Die  übrigen  Konventionen  folgten  dem  Abschlass  der  Nord- 
deutschen Verftissang  nach.  Jene  aber  wie  diese  können  als  Interpre- 
tationsmittel hinsichtlich  der  Verfassung  nicht  sarückge wiesen  werden. 
Brockham  hat  sich  aach  selbst  nicht  streng  an  seinen  Grandsatz  ge- 
halten. In  seiner  üntersachnng  der  Bedentnng  des  Fahneneids  (S.  117) 
bezieht  er  sich  auf  die  sächsische  und  die  württembergische  Militär- 
Konvention,  denen  er  hier  eine  ganz  besondere  Bedeutung  beimisst, 
weil  gerade  das  sächsische  und  das  württembergische  Kontingent  »die 
Stellung  gewahrt  haben,  welche  die  Reichs- Verfassung  voraossetztc 
Ich  halte  dies  methodisch  für  ganz  richtig  und  somit  diese  Inkonse- 
quenz für  ganz  gut.  Nicht  für  richtig  aber  kann  ich  es  halten,  wenn 
Brockhaus  in  den  Worten  des  Fahneneids  in  Württemberg  und  Sachsen 
9als  Soldat  treu  dienen  zu  wollent  nur  die  Treue  hervorhebt,  um 
ihr  jede  militärische  Bedeutung  abzusprechen ,  dagegen  den  Ausdruck 
»dienen  c  gar  nicht  weiter  berücksichtigt.  Wenn  auch  diese  beiden 
Verträge,  von  denen  der  eine  dem  Abschluss  der  Norddeutschen  Bandes- 
Verfassung  vorangeht,  der  andere  nachfolgt,  die  Beetimmungen  der 
Verfassung  nicht  zu  ändern  vermögen,  so  enthalten  sie  doch  eine  sehr 
gewichtige  Ansicht  hinsichtlich  ihrer  Bedeutung.  Diese  Ansicht  ist 
nicht  etwa  eine  theoretische  Privatmeinung,  sondern  die  Auffassung 
der  Bundes-B«gierung  selber,  welche  keinen  Anstand  genommen  hat, 
ihrer  Meinung  in  den  Konventionen  praktische  Wirkung  zu  geben.  Es 
möchte  hiemach  doch  schwer  sein,  die  Auffassung,  dass  der  Soldat  dem 
Kontingentsherrn  dient,  schlechthin  zurückzuweisen.  Die  Bemühung 
Laband'Bf  dieses  Dienstverhältnis  zu  bestimmen,  scheint  mir  methodisch 
richtiger  zu  sein,  als  die  Nichtbeachtung  jenes  Zeugnisses  für  die  An- 
nahme eines  solchen  Verhältnisses. 

Ich  kann  mir  nicht  versagen,  noch  zwei  weitere  Punkte  heraus- 
zugreifen. 

Der  Satz  des  Art  66  der  Reichs-Verfassung:  »Auch  steht  ihnen 
(den  Kontingentsherrn)  das  Recht  zu,  zu  polizeilichen  Zwecken  nicht 
bloss  ihre  eigenen  Truppen  zu  verwenden,  sondern  auch  alle  anderen 
Truppenteile  des  Reicbsheeres,  welche  in  ihren  Ländergebieten  dislo- 
ziert sind ,  zu  requirieren  c ,  wird  in  der  Weise  interpretiert ,  dass  der 
Unterschied  zwischen  dem  Verwenden  der  eigenen  Truppen 
und  der  Requisition  der  nichteigenen  wesentlich  verschwindet 
In  der  Verfassung  selber  wird  aber  dieser  Unterschied  offenbar  mit 
aller  Absicht  gemacht.  Die  Kontingentstruppen  sind  nach  dieser  Bestim- 
mung der  Verfassung  die  eigenen  Truppen  des  Bundesherrn  und  eben- 
darum braucht  er  sie  nicht  zu  requirieren ,  sondern  er  verwendet  sie. 
Dieser  Bestimmung  muss  man  doch  auch  gerecht  werden,  und  das 
geschieht  nicht  dadurch,  dass  man  sie  einfach  hinwegräumt. 

Die  Reichs- Verfossung  lässt  den  Landesherrn  die  Militär-Jurisdik*- 
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tioD  einechliesslicb  des  B^gnadigangsrechts.  Die  Tendenz,  die  Eontin- 
gentsherrlichkeit  in  ein  Nichts  aufzulösen,  fOhrt  Brockhaus  zu  dem 
Satze:  »Da  er  (der  Kaiser)  die  Ausführung  der  Reichs-Geeetze  zu  über- 
wachen hat,  ungerechtfertigte  Begnadisrungen  aber  eine  scbuldhafte 
Nichtausführung  der  Reichs-Oesetze  sind,  so  ist  er  berechtigt,  die  zur 
Verhindemng  solcher  Vorgänge  geeigneten  Massregeln  zu  treffen  (Art. 
68,  3  i.  f.)«.  Ich  will  hoffen,  dass  dies  nicht  die  Meinung  der  Reichs- 
Verfaasung  ist,  und  halte  es  nicht  fQr  geboten,  auf  diese  eigen tömliche 
Theorie  n&her  einzugehen.  Ganz  einverstanden  bin  ich  mit  dem  metho- 
disch gewiss  richtigen  Satz:  »eine  Prüfung  der  rechtlichen  Natur  des 
deutschen  Heeres  hat  nicht  von  der  Idee  des  Bundesstaates  auszugehen. 
.  .  Vielmehr  kann  der  Gegenstand  unserer  Untersuchung  nar  das 
positive  Recht  des  deutschen  Bundesstaates  sein«.  Ich  würde  so- 
gar noch  etwas  weiter  gehen  und  dahin  gestellt  sein  lassen,  ob  das 
Deutsche  Reich  ein  Bundesstaat  ist.  Denn  wenn  das  letztere  zam  vor- 
aus entschieden  wäre,  so  möchte  ee  doch  schwer  halten,  aus  der  Unter- 
suchung des  Verhältnisses  zwischen  dem  Gkknzen  und  den  Gliedern  in 
einer  wichtigen  Hinsicht  die  Idee  des  Bundesstaates  fernzuhalten. 
Die  Prädizierung  des  Deutschen  Reiches  als  Bundesstaat  kann  aber 
erst  durch  einen  wissenschaftlichen  Schluss  aus  dem  bereits  erkannten 
Verfassungsrecht  des  Reiches  gewonnen  werden. 

Die  Arbeit  Brockham'  ist  ohne  Zweifel  tüchtig  und  gut.  Aber  das 
letzte  Wort  hat  sie  nach  meiner  Ansicht  nicht  gesprochen.  Sie  durch- 
haut den  Knoten  statt  ihn  zu  lösen.  Vielleicht  liegt  darin  anderer- 
seits der  Vorzug  des  Bnchea,  sofern  die  Lösung  unmöglich  sein  mag. 
Mir  hat  auch  diese  Untersuchung  den  Eindruck  verstärkt,  dass  in 
unserer  Reichs-Verfassung  sich  zum  Teil  entgegengesetzte  Strömun^n 
neben  einander  erhalten  haben.  Ob  ein  dauerhafter  Zustand  sich 
darauf  begründen  lässt,  ist  eine  andere  Frage. 

Zum  Schluss  möchte  ich  noch  einer  kleinen  Sonderbarkeit  Er- 
wähnung thun,  die  für  den  wissenschaftlichen  Inhalt  des  Buches  ganz 
ohne  Bedeutung  ist.  Art  63  der  Reichs- Verfassung  enthält  den  Satz: 
»Für  die  Bekleidung  sind  die  Grundfarben  und  der  Schnitt  der  könig- 
lich preussischen  Armee  massgebend«.  Brockhaus  wiederholt  diesen 
Satz  in  der  Form:  »Art.  63,  3  erklärt  die  Qrundfarben  und  den  Schnitt 
der  Uniformen  der  königlich  preussischen  Armee  hinsichtlich  der 
Bekleidung  der  deutschen  Truppen  für  massgebend«  und  fügt  in  einer 
Anmerkung  hinzu :  »So  muss  es  heissen  und  nicht  wie  Art  63,  3  wört- 
lich sagt:  »»Die  Grundfarben  und  der  Schnitt  der  königlich  preussi- 
schen Armee««.  Eine  Armee  hat  weder  eine  Grundfarbe  noch  einen 
Schnitt«.  Ich  möchte  in  dieser  Hinsicht  die  Reichs- Verfassung  in  Schutz 
nehmen.  Der  Genitiv  wird  in  der  deutschen  Sprache  ganz  korrekt  zur 
Bezeichnung  dessen,  was  einem  Wesen  eigen  ist,  gebraucht.  Der  Schnitt 
einer  Armee  fCLr  die  Bekleidung  (dieses  Wort  geht  ja  voraus)  ist  der 
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Schnitt,  den  diese  Armee  für  die  Bekleidung  angenommen  hat,  der  ihr 
eigen  ist.  So  kann  man,  meines  Erachtens  ohne  Verletzung  der  Gesetze 
der  deutschen  Sprache,  von  dem  grossen  Ton  eines  Yiolin virtuosen 
oder  von  dem  Kolorit  Makart*s  reden.  Man  sagt  damit  nicht,  dass  der 
Oeiger  selber  tönt  oder  dass  Makart  selber  koloriert  sei ,  sondern  dass 
ihnen  eine  bestimmte  Art  der  Tonbildung  oder  der  Farbenbildung 
eigen  sei.  •  Fricker. 


Hennaiiii  Sohnlse,  Das  prenssisohe  Staatsrecht.  Erster  Band. 
Zweite  Auflage.    Leipzig,  1888. 

Sicherlich  kann  man  das  Bnch  8ehuUe*a  als  das  bedeutendste  Werk 
über  preussisches  Staatsrecht  bezeichnen.  Doch  wollte  das  noch  nicht 
viel  sagen,  da  es  überhaupt  die  einzige  wissenschaftliche  Bearbeitung 
dieses  Gegenstandes  enthält.  Auch  wm  Bönne^B  umfängliches  und  schätz- 
bares Buch  sucht  und  hat  seine  Stärke  doch  in  einer  andern  Richtung. 

In  diesem  Fall  will  es  also  mehr  heiasen,  wenn  man  das  Werk  für 
gut  als  wenn  man  es  für  das  beste  erklärt. 

Man  konnte  der  ersten  Auflage  nachrühmen,  dass  der  Verfasser 
sich  in  seinem  Werk  als  Jurist  und  Politiker,  als  Historiker  und  Dog- 
matiker  bewähre,  dass  er,  der  Theorie  mächtig,  sich  doch  von  blosser 
theoretischer  Schulweisheit  fem  halte,  dass  er  das  Recht  der  Gegen- 
wart darstelle,  erfüllt  von  historischem  Sinne  und  die  Geschichte  be- 
herrschend, dass  er  besonnen  seinen  eigenen  Weg  gehe.  Auf  der 
Grundlage  der  modernen  deutschen  Staatsrechtswissenschaft  erfülle  er 
seine  Aufgabe  in  der  seiner  Individualität  entsprechenden  Weise. 

Der  erste  Band  der  zweiten  Auflage  rechtfertigt  durchaus  das  Urteil 
über  die  erste.  Es  ist  dasselbe  Buch  geblieben,  nur  mit  Sorgfalt  aufs 
Neue  durchgegangen  und  auf  das  Niveau  der  Gegenwart  gebracht. 
Obwohl  ich  den  ersten  Band  der  neuen  Ausgabe  nicht  durchgelesen 
habe,  so  kann  ich  dies  doch  auf  Grund  vieler  Proben  mit  gutem  Ge- 
wissen behaupten,  wie  es  ja  auch  von  vornherein  nicht  anders  anzu- 
nehmen war. 

Dass  der  Stoff  des  ersten  Bandes  gegen  die  erste  Auflage  einen 
beiläufig  15  Seiten  kleineren  Raum  einnimmt,  kann  gleichfalls  als 
ein  Beweis  der  vorgenommenen  Aenderungen  gelten.  Namentlich 
wurden,  soweit  ich  sehe,  einige  Exkurse  hinweggelassen,  bezw.  verkürzt 
in  den  Text  aufgenommen,  so  besonders  zu  §  57.  Dagegen  erhielt  der 
erste  Band  eine  willkommene  Zugabe  durch  fünf  Beilagen,  unter  denen 
sich  die  ganze  Verfassung  und  eine  genealogische  üebersicht  befinden. 

Aeusserlich  hat  die  neue  Ausgabe  besonders  durch  die  angemessenere 
Verteilung  des  Stoffes  in  den  beiden  Bänden  gewonnen.  Der  erste 
Band  enthält  jetzt  das  Verfassungsrecht  vollständig. 

So  können  wir  uns  denn  dieser  Gabe  aufrichtig  freuen,  und  nicht 
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minder  der  Versicherung  der  Yerlagshandlung ,  dass  auch  der  zweite 
Band  sich  bereits  unter  der  Presse  befinde.  Fricker. 


F.  H.  Geffokeii)  Politisohe  FederaeiohniingeD.  Berlin,  Allgemeiner 
Verein  für  deutsche  Litteratur,  1888.    375  S. 

Das  Buch  enthält  sechs  Essays  (Das  britische  Weltreich,  Prinz 
Albert,  Lord  Palmerston,  Lord  Beaconsfield  und  Gladstone,  Baron 
Nothomb,  Graf  und  Gräfin  Cireourt),  die  Gecken  zum  Teil  schon  früher 
in  Zeitschriften  veröffentlicht  hat,  deren  Sammlung  in  diesem  Bande 
aber  mit  grosser  Freude  zu  begrfissen  ist  Die  Abhandlungen  sind  nicht 
nur  von  vorfibergehiendem  Interesse  und  Wert.  Q^eken,  der  hervo^ 
ragende  Gelehrte,  ist,  wie  wenige  in  Deutschland,  auch  ein  Meister 
auf  dem  Gebiete  des  Essays  and  er  bietet  hier  Vortreffliches.  Den 
Anlass  zu  der  ersten  Abhandlung  gab  dem  Verfasser  der  Besuch  der 
grossen  Londoner  Kolonialausstellung  im  Jahre  1886,'  sie  ist  eine 
Schilderung  derselben,  gibt  aber  zugleich  ein  fein  ausgeführtes,  inhalt^ 
reiches  Bild  der  volkswirtschaftlichen  und  sozialen  Zustände  der  eng- 
lischen Kolonien  und  eine  kritische  Geschichte  der  englischen  Kolonial- 
politik, wie  wir  beides  in  so  engem  Bahmen  und  in  einer,  trotz  des 
vielen  statistischen  Materials,  so  gefälligen  Darstellung  in  der  Litteratar 
nicht  haben.  Daran  knüpft  der  Verfasser  eine  eingehende  Erörterung 
der  grossen  und  schwierigen  Aufgaben,  welche  England  —  namentlich 
auch  in  bezug  auf  die  Stärkung  und  Reorganisation  der  Flotte  und 
des  Heeres  —  zu  erfüllen  hat,  wenn  es  seine  bisherige  Weltstellung 
behaupten  will.  Die  Artikel  über  Prinz  Albert,  Palmerston,  Lord  Bea- 
consfield (Disraeli),  Gladstone  und  Baron  Nothomb  sind  nicht  nur 
höchst  interessante,  geistvolle  Charakterzeichnungen  dieser  bedeutenden 
historischen  Persönlichkeiten  und  wahrheitsgetreue,  meisterhafte  Schil- 
derungen ihrer  politischen  Thätigkeit,  sondern  gehen  weit  darüber 
hinaus.  Die  Essays  über  Prinz  Albert,  Palmerston,  Beaconsfield  und 
Gladstone  sind  zugleich  in  ihrer  Gesamtheit  eine  kritische  Darstellung 
der  englischen  Politik  in  diesem  Jahrhundert  und  der  Verfasser,  dessen 
thatsächliche  Ausführungen  und  objektive  Urteile  eine  erstaunliche 
Beherrschung  der  realen  und  personalen  Verhältnisse  und  Fragen  der 
europäischen  Politik  zeigen,  hat  hier  den  reichen  Schatz  von  Erfah- 
rungen und  Kenntnissen  verwertet,  den  er  in  seiner  langen  diploma- 
tischen Laufbahn  gesammelt  hat.  Der  Essay  über  Baron  Nothomb 
aber  ist  zugleich  eine  ausserordentlich  fesselnde  Darstellung  der  Ent- 
stehung des  belgischen  Königreichs  und  der  schweren  Krisen,  welche 
der  junge  Staat  in  den  dreissiger  Jahren  durchzumachen  hatte  und  an 
deren  glücklicher  Lösung  Baron  Nothomb  einen  hervorragenden  Anteil 
hatte.  — g. 


Gustav  Gross:  WirtschaBbsformen  a.  Wirtschafteprinzipien.    595 

Dr.  GnstaT  Gross ,  Privaidosent  an  der  Universität  Wien ,  Wirt- 
sohaftsformen  und  WirtsobaftspriiiBipieii.  Ein  Beitrag  sar  Lehre  von 
der  Organisation  der  Volkswirtschaft  —  Leipzig,  Duncker  k  Hamblot. 
202  S.    gr.  8^ 

Der  Verfasser  sagt  in  der  Vorrede,  dass  seine  Schrift  »in  der 
Hauptsache  auf  den  Schriften  von  Ad.  W<igner  und  Schaffte  beruhe«, 
dass  er  »ganz  auf  den  Schultern  dieser  beiden  Schriftsteller  stehe«; 
er  will  die  Lehre  derselben  über  die  Wirtschaftsformen  und  Wirt- 
schaftsprinzipien ergänzen  und  weiter  ausbilden  und  einen  Beitrag  zur 
tieferen  Erfassung  der  Organisation  der  Volkswirtschaft  liefern.  Der 
Verfasser  versucht  zunächst  eine  systematische  Gliederung  der  Wirt- 
schaftsformen  und   der  sie   charakterisierenden   Merkmale   zu   geben. 

Unter  »Wirtschaftsformen«  versteht  er  die  verschiedenen  wirtschaf- 
tenden Subjekte,  Einzelne  wie  Genossenschaften,  unter  »Wirtschafks- 
prinzipien«  die  verschiedenen  Prinzipien,  nach  welchen  ein  wirtschaf- 
tendes Subjekt  seine  wirtschaftliche  Thätigkeit  einrichten  kann,  unter 
»Wirtsohaftssubjekt«  die  Person  bezw.  die  Personen,  bei  welchen  das 
Bewusstsein  eines  Mangels  (d.  h.  ein  Bedürfhiss)  auftritt,  und  deren 
Mangel  durch  die  wirtschaftliche  Thätigkeit  beseitigt  werden  soll.  Er 
unterscheidet  die  Einzelwirtschaft,  die  Familienwirtschaft,  die  Gesamt- 
wirtschaft, mit  welchem  Namen  er  Schiiffle'B  (und  Wcigner's)  »Gemein- 
wirtschaft«  bezeichnet,  und  subjektlose  Wirtschaften.  Die  Gesamt  Wirt- 
schaft findet  er  durch  den  Gedanken  der  Kooperation  charakterisiert; 
er  unterscheidet  hier  die  freien  oder  freiwilligen  (ofifene  Handelsgesell- 
schaften, Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften,  Produktions- 
genossenschaften, Kreditvereine,  Kartelle)  und  die  Zwangsgemeinwirt- 
schaften, zu  denen  auch  die  Handels-  und  Gewer bekammem  und  die 
alten  Zünfte  gerechnet  werden.  Endlich  subjektlose  Wirtschaften  sind 
solche,  welche  zur  Bedürfnisbefriedigung  geschafifen  sind,  deren  Leiter 
jedoch  nicht  identisch  sind  mit  den  Personen,  deren  Bedürfnisbefrie- 
digung angestrebt  wird,  hierzu  gehören  u.  a.  die  Stiftungen,  die 
herecUtM  jacens,  die  Konkursmasse. 

Im  zweiten  Teil  des  Buchs  werden  die  Wirtschaftsprinzipien  be- 
handelt, das  ist  »jene  Summe  von  Grundsätzen,  welche  massgebend 
sind  fQr  die  wirtschaftlichen  Beziehungen  der  Wirtschaftssubjekte,  so- 
wohl in  ihrem  wechselseitigen  Verkehr,  als  auch  in  dem  wirtschaft- 
lichen Leben,  wie  es  sich  innerhalb  der  einzelnen  Wirtschafben  voll- 
zieht« (S.  121).  Genauer:  »eine  Summe  von  Grundsätzen,  nach  welchen 
bei  Verfolgung  des  Wirtschaftszwecks  (Befriedigung  der  Bedürfhisse 
des  Wirtschaf tssubjektfl)  vorgegangen  wird,  und  nach  welchen  insbe- 
sondere die  der  äusseren  Natur  abgewonnenen  wirtschaftlichen  Güter 
dem  Zwecke  der  Bedürfnisbefriedigung  zugewendet  werden.«  Er  stellt 
als  solche  hin:  das  eigenwirtachaftliche ,  das  privatwirtschaftliche 
(kapitalistische  oder  spekulative),  das  gemeinwirtschaftliche  (kollekti- 


596  Eingesendete  Schriften. 

yistisohe,  öffentliche)  und  das  karitative  (Prinzip  der  freien  Hingeboiig) 
and  sucht  auszuführen,  dass  die  Art  und  Weise  »wie  sich  aus  den 
yerschiedenen,  einander  teilweise  widersprecheudeD  individuellen  Wert- 
schätznngsresul taten  der  gesellschaftliche  (d.  h.  gesellschaftlich  aner- 
kannte)  Wert  entwickelt«  (S.  127),  insbesondere  »wie  das  Resultat 
einer  individuellen  Wertschätzung  zu  thatsächlicher  Geltung  gelangt, 
indem  dann  auf  Grund  dieser  Wertschätzung  der  betreffende  wirt- 
schaftliche Prozess  vollzogen  wird«  (S.  131)  das  massgebende  unter- 
scheidende Merkmal  sei.  Das  eigenwirtschaftliche  Prinzip  kommt  inner- 
halb einer  Wirtschaft  zur  Geltung,  bei  der  Produktion  und  Konsum- 
tion für  den  eigenen  Bedarf,  wobei  ohne  Hinzutritt  anderer  Wirt- 
schaftssubjekte ohne  Preiskampf  nur  eine  einzige  individuelle  Wert- 
schätzung stattfindet.  Das  privatwirtschaftliche  ist  das  des  freien 
Tausch  Verkehrs ,  bei  welchem  gleichberechtigte,  aber  nicht  immer 
gleich  starke  Wirtschaftssubjekte  und  ihre  Wertschätzungen  sich  gegen- 
überstehen und  die  Preise  »die  gesellschaftlichen  Werte«  das  nicht 
immer  erfreuliche  und  gerechte  Resultat  eines  Kampfes  dieser  Wert- 
schätzungen sind.  Das  gemeinwirtschaftliche  Prinzip  kommt  bei  einem 
zwangsweisen  Verkehr  zwischen  einer  Gesamtwirtschaft  und  einer 
andern  Wirtschaft,  die  ein  Teil  derselben  ist,  zur  Geltung;  bei  den 
beiderseitigen  Bewertungen  trägt  die  eine,  individuelle  der  Gesamt- 
wirtschaft vermöge  der  ihr  zustehenden  grösseren  rechtlichen  Gewalt 
a  priori  den  Sieg  davon  über  die  ihr  gegenüberstehenden  individuellen 
Wertschätzungen.  Beim  karitativen  ist  das  eine  Subjekt  gebend  und 
das  andere  empfängt.  Ersteres  wird  mit  Berücksichtigung  der  Grösse 
des  gebrachten  Opfers  und  des  Bedürfnisses  des  empfangenden  Sub- 
jekts thätig  sein.  In  seiner  Reinheit  tritt  dieses  Prinzip  selten  auf; 
meist  als  halbentgeltlicher  Akt  wie  das  Trinkgeld;  seine  eigentliche 
Funktion  hat  dieses  Prinzip  nach  dem  Verfasser  auf  dem  Gebiet  der 
Wohlthätigkeit. 

Die  zu  einem  »Buch«  ausgedehnte  Abhandlung  bietet  neben  vielem 
Bekannten  manche  originelle  und  beachtenswerte  Gedanken  und  Aue- 
führungen, kann  aber  keineswegs  als  eine  erschöpfende  Erörterung 
der  wichtigen  Materie  angesehen  werden.  — i— 
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Von  W.  Lezifl. 


Man  konnte  gegen  meine  Darstellung  einwenden,  dass 
ich  die  jährliche  Zunahme  der  Produktion  über  die  Konsum- 
tion hinaus,  wie  sie  in  einer  normal  fortschreitenden  Volks- 
wirtschaft stattfinde,  unterschätzt  habe.  Ich  bin  in  der  That 
bei  der  Betrachtung  der  Produktions-  und  Konsumtionssumme 
von  der  Vorstellung  ausgegangen  (vgl.  auch  meinen  Artikel 
über  Marx  in  Conrad's  Jahrb.  1885,  IL  S.  463),  dass  fQr  die 
Dauer  eines  Beobachtungsjahrs  annähernd  ein 
volkswirtschaftlicher  Beharrungszustand  angenommen  werden 
könne.  Streng  genau  ist  diese  Annahme  natürlich  nicht,  denn 
sonst  müssten  ja  auch  die  beiden  von  einander  mehr  oder 
weniger  weit  abstehenden  Beobachtungsjahre,  deren  Geldwert- 
Verhältnisse  wir  untersuchen  wollen,  sich  in  bezug  auf  Be- 
völkerung und  Kapitalgrösse  gleich  stehen.  Es  fragt  sich 
also  nur,  ob  die  Abweichung  von  der  Wirklichkeit  so  gross 
ist,  dass  dadurch  die  späteren  Schlussfolgerungen  und  Formeln 
unrichtig  werden  könnten. 

Im  allgemeinen  ist  klar,  dass  die  Konsumtion  der  Pro- 
duktion immer  in  einem  geringen  oder  massigen  Abstände 
folgen  muss,  und  dass  insbesondere  bei  einer  zu  raschen  Ent- 
Wickelung  der   letzteren   bald   die  Erscheinungen   der  üeber- 

1)  Nachtrag;  vergl.  8.  221. 
Zeitoohr.  f.  8taaU\v.  1888.    IV.  Heft  40 
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Produktion  eintreten  und  durch  verminderte  Preise  der  Er- 
zeugnisse das  richtige  Verhältnis  hergestellt  wird.  Der  zu- 
lässige Vorsprung  der  Produktion  hängt  hauptsächlich  yod 
der  Vermehrung  der  Bevölkerung  ab,  mit  welcher  zugleich 
eine  annähernd  proportionale  Vermehrung  der  Arbeitsgrosse 
verbunden  ist.  Soll  die  durchschnittliche  Versorgung  der  Ein- 
zelnen nicht  schlechter  werden,  so  müssen  in  dem  Beobach- 
tungsjahr mit  Rücksicht  auf  die  grössere  Bevölkerung  des 
folgenden  Jahres  mehr  Vorarbeiten  geleistet  werden ,  als  das 
vorangegangene  Jahr  dem  Beobachtungsjahr  abgeliefert  hat. 
Um  den  Wert  dieses  Ueberschusses  also  wird  die  Produktions- 
summe die  Konsumtionssumme  übersteigen.  Soweit  dieser 
Ueberschuss  aus  Rohstoffen,  Hülfsstoffen,  Halbfabrikaten,  fer- 
tigen Lagerwaren,  kurz  aus  Teilen  des  sich  in  Eonsamtions- 
güter  verwandelnden  umlaufenden  Kapitals  besteht,  kann  man 
annähernd  annehmen,  dass  sein  Wert  die  Konsumtionssumme 
des  folgenden  Jahres  vermehrt.  Im  ganzen  wird  aber  die 
letztere  wahrscheinlich  noch  um  einen  grösseren  Betrag  za- 
nehmen,  da  ja  im  Laufe  des  folgenden  Jahres  die  übernom- 
menen Rohstoffe,  Halbfabrikate  u.  s.  w.  bis  zum  Absatz  an 
die  letzten  Konsumenten  noch  eine  Wert-  und  Preiserhöhung 
erfahren.  Die  Konsumtionssumme  aber  wird  überhaupt  an- 
nähernd proportional  der  Bevölkerungszahl  steigen  und  dem- 
nach darf  man  sagen,  dass  der  Ueberschuss  der  Produktions- 
summe  über  die  Konsumtionssumme,  so  weit  er  in  der  Ver- 
grösserung  jenes  Teiles  des  umlaufenden  Kapitals  erscheint, 
höchstens  dem  Prozentsatz  der  jährlichen  Volksvermehrung 
entspricht,  wahrscheinlich  aber  unter  dieser  Grenze  bleibt. 
Im  Deutschen  Reich  betrug  in  der  Periode  1880—1885  die 
durchschnittliche  jährliche  Bevölkerungszunahme  nur  0.70  Vo 
und  somit  würde  also  auch  die  Produktionssumme  durch  die 
Vermehrung  der  erwähnten  Bestände  die  Konsumtioussunune 
höchstens  um  0.70  Vo  der  letzteren  überschreiten. 

Aber  zu  den  Vorarbeiten  in  unserem  Sinne  gehört  auch 
die  Herstellung  der  stehenden  Produktionsmittel  und  der  der 
Produktion  dienenden  Transportmittel,  also  der  Werkzeuge, 
Maschinen,    Fabrikgebäude,   Eisenbahnschienen    und  .-Wagen 
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u.  s.  w.  Ein  Teil  der  jährlich  erzeugten  Güter  dieser  Art 
dient  nur  zum  Ersatz  der  abgenutzten  und  unbrauchbar  ge- 
wordenen, deren  Wert  in  letzter  Instanz  ebenfalls  in  die 
Preise  der  Konsurationswaren  übergegangen  ist;  ein  anderer 
Teil  aber  erzeugt  einen  Ueberschuss  des  Wertes  der  an  das 
folgende  Jahr  abgelieferten  Produktionsmittel  gegen  den  Wert 
des  vom  Vorjahre  übernommenen,  und  somit  auch  eine  weitere 
Vergrösserung  der  Produktionssumme  gegenüber  der  Konsum- 
tionssumme. Dieser  Ueberschuss  ist  indes  keineswegs  so  gross, 
als  man  auf  den  ersten  Blick  glauben  könnte,  wenn  man  z.  B. 
sieht,  dass  in  Deutschland  selbst  in  der  stillen  Zeit  seit  1880 
sich  das  in  Eisenbahnen  angelegte  Kapital  um  jährlich  100 
bis  200  Mill.  Mk.  vergrössert  hat.  Bei  der  Berechnung  der 
Produktionssumme  ist  ja  natürlich  nur  der  Wert  der  w  i  r  k- 
lichenProdukte  zu  berücksichtigen,  nicht  aber  der  des 
Grundes  und  Bodens,  der  in  dem  Preise  vieler  grösseren  Pro- 
duktionsanlagen und  vollends  in  dem  der  Eisenbahnen  eine 
so  bedeutende  Rolle  spielt.  Bringt  man  also  allein  die  Ver- 
mehrung der  (fertigen  oder  unfertigen)  stehenden  Produktions- 
mittel mit  Ausschluss  des  Bodenwertes  in  Anschlag,  so  wird 
von  dieser  Seite  her  die  Produktionssumme  vielleicht  nicht 
mehr  vergrössert  als  durch  die  Zunahme  des  oben  näher  be- 
zeichneten umlaufenden  Kapitals.  Aber  selbst  wenn  wir  den 
ersteren  Zuwachs  dreimal  so  gross  annehmen  als  den  letzteren, 
so  würde  für  Deutschland  der  Vorsprung  der  Produktions- 
summe über  die  Konsumtionssumme  in  den  letzten  Jahren 
nur  etwa  2  Prozent  betragen  haben.  Wir  können  aber  eine 
Differenz  von  3  und  selbst  5  Prozent  zugestehen,  ohne  dass 
unsere  weiteren  Erörterungen  dadurch  wesentlich  berührt  werden. 
Nehmen  wir  also  an ,  die  Produktionssumme  übersteige 
bei  fortschreitender  Volkswirtschaft  die  Konsumtionssumme 
um  5  Prozent,  so  fragen  wir  weiter,  wie  sich  unter  diesen 
umständen  die  primäre  Einkommenssumme  verhält.  Hier  ist 
vor  allem  daran  zu  erinnern ,  ilass  der  jährliche  Ueberschuss 
des  primären  Einkommens  über  die  Konsumtionssumme  keines- 
wegs etwa  gleich  ist  der  Summe  der  jährlichen  Ersparnisse 
aus  allen  Einzeleinkommen  in  der  Nation.    Ein  sehr  bedeuten- 
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der  Teil  dieser  Ersparnisse  wird,  volkswirtschaftlich  betrachtet, 
zu  Konsum tionszwecken  verwendet,  wenn  er  auch  privatwirt- 
schaftlich als  neue  Kapitalanlage  erscheint.  Zunächst  gehören 
hierher  alle  Ausgaben  für  den  Bau  von  Wohnhäusern  —  mit 
Ausschluss  der  Kaufpreise  für  den  Platz.  Denn  die  Wohn- 
häuser gehören,  wie  früher  angeführt  worden,  zu  den  Kon- 
sumtionsgütern ,  da  wir  als  Produktionsgüter  hier  nur  die- 
jenigen ansehen ,  deren  Wert  sofort  oder  nach  und  nach  in 
die  Preise  irgendwelcher  verkaufter  Waren  übergeht.  Bliebe 
das  primäre  Volkseinkommen  fortwährend  konstant,  so  könnten 
daraus  nur  die  Unterhaltungskosten  der  vorhandenen  Wohn- 
häuser und  der  Ersatz  der  unbrauchbar  werdenden  bestritten 
werden.  Die  Kosten  für  weitere  Neubauten  aber,  die  jährlich 
aufgewendet  werden,  können  in  letzter  Linie  nur  aus  dem 
Zuwachs  der  fortschreitenden  primären  Einkommenssumme  ge- 
deckt werden.  Der  Unternehmer  des  Baues  mag  mehrere  Jahre 
hindurch  einen  Teil  des  nötigen  Kapitals  allmählich  auge- 
sammelt und  denselben  mittlerweile  in  Staatspapieren  angelegt 
haben.  Wenn  er  aber  diese  Papiere  jetzt  verkauft,  um  Bau- 
material zu  kaufen  und  Arbeiter  zu  bezahlen,  so  entzieht  er 
die  ganze  Summe  an  irgendwelchen  Stelleu  dem  umlaufenden 
Kapital  des  Landes  und  dies  wird  ohne  Störung  der  Volks- 
wirtschaft nur  dann  möglich  sein,  wenn  neu  erspartes  privat- 
wirtschaftliches E^apital  gleichzeitig  jene  Lücken  ausf&llt 
Nimmt  der  Bauunternehmer  etwa  einen  anderen  Teil  des 
Baukapitals  bei  einer  Hypothekenbank  auf,  so  hat  diese  die 
betreffende  Summe  durch  Ausgabe  von  Pfandbriefen  aufge- 
bracht, in  denen  vielleicht  eine  grosse  Zahl  wenig  bemittelter 
Personen  ihre  neuesten  Ersparnisse  angelegt  haben.  Kurz,  da 
die  neuen  Häuser  eine  reelle  Vermehrung  der  Masse  der  vor- 
handenen Produkte  bilden,  so  wird  man  nach  mehr  oder 
weniger  Zwischengliedern  auch  immer  eine  Vermehrung  des 
verfügbaren  flüssigen  Vermögens,  d.  h.  einen  Einkommensüber^ 
schuss  finden,  der  jene  zusätzliche  Neuproduktion  ermöglicht  hat. 
Zu  privatwirtschaftlichen  Kapitalanlagen,  die  konsumtiven 
Zwecken  dienen,  bieten  auch  viele  von  den  Staaten,  Gemein- 
den   und   anderen    öffentlichen  Körperschaften    aufgenommene 
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Anleihen  bequeme  Gelegenheit.  Dieselben  mögen  zur  Befrie- 
digung unabweisbarer  öffentlicher  Bedürfnisse  bestimmt  sein, 
aber  für  unsere  Betrachtung  ist  das  entscheidende,  dass  es 
sich  nicht  um  die  Erzeugung  von  Gütern  oder  die  Leistung 
von  Arbeiten  handelt,  deren  Wert  —  um  das  oben  angeführte 
Kriterium  zu  wiederholen  —  weiter  in  irgendwelche  Waren- 
preise eingeht.  Selbstverständlich  können  Ausgaben  für  öffent- 
liche konsumtive  Zwecke  auch  eine  dauernde  unmittelbare 
Vermehrung  des  Nationalreichtums  bewirken,  namentlich  wenn 
sie  zur  Herstellung  dauerhafter  Gebrauchsgüter,  z.  B.  von 
öffentlichen  Gebäuden  oder  frei  benutzbaren  Strassen,  dienen. 
So  bringt  also  ein  Teil  der  jährlichen  Ersparnisse  aus  den 
Einzeleinkommen,  weil  er,  wenn  auch  erst  in  zweiter  oder 
dritter  Hand ,  in  unserem  Sinne  konsumtiv  verwendet  wird, 
eine  gleiche  Vergrösserung  sowohl  der  Produktionssumme  wie 
der  Konsumtionssumme  hervor.  Der  Rest  dagegen  dient  nur 
zur  Vermehrung  der  Produktionssumme,  indem  er  in  neuen 
Produktionsmitteln  und  Vorräten  von  Waren  auf  allen  Stufen 
der  Herstellung  angelegt  wird.  Wenn  also  z.  B.  die  primäre 
Einkommenssumme  eines  Volkes  10  500  Millionen  Mk.  beträgt, 
so  mag  sich  die  Summe  der  jährlichen  Einzelersparnisse  auf 
1000  Millionen  belaufen.  Von  diesem  letzteren  Betrage  aber 
werden  vielleicht  500  Mi  11.  für  den  Bau  neuer  Häuser  und 
andere  zugleich  die  Konsumtionssurome  vergrössernde  Anlagen 
verwendet,  so  dass  diese  sich  auf  10  000  Mill.  stellt,  während 
die  Produktionssumme  nach  unserer  obigen  Annahme  5  Prozent 
mehr,  also  ebenso  viel  wie  die  primäre  Einkommenssumme 
beträgt.  Zwischen  der  Produktionssumme  und  der  primären 
Einkommenssumme  kann  auch  bei  rasch  fortschreitender  Volks- 
wirtschaft keine  irgend  erhebliche  Differenz  entstehen,  da  jede 
Vergrösserung  der  letzteren  immer  bald  auch  eine  entsprechende 
Vergrösserung  der  ersteren  nach  sich  zieht.  Privatwirtschaft- 
lich betrachtet,  wird  allerdings  auch  ein  Teil  der  Ersparnisse 
nicht  zur  Erweiterung  der  Produktion ,  sondern  zum  Ankauf 
von  Grundstücken  oder  von  fertigen,  schon  in  die  Kon- 
sumtion übergegangenen  Häusern  verwendet.  Vom  volks- 
wirtschaftlichen Gesichtspunkte  aber  bilden  solche  Immobilien- 
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kaufe  ebenso  wie  die  Umsätze  früher  ausgegebener  Anli^e- 
papiere  nur  Vermögensübertragungen ,  durch  welche  flüssiges 
Kapital  schliesslich  in  die  Hände  derjenigen  tibergeführt  wird, 
die  es  ftir  die  Produktion  neuer  Güter  verwenden.  Es  könnten 
ja  Grundstücke  in  beliebiger  Zahl  umgesetzt  werden ,  ohne 
dass  irgend  eine  Ersparniss  aus  dem  Volkseinkommen  statt- 
zufinden brauchte.  Ein  Kaufmann  z.  B.,  der  sich  von  seinem 
Geschäfte  zurückzieht,  kauft  mittels  seines  freiwerdenden  um- 
laufenden Kapitals  ein  Landgut;  der  Verkäufer  des  letzteren 
schafft  sich  für  die  Kaufsumme  vielleicht  Staatspapiere  an, 
die  von  Personen  verkauft  werden,  welche  das  umlaufende 
Kapital  ihrer  Geschäftsbetriebe  vergrössern  wollen  und  so 
wird  der  alte  Kapitalbestand  einfach  wieder  hergestellt.  Sind 
aber  Ersparnisse  vorhanden,  die  zunächst  für  solche  Ueber- 
tragungen  von  Grundstücken  und  Anlagewerten  dienen,  so 
werden  auch  diese  nach  mehr  oder  weniger  Vermittelungen 
in  den  Strom  des  wirkenden  produktiven  Kapitals  einmünden 
und  mit  demselben  auch  die  Summe  des  Produktionswertes 
vermehren. 

Während  also  die  Produktionssumme  und  die  primäre 
Einkommenssumme  immer  nahezu  einander  gleich  bleiben, 
stellt  sich  die  Kousumtionssurame  bei  fortschreitender  Volks- 
wirtschaft um  einige  Prozent  niedriger  als  jene  beiden  anderen 
Wertgesamtheiten.  Wir  haben  nun  aber  bei  den  früher  auf- 
gestellten Formeln  (S.  263  ff.)  angenommen,  dass  man  ohne 
weiteres  statt  der  primären  Einkommenssumme  die  Konsum- 
tionssumme einsetzen  könne,  und  wir  wollen  jetzt  zeigen,  dass 
dadurch  kein  erheblicher  Fehler  entsteht,  selbst  wenn  die 
Differenz  zwischen  jenen  beiden  Summen  noch  grösser  werden 
sollte  als  5  Prozent.  Bezeichnen  wir  die  primären  EHnkom- 
menssummen  in  den  beiden  Beobachtungsjahren  (die  wir  uns 
nicht  allzu  nahe  beieinander  denken)  mit  bezw.  Ei  und  &, 
die  zugehörigen  Arbeitsgrössen  ,  wie  früher,  mit  Ai  und  As, 
das  Verhältnis  Aa/Ai  mit  a,  die  Kapitalsummen  (in  ihrem 
jährlichen  Durchschnittsbestande  und  mit  Einschluss  des  früher 
sogenannten  fiktiven  Kapitals)  mit  Ki  und  K« ,  die  durch- 
schnittlichen Kapitalgewinnsätze  mit  pi   und  pa,  so  hat   man 
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wenn  der  Lohn  der  Arbeitseinheit  und  der  Gewinnsatz  auf  dem 
anfanglichen  Stande  geblieben  sind :  Ea  =  aEi  +  (K2  — cxKi)pi. 
Hat  aber  der  überproportiouale  Kapitalteil  (K2  —  aKi)  oder 
ü  seinen  Gewinn  teilweise  dadurch  erhalten,  dass  der  Lohn- 
satz verringert  worden,  so  ist  auf  der  rechten  Seite  der  Gleich- 
ung zu  a  El  nur  ein  Teil  der  Grösse  ü  pi  hinzuzufQgen  und 
man  hat  also  allgemein  Ea  =  a  Ei  +  /*  ü  pi ,  wo  ß  unter 
der  letzterwähnten  Voraussetzung  ein  echter  Bruch  ist.  Diese 
Gleichung  gilt  auch  noch,  wenn  der  Gewinnsatz  pi  bei  gleich- 
bleibenden Werten  von  Aa  und  Ka  in  pa  verwandelt  wird, 
da  sich  dann  das  primäre  Einkommen  Ea  im  ganzen  nicht 
verändert,  sondern  nur  eine  veränderte  Verteilung  desselben 
zwischen  den  Arbeitern  und  den  Kapitalbesitzern  stattfindet. 
Nun  seien  aber  die  primären  Einkommenssummen  um  bezw.  ei 
und  ea  grösser  als  die  zugehörigen  Konsumtionssummen  Gi 
und  Ca.  Setzt  man  also  Ci  f  ei  statt  Ei  und  Ca  statt 
Ca  +  ea  in  die  obige  Gleichung  ein,  so  ergibt  sich  Ca  =  aCi  + 
(aei  —  ea)  +  /JUpa.  Wenn  nun  schon  ei  und  ea  nur  kleine 
oder  massige,  sicherlich  Vio  nicht  erreichende  Bruchteile  von 
Ci  und  Ca  sind ,  so  wird  die  Differenz  a  ei  —  ea ,  mag  sie 
positiv  oder  negativ  sein,  vollends  gegen  jede  der  beiden  Kon- 
sumtionssummen nur  sehr  klein  sein  und  vernachlässigt  werden 
können.  Zu  diesem  Ergebnis  trägt  auch  der  Faktor  a  wesent- 
lich mit  bei.  Denn  der  Ueberschuss  der  primären  Einkom- 
menssumme über  die  Konsumtionssumme  wird  im  allgemeinen 
mit  der  Bevölkerung  und  mit  der  Arbeitsgrösse  zunehmen. 
Wächst  also  die  Arbeitsgrösse  entsprechend  dem  Verhältnisse  ex, 
so  darf  man  annehmen,  dass  aus  ei  ein  Wert  wird,  der  nicht 
allzu  weit  von  aei  absteht,  dass  also  die  Differenz  zwischen 
a  ei  und  dem  wirklichen  Wert  ea  sogar  im  Vergleich  mit  den 
Grössen  ei  und  ea  nicht  gross  ist  und  somit  gegen  Ca  und 
aCi  gar  nicht  in  Betracht  kommt.  So  kann  man  also  ohne 
merklichen  Fehler  diese  Differenz  aus  der  letzten  Gleichung 
streichen  und  dieselbe  verwandelt  sich  dann  einfach  in  die 
früher  (S.  253)  aufgestellte  Ca  =  aCi  -f  /Jüpi.  Dass  die 
Gleichung  auf  S.  255,  in  welcher  die  Lohnsätze  li  und  la 
vorkommen,  auch  bei  beliebigem  Fortschreiten  der  Volkswirt- 
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Schaft  anverändert  gilt,  bedarf  keines  weiteren  Nachweises, 
da  dieselbe  die  Konsumtionssumme  gar  nicht  enthält  und 
unmittelbar  aus  der  Betrachtung  der  primären  Einkommens- 
summen folgt 
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Von  Karl  Bflolier. 


I. 

ÜDter  denjenigen,  welche  sich  mit  der  Geschichte  der 
modernen  Arbeiterbewegung  beschäftigt  haben,  hat  es  immer 
Erstaunen  hervorgerufen,  dass  die  Schweiz,  welche  für  die 
umliegenden  Länder  wiederholt  der  Hauptherd  der  sozialisti- 
schen Propaganda  gewesen  ist,  selbst  eine  verhältnismässig 
so  geringe  Zahl  von  Anhängern  der  Sozialdemokratie  zähle 
und  dass  diese  gerade  in  d  e  m  Lande,  wo  ihren  Bestrebungen 
von  Seiten  der  Behörden  keinerlei  Hindernisse  bereitet  werden, 
so  gemässigt  auftrete').  Man  bat  auch  den  Ursachen  dieser 
beiden  Erscheinungen  nachgespürt  und  deren  eine  ganze  An- 
zahl aufgefunden.  Das  Beste,  was  darüber  gesagt  worden  ist, 
hat  1879  einer  der  hervorragendsten  Führer  der  schweizerischen 
Sozialdemokratie ,  Ä  Greulich ,  ausgesprochen ').  Geringe 
Konzentration  der  Industrie,  namentlich  das  Fehlen  eigent- 
licher Fabrikstädte,  Vorherrschen  der  hausindustriellen  Betriebs- 
form, weit  verbreitete  Verbindung  der  Industriearbeit  mit  der 


1)  Die  vorliegende  Abhandlang  bildet  eine  Vorarbeit  za  der  vom 
Verfasser  in  Aussicht  gestellten  Darstellung  des  schweizerischen  Arbeiter- 
sekretariats. Da  die  benutzten  Quellen  (Berichte,  Protokolle  der  Kon- 
gresse, Arbeiter-Zeitungen  u.  dgl.)  nicht  allgemein  zugänglich  sind,  so 
ist  von  Citaten  fOr  die  einzelnen  Thatsacben  abgesehen  worden. 

2)  Vgl.  z.  B.  B.  Meyer,  der  Emanzipationskampf  des  vierten  Stan- 
des II,  S.  1  und  Zctcher,  Die  rote  Internationale,  ä.  87. 

3)  In  dem  Jahrb.  ffir  Sozialwissenschaft  u.  Sozialpolitik  I,  S.  252  ff. 
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kleinen  Landwirtschaft,  die  Verschiedenheit  der  Landessprachen, 
endlich  das  etwas  einseitig  entwickelte  Nationalgeft&hl,  welches 
gegen  das  Fremde  misstrauisch  mache  —  das  ungefUhr  warec 
die  Ursachen ,  welche  hier  von  nächstbeteiligter  Seite  f&r  die 
Schwäche  der  schweizerischen  Arbeiterbewegung  geltend  ge- 
macht wurden.  Ihre  »konservativere  Pärbungc,  die  sich  selbst 
bei  den  schweizerischen  Anarchisten  gegenüber  den  Anhängern 
dieser  Richtung  in  anderen  Ländern  zeige,  meinte  Herr  Crreu- 
lieh  hauptsächlich  der  grösseren  Bewegungsfreiheit  zuschreiben 
zu  müssen ,  welche  die  republikanischen  Institutionen  dem 
politischen  Leben  Hessen.  Dadurch  werde  eine  gewisse  Rahe 
und  Nüchternheit  in  den  Anschauungen  hervorgerufen,  an  der 
in  der  Regel  ein  Appell  zu  grösserer  Leidenschaft  abpralle. 
Die  Möglichkeit,  sich  frei  aussprechen  zu  können,  bringe  von 
selbst  ein  gewisses  freiwilliges  Masshalten  mit  sich. 

Man  kann  diesen  Bemerkungen  zustimmen,  ohne  zuzu- 
geben, dass  sie  die  Sache  erschöpfen.  Ja  die  Voraussetzung, 
von  der  sie  ausgehen,  ist  wenigstens  für  die  Gegenwart  nicht 
einmal  völlig  richtig.  In  ihren  prinzipiellen  Forderungen  sind 
die  schweizerischen  Sozialdemokraten  nicht  »konservativere 
als  diejenigen  irgend  eines  anderen  Landes,  und  die  Sprache 
der  schweizerischen  »Arbeiterstimme«  ist  um  keine  Nuance 
massvoller  als  diejenige  des  deutschen  »Sozialdemokrat«.  Nur 
darin  liegt  ein  unterschied,  dass  in  der  Schweiz  eine  sozial- 
politische Partei  sich  nicht  auf  die  reine  Negation  beschranken 
kann,  dass  sie  auf  dem  gleichen  Rechtsboden  Teil  nimmt  an 
den  öffentlichen  Angelegenheiten  wie  alle  anderen  Parteien, 
und  dass  sie  hier  bei  den  übrigen  Parteien  auf  Entg^en- 
koramen  rechnen  darf,  wenn  sie  praktisch  diskutierbare  For- 
derungen stellt.  Die  Abneigung  gegen  die  Sozialdemokratie 
ist  bei  den  besitzenden  Klassen  in  der  Schweiz  vielleicht  nicht 
minder  gross  als  in  Deutschland ;  aber  das  stärker  entwickelte 
Rechtsgefühl  der  Bevölkerung  und  die  Achtung  vor  jeder 
ehrlichen  Ueberzeugung  haben  es  nicht  dazu  kommen  lassen, 
die  freie  Meinungsäusserung  zu  beschränken  oder  irgend  ein 
politisches  Recht  zu  verkümmern.  Der  Schweizer  ist  durch 
sein  hochentwickeltes  politisches  Leben  seit  langem    gewöhnt, 
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sich  über  schwebende  Fragen  der  Gesetzgebung  belehren  zu  lassen ; 
er  will  seine  Stimme  mit  üeberzeugung  abgeben ;  fortwährend 
treten  neue  politische  Probleme  kommunaler,  kantonaler,  eid- 
genössischer Art  an  ihn  heran.  Der  ganze  Verlauf  der  politischen 
Entwickelung  ist  ein  Werk  langsamer,  aber  tiefgreifender  Volks- 
erziehung, an  dem  die  Edelsten  und  Besten  mitarbeiten,  und  es 
kann  auch  der  gewöhnlichen  Aufmerksamkeit  nicht  entgehen, 
wie  oft  hierbei  anfangs  nur  von  Wenigen  vertretene,  von  vielen 
andern  vielleicht  verspottete  Meinungen  schliesslich  zum  Siege 
gelangen,  wie  oft  aus  Minoritäten  bei  beharrlicher  und  ge- 
schickter Vertretung  ihrer  Forderungen  Majoritäten  werden. 
Diese  günstige  Disposition  der  Gesellschaft  ist  auch  der 
Sozialdemokratie  zu  Gute  gekommen.  Man  hat  ihrer  Organi- 
sation nichts  in  den  Weg  gelegt,  sie  ihre  Forderungen  wie 
und  wo  sie  wollte  entwickeln  lassen.  Einzelne  Arbeitgeber 
haben  wol  auch  in  der  Schweiz  sozialdemokratische  Arbeiter, 
wo  sie  ihnen  unbequem  wurden,  gemassregelt ;  zu  einer  allge- 
meinen Hetze,  wie  sie  beispielsweise  Deutschland  im  Jahre 
1878  erlebt  hat,  ist  es  nie  gekommen.  Erscheinungen  gar 
wie  jenes  planmässige  Abtreiben  von  Versammlungslokalen, 
jenes  Ausschliessen  sozialdemokratischer  Mitglieder  aus  Vereinen, 
jenes  offene  Hintansetzen  aller  gesellschaftlichen  Rücksichten 
gegenüber  Vertretern  der  Sozialdemokratie  wären  in  der 
Schweiz  ebenso  undenkbar  wie  die  Ausnahmegesetzgebung, 
mittels  deren  andere  Staaten  die  ihnen  unbequeme  Bewegung 
niederzuhalten  versucht  haben.  Als  im  Jahre  1873  der  erste 
schweizerische  Arbeiterkongress  in  Ölten  abgehalten  werden 
sollte,  hat  der  dortige  Gemeinderat  demselben  nicht  allein  den 
schönen  Schulhaussaal  eingeräumt  und  einen  für  die  Kongress- 
tage angesetzten  Markt  um  eine  Woche  verschoben,  sondern 
er  hat  selbst  kein  Bedenken  getragen,  den  Arbeiter-Delegierten 
als  Versammlungslokal  eine  Kirche  anzubieten  für  den  Fall, 
dass  der  Andrang  zu  gross  werde.  Als  bei  dem  folgenden 
Kongresse,  dem  der  Regierungsrat  des  Kantons  Zürich  bereits 
das  Rathans  zur  Verfügung  gestellt  hatte,  sich  gegen  diese 
Bewilligung  eine  heftige  Agitation  von  Seiten  der  Gegner  der 
Regierung  erhob   und    diese   zu   einer  lebhaften  Verhandlung 


612  Karl  Bfiober: 

im  EantoDsrate  führte,  liess  bei  dieser  Gelegenheit  der  Stadt- 
rat von  Winterthur  öffentlich  erklären,  dass  er,  wenn  sich  der 
Arbeiterbnnd  an  ihn  mit  dem  Gesache  um  Einräumung  eines 
Lokales  wende,  »ihm  das  schönste  Lokal  Winterthors,  deo 
Gemeindesaal,  ruhig  und  freudig  einräumen  werdec 

Wenn  es  trotz  dieses  Entgegenkommens  der  Gesellschaft 
und  selbst  der  Behörden  der  Sozialdemokratie  nie  gelungen  ist, 
eine  grössere  Zahl  von  Anhängern  zu  gewinnen,  so  liegt  dies 
wol  zu  einem  Teile  daran,  dass  in  der  Schweiz  jede  derartige 
Richtung  unbedingt  im  politischen  Leben  praktisch  werden 
muss,  wenn  sie  sich  behaupten  will.  Das  politische  Leben 
der  Schweiz  aber  ist  nichts  weniger  als  ein  konzentriertes. 
Es  pulsiert  am  wärmsten  und  greift  am  tiefsten  in  der  Ge- 
meinde und  im  Eanton ;  viel  weniger  intensiv  ist  dasselbe  in 
Angelegenheiten  des  Bundes.  Während  in  Deutschland  das 
politische  Leben  des  Reiches  dasjenige  der  Einzelstaaten  zu 
einem  grossen  Teile  absorbiert  hat  und  die  politischen  Gegen- 
sätze des  Reichstages  auch  die  Parteigruppierung  in  den  Einzel- 
landtagen beherrschen ,  sind  in  der  Schweiz  umgekehrt  die 
politischen  Strömungen  und  Impulse  der  Kantone  bestimmend 
auch  für  die  Bundesversammlung.  Die  letztere  ist  sozusagen 
nur  ein  Auszug  aus  dem  fünfundzwanzigfach  verschiedenen 
Parteileben  der  Kantone,  in  welchem  zwar  die  überall  vor- 
handenen Gegensätze  von  konservativ  ultramontan-kantonali- 
stisch,  liberal-  und  demokratisch-zentral  istisch  gruppenbildend 
wirken,  die  Mitglieder  jeder  einzelnen  Parteigruppe  aber  weit 
davon  entfernt  sind  ,  in  eidgenössischen  und  kantonalen  An- 
gelegenheiten ein  einheitliches  Programm  zu  verfolgen.  Der 
Schwerpunkt  des  politischen  Lebens  liegt  trotz  der  allmäh- 
lichen Erweiterung  der  Bundeskompetenz  noch  immer  in  den 
Kantonen.  Nun  befinden  sich  die  letzteren  auf  sehr  verschie- 
deneu Stufen  der  politischen  Entwickelung.  Die  Gegensätze 
und  Fragen,  welche  in  Freiburg  oder  Genf  die  Gemüter  be- 
wegen, sind  in  Zürich  oder  Basel  vielleicht  gänzlich  irrelevant; 
was  den  Radikalen  im  Aargau  oder  Solothurn  grosse  Schmer- 
zen bereitet,  lässt  die  Radikalen  in  Giarus  oder  St,  Gallen 
völlig  unberührt. 
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Unter  diesen  Umstanden  hatte  die  Sozialdemokratie,  wenn 
sie  sich  politisch  bethätigen  wollte,  von  vornherein  sich  in 
dem  isolierenden  Kleinkampf  der  Kantone  zu  zersplittern. 
Während  ihre  Parteigenossen  in  Deutschland  ihre  Kräfte  auf 
die  Reichstagswahlen  konzentrierten  und  die  dominierende 
Stellung  der  Reichspolitik  sie  selbst  zur  einheitlichen,  straffen 
Organisation  zwang,  gab  es  fQr  die  zahlreichen  lokalen  soziali- 
stischen Vereine  der  Schweiz  keinen  derartigen  Vereinigungs- 
punkt. Die  auf  wenige  Angelegenheiten  beschränkte  wirt- 
schaftliche und  soziale  Gesetzgebung  des  Bundes  warf  selten 
Fragen  auf,  welche  die  ganze  arbeitende  Klasse  gleich  nahe 
berührten.  Wo,  wie  bei  der  Fabrik-  und  Haftpflichtgesetz- 
gebung, dies  doch  der  Fall  war,  kamen  die  bürgerlichen  Par- 
teien den  Wünschen  der  Arbeiter  so  weit  entgegen,  dass  diese 
ihre  Interessen  am  besten  förderten,  wenn  sie  sich  an  ihre 
Freunde  auf  dieser  Seite  anschlössen.  Bei  den  Wahlen  zur 
Bundesversammlung  sind  denn  auch  die  schweizerischen  Sozial- 
demokraten nur  ganz  vereinzelt  mit  eigenen  Kandidaten  her- 
vorgetreten und  niemals  mit  Erfolg;  meist  gingen  sie  Kom- 
promisse mit  der  ihnen  am  nächsten  stehenden  kantonalen 
Partei  ein ,  und  dies  dürfte  sich  auch  kaum  in  näherer  Zu- 
kunft ändern  ^).  In  den  Kantonen  haben  ihnen  wol  hie  und 
da  die  auf  ihre  Unterstützung  angewiesenen  Parteigruppen 
einen  oder  einige  Vertreter  zum  Grossen  Rate  zugestanden  ^) ; 


1)  Bei  den  Nationalratswahlen  von  1887  hatten  die  Arbeiter  spe- 
zielle Partei kan dl daten  in  zwei  züricherischen,  zwei  bernischen  und  dem 
glameriscben  Wahlkreise  aofgestelltt  im  ganzen  acht.  Dieselben  brach- 
ten es  insgesamt  anf  rund  11  000  Stimmen.  In  Basel  hatten  sie  mit 
den  Freisinnigen,  in  St.  Qallen  sogar  mit  Liberalen  nnd  Konservativen 
Kompromisse  eingegangen. 

2)  So  in  Qenf  and  Basel,  wo  11,  bezw.  8  Arbeitervertreter  den 
Grossen  Räten  angehören.  Ausserdem  sitzen  deren  im  Stadtrate  von 
Bern  10  und,  wenn  ich  nicht  irre,  einer  im  Stadtrat  von  Luzern.  Frei- 
lich sind  diese  Arbeitervertreter  oft  nichts  weniger  als  (Industrie-) 
Arbeiter.  So  berichteten  im  Juni  v.  J.  die  Arbeiterblätter  von  vier 
> Arbeiterkandidaten«,  die  im  Bezirk  Leberberg  zum  solothumischen 
Verfassnngsrate  gewählt  seien:  ein  Schreinermeister,  ein  Weinhändler, 
ein  Gerichtschreiber  and  ein  Fabrikant. 
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allein  derartige  vereinzelte  lokale  oder  kantonale  Erfolge  ent- 
behrten der  anspornenden  Kraft,  welche  jeder  au  irgend  einer 
Stelle  errungene  Erfolg  der  deutschen  Reichstagswahlen  auf 
die  zerstreuten  Haufen  der  Mitkämpfer  im  ganzen  Reiche  aas- 
übte. Und ,  was  noch  ungünstiger  für  die  schweizerische 
Sozialdemokratie  wirkt,  der  kantonale  Boden  bietet  wenig 
Gelegenheit  zu  einer  Sozialpolitik  im  grossen  Stile.  Mau  kann 
sich  hier  bestenfalls  mit  dem  bürgerlichen  Radikalismus  zum 
weiteren  Ausbau  der  demokratischen  Einrichtungen,  zur  Durch- 
setzung der  ünentgeltlichkeit  des  Unterrichts  und  der  Lehr- 
mittel, der  uneutgeltlichen  Beerdigung,  des  progressiven  Steuer- 
fusses,  der  amtlichen  Inventarisation  bei  gewissen  Steuern  und 
ähnlicher  Forderungen  verbinden ;  die  ausschlaggebenden 
sozialen  Fragen  aber  können  nur  auf  nationalem  Boden  gelöst 
werden  *). 


1)  Zur  Bestätigung  des  Gesagten  mögen  folgende  beiden  E^og^mme 
dienen,  welche  von  Sektionen  der  gleichen  Arbeiter-Organisation,  den 
Qrütlivereinen,  in  zwei  einander  benachbarten  Kantonen  filr  die  Revision 
der  kantonalen  Verfassungen  aufgestellt  worden  sind  (beide  1887):  Die 
basellandschaftlichen  Grütlivereine  gaben  folgende  Wanache 
an  den  Verfassungsrat  ein:  »1)  Freigebung  der  Homöopathie  und  der 
naturärztlichen  Heilkunde;  2)  Verminderung  der  Landratsmilglieder ; 
3)  Verschmelzung  von  Bezirksgerichten;  4)  Ausschliessung  der  Bank- 
direktoren vom  Obergericht;  5)  der  Begierungsrat  soll  nicht  mehr 
Ueberweisungsbehörde  sein;  6)  Anwälte  als  Verwandte  von  Richtern 
sollen  weder  Prozesse  einleiten  noch  darauf  plaidieren  dürfen;  7)  das 
Obergericht  soll  aus  3  Gerichtspräsidenten  and  2  Suppleanten  bestehen ; 
8)  Feststellung  eines  Baugesetzes,  wie  solche  in  andern  Kantonen  be- 
stehen, um  Prozesse  zu  verhüten;  9)  Schutzbestimmnngen  fiir  den 
Bauersmann  (Flurgesetz);  10)  teilweise  Aenderung  des  Polizeigeaetses 
um  »Geldlimacherei«  zu  verhüten;  11)  das  jeweils  gestellte  Volksbe- 
gehren soll  genau  nach  Wortlaut  der  Eingabe  und  ohne  Hinterthüre 
zum  Gesetz  ausgearbeitet  und  alsdann  dem  Volk  zur  Abstimmung  vor- 
gelegt werden.  Wird  ein  Volksbegehren  als  nicht  den  allgemeinen 
Wünschen  entsprechend  verworfen,  ist  die  Regierung  gehalten,  beför- 
derlichst im  Sinne  der  Initianten  ein  anderes  Gesetz  dem  Volke  zur 
Abstimmung  vorzulegen;  12)  Stimmentzug  fdr  Fallite  und  Akkorditen 
soll  bei  unverschuldetem  Falliment  mit  5  Jahren  aufgehoben  sein ; 
13)  Uebernabme  der  Bachkorrektion  durch  den  Staat«.  —  Die  Grütli- 
vereine inSolothurn  dagegen  hatten  folgende  »Revision!- Wünsche« 
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Aus  dem  Gesagten  ergibt  sieb  bereits,  dass  die  Sozial- 
demokratie in  der  Schweiz,  wenn  sie  als  politische  Partei  auf- 
treten wollte,  ein  einheitliches  Programm  nicht  aufstellen 
konnte.  Mit  blossen  Theorien,  mit  einem  abstrakten,  alles 
bestehende  negierenden  Zukunftsprogramm  Hess  sich  bei  der 
Eigenart  der  schweizerischen  Bevölkerung  noch  weniger  etwas 
ausrichten.  Es  galt  überall  auf  dem  verfassungsmässigen 
Boden  der  Demokratie  von  Kanton  zu  Kanton  die  sozialisti- 
schen Forderungen  praktisch  zu  formulieren  und  die  Majorität 
des  souveränen  Volkes  dafür  zu  gewinnen,  um  sofort  und  auf 
dem  kürzesten  Wege  zum  Ziele  zu  gelangen. 

Allein  darauf  war  der  importierte  Sozialismus  der  Inter- 
nationalen und  der  deutschen  Arbeiterpartei  nicht  eingerichtet. 
Mit  tausend  kleinen  praktischen  Fragen  sich  abzumühen,  über- 
all den  konkreten  Zuständen  gerecht  zu  werden,  die  sich  dem 
Versuche,  jene  schönen  Ideen  zu  verwirklichen,  in  ihrer  ganzen 
brutalen  Alltäglichkeit  und  in  ihren  historisch  gewordenen 
lokalen  Besonderheiten  entgegenstellten:  das  war  eine  unlös- 
bare Aufgabe  für  die  mit  Jlfararistischen  Formeln  und  LassaUe'- 
sehen  Phrasen  erfüllten  Köpfe  der  Führer.  Daher  der  schwere 
Stand,  den  diese  überall  bei  dem  Streben,  auf  dem  anderwärts 
üblichen  Wege  der  Propoganda  Anhänger  zu  gewinnen,  hatten. 
Die  schweizerische  Bevölkerung  verträgt  eine  professions- 
mässige  Agitation  nicht.  Ist  es  doch  selbst  bei  eidgenössischen 
Fragen,  welche  die  Gemüter  überall  gleichmässig  bewegen, 
höchst  selten,  dass  ein  redebegabter  Parlamentarier  aus  einem 
fremden   Kantone  in    einer   Volksversammlung   spricht.     Das 


za  stellen:  Verstaatlich ang  des  Armen-  and  Krankenwesens.  Obliga- 
torische Krankenversicherung  aller  Staatsangehörigen  vom  18.  Altera- 
jahr  an.  Hebung  und  Förderung  der  Landwirtschaft  und  des  Klein- 
gewerbes durch:  1)  Reduktion  des  Geldzinses  bei  der  Kantonalbank 
auf  mindestens  4°/o;  2)  Reduktion  des  Salzpreises  von  7  auf  5  Cts.; 
3)  Abschaffung  der  Handänderungsgebühren.  Stimmrecht  an  unver- 
schuldete Konkursiten.  Schnelleres  Pro zess verfahren  und  gewerbliche 
Schiedsgerichte,  ünentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  für  Primär-,  Fort- 
bildungs-  und  Bezirksschulen.  Festsetzung  der  Mini  mal  besoldung  für 
Lehrer  auf  1200  Fr.  im  Jahr.  Einführung  einer  direkten  Staatssteuer 
mit  Progression. 
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Volk  hat  einen  sehr  rühmlichen  Drang,  sich  zu  belehren ;  aber 
es  will  auch  bei  schwierigen  Fragen  der  Bundespolitik  lieber 
die  Männer  seines  Vertrauens  hören,  die  es  aus  langjähriger 
Erprobung  in  kantonalen  und  kommunalen  Angelegenheiten 
kennt  ^).  Landesfremde  Agitatoren  gar  begegnen  von  Tom- 
herein  unverhohlenem  Misstrauen  •).  Auf  dem  Oltener  Arbeiter- 
Eongress  von  1873  bemerkte  in  dieser  Hinsicht  ein  Delegierter: 
»Es  sind  doch  nur  die  schweizerischen  Arbeiter,  welche  den 
politischen  Forderungen  der  Sozialdemokratie  Geltung  ver- 
schaffen können,  und  die  grosse  Mehrzahl  der  schweizerischen 
Arbeiter  betrachtet  es  als  eine  unbefugte  Einmischung,  wenn 
Fremde  in  den  inneren  politischen  Fragen  der  Schweiz  das 
Wort  führen  €.  Als  auf  dem  folgenden  Kongresse  zu  V^inter- 
thur  der  Antrag  auf  Errichtung  einer  Agitationskasse  zur 
Verhandlung  kam,  wurde  dagegen  bemerkt:  »Besoldete  Agita- 
toren sind  bei  uns  nicht  einzuführen  und  eine  Agitation  durch 
solche,  wie  sie  allerdings  beim  Allgemeineu  Deutschen  Arbeiter- 
verein in  Deutschland  vorkommt,  würde  bei  der  hiesigen  Be- 
völkerung nur  Misstrauen  erwecken  und  unserem  Bunde  weit 
mehr  schaden  als  nützen«. 

Die  hierin  angedeuteten  Schwierigkeiten  einer  auf  das 
ganze  Land  sich  erstreckenden  Parteiorganisation  treffen  nicht 
bloss  die  Sozialdemokraten  sondern  jede  politische  Richtung, 
welche  im  öffentlichen  Leben  Geltung  sucht.  Auch  die  in 
der  Bundesversammlung  ausschlaggebenden  Parteien  entbehren 


1)  Statt  vieler  Beispiele  hier  nur  eines!  AU  bei  der  Fabrikgesets- 
agitation  im  Spätjahr  1877  in  einem  Berner  Wahlkreise  ein  sehr  be- 
kannter Züricher  Nationalrat  als  Befereüt  fDr  eine  Versammlung  ange- 
sagt worden  war,  sohaarten  sich  die  gegen  das  Geseti  aufgestachelten 
Bürger  zusammen,  um  den  »fremden  Fötzel«,  falls  er  es  wagen  sollte, 
als  Redner  aufzutreten,  durchzuprügeln ;  beruhigten  sich  aber  sofort,  als 
statt  des  erwarteten  Referenten  einer  der  Vertreter  ihres  Wahlkreises 
ihnen  die  Annahme  des  Gesetzes  empfahl. 

2)  Das  gilt  auch  für  das  in  deutschen  Schriften  oft  überschfttste 
öfientliche  Auftreten  der  deutschen  sozialdemokratischen  Reichstagsab- 
geordneten in  schweizerischen  Versammlangen.  Sie  haben  schwerlich 
manchen  Schweizer  zum  Sozialismus  bekehrt. 
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einer  solchen  Organisation.  In  ihnen  finden  sich  wohl  die 
Radikalen,  die  Konservativen,  die  ültramontanen  der  verschie- 
denen Kantone  zusammen;  aber  sie  pflegen  keine  für  alle 
verbindlichen  Programme  aufzustellen ,  keine  Zentral-Komites 
für  die  eidgenössischen  Wahlen  zu  bilden,  keine  gemeinsame 
Agitation  zu  betreiben ,  keine  Parteiblätter  oder  Korrespon- 
denzen zu  unterhalten.  Die  Sozialdemokraten  waren  also  von 
vornherein  verhindert,  ihre  hervorragenden  Kräfte  agitatorisch 
auszunützen ,  wie  es  ihre  Parteigenossen  oder  die  Deutsch- 
Freisinnigen  in  Deutschland  thun.  Agitatorenschulen,  die  auf 
ein  allgemeines  Programm  eingedrillte  Redner  für  Hunderte 
von  Versammlungen  lieferten,  Hessen  sich  auch  nicht  errichten ; 
denn  man  hätte  dieselben  mit  politischen  Rezepten  fQr  ein 
Viertelhundert  Eointone  ausstatten  müssen  und  hätte  dabei 
noch  obendrein  riskiert,  dass  sie  dem  Bedürfnis  nicht  gerecht 
geworden  wären. 

Die  Benutzung  der  Presse  bot  ganz  die  gleichen  Schwierig- 
keiten. Das  gesamte  Zeitungswesen  der  Schweiz  leidet  an 
unheilbarer  Zersplitterung.  Keine  Partei  verfügt  über  ein 
allgemein  anerkanntes  Organ;  alle  sind  mehr  oder  weniger 
kantonal  gefärbt.  Die  verschiedenen  Versuche,  welche  die 
Sozialdemokraten  gemacht  haben,  ein  Zentralorgan  in  der 
Presse  zu  begründen,  sind  denn  auch  misslungen,  soweit  diese 
Blätter  sich  nicht  auf  bestimmte  Vereinsorganisationen  stützen 
konnten.  Und  auch  dann  noch  haben  sie,  wie  die'»Tagwacht€, 
die  »Arbeiterstimmec  u.  a«,  keineswegs  einen  sehr  grossen 
Einfluss  erlangt  und  sind  für  die  Schweiz  entfernt  nicht  das 
geworden,  was  der  »Vorwärtsc  oder  der  »Neue  Sozialdemokratc 
s.  Z.  für  Deutschland  waren.  Sozialistische  Lokalblätter  sind 
wohl  hie  und  da  daneben  entstanden;  allein  es  fehlte  ihnen 
das,  was  in  den  siebenziger  Jahren  die  reich  entwickelte  sozial- 
demokratische Zeitungslitteratur  Deutschlands  auszeichnete : 
die  einheitlich  bis  in  alle  kleinen  Detailfragen  programm- 
mässige  Haltung  und  die  autoritäre  Geltung.  Das  unabweis- 
bar sich  aufdrängende  Bedürfnis,  in  kantonalen  oder  lokalen 
Fragen  praktisch  vorzugehen,  absorbierte  auch  hier  etwa  vor- 
handene Kräfte  fast  vollständig  und  zwang  sie  zur  Stellung- 
Zeltfcbr.  f.  SUuitsw.    1888.    IV.  Heft.  41 
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nähme  und  Mitarbeit  auf  einem  Boden,  auf  welchen  die  ganie 
Parteidoktrin  nun  einmal  nicht  zugeschnitten  war. 

Demgemäss  spielt  die  Sozialdemokratie  als  politische  Partei 
in  der  Schweiz  eine  sehr  bescheidene  Rolle.  Versuchen  wir 
die  Wahlergebnisse  der  letzten  Zeit  zur  Messung  ihrer  Zahlen- 
starke zu  benutzen,  so  entfielen  bei  den  Nationalratswahlen 
vom  30.  Oktober  1887  auf  Arbeiterkandidaten  im  Kanton 
Zürich  8200,  im  Kanton  Bern  2300  und  im  Kanton  Glarm 
500  Stimmen.  Im  Kanton  Zürich  wird  dieses  Ergebnis  kon- 
trolliert durch  die  Zahl  der  Unterschriftenw,  eiche  eine  ziem- 
lich zu  gleicher  Zeit  um  Begnadigung  des  Arbeiters  Göckler 
in  Umlauf  gesetzte  Petition  ergab.  In  Baselstadt  berechnet 
die  Arbeiterpartei  nach  dem  Ergebnis  der  letzten  Grossrats- 
wahlen die  Zahl  ihrer  stimmberechtigten  Anhänger  auf  12— 
1400.  Für  die  übrigen  Kantone  wird  man  schwerlich  mehr 
als  5—6000  stimmfähige  Schweizerbürger  der  Partei  zurechnen 
dürfen,  so  dass  die  Gesamtstärke  der  politischen  Partei  auf 
etwa  18000  zu  veranschlagen  wäre.  Das  ergäbe  auf  lOOO 
Einwohner  in  der  Schweiz  etwa  6  Sozialdemokraten,  während 
in  Deutschland  nach  dem  Ergebnis  der  Reichstagswahlen  fon 
1887  auf  1000  Einwohner  16  sozialdemokratische  Wähler 
entfielen. 

Trotz  dieses  grossen  Unterschiedes  der  relativen  Starke 
der  Partei  in  beiden  Ländern  würde  es  wohl  auch  in  der 
Schweiz  jetzt  schon  möglich  sein,  dass  die  Sozialdemokraten 
einen  oder  den  andern  Vertreter  in  die  Bundesversammlung 
entsendeten,  wenn  das  gleiche  Wahlsystem  bestände  wie  in 
Deutschland.  Die  Schweiz  kennt  nämlich  das  in  Deutschland 
eingeführte  System  der  Einzelwahlen  nicht;  gewöhnlich  sind 
ftir  jeden  Wahlkreis  mehrere  —  in  den  grösseren  Kantouen 
fünf  —  Vertreter  zu  wählen.  Dies  erschwert  es  jeder  Mino- 
ritätspartei, eine  reine  Parteiliste  aufisustellen  und  weist  sie 
mit  Notwendigkeit  auf  Kompromisse  mit  anderen  Parteien 
hin.  Solche  Kompromisse  sind  in  der  That  —  in  Zürich  mit 
den  Demokraten,  iu  Basel  und  Bern  mit  den  Freisinnigen, 
in  St.  Gallen  gar  mit  den  Altliberalen  und  Konservativen  - 
von  den  Arbeitern  geschlossen  worden;  allein    dieselben  sind 
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sehr  unsicher ,  da  die  Wähler  der  anderen  Partei  sich  nicht 
zwingen  lassen,  für  die  Arbeiterkandidaten  zu  stimmen.  Ueber*- 
dies  haben  die  Arbeiter  dadurch,  dass  sie  die  Kandidaten  der 
Kompromissparteien  —  von  ihrem  St^dpunkte  gewiss  mit 
Recht  —  auf  gewisse  Programmpunkte  verpflichteten,  sich  zu 
sichern  versucht.  Allein  das  dem  öffentlichen  Leben  der 
Schweiz  seither  fremde  System  der  imperativen  Mandate  wurde 
von  der  Bevölkerung  wenig  günstig  aufgenommen.  Ebenso 
ungünstig  fiel  im  Kanton  Zürich  der  Versuch  aus,  einen  dem 
Kanton  nicht  angehörigen,  übrigens  sehr  gemässigten  Grüt- 
lianer  als  Arbeiterkandidaten  bei  einer  Nachwahl  durchzusetzen. 
Man  hatte  nichts  gegen  ihn  einzuwenden;  aber  er  war  kein 
Züricher. 

n. 

Wichtiger  als  alle  bis  jetzt  für  die  Schwäche  der  sozial- 
demokratischen Bewegung  in  der  Schweiz  angeführten  Momente 
ist  die  eigentümlich  schwerföllige  Organisation  der 
Arbeiter  in  der  Schweiz.  Dieselbe  teilt  mit  dem  gesamten 
öffentlichen  Leben  des  Landes  den  Charakterzug  der  Zersplitte- 
rung. Arbeitervereine  gibt  es  relativ  mehr  als  in  irgend  einem 
anderen  Lande.  Dieselben  sind  aber  in  erster  Linie  lokaler 
Natur ;  sie  gliedern  sich  auf  dem  örtlichen  Boden  wieder  nach 
Arbeitszweigen,  nach  sozialpolitischer  oder  religiöser  Richtung. 
Sie  schliessen  sich  auch  wohl  durch  das  lose  Band  der  Föde- 
ration zu  lokalen ,  kantonalen  und  nationalen  Verbänden  zu- 
sammen; aber  eine  so  stramme  Zentralisation,  wie  sie  seit 
der  B^ründung  des  Lassaile* sehen  Allgemeinen  Arbeitervereins 
in  Deutschland  die  Regel  bildet,  wäre  in  der  Schweiz  undenk- 
bar. Die  verschiedenen  Föderationen  lokaler  Vereinigungen 
schneiden  und  decken  sich  vielfach  mit  einander;  sie  um- 
schliessen  teilweise  sogar  zahlreiche  Elemente,  welche  der  Lohn- 
arbeiterschaft nicht  zugerechnet  werden  können,  und  es  gehört 
schon  längere  Beobachtung  und  Vertrautheit  mit  dem  Gegen - 
Stande  dazu,  um  sich  in  diesem  Wirrwarr  zurecht  zu    finden. 

Versuche,  eine  die  gesamte  organisierte  Arbeiterschaft  der 
Schweiz  umfassende  Verbindung  zu  schaffen,  sind    wiederholt 

41* 
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gemacht  worden.  Aber  alle  hatten  nur  sehr  kurzen  Erfolg. 
Teils  war  es  die  innere  Ungleichheit  der  durch  künstliehe 
Kompromisse  zusammengeschweissten  Elemente,  teils  die  Eifer- 
sucht der  Führer,  welche  ein  rasches  Auseinanderfallen  der 
Verbände  bewirkte.  Während  in  Deutschland  die  sozialisten- 
gesetzliche Repression  fortgesetzt  alles,  was  der  Sozialdemo- 
kratie anhängt,  zum  festen  Zusammenschlüsse  zwingt  und 
SezessionsgelQste  nicht  aufkommen  lässt,  haben  in  der  Schweiz 
die  vorhandenen  Keime  der  Zwietracht  volle  Freiheit,  sich  zu 
entwickeln.  Es  klingt  paradox,  wenn  ich  sage:  die  schweize- 
rischen Behörden  brauchten  nur  die  gegen  Anarchisten  und 
Lockspitzel  unter  Billigung  aller  Parteien  ergriffenen  Polizei- 
massregeln auf  die  Sozialdemokratie  auszudehnen,  um  sich 
sofort  einer  in  sich  geeinten  politischen  Partei  dieser  Rich- 
tung gegenüber  zu  sehen.  Aber  es  ist  darum  nicht  weniger 
richtig.  Schon  die  Ausweisung  der  Redaktion  des  »Sozialdemo- 
kratc  hat  die  Bewegung  in  der  Schweiz  entschieden  gestärkt 
Es  kann  nicht  die  Aufgabe  dieser  Skizze  sein,  die  ganze 
Entwickelungsgeschichte  der  schweizerischen  Arbeiter-Organi- 
sationen zu  schildern;  aber  wir  müssen  doch  die  Haaptzüge 
derselben  darzustellen  versuchen,  weil  sonst  die  Bedeutung 
des  Arbeitersekretariats  und  des  im  Anschluss  an  dieses  ge- 
gründeten Schweizerischen  Arbeiterbundes  nicht  verstandlich 
sein  würde.  Freilich  muss  dabei  die  Nachsicht  des  Lesers 
in  hohem  Grade  in  Anspruch  genommen  werden.  Historischen 
Sinn  haben  die  nächstbeteiligten  Kreise  in  Beziehung  auf  ihre 
eigenen  Parteischöpfungen  bis  jetzt  nur  selten  bewiesen.  Ans 
gelegentlichen  Mitteilungen  der  Arbeiterblätter  muss  der  Stoff 
zur  Geschichte  der  schweizerischen  Arbeiterbewegung  mühsam 
zusammengesucht  werden.  Versuche,  das  auf  diesem  Wege 
gesammelte  Material  speziell  bezüglich  der  grössern  Verbände 
durch  direkte  Erkundigungen  zu  ergänzen,  sind  nur  in  wenigen 
Fällen  von  Erfolg  gewesen.  Gewöhnlich  wurde  überhaupt  auf 
briefliche  Anfragen  keine  Antwort  erteilt.  Ich  erwähne  das, 
um  den  Vorwurf  der  Lückenhaftigkeit  oder  Ungenauigkeit  im 
Voraus  abzuschneiden.  Für  den  hier  in's  Auge  gefassten  Zweck 
dürfte  das  Gegebene  übrigens  genügen. 
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Bis  zum  Auftreten  der  Internationale  bestanden  in  der 
Schweiz  drei  Arten  von  lokalen  Arbeiterverbindungen :  1.  Deut- 
sche Arbeitervereine,  2.  Sektionen  des  Grütlivereins,  3.  katho- 
lische Gesellenvereine.  Es  ist  nötig,  diese  verschiedenen  Or- 
ganisationen und  ihre  historische  Entwickelung  zunächst  kurz 
zu  charakterisieren.  Wir  gehen  dabei  gleich  bis  auf  die 
Gegenwart  herab. 

1.  Die  Deutschen  Arbeitervereine  oder  Arbei- 
terbildungsvereine datieren  ihre  erste  Entstehung  schon  aus 
den  dreissiger  und  vierziger  Jahren.  Sie  sind  ursprünglich 
dazu  bestimmt  gewesen,  den  zahlreichen  die  Schweiz  besuchen- 
den deutschen  Handwerksgesellen  einen  geselligen  Mittelpunkt 
und  Gelegenheit  zur  Fortbildung  zu  bieten ,  hin  und  wieder 
auch  durch  Errichtung  von  Krankenkassen  und  noch  öfter 
Unterhaltung  von  gemeinsamen  Speiseanstalten  ihre  materielle 
Lage  zu  verbessern.  In  den  vierziger  Jahren  wurden  dieselben 
zum  Agitationsherd  der  kommunistischen  Propaganda  ^)  und 
hatten  daför,  namentlich  seit  1848,  mancherlei  Verfolgungen 
durch  die  kantonale  Polizei  zu  erdulden,  die  ihre  Mitglieder- 
zahl sehr  reduzierten  und  von  denen  sie  sich  erst  gegen  Ende 
der  fünfziger  Jahre  erholten.  In  den  ersten  sechziger  Jahren 
unterhielten  sie  Verbindungen  mit  den  Schulae-Delitasch^schen 
Arbeiterbildungsvereinen  in  der  Heimat,  um  später  mehr  und 
mehr  in  das  Lager  der  Internationale  und  in  neuerer  Zeit  der 
deutschen  Sozialdemokratie  überzugehen.  Des  Anarchismus ') 
haben  sich  diese  Vereine  in  den  ersten  achtziger  Jahren  ziem- 
lich energisch  erwehrt.  Auch  der  Anschluss  an  die  Sozial- 
demokratie war  keineswegs  ein  allgemeiner  und  ist  es  heute 
noch  nicht.  Ebenso  fehlt  es  an  einer  regelmässigen  Verbin- 
dung zwischen  den  einzelnen  Lokalvereinen.  Allerdings  bestand 
ein  Verband  derselben  von  Ende  der  sechziger  Jahre  bis  gegen 
Ende  der  siebenziger,  aber  die  Sozialdemokratie  bewirkte  seine 
Zersetzung.    In  neuester  Zeit  halten  bloss  die  deutschen  Vereine 


1)  Vgl.  G.  Adler,  Geschichte  der  ersten  sozial-politischen  Arbeiter- 
bewegung in  Deatschland.     Breslau,  1885. 

2)  Vgl.  Bericht  des  eidg.  General- Anwaltes  über  die  anarchistischen 
Umtriebe  in  der  Schweiz:  Bundesblatt  1885,  III,  S.  537  ff. 
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der  Westscbweiz  jährliche  Delegiertenversammlungen  und  be- 
tonen wohl  dabei  die  sozialistischen  Grondsätse.  Allein  sie 
stehen  darum  doch  der  Sozialdemokratie  nicht  unbedingt  zur 
Verfügung.  In  der  Ostschweiz  scheint  der  im  Oktober  1887 
gemachte  Versuch,  einen  solchen  Zusammenhang  herzustellen, 
kein  rechtes  Ergebnis  gehabt  zu  haben.  »Alle  Vereine  stehen 
isoliert  da€  ,  klagte  damals  eine  sozialistische  Feder  in  der 
»Arbeiterstimmec ;  »die  Existenz  vieler  derselben  ist  gar  nicht 
bekannt.  Von  einem  Durchgreifen  des  sozialistischen  Prinzips 
ist  vollends  nicht  die  Rede ;  in  vielen  Vereinen  sind  die  Sozia- 
listen verpönt  oder  schief  angesehen;  auch  gibt  es  solche, 
in  denen  alle  Politik  ausgeschlossen  ist.  Allerdings  sind  hier 
die  Verhältnisse  etwas  schwieriger  als  in  der  WestschweiiL 
da  wir  hier  viele  frisch  Eingewanderte  in  unseren  Reihen 
zählen,  welche  nur  schwer  zu  gewinnen  sind  und  für  die  die 
grosse  Suppenschüssel  der  Speise-Genossenschaft  mehr  An- 
ziehungskraft besitzt  als  sozialistische  Theorien«.  In  einer 
andern  Nummer  desselben  Blattes  bemerkt  ein  Mitglied  des 
deutschen  Vereins  in  Winterthur:  »Unter  den  eingeschriebenen 
170  Mitgliedern,  die  sich  auch  taglich  im  Speisesaale  zusammen- 
finden, ist  kaum  ein  Fünftel,  welche  auch  regelmässig  das 
Vereinslokal  besuchen,  die  Arbeiter-Zeitungen  lesen,  die  Biblio- 
thek benutzen  und  den  Vorträgen  beiwohnen.  Es  sind  aber 
immer  die  Einen  und  Selben,  die  Uebrigen  sind  bloss  Kost- 
gänger, die  man  zum  Tempel  hinausjagen  sollte;  denn  eine 
solche  Dummheit  und  GleichgUtigkeit  ist  empörend.  Wenn 
solche  traurige  Menschen  hier,  in  einem  freien  Lande,  nicht 
die  Gel^enheit  ergreifen,  sich  zu  bilden,  ihr  Wissen,  besonders 
in  sozialen  Fragen,  zu  erweitern,  und  sich  feste  sozialdemokra- 
tische Grundsätze  anzueignen,  was  wird  aus  ihnen  erst  dann, 
wenn  sie  in  ihre  Heimat  zurückkehren  ?  Die  Organisation  ist 
eine  höchst  mangelhafte  und  es  herrscht  noch  zu  viel  das 
nationale  Moment  vor«.  Wie  gross  die  Zahl  dieser  deutschen 
Arbeiter-  und  Arbeiterbildungs- Vereine  zur  Zeit  ist,  dürfte 
schwerlich  jemand  angeben  können.  Eine  aus  gel^entlichen 
Erwähnungen  der  Arbeiterblälter  zusammengestellte  Liste  er- 
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gibt  28  Lokalvereine^);  die  Zahl  der  Mitglieder  dürfte  2000 
wenig  übersteigen.  Die  letzteren  sind  jedoch  keineswegs  alle 
Reichsdeutsche  und  Deutsch-Oesterreicher;  es  finden  sich  viel- 
mehr auch  Schweizer  und  Angehörige  anderer  Staaten  unter 
ihnen.  Die  grosste  Mitgliederzahl  und  die  vollkommensten 
Einrichtungen  hat  unstreitig  der  deutsche  Arbeiterverein  Ein- 
tracht in  Zürich,  welcher  seit  dem  Jahre  1842  besteht. 

Ich  kann  mir  nicht  versagen,  hier  einen  Auszug  aus  dem 
Jahresberichte  dieses  Vereins  für  1887,  den  ich  einem  Arbeiter- 
blatte entnehme,  wiederzugeben.  Derselbe  zählte  am  Ende 
des  vergangenen  Jahres  615  Mitglieder  gegenüber  581  des 
Vorjahres.  9  Vorträge  wurden  im  Verein  gehalten  und  zwar 
über  »Goethes  Pauste,  »Wallensteins  Lagert,  über  die  »Charti- 
stenbewegung in  England« ,  »Die  Hinrichtung  der  Chicagoer 
Arbeiterführer«,  »Zur  Arbeiterfrage«  und  die  »Arbeitseinstel- 
lungen«, über  »Gesundheitspflege«  und  »Preidenkertum«.  Die 
Vereinsbibliothek  zählte  925  Bände,  und  im  Lokal  lagen,  teil- 
weise in  mehreren  Exemplaren,  29  Zeitungen  und  Zeitschriften 
auf.  An  Eassaeinnahmen  wurden  verzeichnet  Fr.  13,714.  61, 
an  Ausgaben  Fr.  12,346.  28,  es  ergab  sich  somit  ein  Binnahme- 
üeberschuss  von  Fr.  1,368.  38.  Die  Mitglieder  geniessen  ver- 
schiedene Begünstigungen :  durch  Preisermässigung  für  Bäder  in 
einer  Badanstalt,  für  Medikamente  in  zwei  Apotheken  und  in 
zwei  Kephiranstalten.  Der  Verein  hat  eine  Krankenkasse,  eine 
Gesangs-  und  eine  Tumsektion,  einen  dramatischen  Klub  und 
eine  Speiseassoziation.  Letztere  nahm  Fr.  56,983  ein  und  gab 
Fr.  56,603   aus,   erzielte  somit   einen   Einnahme-Üeberschuss 


1)  Nämlich  die  deutschen  Arbeiter-  bezw.  Arbeiter bildungs- Vereine 
zu  Aaran,  Altstätten,  Baden,  Basel,  Bern,  Biel,  Bargdorf,  Ghaoxdefonds, 
Chur,  Fleurier,  St.  Gallen,  Genf,  Glarns,  Herisau,  Borgen,  St.  Immer, 
Lausanne,  Locle,  Neuenbürg,  Rheinfelden,  Rorschacb ,  Trogen,  üster, 
Vevey,  Wädensweil,  Winterthur,  Yverdon  und  Zürich.  Auf  dem  4. 
Kongreas  des  internationalen  Arbeiterbundes  in  Basel  1869  gab  Oögg 
die  Zahl  der  damals  bestehenden  deutschen  Arbeitervereine  auf  etwa 
50  an.  Die  Zahl  ist  zu  rund,  um  wahr  zu  sein.  Immerhin  ist  es  nicht 
unwahrscheinlich,  dats  seit  1869  ein  Rückgang  stattgefunden  hat.  Die 
deutschen  Arbeiter  haben  jetzt  mehr  Gelegenheit,  andern  Vereinen, 
pamentlich  Gewerkschaften,  beizutreten. 
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von  Fr.  380 ;  sie  besitzt  ohne  das  Inventar  ein  Vermögen  von 
Fr.  8000.  Die  durchschnittliche  Teilnehmerzahl  betrug  120. 
Der  wöchentliche  Pensionspreis  ist  Fr.  9,  sowohl  für  Mit- 
glieder als  Nichtmitglieder.  Es  wird  weniger  auf  ErzieluDg 
eines  grossen  Reingewinns  als  vielmehr  auf  Yerabreichung 
einer  kräftigen  bürgerlichen  Kost  gehalten.  Der  Zweck  des 
Vereins  im  allgemeinen  ist:  Wahrung  und  Förderung  der 
geistigen,  sittlichen  und  materiellen  Arbeiterinteressen.  Der 
Monatsbeitrag  beträgt  60  Cts.  Am  25.  September  1887  feierte 
der  Verein  sein  45.  Stiftungsfest. 

2.  Der  schweizerische  Grütliverein  ^)  bildet  in  ge- 
wissem Sinne  das  Gegenstück  zu  den  deutschen  Arbeitervereinen, 
insofern  nämlich,  als  er  das  schweizerische  Element  repräsen- 
tiert. Doch  ist  er  nichts  weniger  als  reiner  Arbeiterverein; 
ein  beträchtlicher  Teil  seiner  Mitglieder  sind  Handwerksmeister, 
kleine  Beamten,  Bauern  u.  dgl.  Gegründet  zu  Genf  im  Jahre 
1838  als  eine  Vereinigung  dort  lebender  Deutschschweizer  hat 
er  lange  Zeit  vorwiegend  Zwecke  der  Geselligkeit  und  Beleh- 
rung verfolgt.  Mit  seiner  allmählichen  Ausbreitung  wurde 
er  immer  mehr  zum  Vorkämpfer  demokratischer  Grundsätze 
in  den  unteren  Volksklassen,  und  seine  immer  zahlreicher 
werdenden  lokalen  Sektionen  beteiligten  sich  in  diesem  Sinne 
an  der  kantonalen  und  eidgenössischen  Politik.  Seine  Devise: 
»Durch  Bildung  zur  Freiheit Ic  ist  nicht  blosse  Phrase;  sie 
bildet  bis  auf  den  heutigen  Tag  die  Richtschnur  des  inneren 
Vereinslebens.  Durch  Gewährung  von  Lesestoff  mittels  eigner 
Bibliotheken  und  Halten  von  Zeitungen,  durch  Veranstaltung 
von  ünterrichtskursen,  durch  Diskussionen  über  populär- wissen- 
schaftliche und  politische  Gegenstände  sucht  er  seine  Mitglieder 
zur  einsichtigen  Teilnahme  am  politischen  Leben  heranzubilden. 
Daneben  dienen  die  Vereine  der  Geselligkeit;  viele  unterhalten 
eigne  Sektionen  für  die  Pflege  des  Gesanges,  des  Turnens  und 


1)  Mit  besonderem  Danke  habe  ich  hier  der  grossen  Freundlichkeit 
zu  gedenken,  mit  welcher  das  Zentralkomit^  dieses  Vereines  mir  ein 
umfassendes  Material  zur  Geschichte  desselben  (bestehend  in  Jahresbe- 
richten, Broschüren  n.  dgl.)  zur  Verfügung  gestellt  hat,  das  ich  freilich 
für  diese  Skizze  nicht  völlig  ausnutzen  konnte. 
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des  Schiesswesens.  Seit  der  Mitte  der  siebenziger  Jahre  hat 
der  Grütliverein  neben  den  formalpolitischen  auch  die  sozial- 
politischen Probleme  in  den  Kreis  seines  Wirkens  gezogen. 
Immer  mehr  hat  er  sich  hier  dem  Programm  der  Sozialdemo- 
kratie genähert,  freilich  vorsichtig  and  langsam  und  ohne  sich 
die  letzten  Eonsequenzen  desselben  völlig  zu  eigen  zu  machen 
oder  doch  sie  besonders  zu  betonen.  Es  liegt  dies  in  seiner 
ganzen  Zusammensetzung  begrOndet,  die  ihm  wol  erlaubte, 
in  praktischen  Fragen  Schulter  an  Schulter  mit  den  Sozial- 
demokraten vorzugehen,  aber  auch  hier  sofort  eine  Trennung 
veranlasst,  wo  die  verschiedenen  im  Grütlivereine  vertretenen 
Interessen  in  einer  reinen  Arbeiterfrage  nicht  gleichmässig 
beteiligt  sind.  Noch  seine  neuesten  offiziellen  Kundgebungen 
sprechen  sich  in  dieser  Hinsicht  äusserst  vorsichtig  aus.  In 
einer  solchen  heisst  es  u.  a. :  »Der  Grütliverein  will  die  Er- 
strebung der  politischen  und  sozialen  Gleichberechtigung  aller 
Bürger,  die  Förderung  der  sozialen  Reform  und  die  Ausbildung 
der  nationalen  Demokratie.  Ausgehend  von  der  Erkenntnis, 
dass  so  lange  ein  Glied  leidet  am  Volkskörper,  das  Ganze  den 
Schaden  trägt,  sucht  er  die  Quellen  der  Armut  zu  verstopfen, 
die  Arbeiterklasse  zu  heben,  ihr  zu  einem  dem  Grade  der 
heutigen  Gesittung  angemessenen  Dasein  zu  verhelfen.  Er 
will,  dass  die  Gemeinschaft  sich  solidarisch  erkläre,  wo  es 
Unglück  und  Not  zu  lindem  und  zu  verhindern  gilt  .... 
Er  hält  dafür,  dass  diesfalls  durch  korporative  Selbsthilfe  so- 
wohl wie  durch  gesunde,  die  Interessen  der  Allgemeinheit  vor- 
anstellende Lösung  wirtschaftlich-sozialer  Fragen  auf  dem  Wege 
der  Gesetzgebung  viel  erlangt,  viel  verbessert  werden  könnte«. 
Die  Unbestimmtheit  dieser  Sätze  tritt  erst  in's  gehörige  Licht, 
wenn  wir  ihnen  die  gleich  darauf  folgende  dezidierte  Formulie- 
rung des  politischen  Programms  gegenüberstellen.  »In  politisch 
konstitutioneller  Richtung  vrill  der  Grütliverein  den  Ausbau 
des  Bundesstaates  zu  einem  demokratischen  Einheitsstaat, 
selbstverständlich  auf  dem  Wege  der  ruhigen  Entwickelung. 
.  .  .  Freilich  schwebt  ihm  nicht  eine  staatliche  Zentralisation 
auf  Kosten  der  Freiheitsrechte  des  Volkes  vor;  darum  fordert 
er  die  direkte  Yolksherrschaft,  obligatorisches  Referendum  und 
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Initiative  oder  Vorschlagsrecht  des  Volkes  —  beides  sowohl 
auf  dem  Boden  des  Bundes  wie  demjenigen  der  Kantone«. 
Volksbildung  und  aktive  Teilnahme  am  Staatsleben  sind  die 
Mittel,  durch  welche  der  Grütliverein  diese  Ziele  zu  erreichen 
sucht. 

Vereinigungen  mit  sehr  weit  gesteckten,  unbestimmten 
Zielen  sind  eine  Eigentümlichkeit  der  Schweiz.  Sie  liegen  in 
der  Natur  der  Föderativrepublik,  wo  des  Einigenden  so  wenig, 
des  Trennenden  so  viel  ist.  ENe  Reifen,  welche  die  Sektionen 
des  Grütlivereins  oder  etwa  der  schweizerischen  Gemeinnützigen 
Gesellschaft  zusammenhalten,  sind  aus  demselben  Holze  ge- 
macht wie  diejenigen,  welche  die  Gemeinden  zum  Kanton, 
die  Kantone  zum  Bund  vereinigen:  sie  sind  dünn  aber  zähe. 
Und  der  Grütliverein  hat  vor  allen  ähnlichen  Verbänden  des 
freiwilligen  Vereinslebens  in  der  Schweiz  das  voraus,  dass  er 
auf  alle  Kantone  mit  alleiniger  Ausnahme  des  kleinen  Nid- 
walden  sich  erstreckt  und  die  grösste  Zahl  von  Mitgliedern 
zu  rühriger  Thätigkeit  vereinigt.  Dass  er  jetzt  bereits  50 
Jahre  dem  Bedürfnisse  der  minder  gebildeten  und  minder 
begüterten  Volksklassen  zu  entsprechen  verstanden  hat  und 
dies  heute  mehr  als  je  thut,  beweisen  die  Ziffern  seines  all- 
mählichen Anwachsens.  Von  der  Sektion  Genf  ausgehend  ver- 
breitete derselbe  sich  in  der  politisch  aufgeregten  Periode  von 
1838  bis  1860  bloss  über  die  grösseren  Orte  und  zählte  im 
letztgenannten  Jahre  etwa  ein  viertelhundert  Sektionen;  die 
reaktionären  fünfziger  Jahre  waren  ihm  wenig  günstig;  1860 
betrug  die  Zahl  der  Sektionen  gegen  40.  Von  da  ab  be- 
schleunigt sich  sein  Wachstum  fast  von  Jahr  zu  Jahr;  1873 
betrug  die  Zahl  der  Sektionen  130,  1881:  185,  im  Herbst 
1887:  263  und  gegenwärtig  (August  1888)  soll  sie  auf  300 
gestiegen  sein,  üeber  die  Zahl  der  Mitglieder  lassen  sich  nur 
annähernde  Daten  geben,  da  die  Statistik  der  Jahresberichte 
in  dieser  Hinsicht  unvollständig  ist.  Sie  betrug  1873  zwischen 
5000  und  6000,  1881  etwa  7000,  1887:  12  500  und  soll 
gegenwärtig  auf  über  14  000  gesti^en  sein. 

Um  den  Wert  dieser  Ziffern  speziell   für    die  Rolle,  die 
der  Grütliverein  als  Arbeiterorganisation  spielt,  beurteilen  zu 
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können,  wäre  es  wichtig,  die  Berufsstellang  der  Mitglieder 
zn  kennen.  Die  Mitgliederverzeichnisee  neu  sich  bildender 
Sektionen,  welche  regelmässig  in  dem  Zentralorgan  des  Vereines 
veröffentlicht  werden ,  bieten  leider  dafär  nnr  ungenügende 
Anhaltspunkte.  Dagegen  gestatten  die  Angaben  des  Jahres- 
berichtes über  Ab-  und  Zugang  zu  den  Sektionen  den  Rück- 
schluss,  dass  das  Arbeiter-Element  doch  entschieden  überwiegt. 
In  der  Zeit  vom  1.  Oktober  bis  30.  September  verloren  sämt- 
liche Sektionen  an  Mitgliedern 

1885/86       1886/87 
durch  Abreise  4154        4512 

>      Austritt  1433        1584 

»      Ausschliessung    535  760 

t      Tod  106  114 


zusammen  6228  6970,  d.  h.  654,  bezw. 
629  Prozent  der  im  Anfange  der  betr.  Jahre  vorhandenen 
Mitgliederzahl.  Dagegen  gewannen  sämtliche  Sektionen,  über 
welche  statistische  Mitteilungen  vorliegen,  an  Mitgliedern 

1885/86       1886/87 
durch  Eintritt  neuer  Mitglieder  5243        5667 

durch  Zureise  von  Mitgl.  anderer  Sektionen  2543        2696 

zusammen  7786  8363, 
d.  h.  70  bezw,  67  Prozent  der  am  Schlüsse  der  betr.  Jahre 
vorhandenen  Mitglieder.  Dieser  starke  Mitgliederwechsel  spricht 
dafür,  dass  die  fluktuierenden  Elemente,  worunter  wir  uns 
wol  hauptsächlich  Arbeiter  des  Kleingewerbes  zu  denken  haben, 
überwiegen. 

Die  Verbreitung  des  Grütlivereins  über  die  Kantone  zeigt 
nachstehende  Zusammenstellung,  welche  sich  auf  den  Stand 
vom  30.  September  1887  bezieht: 

„  , ,  ,  „  .,  .  Auf  10«0  männl. 

^        ,  Zahl  der  Zahl  der  „.        , 

Kantone.      o,w  .».,  ,.   ^  Einw.  kommen 

Sektionen.  Mitglieder.  y...   ... 

Glarus  13  711  44 

Solothurn  23  1180  30 

Schafifhausen  4  415  23 

Zug  3  222  19 
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Kantone. 
St.  Gallen 

Zahl  der 
Sektionen. 

27 

Zahl  der 
Mitglieder. 

1467 

Auf  1000  maanL 

Einw.  kommen 

MitgUeder: 

14 

Zürich 

32 

1829 

12 

Neuenburg 
Baselland 

11 
12 

570 
301 

11 
10 

Appenzell 
Aargau 
Thurgau 
Bern 

10 

24 

9 

41 

283 

726 

384 

1945 

9 

8 
8 

Schwyz 
üri 

6 
2 

178 
92 

Obwalden 

2 

37 

Graubünden 

6 

302 

Waadt 

17 

776 

6 

Luzern 

6 

416 

6 

Baselstadt 

2 

168 

6 

Genf 

1 

152 

3 

Freiburg 
Wallis 

4 

2 

182 
92 

3 
2 

Tessin 

1 

45 

Ot 

zusammen    258 

12473 

-  - 

Es  fehlen  allerdings  in  dieser  Uebersicht  5  kleine  Sektionen 
aus  den  Kantonen  Aargau,  Bern,  Genf,  Tessin  und  Zürich, 
über  welche  Ziffern  nicht  vorlagen;  aber  dieselbe  zeigt  doch 
genügend,  worauf  es  ankommt.  Es  sind  vorzugsweise  die 
deutschen  Kantone  und  diejenigen  mit  protestantischer  Bevölke- 
rung, welche  dem  Grütliverein  einen  günstigen  Boden  bieten. 
Selbst  in  den  westschweizerischen  Städten  (Genf,  Lausanne  etc.) 
sind  die,  deutschen  Sektionen  die  älteren  und  gedeihen  besser 
als  die  romanischen.  Das  protestantische  Appenzell  Ausser- 
Rhoden  zählt  1^  das  katholische  Inner- Rhoden  nur  eine  Sek- 
tion. Daneben  spielt  die  industrielle  Entwickelung  eine  Rolle; 
ihr  verdankt  z.  B.  der  zu  Vo  katholische  KAnton  Solotharn 
seine  hohe  Stelle  in  unserer  Liste.  Im  ganzen  ist  aber  in  der 
Schweiz  wie  in  Deutschland  zu  beobachten,  dass  wo  der  katho- 
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lische  Klerus  waltet,  für  derartige  Organisationen  wenig  Raum 
bleibt,  mögen  sie  auch  in  religiösen  Dingen  indifferent  sein. 
Der  Grütliverein  ist  dies  im  höchsten  Masse ;  wusste  doch  vor 
einiger  Zeit  ein  solothurnisches  Blatt  von  einem  Manne  zu 
berichten,  der  zugleich  Präsident  des  Grütlivereins  und  des 
Piusvereins  an  seinem  Orte  ist.  Das  mag  freilich  eine  seltene 
Ausnahme  sein;  aber  es  verdient  Beacl^tung,  dass  der  Grütli- 
verein dieselbe  Weitherzigkeit  bezüglich  der  sozialpolitischen 
und  selbst  bezüglich  der  politischen  Ansichten  einzelner  seiner 
Mitglieder  und  selbst  ganzer  Sektionen  bethätigt.  »Wir  sind 
weder  für  religiöse  noch  für  politische  Ketzerrichtereic,  ant- 
wortete kürzlich  der  »Grütlianerc  einem  Blatte,  welches  die 
Ausschliessung  eines  Mitgliedes  verlangt  hatte,  weil  dasselbe 
die  Redaktion  des  »Sozialdemokratc  übernommen. 

Es  bleiben  noch  ein  paar  Worte  über  die  äussere  Organi- 
sation des  Grütlivereins  zu  sagen.  Dieselbe  ist  föderalistisch- 
demokratisch. Sie  gründet  sich  auf  das  Bestehen  von  Lokal- 
yereinen  (Sektionen),  an  deren  Spitze  ein  Zentralkomit^  steht, 
welches  die  Verwaltungsgeschäfte  leitet.  Jedes  Mitglied  einer 
Sektion  ist  zugleich  Mitglied  des  Gesamtvereins.  Zur  Auf- 
nahme ist  erforderlich,  dass  der  Aufzunehmende  das  18.  Lebens- 
jahr zurückgelegt  hat  und  in  sittlicher  Beziehung  in  gutem 
Bufe  steht.  Ausländer  dürfen  nur  als  Passivmitglieder  auf- 
genommen werden;  ein  Antrag  auf  völligen  Ausschluss  der- 
selben ist  jüngst  von  der  Delegiertenversammluug  in  Glarus 
abgelehnt  worden  und  unterliegt  augenblicklich  der  Urab- 
stimmung in  den  Sektionen.  Alle  zwei  Jahre  findet  eine  De- 
legiertenversammlung statt,  verbunden  mit  einer  festlichen 
Vereinigung  der  Sektionen  (>Zentralfest>).  Die  letzteren  er- 
freuen sich  einer  grossen  Selbständigkeit;  sie  können  sogar 
in  corpore  andern  Vereinsorganisationen  beitreten  und  thun 
dies  thatsächlich  vielfach.  In  einer  Reihe  von  Kantonen  oder 
eidgenössischen  Wahlkreisen  haben  sich  die  Sektionen  zu  be- 
sonderen Kantonal-  bezw.  Kreisverbänden  vereinigt.  So  in 
Zürich,  Bern,  Luzern,  Glarus,  Baselland,  Schaffhausen,  Appen- 
zell ,  St.  Gallen ,  Graubünden ,  Aargau ,  Thurgau,  Waadtland, 
Neuenburg.     Die   solothurnischen   Grütlisektionen   bilden   mit 
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den  dortigen  Arbeitervereinen  sogar  zwei  verschiedene  kantonale 
Verbände,  und  von  dem  aargauischen  Eantonalverband  hat 
sich  neuerdings  ein  Kreisverband  Zofingen  abgezweigt.  Die 
Zentralleitung  lässt  in  diesen  EKngen  den  Sektionen  grössi- 
mogliche  Freiheit  der  Bew^nng.  Die  S^antonal-  und  Ereis- 
verbande  haben  ihre  besonderen  Vorstände  und  Delegierten- 
Versammlungen;  ihr  Zweck  ist,  in  der  kantonalen  Politik  ein 
einheitliches  Vorgehen  zu  ermöglichen ;  insbesondere  betreiben 
sie  mit  grossem  Eifer  den  weiteren  Ausbau  der  Kantonsrer- 
Fassungen  in  demokratischem  Sinne«  Als  Zentralorgan  des 
üesamtvereins  dient  der  »Grütlianerc ,  welcher  zu  Chur  in 
einer  Aufli^e  von  12  500  erscheint.  Ausser  dem  Zentralkomitee 
welches  zur  Zeit  seinen  Sitz  in  St.  Gallen  hat,  beeteht  ein 
Zentral-Diskussionskomit^  in  Chur,  welches  die  Themata  för 
die  Diskussionen  in  den  Sektionen  stellt  und  Preisangaben 
ausschreibt.  Die  Turner-Sektionen  bilden  einen  besonderen 
Verband,  der  seine  eigne  Geschäftsleitung  in  SchafiThaosen  hat 
Endlich  unterhält  der  Grütliverein  eine  zentralisierte  Eranken- 
und  Sterbekasse,  welcher  indes  nur  der  kleinere  Teil  der  Mit- 
glieder des  Gesamtvereins  angehört. 

3.  Die  katholischen  Gesellenvereine  der 
Schweiz  sind  zum  Teil  schon  in  den  letzten  fUnfziger  Jahren 
entstanden,  haben  sich  in  den  sechziger  Jahren  rasch  vermehrt 
und  beliefen  sich  bereits  im  Jahre  1873  auf  zwanzig.  Seitdem 
sind  noch  einige  hinzugekommen.  Am  1.  Januar  1887  be- 
standen 28  Lokalvereine  mit  928  aktiven  und  1666  Ehren- 
mitgliedern. Von  den  Vereinen  sind  2  im  Jahre  1859,  12 
in  den  Jahren  1861—1870,  7  1871—1880  und  7  1881-1886 
gegründet.  14  dieser  Vereine  unterhalten  eigene  Eranken- 
kassen,  24  beschäftigen  sich  mit  dem  Vertrieb  von  Sparmarken 
und  fast  alle  gewähren  an  Durchreisende  Geldunterstatzungen 
im  Betrage  von  20 — 60  Gentimen  oder  freie  Herberge  und 
Naturalverpflegung.  An  der  Spitze  jedes  Vereine  steht  regel- 
mässig ein  Geistlicher.  Sämtliche  schweizerische  Gesellenvereine 
bilden  einen  Verband  unter  einem  Zentralpräses  (zur  Zeit 
Pater  Augustin  Gmür  in  Einsiedeln).  Der  Verband  steht  unter 
dem  Generalpräses  in  Köln,   wohin  die  Vereine   r^elmässige 
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Beiträge  zu  leisten  haben.  Ebenso  bedienen  sie  sich  der  in 
Köln  erscheinenden  »Rheinischen  Volksblätter c  und  des  Mün- 
chener cArbeiterfreundesc  als  Vereinsorgane.  Das  innere 
Vereinsleben  gestaltet  sich  ganz  analog  demjenigen  der  deut- 
schen Gesellenvereine.  Bemerkenswert  ist  nur,  dass  auf  der 
Generalversammlung  in  Köln  im  August  1884  der  Zentral- 
präses der  schweizerischen  Vereine  sich  mit  Erfolg  einem  An- 
trag auf  Ausschliessung  der  Protestanten  von  der  Mitglied- 
schaft widersetzte  und  dass  vom  Generalpräses  den  schweize- 
rischen Gesellenvereinen  sogar  gestattet  worden  ist,  Protestanten 
zu  Vorstandsmitgliedern  zu  ernennen,  was  den  deutschen 
nicht  erlaubt  ist. 

Ausserhalb  der  drei  genannten  Organisationen  scheinen 
eigentliche  Arbeitervereine  bis  zum  Auftreten  der  inter- 
nationalen Arbeiterassoziation  in  der  Schweiz 
nicht  bestanden  zu  haben.  Dies  änderte  sich  jetzt  sofort,  als 
Joh.  Phil,  Becher^  ein  in  Genf  lebender  Deutscher,  die  Lehren 
des  Bundes  adoptierte  und  die  Ausbreitung  derselben  unter 
den  Arbeitern  in  die  Hand  nahm.  Es  ist  weit  mehr  das 
Wirken  dieses  einen  Mannes  als  die  Abhaltung  der  ersten 
Kongresse  in  der  Schweiz  (Genf  1866,  Lausanne  1867,  Basel 
1869),  was  hier  der  Internationale  den  Boden  ebnete.  Die 
vorbereitenden  Schritte  fallen  noch  in  die  Jahre  1864  und 
1865;  im  folgenden  Jahre  gründete  Becher  den  »Vorbotet, 
den  er  bis  1871  redigierte  und  der  für  die  Geschichte  der 
Internationale  in  dieser  Periode  eine  Hauptquelle  bildet  *). 
Die  erste  Sektion  der  Internationale  wurde  noch  1864  in  Genf 
gegründet,  welches  von  da  ab  den  Herd  der  Agitation  nicht 
bloss  für  die  französische  sondern  auch  für  die  deutsche  Schweiz 
und  für  Deutschland  bildete.  Im  Laufe  des  Jahres  1866  ent- 
standen 15  neue  Sektionen,  7  französische,  6  deutsche  und 
2  gemischte;  bereits  begannen  deutsche  Arbeitervereine  und 
einzelne  Sektionen  des  Grütlivereins  sich  anzuschliessen.     Auf 


'l)  Vgl.  ausserdem  :  Testui,  L' Internationale,  p.  189  ff.  und  desselben 
Le  Uwe  bleu  de  Vlntemationcae,  p.  19,  50,  134,  141, 153, 159,  293.  Bud. 
Meyer,  der  Emanzipationskampf  des  vierten  Standes  11,  S.  12  ff.  Jäger, 
der  moderne  Sozialismus,  S.  158  ff. 
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dem  EoDf^press  in  Laasanne  im  September  1867  konnte  fiber 
21  Sektionen  berichtet  werden,  teils  Gewerkschaften  bestimmter 
Industriezweige ,  teils  allgemeine  Arbeitervereine.  Schon  im 
Mai  desselben  Jahres  hatte  sich  eine  »Sektionsgruppe  deutscher 
Sprache  der  internationalen  Arbeiterassoziation«  konstituiert 
welche  neben  den  deutsch-schweizerischen  auch  die  Vereine 
in  Deutschland  einbegriff.  Im  Jahre  1868  erklarten  die 
damals  unter  einer  einheitlichen  Organisation  stehenden  deut* 
sehen  Vereine  der  Schweiz  ihren  Anschluss,  und  ihr  Zentral- 
organ, »das  Felleisen«  schlägt  von  da  ab  den  Ton  der  inter- 
nationalen Sozialdemokratie  an.  Der  Grütliverein  lehnte  auf 
der  Züricher  Delegierten  Versammlung  im  gleichen  Jahre  mit 
Rücksicht  auf  seinen  nationalen  Charakter  den  Anschluss  des 
Gesamtvereins  ab  und  verharrte  von  da  ab  »auf  dem  Boden 
wohlwollender  Neutralitat«,  ohne  jedoch  seinen  einzelnen  Sek- 
tionen den  Beitritt  zu  verbieten.  Zwei  grössere  Strikes  in 
Basel  und  Genf  waren  der  weiteren  Ausbreitung  besonders 
forderlich.  Ein  Verband  von  31  welschen  Sektionen  war  im 
Januar  1869  von  Genf  aus  unter  dem  Namen  Federation  des 
sections  romandes  de  la  Suisse  gegründet  worden.  Derselbe 
brachte  es  auf  62  Sektionen,  darunter  18  einfache  Sektionen, 
ein  politischer  Verein,  ein  Arbeiterinnen- Verein  und  32  Ge- 
werkschaften einzelner  Industriezweige,  namentlich  der  Dhren- 
industrie.  In  Genf  allein  bestanden  nicht  weniger  als  30 
Vereine,  welche  sich  der  Internationale  zuzahlten. 

Vassociation  internationale  est  solidcment  fondee  dans 
Us  pays^  le  but,  qu'elle  poursuit  penetre  progressivemcnt  dw%s 
la  niasse  des  travaüleurs.  So  schrieb  in  einem  Berichte  vom 
4.  April  1870  das  Bundeskomit^  der  romanischen  Föderation. 
Allein  schon  war  die  Zwietracht  in  ihren  eigenen  Reihen  ein- 
gekehrt, und  die  Sektionsgruppe  deutscher  Sprache  fiel  aus 
einer  Spaltung  in  die  andere.  Die  Sektionen  in  Deutschland 
hatten  sich  dort  der  sozialdemokratischen  Arbeiterpartei  an- 
geschlossen und  waren  damit  dem  Genfer  Zentralkoraite  yer- 
loren  gegangen.  Ebenso  hatten  die  Oesterreicher  sich  abge- 
sondert. Unter  anderen  Umständen  wäre  dieses  Abstreifen 
fremder   Elemente    vielleicht   günstig    für    den    Fortgang    der 
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Bewegung  in  der  Schweiz  gewesen  und  hatte  zum  Zusammen- 
schluss  der  zahlreichen  lokalen  Arbeitervereine  in  zwei  grossen 
nach  Sprachen  getrennten  schweizerischen  Föderationen  ge- 
führt. Aber  bereits  1869  waren  die  deutschen  Arbeitervereine 
in  der  Schweiz  aus  dem  Verbände  der  Sektionsgruppe  deutscher 
Sprache  ausgeschieden,  und  am  Schlüsse  desselben  Jahres 
hatte  sich  in  Zürich  ein  »Zentralkomite  zur  Organisation 
einer  sozialdemokratischen  Partei  in  der  Schweizc  gebildet, 
welches  ein  eigenes  Organ,  die  >Tagwacht€ ,  herausgab.  So 
war  das  Genfer  Zentralkomite  ein  Generalstab  ohne  Armee 
geworden  und  löste  sich  Ende  1871  auf,  während  das  Züricher 
Eomite  in  direkte  Verbindung  mit  dem  Londoner  Generalrat 
trat.  Die  Föderation  der  romanischen  Sektionen  spaltete  sich 
auf  dem  Kongress  in  Chauxdefonds  (April  1870)  in  Folge 
der  Umtriebe  Bakunin's:  es  bildeten  sich  zwei  verschiedene 
Verbände,  ein  zentralistischer ,  an  Marx  sich  anschliessender 
mit  dem  Sitz  in  Genf  -und  ein  jBaÄwninistischer  mit  dem 
Vorort  Chauxdefonds,  der  sich  im  folgenden  Jahre  den  Namen 
FSdSrcUion  jurassienne  beilegte. 

Wir  können  auf  diese  Streitigkeiten,  welche  schliesslich 
die  Internationale  selbst  auseinandersprengten,  hier  nicht  näher 
eingehen.  Die  ersten  siebenziger  Jahre  bieten  ein  Bild  der 
Verwirrung ,  des  Hasses  und  Streites  in  der  schweizerischen 
Arbeiterschaft,  wie  es  kaum  abschreckender  gedacht  werden 
kann.  Der  Grütliverein  war  in  den  letzten  sechziger  Jahren 
zurückgegangen.  Die  Gewerkschaften  und  internationalen  Sek- 
tionen gruben  ihm  den  Boden  ab.  Die  Leiter  waren  ratlos, 
wie  sie  sich  in  der  sozialen  Frage  verhalten  sollten.  Die 
Arbeiter,  welche  an  den  grossen  Worten  und  hohen  Forde- 
rungen der  zahlreich  aufschiessenden  periodischen  Litteratur 
der  Sozialdemokratie  mehr  Gefallen  fanden  als  an  der  haus- 
backenen Kost  des  »Grütlianersc ,  hielten  sich  zurück;  die 
anderen  Kreise,  aus  denen  der  Grütliverein  sonst  Rekruten 
erhalten  hatte,  fanden  an  dem  »wohlwollenden  Neutralitäts- 
Terhältnisse€  zur  Internationale  keinen  Gefallen.  Unter  dem 
Eindruck  des  Pariser  Kommune- Aufstandes  entschloss  sich  der 
Grütliverein  endlich,  sich  öffentlich  von  der  Internationale 
Zelttehr.  f.  Süuitow.    1888.   IV.  Heft  42 
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loszusagen  und  zu  erklären,  dass  er  als  t nationaler  Verein 
nur  praktische  Arbeiter-  und  Schweizerpolitik  treiben  wollcc 
Auch  den  deutschen  Arbeitervereinen ,  welche  eine  Zeit  lang 
sich  an  die  sozialdemokratische  Arbeiterpartei  in  Deatschland 
angelehnt  hatten,  schlug  während  des  deutsch-franzosischen 
Kri^es  das  patriotische  Gewissen.  Die  Partei  der  »Tagwacht« 
kämpfte  einen  vergeblichen  Kampf  gegen  diese  nationalen 
Reaktionen ;  das  Misstrauen  gegen  die  fremden  Doktrinen 
drang  unaufhaltsam  in  ihre  eignen  Reihen.  Eis  war  denn 
doch  nicht  so  leicht,  die  patriotischen  Gefühle  des  schweize- 
rischen Arbeiters  im  Klassenhasse  zu  ersticken.  Der  Genfer 
Zweig  der  romanischen  Organisation  war  in  voller  Auflosung; 
die  Reste  begannen  zum  grossen  Aerger  ihres  Londoner  Herrn 
und  Meisters  kantonale  Politik  zu  treiben  und  haben  dies  bis 
auf  den  heutigen  Tag  als  »nationale  Arbeiterpartei  des  Kan- 
tons Genfc  fortgesetzt.  Die  Jura-Föderation  verharrte  —  etwa 
400  Mann  stark  —  in  ihrer  Sonderstellung. 

III '). 

Bekanntlich  führte  der  Doppelkongress  der  Internationale 
in  Genf  1873  zur  Bildung  zweier  verschiedener  internationaler 
Verbände,  eines  föderalistischen  und  eines  zentralistischen. 
Dem  ersteren  gehörten  die  Jurassier  an  und  gerieten  dabei 
immer  tiefer  in^s  anarchistische  Fahrwasser.  Die  Züricher 
hielten  dagegen  zu  Marx.  Freilich  hatten  sie  sich  schon  seit 
etwa  1870  genötigt  gesehen ,  eine  mehr  praktische  Richtung 
einzuschlagen,  indem  sie  die  Organisation  in  gemischten  >Sek- 
tionent,  deren  Mitglieder  nur  durch  das  vage  Merkmal  der 
Lohnarbeit  und  durch  die  Gemeinsamkeit  der  Illusionen  zu- 
sammengehalten wurden,  mehr  und  mehr  aufgaben  und  an 
ihre  Stelle  professionelle  Gewerkschaften  und 
Produktivgenossenschaften  treten  Hessen,  deren  feste  Unterlage 


1)  Hauptquellen  für  diesen  Abschnitt  sind  die  Protokolle  der  Kon- 
gresse des  schweizerischen  Arbeiterbundes  zu  Ölten  1873,  Winterthnr 
1874,  Basel  1875,  Bern  1876,  Neuenburg  1877,  St.  Gallen  1879,  Ölten 
1880,  die  »Tagwacht«,  das  »Felleisen«,  später  auch  die  »Arbeiterstimme«, 
der  »Grütlianer«,  der  »Basler  Arbeiterfrennd«. 
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die  Gemeiusamkeit  realer  Berufsinteressen  bildete.  Abgesehen 
von  ihrem  organisatorischen  Wert  bot  diese  Taktik ,  der  sich 
aach  die  deutschen  Vereine  anschlössen ,  den  Vorteil ,  dass 
man  den  Arbeitern  statt  nebelhafter  Zukunftsbilder  praktische 
Erfolge  im  Kampfe  um  die  Arbeitsbedingungen  in  Aussicht 
stellen  konnte.  Namentlich  aber  war  sie  geeignet,  die  ent- 
schiedene Abneigung  der  schweizerischen  Bevölkerung  gegen 
alles,  was  von  der  Internationale  ausgieng,  zu  besiegen.  Ver- 
schiedene an  sich  berechtigte  Arbeitseinstellungen  waren  ledig- 
lich deshalb  misslungen,  weil  sie  die  Sympathie  der  Bevölke- 
rung verloren  hatten  in  dem  Momente,  wo  die  Internationale 
eingegrifiPen  hatte.  Besonders  weit  vorgeschritten  war  diese 
gewerkschaftliche  Organisation  in  Zürich  selbst,  wo  sie  durch 
eine  lokale  Union  zusammengehalten  wurde. 

Für  die  Internationalen  in  der  Schweiz  erhielt  dieses 
Vorgehen  die  höhere  Weihe,  als  auf  dem  Haager  Eongress 
(1872)  von  den  Marxisten  die  Gründung  internationaler  Ge- 
werkschafts-Unionen als  offizielle  Parteitaktik  adoptiert  worden 
war,  und  eine  Zeit  lang  hat  es  den  Anschein,  als  ob  die  ganze 
schweizerische  Arbeiterbewegung  in  eine  durchgreifende  föde- 
rativ zusammengehaltene  Gewerkschaftsorganisation  auf  natio- 
naler Grundlage  auslaufen  sollte  ^).  Freilich  konnte  dies  in 
der  Schweiz,  wo  jeder  am  politischen  Leben  teil  nimmt,  keine 
rein  wirtschaftliche  Organisation  sein,  wie  etwa  diejenige  der 
Gewerkvereine  in  England.  Am  allerwenigsten  war  dies  mög- 
lich in  den  ersten  siebenziger  Jahren,  wo  alle  Kreise  des 
Volkes  durch  eine  grosse  politische  Frage,  die  Revision  der 
Bundesverfassung,  aufgeregt  wurden.  Im  Zusammenhang  mit 
dieser  politischen  Bewegung  war  schon  1871  das  Projekt 
der  Abhaltung  eines  allgemeinen  schweizerischen  Arbeiter- 
kougresses  aufgetaucht,  auf  welchem  die  ganze  nationale  Ar- 
beiterschaft des  Landes  ihre  Wünsche  für  die  Verfassungs- 
revision  formulieren    sollte.     E^   kam    nicht   dazu,    wol   aber 


1)  Die  aach  sonst  sehr  oberflächliche  Schrift  von  0.  Bechtle,  die 
Qewerkvereine  in  der  Schweiz,  Jena  1887  (Staataw.  Studien  II,  l)  geht 
an  dieser  Phase  der  Geschichte  der  schweizerischen  Fachvereine  ebenso 
achtlos  vorQber  wie  an  vielem  anderen. 

42» 
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stellte  das  Zentralkomit^  des  Grütlivereins  ein  »Programm 
der  schweizerischen  Arbeiter  fQr  die  Bundesrevision«  aof, 
welches  am  15.  Oktober  1871  in  zahlreichen  Massenversamm- 
lungen, an  denen  sich  Arbeiter  jeder  Richtung  beteiligten, 
angenommen  wurde.  War  man  hier  einander  auf  dem  Boden 
der  heimatlichen  politischen  Interessen  näher  getreten,  so  kam 
der  Gedanke  einer  einheitlichen  Zusammenfassung  aller  in  d^ 
Schweiz  bestehenden  Arbeiterorganisationen  in  einem  einzigen 
Bunde  nicht  wieder  zur  Ruhe.  Er  führte  1873  in  den  ersUn 
Tagen  des  Juni  zur  Abhaltung  des  ersten  allgemeinen  schweize- 
rischen Arbeiterkongresses  in  Ölten  und  zur  Gründung  des 
(ersten)  schweizerischen  Arbeiterbundes. 

Nach  dem  offiziellen  Verzeichnis  der  zu  Ölten  vertretenen 
Organisationen  umfassten  dieselben  im  ganzen  rand  10  000 
Mitglieder.  Darunter  befanden  sich  die  Grütlivereine  mit 
4000,  36  Gewerkschaften  aus  18  Berufszweigen  mit  gegen 
3400,  13  deutsche  Arbeitervereine  mit  etwa  1 100,  8  gemischte 
Arbeitervereine  mit  335,  ein  kantonaler  und  ein  lokaler  Ar- 
beiterbund  mit  676,  die  Jura-Föderation  mit  408  und  5  inte^ 
nationale  Sektionen  mit  198  Mitgliedern.  Das  den  Beratungen 
zu  Grunde  gelegte  Programm  war  von  den  Leitern  der  Inter- 
nationale in  Genf  entworfen  und  von  einem  Ausschusse  Tor- 
beraten  worden.  Er  hatte,  um  eine  Teilnahme  der  nicht- 
schweizerischen Arbeiter  nicht  von  vornherein  zu  verunmog- 
lichen  und  die  Grütlianer  nicht  abzustossen,  spezielle  landes- 
politische Forderungen  ebenso  vermieden  wie  die  Betonung  der 
letzten  Ziele  der  Sozialdemokratie.  Dasselbe  wurde  mit  ge- 
ringen Aenderungen  angenommen  und  ist  wichtig  genug,  am 
hier  mitgeteilt  zu  werden.     Es  lautet: 

»Der  Zweck  des  schweizerischen  Arbeiter bandes  ist  die  Vereinigoog 
aller  Arbeitergesellschaften ,  um  sich  über  die  Mittel  ssnr  einst- 
weiligen Verbesserung  des  Arbeiterloses  zu  verständigen  and  ta 
endlicher  Ersetzung  des  Arbeitslohnes  darcb  den  Arbeitsertrag  mittebt 
Prodnktivgenossenschaften  und  damit  zur  Aufhebung  aller  Klassen- 
herrschaft  zu  gelangen.  Demzufolge  unterstQtzen  seine  Mitglieder  io 
geeigneter  Weise  alle  auf  die  geistige  und  materielle  Hebung  der  Ar- 
beiterklasse gerichteten  Bestrebungen  und  suchen  ferner  doroh  G  r  fi  n- 
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dang  von   allgemeinen   Gewerkschaften   Nachitehendes 
zu  erreichen: 

1.  Verminderung  der  Arbeitszeit  auf  ein  der  Gesundheit  nnd  der 
geistigen  Entwickelung  zuträgliches  Mass.  Einführung  eines  Normal- 
arbeitstages im  Maximum  von  10  Stunden  nnd  einer  doppelten  Bezah- 
lung für  Ueberstunden. 

2.  Feststellung  der  Arbeitslohn  e  auf  die  Höhe  einer  ange- 
messenen Existenz  mit  Berücksichtigung  der  örtlichen  Verhältnisse. 

3.  Möglichste  Beschränkung  der   Kinderarbeit  in   Fabriken. 

4.  Durchführung  des  Grundsatzes,  dass  das  gleiche  Quantum  Arbeit, 
ob  von  Männern  oder  Frauen  geleistet,  gleich  bezahlt  werde. 

5.  Gründung  von  Produktivgen  ossenschaften,  die  Eigen- 
tom der  betreffenden  Gewerkschaften  sind. 

6.  Gründung  von  Arbeitsnachweisungs-Bureaux  in 
den  Händen  der  Arbeiter. 

7.  Gründung  einer  Arbeiter-  und  Arbeiterinnen-Kranken-,  In- 
validen- und  Sterbekasse. 

8.  Schatz  der  Arbeiter  gegen  Unterdrückungen  von 
Seite  der  Arbeitgeber. 

9.  Massregeln  zum  Schutz  der  Gesundheit  und  des 
Lebens  der  Arbeiter. 

10.  Statistische  Erhebungen  über  die  allgemeine  Lage 
der  Arbeiter  mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Verhältnisses  der 
üblichen  Arbeitslöhne  zum  Preise  der  Lebensbedürfnisse. 

1 L  Gute  technische  Ausbildung  der  Arbeiter  und  Lehr- 
linge, daher  Gründung  technischer  Bildungsanstalten  durch  die  Gewerk- 
schaften selbst. 

12.  Publikation  von  Arbeiterorganen  für  die  im  Bande  ver- 
tretenen Landessprachen,  welche  die  Interessen  der  Arbeiter  in  jeder 
Beziehung  vertreten  und  Eigentum  des  Bundes  sind. 

Dieses  im  Vergleich  zu  den  bombastischen  Resolutionen  der 
Internationale  sehr  nüchterne  und  gemässigte  Programm  setzte 
zum  behufe  seiner  Verwirklichung  voraus,  dass  die  ganze 
schweizerische  Arbeiterschaft,  auch  die  bereits  anders  organi- 
sierte, sich  in  die  gewerkschaftliche  Gliederung  einfügte.  An 
jedem  grösseren  Orte  sollte  für  jedes  Gewerbe  eine  lokale 
Qewerkschaftssektion  gebildet  werden ;  die  gleichartigen  lokalen 
Gewerkschaften  des  ganzen  Landes  bildeten  Berufsverbände. 
In  kleineren  Orten  sollten  sich  die  Arbeiter  zu  »gemischten 
Gewerkschaftssektionen  €  vereinigen.  Mit  den  letzteren  wollte 
das  Bundeskomit^  direkt,  mit  den  ersteren  nur  durch  die 
Gewerkschaf tsverbän de  der  einzelnen  Berufszweige  verkehren. 
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Man  sieht  leicht  ein,  dass  diese  gemischten  Gewerkschaften 
eine  durchaus  künstliche  Schöpfung  sind,  lediglich  daraaf 
berechnet,  dem  GrOtliverein ,  den  deutschen  Arbeitervereinen 
und  ähnlichen  allgemeinen  Verbindungen  den  Beitritt  zu  er- 
möglichen. Allein  weder  der  GrOtliverein  noch  die  Zentrali- 
sation der  deutschen  Vereine  traten  später  dem  Arbeiterbuode 
bei,  ohne  freilich  ihren  lokalen  Sektionen  den  Anschluss  zu 
verwehren.  Die  Jura-Föderation  der  Internationale  und  einige 
verwandte  Vereine  der  welschen  Schweiz  hatten  schon  auf  dem 
Oltener  Kongress  ihre  Nichtübereinstimmung  mit  der  national- 
schweizerischen Zentralisation  erklärt  und  sich  von  da  ab  fem 
gehalten.  Ihnen  folgten  die  Genfer  Sektionen  des  anderen 
Zweiges  der  Internationale,  so  dass  die  Mitglieder  des  Bundes 
in  der  Westschweiz  vorwiegend  deutsche  Vereine  waren. 

Dennoch  gewann  der  schweizerische  Arbeiterbund  in  den 
folgenden  Jahren  an  Ausbreitung.  Auf  dem  Kongresse  za 
Winterthur  (1874)  waren  62  Vereinigungen  mit  4439  Mit- 
gliedern, auf  demjenigen  in  Basel  (1875)  76  Vereinigungen 
mit  4953  Mitgliedern  vertreten.  Die  Gewerkschaftsidee  machte 
sichtlich  Fortschritte ;  aber  sie  errang  keinen  durchschlagenden 
Erfolg,  unter  den  76  Vereinen  des  Jahres  1875  waren  nur 
37  Gewerkschaften  (lokale),  17  deutsche  Vereine,  9  allgemeine 
Arbeitervereine,  8  Grütlivereine ,  3  internationale  Sektionen, 
ein  kantonaler  und  ein  lokaler  Verband.  Dabei  sind  zu  den 
Gewerkschaften  nicht  bloss  die  eigentlichen  Fachvereine  sondern 
auch  blosse  Krankenkassen  und  sog.  gemischte  Gewerkvereine 
gerechnet,  obwohl  die  letzteren  nichts  weiter  sind  als  allge- 
meine Arbeitervereine,  und  trotzdem  macht  die  Mitgliederzahl 
der  Gewerkschaften  kaum  die  Hälfte  der  Bundesangehörigen  aus. 

Freilich  hatte  der  Arbeiterbund  gleich  im  zweiten  Jahre 
seines  Bestehens  bereits  sein  organisatorisches  Grundprinzip 
verleugnet,  indem  er  die  Bildung  einer  landespolitischen 
Gruppe  beschloss,  welche  aus  den  dem  Bunde  angehörigen 
Schweizerbürgern  bestehen  sollte.  Man  hatte  es  für  nötig 
gehalten,  dass  der  Bund  in  den  Kantonen  und  in  der  Eidge- 
nossenschaft politisch  sich  bethätigte  und  schuf  zu  dem  Ende 
innerhalb    der    weiteren    wirtschaftlich-sozialen    eine    engere 
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politische  OrganisatioD,  von  welcher  die  zahlreichen,  dem  Bande 
und  seinen  Ansschiüssen  angehörenden  Reichsdeutschen  ausge- 
schlossen waren.  Damit  aber  hatte  man  das  gewerkschaftliche 
Element,  das  man  doch  zum  herrschenden  machen  wollte,  ge- 
schwächt und  die  allgemeinen,  von  vornherein  mehr  politisch 
gefärbten  Lokalvereioe  gestärkt.  Die  Mitglieder  der  letzteren 
weigerten  sich,  in  die  Gewerkschaften  ihres  Berufes  einzu- 
treten ,  und  ein  Antrag ,  sie  dazu  zu  zwingen ,  wurde  1875 
auf  dem  Kongresse  in  Basel  abgelehnt,  weil  man  damit  gerade 
die  stärksten  Vereinigungen  aus  dem  Bunde  hinauszudrängen 
ftlrchten  musste.  Natürlich  litt  unter  dieser  Zwiespältigkeit, 
welche  von  da  ab  die  ganze  schweizerische  Arbeiterbewegung 
kennzeichnet,  auch  die  Ausführung  des  »üebergangsprogrammsc, 
welches  ja  wesentlich  unpolitisch-gewerkschaftlicher  Natur  war, 
und  sie  pflanzte  sich  auch  auf  die  Vertretung  der  Arbeiter- 
interessen in  der  Presse  fort.  Die  deutschen  Arbeitervereine 
weigerten  sich,  ihr  kleines  Blatt,  »das  Felleisen €,  zu  Gunsten 
des  Bundesorgans,  der  »Tagwachtt,  aufzugeben  und  schon  in 
den  ersten  Jahren  des  Bundes  lagen  beide  in  erbittertem  Streite. 
Im  Herbste  1876  gehörten  nach  einer  offiziellen  Statistik  *) 
dem  schweizerischen  Arbeiterbunde  an 

Sektionen  Mitglieder 

9  Sektionen  des  schweizer.  Grütlivereins     .     656 

50  politische  Vereine  (darunter  wol  die  deut- 
schen Arbeiter- Vereine) 2058 

12  Krankenunterstützungsvereine     ....  1099 

50  Gewerkschaften 2490 

zusammen  121  Sektionen  mit  einem  Mitgliederbestande  von  6803 
Diese  Statistik  ist  in  gewissem  Sinne  eine  Theater-Parade, 
indem  diejenigen  Arbeiter,  welche  bei  verschiedenen  Organi- 
sationen zugleich  sich  beteiligten,  mehrfach  gezahlt  sind.  Es 
gilt  dies  auch  von  späteren  ähnlichen  Angaben.  Ueber  5000 
wirkliche  Mitglieder  hat  es  der  Arbeiterbund  schwerlich  ge- 
bracht. Immerhin  umfassen  die  Gewerkschaften  noch  nicht 
die  Hälfte  aller  Mitglieder.     Zu  nationalen  Verbänden   waren 


1)  Beilage  zur  »Tagwacht«  Nr.  77  vom  27.  September  1876. 
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bloss  die  Lederarbeiter  (16  Sektionen  mit  578  Mitgliedern) 
und  die  Schneider  (10  Sektionen  mit  270  Mitgliedern)  gelangt 
Ausserdem  bestanden  9  Metallarbeitergewerkschaften  mit  717 
Mitgliedern,  12  Holzarbeitergewerkschaften  mit  738 Mitgliedero, 
ein  Steinhauerverein,  ein  Maler-  und  Gypserverein  und  ein 
Sattler-  und  Tapeziererverein.  Der  grösste  und  best  organi- 
sierte Fachverein ,  der  Typographenbund ,  hatte  sich  fern  ge- 
halten, ebenso  7  Buchbinderfachvereiue,  welche  dem  Verbände 
der  deutschen  Vereine  angehörten,  die  Genfer  französisch 
redenden  Gewerkschaften ,  welche  einen  Kantonalverband  der 
Internationale  bildeten  und  die  verschiedenen  Chrmacher- 
vereine  des  Jura.  Letztere  hatten  sich,  ebenso  wie  vier  italie- 
nische Arbeitervereine,  dem  jurassischen  Bunde  der  Interna- 
tionale angeschlossen.  Rechnen  wir  zu  diesen  abseits  stehen- 
den Verbindungen,  deren  Mitgliederstand  auf  etwa  2000 
geschätzt  werden  kann,  noch  den  Grossteil  der  Grütlivereine, 
welcher  dem  schweizerischen  Arbeiterbunde  fem  geblieben 
war,  mit  6400  Mitgliedern,  so  überzeugen  wir  uns  leicht,  dass 
der  letztere  auch  in  der  Zeit  seiner  Blüte  bei  weitem  noch 
nicht  die  Hälfte  der  organisierten  schweizerischen  Arbeiter- 
schaft umfasst  hat. 

Wenn  die  schweizerischen  Mitglieder  des  Arbeiterbundes 
gehofft  hatten,  durch  die  Bildung  einer  landespolitischen  Gruppe 
eine  kräftige  politische  Aktion  Schulter  an  Schulter  mit  dem 
Grütliverein  zu  ermöglichen,  so  hatten  sie  sich  gründlich  ge- 
täuscht. Zwar  war  von  Seiten  des  letzteren  im  Jahre  1873 
ein  freundschaftliches  Zusammenwirken  der  Zentralkonut& 
beider  Verbände  in  Aussicht  genommen  worden;  aber  im 
Grütlivereine  gewann  in  den  nächsten  Jahren  die  nationale 
Abneigung  gegen  die  Ausländer  die  üeberhand,  und  schwere 
innere  Konflikte  hinderten  eine  kräftige  Wirksamkeit  nach 
aussen.  Erst  am  Ende  des  Jahres  1875  bei  der  Fabrikgesetz- 
agitation traten  Arbeiterbund  und  Grütliverein  einander  näher, 
und  diese  Verbindung  befestigte  sich  in  dem  gemeinsamen 
Kampfe  um  den  gesetzlichen  Arbeiterschutz  während  des  fol- 
genden Jahres  dergestalt,  dass  man  an  eine  Verschmelzung 
beider  Organisationen  zu  einer  sozialdemokratischen 
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Partei  in  der  Schweiz  denken  konnte.  Auf  dem  Ar- 
beitertage in  Neuenbürg  im  Mai  1877,  an  welchem  sich  auch 
30  Grötli vereine  beteiligten,  wurde  letztere  thatsächlich  be- 
schlossen und  die  Berner  Sektionen  beider  Verbände  mit  den 
organisatorischen  Vorarbeiten  und  der  Aufstellung  des  Pro- 
gramms beauftragt.  In  ersterer  Hinsicht  war  keineswegs  ein 
Aufgehen  beider  Organisationen  in  der  neuen  politischen 
Partei  iu  Aussicht  genommen ,  sondern  nur  ein  »Allianzver- 
trag€,  durch  welchen  die  beiderseitigen  Verbandsleitungen  in 
dauernde  Verbindung  gesetzt,  gemeinsame  Delegiertenkommis- 
sionen und  Eantonalverbände'  der  Sektionen  beider  Verbin- 
dungen ermöglicht  werden  sollten.  Allein  diese  formelle  Ver- 
bindung wurde  auf  der  Delegiertenversammlung  des  Grütli- 
vereins  in  Luzern  1878  abgelehnt ;  dagegen  wurde  das  in  Bern 
aufgestellte  Programm  der  sozialdemokratischen  Partei  von 
beiden  Verbänden  unter  Wahrung  ihrer  Selbständigkeit  an- 
genommen. Da  dasselbe  auch  vom  GrQtliverein  noch  jetzt 
im  wesentlichen  anerkannt  wird,  so  ist  es  wichtig  genug,  um 
es  hier  im  Wortlaut  wiederzugeben: 

I.  Die  sozialdemokratische  Partei  in  der  Schweiz  erstrebt  die  Wah- 
rung und  Förderung  der  Interessen  des  arbeitenden  Volkes  in  jeder 
Beziehung.  Sie  ist  sich  bewusst,  dass  die  Befreiung  der  Arbei- 
terklasse durch  die  Arbeiter  selbst  errungen  werden  moss. 

IL  Der  Kampf  fflr  die  Befreiung  der  Arbeiterklasse  ist  kein  Kampf 
für  Vorrechte  eines  Standes ,  sondern  für  gleiche  Rechte  und 
gleiche  Pflichten  und  für  die  Abschaffung  aller  Klassenherrschaft. 

III.  Die  ökonomische  Abhängigkeit  des  Arbeiters  von  dem  Kapita- 
listen bildet  die  Hanptgrundlage  der  Klassenherrschaft  und  es  erstrebt 
deshalb  die  sozialdemokratische  Partei  die  Ersetzung  der  jetzigen 
Produktionsweise  (Lohnsystem)  durch  die  genossen- 
schaftliche Arbeit. 

Als  die  nächsten  Forderungen  sind  in  der  Agitation  geltend  zu 
machen: 

a)  Vom  Standpunkte  der  Gesetzgebung: 

1)  Vollständige  Durchführung  der  direkten  Gesetzgebung  durch  das 
Volk  (obligatorisches  Referendum  und  Initiative)  im  Bund  wie  in  den 
Kantonen. 

2)  Abschaffung  des  Ständerates. 

3)  Einführung  der  Proportional  Vertretung. 

4)  Rechtsprechung  durch  das  Volk  und  unentgeltliche  Rechtspflege. 
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5)  Unbeschränktes  SchweizerbOrgerrecht  und  unbedingtes  Stimm- 
recht fHr  alle  schweizerischen  Mitbürger  in  kantonalen  und  Gemeinde- 
Angelegenheiten.  Uebertragung  der  Armenpflege  an  die  Einwohner- 
gemeinde  mit  ausreichender  Beihalfe  der  betreffenden  Landesteile  und 
des  Staates. 

6)  Obligatorischer,  unentgeltlicher  und  weltlicher  Volksschuionter- 
richt  bis  zum  zurückgelegten  15.  Lebensjahre  mit  fortschreitenden 
Jahreskurten,  so  dass  Sekundär-,  resp.  Bezirksschulen  und  Gymnasien 
unentgeltlich  und  obligatorisch  und  erforderlichenfalls  mit  Stipendien 
für  Unbemittelte  den  Kindern  des  Volkes  offen  stehen.  Einführung 
obligatorischer  Fortbildungsschulen  bis  zum  militärpflichti^^en  Alter. 
Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel.  Unentgeltlicher  Unterricht  auch  an 
allen  höheren  staatlichen  Bildungsanstalten.  Stipendien  für  fähige 
Unbemittelte,  welche  mittlere  und  höhere  Lehranstalten  besuchen  wollen. 

7)  Arbeitergesetz  mit  einem  den  Qesellschaftsbedürfnissen  entspre- 
chenden Normalarbeitstag.  Verbot  der  fabrikmässigen  Kinderarbeit 
bis  zum  zurückgelegten  15.  Altersjahre.  Haftpflicht  für  alle  Fabrik- 
und  gewerblichen  Arbeiter. 

8)  Unentgeltliche  Krankenpflege. 

9)  Staatliche  Statistik  über  die  Lage  der  arbeitenden  Klasse. 

10)  Oesundheits-  und  Lebensmittelpolizei,  sanitarische  Kontrolle  der 
Wohnungen,  Fabrik-,  Werkstatt-  und  Hausindustrie. 

11)  Steuerreform  im  Sinne  der  konsequenten  Durchführung  der 
Progression  und  Inventarisation.  Progressive  Erbschaftssteuer  bis  za 
50  7o  des  Nachlasses,  hauptsächlich  zu  Erziehungszwecken  filr  arme 
Kinder.    Abschaffung  der  indirekten  Steuern. 

12)  Uebernahme  der  Eisenbahnen  durch  den  Bund. 

13)  Bundesbank  mit  Banknotenmonopol  (alleiniges  Recht  zur  Bank- 
noten-Ausgabe). 

14)  Regelung  der  Qefängnisarbeit. 

15)  Volle  Selbstverwaltung  für  alle  Arbeiter-Hilfs-  und  ünter- 
stütznngskassen. 

16)  Verbot  aller  Fabrikbussen  und  Dekomptes  (Lohnzurückbehal- 
tungen  als  Kaution). 

b)  Vom  Standpunkte  der   gewerkschaftlichen  Bewegung: 

1)  Gründung  von  Gewerkschaften,  welche  ihren  Mitgliedern  Rechts- 
schutz gewähren  und  für  die  ökonomische  Besserstellung  derselben 
eintreten. 

2)  Durchführung  des  Grundsatzes,  dass  das  gleiche  Quantum  Arbeit, 
ob  von  Männern  oder  Frauen  geleistet»  gleich  bezahlt  werde. 

3)  Errichtung  von  Auskuufts-  oder  Arbeiten  ach  weisbüreauz  in  den 
Händen  der  Arbeiter. 

4)  Feststellung  der  Arbeitslöhne  auf  die  Höhe  einer  angemessenen 
Existenz  mit  Berücksichtigung  der  örtlichen  Verhältnisse. 
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5)  Grtlndang  von  Prodnktiygenossenschaften ,  die  Eigentum  der 
betreffenden  Gewerkschaften  sind  and  nur  ausnahmsweise  Lohnarbeiter 
beschäftigen. 

Dieses  Programm  ist,  wie  leicht  ersichtlich,  ein  Eompro- 
missprodukt.  In  seinen  drei  Teilen:  den  deklamatorischen 
Sätzen  der  Internationale  am  Anfang ,  dem  demokratisch- 
politischen Hausschatz  des  Grütlivereins  in  der  Mitte  und  den 
Ueberresten  des  Oltener  Gewerkschaftsprogramms  am  Schlüsse, 
vereinigt  es  alle  Elemente,  welche  in  der  neueren  Arbeiter- 
bewegung der  Schweiz  eine  Rolle  gespielt  haben.  Als  Unter- 
lage einer  politischen  Parteithätigkeit  hat  es  auch  kaum 
Bedeutung  erlangt.  In  einzelnen  politischen  Tagesfragen  der 
nächsten  Jahre  gehen  Arbeiterbund  und  Grütliverein  wol 
petitionierend  und  demonstrierend  zusammen ;  namentlich  er- 
wehrten sie  sich  kraftig  im  Sommer  1880  einer  Revision  des 
Fabrikgesetzes  und  begeistern  sich  gemeinsam  für  die  inter- 
nationale Arbeiterschutzgesetzgebung.  Aber  das,  wonach  man 
die  Starke  einer  politischen  Partei  misst,  Wahlerfolge  blieben 
aus.  Die  sozialdemokratische  Arbeiterpartei  in  der  Schweiz 
war  überall,  nur  nicht  in  den  Räten  der  Eidgenossenschaft 
und  der  Kantone  zu  finden. 

Die  Organisation  des  Arbeiterbundes  gieng  an  der  Zwie- 
spältigkeit ihres  Charakters  zu  Grunde.  Die  Gewerkschafts- 
bewegung war  immer  mehr  in  den  Hintergrund  getreten; 
das  Wenige,  was  sie  zur  Verbesserung  der  Arbeiterlage  ge- 
schaffen hatte,  die  zentralisierte  Eraifkenkasse  des  Arbeiter- 
bundes und  eine  Sterbefall-Ünterstützungskasse,  gieng  kläglich 
unter.  Die  Zahl  der  Bundes-Mitglieder  betrug  schliesslich 
keine  2000  mehr.  Das  in  der  wirtschaftlichen  Organisation 
des  Bundes  zahlreich  vertretene  deutsche  Element  hatte  durch 
die  vielen  Sozialdemokraten  des  Mutterlandes,  welche  das 
Sozialistengesetz  auf  schweizerischen  Boden  trieb,  eine  Stärkung 
erfahren ;  aber  es  war  zugleich  in  den  Hader  der  Most-Uassel- 
man/? 'sehen  und  der  Bebel-Liebknechf sehen  Richtung  hinein- 
gerissen worden  und  wünschte  sich  auf  eigne  Ftisse  zu  stellen, 
um  die  Genossen  in  Deutschland  kräftiger  unterstützen  zu 
können.     Die  Schweizer  hinwiederum  wollten  den  Arbeiterbund 
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von   dem  Einflüsse  der  fremden  Elemente   befreien    und    ihn 
unter  rein  schweizerische  Leitung  bringen. 

Der  7.  Kongress  des  schweizerischen  ArbeiterbuDdes, 
welcher  vom  6. — 8.  November  1880  in  Ölten  abgehalten  wurde, 
konnte  unter  diesen  Umständen  nichts  Besseres  thun  als  die 
ganze  Organisation  in  ihre  Bestandteile  aufzulösen.  An  ihre 
Stelle  traten  drei  neue  Verbände: 

1.  der  allgemeine  Qewerkschaftsbund  fGr 
Arbeiter  aller  Nationalitäten, 

2.  die  sozialdemokratische  Partei  der  Seh  weiz 
für  Schweizerbürger  zur  Verfolgung  der  landespolitischen 
Interessen, 

3.  die  deutsche  sozialdemokratische  Partei 
in  der  Schweiz,  aus  Angehörigen  des  Deutschen  Reiches 
bestehend,  hauptsächlich  zur  Unterstützung  der  Sozialdemo- 
kratie in  Deutschland. 

Alle  drei  waren  als  Föderationen  von  Lokalvereinen  und 
zentralisierten  Vereinen  für  bestimmte  Zwecke  gedacht.  Der 
Gruppierung  war  damit  ein  sehr  weiter  Spielraum  geboten, 
indem  die  Zugehörigkeit  eines  Vereines  zu  einem  Verbände 
die  Mitgliedschaft  bei  einem  andern  nicht  ausschliesst.  Der 
allgemeine  Gewerkschaftsbund  und  die  sozialdemokratische 
Partei  der  Schweiz  traten  noch  in  eine  nähere  Verbindung 
unter  einander,  indem  sie  an  Stelle  der  mit  Auflösung  des 
Arbeiterbundes  eingegangenen  »Tagwachtc  ein  gemeinsames 
offizielles  Organ,  die  »Arbeiterstimme«,  schufen,  während  die 
deutsche  sozialdemokratische  Partei  in  der  Schweiz  in  dem 
»internationalen  Organ  der  Sozialdemokratie  deutscher  Zunge«, 
dem  »Sozialdemokrat«,  ihr  gegebenes  Organ  fand. 

Keine  der  drei  Organisationen  gelangte  in  den  nächsten 
beiden  Jahren  zu  einer  rechten  Entwickelung.  Der  allge- 
meine Gewerkschaftsbund  konnte  seine  Abstam- 
mung von  der  Internationale  nicht  vergessen,  wie  schon  aus 
seinen  Statuten  hervorgeht,  die  als  das  Endziel  der  Gewerk- 
schaftsbewegung die  »Erringung  allgemeiner  und  gleicher 
Nutzniessung  an  Grund  und  Boden  und  den  Produktionsmitteln 
bezeichnen«.     Von    der  Anerkennung   dieses  Prinzips   ist   die 
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Aufnahme  in  den  Bund  abhängig.  Daraus  ergibt  sich  bereits, 
dass  durch  die  Oltener  Beschlüsse  eine  reine  Ausscheidung  des 
ökonomischen  und  des  politischen  Kampfes  nicht  gelungen 
war.  Ebensowenig  aber  war  der  Gegenzatz  zwischen  dem 
schweizerischen  und  »fremdländischen«  Elemente  gebannt. 
Derselbe  trat  namentlich  bei  der  Frage,  ob  fachliche  oder 
territoriale  oder  gemischte  Organisation  vorzuziehen  sei ,  her- 
vor. Der  schweizerischen  sozialdemokrati- 
schen Partei  gelang  es  bloss  in  den  grösseren  Städten 
einige  »Mitgliedschaften«  zu  bilden.  Sie  fand  die  Zahl  der 
»zielbewussten  Sozialdemokraten  t  unter  den  Arbeitern  schwei- 
zerischer Nationalität  denn  doch  nicht  so  gross,  als  man  sich 
eingebildet  hatte.  Deberdies  bot  sich  ihr  neben  dem  Grütli- 
verein  nicht  genügend  Spielraum  zu  erfolgreicher  politischer 
Aktion.  Cm  die  deutschen  Sozialdemokraten 
stand  es  nicht  besser.  Sie  wurden  in  den  ganzen  unerquick- 
lichen Parteihader  ihrer  Genossen  in  der  Heimat  hineingezogen, 
und  sie  fanden  auf  schweizerischem  Boden  einen  geföhrlichen 
Eonkurrenten  in  dem  gerade  unter  den  dentschländischen  und 
deutschösterreichischen  Arbeitern  sich  ausbreitenden  Anarchis- 
mus. Namentlich  aber  suchten  die  alten  deutschen  Arbeiter- 
vereine, auf  deren  Gewinnung  man  ziemlich  sicher  gerechnet 
hatte,  der  neuen  Parteiorganisation  gegenüber  mit  Erfolg  ihre 
Selbständigkeit  zu  behaupten. 

Zu  gleicher  Zeit  griiF  der  Anarchismus  in  der  welschen 
Schweiz,  wo  er  die  jurassische  Föderation  zu  neuem  Leben 
erweckte,  mächtig  um  sich  und  sandte  von  da  seine  Ausläufer 
nach  den  romanischen  Ländern,  hauptsächlich  nach  dem  süd- 
lichen Frankreich.  Unter. diesen  Umständen  war  es  ein  Gebot 
der  Selbsterhaltung,  dass  die  verschiedenen  Arbeiterverbin- 
dungen der  Schweiz,  welche  die  Verwirklichung  sozialistischer 
Forderungen  auf  friedlichem  Wege  durch  die  Gesetzgebung 
erstreben,  aus  ihrer  schwächenden  Isolierung  heraustraten  und 
sich  einander  näherten.  Es  kam  am  8. — 10.  September  1883 
zu  einem  allgemeinen  schweizerischen  Arbei- 
tertage in  Zürich ,  welcher  von  69  Arbeitervereinen  ver- 
schiedener Art  mit  85  Delegierten,  60  Grütlivereinen  mit  85 
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Delegierten  sowie  den  Zentralkomites  der  grosseren  Verbände 
besucht  war.  Derselbe  beschloss,  dass  die  in  der  Schweiz 
bestehenden  5  sozialistischen  Organisationen,  der  GrütÜFerein, 
der  Gewerkschaftsbund ,  die  deutschen  Arbeitervereine ,  die 
schweizerischen  und  die  deutschen  Sozialdemokraten,  behufs 
wirksamer  Verbreitung  der  sozialdemokratischen  Ideen  und 
gemeinsamen  Vorgehens  in  allen  sozialen  und  wirtschaftlichen 
(nicht  politischen)  Fragen,  unter  voller  Wahrung  ihrer  Selb- 
ständigkeit, eine  Verbindung  eingehen  sollten,  welcher  die 
einzelnen  Sektionen  jener  Verbände  beitreten  konnten.  Ein 
aus  je  zwei  Mitgliedern  der  genannten  fQnf  Verbände  be- 
stehendes Aktionskomite  sollte  die  weitere  Ausführung 
des  Planes  in  die  Hand  nehmen.  Ausserdem  wurde  eine  Reihe 
von  Beschlüssen  über  schwebende  Fragen  der  Sozialpolitik 
(Haftpflicht,  Arbeiterversicherung,  internationale  Fabrikgesetz- 
gebung etc.)  gefasst  und  eine  Motion  angenommen,  durch 
welche  der  Bundesrat  aufgefordert  wurde,  in  Bern  ein  Bureau 
für  Arbeitsstatistik  nach  dem  Muster  der  amerikanischen  zu 
gründen. 

Das  Aktionskomite  des  schweizerischen  Arbeitertages  ist 
nicht  das  geworden,  was  man  von  ihm  erhofft  hat,  eine  »Kon- 
zentration der  in  den  fünf  Arbeiterorganisationen  zerstreuten 
Eräftec,  sondern  nur  ein  sechster  Verband  neben  jenen  fünfen, 
der  aus  den  letzteren  die  entschieden  sozialdemokratischen 
Elemente  ausgesondert  hat.  Gegen  Ende  1883  wurde  die  Zahl 
der  Mitglieder  auf  3680  angegeben,  darunter  1500  Grütlianer, 
550  Mitglieder  deutscher  Arbeitervereine,  730  Gewerkschaftler, 
600  deutsche  und  300  schweizerische  Sozialdemokraten.  Dar- 
nach scheinen  nur  die  drei  zuletzt  genannten  Organisationen 
sich  mit  ihrer  ganzen  Mitgliederzahl  angeschlossen  zu  haben. 
Im  Dezember  1886  wird  die  Mitgliederzahl  auf  »über  4000c, 
im  April  1887  auf  6000  angegeben.  Die  bedeutende  Ver- 
mehrung ist  wahrscheinlich  dem  Anwachsen  des  Gewerkschafts- 
bundes zu  verdanken.  Nach  den  jeweilen  in  der  »Arbeiter- 
stimmec  veröffentlichten,  übrigens  erstaunlich  inhaltsarmen 
Jahresberichten  scheint  das  Aktionskomite  seine  Aufgabe 
hauptsächlich   als   eine   agitatorische   aufzufassen.     Es  erlässt 
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Petitionen  an  den  Bundesrat  und  Adressen  >an  die  organi- 
sierten Arbeiter  aller  Länderc,  lässt  Agitationsversammlungen 
abhalten  und  sammelt  Geld  für  Spezialzwecke.  Im  Sommer 
1887  ist  der  Sitz  desselben  von  Zürich  nach  Bern  verlegt 
worden,  und  da  die  dortigen  Führer  entschiedene  Sozialdemo- 
kraten sind,  so  ist  zu  erwarten,  dass  sie  aus  der  Organisation 
möglichst  viel  für  ihre  Zwecke  zu  machen  suchen  werden. 
In  einem  »Aufruf  an  die  Arbeitervereine  der  Schweizt  vom 
August  1887  sagen  sie:  »Unsere  Vereinigung  ist  eine  freie, 
demokratische;  sie  ist  hauptsächlich  ein  Bund  von  Gleichge- 
sinnten zu  gemeinsamem  politischem  Wirken;  sie  soll  zur 
Partei,  zu  einer  richtigen  schweizerischen  Partei  werden, 
der  anzugehören  jedem  Gesinnungsgenossen  Pflicht  istc.  Das 
stimmt  freilich  mit  der  bei  der  Gründung  der  Organisation 
abgegebenen  Versicherung,  dass  »in  politischer  Hinsicht  die 
Schweizer  durchaus  selbständig  vorgehen  soUtent,  nicht  über- 
ein und  eröflfnet  die  schönsten  Aussichten  auf  Wiederbelebung 
des  alten  inneren  Haders  zwischen  Schweizern  und  Deutschen, 
an  dem  noch  jede  grössere  schweizerische  Arbeiterorganisation 
zu  Grunde  gegangen  ist.  Vorläufig  hat  das  Eomite  eine,  wie 
es  den  Anschein  hat,  erfolgreiche  Propaganda  unter  den  ver- 
schiedenen Arbeitervereinen  eröflFnet. 

Ob  daneben  für  die  schweizerische  sozialde- 
mokratische Partei  noch  Raum  zu  politischer  Wirk- 
samkeit und  organisatorischer  Entfaltung  bleibt?  Dieselbe 
besteht  zur  Zeit  nur  aus  den  sechs  Sektionen  Basel,  Bern, 
St.  Gallen,  Solothurn,  Winterthur  und  Zürich.  In  der  That 
haben  ihre  Delegierten  auf  einer  am  8.  Juli  1888  in  Aarau 
abgehaltenen  Konferenz  die  Auflösung  ihrer  Organisation  zu 
Gunsten  einer  vom  Aktionskomit^  zu  schafifenden  »neuen 
schweizerischen  sozialdemokratischen  Partei  auf  möglichst  breiter 
Grundlaget  beschlossen.  Nur  die  einzelnen  Sektionen  sollen 
weiter  bestehen.  Im  Oktober  dieses  Jahres  soll  zur  Behand- 
lung dieser  Angelegenheit  wieder  ein  allgemeiner  Arbeitertag 
berufen  werden. 

Auch  die  deutsche  sozialdemokratische  Partei 
in  derSchweiz  hat  als  Organisation  keine  hervorragende 
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Bedeuatng  erlangt.  Eigue  Mitgliedschaften  derselben  bestehen 
in  Aaran,  Basel,  Chur,  Neuenbürg,  Winterthor,  Zürich  und 
vielleicht  noch  an  einigen  anderen  Orten.  An  ihrer  Spito 
steht  der  »Landesausschuss  der  deutschen  Sozialisten  in  der 
Schweizt,  welcher  seine  Hauptau%abe  in  der  Sammlung  von 
finanziellen  Mitteln  zur  Unterstützung  der  sozialdemokratischen 
Partei  in  Deutschland  findet.  Die  deutschen  Arbeitervereine 
in  seine  Organisation  einzubeziehen ,  ist  ihm  nicht  gelungen, 
obwohl  die  meisten  derselben  in  seine  Kasse  steuern. 

So  bleibt  der  allgemeine  Gewerkschaftsband 
die  einzige  der  aus  dem  alten  Arbeiterbunde  hervorgegangenen 
Organisationen,  welche  wirkliche  Erfolge  zu  verzeichnen  hat 
Allerdings  kamen  dieselben  langsam  und  erst  in  den  beiden 
letzten  Jahren.  Am  31.  Dezember  1885  zahlte  derselbe  bloss 
23  Sektionen  mit  699  Mitgliedern,  zu  Ende  1886  aber  schon 
86  Sektionen  mit  1016  Mitgliedern  und  am  9.  April  1887 
66  Sektionen  mit  1968  Mitgliedern.  Seitdem  hat  sich  diese 
Zahl  noch  erheblich  vermehrt.  Freilich  ist  man  in  der  Auf- 
nahme neuer  Sektionen  nicht  eben  skrupulös.  Nicht  bloss 
eigentliche  Fachvereine  sondern  auch  allgemeine  Arbeitervereine 
sind  der  Organisation  beigetreten,  die  auch  dadurch  ihren 
allgemeineren  Charakter  kennzeichnet,  dass  die  Mehrzahl  ihrer 
Mitglieder  aus  Deutschen  besteht.  Auf  dem  Gebiete  eigent- 
lich gewerkschaftlicher  Thätigkeit,  speziell  des  Kassen wesens, 
hat  der  Bund  bis  jetzt  kaum  nennenswertes  geleistet.  Dafür 
ist  seine  Organisation  viel  zu  lose.  Für  eine  Wanderunter- 
stützungskasse,  die  er  begründete,  vermochte  er  nicht  einmal 
den  obligatorischen  Beitritt  der  Sektionen  durchzusetzen.  Die- 
selbe hatte  im  April  1887  16  Sektionen  und  16  Auszahlstellen. 
Eine  Strikekasse  besteht  nicht;  das  Bundeskomit^  betrachtet 
sich  nur  als  Vermittelungsstelle  für  freiwillige  Liebesgaben, 
die  bei  etwaigen  Ausstanden  auf  erlassenen  Aufruf  ihm  die 
Sektionen  zu  übermitteln  pflegen. 

Allein  man  thut  ihm  wol  Unrecht,  wenn  man  ihn  mit 
dem  Massstabe  eines  englischen  oder  amerikanischen  Grewerk- 
Vereins- Verbandes  misst.  Seine  Hauptaufgabe  liegt  in  der 
planmassigen   Agitation   für  Gründung    von    Gewerkschaften, 
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welche  aaf  sozialistischem  Boden  stehen.  Er  ist  Vorschule 
der  Sozialdemokratie,  will  nicht  mehr  sein  and  braucht  auch 
nicht  mehr  zu  sein,  da  für  die  in  anderen  Ländern  von  den 
Gewerkvereinen  verfolgten  Ziele,  wie  wir  sogleich  sehen  werden, 
in  der  Schweiz  durch  spezielle  Organisationen  gesorgt  ist. 
Sind  doch  auch  die  einzelnen  lokalen  und  zentralisierten  Ge- 
werkschaften der  Schweiz  durchaus  eigenartige  Bildungen. 
Pflege  der  Geselligkeit,  Fortbildung  durch  Fachunterricht, 
Bekämpfung  von  Misständen  im  Lehrlingswesen,  Rechtsschutz 
för  die  einzelnen  Mitglieder,  Regelung  der  Arbeitsvermittelung, 
Errichtung  gewerblicher  Schiedsgerichte,  Veranstaltung  stati- 
stischer Erhebungen  über  die  Arbeiterverhältnisse  in  den  ein- 
zelnen Gewerben ,  Erkämpfung  besserer  Arbeitsbedingungen 
—  das  sind  die  am  häufigsten  in  diesen  Fach  vereinen  (so 
nennen  sich  die  meisten)  verfolgten  Ziele.  Die  Errichtung 
eigener  Unterstötzungskassen  für  Krankheit,  Sterbfall  u.  s.  w. 
erweist  sich  deshalb  als  weniger  notwendig,  weil  solche  Kassen 
in  hinreichender  Zahl  schon  längst  bestehen.  Teils  sind  es 
alte  Gesellenkrankenkassen,  welche  sich  aus  der  Zunftzeit  her 
erhalten  haben,  teils  Fabrikkassen,  teils  allgemeine  Orts-, 
Bezirks-  oder  Kantonalkassen  ').  Leistungsfähige  Strikekassen 
aber  würden  die  meisten  jeuer  Fachvereine  wegen  ihrer  durch 
die  Kleinheit  des  schweizerischen  Staatsgebietes  und  die  grosse 
2^hl  allgemeiner  Arbeiterorganisationen  bedingten  geringen 
Ausdehnung  nicht  bilden  können. 

Solcher  Fachvereine  bestehen  in  gegen  vierzig  verschiedenen 
schweizerischen  Gewerben.  Die  meisten  sind  reine  Lokalvereine 
von  Berufsgenossen  ohne  gegenseitige  Verbindung,  So  die  in 
verschiedenen  Städten  vorkommenden  Fachvereine  der  Buch- 
binder, Farber,  Glaser,  Gypser  und  Maler,  Hafner,  Maurer  und 
Steinhauer,  Sattler,  Schlosser,  Schmiede  und  Wagner,  Schneider, 


1)  Solcher  Kassen  bestanden  im  Jahre  1879/80:  1085  mit  209  920 
Mitgliedern  (74  %  der  Bevölkerung!)  und  einem  Vermögen  von  16652939 
Fr.  Die  Jahreeausgaben  betrugen  2  940  481  Fr.  Davon  entfielen  auf 
Krankennnterstatzung  1  394  650  Fr.,  aaf  Invalidenpensionen  333375  Fr., 
auf  Witwen-  und  Waisen pensionen  418842  Fr.,  auf  Sterbegelder  493  675 
Fr.  Vgl.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Statistik  XXIII  (1887),  S.  30  ff. 
Zeitsohr.  f.  Staatsw.  1888.    IV.  Holt.  43 
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Schuhmacher.  Andere  derartige  lokale  OrganisationeD  kommen 
nur  vereinzelt  vor.  So  die  der  Bildhauer  und  Handschuh- 
macher in  Zürich,  der  Posamenter  und  Zigarrenarl)eiter  in 
Basel,  der  Flaschner  in  St.  Gallen  u.  s.  w.  Andere  wieder 
haben  sich  zu  grösseren  Verbänden  mit  Sektionen  in  den 
einzelnen  Städten  zusammen gethan.  So  die  Buchdrucker,  welche 
einen  deutschen  und  einen  romanischen  Verband  bilden,  mit 
zusammen  über  1000  Mitgliedern,  die  Fabriksticker  der  Ost- 
schweiz, welche  im  April  d.  J.  36  Sektionen  mit  über  2000 
(jetzt  mehr  als  3000)  Mitgliedern  zählten,  die  Giesser  (1887: 
12  Sektionen  mit  600  Mitgliedern),  die  Holzarbeiter  (April 
1887:  12  Sektionen  mit  1500  Mitgliedern),  die  Korbmacher, 
die  Lithographen  (»Schweizerischer  Sennefelderbundc) ,  die 
Metallarbeiter  (Verband  gegründet  1888  mit  9  Sektionen), 
die  Spengler  (7  Sektionen) ,  die  Eisenbahnangestellten  (Zag- 
personalverein, April  1887 :  368  Mitglieder),  endlich  die  zahl- 
reichen Arbeiter  vereine  der  verschiedenen  Branchen  der 
Ühren-Industrie,  deren  Organisation  im  Juni  1887:  79  Sektionen 
mit  8446  Mitgliedern  umfasste.  Mit  den  letzteren  berühren 
wir  schon  das  Gebiet  der  Hausindustrie,  in  welcher  erst  in 
neuerer  Zeit  die  berufliche  Organisation  begonnen  hat,  die  hier 
mit  Notwendigkeit  sich  auch  auf  die  Unternehmer  ausdehnt 
Zwar  erstreckt  sich  die  1887  gegründete  Gewerkschaft  der 
Seidenarbeiter  des  Kantons  Zürich  zunächst  bloss  auf  die 
Hausindustriearbeiter  (hauptsächlich  Weber);  aber  der  viel 
grössere  »Zentralverband  der  Stickereiindustrie  der  Ostschweiz 
und  des  Vorarlbergc  umfasst  sowohl  Hausarbeiter  als  Fabri- 
kanten und  Kaufleute  ^)  und  in  der  Uhrenindustrie  ist  eine 
ähnliche  Verbindung  im  Werden.  So  sehen  wir  auch  hier 
eine  grosse  Manichfaltigkeit  der  Organisationsformen,  verbunden 
mit  stellen  weisem  Uebereinandergreifen  der  einzelnen  Vereins- 


1)  Zu  unterscheiden  von  dem  oben  genannten  Fabriksticker  verband, 
der  ein  reiner  Arbeiterverein  ist  und  vorzugsweise  auf  die  vom  »Sticke- 
reiyerband«  ausgeschlossenen  Lohnarbeiter  der  Fabriken  berechnet  ist 
aber  auch  die  in  dem  gemischten  Verbände  bereits  beGndlichen  Haut* 
arbeiter  nicht  ausschliesst. 
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bilduDgen,  älinlich  wie  bei   den   früher   betrachteten    grossen 
Verbänden. 

Dieses  Eingehen  in  Einzelheiten  der  beruflichen  Organi- 
sation war  notwendig,  um  die  eigentümliche  Stellung  des 
Gewerkschaftsbundes  noch  in  einem  weiteren  Punkte  zu  kenn- 
zeichnen. Derselbe  hat  (bis  jetzt  wenigstens)  vorzugsweise  dazu 
dienen  müssen,  die  schwachen  Kräfte  jener  zerstreuten ,  nicht 
in  einen  nationalen  Berufsverband  vereinigten  lokalen  Fach- 
vereine zusammenzufassen ,  während  von  den  zentralisierten 
Gewerkschaften  nur  wenige  sich  ihm  angeschlossen  haben. 
Ja,  man  darf  vielleicht  sagen,  dass  sein  Bestehen  dazu  bei- 
trägt, den  Trieb  zur  Bildung  von  zentralisierten  Verbänden 
der  Fach  vereine  des  gleichen  Industriezweiges  zu  schwächen.  Hat 
doch  im  vorigen  Jahre  der  bis  dahin  aus  10  Sektionen  mit 
470  Mitgliedern  bestehende  Zentralverband  der  Schuhmacher 
sich  aus  keinem  anderen  Grunde  aufgelöst,  als  weil  man  an- 
nahm, er  könne  den  Sektionen  nichts  mehr  bieten,  was  nicht 
durch  die  Zugehörigkeit  zum  Gewerkscbaftsbunde  bereits  ge- 
wonnen werde.  Es  liegt  das  in  der  Natur  des  föderativen 
Prinzips,  auf  welchem  der  Gewerkschaftsbund  beruht.  Starke 
Uuterverbände  würden  eine  besondere  Vertretung  im  Bundes- 
komit^  verlangen  und  wahrscheinlich  mit  der  Zeit  zur  Sonder- 
bündelei führen. 

IV. 

Als  lockeres  Konglomerat  verschiedenartiger  Örtlicher 
Fachvereine  ohne  das  Bindemittel  regelmässig  gespeister  Kassen 
ist  der  schweizerische  Gewerkschaftsbund  zweifellos  nicht  im 
stände,  dem  Arbeiter  diejenigen  unmittelbaren  Vorteile  zu 
bieten,  welche  derselbe  vorzugsweise  in  der  gewerkschaftlichen 
Organisation  sucht:  Hilfe  und  Rückhalt  bei  Lohnkämpfen. 
Es  ist  auch  keine  Hoffnung  vorhanden,  etwa  in  der  Zukunft 
die  zur  Bildung  von  leistungsföhigen  Gewerkvereinen  geeigne- 
ten Elemente  aus  den  übrigen  allgemeinen  Arbeiterorganisa- 
tionen ,  in  denen  sie  sich  jetzt  zerstreuen ,  auszusondern  und 
dem  Gewerkschaftsbunde  in  irgend  einer  Form  anzugliedern. 
Der  schweizerische  Arbeiter   ist  Bürger    und   will   es  auch  in 

43* 
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der  Organisation  bleiben,  der  er  sich  anschliesst.  Immerhin 
geht  aus  dem  Gesagten  hervor,  dass  die  politisch  gefärbten 
Arbeiterorganisationen  der  Schweiz  bei  den  von  Zeit  zu  Zeit 
sich  entspinnenden  Lohnkämpfen  meistens  mit  einem  Teile 
ihrer  Mitglieder  beteiligt  sein  werden.  Es  lag  nahe,  sie  auch 
materiell  bei  der  Verbessernng  der  Lage  ihrer  Miiglieder  zu 
beteiligen,  soweit  diese  durch  den  ökonomischen  Kampf  erzielt 
werden  kann.  Die  grosse  Biegsamkeit  des  föderativen  Prinzips 
gestattete  denu  auch  in  der  That,  eine  fast  die  ganze  organi- 
sierte Arbeiterschaft  der  Schweiz  umfassende,  speziell  auf  den 
angedeuteten  Zweck  berechnete  Verbindung  zu  schaffen,  die 
in  manchen  Punkten  an  die  Organisation  der  »Ritter  der 
Arbeite  erinnert,  aber  doch  wieder  ihre  ausgeprägt  schweize- 
rischen Eigentümlichkeiten  hat.  Sie  fuhrt  den  Namen  A  1 1- 
gemeine  schweizerische  Arbeiter-Reserve- 
k  a  s  s  e. 

Die  Gründung  derselben  wurde  im  Juni  1886  von  der 
Delegiertenversammlung  des  schweizerischen  Grütlivereins  in 
Grenchen  auf  Antrag  der  Sektion  Lausanne  beschlossen.  Das 
Zentralkomite  des  Grütlivereins  lud  das  Aktionskomit^  des 
schweizerischen  Arbeitertages  und  das  Bundeskomit^  des  all- 
gemeinen Gewerkschaftsbundes  zur  Teilnahme  an  den  Vor- 
arbeiten ein,  und  aus  den  gemeinsamen  Beratungen  gieng  ein 
Statuten-Entwurf  hervor,  der  im  Oktober  des  genannten  Jahres 
von  allen  beteiligten  Verbänden  angenommen  wurde.  Im 
Grütliverein  war  allerdings  die  Begeisterung  für  die  neue 
Schöpfung  keine  allgemeine;  immerhin  ergab  die  Urabstim- 
mung eine  Mehrheit  von  über  zwei  Drittel.  Die  beiden  anderen 
Verbände  griffen  natürlich  mit  beiden  Händen  zu.  War  es 
doch  das  erste  Mal,  dass  der  gesamte  Grütliverband  trotz 
seines  gemischten  Mitgliederbestandes  und  trotz  vielfach  geltend 
gemachter  Bedenken  sich  dauernd  für  eine  reine  Arbeitersache 
verpflichten  wollte.  Die  ganze  Einrichtung  ist  eine  so  eigen- 
tümliche, dass  wir  nachstehend  einen  ausführlichen,  möglichst 
wörtlichen  Statuten- Auszug  geben. 

Der  schweizerische  Grütliverein,  die  dem  A  k  t  i  o  n  s- 
komite  dos  Arbeitertages  unterstehenden  selbständigeo  Ver- 
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bände  und  der  schweizerische  Gewerkschaftsbund  gründen 
eine  Genossenschaft  mit  der  Firma  »Allgemeine  schweizerische  Arbeiter- 
Reservekasse«  unter  der  Leitung  eines  aus  den  3  Verbänden  kombi- 
nierten Eomit^. 

Der  Zweck  des  Institutes  ist:  bei  drohenden  Arbeitseinstellungen 
und  bedeutenderen  Anständen  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern 
eine  genaue  Untersuchung  der  Verhältnisse  anzuordnen,  Vergleiche  mit 
den  Arbeitgebern  oder  schiedsgerichtliche  Austragung  der  Differenzen 
anzustreben,  nach  Versagung  aller  andern  Mittel  bei  geeigneter  Sach- 
lage eine  Arbeitseinstellung  zu  genehmigen  und  die  Beteiligten  subsidiär 
aus  seiner  Reserve  und  durch  öffentliche  Sammlung  zu  unterstützen. 
Die  Reservekasse- Kommission  hat  die  spezielle  Aufgabe,  die  gewerk- 
schaftliche Organisation  der  Arbeiter  nach  Kräften  zu  fSrdern. 

Zu  der  Genossenschaft  gehören :  alle  Mitglieder  des  schweizerischen 
Gr ütli Vereins ,  die  Mitglieder  der  dem  Aktionskomit^  unterstehenden 
selbständigen  Verbände  und  die  sämtlichen  Mitglieder  des  schweizeri- 
schen Gewerkschafbsbundes.  Durch  Beschluss  der  Kommission,  sank- 
tioniert durch  Urabstimmung,  können  auch  noch  andere  Vereine  und 
Verbände  in  die  Genossenschaft  aufgenommen  werden.  Die  persönliche 
Haftbarkeit  der  einzelnen  Mitglieder  für  die  Verbindlichkeiten  der 
Genossenschaft  wird  ausdrücklich  ausgeschlossen.  Alle  Mitglieder  des 
Reservekasseverbandes  sind,  soweit  sie  ihren  Pflichten  gehörig  nach- 
kommen, auch  unterstützungsberechtigt.  Nichtmitglieder  können  aus 
dem  Ergebnis  freiwilliger  Sammlungen  jeder  Art  unterstützt  werden, 
sofern  sie  am  Streik  teilnehmen  und  sich  sofort  einer  der  bestehenden 
Organisationen  anschliessen.  Das  Komitä  wird  entscheiden,  inwieweit 
Mitglieder,  welche  infolge  der  Beteiligung  bei  einem  Streik  nach 
Beendigung  desselben  >gemassregelt<  werden,  noch  weiter  zu  unter- 
stützen sind;  vorausgesetzt,  dass  hiezu  überhaupt  die  finanziellen 
Mittel  nicht  fehlen.  Mitglieder  und  Sektionen  sind  pflichtig,  über  be- 
deutendere Anstände  aller  Art,  welche  zwischen  Arbeitern  und  Arbeit- 
gebern existieren,  genauen  Rapport  zu  erstatten  und  so  das  Einschreiten 
der  Reservekasse-Kommission  zu  ermöglichen.  Generalversammlungen 
finden  keine  statt,  ausser  es  werde  die  Zusammenberufung  von  einem 
Zehnteil  der  Mitglieder  verlangt. 

Die  Kasse  wird  in  folgender  Weise  gebildet:  a)  Der  schweizerische 
Grütliverein  bestimmt  eine  Summe  von  2000  Fr.  aus  seinem  Fonde  für 
den  genannten  Zweck.  Durch  Zinse,  freiwillige  Sammlungen  und  all- 
fällige Zuschüsse  aus  der  Zentralkasse  bringt  er  für  den  gleichen  Zweck 
jährlich  mindestens  weitere  1000  Fr.  auf  und  sucht  seine  Lebtung  über 
dieses  Minimum  hinaus  nach  Möglichkeit  zu  steigern,  b)  Das  Aktions- 
komit^  des  Arbeitertages  legt  per  Jahr  im  Minimum  800  Fr.,  c)  der 
Gewerkschaftsbund  in  der  gleichen  Zeit  im  Minimum  400  Fr.  in  die 
Reservekasse.     Die    Feststellung  der  näheren  Bestimmungen  über   die 
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Aufbriogung  der  Gelder  ist  Sache  der  betreffenden  Verb&nde.  Zur 
AnsBcbreibung  von  Extrasteuern  bei  Streiks  von  grossem  Dimensionen 
bedarf  es  der  Zustimmung  der  Komitäs  der  sab  lit.  b  und  c  genannten 
Verbände. 

Die  Summe  von  5000  Fr.  gilt  als  unantastbarer  Minimalfond.  Auf 
die  einzelnen  Verbände  verlegt,  beträgt  derselbe  für  den  Grütliverein 
einstweilen  3000  Fr.,  für  das  Aktionakomitd  1200  Fr.  und  für  den  Ge- 
werksohaftsbund  800  Fr.  Ehe  der  Fond  10  000  Fr.  beii^t ,  wird  die 
UnterfltOtzung  lediglich  auf  dem  Wege  freiwilliger  Sammlung  besorgt. 

Die  fMerierten  Verbände  wählen  die  Reservekasse-Kommission  von 
9  Mitgliedern,  von  denen  der  GrQtliverein  5,  das  Komit^  des  Arbeiter- 
tages 2  und  der  Gewerksohaftsbund  2  entsendet  Jeder  Verband  wählt 
eine  gleiche  Zahl  Stellvertreter. 

Die  Reservekasse-Kommission  wird  vom  Präsidenten  nach  Bedürfnis 
einberufen.  Sie  ist  mit  7  Mitgliedern  besohlussf&hig ,  wenn  ^eder  der 
föderierten  Verbände  durch  mindestens  ein  Mitglied  vertreten  i«t.  Sie 
vertritt  die  Genossenschaft  rechtsgültig,  vollzieht  die  Statuten,  verfügt 
innerhalb  des  Genossenschaftszweckes  über  die  Kassen  und  besorgt  alle 
Geschäfte. 

Die  Kommission  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  Stimmenmehrheit,  Für 
die  Genehmigung  eines  Streiks,  sowie  für  die  Beschlassfassung  betreffend 
Geldan  Wendungen  sind  zwei  Drittel  der  Stimmen  QÜtig. 

Die  speziellen  Kompetenzen  der  B.eservekane-Kommission  sind 
folgende : 

a)  Entgegennahme  der  Anzeigen  von  beabsichtig- 
ten Streiks,  von  LohnkonBikten  und  andern  Streitigkeiten 
zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern. 

b)  Untersuchung  der  Sachlage  durch  tüchtige  Genossen 
an  Ort  und  Stelle  oder  durch  Abordnungen,  nütigenfalls  unter 
Beizug  von  Sachverständigen. 

c)  Leitung  der  Vergleichsverhandlungen  mit  den 
Arbeitgebern  eventuell  Versuch  einer  schiedsgerichtlichen  Aus- 
tragung des  Streites  durch  ein  ans  Arbeitern  und  Arbeitgebern 
gleichmässig  zusammengesetztes  Gericht. 

d)  Beschlussfassung  über  Zweckmässigkeit  and 
Begründetheit  einer  Arbeitseinstellung  und 
all  fällig  anderweiter  Klagen  auf  schriftlichen  Rapport  und  nach 
genauester  Prüfung  der  Thatsachen  und  des  üntersuchungser- 
g^bnisses. 

e)  Ordnung  des  Unterstützungswesens,  Regulierung 
der  Beiträge  an  die  Streikenden,  Erlasse  an  die  Komit^s  der  föde- 
rierten Verbände  zu  Zahlungen  und  eventuell  zu  weiterer  finanziel- 
ler Unterstützung  mittelst  Hilferufen,  Versammlungen  u.  s.  w. 

Der  Erlass   von  Hilferufen  durch  Mitglieder, 
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Sektionen    und  Lok  al  ver  bä  o  de   ist   strengstens 
untersagt. 

f)  Verfügungen ,  betreifend  Fernhaltung  des  Zuzuges  und 
Abreise  von  Streikenden. 

g)  Beschlussfassung  über  Beendigung  der  Streiks, 
h)   Einforderung  von  detaillierten  schriftlichen  Berichten 

über  jeden   Streik,  Sammlung  des   bezüglichen  Aktenmaterials, 
allfftlliger  Erlasse    von  Behörden   und  wichtigerer  Publikationen 
der  Presse  und  resümierte  Berichtertattung  in  den  Organen  der 
Verbände  unter  gleichzeitiger  Rechnungsablage, 
i)   Publikation  von  Jahresbericht  und  Jabresrechnung  auf  demselben 

Wege. 
Eine  Arbeitseinstellung  darf  nicht  bewilligt  werden, 
wenn  nicht  mindestens  '/4  der  beteiligten  Arbeiter  damit  einverstanden 
sind.  Erst  dann  untersucht  die  Kommission  den  Sachverhalt  nach  den 
vorstehend  aufgestellten  Grundsätzen.  Wird  eine  Arbeitsein- 
stellung trotz  mangelnder  Bewilligung  dennoch 
inszeniert,  so  wird  die  R  eser  v  ek  asse- Kom  mission 
öffentlich  bekannt  machen,  dass  ihre  Zustimmung 
fehlt.  Die  Unterstützung  bei  genehmigten  Streiks  beginnt  in  der 
Regel  erst  nach  Ablauf  der  ersten  Woche  von  der  faktischen  Einstellung 
der  Arbeit  an.  Bei  gesetzwidrigen  Ausschreitungen  seitens  der  Strei- 
kenden oder  Nichtbefolgung  gegebener  Vorschriften  kann  die  Unter- 
stützung ganz  oder  teilweise  eingestellt  werden  und  ist  einer  diesfall- 
sigen  Weisung  sofort  nachzukommen. 

Gegen  Verfügungen  und  Beschlüsse  der  Reservekasse-Kommission 
kann  in  wichtigeren  Fällen  an  die  drei  Komitös  der  Verbände  rekurriert 
werden.  Die  Verhandlung  und  Abstimmung  geschieht  schriftlich  und 
unter  einstweiliger  Leitung  des  Grütli-Zentralkomit^s ;  es  entscheidet 
die  Mehrheit  der  Stimmenden.  Der  Rekurs  hat  aufschiebende  Wirkung 
nur  dann,  wenn  ihm  dieselbe  von  der  Rekursinstanz  beigelegt  wird. 

In  gleicher  Weise  steht  den  drei  Komitäs  der  föderierten  Verbände 
ein  Einspruchsrecht  gegen  Beschlüsse  der  Reservekasse- Kommission  zu. 

Als  Organisation  betrachtet,  ist  die  Verbindung  der  Ar- 
beiter-Resenrekasse  ein  wahres  Eanstwerk.  Sie  umfasst  drei 
grosse  Verbände  von  Einzelvereinen,  welche  sich  gegenseitig 
durchaus  nicht  ausschliessen.  Ein  Fachverein  kann  Mitglied 
des  Gewerkschaftsbundes  und  der  Organisation  des  Aktions- 
komitä  sein  (es  ist  dies  sogar  regelmässig  der  Fall),  ein  lokaler 
Grütliverein  kann  neben  dem  Grtitliverband  der  Verbindung 
des  Aktionskomites  zugehören,  und  der  einzelne  Arbeiter  kann 
Grütlianer  und  Gewerkschafter  sein ,  darnach  also   allen   drei 
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Verbänden  sich  zuzuzählen  haben.  Dies  schliesst  eine  regel- 
mässige Beitragszahlung  der  ürbestandteiie  der  drei  Verbände» 
der  einzelnen  Mitglieder,  fast  aus.  Auch  rechnet  das  ganze 
Statut  nicht  auf  eine  derartige  Beteiligung  der  Personen  an 
der  Erfüllung  der  Gemeinschaftszwecke.  Es  spricht  zwar  Ton 
Pflichten  und  Rechten  der  Mitglieder  der  > Genossenschaft c ; 
aber  Pflichten  wenigstens  haben  nur  die  grossen  FÖderativ- 
verbände,  und  die  Rechte  der  Mitglieder  können  in  dem 
Momente,  wo  sie  Wert  erlangen  (bei  Strikes),  auch  von  Dritten 
erworben  werden,  die  seither  nichts  geleistet  haben  und  zur 
Zeit  nicht  leistungsfähig  sind. 

Jedenfalls  ist  die  allgemeine  schweizerische  Arbeiter- 
Reservekasse  nicht  ein  »Personen verbände  ,  wie  es  das  Obli- 
gationenrecht für  die  Genossenschaft  fordert,  ja  nicht  einmal 
ein  Verband  von  Vereinen  sondern  ein  Verband  von  Vereins- 
verbänden. Diese  letzteren  wählen  den  Vorstand,  sie  bringen 
die  nötigen  Geldmittel  auf;  als  neue  Mitglieder  können  wieder 
nicht  Personen  sondern  nur  »Vereine  und  Verbände«  aufge- 
nommen werden.  Die  letztere  Bestimmung  der  Statuten  ist 
indessen  von  dem  Eomitd  gleich  im  ersten  Jahre  so  aufgefasst 
worden,  dass  einfache  Vereine  und  kleinere  Verbände,  die  sich 
zur  Aufnahme  meldeten ,  entweder  dem  allgemeinen  Gewerk- 
schaftsbunde oder  der  Verbindung  des  Aktionskomitä  des 
schweizerischen  Arbeitertages  zugewiesen  wurden ,  so  dass  die 
Reservekasse  in  der  That  eine  propagandistische  Anstalt  für 
diese  auf  rein  sozialdemokratischem  Boden  stehendenFöderationen 
geworden  ist.  Trotzdem  sind  diese  letzteren  nicht  mit  Bei- 
trägen nach  ihrer  jeweiligen  Mitgliederzahl  sondern  mit  festen 
Jahresquoten  an  den  Einnahmen  des  Instituts  beteiligt  Oder 
vielmehr  die  Reservekasse  selbst  hat  gar  keine  regelmässigen 
Einnahmen,  da  die  für  sie  bestimmten  Fonds  in  den  Händen 
der  föderierten  Verbände  bleiben,  die  wieder  für  die  vrirklich 
erfolgte  Ansammlung  und  Sicherstellung  derselben  niemanden 
verantwortlich  sind.  Also  eine  Kasse  ohne  Geld.  Die  Reserve- 
kasse-Eommission  sah  sich  bisher  ausschliesslich  auf  freiwillige 
Beiträge   beschränkt,   die  nach  erfolgtem  Aufrufe   eingingen. 
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Sie    wurde    eine    reine   Sammelstelle    für    »Liebesgaben«    an 
Strikende. 

Trotzdem  hat  diese  als  Organisation  so  wenig  versprechende 
Einrichtung  schon  in  der  kurzen  2jeit  ihres  Bestehens  eine 
ganz  hervorragende  Wirksamkeit  entfaltet,  so  dass  sie  an 
praktischer  Bedeutung  für  die  Arbeiter  ohne  Zweifel  alle  bis 
jetzt  auf  der  Bildfläche  erschienenen  Organisationen  überragt. 
Die  Ursache  liegt,  wie  es  scheint,  vorzugsweise  darin,  dass 
als  Vorort  Bern  gewählt  wurde ,  wo  die  Arbeiterbewegung 
über  eine  Anzahl  sehr  tüchtiger  Kräfte  verfügt,  und  dass  es 
gelang,  die  letzteren  für  die  Kommission  zu  gewinnen  ^).  Noch 
ehe  auch  nur  der  unantastbare  Grarantiefond  von  5000  Fr. 
bei  den  beteiligten  Verbänden  angesammelt  war  *),  wurde  die 
Keservekassen-Kommission  zur  Schlichtung  eines  bereits  an- 
hängigen Lohnkonflikts  berufen.  Derselbe  wurde  in  kurzer 
Zeit  durch  die  Bemühungen  der  Kommission  zu  Gunsten  der 
Arbeiter  entschieden,  und  nun  folgte  Strike  auf  Strike;  es 
war,  als  ob  das  Bestehen  der  Kampforganisation  an  sich 
überall  die  aufgespeicherte  Unzufriedenheit  der  Arbeiter  aus- 
gelost hätte.  Vergebens  bot  die  Kommission  alles  auf,  um 
die  erregten  Gemüter  zu  beschwichtigen.  »So  viel  Erfolge 
uns  nützen  €  ,  hatte  sie  in  einem  Aufrufe  beim  Beginne  ihrer 
Wirksamkeit  gesagt,  »so  viel  auch  können  und  müssen  Miss- 
erfolge uns  schaden,  unsere  Kommission  hat  sich  daher  von 
vornherein  zur  Pflicht  gemacht,  mit  äusserster  Vorsicht  und 
Behutsamkeit  an  ihr  schwieriges  Werk  zu  gehen.  Doppelt 
geboten  scheint  uns  dies  selbstverständlich  im  Anfange  unseres 
Wirkens,  so  lange  unser  Institut  noch  jung  ist  und  seine 
Kräfte  erst  noch  zu  erproben  hat.  Wir  ersuchen  darum 
dringend,  zu  Arbeitseinstellungen  nur  dann  zu  greifen,  wenn 


1)  Die  Mitglieder  wurden,  wie  üblich,  durch  die  Arbeitervereine 
des  Vororts  gewählt.  Es  sind  folgende:  Üniversitäts-Professor  Vogt, 
die  Fürsprecher  (Advokaten)  Steck  und  Reiche  1,  die  Buchdrucker  Riesen 
und  Saling,  die  Schreiner  Wenzel  und  Kalberer,  der  Schuhmacher  Lauber 
und  der  Stein hauer  Brechbühl. 

2)  Es  geschah  dies  bei  dem  Jahresbeitrag  des  Grütlivereins  auf 
dem  Wege  freiwilliger  Beisteuern  der  Sektionen! 
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die  gerechten  Forderangen  auch  sichere  Anssicht  haben,  durch 
dieses  Mittel  Verwirklichung  zu  finden  und  alle  andern  Mittel 
fruchtlos  geblieben  sind.  Wir  halten  uns,  als  Vertreter  aller 
dem  Verbände  angehörenden  Arbeiter,  für  verpflichtet,  in  jeder 
Beziehung  die  uns  anvertrauten  Mittel  mit  strengster  Ge- 
wissenhaftigkeit zu  verwalten  und  zu  verwenden ,  auch  weoD 
wir  dabei  vielleicht  unsern  persönlichen  Sympathieen  Gewalt 
anthun  mQssen.t 

Allein  diese  und  ähnliche  Mahnungen  fruchteten  nicht  viel. 
Nicht  weniger  als  15  Konflikte  zwischen  Arbeitern  and  Unter- 
nehmern erforderten  im  Laufe  des  Jahres  1887  die  Thatigkeit 
der  Reservekassen-Kommission.  Neun  derselben  wurden  güt- 
lich beigelegt;  bei  sechs  andern  kam  es  zum  Ausstande,  und 
hier  bot  sich  für  die  Kommission  reichliche  Gelegenheit,  ihre 
Umsicht  und  Geschicklichkeit  zu  beweisen  und  zugleich  flür 
das  ganze  Institut  Propaganda  zu  machen.  Von  jenen  6 
Arbeitseinstellungen  wurden  4  in  einem  für  die  Arbeiter 
günstigen  Sinne  entschieden.  Am  hartnäckigsten  war  der 
Strike  der  Schreiner  in  Bern,  welcher  fast  drei  Monate  dauerte 
und  das  ganze  schweizerische  Kleingewerbe,  Meister  wie  Ge- 
sellen, in  Aufregung  versetzte.  Wie  sehr  dabei  das  solidarische 
Einstehen  der  gesamten  organisierten  Arbeiterschaft  und  die 
feste  Position,  welche  dieselbe  durch  die  Beservekasse  gewonnen 
hatte,  anerkannt  wurde,  geht  wohl  am  besten  daraas  hervor, 
dass  in  den  Kreisen  der  Meister  der  Plan  auftauchte  und 
ernstlich  erwogen  wurde,  eine  Meister-Reservekasse 
als  Gegenorganisation  in's  Leben  zu  rufen.  Und  dies  alles 
war  durch  die  blosse  Organisation  ohne  finanziellen  Rückhalt 
erreicht  worden.  Was  die  Berner  Kommission  an  Unterstütz- 
ungen der  Ausständigen  verteilte  —  im  ganzen  14  183  Fr. 
—  war  lediglich  aus  freiwilligen ,  durch  den  Ausbruch  der 
Strikes  erst  hervorgerufenen  Beisteuern  der  lokalen  Arbeiter- 
vereine zusammengekommen.  Aber  gerade  dieser  Umstand 
war  propagandistisch  vom  höchsten  Werte.  Fortwährend 
standen  Aufinife,  Strikeberichte,  Rechnungsablagen  der  Arbeiter- 
Reservekassen- Kommission  in  den  Arbeiterblättern  zu  lesen. 
Bei  jedem  Konflikt,  auch  wenn  die  beteiligten  Arbeiter  nicht 
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der  Organisation  angehorten,  intervenierten  die  Berner  Leiter 
des  Instituts,  und  wenn  sie  auch  nicht  überall  direkt  unter- 
stützten, 80  warnten  sie  doch  ihrerseits  vor  Zuzug  und  forder- 
ten die  Arbeiter  auf,  den  strikenden  Genossen  unmittelbar 
Beihilfen  zu  schicken.  Wo  zentralisierte  Fachverbände  exi- 
stierten, wurde  auch  wol  diesen  die  spezielle  Leitung  der 
sie  betreffenden  Arbeitseinstellungen  tiberlassen,  nachdem  die 
von  Bern  aus  gemachten  Versuche  zu  friedlichem  Ausgleich 
misslungen  waren. 

In  neuerer  Zeit  ist  die  Berner  Reservekassen-Eommission 
noch  vorsichtiger  geworden.  So  hat  sie  im  Februar  1888  die 
statutengemässe  Genehmigung  und  Unterstützung  eines  Aus- 
standes der  Arbeiter  einer  Lausanner  Schuhfabrik  versagt  und 
richtet  nun  ihre  ganze  AufmerkFamkeit  auf  Verbesserung  ihrer 
Organisation  und  Sammlung  eines  genügenden  Kapitals,  dessen 
Höhe  sie  auf  mindestens  30000  Franken  bemisst. 

In  ersterer  Hinsicht  hatte  sie  schon  durch  einen  Beschluss 
vom  8.  März  1887  ihre  Stellung  zu  den  Zentralvorständen 
der  föderierten  Verbände  folgendermassen  präzisiert:  »Die 
Reservekasse-Eommission  betrachtet  sich  als  eine  unab- 
hängige Behörde  zu  bestimmten  Zwecken  und  mit  einer 
fest  umschriebenen  Aufgabe.  Sie  erkennt  keine  Ober- 
behörde über  sich  an,  sondern  nur  gewisse  Verpflichtungen 
und  Rechte  der  Zentralstellen  der  zur  Reservekasse  gehörenden 
Verbände  ihr  gegenüber,  gemäss  den  Statuten. c  Ausserdem 
hatte  die  Absicht  des  schweizerischen  Typographenbundes  und 
der  Fedcration  horlogsre  ouvrihre,  der  Reservekassen-Organi- 
sation beizutreten,  eine  Statutenrevision  notwendig  gemacht. 
Beide  Fachverbände  Hessen  sich  wegen  ihrer  Grösse  nicht 
einfach  dem  Gewerkschaftsbund  zuweisen ,  dessen  Grundsätze 
ihre  Mitglieder  ohnehin  nicht  durchweg  billigten.  Der  Typo- 
graphenbund  hat  zwar  später  in  der  Urabstimmung  den  An- 
schluss  abgelehnt;  aber  es  erschien  doch  billig,  anderen 
grösseren  Verbänden,  welche  beitreten  wollten,  Anspruch  auf 
Vertretung  in  der  Kommission  zu  gewähren.  Ausserdem 
wünschte  letztere  auch  die  ganze  administrative  Leitung,  nament- 
lich die  Kassenverwaltung   in   die  Hand   zu  bekommen.    Die 
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BediDgungen ,    unter    denen    die   Thätigkeit    der    Kommission 
einzutreten  hat,  erforderten  eine  genauere  Festsetzung.     Elnd- 
lich    und    vor   allem    aber    sollte    eine    leistungsföhige    Kasse 
durch  regelmässige  obligatorische  Beiträge  der  Mitglieder  der 
konstituierenden    Verbände    (nicht    dieser    letzteren)    gebildet 
werden.    »Nach  den  Erfahrungen  eines  sehr  belebten  Gescbäfls- 
jährest ,  heisst  es    in    einem  Aufrufe    vom  22.  Februar  1888, 
»sind  wir  zu  der  festen  Ueberzeugung  gelangt,  dass  mit  dem 
System  der   fortwährenden  Anrufung   der  Wohlthätigkeit    für 
die  einzelnen  Streik-  und  Massregelungsfälle   entschieden    ge- 
brochen   werden   muss.     Soll    unser  Institut    seinem    Zwecke, 
die  Lage  der  Arbeiterschaft  durchwegs,  nicht  nur  in  einzelnen 
wenigen  Fällen,  för  welche  unverhältnismässige  Opfer  gebracht 
werden    müssen ,   zu    verbessern ,    auch    wirklich   erfüllen ,    so 
müssen    wir    ein    genügendes  Kapital   zusammenbringen ,    das 
jederzeit  zur  wirksamsten  Unterstützung  der  Arbeiter  in  ihrem 
Kampfe  um  bessere  Arbeitsbedingungen  bereit  steht,  und  dessen 
Grosse  allen  berechtigten  Anforderungen,  welche  an   dasselbe 
gestellt   werden    können,    gewachsen    ist.t     Die   Kommission 
berechnete,  dass  im  Jahre  1887  durch  freiwillige  Beitrage  för 
Lohnkärapfe    von   den    schweizerischen    Arbeitern    die  Summe 
von  28  000  Fr.  aufgebracht  worden  sei  und  nahm  demgemäss 
das  Unzureichende  der  statutarisch    in  Aussicht    genommenen 
10000  Fr.,  von  denen  wieder  nur  die  Hälfte  disponibel  sein 
sollte,  als  erwiesen  an.    Sie  forderte  dem  entsprechend,  vorläufig 
für  ein  Jahr,    von   jedem  Verbandsmitgliede   einen    wöchent- 
lichen festen  Beitrag  von  10  Centimen,  wodurch  sie  auf  eine 
Jahreseinnahme    von   52  000   Fr.    zu   kommen    hoffte.     Sollte 
dieser  Antrag  abgelehnt  werden,  so  hoffte  sie  wenigstens  auf 
Wochenbeiträge  von  je  6  oder  Monatsbeiträge  von  je  20  Cent 
rechnen  zu  können. 

Die  Begründung  dieser  Revisions- Antrage  war  die  denkbar 
eindringlichste  und  überzeugendste.  Allein  die  Forderung 
direkter  obligatorischer  Beiträge  stiess  von  vornherein  bei  den 
Leitern  des  Grütlivereins  sowie  bei  den  meisten  gemischten 
Sektionen  desselben  auf  entschiedenen  Widerstand.  Es  wurde 
geltend  gemacht:  der  Grütliverein  als  solcher  sei   ein    politi- 


Die  schweizerische Q  Arbeiter-Organisationeo.  661 

scher  Verein,  dessen  einzelne  Sektionen  niemals  in  den  Fall 
kämen  zu  striken.  üeberdies  gäbe  es  im  GrOtliverein ,  be- 
sonders in  den  Landsektionen,  eine  Menge  Elemente,  nament- 
lich auch  kleine  Arbeitgeber,  die  niemals  für  derartige  Zwecke 
regelmässige  Beiträge  bewilligen  würden.  Auch  würden  die 
GrOtlianer,  welche  nebenbei  auch.  Gewerkschaftsmitglieder 
seien ,  bei  obligatorischen  Einzelbeiträgen  doppelt  besteuert 
werden.  Schon  der  einfache  Beitrag  würde  für  Viele  uner- 
schwinglich sein  neben  den  übrigen  Anforderungen  des  Ver- 
einslebens. Endlich  erhoben  sich  auch  Stimmen  aus  der  Mitte 
der  Grütlivereine ,  welche  gegen  das  viele  Striken  überhaupt 
und  seine  Beförderung  durch  einen  politischen  Verein  pro- 
testierten. 

Am  1.  April  versammelten  sich  in  Aarau  die  Delegierten 
der  Zentralkomitä  des  schweizerischen  Grütlivereins,  des  Gewerk- 
schaftebundes und  des  Aktionskomitä  und  die  Reservekasseu- 
Kommission  zur  Beratung  neuer  Statuten.  Lange  und  heftige 
Debatten  endigten  mit  dem  Beschlüsse,  es  sei  der  Urabstim- 
mung zu  unterbreiten ,  ob  ein  obligatorischer  Beitrag  zu  er- 
beben sei  und  wenn  ja,  ob  pro  Woche  10  oder  5  oder  pro 
Monat  20  Centimen.  Vergebens  hatten  sich  die  Delegierten 
des  Grütlivereins  der  gefahrlichen  Probe  auf  das  Solidaritäts- 
gefühl ihrer  Genossen  für  reine  Arbeiterinteressen  widersetzt. 

Es  kam  zur  Urabstimmung.  Dieselbe  ergab,  wie  nicht 
anders  zu  erwarten,  im  Schose  des  Grütlivereines  eine  bedeu- 
tende Mehrheit  gegen  direkte  obligatorische  Einzelbeiträge. 
Die  beiden  anderen  Verbände  werden  wahrscheinlich  im  ent- 
gegengesetzten Sinne  votieren.  Der  »Grütlianer«  begleitet 
das  Ergebnis  der  Urabstimmung  mit  folgenden  Bemerkungen : 
»Der  Entscheid  kann  nicht  so  ausgelegt  werden ,  als  ob  der 
Grütliverein  nun  von  der  Reservekasse  nichts  mehr  wissen 
wolle.  Dass  er  nach  Kräften  mitthnn  will,  nur  auf  dem  Boden 
der  Freiwilligkeit,  haben  die  Summen  bewiesen ,  die 
er  noch  immer,  wenn  der  Appell  ergieng,  gespendet.  Mög- 
lich ist  ja  auch,  dass  sich  trotz  dem  verneinenden  Gesamtent- 
scheid diejenigen  Sektionen,  welche  mit  Ja  gestimmt  und  die 
meist  den  eigentlichen  Industriezentren  und  Städten  angehören, 
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also  das  nächste  loteresse  au  der  Reservekasse  haben  ,  für 
sich  zum  Obligatorium  verpflichten,  während  för  die  übrigen 
ein  anderer  Modus  der  Beteiligung,  bezw.  das  bisherige  System 
sich  empfiehlt.  —  Das  freilich  mochte  in  dem  Votum  liegen, 
dass  man  im  Grütliverein  ein  gewisses  Masshalten 
in  bezug  auf  Arbeitseinstellungen  wünschfc.  Strikes  sind  ein 
zweischneidiges  Schwert,  und  mau  sollte  nur  im  äassersten 
Fall  dazu  greifen.  Das  Kleingewerbe,  das  hauptsach- 
lich davon  betroffen  wird ,  ist  ja  auch  nicht  so  situiert ,  dass 
man  ihm  ohne  eigene  Schädigung  zuviel  zumuten  darf.c 

Trotz  der  hier  angedeuteten  Möglichkeit  eines  Weiterbe- 
stehens der  Reservekasse  auf  veränderter  Grundlage,  hat  die 
Berner  Kommission  infolge  der  Verwerfung  des  obligatorischen 
Mitgliederbeitrags  durch  den  Grütliverein  soeben  (Ende  Aagust 
1888)  ihre  Demission  gegeben.  Ob  damit  das  ganze  Institut 
aufgegeben  ist,  ist  schwer  zu  sagen.  Sein  Sturz  würde  zvi^eifel- 
los  auch  einen  Teil  der  im  letzten  Jahre  so  erfolgreich  ge- 
förderten gewerkschaftlichen  Organisation  mit  sich  reissen  und 
die  schweizerischen  Arbeiter  wieder  einer  planlosen  Agitation 
und  den  Folgen  unüberlegter  Strikeversuche  preisgeben.  Denn 
das  kann  nicht  geleugnet  werden,  dass  das  sichere  und  be- 
sonnene Vorgehen  der  seitherigen  Reservekassen-Kommission 
dem  Kampfe  der  schweizerischen  Arbeiter  um  ihre  materielle 
Besserstellung  eine  durchaus  praktische  Richtung  and  eine 
Aussicht  auf  Erfolge  gegeben  hatte,  deren  alle  früheren  Or- 
ganisationen entbehrten. 

Ob  das  freilich  so  geblieben  sein  würde,  wenn  die  ent- 
schiedene Sozialdemokratie  Berns  anstatt  des  moralischen  Rück- 
halts, den  sie  seither  an  den  drei  beteiligten  Verbänden  hatte, 
eine  einheitlich  geschlossene,  nach  unten  durchgreifende  Or- 
ganisation in  die  Hände  bekommen  hätte,  die  sich  nicht  bloss 
zur  Regelung  des  Lohnkampfes  sondern  auch  zur  Erzielung 
politischer  Erfolge  gebrauchen  Hess,  das  ist  schwer  zu  sagen. 
Jedenfalls  aber  liegen  der  Stellungnahme  der  Zentralkommis- 
sion des  Grütlivereins  gegen  die  obligatorischen  Beiträge  tiefere 
Motive  zu  Grunde.  Die  Einziehung  direkter  Beiträge  von 
sämtlichen   einzelnen  Mitgliedern   des  Grütlivereins  durch  die 
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Leitung  einer  ausserhalb  desselben  stehenden  Organisation 
bedeutete  eine  Durchbrechung  der  Geschlossenheit  des  Grütli- 
vereins  und  damit  eine  Schwächung  des  Einflusses  dieser  älte- 
sten, stärksten  und  zugleich  gemässigtsten  Verbindung,  einen 
Uebergang  der  Führerrolle  in  der  Arbeiterbewegung  von  einem 
streng  nationalen  Verbände  auf  die  international  angelegte 
Sozialdemokratie.  Dass  der  Grütliverein  seine  Selbsterhaltung 
als  oberstes  Gebot  betrachtete,  wird  man  ihm  nicht  verdenken 
können. 

Wahrscheinlich  wird  man  den  Versuch  machen,  die  Ar- 
beiter-Beservekasse  in  dieser  oder  jener  Form  aufrecht  zu 
erhalten.  Möglicherweise  wird  dabei  der  von  den  schweize- 
rischen Sozialdemokraten  auf  Oktober  d.  J.  geplante  allgemeine 
Arbeitertag  eine  Rolle  spielen. 


Wir  haben  im  Vorstehenden  alles  geschildert,  was  an 
Arbeiterorganisationen  in  der  Schweiz  bis  zur  Begründung 
des  neuen  Arbeiterbundes  und  des  Arbeitersekretariates  zu 
Tage  getreten  ist  Es  ist  eine  verwirrende  Manichfaltigkeit 
von  Erscheinungen,  an  die  sich,  wenn  wir  nicht  irren,  ein 
hohes  soziologisches  Interesse  knüpft,  und  gerade,  um  das 
letztere  rein  und  unbeirrt  durch  störende  Nebeneindrücke  zur 
Geltung  kommen  zu  lassen,  haben  wir  vermieden,  das  persön- 
liche Moment  zu  berühren,  obwohl  dieses  gewiss  bei  den 
vielerlei  Vereinsbildungen,  Spaltungen  und  Umbildungen  nicht 
einflusslos  geblieben  ist.  Ohnehin  pflegt  in  den  Darstellungen 
der  modernen  Arbeiterbewegung  dieser  oft  so  wenig  einladen- 
den Partie  nur  zu  viel  Raum  gewidmet  zu  werden,  gleich  als 
ob  hier  einzelne  Menschen  die  Dinge  machten  und  nicht  viel- 
mehr Dinge  die  Menschen.  Die  schweizerische  Arbeiterbe- 
wegung zumal  hat  nur  wenig  wirklich  hervorragende  Gestalten 
aufzuweisen,  und  auch  diese  sind  nur  zum  Teile  geborene 
Schweizer.  Alle  aber  haben  über  kurz  oder  lang  sich  über- 
zeugen müssen ,  dass  in  der  Schweiz  zur  Zeit  wenigstens  der 
vierte  Stand  sich  nicht  rein  von  den  übrigen  Ständen  aus- 
sondert,   d&ss    in   dem   Klassenbewusstseiu    das  Nationalitäts- 


664  Karl  Bücher: 

geftthl  sich  nicht  ersticken  lässt  und  dass  der  schweizerische 
Arbeiter  nicht  bloss  Arbeiter  sondern  auch  Vollbürger  seiner 
Gemeinde,  seines  Kantons  und  der  Eidgenossenschaft  ist.  und 
wie  die  fremde  Praktik  der  Agitation,  so  haben  sich  auch  die 
fremden  Organisationsprinzipien  nicht  in  der  Schweiz  anwenden 
lassen,  oder  vielmehr  sie  haben  eine  Umbildung  erfahren  ge- 
mäss dem  das  ganze  öffentliche  Gemeinschaftsleben  beherr- 
schenden Prinzipe. 

Dieses  Prinzip  ist  das  föderative,  welches  seit  Jahrhun- 
derten im  Leben  der  Gemeinde,  des  Staates,  des  Staatenbundes 
frei  gewaltet  hat  und  noch  jetzt  den  Bundesstaat  in  zahllosen 
Fäden  durchzieht.  Schon  die  schweizerische  Gemeinde  ist  kein 
gleichartiger  örtlicher  Personalverband  sondern  bereits  eine 
Föderation  verschiedener  engerer  und  weiterer  Gemeinschaften. 
Die  Bürgergemeinde,  die  Einwohnergemeinde,  die  wirtschaft- 
liche AUmendgemeinde ,  die  Schulgemeinde ,  die  Eirchenge- 
meinde,  die  Armengemeinde  —  all  das  sind  verschiedene  Per- 
sonenverbände, die  sich  in  der  kleinsten  örtlichen  Niederlassung 
zusammenfinden  oder  sie  bereits  durchschneiden,  und  die 
meisten  dieser  Spezialgemeinden  sind  wieder  nach  aussen  fode- 
rationsfähig.  Die  Eirchengemeinden  einer  Konfession  bilden 
zusammen  die  Landeskirche  des  Kantons,  die  Güterkorpora- 
tionen verschiedener  Gemeinden  bilden  grosse  Ailmendkor- 
porationen  (z.  B.  in  Schwyz,  Uri,  Appenzell),  und  der  Kanton 
ist  eine  blosse  Föderation  der  politischen  Gemeinden.  Mehrere 
Kantone  können  sich  durch  Konkordate  zu  gemeinsamen  Zwecken 
zusammenthun,  und  alle  Kantone  zusammen  bilden  die  Eid- 
genossenschaft. 

Ganz  dieselbe  Erscheinung  lässt  sich  auf  dem  Gebiete  des 
freien  Vereinswesens  beobachten,  dessen  Bereich  in  der  Schweiz 
sich  nirgends  glatt  von  demjenigen  der  Gremeinde  und  des 
Staates  abtrennen  lässt.  Auch  hier  eine  reiche  Fülle  von 
individuell  gefärbten  Gemeinschaftsbildungen ,  auch  hie^  jene 
staunenswerte  Beweglichkeit  und  Geneigtheit  zu  zeitweisen 
oder  dauernden  Föderationen ,  sobald  besondere ,  von  einer 
einzelnen  Körperschaft  nicht  zu  lösende  Aufgaben  das  Zu- 
sammenwirken mehrerer  erfordern  oder  gleiche  Interessen    sie 
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zusammenfahren.  Der  schweizerische  Gewerbeverein,  der 
Handels-  nnd  Industrieverein,  deren  Zusammensetzung  wir  in 
einem  früheren  Hefte  dieses  Jahrgangs  geschildert  haben, 
bieten  Beispiele  solcher  Verbände,  die  sich  hundertfach  auf 
dem  Boden  der  Gemeinde,  des  Kantons,  der  Eidgenossenschaft 
wiederholen.  Wie  sich  dort  lokale  und  kantonale  wirtschaft- 
liche Vereine  allgemeineren  Charakters  mit  nationalen  oder 
landschaftlichen  Fachvereinen,  ja  selbst  mit  amtlichen  Organen 
und  Instituten  zu  grossen  Interessenverbänden  vereinigen,  so 
erweist  sich  an  vielen  anderen  Stellen  das  föderative  Prinzip 
geeignet,  um  Heterogenes  zu  gemeinsamem  Wirken  zu  ver- 
binden. Sind  es  auch  vielfach  nicht  grosse  und  dauernde 
Aufgaben  des  sozialen  Gemeinschaftslebens,  welche  auf  diesem 
Wege  zur  Lösung  gelangen,  reichen  auch  diese  föderativen 
Bildungen  da,  wo  es  auf  Nachhaltigkeit  und  Kontinuität  des 
Wirkens  ankonmit,  nicht  immer  aus,  so  genügen  sie  doch 
vielfach  vollkommen  den  Zwecken,  um  derentwillen  sie  ge- 
schaffen sind  und  können  zerbrechen,  sobald  sie  ihre  Bestim- 
mung erfüllt  haben. 

In  dieser  Perspektive  erscheinen  vielleicht  jetzt  auch  die 
komplizierten  schweizerischen  Arbeiterorganisationen  nicht  als 
so  künstliche  und  ungenügende  Bildungen,  wie  sie  uns  beim 
blossen  Vergleiche  mit  den  einfachen  und  durchsichtigen 
Arbeiterkoalitionen  anderer  Staaten,  z.  B.  Englands,  Frank- 
reichs oder  Deutschlands,  vorkommen  müssen.  Es  ist  gewiss 
ein  übergrosser  Formenreichtum,  in  welchem  das  moderne 
Assoziationsprinzip  hier  zum  Ausdruck  kommt ,  und  der  all- 
gemein berechtigte  Satz,  das  Gleiche  zum  Gleichen  zu  gesellen, 
führt  sicher  in  der  örtlichen  Vereinsbildung  vielfach  zur  Zer- 
splitterung der  Kräfte.  Wenn  z.  B.  bis  vor  kurzem  die  Züricher 
Spenglergesellen  in  zwei  verschiedene  Fachvereine,  einen 
deutschen  und  einen  schweizerischen ,  gespalten '  waren ,  so 
widerspricht  das  offenbar  dem  obersten  Grundsatze  der  beruf- 
lichen Organisation.  Aber  es  entspricht  vielleicht  den  lokalen 
Bedürfnissen  des  Vereinslebens  nach  anderer  Richtung,  und 
wo  die  beruflichen  Interessen  in's  Spiel  kommen,  bleibt  die 
Möglichkeit    der    Föderation.     Mögen    so    die   Schreiner,    die 

ZeiUchr.  f.  Staatsw.    1888.    IV.  Heft.  44 


666  K&i'l  Bacher: 

Glaser,  die  Drechsler,  die  Zimmerleute  ihre  speziellen  Orts- 
vereine bilden,  in  dem  Verbände  der  Holzarbeitergewerkschaften 
finden  sie  sich  alle  zusammen  und  werden  bier  selbst  fQr  den 
Lohnkampf  leistungsfähig,  weil  derselbe  die  Glieder  des  Bandes 
niemals  alle  zugleich  trifiFt.  und  das  Nämliche  gilt  von  den  an- 
deren zahlreichen  lokalen  Arbeitervereinigungen,  die  oft  kaum 
für  die  nächstliegenden  Zwecke  notdürftig  auszureichen  scheinen. 
Sie  alle  können  als  Glieder  föderativer  Verbände  Bedeutung 
erlangen  und  thun  dies  thatsächlich   in    manichfacher  Weise. 

Die  grossen  Verbände,  mit  welchen  sich  unsere  Darstellung 
hauptsächlich  beschäftigt  hat,  erschöpfen  bei  weitem  nicht 
den  ganzen  Reichtum  der  schweizerischen  Arbeiterföderationen. 
In  jeder  grösseren  Stadt,  in  jedem  Kanton  oder  Industriebe- 
zirk,  in  jedem  bedeutenderen  Gewerbe  lassen  sich  Organisa- 
tionen beobachten,  die  dem  gleichen  Prinzip  ihr  Dasein  ver- 
danken. Die  Grundbestandteile  dieser  Verbände  bilden  immer 
dieselben  lokalen  Vereine:  Grütlivereine ,  deutsche  Arbeiter- 
vereine ,  sozialdemokratische  Mitgliedschaften  (deutsche  cNJer 
schweizerische),  Fach  vereine  oder  Gewerkschaften,  allgemeine 
Arbeitervereine,  Arbeiter-Krankenkassen,  Arbeiter-Gtesang-  und 
-Turn-Vereine ,  Arbeiterbildungsvereine  und  selbst  Arbeite- 
rinnenvereine. 

In  Basel  bilden  20  Arbeitervereine  für  lokale  und  kan- 
tonale Aufgaben  den  »Arbeiterbund  BaseU.  Darunter 
sind  14  Fachvereine,  ein  deutscher  Arbeiterverein,  eine  deutsche 
und  eine  schweizerische  sozialdemokratische  Mitgliedschaft, 
zwei  Grütlivereine  (Grossbasel  und  Kleinb&sel)  und  ein  Arbei- 
teriu  neu  verein.  An  der  Spitze  dieses  Verbandes  steht  ein 
Ausschuss,  unter  welchem  vier  verschiedene  Kommissionen  die 
laufenden  Geschäfte  führen :  die  Organkommission,  das  landes- 
politische Komite ,  die  Gewerbekommission  ,  das  Agitations- 
und  Diskussionskomite.  »Die  Organkommission  hat 
die  Redaktion  und  Expedition  des  »Arbeiterfreundc  (lokales 
Arbeiterblatt)  zu  überwachen  und  in  erster  Linie  über  allfäilige 
Klagen  gegen  Redaktion  oder  Expedition  zu  entscheiden.  Dem 
landespolitischen  Komite  ist  die  Aufgabe  Über- 
bunden, die  eidgenössische  uud  kantonale  Politik  zu  verfolgen 
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und  ihm  geeignet  erscheinende  Fragen  auf  diesem  Gebiet  für 
die  öffentliche  Diskussion  vorzubereiten.  Die  Gewerbe- 
kommission  ist  verpflichtet ,  die  Handhabung  der  Arbei- 
beiterschutzgesetze  (Fabrik-  und  Haftpflichtgesetz,  Gesetz  zum 
Schutz  der  weiblichen  Arbeiter  u.  s.  w.)  zu  überwachen  und 
die  nötigen  Schritte  einzuleiten,  dass  daherigen  Uebelständen 
abgeholfen  wird ;  ferner,  dass  beim  Arbeiterbund  wegen  Mass- 
regelung oder  üebervorteilung  jeder  Art  sich  beschwerende 
männliche  und  weibliche  Arbeiter  und  Angestellte  möglichst 
zu  ihrem  Recht  gelangen.  Das  Agitation  s-  und  D  i  s- 
kussionskomitö  endlich  hat  Mittel  und  Wege  zu  suchen, 
um  den  Bestrebungen  des  Arbeiterbundes  weitere  Verbreitung 
zu  verschaffen,  sowie  Fragen  aus  allen  Gebieten  des  Wissens 
und  des  öffentlichen  Lebens,  welche  zur  öffentlichen  Diskus- 
sion sich  eignen,  aufzustellen. € 

Aehnliche  Vereinigungen  lokaler  Art  sind  die  A  r  b  e  i  t  e  r- 
Unionen  in  St.  Gallen ,  Luzern  und  Biel  (letztere  zählt 
12  Vereine  mit  etwa  1000  Mitgliedern),  der  Arbeiterbund 
von  Grenchen  und  Umgebung  (800  Mitglieder),  die  Ver- 
einigte Arbeiterschaft  Rorschachs.  Nur  denke  man 
nicht  an  schablonenhafte  Nachahmungen !  Die  Arbeiter- Union 
St  Gallen  z.  B.  hatte  ursprünglich  als  Hauptzweck  den  der 
Agitation  für  die  Ausbreitung  der  Arbeiterorganisationen ; 
später  hat  sie  die  üeberwachung  der  Ausführung  des  eidg. 
Fabrik-  und  Haftpflichtgesetzes  am  Orte  sich  als  weitere  Auf- 
gabe gesetzt.  Endlich  hat  sie  zusammen  mit  mehreren  ähn- 
lichen lokalen  Vereinigungen  —  auch  solchen  von  Unter- 
nehmern —  bei  der  Gründung  eines  städtischen  Arbeitsnach- 
weisungs- Bureaus  mitgewirkt.  Im  Vorstand  dieser  segensreich 
wirkenden  Anstalt  sitzen  friedlich  beisammen:  Vertreter  des 
Gemeinderats,  der  Gemeinnützigen  Gesellschaft,  des  Gewerbe- 
vereins (Meister),  der  Arbeiter-Union  und  des  lokalen  Grütli- 
vereins.  Ein  gleiches  Bureau  ist  kürzlich  in  Bern  errichtet 
worden,  ebenfalls  unter  Mitwirkung  und  mit  dauernder  Ver- 
tretung der  Arbeiter.  Der  lokale  Verband  der  Arbeitervereine 
trägt  übrigens  in  Bern,  wie  der  Parti  National  Ouvrier  in 
Genf,  einen  rein  politischen  Charakter. 

44* 
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Aehnlich  diesen  lokalen  sind  die  kantonalen  Föderationen 
von  Arbeitervereinen  verschiedener  Art.  Der  Kantonalverbande 
des  Grütlivereins  ist  oben  bereits  gedacht.  Neben  ihnen  finden 
sich  hie  nnd  da  noch  weitere  Gruppierungen.  So  der  Zürche- 
rische Kantonal  verband  der  Grütli-  und  Arbeitervereine  (etwa 
1800  Mitglieder,  Gewerkschaften  nicht  inbegriffen),  der  kan- 
tonale Solothumische  Arbeiterverband,  die  Arbeitervereini- 
gung  des  Engadin.  Letztere  hat  ebenfalls  den  Arbeitsnach- 
weis organisiert,  während  die  beiden  andern  rein  politische 
Zwecke  zu  verfolgen  scheinen. 

An  diese  allgemeinen  Verbände  reihen  sich  die  speziellen 
Berufsverbände,  welche  bald  die  Fachvereine  eines  Grewerbes 
für  einen  Kauton  (z.  6.  der  kantonale  Seidenarbeiterverband 
Zürichs),  för  ejnen  Industriebezirk  (Uhrmacher,  Sticker),  für 
eine  Sprachgruppe  (deutscher  und  romanischer  Typographen- 
bund)  oder  für  das  ganze  Land  föderativ  zusammenfassen, 
bald  diejenigen  mehrerer  verwandter  Gewerbe  verbinden  (Holz- 
arbeiter- ,  Metallarbeiter- Verband).  An  diese  Verbindungen 
schliessen  sich  wieder  die  grossen  Verbände,  welche  Vereine 
einer  bestimmten  Gattung  für  das  ganze  Land  oder  einen  Teil 
desselben  umfassen:  der  Gewerkschaftsbund,  die  deutsche 
und  die  schweizerische  sozialdemokratische  Partei,  der  schwei- 
zerische Grütli  verein ,  der  Verband  der  deutschen  Vereine  der 
Westschweiz,  der  Verband  der  katholischen  Gesellenvereine 
sowie  mancherlei  zentralisierte  Hilfskassen.  Von  letzteren 
nenne  ich  den  Verband  für  Freizügigkeit  schweizerischer 
Krankenkassen  (4000  Mitglieder),  den  schweizerischen  Arbeiter- 
Untersttitzungsverein  (1400  Mitglieder),  den  Zentralverband 
der  Sticker- Kranken-  und  ünterstützungsvereine  (1887:  4359 
Mitglieder).  Auch  die  Neben-Organisationen :  die  Wander- 
unterstützuDgskasse  des  allgemeinen  Gewerkschaftsbundes,  die 
Kranken-  und  Sterbekasse  des  schweizerischen  Grütlivereins« 
der  schweizerische  Grtttli-Turnverein,  dürfen  in  dieser  Reihen- 
folge nicht  fehlen. 

Endlich  die  umfassenden  Föderationen  von  Verbänden 
oder  doch  Vereinen  verschiedener  Art:  die  Organisation  des 
Aktionskomit^  des  allgemeinen  schweizerischen  Arbeitertages, 
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der  Arbeiter-Reservekasse  und  neuerdings  des  schweizerischen 
Arbeiterbundes. 

Keiner  dieser  Verbände  (mit  Ausnahme  des  zuletzt  ge- 
nannten ,  den  wir  einer  späteren  Betrachtung  vorbehalten) 
urofasst  die  ganze  organisierte  schweizerische  Arbeiterschaft, 
keiner  ist  in  d  e  m  Sinne  ausschliesslich ,  dass  die  Zugehörig- 
keit zu  demselben  das  Eingehen  weiterer  Verbindungen  aus- 
schlösse. Aus  dem  Jahresbericht  des  Arbeitervereins  Oberstrass 
und  Umgebung  teilte  vor  einiger  Zeit  die  »Arbeiterstimmec 
mit,  dass  derselbe  sich  dem  schweizerischen  Gewerkschaftsbund 
Bowie  der  Reservekasse  angeschlossen  habe  und  ausserdem  im 
Verbände  des  Aktionskomitä  und  des  zürcherischen  kantonalen 
Verbandes  der  Grötli-  und  Arbeitervereine  sich  befinde.  Ein 
Basler  Fachverein  ist  vielleicht  Mitglied  des  Basler  Arbeiter- 
bundes, des  nationalen  Fachverbandes  seines  Gewerbes,  des 
allgemeinen  Gewerkschaftsbundes  und  durch  diesen  des  Aktions- 
komit^  und  der  Reservekasse.  Kurz,  es  sind  hier  zahllose 
verschiedene  Kombinationen  möglich ,  je  nach  den  besonderen 
Zwecken  eines  Ortsvereins  und  der  sozialpolitischen  Richtung, 
welcher  die  Mehrzahl  seiner  Mitglieder  huldigt.  Die  vielen 
Hunderte  von  Ortsvereinen  bilden  sozusagen  eine  weiche  Masse, 
die  sich  bald  so,  bald  anders  zusammenballt. 

In  dieser  Leichtigkeit  vielseitiger  Föderation  liegt  die 
Wandelbarkeit  der  grossen  Organisationen,  ihre  Unfähigkeit 
zur  konsequenten  Verfolgung  dauernder  Aufgaben  und  zur 
Aufbringung  grösserer  Geldmittel  wie*  zur  Hervorbringung 
tüchtiger  Führer  begründet.  Das  Wenige,  was  ein  lokaler 
Arbeiterverein,  wenn  er  die  unmittelbaren  Vereinsbedürfnisse 
bestritten  hat,  noch  finanziell  leisten  kann,  wird  von  zu  vielen 
Seiten  in  Anspruch  genommen,  und  die  freiwilligen  Arbeits- 
kräfte, über  die  er  verfügt,  zerreiben  sich  in  dem  Kleinkampf 
des  Vereinslebens,  der  lokalen  und  kantonalen  Politik.  Die 
meisten  grösseren  Organisationen  erheben  von  den  Mitgliedern 
ihrer  Sektionen  nur  minimale  Beiträge  *)  und  entbehren    des- 

1)  Das  Aktionskomit^  vierteljährlich  5  Cent.,  der  GrütUverein  nicht 
über  25  Cent,  halbjährlich.  Nen  entstandenen  Sektionen  and  Sektionen 
mit  weniger  als  10  Mitgliedern  kOnnen  die    Beiträge  erlassen   werden. 
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halb  der  Mittel ,  um  die  PersoDen ,  welche  ihre  Geschäfte 
führen,  ausreichend  zu  besolden.  Dies  hat  das  Gute,  dass  die 
leitenden  Persönlichkeiten  in  ihrem  bürgerlichen  Berufe  bleiben 
und  dass  sich  nicht  ein  Stab  von  berufsmässigen  Agitatoren, 
Zeitungsschreibern  und  Parteipolitikern  an  die  Arbeiter  hängt, 
der  eben,  weil  er  aus  den  Taschen  der  »Genossene  leben  will, 
fortwährend  von  sich  reden  machen  muss.  Es  hat  aber  für 
die  Arbeiterorganisationen  auch  den  Nachteil,  dass  ihre  Vor- 
stände wenig  leistungsfähig  sind.  Meist  verteilt  man  die 
Arbeitslast  auf  mehrere  grössere  Kommissionen,  die  ausser- 
ordentlich schwerfällig  arbeiten  und  darum  die  Schlagfertigkeit 
der  Verbände  beeinträchtigen. 

Dazu  kommt  der  häufige  Vorortswechsel,  der  von  dem 
schweizerischen  Föderativsystem  unzertrennlich  ist  und  jede 
Kontinuität  der  Geschäftsleitung  unmöglich  macht.  Bei  der 
grossen  Zahl  der  Organisationen  finden  sich  nicht  überall 
genügend  qualifizierte  Kräfte,  welche  im  stände  sind,  ein  an- 
gefangenes Werk  im  Sinne  der  Stifter  fortzuführen.  Dann 
muss  dasselbe  ungeeigneten  und  unerfahrenen  Händen  anver- 
traut werden,  unter  denen  namentlich  die  auf  grössere  Dauer 
und  gleichmässige  Verwaltung  angewiesenen  Bundesinstitute, 
wie  Kassen,  Arbeiter-Zeitungen,  Vereins-Buchdruckereien  und 
Buchhandlungen,  leiden.  Persönliche  Reibereien  des  Zentral- 
komitfe,  Unvorsichtigkeiten  aller  Art,  Unfähigkeit  der  mass- 
gebenden Personen  haben  selbst  das  feste  Gefüge  des  GrOtli- 
vereins  früher  mehrfach  in  seinen  Grundfesten  erschüttert. 
Dazu  kommt  das  von  den  Arbeiterorganisationen,  wie  es  scheint, 
unzertrennliche  Misstrauen,  welches  neben  den  eigentlich  ge- 
schäftsleitenden Ausschüssen  die  Aufstellung  von  allerlei  üeber- 
wachungs-  und  Kontroikommissionen  herbeiführt,  die  eine 
reichlich  fliessende  Quelle  des  Haders  werden,  in  den  Gang 
der  Geschäfte  fortwährend  störend  eingreifen  und  oft  den 
besseren  Elementen  die  Teilnahme  au  der  Vereins  Verwaltung 
verleiden.  Findet  sich  einmal  an  einem  Orte  die  nötige  2^1 
gtv'igneter  leitender  Persönlichkeiten,  so  werden  dieselben  leicht 
so  vielseitig  in  Anspruch  genommen,  dass  sie  ihre  Kräfte 
rasch  erschöpfen.     Die  Vielzahl    der  Organisationen   erfordert 
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eine  Menge  fein  formeller  Geschäfte,  hinter  denen  oft  ihre 
eigentlichen  Ziele  zurücktreten  müssen,  namentlich  wenn  sich 
bei  den  Vorstandsmitgliedern  verschiedene  Aemter  kumulieren. 

Weiter  kommt  in  Betracht  die  Verschiedenheit  der  poli- 
tischen und  sozialpolitischen  Richtungen,  der  Sprachen  und 
der  nationalen  Zugehörigkeit,  welche  in  den  schweizerischen 
Arbeiterorganisationen  vertreten  sind  und  sich  selbst  mit  dem 
weiten  Mantel  der  grossen  Föderativerbände  nicht  zudecken 
lassen.  Die  rein  politische  Demokratie  des  Grütlivereins  neben 
der  deutschen  und  schweizerischen  Sozialdemokratie,  der  ge- 
werkschaftlich-sozialistische Standpunkt,  wie  er  im  Allgemeinen 
Gtewerkschaftsbund  vertreten,  ist  neben  demjenigen  der  eng- 
lischen Trade-Ünions,  wie  ihn  beispielsweise  der  Typographen- 
bund  zeigt,  der  Gegensatz  von  Reichsdeutsch,  Schweizerisch- 
deutsch, Welsch,  von  reinen  Arbeiterverbindungen  und  solchen 
mit  andern  Klassen-Elementen:  alle  diese  Gegensätze  lassen 
sich  wohl  zeitweilig  in  einer  grossen  Organisation  zurück- 
drängen, bewirken  aber  doch,  dass  nicht  alle  Glieder  derselben 
bis  an^s  Ende  einträchtig  zusammengehen  können.  Die  Führer 
beweisen  ja  nicht  selten  ein  durch  lange  üebung  erworbenes 
Geschick,  sich  verschiedenen  Aufgaben  anzupassen  und  ab- 
weichenden Richtungen  gerecht  zu  werden.  So  leitete  z.  B. 
die  Berner  Reservekassen-Kommission  neben  dieser  ausschliess- 
lich auf  den  ökonomischen  Kampf  berechneten  Organisation 
auch  die  » Stadtbern ische  Arbeiterparteit,  eine  lediglich  für 
die  lokale  politische  Thätigkeit  bestimmte  Verbindung.  Das 
letztere  geschah  und  geschieht  in  streng  sozialdemokratischer 
Richtung,  während  die  Zusammensetzung  der  Reserve-Kassen- 
Organisation  eine  mehr  vermittelnde  Haltung  erfordert.  Aber 
beide  Dinge  vertrugen  sich  eine  Zeit  lang  ganz  gut  mit  ein- 
ander. Der  Moment  des  Konfliktes  kam  erst  als  die  Reserve- 
kassen-Kommission sich  finanziell  auf  eigne  Füsse  zu  stellen 
suchte  und  die  Gefahr  nahe  lag,  dass  ihre  sozialpolitische 
Richtung  auch  für  die  Leitung  dieses  Institutes  ausschliesslich 
massgebend  würde. 

Endlich  kann  es  nicht  fehlen,  dass  die  vielerlei  Organi- 
sationen  mit  verwandten  Zielen   einander   in    ihrer  Wirkung 
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lind  Entwickelang  beeinträchtigen.  Die  Einführung*der  Arbeiter- 
Beseryekasse  hat  den  allgemeinen  Gewerkschaftebund  fast  über- 
flüssig gemacht.  Auf  einer  Konferenz,  welche  zu  Ostern  1887 
in  Aarau  abgehalten  wurde,  erwogen  seine  Delegierten  deshalb 
die  Frage,  ob  er  auch  die  Leitung  solcher  Ausstande,  welche 
eine  seiner  Sektionen  beträfen,  der  Reservekassen-Eommission 
überlassen  müsse.  Die  Angelegenheit  wurde  damals  mit  an- 
erkennenswerter Resignation  zu  Gunsten  des  neuen,  stärkeren 
Verbandes  entschieden.  Oft  aber  bewirkt  auch  die  Gründung 
einer  neuen  Organisation  die  Abbröckelung  von  Bestandteilen 
einer  alten.  Als  der  Basler  Arbeiterbund  entstand,  traten 
die  sich  ihm  anschliessenden  lokalen  Fach?ereine  aus  dem 
allgemeinen  schweizerischen  Gewerkschaftsbunde  aus,  obwohl 
beide  Verbände  ganz  verschiedene  Zwecke  verfolgen.  Die 
Leichtigkeit  der  Anlehnung  an  einen  neuen  »Bunde  lässt  in 
den  schwachen  Lokal  vereinen  das  Gefühl  ihrer  Schwäche  gar 
nicht  aufkommen,  sie  aber  auch  die  Vorteile  einer  dauernden 
Verbindung  nicht  recht  schätzen. 

Der  geringen  Festigkeit  des  äusseren  Bandes  der  Organi- 
sationen entspricht  im  innern  Leben  derselben  die  Unbestän- 
digkeit ihrer  Verfassungen.  Statutenrevisionen  bilden  einen 
stehenden  Posten  auf  den  Tagesordnungen  der  Delegierten- 
versammlungen, und  obwohl  sie  überall  durch  die  Notwendig- 
keit der  Urabstimmung  erschwert  sind ,  so  kehren  sie  doch 
immer  wieder.  Im  höchsten  Masse  charakteristisch  för  das 
öffentliche  Leben  der  Schweiz  überhaupt  ist,  was  die  schwei- 
zerische Arbeiter-Reservekassen-Kommission  in  ihrem  Jahres- 
berichte für  1887  über  ihre  erste  konstituierende  Sitzung 
erzählt:  »Sofort  nach  der  Wahl  des  Präsidenten,  des  Vize- 
präsidenten, des  Kassiers  und  des  Aktuars  trat  die  Kommission 
in  Funktion  und  behandelte  als  erstes  Traktandura,  bezeich- 
nender Weise,  den  damals  bereits  im  Gange  befindlichen 
Streik  in  einem  Berner  Militärausrüstungsgeschäfte  und 
als  zweites  Traktandum ,  ebenso  bezeichnender  Weise,  die 
Wünschbarkeit  einer  Statutenrevision. t  Die  Kom- 
mission hatte  also  von  vornherein  ihr  Mandat  mit  der  Absicht 
übernommen,  die  Statuten  des  Verbandes  nach   ihren   eignen 
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Ansichten  und  WOnscben  zurechtznschneiden.  Aber  man 
glaube  ja  nicht,  dass  diese  Flüssigkeit  der  Konstitutionen  eine 
besonders  auffallende  Eigentümlichkeit  der  Arbeiter-Organisa- 
tionen ist.  Seit  einem  Menschenalter  ist  schwerlich  ein  Jahr 
vergangen,  dass  nicht  in  einem  oder  dem  anderen  Kantone 
eine  Verfassyngskommission  oder  ein  Verfassungsrat  beisammen 
war,  um  das  Staatsgrundgesetz  zu  > revidieren c,  und  die  offi- 
ziellen Sammlungen  von  Kantonsver&ssungen  können  leicht 
schon  veraltet  sein,  ehe  noch  die  Druckerschwärze  recht  trocken 
geworden  ist. 

unsere  Darstellung  nähert  sich  dem  Ende.  Es  wird  ihr 
hoffentlich  das  Zeugnis  nicht  versagt  werden  können,  dass  sie 
durchweg  den  Standpunkt  einer  objektiven  historischen  Be- 
trachtung festzuhalten  und  die  Erscheinungen  aus  den  that- 
sächlichen  Verhältnissen  heraus  zu  begreifen  gesucht  hat,  denen 
sie  entwachsen  sind.  Eins  aber  wolle  man  nicht  vergessen: 
diese  Dinge  sind  so  dargestellt,  wie  sie  einem  ruhigen  und 
aufmerksamen  Beobachter  aus  der  Ferne  erschienen  sind,  und 
wenn  auch  die  Beobachtung  eine  Reihe  von  Jahren  fortgesetzt 
werden  konnte,  so  mögen  ihr  doch  manche  feineren  Züge  und 
manche  nur  den  Eingeweihten  bekannten  Zusammenhänge 
entgangen  sein.  Aber  wenn  auch  das  Bild  der  schweizerischen 
Arbeiterorganisationen,  wie  es  hier  gezeichnet  ist,  nur  in  den 
gröberen  Kontouren  richtig  sein  sollte,  so  wird  es  doch  durch 
den  Hintergrund,  vor  den  es  gestellt  ist,  zu  zeigen  im  stände 
sein,  dass  nichts  falscher  sein  kann  als  die  Auffassung,  nach 
welcher  der  Arbeiterstand  von  Skandinavien  bis  Spanien  nur 
eine  gleichartige  Masse  wäre,  die  durch  ein  rein  formales 
Organisationsprinzip  beherrscht  und  gegen  die  übrigen  Volks- 
klassen aufgeboten  werden  könnte,  wenn  es  erst  gelungen 
wäre,  das  proletarische  Klassenbewusstsein  in  ihr  wach  zu 
rufen.  Darin  gerade  lag  das  nqokw  tp$vdog  der  Internatio- 
nale, dass  sie  von  dieser  Auffassung  nicht  lassen  konnte;  darin 
auch  die  Bedeutung  der  Sezession  der  Jurassier ,  welche  ur- 
sprünglich nichts  weiter  war  als  eine  Reaktion  des  Föderalismus 
gegen  den  eisernen  J/ar;ristischen  Zentralismus,  und  später, 
wenn  man  genauer  zusiebt,  eine  Reaktion    des  Nationalismus 
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gegen  den  Internationalismus  wurde.  Seit  mehr  als  zwanzig 
Jahren  werden  den  schweizerischen  Arbeitern  die  Lehren  der 
internationalen  Sozialdemokratie  gepredigt;  alle  Register  der 
Unzufriedenheit,  des  Zornes,  des  Hasses  sind  auch  hier  gezogen 
worden:  der  Sozialismus  hat  sich  allerdings  ausgebreitet,  aber 
die  Arbeiterbewegung  hat  immer  mildere  Formen  angenommen; 
sie  hat  den  Internationalismus  wie  den  Anarchismus  über- 
wunden; sie  ist  von  der  Utopie  immer  mehr  zu  praktischen 
Bestrebungen  auf  ökonomischem  und  politischem  Gebiete  zu- 
rückgekehrt; sie  hat  sich  in  den  Organisationsformen,  die  sie 
schuf,  immer  mehr  den  Verhältnissen  des  Landes  angepasst 
Das  letztere  aber  ist  die  Grundbedingung  des  Erfolges  jeder 
Organisation,  und  gerade  darum  ist  der  morphologischen  Seite 
in  unserer  Darstellung  ein  so  grosser  Raum  gewidmet  worden. 
Gewiss  ist  der  Weichselzopf  von  Arbeiterverbänden,  in 
den  wir  heute  die  zahllosen  lokalen  Koalitionen  verschlungen 
sehen,  eine  vorübergehende  Erscheinung.  Schon  die  jüngeren 
Bildungen  desselben  sind  immer  grösser  und  umfassender  ge- 
worden, die  älteren  sterben  ab,  und  vielleicht  ist,  bevor  diese 
Zeilen  gedruckt  sind,  schon  an  ihre  Stelle  eine  neue 
föderative  Organisation  getreten.  Ob  es  dabei  gelingen  wird, 
den  Gedanken ,  welcher  alle  Organisationsversuche  seit  1873 
geleitet  hat,  nämlich  den  ökonomischen  Kampf  vom  politischen 
zu  trennen,  zu  verwirklichen,  ist  heute  noch  nicht  zu  sagen. 
Die  geplante  Verbindung  ,  deren  Notwendigkeit  in  den  betei- 
ligten Kreisen  lebhaft  empfunden  wird,  soll  eine  politische 
sein ,  den  Grütliverein ,  unbeschadet  seiner  Selbständigkeit  als 
Verein ,  mitumfassen  und  den  Namen  Sozialdemokratische 
Partei  führen.  Gelänge  es,  neben  ihr  die  Allgemeine  Arbeiter- 
Reservekasse  zu  erhalten ,  so  wäre  damit  ein  Schritt  zu  einer 
Zentralisation  gethan,  wie  sie  der  zur  Zeit  bestehenden  poli- 
tischen Organisation  des  Landes  entspricht.  Ein  weiterer  Fort- 
schritt derselben  könnte  wol  nur  parallel  mit  einer  grosseren 
Annäherung  des  Bundes  an  den  Einheitsstaat  erfolgen.  Es 
scheint  fast,  als  ob  die  schweizerischen  Arbeiterorganisationen 
ganz  dieselben  Entwickelungsphasen  durchmachen  sollten,  wie 
das  Staatswesen,  dessen  Boden  sie  entsprossen  sind. 


Grossmacht  imd  Weltmacht. 


Von  Dr.  C.  FrantB. 


Das  Zeitalter  der  grossen  Landentdeckungen  liegt  längst 
hinter  uns,  den  letzten  Abschluss  erhielt  es  durch  Cook.  Die 
späteren  Entdeckungen  einiger  kleinen  Inseln  in  den  grossen 
Ozeanen,  wie  andrerseits  die  Entdeckungen  in  dem  nördlichen 
und  südlichen  Eismeer,  sind  ohne  politische  Bedeutung.  Der 
Folgezeit  blieb  nur  übrig  das  Innere  der  neuentdeckten  Länder 
zu  erforschen,  sie  zugänglich  zu  machen,  und  mit  dem  alten 
Europa  wie  unter  sich  selbst  in  lebendige  Verbindung  zu 
bringen.  Was  nun  in  dieser  Hinsicht  geschab  und  noch  bis 
heute  geschieht,  knüpft  sich  freilich  nicht  an  so  glänzende 
Namen  an,  als  das  Zeitalter  der  grossen  Entdeckungsfahrten 
darbietet,  allein  erst  dadurch  sind  die  weitreichenden  prakti- 
schen Folgen  der  früheren  Landentdeckungen  recht  hervor- 
getreten. 

Es  spricht  für  sich  selbst,  dass  dabei  das  meiste  auf  die 
Vervollkommnung  und  immer  weitere  Ausdehnuug  der  Kom- 
munikationsmittel ankam.  Und  eben  diese  Aufgabe  zu  erfüllen, 
war  erst  unserem  Zeitalter  vorbehalten,  welches  dieselbe  mit 
einer  wahren  Leidenschaft  ergriffen ,  aber  darum  auch  die 
erstaunlichsten  Erfolge  erzielt  hat.  Ist  doch  in  dieser  Hinsicht 
seit  einem  halben  Jahrhundert  sehr  viel  mehr  geleistet  als 
in  dem  ganzen  vorangegangenen  Jahrtausend,  ja  wohl    mehr 
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als  jemals  in  der  Welt  geschah.  Denn  was  liesse  in  dieser 
Hinsicht  sich  vergleichen  mit  dem  den  ganzen  Erdball  am- 
spannenden,  über  die  Erde  hinweg  und  unter  dem  Meere  hin- 
durch gehenden  Telegraphen !  Wie  ein  neuer  Prometheusfanke 
hat  uns  hier  der  die  Telegraphendrähte  durchziehende  elek- 
trische Funke  ein  Licht  angezündet,  in  welchem  jedermann, 
der  sehen  will,  den  Anbruch  einer  neuen  Zeit  erkennen  wird, 
deren  augenfälligstes  Charakteristikum  ohne  Frage  eben  dieser 
Aufschwung  und  Umschwung  aller  Verkehrsmittel  bildet. 
Dabei  hat  diese  ungeheure  Veränderung  sich  in  vei^leichs- 
weise  so  kurzer  Zeit  vollzogen,  und  schreitet  noch  immer  so 
unaufhaltsam  fort,  dass  wir  von  den  daraus  entspringenden 
Wirkungen  selbst  überrascht  sind,  und  uns  in  die  neuen  Ver- 
hältnisse noch  gar  nicht  recht  zu  finden  wissen. 

Hat  man  zwar  schon  immer  von  einem  Welthandel 
gesprochen,  im  Unterschiede  von  dem  Handel  der  einzelnen 
Länder,  so  hat  doch  der  Welthandel  erst  in  unsern  Tagen 
die  seinem  Namen  wirklich  entsprechende  Gestalt  gewonnen, 
seitdem  alle  Länder  des  Erdballs  in  ununterbrochenem  Ver- 
kehr stehen,  und  die  Ozeane,  welche  vordem  die  Erdteile  aus- 
einanderhielten,  durch  die  Dampfschifffahrt  weit  mehr  zu 
einem  Verbindungsmittel  geworden  sind.  Wo  aber  der  Schiff- 
fahrt noch  physische  Hindernisse  entgegenstehen,  werden  sie 
durch  Kunst  beseitigt  Dahin  gehört  in  erster  Stelle  der  Suez- 
kanal und  der  jetzt  in  Angriff  genommene  Panamakanal,  der 
in  Zukunft;  noch  weit  folgenreicher  werden  dürfte,  als  sich 
jetzt  bereits  der  Suezkanal  erweist,  der  doch  unmittelbar  nur 
zwei  Binnenmeere  verbindet,  während  jener  ganz  unmittelbar 
zwei  Weltmeere  verbinden  wird.  Als  kleinere  Unternehmungen 
kommen  hinzu  der  Nordostseekanal  und  die  Durchstechung 
des  Isthmus  von  Korinth.  Bald  vielleicht  wird  man  auch 
daran  gehen,  die  langwierige  und  gefährliche  Fahrt  um  die 
Halbinsel  Malacca,  wie  um  die  Halbinsel  Florida,  durch 
Kanäle  abzukürzen.  Jedenfalls  läge  es  in  dem  allgemeinen 
Zug  der  Dinge. 

Natürlich,  dass  infolge  alles  dessen  die  durch  den  Handel 
bewegte  Gütermasse  in  vordem  ungeahnter  Weise  angewachsen 
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ist  and  noch  immer  mehr  anwachsen  wird.  Dabei  dringen 
die  ans  fernen  Erdteilen  herbeigeführten  Güter  rasch  und  mit 
vergleichsweise  geringen  Kosten  in  das  ganze  Binnenland  ein. 
Auch  gilt  das  nicht  etwa  nur  von  Artikeln  des  Luxus,  welche 
nur  die  wohlhabenden  Klassen  konsumieren,  sondern  auch  für 
die  allgemeinsten  und  alltäglichen  Bedürfnisse,  so  dass  selbst 
der  Haushalt  unserer  Arbeiterfamilien  durch  den  Welthandel 
bedingt  ist.  Ein  nicht  geringer  Teil  ihres  Nahrungsbedarfes 
wird  aus  fernen  Weltteilen  bezogen ,  wie  desgleichen  ihr  Er- 
leuchtungsmaterial. So  massenhaft  ist  die  Einfuhr  von  Brod- 
stoffen und  Viehzuchtprodukten  seit  dem  letzten  Jahrzehnt 
geworden,  dass  schon  unsere  ganze  Landwirtschaft  durch  die 
überseeische  Konkurrenz  sich  in  ihrer  Zukunft  bedroht  sieht. 
Bildet  aber  gerade  der  Ackerbau  die  stabile  Grundlage,  wo- 
rauf unsere  staatliche  und  gesellschaftliche  Ordnung  beruht, 
was  steht  demnach  in  Aussicht,  wenn  diese  Grundlage  selbst 
zu  wanken  b^innt?  Die  materiellen  Existenzbedinungen  der 
Gesellschaft  gehen  einer  totalen  Veränderung  entgegen.  Es 
scheint  wohl,  wir  stehen  vor  dem  Anbruch  einer  neuen  Zeit. 
Ist  also  der  Handel  jetzt  im  vollen  Sinne  des  Wortes 
zum  Welthandel  geworden ,  wird  sich  dann  nicht  auch  die 
bisherige  Politik  zur  Weltpolitik  entfalten  müssen?  Die 
Elrfahrung  lehrt,  wie  eng  zu  allen  Zeiten  die  jedesmaligen 
Wendungen  des  Handels  mit  den  grossen  politischen  Verän- 
derungen zusammenhingen,  einerseits  dadurch  bedingt,  anderer- 
seits darauf  zurückwirkend.  Schon  im  voraus  werden  wir 
daher  erwarten  dürfen,  dass  die  hohe  Politik  den  spezifisch 
europäischen  Charakter,  den  sie  noch  bis  Anfang  dieses 
Jahrhunderts  bewahrt  hatte,  gegenüber  der  heutigen  Weltlage 
schlechterdings  aufgeben,  und  in  Zukunft  sich  in  viel  weiteren 
Kombinationen  bewegen  müssen  wird.  Denn  nicht  nur,  dass 
infolge  der  heutigen  Kommunikationsmittel  die  aussereuropäi- 
schen  Länder  ein  viel  wichtigeres  0  b  j  e  k  t  für  die  europäischen 
Mächte  geworden  sind,  sondern  es  haben  sich  in  der  neuen 
Welt  eine  ganze  Reihe  selbständiger  Faktoren  gebildet, 
mit  denen  man  unter  umständen  rechnen  muss.  Obenan  die 
nordamerikanische  Union,  die  schon  im  vollen  Zuge  ist,  sich 
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zu  einem  der  grössteu  Reiche  der  Christenheit  zu  entwickeln- 
Und  kein  Zweifel,  dass  daneben  auch  Brasilien  und  selbst  die 
Argentina,  wie  desgleichen  die  Kolonien  auf  dem  australischen 
Kontinent,  noch  einer  grossen  Zukunft  entgegen  gehen.  An- 
dererseits sind  die  hinterasiatischen  Kulturländer,  als  welche 
China  und  Japan  immerhin  gelten  dürfen,  in  regelmässigen 
diplomatischen  Verkehr  mit  den  europäischen  Mächten  ge- 
treten.    Auch  dies  gewiss  ein  bemerkenswertes  Novum. 

Alle  das  nun  in^s  Auge  gefasst,  so  leuchtet  wohl  ein, 
dass  daraus  fOr  die  allgemeine  Politik  sehr  wichtige  Folgen 
entspringen  müssen,  Über  deren  Tragweite  man  sich  aber 
leider  noch  allermeist  zu  täuschen  scheint.  Und  solche  Tau- 
schungen bedrohen  unsere  Zukunft  mit  den  grossten  Gefahren. 
Dies  nachzuweisen  ist  der  Zweck  der  nachfolgenden  Erörterungen. 

I. 

Klar  ist  unmittelbar,  dass  die  alte  Idee  des  europäi- 
schen Gleichgewichts,  an  dessen  Erhaltung  man  sich 
fast  zwei  Jahrhunderte  lang  abgearbeitet ,  in  sich  selbst  hin- 
fallig werden  muss,  seitdem  auch  aussereuropäische  Faktoren 
in  die  allgemeine  Politik  einzugreifen  beginnen.  Aber  mit 
dieser  Idee  hängt  zugleich  das  bisherige  Grossmachtssystem 
zusammen,  denn  eben  aus  den  Bestrebungen  zur  Erhaltung 
des  europäischen  Gleichgewichts  war  es  selbst  herrorgegangen, 
wie  sich  Schritt  für  Schritt  nachweisen  lassen  würde. 

Hier  wollen  wir  darüber  nur  bemerken ,  dass  es  seine 
letzte  Ausbildung  erhielt  durch  die  im  Jahre  1813  zu  Stande 
gekommene  Koalition  von  England,  Preussen,  Russland  und 
Oesterreich  gegen  die  Napoleonische  Herrschaft.  Im  Fortgang 
des  Krieges  schlössen  dann  diese  vier  Mächte  am  1.  März  1814 
den  Vertrag  von  Chaumont,  wodurch  sie  sich  auf  20  Jahre 
verpflichteten,  zur  Niederwerfung  oder  Niederhaltung  Napoleons 
nötigenfalls  je  160000  Mann  in's  Feld  zu  stellen.  Als  ein 
Jahr  darauf  die  Nachricht  von  der  Rückkehr  Napoleons  von 
Elba  erschallte,  wurde  dieser  Vertrag  in  Wien  augenblicklich 
erneuert,  und  dabei  sogar  das  Kontingent  jeder  der  vier  Mächte 
auf  180  000  Mann  erhöht.    Solchen  gewaltigen  Respekt  hatte 
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ihnen  dieser  neue  Cäsar  eiugeflösst.  War  nun  aber  der  Krieg 
nicht  sowohl  gegen  Frankreich  als  gegen  Napoleon  geführt, 
so  machte  es  sich  ganz  natürlich,  dass  das  restaurierte  bour- 
bonische  Frankreich  hinterher  selbst  in  diese  antinapoleonische 
Verbindung  eintrat.  Und  auf  dem  Eongress  zu  Aachen  1818 
wurde  es  förmlich  darin  aufgenommen.  So  entstand  —  als 
die  ausgeprägteste  Form  des  Grossmachtssystems  —  die  euro- 
päische Pentarchie,  die  dann  auch  ihre  formliche  Konsti- 
tuierung sofort  durch  ein  besonderes  Protokoll  aussprach,  und 
dabei  zugleich  die  Grundsätze  aufstellte,  nach  welchen  sie  in 
Zukunft  verfahren  wolle. 

Zwar  von  Seiten  anderer  europäischer  Staaten  niemals 
ausdrücklich  anerkannt,  hat  dann  diese  Pentarchie  doch  ge- 
raume Zeit  hindurch  sich  thatsächlich  geltend  gemacht.  Auch 
wird  man  nicht  leugnen  können,  dass  sie  damals  sehr  wesent- 
lich zur  Erhaltung  des  europäischen  Friedens  beigetragen  hat. 
Denn  die  Grossmächte  bildeten  gewissermassen  ein  Kollegium, 
welches  alle  diejenigen  Angelegenheiten  vor  sein  Forum  zog, 
denen  man  ein  europäisches  Interesse  zuschrieb,  und  durch 
seine  Entscheidungen  wurde  gewaltsamen  Konflikten  vorge- 
beugt. Eben  auf  ihrer  Mitgliedschaft  in  diesem  Kollegium 
beruhte  dann  auch  die  eigentümliche  Stellung  dieser  Pentarchen 
weit  mehr  als  auf  ihrem  blossen  Machtquantum,  welches  ja 
keineswegs  gleich  war.  Wie  hätte  sich  insbesondere  das  da- 
malige Preussen  in  dieser  Hinsicht  mit  Russland  vergleichen 
können  ?  Aber  das  blosse  Machtquantum  war  eben  noch  nicht 
entscheidend,  es  sollte  sich  damit  eine  eigentümliche  Qualität 
verbinden.  Daher  wir  auch  im  Deutschen  nicht  sowohl  von 
grossen  Mächten  sprachen  und  sprechen,  sondern  von 
Grossmächten,  wie  wenn  das  ein  Begriff  wäre,  der  eine 
besondere  Art  von  Staaten  bezeichnete.  Und  so  sprechen  wir 
bei  uns  noch  heute,  obgleich  dieser  Begriff  schon  längst  keinen 
realen  Sinn  mehr  hat,  weil  eben  die  Kollegialität  hinterher 
verschwand,  und  die  Pentarchen  vielmehr  selbst  übereinander 
herfielen.  Zuerst  im  Krimkriege,  worauf  rasch  hintereinander 
noch  drei  andere  Grossmachtskriege  folgten.  Wo  war  da  die 
Kollegialität  geblieben  ? 
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Auch  der  äussere  Rahmen  des  pentarchischen  Systems 
wurde  seitdem  durchbrochen.  Hatte  an  dem  Krimkriege  auch 
Sardinien  Teil  genommen,  so  erschien  es  dann  auch  als  Mit- 
kontrahent auf  dem  Pariser  Friedenskongress.  Infolge  dessen 
wurde  es  auch  in  alle  späteren  Verhandlungen  verflochten, 
welche  die  sogenannte  orientalische  Frage  betrafen,  die  ja  eine 
Hauptsorge  für  die  Pentarchie  gewesen  war.  Da  nun  das 
kleine  Sardinien  bald  darauf  sich  in  das  italienische  Reich 
verwandelte,  that  dieses  dann  sich  selbst  als  neue  Grossmacht 
auf.  Die  Pentarchie  war  damit  zur  Hezarchie  geworden, 
und  warum  sollte  nicht  noch  weiter  durch  den  Hinzutritt 
Spaniens  eine  Heptarchie  daraus  werden?  Spaniens  Macht 
dürfte  nicht  gar  weit  hinter  der  italienischen  zurückstehen, 
jedenfalls  sehr  viel  weniger,  als  diese  hinter  der  russischen 
zurücksteht.  Welches  Machtquantum  gehört  also  dazu,  um 
einen  Staat  zur  Grossmacht  zu  erheben?  Man  sieht:  so  auf- 
gefasst,  ist  dieser  Begriff  ganz  haltungslos. 

Was  aber  die  Hauptsache  ist:  die  sogenannten  Gross- 
mächte bilden  jetzt  keineswegs  noch  eine  Art  von  europäischem 
Areopag,  welcher  dem  europäischen  Völkerrechte  eine  gewisse 
Garantie  böte,  sondern  sie  selbst  verfolgen  lediglich  ihre 
eigenen  Interessen;  zusammen  wirken  sie  nur  noch,  wo  and 
insofern  sie  gemeinsam  engagiert  sind  als  Mitkontrahenten 
besonderer  Verträge,  nicht  aber  auf  Grund  ihres  Grossmachts- 
charakters.  Erhebt  sich  dann  eine  Frage,  wobei  auch  andere 
Staaten  interessiert  sind,  so  nehmen  diese  auch  an  den  Ver- 
handlungen teil,  ohne  dass  den  Grossmächten  dabei  eine  be- 
sondere Autorität  zustände;  wie  man  dies  neuerdings  auf  den 
Kongokonferenzen  sah.  Thatsächlich  liegen  demnach  die 
Dinge  jetzt  so,  dass  jeder  Staat  seine  eigenen  Interessen  kul- 
tiviert, und  diese  gerade  so  weit  geltend  macht,  als  eben  seine 
Machtmittel  reichen  und  die  allgemeinen  Umstände  es  gestatten. 
Der  Grossmachtstitel  gewährt  dabei  nur  noch  einen  äusseren 
Nimbus,  der  zumal  darin  hervortritt,  dass  die  Grossmächte 
Botschafter  zu  senden  pflegen,  die  kleineren  Staaten  statt 
dessen  nur  Gesandte  oder  Ministerresidenten.  Ein  Unterschied, 
der  doch  keineswegs  auf  einem  Vorrecht  beruht,  sondern  nur 
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gewohnheitsmässig    besteht.     Was    hat    man    also    noch    an 
diesem  System? 

Das  ist  die  eine  Seite  der  Sache.  Ich  frage  aber  noch 
weiter:  werden  denn  diejenigen  Mächte,  welche,  nach  dem 
Massstab  europäischer  Verhältnisse  geurteilt,  als  Gross- 
mächte gelten,  ihre  grossmächtliche  Stellung  auch  noch  in 
Zukunft  behaupten  können,  seitdem  die  politischen  Kombina- 
tionen weit  über  Europa  hinausreichen,  indem  vielmehr  die 
europäische  Politik  schon  in  die  Weltpolitik  überzugehen 
beginnt?  Denn  infolge  dessen  müssen  wohl  die  politischen 
Verhältnisse  viel  grössere  Dimensionen  annehmen,  und  die 
entscheidenden  Faktoren  in  der  Weltpolitik  werden  dereinst 
nicht  die  jetzigen  Grossmächte  sein ,  sondern  die  eigentlich 
so  zu  nennenden  Weltmächte.  Das  ist  ein  gewaltiger 
Unterschied,  welcher  aber  unserer  politischen  Denkweise,  die 
eben  auf  den  Grossmachtsideen  beruht,  noch  ziemlich  fremd 
geblieben  zu  sein  scheint,  um  so  notwendiger  ist  es,  sich 
darüber  vollkommen  klar  zu  werden.  Es  handelt  sich  dabei 
nicht  etwa  um  eine  noch  unabsehbare  Zukunft,  sondern  um 
eine  bereits  beginnende  Entwickelung ,  die  nach  dem  unauf- 
haltsamen Zug  der  Dinge  nur  immer  weiter  fortschreiten 
wird.  Es  dürfte  demnach  keine  müssige  Frage  sein:  welche 
Mächte  wohl  dazu  beanlagt  sein  möchten,  in  der  eigentlichen 
Weltpolitik  dereinst  eine  hervorragende  Rolle  zu  spielen? 

IL 

Staaten  wachsen  nicht  aus  der  Erde  heraus,  sie  sind 
keine  Naturprodukte  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes,  so 
wenig  als  die  Nationen,  sondern  der  Hauptsache  nach  sind 
sie  Produkte  der  Geschichte,  in  welcher  sie  entstehen  und 
vergehen.  Immer  aber  ruhen  die  Staaten  auf  ihrer  terri- 
torialen Basis,  und  gerade  wie  die  Entwickelung  des 
einzelnen  Menschen,  trotz  seiner  Willensfreiheit,  an  unab- 
weisbare Naturbedingungen  gebunden  bleibt,  und  durch 
mannigfaltige  äussere  Umstände  beeinflusst  wird,  so  verhält 
es  sich  auch  mit  den  Staaten.  Niemals  können  sie  zu  etwas 
werden,  was  der  allgemeine  Zug  der  Dinge,  wie  andererseits 
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die   Lage    und    natürliche    Beschaffenheit   ihrer    territorialen 
Basis  nicht  gestatten. 

Dies  anerkannt,  so  scheint  es  wohl,  dass  zu  einer  Welt- 
macht jedenfalls  eine  breite  territoriale  Basis  gehören  dürfte. 
Ein  Gebiet  wie  unsere  westeuropäischen  und  mitteleuropäischen 
Länder  wird  dazu  bei  weitem  nicht  ausreichen,  sondern  zu 
einer  Weltmacht  im  vollsten  Sinne  des  Wortes  wird  sogar 
ein  besonderer  Erdteil  oder  Weltteil  gehören ,  welcher  ihr 
erst  das  natürliche  Schwergewicht  gibt,  wodurch  sie  sich  in 
der  ganzen  Welt  als  ein  auf  sich  selbst  beruhendes  Wesen 
zu  behaupten  und  zu  bethätigen  vermag. 

Als  zu  einer  solchen  Weltmacht  beanlagt,  stellt  sich  uns 
darum  zuvörderst  die  nordamerikanische  Union  dar. 
Es  spricht  für  sich  selbst,  dass  ihr  ungeheures  Gebiet  eine 
ganz  andere  Elntwickelung  gestattet  als  die  einzelnen  europäi- 
schen Länder,  die  sämtlich  gar  winzig  dagegen  aussehen. 
Nur  Russland  dabei  ausgenommen,  welches  sich  eben  von 
den  andern  sogenannten  europäischen  Grossmächten  grund- 
wesentlich unterscheidet.  Umfasst  zwar  die  Union  bis  jetzt 
nur  erst  die  Hälfte  von  Nordamerika,  so  ist  das  doch  der 
bei  weitem  wichtigste  Teil  desselben.  Auch  vrird  ohne  Zweifel 
das  brittische  Nordamerika  in  nicht  ferner  Zukunft  selbst 
der  Union  zufallen,  und  wahrscheinlich  dürfte  sie  wohl  auch 
noch  ein  tüchtiges  Stück  von  Mexiko  erwerben.  Ohnehin 
sind  die  Vereinigten  Staaten  schon  jetzt  als  der  eigentliche 
Repräsentant  dieses  Weltteiles  anzusehen;  denn  offenbar 
bildet  Amerika  für  sich  selbst  zwei  Weltteile,  die  nur  durch 
einen  schmalen  Isthmus  verbunden  sind,  wie  Afrika  mit  Asien. 
Nun  werden  zwar  die  Vereinigten  Staaten,  nach  aller  mensch- 
lichen Voraussicht  niemals  sich  auch  noch  über  Südamerika 
ausdehnen,  eine  gewisse  Führerschaft  aber  dürften  sie  doch 
mit  der  Zeit  selbst  da  gewinnen ,  entsprechend  der  sehr  all- 
gemeinen Erfahrung,  dass  der  Norden  den  Süden  beherrscht. 
Schon  jetzt  fühlen  sich  ja  die  Bürger  der  Union  als  die 
Amerikaner  par  eacellence^  indem  sie  ihre  Mouroedoktrin  im 
Namen  von  ganz  Amerika  proklamieren,  dessen  Weltstellung 
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darum  für  die  Zukunft  der  Union  selbst  von  wesentlicher 
Bedeutung  ist.     Welche  Aussichten  eröffnen  sich  damit! 

Realiter  betrachtet,  gibt  es  wie  zwei  Eismeere,  auch  nur 
zwei  grosse  Ozeane,  den  westlichen  und  den  östlichen,  ob- 
wohl einzelne  Teile  des  östlichen  Ozeans  besondere  Namen 
f&hren.  Zwischen  diesen  beiden  grossen  Ozeanen  also  liegt 
Amerika  von  Norden  nach  Süden  ausgestreckt,  eine  schlanke 
Gestalt  darstellend  im  Vergleich  zu  dem  breiten  unförmlichen 
Körper  der  alten  Welt.  Darum  konnten  in  Nord-Amerika 
schon  eine  Reihe  von  Eisenbahnen  gebaut  werden ,  welche 
diesen  Kontinent  quer  durchziehen,  und  dadurch  seine  Ostküste 
mit  der  Westküste  in  lebhafte  Verbindung  bringen,  wodurch 
die  unvergleichliche  Weltlage  Amerikas  erst  zur  vollen  Gel- 
tung gelangte.  In  der  alten  Welt  hingegen  gibt  es  noch 
keine  einzige  Bahn,  welche  von  der  Westküste  Europas  bis 
zu  der  Ostküste  Asiens  führte,  und  dürfte  es  damit  noch  gute 
Weile  haben.  Zufolge  dieser  seiner  Lage  bildet  darum  Amerika 
gewissermassen  die  Axe,  um  die  sich  schon  heute  der  ganze 
Welthandel  dreht,  und  wie  viel  mehr  wird  das  noch  hervor- 
treten durch  den  Panamakanal,  der  eben  diese  Axe  in  ihrer 
Mitte  durchschneidet. 

Welche  unermesslichen  Naturschätze  das  weite  Gebiet  der 
Vereinigten  Staaten  in  sich  birgt,  ist  allbekannt.  Machen 
sie  mit  ihren  Ackerbau-  und  Viehzuchtprodukten  dem  alten 
Europa  schon  eine  fast  erdrückende  Konkurrenz,  die  indu- 
strielle Konkurrenz  wird  auch  nicht  gar  lange  mehr  auf 
sich  warten  lassen.  Denn  welche  Vorteile  besitzt  in  dieser 
Hinsicht  ein  Gebiet,  das  in  sich  selbst  die  Produkte  fast  aller 
2jonen  vereinigt,  und  darum  kaum  ausländischer  Rohstoffe 
bedarf,  und  dabei  mit  so  unvergleichlichen  natürlichen  Wasser- 
strassen ausgestattet  ist,  die  dann  durch  Kanäle  selbst  wieder 
in  Verbindung  gesetzt  wurden.  Die  Teuerheit  der  menschlichen 
Arbeit  wird  dadurch  zum  guten  Teil  kompensiert ,  und  muss 
sich  ohnehin  durch  die  Verdichtung  der  Bevölkerung  fort- 
während vermindern.  Dazu  hat  eben  die  Teuerheit  der  Arbeit 
umsomehr  zur  Erfindung  und  Anwendung  von  Maschinen  an- 
gereizt, so  dass  Nordamerika  in   dieser  Hinsicht    uns   bereits 
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entschieden  überlegen  ist.  Ueberlegen  nicht  minder  durch 
seinen  Unternehmungsgeist,  der  in  dem  weiten,  zum  Teil  noch 
ganz  ungenutzten  Landstrichen  den  freiesten  Spielraum  findet, 
unter  dem  Schutz  einer  Gesetzgebung,  welche  der  individuellen 
Initiative  die  ungehemmteste  Entwickelnng  gestattet  Wie 
muss  da  die  materielle  Produktion  und  damit  der  Gesamt- 
reichtnm  zunehmen,  wo  man  wegen  des  Ueberflusses  an  Grund 
und  Boden  bis  jetzt  fast  nur  extensive  Wirtschaft;  treibt,  die 
bei  geringerem  Arbeitsaufwand  doch  ein  viel  grösseres  Netto- 
produkt liefert  als  die  intensive  Wirtschaft ,  zu  welcher  man 
in  den  schon  dicht  bevölkerten  alten  Kulturländern  unabweis- 
bar genötigt  ist.  Das  gilt  neben  dem  Landbau  auch  für  den 
Bergbau.  Geringwertige  Erzlager  oder  Kohlenlager  werden 
dort  gar  nicht  bearbeitet,  und  so  war  auch  um  Waldkultar 
bisher  noch  kein  Kummer. 

Zu  diesen  unmittelbar  durch  die  Natur  gegebenen  Vor- 
teilen kommen  dann  noch  die  Vorteile  hinzu,  welche  aus  der 
politischen  Lage  der  Union  entspringen.  Denn  sie  ist 
so  glücklich  keine  gefahrlichen  Nachbaren  zu  haben,  und  da 
sie  sich  ohne  Zweifel  mit  der  Zeit  über  ganz  Nordamerika 
ausdehnen  wird,  können  ihr  auch  in  Zukunft  niemals  geföhr- 
liehe  Nachbaren  entstehen,  weil  eben  Nordamerika  ein  Welt- 
teil für  sich  ist,  der  fast  gar  keine  Nachbarschaft  hat.  Die 
Unsummen,  welche  das  alte  Europa  auf  Festungen  und  Arsenale 
verwendet,  können  also  dort  gespart  werden.  Grespart  werden 
noch  mehr  die  Unterhaltungskosten  grosser  Armeen,  dazu  die 
Arbeitskraft  von  vielen  Hunderttausenden  der  rüstigsten  Männer, 
welche  in  dem  alten  Europa  der  Militärdienst  absorbiert. 

Von  Kriegs  -  Drangsalen  ganz  verschont  ist  gleich- 
wohl die  Union  während  ihres  hundertjährigen  Bestehens 
keineswegs  geblieben.  Abgesehen  von  den  kleinen  Kämpfen, 
die  sie  mit  Indianerstämmen  zu  führen  hatte,  hat  sie  den 
grossen  Bürgerkri^  erlebt,  ohne  welchen  sie  heute  gewiss 
schon  noch  viel  weiter  fortgeschritten  sein  würde,  als  infolge- 
dessen möglich  war.  Auch  mit  fremden  Mächten  hat  die 
Union  zweimal  Krieg  geführt,  mit  England  und  mit  Mexiko. 
Vergegenwärtigt   man    sich    aber,    von    wie  zahlreichen    und 
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oft  so  verwüstenden  Kriegsstürmen,  während  derselben  Periode, 
das  abendländische  Europa  heimgesucht  wurde ,  so  hatte  die 
Union  sich  immerhin  eines  sehr  viel  dauerhafteren  Friedens- 
zustandes zu  erfreuen.  Darum  brauchte  sie  sich  auch  bei 
weitem  nicht  mit  so  grossen  Schulden  zu  beladen,  wie  sie 
fast  alle  europäischen  Staaten  zu  tragen  haben,  denn  die 
Hauptveranlassung  zu  den  Staatsanleihen  gaben  und  geben 
ohne  Frage  die  Kriege,  sei  es  ganz  unmittelbar  oder  nur 
mittelbar.  Die  grossen  Anleihen  aber,  zu  welchen  auch  die 
Union  durch  den  Sezessionskrieg  genötigt  war,  sind  bereits 
zur  Hälfte  wieder  zurückgezahlt,  und  werden  allem  Erwarten 
nach  bis  Ende  dieses  Jahrhunderts  ganz  getilgt  sein;  worauf 
dann  die  Union  überhaupt  schuldenfrei  sein  würde,  wie  sie 
es  vordem  schon  lange  Zeit  hindurch  gewesen  war.  Die 
Schulden  der  einzelnen  Unionstaaten  betragen  nicht  gar  viel, 
und  wurden  allermeist  zu  nützlichen  Unternehmungen  kontra- 
hiert« Was  ferner  die  Konmiunalschulden  betrifft,  so  sind 
die  dortigen  Grossstädte  im  ganzen  weniger  verschuldet  als 
die  europäischen,  während  sie  zugleich  eine  viel  reichere  Be- 
völkerung besitzen.  Endlich  ist  auch  der  private  Grundbesitz 
dort  unvergleichlich  viel  weniger  mit  Hypotheken  belastet 
als  bei  uns. 

Dass  nun  aber  alle  diese  günstigen  Umstände  mit  solchem 
Erfolg  ausgenutzt  wurden,  wie  es  wirklich  geschehen  und  bis 
heute  geschieht,  dazu  gehörte  noch  die  eigentümliche  Ver- 
fassung der  Union,  wie  der  eigentümliche  Charakter  des 
dortigen  Volkes.  Und  darauf  beruht  auch  die  weltgeschicht- 
liche Bedeutung  der  Vereinigten  Staaten. 

Hat  man  Amerika  schon   bald   nach   seiner  ersten  Ent- 
deckung die  Neue  Welt  genannt,   wie   auch   die  Inschrift 
auf  Kolumbus  Denkmal  in  Sevilla  besagt: 
*A  Castilla  y  ä  Leon 
Nuevo  mundo  dio  Colone, 
von  dem  tiefen  Sinn  dieses  Namens  hatten    doch  die  Spanier 
noch  gar  keine  Ahnung  gehabt;   der   begann   erst   hervorzu- 
treten ,   nachdem    sich   germanische  und  protestan- 
tische   Kolonisten    in    Nord- Amerika    angesiedelt    hatten. 
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Seitdem  wurde  dieses  Land  das  Asyl  für  alle  wegen  ihrer 
religiösen  oder  politischen  Meinungen  Verfolgten,  überhaupt 
der  Boden,  auf  welchem  die  verschiedensten  Lebensansichten 
sich  frei  äussern  und  geltend  macheu  konnten,  und  wo  infolge- 
dessen auch  neue  Formen  des  öffentlichen  Lebens  hervortraten, 
welche  zu  dem  erstaunlichen  Emporkommen  der  Vereinigten 
Staaten  nicht  weniger  beigetragen  haben  als  die  Gunst  der 
natürlichen  Verhältnisse. 

Hat  es  freilich  schon  im  Altertum  und  im  neueren  Europa 
föderative  Bildungen  gegeben,  so  ist  doch  der  Föderalis- 
mus im  grossen  Stile  erst  in  Nord- Amerika  zur  Geltung  und 
zur  festen  Gestaltung  gelangt,  wodurch  die  föderative  Staats- 
form sich  jetzt  als  eine  eigentümliche  Verfassungsart  darstellt. 
Als  eine  neue  Entdeckung  der  politischen  Vernunft,  wie 
Hegel  einmal  gesagt,  und  die  nun  den  Vereinigten  Staaten 
noch  eine  besondere  Weltbedeutung  gibt,  und  sie  um  so  mehr 
zum  charakteristischen  Repräsentanten  der  ganzen  neuen  Welt 
macht.  Auch  hat  man  diese  Verfassung  in  Mexiko  und  in 
der  Argentina  nachzuahmen  gesucht,  doch  bisher  nur  mit 
geringem  Erfolg,  weil  die  dazu  gehörigen  Vorbedingungen 
dort  fehlten.  Dahingegen  werden  die  britischen  Kolonien  in 
Australien,  welche  ihrem  inneren  Wesen  nach  den  nordameri- 
kanischen sehr  ähnlich  sind,  aller  Wahrscheinlichkeit  nach 
in  naher  Zukunft  auch  eine  Unionsverfassung  errichten  *). 
Auch  in  den  südafrikanischen  Kolonien  fängt  man  schon  an, 
daran  zu  denken.  In  weiteste  Entfernung  hin,  über  zwei 
Ozeane  hinweg,  wirkt  also  schon  das  Vorbild  der  Vereinigten 
Staaten.  Auch  auf  die  neue  Bundesverfassung  der  Schweiz 
hat  es  entschieden  eingewirkt,  und  selbst  in  England,  Frank- 
reich und  Deutschland  sind  ja  schon  einige  politische  Ideen 
von  Nordamerika  aus  eingedrungen. 

Für  das  Gedeihen  der  Vereinigten  Staaten  selbst  ist  eben 
ihre  ünionsverfassung  von  allerhöchster  Wichtigkeit.  Denn 
darauf  beruht  ihre  erstaunliche  Expansivkrafb ,  dass  alle  neu- 
besiedelten Gebiete  nicht   etwa   als   abhängige  Provinzen    be- 

1)  Sie  ist  bereits  in  den  Grundlagen  geschaffen,  s.  G.-G.-Üebersicht 
für  1885.  Anm.  d.  Eed. 
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bandelt  wurden,  sondern  so  bald  sie  nur  zu  einiger  Konsistenz 
gelangt  waren,  als  neue  mit  den  alten  gleichberechtigte  Staaten 
in  die  grosse  Union  eintraten.  So  konnte  sich  dieselbe  in 
friedlichster  Weise  von  einem  Ozean  bis  zum  andern  Ozean 
ausbreiten,  indessen  doch  den  einzelnen  Gliederstaaten  ge- 
nügende Autonomie  blieb,  sich  nach  ihren  besonderen  Bedürf- 
nissen einzurichten  und  zu  regieren.  Ohne  Zweifel  hat  dies 
auch  sehr  viel  zur  Beförderung  der  Einwanderung  beigetragen, 
worauf  dann  der  erstaunliche  Aufschwung  der  Vereinigten 
Staaten  selbst  wieder  zum  guten  Teil  beruht,  statt  dessen  für 
das  alte  Europa  daraus  vielmehr  ein  Eräfteverlust  entstand, 
der  noch  immer  fortwährt,  und  zu  Gelde  angeschlagen  all- 
jährlich weit  über  100  Millionen  betragen  dürfte. 

Bezifferte  sich  die  Bevölkerung  der  Union  nach  dem  Zensus 
von  1880  doch  nur  erst  auf  60  Millionen,  so  besass  sie  aber 
an  Kanälen,  Eisenbahnen  und  Telegraphenlinien  mehr  als  das 
ganze  westliche  und  mittlere  Europa  zusammengenommen. 
Wie  sehr  viel  grösser  als  bei  uns  muss  also  dort  die  allge- 
meine Geschäftsthätigkeit  und  der  durchschnittliche  Wohlstand 
sein ,  welcher  allein  die  Ausführung  so  vieler  kostspieliger 
Werke  ermöglichte.  Alles  spricht  dafür,  dass  solche  Entwicke- 
lung  der  Dinge  noch  auf  lange  hin,  wenn  zwar  in  sich  stetig 
verlangsamendem,  aber  vergleichsweise  noch  immer  raschem 
Tempo  fortschreiten  wird,  denn  noch  immer  harren  unermess- 
liche  Landstriche  des  Anbaus,  und  sind  unermessliche  Natur- 
schätze noch  kaum  berührt;  wie  denn  auch  die  alljährlich 
nach  Hunderttausenden  zählende  Einwanderung  noch  immer 
fortdauert.  Man  darf  daher  annehmen,  dass  die  Bevölkerung 
am  Ende  dieses  Jahrhunderts  wohl  auf  90  Millionen  gestiegen 
sein  wird,  wobei  der  durchschnittliche  Wohlstand,  und  damit 
die  ökonomische  Leistungsfähigkeit  mehr  als  doppelt  so  gross 
sein  wird  als  einer  gleichen  Yolksmasse  im  alten  Europa. 
Wie  wird  sich  erst  das  Verhältnis  stellen  im  Jahre  2000,  wo 
das  ünionsgebiet  ohne  Zweifel  ganz  Nordamerika  umfassen 
wird,  und  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  mit  einer  Bevölke- 
rung von  300  bis  400  Millionen.  Nicht  nur  gar  winzig 
werden   dann   unsere   europäischen  Länder   gegenüber  diesem 
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Riesenreiche  erscheinen,  sondern  ebenso  armselig  und  ver- 
kümmert, oder  es  müssten  inzwischen  bei  uns  ganz  andere 
Maximen  und  Tendenzen  aufgekommen  sein  als  die  heute 
noch  herrschenden.  Oder  können  etwa  unsere  Qrossmächte 
den  immer  weiteren  Aufschwung  Nordamerikas  hemmen? 
Mit  ihren  Monstrearmeen  können  sie  den  Nordamerikanern 
überhaupt  nicht  beikommen. 

Bis  jetzt  haben  die  Vereinigten  Staaten  die  Maxime  be- 
folgt, sich  in  die  europäischen  Händel  nicht  einzumischen. 
Was  kümmert  sie  die  europäische  Eabinetspolitik ,  und  was 
schadet  es  ihnen,  wenn  die  europäischen  Mächte  durch  ihre 
gegenseitigen  Rivalitäten  sich  selbst  zu  Grunde  richten,  kommen 
aber  ihre  eigenen  Handels-  und  Schifiahrtsinteressen  in*s  Spiel, 
da  sind  sie  auf  dem  Platze.  So  hat  zur  Zeit  der  Sund- 
zollfrage die  drohende  Haltung ,  welche  die  Vereinigten 
Staaten  damals  einnahmen,  wohl  am  meisten  zur  endlichen 
Beseitigung  dieses  maritimen  Servitutes  beigetragen.  Zur 
Erschliessung  Japans  haben  sie  auch  sehr  viel  gethan«  Je 
gewaltiger  nun  die  Vereinigten  Staaten  fortschreiten,  um  so 
ausgebreiteter  werden  auch  ihre  merkantilen  Interessen,  die 
bald  den  ganzen  Erdball  umspannen  werden.  In  der  Welt- 
politik wird  infolge  dessen  Nordamerika  dereinst  wohl  der 
alleren tscheidendste  Faktor  werden.  Nicht  mit  Unrecht  sagt 
darum  der  deutsch-amerikanische  Schriftsteller  PuÜe:  wenn 
zwar  für  Europa  der  Anbruch  der  neuen  Zeit  von  der  fran- 
zösischen Revolution  her  datiere,  für  die  ganze  Welt  hing^en 
datiere  er  von  der  Konstituierung  der  Vereinigten  Staaten  *) ; 
denn  das  war  der  Anfang  dazu,  dass  die  neue  Welt  sich  über- 
haupt zu  einem  selbständigen  Faktor  erhob,  worauf  wieder 
alle  weiteren  Fortschritte  derselben  beruhten.  Gab  also  die 
französische  Revolution  allerdings  den  Anstoss  zu  einer  inneren 
Umbildung  des  ganzen  alten  Europas,  ein  noch  viel  bedeuten- 
deres Ereignis  muss   doch  das  Emporkommen  einer   neuen 


1)  »Organon  der  Weltgeschichte«,  erechienen  Gincinnati  1846,  ein 
ideenreiches  Schriftchen,  aber  Id  Deutschland  wohl  nur  wenig  bekannt 
geworden. 


Qrossmachi  und  Weltmacht.  689 

Welt  sein,  deren  typischer  Repräsentant  eben  die  Vereinigten 
Staaten  sind. 

So  viel  Aber  die  Weltstellung  Nordamerikas  und  dessen 
zukünftige  Bedeutung. 

Um  nicht  missyerstanden  zu  werden,  muss  ich  aber  noch 
hinzufügen,  dass  die  vorstehenden  Erörterungen  keineswegs 
dahin  zielen,  die  Vereinigten  Staaten  als  ein  Muster  mensch- 
licher Zustande  und  Gesittung  darstellen  zu  wollen.  Vielmehr 
sollen  die  mannichfachen  und  tiefen  Gebrechen  des  dortigen 
öffentlichen  und  privaten  Lebens  dabei  voll  anerkannt  bleiben. 
In  der  Schrift  von  Becker  »die  hundertjährige  Republikc  sind 
sie  alle  zusammengefasst  und  in  grellen  Farben  ausgemalt. 
Meint  aber  dieser  Autor,  dass  es  mit  dem  immer  weiteren 
Aufschwünge  Nordamerikas  infolge  solcher  inneren  Gebrechen 
bald  zu  Ende  gehen  werde,  da  urteilt  er  viel  zu  sehr  nach 
europäischen  Verhältnissen.  Ein  auf  so  breiter  Grundlage 
ruhendes  Reich ,  dessen  Emporkommen  nicht  nur  durch  so 
viele  natürliche  Vorteile,  sondern  auch  durch  die  gesamte 
Weltlage  begünstigt  wird,  kann  eben  deswegen  auch  sehr 
viel  mehr  ertragen  als  unsere  auf  so  schmaler  Basis  ruhenden 
Staaten,  denen  die  natürlichen  Vorteile  Nordamerikas  durch- 
aus fehlen.  Herrschte  z.  B.  in  Deutschland  eine  solche  Ver- 
schleuderung und  Veruntreuung  der  öffentlichen  Einkünfte, 
wie  sie  dort  wirklich  stattfindet,  so  würde  das  Deutsche  Reich 
nach  wenigen  Jahren  bankrott  sein. 

Am  allerwenigsten  wäre  an  einen  nicht  fernen  Zerfall 
der  Union  in  verschiedene  Staaten gruppen  zu  denken.  Da 
müsste  es  keinen  Mississippi  geben ,  der  gewissermassen  die 
Zentralader  des  ganzen  Körpers  bildet.  Die  grosse  Probe  des 
Sezessionskrieges  hat  die  Union  bereits  bestanden.  Werden 
nim  höchst  wahrscheinlich  in  nicht  ferner  Zukunft  auch  ge- 
waltige soziale  Konflikte  ausbrechen,  deren  wird  sie  dann  auch 
Herr  werden,  und  sich  inzwischen  noch  immer  weiter  ausge- 
breitet haben.  Und  werden  freilich  dadurch  auch  immer  neue 
Interessengegensätze  der  verschiedenen  Landesteile  entstehen, 
—  je  mehr  desto  besser,  denn  um  so  gewisser  werden  sie  sich 
gegenseitig  neutralisieren  und  wie  von  selbst  zu  einem  Kom- 
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promiss  hindrängen,  der  offenbar  bei  einer  Vielheit  von  Gregen- 
Sätzen  weit  leichter  zu  erreichen  ist,  als  wenn  nur  zwei  Haupi- 
gegensätze  bestehen,  wie  es  vor  dem  Sezessionskriege  der  Fall 
war.  Meint  man  insbesondere:  die  pacifischen  Staaten,  west- 
lich vom  Felsengebirge,  müssten  doch  mit  der  Zeit  auf  Abfall 
sinnen  ,  warum  denn  aber  ?  üeber  die  Felsengebirge  ftlhren 
immer  neue  Eisenbahnen  hinw^.  und  beruht  nicht  der 
rasche  Aufschwung  und  die  grosse  Zukunft  von  San  Francisco 
gerade  darauf,  dass  es  f&r  die  ganze  Union  die  Verbindung 
mit  Hinterasien  vermittelt?  So  wird  auch  Kalifornien  das 
Hauptweinland  für  die  ganze  Union  werden.  Warum  sollten 
sich  denn  die  pacifischen  Staaten  ihr  Handelsgebiet  verengern 
wollen ,  ihr  Gedeihen  hängt  ja  augenfilllig  von  ihrer  Verbin- 
dung mit  den  Oststaaten  ab.  Da  ferner  die  Bevolkemng  im 
Westen  rascher  zunimmt  als  in  den  älteren  östlichen  Staaten, 
—  in  Texas  z.  B.  hat  sie  sich  in  einem  Jahrzehnt  fast  ver- 
doppelt, desgleichen  in  Minesota,  —  so  muss  der  Schwerpunkt 
des  Ganzen  allmählich  in  die  Mitte  fallen ,  und  dadurch 
die  Union  um  so  mehr  Festigkeit  gewinnen.  Weit  entfernt 
also,  dass  eine  zunehmende  Lockerung  des  ganzen  Verbandes 
der  verschiedenen  Landesteile  in  Aussicht  stände,  die  auf  einen 
nicht  fernen  Zerfall  der  Union  schliessen  Hesse,  wird  sie  viel- 
mehr, so  weit  man  in  die  Zukunft  zu  blicken  vermag,  nur 
immer  mehr  erstarken.  Mag  gleichwohl  das  dortige  Leben 
an  zahlreichen  inneren  Gebrechen  leiden,  und  sollten  daraas 
auch  noch  schwere  innere  Konflikte  entstehen,  das  wird  noch 
lange  nicht  zum  Untergang  der  Union  f&hren. 

Um  uns  noch  mehr  davon  zu  überzeugen,  blicken  wir 
doch  einmal  auf  das  grosse  Beispiel  des  klassischen  Altertums 
zurück.  Wie  stand  es  denn  in  dieser  Hinsicht  in  dem  Römer- 
reiche  schon  seit  Ende  der  punischeu  Kriege?  Wer  kennt 
nicht  den  Ausruf  Jugurthas  über  die  Käuflichkeit  der  römi- 
schen Gewalthaber,  und  was  hat  die  Geschichte  von  Bürger- 
kriegen in  der  letzten  Zeit  der  Republik  zu  erzählen,  indessen 
trotzdem  das  Römerreich  sich  noch  immer  weiter  ausbreitete. 
War  es  endlich  im  2.  Jahrhundert  unserer  Zeitrechnung 
auf  den  Höhepunkt  seiner  Macht  gelangt,  so  konnte  es  doch 
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von  da  an  noch  2  Jahrhunderte  lang  die  Weltherrschaft  be- 
haupten, trotz  der  aus  dem  Streit  der  Gegenkaiser  entspringen- 
den inneren  Zerrüttungen.  Und  das  geschah  unter  den  schwie- 
rigsten Verhältnissen,  da  das  Romerreich  eine  lange  Reihe 
von  innerlich  ganz  verschiedenen  Völkern  umfasste,  nur  durch 
Gewalt  zu  einem  Ganzen  zusammengeschmiedet.  Warum  sollte 
denn  das  nordamerikanische  Reich  zerfallen,  mit  seiner,  dem 
Hauptbestandteil  nach,  sehr  viel  homogeneren  Bevölkerung; 
das  ausserdem  schon  von  Natur  ein  abgeschlossenes  Ganzes 
bildet,  und  wo  an  einen  Einbruch  barbarischer  Horden  über- 
haupt gar  nicht  zu  denken  wäre.  Wird  es  freilich,  wie  schon 
gesagt,  wohl  kein  Muster  menschlicher  Gesittung  darstellen, 
in  materiellerEultur  wird  es  jedenfalls  immer  weiter 
fortschreiten,  und  auf  grund  seiner  uner messlichen  Natur- 
schätze, wie  seiner  unvergleichlichen  Lage  an  zwei  grossen 
Ozeanen,  als  ökonomische  Macht  dem  alten  Europa  schon 
im  folgenden  Jahrhundert  weit  über  den  Kopf  wachsen. 

m. 

Von  vornherein  war  das  europäische  G  rossmach tssystem 
mit  der  inneren  Unzuträglichkeit  behaftet,  dass  die  sogenannten 
Grossmächte,  die  als  eine  besondere  Art  von  Staaten  gelten 
und  gewissermassen  ein  Kollegium  bilden  wollten,  in  der  That 
unter  sich  selbst  nicht  gleichartig  waren. 

Dass  das  insulare  England,  dessen  hervorragende 
Machtstellung  ohne  Frage  auf  seiner  Seeherrschaft  beruhte, 
und  dessen  Politik  daher  schon  seit  lange  sich  mehr  in  Welt- 
iuteressen  bewegte  als  in  spezifisch  europäischen  Interessen, 
insofern  von  den  Kontinentalmächten  gar  sehr  verschieden 
war,  springt  in  die  Augen.  Allein  immerhin  gehörte  es  doch 
zu  den  germanisch-romanischen  Ländern,  mit  welchen  es  das 
gemeinsame  Mittelalter  durchlebt  hatte,  und  in  der  Hauptsache 
ruhte  seine  Zivilisation  auf  denselben  hierarchischen,  feudalen 
und  korporativen  Grundlagen ,  welche  das  ganze  Mittelalter 
charakterisieren.  Und  so  tiefgreifende  Wirkungen  hatte  da- 
mals die  katholische  Kirche  geübt,  dass  schon  dadurch  allein 
die  ihr  angehörigen  Nationen   ein    gemeinsames  Gepräge   er- 
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hielten,  wovon  noch  bis  heute  erhebliche  Spuren  geblieben 
sind.  Soweit  nun  damals  das  Gebiet  der  abendländischen 
Christenheit  reichte,  soweit  reicht  für  unsere  Betrachtungen, 
kurz  gesprochen,  das  abendländische  Europa. 

Wie  ganz  anders  aber  verhält  es  sich  mit  R  u  s  s  1  a  n  d, 
welches  das  ganze  Mittelalter  hindurch  ausser  Berührung  mit 
dem  abendländischen  Europa  geblieben  war,  von  demselben 
von  Anfang  an  abgesondert  durch  sein  byzantinisches 
Eirchentum,  woraus  die  weitreichendsten  Folgen  entsprangen. 
Und  ist  denn  das  moderne  russische  Reich  überhaupt  nur 
als  ein  eigentlich  europäisches  Reich  anzusehn? 

Rücksichtlich  der  ursprünglichen  Staatenbildungen  der 
alten  Waräger-Russen  am  Ilmensee  und  am  Dnjepr  konnte 
freilich  in  dieser  Hinsicht  kein  Zweifel  bestehen.  Die  Waräger 
waren  germanischen  Ursprungs,  und  die  von  ihnen  beherrschten 
Völkerschaften  waren  Slaven,  also  einem  der  Hauptzweige  der 
europäischen  Völkerfamilie  angehörend.  Allein  das  änderte 
sich  seit  dem  Emporkommen  Moskaus,  welches  alsbald 
von  so  entscheidendem  Einfluss  wurde,  dass  es  dem  ganzen 
Russentum  ein  neues  Gepräge  gab ;  daher  man  auch  die  Russen 
lange  Zeit  hindurch  Moskowiter  nannte.  Diese  Mosko- 
witer wurden  etwas  ganz  anderes  als  die  alten  Waräger-Russen 
gewesen  waren,  denn  das  Land  östlich  vom  Dnjepr  und  von 
der  Wolchow  war  vordem  von  finnisch-turanischen 
Völkerschaften  bewohnt,  mit  welchen  die  nach  Norden  und 
Osten  vordringenden  Moskowiter  sich  so  stark  vermischten, 
dass  sie  schon  dem  Blute  nach  keine  ächten  Slaven  mehr 
blieben.  Noch  mehr  veränderte  sich  der  geistige  Charakter 
dieses  Volkes  infolge  der  Jahrhunderte  lang  auf  ihm  lastenden 
Mongolenherrschaft.  Die  Grossfürsten  von  Moskau, 
welche  iu  dem  Lager  der  goldenen  Horde  als  demütige  Knechte 
erschienen ,  wurden  daheim  selbst  zu  asiatischen  Autokraten, 
welche  ihre  Unterthanen  zu  willenlosen  Werkzeugen  machten. 
Da  nun  die  ursprünglich  russischen  Länder  am  Ufer  des  Dnjepr 
und  der  Üüna  inzwischen  vielmehr  unter  polnisch-lithauische 
Herrschaft  geraten  waren ,  so  musste  dadurch  das  auf  sich 
selbst    beschränkte    Volk    der    Moskowiter    umsomehr    einen 
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Charakter  annehmen,  der  von  dem  Volkscharakter  der  alten 
und  ächten  Slaven  erheblich  verschieden  ist.  War  doch  selbst 
ein  tartarisches  Element  eingedrungen,  und  nicht  wenige 
der  heutigen  russischen  Adelsfamilien  sind  tartarischen  Ur- 
sprungs. Eben  dieses  Moskowitervolk  nun ,  an  dessen  halb- 
asiatischem Wesen  der  Firniss  westeuropäischer  Kultur,  mit 
welchem  es  der  grosse  Peter  zu  übertQnchen  suchte,  nur  wenig 
zu  ändern  vermochte,  wurde  der  Kern  des  modernen  russischen 
Reiches.  Wie  denn  auch  Moskau  den  ächten  Russen  noch 
heute  als  eine  heilige  Stadt  gilt ,  gewissermassen  als  das 
russische  Mekka. 

Selbst  rein  physisch  betrachtet,  kann  das  sogenannte 
europäische  Russland  nicht  wohl  als  ein  acht  europäisches 
Land  gelten.  Ist  die  Terrainbildung  in  dem  eigentlichen 
Europa  durch  Gebirge  bestimmt,  die  fehlen  eben  dort;  die 
nur  auf  geringen  Bodenanschwellungen  entspringenden  FlQsse 
schleichen  darum  träge  dahin,  Steppenflüssen  vergleichbar. 
Darnach  bildet  der  grosste  Teil  des  sogenannten  europäischen 
Russlands  vielmehr  ein  Uebergangsgebiet  zwischen 
Europa  und  Asien,  wofür  es  auch  der  grosse  Geograph  Ritter 
ansah.  Und  dem  entspricht  es  zugleich,  dass  die  Wolga, 
als  der  charakteristische  FIuss  dieses  Gebietes,  sich  in  einen 
asiatischen  Binnensee  verläuft.  Dringt  nun  Russland  immer 
weiter  in  das  eigentliche  Asien  ein,  und  verwachsen  die  dort 
eroberten  Länder  immer  mehr  zu  einem  einheitlichen  Macht- 
körper mit  dem  europäischen  Russland,  —  ein  Prozess,  der 
jetzt  durch  die  Eisenbahnen  immer  rascher  fortschreitet,  — 
welchen  Sinn  hat  es  da  noch;  dass  Rnssland  mit  zu  den 
Wächtern  des  europäischen  Gleichgewichts  gehören  soll  ?  Und 
das  war  doch  die  Grundidee ,  woraus  das  europäische  Gross- 
machtssystem  sich  entwickelte.  Hat  nicht  Russland  offen  er- 
klärt, dass  es  in  Asien  sich  keine  Grenzen  setzen  lasse  ?  Dort 
also  will  es  immer  mächtiger  werden,  indessen  aber  das 
europäische  und  das  asiatische  Russland  nur  den  einen  und 
selben  Machtkörper  bilden. 

Nicht  ein  Wächter  des  europäischen  Gleichgewichts  ist 
Bussland,  sondern  die  grösste  Gefahr  für  dasselbe.     Denn  auch 
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dadurch  unterscheidet  sich  Russland  sehr  au£Pallend  von  den 
andern  Mächten  des  Kontinents ,  dass  es  nur  von  einer 
Seite  wirksam  angreifbar  ist,  nämlich  von  seiner  west- 
lichen Seite  aus ,  statt  dessen  jene  alle  von  verschiedenen 
Seiten  angreifbar  sind.  Dem  ganzen  übrigen  Europa  gegen- 
über liegt  darum  Russland  immer  im  Hinterhalt,  wie  auf  der 
Lauer.  Unberührt  von  den  Kämpfen  zwischen  den  Nationen 
des  abendländischen  und  mittleren  Europas,  hat  es  doch  immer 
den  indirekten  Vorteil  davon,  dass  diese  sich  selbst  schwächen. 
Es  kann  dabei  den  günstigen  Zeitpunkt  abwarten,  wo  sein 
eigenes  Eingreifen  ihm  noch  direkte  Vorteile  verspricht.  So 
trat  Russland  in  die  Koalitionen  gegen  das  revolutionäre 
Frankreich  erst  von  da  an  ein,  als  die  anderen  koalierten 
Mächte  schon  einigermassen  erschöpft  waren,  und  darum  seine 
Hilfe  um  so  mehr  in*s  Gewicht  fiel.  In  den  spätem  Koali- 
tionen gegen  Napoleon  war  es  auch  nicht  viel  anders.  Welchen 
ungeheuren  Gewinn  aber  haben  ihm  die  damaligen  Kriege 
gebracht!  Hatte  es  vor  seiner  Teilnahme  an  den  Koalitionen 
durch  die  zweite  und  dritte  Teilung  Polens,  welche  ohne  jene 
Kriege  kaum  möglich  gewesen  wären,  schon  den  grossten 
Teil  dieses  Reiches  erworben,  später  fand  es  Gelegenheit  auch 
Finnland  und  Bessarabien  zu  erwerben,  und  auf  dem  Wiener 
Kongress  erhielt  es  gar  noch  ein  neues  Stück  von  Polen,  d.  i. 
fast  das  ganze  damals  sogenannte  Herzogtum  Warschau. 
Eine  um  so  wichtigere  Sache,  da  diese  neue  Erwerbung 
zu  einem  Königreich  Polen  erhoben  wurde ,  welches 
untrennbar  mit  Russland  verbunden  sein  sollte.  Vordem  hatte 
hingegen  Russland  sich  mit  aller  Macht  dagegen  gesträubt, 
dass  jenes  Stück  des  ehemaligen  Polenreiches,  welches  Napoleon 
zu  einem  neuen  selbständigen  Staat  machte,  irgendwie  als  ein 
neues  Polen  bezeichnet  würde.  Der  Name  »Polen €  sollte  fftr 
immer  aus  der  politischen  Welt  verschwunden  sein.  Und 
Napoleon,  der  mit  den  Polen  nur  ein  trügerisches  Spiel  trieb, 
gab  das  auch  wirklich  zu,  da  er  sich  auf  alle  Fälle  die  Mög- 
lichkeit sichern  wollte,  mit  Russland  in  ein  freundliches  Ver- 
hältnis zu  treten.  Hatte  doch  selbst  sein  gewaltiger  Kri^s- 
zug    im   Jahre   1812   nur    dazu    dienen    sollen,   Russland   zu 
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zwingen  mit  ihm  die  Herrschaft  über  Enropa  zu  teilen.     Jetzt 

aber,   nachdem  Russland    das  Herzogtum  Warschau    für   sich 

r  selbst  erworben  hatte,  sollte  es  statt  dessen  ein  Königreich 

heissen ,   und  der  Zar  den  Titel  eines  Königs  von  Polen 

f.  annehmen.     Es  war  eine  unverzeihliche  Schwäche  des  Wiener 

Kongresses   dieses   zuzulassen ,    denn    welche   Hintergedanken 

Russland  dabei  hegte,  und  zu    welchen  Machinationen    unter 

:  Umständen  der  polnische  Königstitel  benutzt  werden    könnte, 

L  spricht  für  sich  selbst. 

Genug,   mit  einem  Schlage   war  jetzt  Russland    um   50 
Meilen  weiter  nach  Westen  vorgerückt,  vom  Bug  bis  an  die 
'^  P  r  0  s  n  a.     Von    daher    datiert   seine    dominierende   Stellung 

f  und  seine  Entwickelung  zur  Weltmacht.     Für  die  Vereinigten 

,  Staaten  begann   diese  Entwickelung   erst   mit   der  Erwerbung 

1^  Kaliforniens,  ein  Menschenalter  später ;  wie  denn  auch 

f  die  Machtstellung   derselben    bis   heute   noch   lange   nicht    so 

augenfällig    hervortritt    als    diejenige   Russlands.     Aber    nur 
f  noch   ein  Menschenalter,    und  sie  wird   ganz  ebenso   augen- 

,  fällig  sein. 

Noch  ein  anderer  Vorteil  der  geographischen  Lage  Russ- 
lands zeigt  sich  darin ,  dass  es  auf  seiner  allein  angreifbaren 
Seite  nicht  eine  kompakte  Macht  sich  gegenüber  hat  sondern 
verschiedene  Staaten.  Und  wie  steht  es  überhaupt  mit  seiner 
dortigen  Nachbarschaft?  Das  im  Norden  einst  mächtige 
Schweden  ist  eben  durch  Russland  darniedergeworfen,  und 
nach  dem  Verlust  von  Finnland,  wofür  ihm  die  lockere  Ver- 
bindung mit  Norwegen  keinen  Ersatz  gewährt,  kaum  noch 
widerstandsfähig,  seitdem  Stockholm  fast  im  Bereich  der 
russischen  Kanonen  liegt,  da  die  Aalandsinseln  gewissermassen 
eine  Brücke  dahin  bilden.  Bei  der  geringen  Entwickelung 
des  Städtewesens  in  Schweden  hängt  aber  das  Schicksal  des 
ganzen  Landes  umsomehr  von  Stockholm  ab.  Das  war  einst 
sehr  wohl  zur  Hauptstadt  geeignet,  so  lange  Schweden  nebst 
Finnland  auch  noch  die  Südküste  des  bottnischen  Meerbusens 
beherrschte,  das  heutige  Schweden  hingegen  leidet  nun  an 
dem  unheilbaren  üebel,  dass  seine  Hauptstadt  ganz  an  der 
Peripherie   liegt,   und   gerade   an    der   exponiertesten   Stelle, 
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Mit  der  Einnahme    von  Stockholm   hätte   es  aber  seine  poli- 
tische Existenz  verloren. 

Polen,  das  so  lange  den  Hauptdamm  gegen  Rassland 
bildete,  ist  gänzlich  verschwunden,  und  zwischen  Preussen 
und  Oesterreich,  welche  seitdem  die  Schutzwehr  zu 
bilden  haben,  hat  Rnssland  sich  schon  wie  mit  einem  KeQ 
eingeschoben.  Von  seiner  Stellung  in  Eongresspolen  aas 
bedroht  es  diese  beiden  Mächte  auf  einer  langen  Grenzlinie, 
die  noch  obendrefn  auf  preussischer  Seite  tief  eingebogen  ist, 
und  hat  von  da  aus  nicht  weit  bis  an  den  Kern  dieser  beiden 
Mächte.  Ausserdem  befindet  sich  Russland  noch  in  der  vor- 
teilhaften Lage,  dass  es  bei  einem  etwaigen  Vormarsch  nach 
Westen  hin  sich  in  der  Diagonale  seiner  Kräfte  bewegen 
würde,  welche  offenbar  durch  die  Linie  von  Moskau  nach 
Warschau  bezeichnet  wird.  Preussen  und  Oesterreich  hingegen 
müssten  in  einem  Kriege  gegen  Russland  sich  in  einer  Rich- 
tung bewegen,  die  von  der  Diagonale  ihrer  Kräfte  weit  ab- 
weicht, und  um  dann  einen  entscheidenden  Erfolg  zu  erringen, 
müssten  sie  wohl  erst  100  Meilen  weit  vordringen,  in  einem 
unwegsamen  und  unwirtlichen  Lande,  statt  dessen  die  russi- 
schen Armeen  in  Preussen  und  Oesterreich  überall  gebahnte 
Wege,  gute  Quartiere  und  genügenden  Proviant  finden  würden. 
Um  wieviel  ungünstiger  stellen  sich  also  die  Verhältnisse  für 
Preussen  und  Oesterreich ,  ganz  abgesehen  davon ,  dass  eine 
Koalitionsarmee  gegenüber  einer  einheitlichen  Armee  sich  doch 
immer  im  Nachteil  befinden  wird. 

Endlich  ist  der  Damm ,  den  im  Süden  gegen  Rasslands 
Vorrücken  so  lange  die  Türkei  gebildet ,  schon  fast  ganz 
zerfallen,  und  vielmehr  zu  neuen  russischen  Angriffspositionen 
umgewandelt.  Ein  Resultat,  welches  zumeist  aus  dem  tho- 
richten  Verhalten  der  europäischen  Diplomatie  entsprang. 
Zuvörderst  nämlich  überliess  man  Russlaud  die  vorteilhafte 
Rolle,  als  Befreier  der  unter  türkischer  Herrschaft  seufzendai 
christlichen  Völkerschaften  aufzutreten,  womit  doch  offenbar 
die  allmähliche  Auflösung  des ^ Türkenreiches  in  Aussicht  ge- 
stellt war,  hinterher  aber  zerarbeitete  man  sich  an  der  nan 
sich  selbst  widersprechenden  Aufgabe,  nachdem  man  die  Pra- 
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^  missen  zugegeben,   die   daraus  hervorgehende  Konklusion    zu 

verhindern.     Wie  das  möglich   sein   sollte,    das   ist   dben    der 
h  Kern  der  bereits  seit  einem  Jahrhundert  yentilierten  orien- 

talischen   Frage.     Die   Grossmächte    machten    also    die 
;<:  Erhaltung  des  Türkenreiches  zu  einem  besonderen  Gegenstand 

I  ihrer  Fürsorge,  aber  in  dem  Grossmachtskollegium   nahm   ja 

i  ßussland  selbst  eine  hervorragende  Stelle  ein.     und  doch  war 

^  die  orientalische  Frage  der  Sache  nach  vielmehr  zur  r  u  s  s  i- 

9  sehen  Frage   geworden ,   d.  h.   zu   der   Frage :   ob  Russland 

;  bis  an  den  Bosporus  vordringen  dürfe.    Was  bei  solchem  Yer- 

;.  fahren  schliesslich    herauskommen    konnte,   lehren   die  That- 

Sachen.     Heute    steht   die   hohe    Pforte    ßussland    gegenüber 
«.  ohnmächtiger  da  als  je  zuvor,  und  der  zu  ihrem  Schutz   von 

.  den  Westmächten  unternommene  Krimkrieg  ist  hinterher  wie 

^  für  nichts  gewesen ,  denn  selbst  der  letzte  Ueberrest  der   da- 

^  mals   erreichten   Erfolge    wurde    auf   dem    Berliner  Kongress 

I  wieder  preisgegeben,     ßussland  steht   seitdem  wieder  an    der 

Donaumündung,  und  gehört  damit  zu  den  üferstaaten    dieses 
^  Stromes,    der   bis  in  das  Herz  von  Europa  hineinführt.     Für 

^  ßussland  ein  Resultat  von  höchstem  Werte,    für   das   abend- 

ländische Europa  hingegen  von  den  bedrohlichsten  Folgen. 

Gewiss,  nichts  vorteilhafteres  wäre  für  ßudsland  zu  er- 
sinnen gewesen  als  das  europäische  Grossmachtssystem ,  auf 
Grund  dessen  ßussland  als  ein  den  westlichen  und  mittel- 
europäischen  Mächten  gleichartiger  Faktor  angesehen  wurde^ 
wodurch  man  sich  also  über  den  wahren  Charakter  dieses 
halbasiatischen  ßeiches  wie  absichtlich  in  der  Verblendung 
erhielt.  Aehnlich  wie  einst  die  Hellenen  Macedonien  in  ihre 
Amphiktyonie  aufnahmen.  Man  weiss  wohin  das  führte.  Sperrt 
denn  nicht  ßussland  selbst  gegen  das  ganze  Abendland  sich 
fast  hermetisch  ab  durch  sein  Zollsystem,  durch  seine  Pass- 
quälerei und  seine  Zensur ;  hat  es  nicht  seine  besondere  Eisen- 
bahnspurbreite,  seine  besonderen  Schriftzeichen  und  seinen 
besonderen  Kalender;  endlich  vor  allem  seine  besondere  ßeichs- 
kirche,  welche  eine  exklusive  Herrschaft  in  Anspruch  nimmt. 
Und  geht  es  nicht  offenkundig  darauf  aus,  wie  in  den  ehemals 
polnischen  Landesteilen  den  Katholizismus,  so  in  den  baltischen 
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Provinzen  den  Protestantismus  zu  exstirpieren,  d.  h.  die  beiden 
grossen  Prinzipien,  worauf  das  ganze  Geistesleben  des  abend- 
ländischen Europas  so  wesentlich  beruht.  Nicht  minder  stellt 
es  sich  in  Gegensatz  zu  den  bei  uns  bestehenden  Verfassungen 
durch  sein  autokratisch -patriarchalisches  Staatswesen,  dessen 
Oberhaupt  durch  die  Verbindung  der  geistlichen  und  welt- 
lichen Gewalt  unverkennbar  etwas  von  einem  Kalifen  an  sich  hat 
In  dieser  Gestalt  könnte  also  der  Zar  in  einem  grossen  Ejriege 
gegen  das  Abendland  sogar  den  religiösen  Fanatismus  seines 
Volkes  zu  Hilfe  rufen,  da  der  gemeine  Russe  die  Abendländer 
kurzweg  als  Ungläubige  ansieht,  nicht  viel  besser  als  Heiden. 

Weder  eine  eigentlich  europäische  Macht ,  noch 
eine  sogenannte  Grossmacht,  ist  Russland  sondern  etwas 
viel  anderes.  Nämlich  entschieden  zur  Weltmacht  bean- 
lagt,  als  welche  es  auch  thatsächlich  schon  heute  auftritt 
Russland  bildet  eben  das  Seitenstück,  wie  freilich  noch 
weit  mehr  das  Gegenstück;  zu  den  Vereinigten  Staaten. 
Ein  selbst  durch  die  Natur  angedeutetes  Verhältnis,  da  das 
russische  Reich  in  seinem  östlichsten  Vorsprung,  wie  anderer- 
seits die  nordamerikanische  Union  in  ihrem  westlichsten  Vor- 
sprung, sich  fast  berühren;  dazwischen  nur  noch  die  schmale 
Behringstrasse,  welche  hier  die  ganze  alte  Welt  von  der  neuen 
trennt.  Denn  seine  ehemaligen  Besitzungen  in  Aljaska  hat 
Russland  bekanntlich  an  die  Union  abgetreten ;  wohl  nicht  ohne 
politische  Hintergedanken,  indem  es  sich  dadurch  der  Union 
gefällig  erweisen,  und  schon  im  Voraus  alle  etwa  in  Zukunft 
wegen  dieser  Besitzung  mit  der  Union  möglicherweise  ent- 
stehendeh  Differenzen  verhindern  wollte.  Eine  keineswegs 
unwichtige  Sache,  zumal  da  nun  das  britische  Nord- Amerika 
auf  seiner  Nordseite  wie  auf  seiner  Südseite  von  dem  Unions- 
gebiete umfasst  wird,  und  dadurch  wie  in  der  Zange  liegt 

Das  seit  Peter  I.  ununterbrochene  Anschwellen  des  russi- 
schen Reiches,  wovon  die  ganze  Geschichte  des  neueren  Europas 
kein  anderes  Beispiel  darbietet,  findet  ein  Seitenstück  nur  an 
den  Vereinigten  Staaten.  Und  wenn  das  Territorium  dieser 
ohne  Frage  den  Eindruck  eines  besonderen  Weltteils  macht, 
von  dem  russischen  Reiche  gilt  das  nicht  minder.     Wie  ferner 
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Nord-Amerika  durch  das  Felsengebirge  sich  in  zwei  Hälften 
teilt,  so  das  russische  Reich  durch  den  Ural.  So  weit  reicht 
in  dieser  Hinsicht  die  Aehnlichkeit.  Wird  aber  das  ünions- 
gebiet  von  zwei  Weltnieeren  bespült,  Russland  liegt  nur  an 
zwei  Binnenmeeren  und  an  dem  Eismeer.  Denn  was  es  im 
äussersten  Osten  an  der  Küste  des  pacifischen  Ozeans  bis  jetzt 
besitzt,  ist  doch  ein  so  rauhes  und  unwirtliches  Land,  dass 
es  für  den  Welthandel  kaum  in  Betracht  kommt,  wichtig 
nur  als  Ausgangspunkt  für  weiter  nach  Süden  fortschreitende 
Eroberungen.  Ist  darum  Russlands  kommerzielle  Lage  mit 
derjenigen  der  Vereinigten  Staaten  gar  nicht  zu  vergleichen, 
so  will  es  doch  immerhin  etwas  besagen,  dass  durch  Russland 
der  Landweg  nach  Hinterasien  führt,  und  dass  es  in  Asien 
zum  Teil  ein  natürliches  Handelsmonopol  besitzt.  Ist  zwar  mehr 
als  die  Hälfte  seines  ungeheuren  Gebietes  gar  nicht  anbaufähig 
mineralische  Schätze  fehlen  selbst  da  nicht,  und  das  anbau- 
fähige, zum  Teil  sogar  sehr  fruchtbare  Land  ist  doch  von 
solcher  Ausdehnung,  dass  dadurch  noch  eine  starke  und  rasche 
Vermehrung  seiner  bereits  über  100  Millionen  betragenden 
Bevölkerung  ermöglicht  wird,  ohne  dass  dadurch  die  sozialen 
Schwierigkeiten  entständen,  welche  in  unseren  schon  dicht- 
bevölkerten und  stellenweise  selbst  übervölkerten  Ländern  eine 
starke  Volksvermehrung  verursacht.  Ausserdem  liegt  in  der 
kommunistischen  Agrarverfassung  der  russischen  Bauerschaf- 
ten ein  wichtiges  Schutzmittel  gegen  die  Gefahren  eines  länd- 
lichen Proletariats. 

Bedrohen  uns  die  Vereinigten  Staaten  durch  das  in  Aus- 
sicht stehende  Uebergewicht  ihrer  ökonomischen  und  kulturellen 
Entwickelung ,  wenigstens  was  die  materielle  Kultur  betrifft, 
—  in  dieser  Hinsicht  freilich  wird  Russland  immer  weit  hinter 
dem  abendländischen  Europa  zurückbleiben.  Ein  Uebergewicht 
aber  seiner  militärischen  Kräfte  und  seiner  strate- 
gischen Stellung  kann  um  deswillen  nicht  minder  eintreten. 
Im  ausgesprochenen  Gegensatz  zu  den  Vereinigten  Staaten  ist 
eben  das  russische  Staatswesen  auf  militärische  Machtentwicke- 
lung und  auf  Eroberungen  gerichtet.  Erstarkten  jene  durch 
fortschreitende  Kolonisation,    welche   sich    mit   der  Axt   und 
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dem  Pflug  Bahn  brach ,  Russland  hlDgegen  geht  überall  mit 
dem  Säbel  voran,  welchem  erst  hinterher  Anbaaer  folgen. 
Und  so  ist  es  auch  vor  allem  bemQht,  die  ueunnterworfenen 
asiatischen  Völkerschaften  zu  militärischer  Verwendbarkeit  za 
organisieren.  Haben  wir  schon  im  Jahre  1813  Baschkiren 
in  Deutschland  gesehen,  so  würden  wir  gewiss  noch  andere 
asiatische  Völkerschaften  kennen  lernen,  falls  uns  noch  einmal 
russische  Armeen  besuchen  sollten.  Bedeutet  also  das  Vor- 
dringen Russlands  nach  Westen  nicht  zugleich  den  Einbruch 
des  Asiatentums  in  Europa ? 

Man  meine  doch  nicht,  dass  die  vielen  inneren  Gebrechen 
des  russischen  Staatswesens,  wie  namentlich  die  gräuliche 
Korruption  des  russischen  Beamtentums,  oder  die  jetzigen 
nihilistischen  Umtriebe ,  Russlands  weitere  Macbtentfaltung 
dauernd  hemmen  würden,  wenn  nicht  gar  zum  Zerfall  des 
Ganzen  führen  könnten.  Ein  Reich,  das  auf  einer  so  breiten 
Naturbasis  ruht,  und  durch  seine  geographische  Lage  nach 
aussen  hin  so  begünstigt  ist,  kann  darum  auch  weit  mehr 
aushalten  als  unsere  abendländischen  Staaten.  Nicht  minder 
ist  desgleichen  auch  das  russische  Volk  mit  einer  weit  grossem 
Passivkraft  ausgestattet  als  die  abendländischen  Völker.  Was 
diesen  unerträglich  wäre,  nimmt  es  mit  einer  an  Fatalismus 
grenzenden  Ergebung  hin.  Welches  andere  Volk  würde  einen 
Herrscher  ertragen  haben  wie  Ivan  den  Schrecklichen? 
Und  was  geschah  nun  nach  dem  Tode  dieses  Ungeheuers  —  fühlte 
sich  das  Volk  etwa  dadurch  erlöst?  Im  Gegenteil,  weinend 
und  klagend  lief  es  in  den  Strassen  von  Moskau  herum,  es 
fühlte  sich  wie  verwaist.  Das  lässt  uns  einen  Blick  thun  in 
die  Gemütsbeschaffenheit  dieses  Volkes.  Ist  es  noch  bis  heute 
roh  und  unwissend,  um  deswillen  lässt  es  sich  nicht  minder 
zu  Soldaten  drillen,  denen  zwar  die  persönliche  Initiative  ab- 
geht, die  aber  wie  die  Mauer  stehn;  an  blinden  Gehorsam 
gewöhnt,  liefert  also  dieses  Volk  das  Material  zu  furchtbaren 
Armeen.  Und  hat  es  keine  Spur  von  eigentlich  politischem 
Sinn  ,  gleichwohl  ist  es  für  die  russische  Grösse  von  einem 
tiefen  fast  religiösen  Gefühle   beseelt,  Russland   ist   ihm   das 
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heilige  Land.  Welche  Machtmittel  sind  damit  einer  energi- 
schen und  intelligenten  Regierung  in  die  Hand  gegeben! 

Gerade  wie  die  inneren  Gebrechen  der  nordamerikanischen 
Union  den  Machtaufschwung  derselben  nicht  zu  hemmen  ver- 
mögen werden,  so  yerhält  es  sich  in  dieser  Hinsicht  auch  mit 
Russland,  und  wiesen  wir  dabei  schon  auf  das  Beispiel  des 
alten  Römerreiches  hin,  mit  diesem  ist  das  militärisch  organi- 
sierte und  wesentlich  auf  Eroberung  gerichtete  russische  Reich 
gewiss  noch  weit  eher  vergleichbar  als  die  nordamerikanische 
Union.  Auch  hat  es  wie  diese  noch  den  besonderen  Vorteil, 
dass  seine  immer  neuen  Erwerbungen  sich  unmittelbar  an  das 
russische  Eernland  anschliessen  und  mit  demselben  zu  einem 
kompakten  Machtkörper  zusammenwachsen  können,  statt  dessen 
der  ganze  Umkreis  der  mediterranen  Geetadeländer ,  welche 
einst  das  Römerreich  bildeten,  von  Italien  aus  nur  durch 
künstliche  Mittel  zusammengehalten  werden  konnte.  Anderer- 
seits freilich  gab  eben  die  grosse  Mannigfaltigkeit  seiner  Be- 
standteile dem  Römerreiche  eine  ganz  andere  innere  Lebendig- 
keit, und  bietet  darum  seine  Geschichte  ein  so  wechselvolles 
Schauspiel  dar,  statt  dessen  die  Geschichte  des  modernen  Russ- 
lands im  Vergleich  dazu  gar  öde  und  monoton  erscheint.  Hat 
sie  etwas  Eisiges  und  Schreckliches,  ganz  entsprechend  dem 
Steppencharakter  und  dem  Elima  des  Landes,  dennoch  fehlt 
es  ihr  auch  nicht  an  Zügen  imponierender  Grossartigkeit,  die 
zum  Nachdenken  anregen  sollten. 

Erzählt  die  Geschichte  von  der  einstmaligen  Mongolen- 
herrschaft, die  östlich  sich  bis  nach  Peking  ausbreitete, 
und  deren  Wellenschläge  nach  Westen  hin  bis  an  das  Riesen- 
gebirge reichten ,  eben  das  ist  hinterher  für  Russland  zum 
Vorbild  seines  Strebens  geworden.  Hat  es  Jahrhunderte  lang 
selbst  unter  der  Herrschaft  der  Mongolen  gestanden ,  und  ist 
gewissermassen  aus  ihrer  Schule  hervorgegangen,  so  scheint 
es  nun  hinterher  auch  die  Erbschaft  dieses  Mongolenreiches 
antreten  zu  wollen.  Seiu  immer  weiteres  Vordringen  in  dem 
zentralen  und  östlichen  Asien  bildet  ja  offenbar  die  Gegen- 
strömung zu  der  früheren  mongolischen  Strömung.  Und  so 
entspricht  es  dem  grossen  Gange  der  Weltgeschichte,  dass  mf 
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die  Strömung  die  Gegenströmung  folgt ;  es  geht 
von  Osten  nach  Westen  und  dann  von  Westen  nach  Osten. 
Man  denke  an  Persien  und  Griechenland,  an  die  Araber  and 
an  die  EreuzzOge,  wie  desgleichen  an  das  s.  Z.  das  ganze 
Abendland  erschreckende  Einbrechen  der  türkischen  Horden, 
indessen  doch  heute  der  üeberrest  des  grossen  Türkenreiches 
fast  schon  unter  Vormundschaft  der  europäischen  Mächte  steht. 
Gibt  es  überhaupt  Gesetze  für  die  Bewegungen  der  Weltge- 
schichte, eben  dieses  Gesetz  der  Strömung  und  Gegenströmung 
muss  dann  jedenfalls  als  eines  der  wichtigsten  gelten. 

Warum  sollte  es  nun  Russland  nicht  gelingen  können, 
allmählich  ganz  Mittel-  und  Hinter-Asien  zu  unterwerfen, 
worauf  es  durch  Sibirien  schon  längst  seine  schwere  Hand 
gelegt,  und  unterstützt  durch  die  aus  dem  Abendland  einge- 
führten Eulturmittel ,  dann  das  Ganze  zu  einer  kompakten 
Macht  zu  gestalten,  noch  ausgedehnter  und  dabei  innerlich 
sehr  viel  mehr  gefestet  als  das  ehemalige  doch  nur  lose  zu- 
sammenhängende Mongolenreich.  Ein  Reich  also,  grösser  and 
gewaltiger  als  es  die  alte  Welt  jemals  gesehen. 

Hiernach  frage  ich :  können  wohl  die  abendländischen 
sogenannten  Grossmächte,  wie  das  heutige  Deutsche  Reich 
oder  Frankreich,  wenn  nicht  gar  auch  Italien,  sich  irgendwie 
mit  einem  Reiche  vergleichen,  das  eine  solche  Perspektive  vor 
sich  hat?  Mit  einem  Reiche,  welches  sich  schon  heute  von 
der  Prosna  bis  an  den  Amur  erstreckt,  welches  andererseits 
den  Kaukasus  weit  überschritten  hat,  und  sich  immer  weiter 
in  Zentralasien  ausbreitend,  schon  unverkennbar  darauf  aus- 
geht, um  für  seine  dortigen  Erwerbungen  den  Zugang  zum 
Meere  zu  eröffnen ,  auch  noch  bis  an  den  persischen  Meer- 
busen vorzudringen,  und  ein  solches  Reich,  das  sich  so 
augenfällig  als  eine  Weltmacht  darstellt ,  sollte  gleich- 
wohl nichts  anderes  sein  als  eine  europäische  Gross- 
macht! 

Bleibt  zwar  Russlands  Offensivkraft  bis  jetzt  noch 
weit  hinter  seiner  Defensivkraft  zurück,  das  folgt  aus 
der  unermesslichen  Schwierigkeit  einer  Konzentration  seiner 
Streitkräfte.   Und  diese  wieder  beruht  einerseits  auf  den  inneren 
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Mängeln  seiner  militärischen  Organisation ,  zumal  auch  rück- 
sichtlich der  Truppenyerpflegung ,  das  aber  kann  und  wird 
sich  fortwährend  yerbessem.  Entspringt  die  Schwierigkeit 
andererseits  aus  den  weiten  Entfernungen,  da  können  dann 
die  Eisenbahnen  helfen,  und  wie  sehr  Russland  seit  den  Er- 
fahrungen, die  es  im  Erimkriege  gemacht,  diesen  Punkt  auch 
in^s  Auge  gefasst,  davon  zeugt  die  Energie,  mit  welcher 
späterhin  immer  neue  Bahnen  in  Angriff  genommen  wurden, 
und  offenkundig  vorzugsweise  nach  strategischen  Rücksichten. 
Betrug  die  Länge  der  russischen  Bahnen  im  Jahre  1863  nur 
7000  Kilometer,  im  Jahre  1886  betrug  sie  schon  25  000  Kilo- 
meter. Schreitet  der  Bau  nach  demselben  Steigerungsverhältnis 
fort,  so  wird  Russland  zu  Ende  dieses  Jahrhunderts  wenigstens 
50  000  Kilometer  Eisenbahnen  besitzen,  was  dann  für  die  Be- 
weglichkeit seiner  Truppen  einen  erheblichen  Unterschied 
machen  wird. 

Endlich  noch  dies.  Ist  Russland  seit  dem  Wiener  Kon- 
gress  nicht  weiter  mehr  nach  Westen  vorgedrungen,  und  hat 
auch  keinen  Versuch  dazu  gemacht,  das  kann  uns  über  die 
Zukunft  nicht  beruhigen.  Russland  dürfte  eben  selbst  erkannt 
haben,  dass  seine  Offensivkraft  zu  einem  solchen  Wf^estück, 
wogegen  sich  alsbald  eine  grosse  Koalition  gebildet  haben 
würde,  doch  noch  zu  gering  gewesen  wäre.  Aber  Russland 
kann  ja  warten.  Enthält  es  sich  einstweilen  aller  Anschläge 
nach  Westen  hin,  um  so  weniger  hat  es  Angriffe  von  da  zu 
fürchten;  es  kann  sich  inzwischen  um  so  mehr  nach  Osten 
hin  ausbreiten,  und  an  der  Entwickelung  seiner  eigenen  Hilfs- 
mittel arbeiten.  Durch  solche  Enthaltsamkeit  hätte  es  also 
nichts  verloren  sondern  lediglich  gewonnen.  Lautet  ein  russi- 
sches Sprichwort:  >Ich  sitze  am  Ufer  und  warte  auf  Winde, 
das  gilt  auch  von  der  russischen  Politik.  So  steht  Russland 
an  seiner  westlichen  Grenze,  obwohl  in  voller  Rüstung,  doch 
ruhig  da,  bis  einmal  Umstände  eintreten  werden,  welche  ihm 
das  Ueberschreiten  dieses  politischen  Rubikon  gefahrlos  machen. 
Dann  würde  man  vielleicht  zu  spät  erkennen,  welche  Macht 
wirklich  dahinter  verborgen  war.  Und  hat  nicht  das  Testa- 
ment des  grossen  Peter  —  gleichviel  ob  es  echt  oder   ui^ter^ 
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geschoben  wäre  —  zum  Teil  sich  schon  wirklich  erfQllt? 
Damm  ^Discite  moniti!^  Denn  weltstörmerische  Projekte 
schlummern  im  Schosse  dieses  Reiches,  weiches  die  Erbschaft 
der  Dschingiskhane  antrat. 

IV. 

Erheblich  anders  als  die  Lage  der  kontinentalen  Gross- 
mächte ist  Englands  Lage,  worüber  wir  daher  noch  besonders 
zu  sprechen  haben.  Es  wird  dadurch  zugleich  ein  neues  Licht 
fallen    auf  die   innere  Unhaltbarkeit   des  Grossmachtssystems. 

Beruht  Englands  Machtstellung  wesentlich  auf  seinem 
Ober  alle  Erdteile  verbreiteten  Kolonialbesitz  und  seiner  damit 
zusammenhängenden  Seeherrschaft,  so  ergab  sich  daraus  die 
natürliche  Folge,  dass  mit  der  fortschreitenden  Entwickelung 
des  Weltverkehrs  die  aussereuropäischen  Interessen  für  Eng- 
land immer  mehr  in  den  Vordergrund  traten,  daher  es  sich 
um  deswillen  von  einer  aktiven  Beteiligung  an  den  spezifisch 
europäischen  Angelegenheiten  auch  um  so  mehr  zurückzog.  Sein 
Auftreten  im  Krimkriege  musste  schon  als  eine  Ausnahme 
gelten.  Während  der  Koalitionen  gegen  das  revolutionäre 
und  napoleonische  Frankreich  —  woraus,  wie  schon  gesagt, 
das  pentarchische  Grossmachtssystem  in  seiner  vollen  Form 
hervorging  —  hatte  hingegen  gerade  England  eine  hervor- 
ragende Rolle  gespielt,  und  recht  eigentlich  den  die  Koali- 
tionen zusammenhaltenden  Knoten  gebildet.  Aber  eben  während 
dieser  Kriegsperiode  hatte  es  seinen  Kolonialbesitz  noch  be- 
trächtlich vermehrt,  und  gewissermassen  erst  zum  Abschluss 
gebracht.  Seine  Seeherrschaft  fand  seit  dem  Tage  von  Tra- 
falgar  schon  keinen  Konkurrenten  mehr.  Nachdem  es  damit 
alles  ihm  Wünschenswerte  erreicht  hatte,  änderte  sich  nun 
seine  Politik.  An  den  legitimistischen  Restaurationstendenzen, 
welche  auf  den  Kongressen  von  Troppau  und  Verona  inau- 
guriert wurden,  mochte  es  sich  nicht  beteiligen.  Am  aller- 
wenigsten, als  es  sich  um  die  Wiederunterwerfung  der  abge- 
fallenen spanischen  Kolonieen  in  Amerika  handelte.  Es  an- 
erkannte vielmehr  die  Unabhängigkeit  derselben  und  scbloss 
vorteilhafte  Handelsverträge    mit  ihnen,  deeigleichen  mit  Bra* 
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silien.  Nach  der  Julirevolution  fiel  dann  auch  Frankreich 
von  dem  legitiraistischen  System  ab.  Seitdem  bildete  sich 
eine  besondere  Allianz  der  Westmächte  gegenüber  den  drei 
Ostmächten.  Das  pentarcbiscbe  Grossmachtskollegium  war 
damit  in  sich  selbst  gespalten,  es  konnte  nur  dadurch  scheinbar 
fortbestehen,  dass  die  westliche  Allianz  sich  mit  der  östlichen 
einigerraassen  balancierte,  wodurch  Kriege  zwischen  den  Gross- 
mächten selbst  einstweilen  noch  verhindert  wurden. 

Es  zeigte  sich  also,  dass  England  infolge  seines  unge- 
heuren Kolonialbesitzes,  wonach  sein  Herrschaftsgebiet  mehr 
als  doppelt  so  gross  ist  als  bis  jetzt  erst  das  Territorium  der 
Vereinigten  Staaten,  und  an  Ausdehnung  nahezu  dem  russi- 
schen gleichkommt ,  aus  einer  europäischen  Gross- 
macht  vielmehr  zu  einer  Weltmacht  geworden  war. 
Dabei  umfasst  das  britische  Herrschaftsgebiet  Länder  von 
sehr  viel  grösserem  natürlichen  Reichtum,  und  mit  einer  weit 
über  doppelt  so  grossen  Bevölkerung  als  das  russische  Reich. 
Darnach  geurteilt,  müsste  also  England  auch  wohl  als  die 
allergewaltigste  Weltmacht  erscheinen,  in  Wirklichkeit  aber 
steht  es  viel  anders  damit. 

Ruht  die  nordamerikanische  wie  die  russische  Weltmacht 
auf  dem  festen  Fundamente  natürlicher  Verhältnisse,  so  dass 
beide  als  natürliche  Weltmächte  zu  bezeichnen  sind, 
England  hingegen  stellt  nur  eine  künstliche  Weltmacht 
dar,  und  offenbar  von  sehr  prekärer  Existenz.  Die  verschie- 
denen Teile  seines  ungeheuren  Herrschaftsgebietes  bilden  keinen 
kompakten  Körper,  sie  sind  durch  weite  Meere  getrennt,  sie 
hängen  mit  England,  als  dem  Kern  des  Ganzen,  nur  zusammen 
durch  die  Flotte,  und  ebenso  unter  sich  selbst.  Nur  wie  mit 
Fäden  sind  sie  also  zusammengebunden;  Fäden,  welche  unter 
Umständen  zerreisen  oder  durchschnitten  werden  können.  Und 
wenn  die  allgemeinen  Umstände,  so  weit  man  in  die  Zukunft 
zu  blicken  vermag,  den  immer  weiteren  Machtaufschwung  der 
Vereinigten  Staaten  wie  Russlands  begünstigen ,  für  die  bri- 
tische Weltmacht  hingegen  beginnt  die  Lage  der  Dinge  immer 
ungünstiger  zu  werden. 

Die   Bevölkerung    von   Grossbritannien,   die   doch   allein 
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den  das  Ganze  zusammenhaltenden  Knoten  bildet,  kann  sieb 
jedenfalls  nicht  rasch  weiter  yermehren.  Ein  grosser  Teil  des 
jährlichen  Zuwachses  wird  durch  Auswanderung  aufgewogeOf 
statt  dessen  in  Russland  bei  geringer  Auswanderung  eine  nicht 
unbeträohtliche  Einwanderung  stattfindet;  und  wie  Tiel  mehr 
gilt  dasselbe  fQr  die  Vereinigten  Staaten.  Entspringen  ferner 
die  Hauptquellen  der  britischen  Macht  aus  Handel  und  Indu- 
strie, so  bewirkt  die  wachsende  Konkurrenz  der  kontinentalen 
Industriestaaten,  dass  diese  Quellen  bald  nicht  mehr  so  reich- 
lich fliessen  werden  als  bisher.  Was  endlich  die  englischen 
Kolonieen  anbetrifft,  da  liegt  es  in  dem  natürlichen  Zug  dei 
Dinge,  dass  erstarkte  Kolonieen  sich  unabhängig  machen.  Die 
Kolonieen  in  Nord- Amerika,  wie  desgleichen  in  Australien, 
dürften  sich  schon  in  naher  Zukunft  der  englischen  Oberhen- 
schaft  entziehen ,  die  ohnehin  nur  noch  geringe  praktische 
Bedeutung  hat,  da  diese  Kolonieen  in  der  Hauptsache  sich 
bereits  selbst  regieren.  England  scheint  auch  darauf  gefasst 
zu  sein ,  es  wird  eintretenden  Falls  gar  nicht  versuchen ,  sie 
mit  Gewalt  behaupten  zu  wollen;  wie  es  denn  auch  keine 
Garnisonen  mehr  dort  hält,  ausser  nur  in  Halifax.  Selbst  mit 
den  südafrikanischen  Kolonieen  steht  es  misslich,  seitdem  dort 
das  holländische  Element  sich  wieder  zu  regen  beginnt.  Von 
den  grossen  überseeischen  Besitzungen  bliebe  dann  schliesslich 
nur  noch  das  indische  Reich. 

Dass  es  dem  kleinen  und  fernen  England  gelingen  konnte, 
dort  seine  Herrschaft  zu  b^ründen  über  eine  Bevölkerung 
von  mehr  als  200  Millionen,  bildet  gewiss  das  glänzendste 
Zeugnis  seiner  Thatkraft  und  Staatsklugheit.  Das  indobritische 
Reich  gehört  ohne  Frage  zu  den  wunderbarsten  Gebilden  der 
Weltgeschichte ,  aber  nirgends  tritt  auch  das  künstliche 
Wesen  der  britischen  Weltherrschaft  so  augenfällig  hervor  als 
eben  da,  wie  desgleichen  die  prekäre  Zukunft  derselben.  Sind 
die  früher  dort  bestandenen  Sonderherrschaften  eingebomer 
Fürsten  fast  schon  alle  beseitigt  und  zu  einem  Herrschafts- 
gebiet verschmolzen,  wie  natürlich  ist  es,  dass  nun  auch  in 
der  Bevölkerung  des  Landes  allmählich  ein  Gefühl  ihrer  ge- 
meinsamen Interessen  erwacht;  was  offenbar  zu  einer  fQr  die 
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britische  Herrscbaft,  die  doch  entschieden  auf  Aasbeutung  des 
Landes  gerichtet  ist,  zu  einer  wachsend  ungQnstigen  Volks- 
stimmung  führen  muss.  Hat  zwar  England  andererseits  durch 
die  Einführung  so  mancher  Elemente  europäischer  Kultur  sich 
auch  Verdienste  um  dieses  Volk  erworben,  damit  hat  es  ihm 
zugleich  auch  neue  Waflfen  gegeben.  Und  schon  beginnen 
die  so  lange  erschlafften,  aber  eben  durch  die  europäischen 
Einflüsse  doch  einigermassen  aufgerüttelten  Hindu  Gedanken 
zu  äussern,  die  unverkennbar  auf  eine  dereinstige  Unabhängig- 
keit hinzielen. 

Dazu  kommt  noch  mehr,  dass  gerade  dort  der  britischen 
Herrschaft  auch  von  aussen  her  Gefahr  droht  durch  das  immer 
weitere  Vordringen  der  Russen  in  Turkestan,  wodurch  sie 
sich  allmählich  schon  dem  Hochgebirge  nähern,  welches  die 
Grenze  des  indischen  Reiches  bildet.  Man  sieht  hier,  von 
welcher  politischen  Bedeutung  doch  wirklich  das  unermessliche 
Territorium  ist.  Denn  welche  andere  Macht  könnte  England 
von  der  Landseite  aus  bedrohen,  ausser  nur  noch  die  Ver- 
einigten Staaten?  Hier  wie  dort  wäre  aber  der  wirklich  ge- 
fährdete Teil  nur  England. 

Was  konnte  denn  das  fernere  Vordringen  Russlands  auf 
jenem  Gebiete  verhindern,  wo  ihm  nur  barbarische,  unter  sich 
selbst  entzweite  Völkerschaften  entgegenstehn  ?  Völkerschaften 
ohne  alle  feste  Organisation,  die  auch  bei  den  häufigen  Thron- 
streitigkeiten in  den  dort  herrschenden  Familien,  welche  den 
Russen  so  bequeme  Gelegenheit  zur  Einmischung  bieten,  gar 
nicht  mehr  aufkommen  kann.  Die  Ausbreitung  der  russischen 
Herrschaft  erfolgt  hier  wie  mit  elementarer  Gewalt.  Und  die 
Sache  von  einem  höheren  Standpunkt  aus  betrachtet,  —  wäre 
es  denn  überhaupt  nur  wünschenswert,  dass  das  Russentum 
gerade  da  zurückgedrängt  würde,  wo  es  vergleichsweise  zivili- 
sierend wirkt?  Jedenfalls  vermag  England,  weil  seine  Herr- 
schaft in  Asien  der  natürlichen  Grundlage  entbehrt,  dem 
russischen  Vordringen  fast  nichts  entgegen  zu  setzen  als  diplo- 
matische Machinationen,  indem  es  die  dortigen  Völkerschaften 
für  sich  selbst  zu  gewinnen  sucht.  Das  kann  aber  Russland 
auch  j    und    vermöge   seines   eigenen   halbasiatischen   Wesens 
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versteht  es  sich  auf  die  Behandlung  der  dortigen  Völkerschaften 
und  ihrer  Machthaber  vielleicht  doch  noch  besser  als  England. 
Dabei  hat  es  dort  seine  Armee  zur  Hand,  welche  der  rassischen 
Diplomatie  einen  ganz  andern  Nachdruck  gibt.  So  gewinnt 
Russland  eine  Position  nach  der  andern,  und  steht  schon  heute 
in  einer  för  England  gar  bedrohlichen  Stellung  da. 

In  fast  höhnender  Weise  hat  dies  vor  mehreren  Jahren 
der  russische  General  Scobolew  den  Engländern  geradezu  in*8 
Gesicht  gesagt:  sie  möchten  doch  bedenken,  dass  von  Merw 
nicht  mehr  gar  weit  nach  Herath  sei,  als  dem  StQtzpankt  ai 
einem  Zuge  Ober  den  Hindukusch,  wozu  in  Transkaukasien 
und  Turkestan  eine  Armee  von  300000  Mann  schon  immer 
bereit  stände ;  würde  dann  Russland  mit  dieser  Truppenmacht 
die  Gebirgspässe  besetzen ,  und  von  da  aus  die  Bevölkerung 
Ostindiens  zur  Abschüttelung  des  britischen  Joches  aufrufen, 
so  dürfte  es  mit  dem  angloindischen  Eleiche  vorbei  sein.  So 
dieser  Russe,  und  in  der  That,  die  angloindische  Aroiee^ 
deren  Mannschaften  bis  auf  einen  kleinen  Bruchteil  selbst  nur 
aus  Eingeborenen  bestehen,  möchte  in  diesem  Falle  kaum  lange 
Stand  halten. 

In  einer  einzigen  grossen  Katastrophe  könnte  möglicher- 
weise die  ganze  britische  Weltmacht  zusammenbrechen,  deren 
Aufbau  doch  Jahrhunderte  gekostet,  deren  Springfedern  aber 
fast  nur  in  den  ungeheuren  Kapitalien  liegen,  die  sich 
durch  den  Handel  und  durch  die  Ausbeutung  der  Naturschätze 
fremder  Länder  allmählich  in  England  ansammelten.  Darin 
ist  dieses  Land  dem  alten  Karthago  vergleichbar  und 
längst  verglichen.  Die  angloindischa  Armee  zumal  ist  ganz 
wie  die  der  Kathager  aus  allerlei  fremdem  Volk  gebildet,  zu 
einem  militärischen  Körper  formiert  und  zusammengehalten 
nur  durch  die  Disziplin  und  durch  den  Sold.  Ist  nicht  selbst 
die  eigentlich  englische  Armee,  da  ihre  Mannschaften  nur 
aus  angeworbenen  Leuten  bestehen,  gewissermassen  als  ein 
Gebilde  des  Kapitalismus  anzusehn  ?  So  bestand  auch  die  aller- 
dings sehr  wichtige  Hilfe,  welche  England  vordem  in  den 
Koalitionskriegen  gegen  Frankreich  leistete,  vornehmlich  in 
den  Subsidien,    die  den   koalierten  Mächten   gezahlt   wurden« 
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Ein  Krieger  volk  sind  eben  die  heutigen  Engländer  schon 
längst  nicht  mehr,  wie  es  ja  auch  die  eigentlichen  Karthager, 
trotz  ihres  Hannibal,  wohl  nicht  gewesen  waren;  um  so  mehr 
aber  die  Elömer,  deren  Wesen  in  dieser  Hinsicht  in  Russland 
wieder  aufgelebt  ist.  Kommt  es  nun  einmal  zu  einem  ent- 
scheidenden Kampf  zwischen  der  Kapitalmacht  und  der  Militär- 
macht, so  wird  die  letztere  schliesslich  immer  triumphieren. 
Wie  charakteristisch  ist  doch  das  englische  Wort  ^money 
is  power€ ,  welches  allmählich  den  Sinn  bekam ,  dass  Geld 
Oberhaupt  den  wesentlichen  Kern  der  Macht  bilde,  wonach 
man  dann  auch  sagen  könnte  ^ power  is  money^.  Indem  sich 
aber  die  Kapitalien  in  England  so  anhäuften,  dass  eine  ge- 
winnreiche Anlegung  derselben  in  der  Heimat  immer  schwie- 
riger wurde,  wie  der  niedrige  dortige  Zinsfuss  bekundet, 
drängte  hinterher  das  angehäufte  Kapital  selbst  zu  immer 
weiterer  Ausdehnung  des  auswärtigen  Handels,  und  darum  zu 
immer  neuen  Landerwerbungen;  wie  andererseits  immer  kolos- 
salere Fabriken  entstanden,  die,  da  sie  nur  noch  für  den 
Export  arbeiten  konnten ,  selbst  wieder  auf  die  Ausbeutung 
fremder  Länder  zielten.  In  beider  Hinsicht  geriet  man  in*s 
Masslose.  Den  ganzen  Erdball ,  soweit  er  sich  noch  nicht  in 
festen  Händen  befand,  wollte  England  für  sein  Ausbeutungs- 
system in  Beschlag  nehmen,  und  weil  es  wirklich  schon  einen 
so  grossen  Teil  desselben  unter  seine  Herrschaft  gebracht,  sah 
es  sich  hinfort  wie  eine  besondere  sich  selbst  genügende  Welt 
an,  für  die  es  keine  andere  Maxime  mehr  gab  als  rücksichts- 
lose Verfolgung  des  eigenen  Interesses.  Ging  es  damit  einst- 
weilen glücklich  vonstatten,  das  bestärkte  umsomehr  in  dieser 
aller  Ideen  entbehrenden  Politik.  Immer  nur  auf  den  augen- 
blicklichen Gewinn  gerichtet,  übersah  man  aber  dabei  die 
Unsicherheit  der  Grundlagen,  worauf  das  ganze  Gebäude  der 
englischen  Weltmacht  ruhte,  wie  andererseits  die  bedenklichen 
Zustände,  die  sich  inzwischen  in  der  eigenen  Heimat  entwickel- 
ten. Habsucht  macht  blind  und  stumpft  die  Geister  ab.  Was 
würde  aber  geschehen ,  wenn  im  Innern  ReTolutionsstürme 
ausbrächen,  welche  die  Entfaltung  der  englischen  Staatskraft 
in  demselben  Momente  lähmten ,  wo   die   äusseren  Schwierig- 
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keiten  vielmehr  die  höchste  Auspannung  der  Staatskraft  er« 
belachten  ?  Und  würde  nicht  ßussland  eben  solche  Gelegenheit 
nach  Möglichkeit  auszunutzen  suchen? 

Ist  jetzt  das  Projekt  auf  die  Bahn  gebracht,  die  weitzer- 
streuten Eolonieen  durch  föderative  Bande  unter  sich 
selbst  wie  mit  dem  britischen  Macbtkern  zu  einem  lebendigen 
Körper  zu  vereinigen,  der  dann  jedem  äusseren  Angriff  ge- 
wachsen wäre,  —  das  dürfte  ein  aussichtsloser  (jedanke  sein. 
Auf  andere  zuverlässige  Verbündete  würde  aber  EIngland  auch 
kaum  rechnen  können ,  denn  überhaupt  war  die  englische 
Politik  seit  lange  nicht  dazu  angethan,  bei  andern  Mächten 
Sympathie  zu  erwecken.  Das  wiederholt  brutale  Auftreten 
Englands  gegen  schwache  Staaten  raubte  ihr  sogar  das  Ge- 
präge einer  gewissen  Grossartigkeit,  und  sein  nicht  selten 
illoyales  Verfahren  in  anderen  Ländern  Revolutionen  zu  be- 
günstigen oder  geradezu  anzustiften ,  um  sich  dadurch  dort 
eine  starke  Partei  zu  bilden,  musste  die  Regierungen  mit 
Misstrauen  erfüllen.  Mag  andererseits  England  allerdings  sich 
wohl  rühmen  dürfen,  den  Samen  politischer  Freiheit  auf  dem 
Kontinent  ausgestreut  zu  haben,  dessen  bedarf  es  heute  nicht 
mehr.  Auch  hat  sich  England  immer  so  reichlich  dafür  be- 
zahlt gemacht,  dass  jedenfalls  die  Völker  ihm  keinen  Dank 
mehr  schulden,  während  hingegen  der  Druck  der  englischen 
Seeherrschaft  sehr  allgemein  empfunden  wurde. 

Ein  Bedauern  würde  darum  der  Sturz  der  englischen 
Weltmacht  kaum  irgendwo  erregen.  Weit  eher  würde  man 
mit  Schadenfreude  auf  das  grosse  Ereignis  blicken,  welches 
ja  keinen  wahrhaft  tragischen  Charakter  hätte,  weil  das  Ge- 
bäude der  englischen  Weltmacht  doch  weit  weniger  auf  mora- 
lischen Kräften  als  auf  der  überragenden  Kapitalmacht  beruht. 
Trotzdem  hätte  die  Sache  noch  eine  andere  Seite.  Denn  un- 
streitig bildete  die  englische  Weltmacht  bisher  doch  ein  Gegen- 
gewicht gegen  die  nordamerikanische  wie  gegen  die  russische 
Weltmacht,  welche  beide  sich  dann  um  so  gewaltiger  anfthun 
und  bald  vielleicht  auch  um  so  rücksichtsloser  auftreten  würden, 
wenn  sie  nur  noch  Mächte  gegenüber  hätten,  von  denen  zu 
einem  wirksamen  Eingreifen  in  die   grossen  Weltverhältnisse, 
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(Or  sich  allein,  keine  befähigt  ist.     Das  bliebe  dabei  wohl  zu 
erwägen. 

Noch  mehr  aber  sollte  England  selbst  endlich  zur  Be- 
sinnung darüber  kommen,  zu  welchem  leeren  Hochmut  es 
sich  hinaufgeschroben,  wenn  es  sich  für  eine  eigene  sich  selbst 
genügende  Welt  ansieht.  Beherrscht  es  in  Indien  eine  Volks- 
masse  von  mehr  als  200  Millionen,  und  beruht  gerade  darauf 
zu  allermeist  das  Prestige  seiner  Weltstellung,  ich  sage:  das 
von  Disraeli  geschaffene  angloindische  Kaisertum 
ist  nur  ein  in  der  Luft  schwebendes  Phantom  ohne  das 
Königreich  England,  als  der  alleinigen  Grundlage 
worauf  die  ganze  britische  Weltmacht  sich  stützt.  Was  ist 
aber  dieses  Königreich ,  wenn  nicht  ein  Glied  des  abend- 
ländischenEuropas,  aus  welchem  es  einst  hervorging? 
Und  so  wird  es  zuletzt  auch  das  gemeinsame  Geschick  mit 
demselben  teilen  in  den  grossen  Wendungen  der  Weltgeschichte, 
die  unserm  Zeitalter  bevorstehen,  und  woraus  auch  für  Eng- 
land Gefahren  entspringen,  gegen  welche  es,  allein  auf  sich 
selbst  angewiesen,  sich  nicht  mehr  zu  schützen  vermag.  Denn 
es  kann  das  immer  weitere  Vorrücken  der  Russen  in  Zentral- 
asien auf  die  Dauer  nicht  hindern,  so  gewiss  als  von  dieser 
Seite  her  der  russischen  Macht  überhaupt  nicht  beizukommen 
wäre.  Möglich  ist  das  nur  auf  ihrer  westlichen  Grenze,  von 
wo  aus  die  kontinentalen  Militärmächte  einen  so  wirksamen 
Druck  auszuüben  vermöchten,  dass  es  infolge  dessen  von  seinen 
Anschlägen  auf  Indien  wohl  ablassen  müsste.  Wie  kämen  aber 
diese  Mächte  dazu,  England  zu  Liebe  solche  Anstrengungen 
zu  machen,  worauf  England  sich  wahrlich  keinen  An- 
spruch erworben  hätte.  Es  müsste  seinerseits  erst  ein  ganz 
anderes  Verhalten  vorausgegangen  sein,  wonach  England  seine 
Weltmacht  nicht  bloss  zu  seinem  eigenen  Vorteil  auszunutzen, 
sondern  derart  zu  handhaben  hätte,  dass  es  dabei  vielmehr 
als  der  Prodominus  des  ganzen  abendländischen  Europas 
aufträte,  wie  namentlich  in  Indien.  Anstatt  die  Welt  für  sich 
allein  in  Beschlag  nehmen  zu  wollen,  müsste  es  nach  dem 
Grundsatz  handeln  >1eben  und  leben  lassen«,  und  überhaupt, 
anstatt  wegen  seiner  Weltstellung  sich  immer  mehr   von   der 
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Gemeinschaft  mit  den  abendländischen  Kontinentalstaaten  zih 
rückzuziehen,  müsste  es  vielmehr  selbst  nach  Kräften  dahin 
wirken,  dass  das  ganze  abendländische  Europa  sich  zu  einer 
Gesamtpol  itik  verbände.  Dass  dabei  vorweg  das  ganze 
bisherige  Grossmachtssjstem  aufzugeben  wäre,  spricht  ftlr 
sich  selbst. 

Dm  aber  einen  solchen  Umschwung  der  englischen  Politik 
einleiten  und  durchführen  zu  können ,  dazu  gehörte  freilich 
erst  eine  tiefgreifende  Veränderung  der  seit  lange  in  England 
aufgekommenen  allgemeinen  politischen  Denkweise ,  wovon 
leider  bis  heute  keine  Anzeichen  vorliegen.  Und  es  gehörten 
Staatsmänner  dazu  von  der  Charakterstärke  und  der  Greistes- 
weite  eines  Pitt  oder  Canning ,  die  aber  noch  keine  eben- 
bürtigen Nachfolger  fanden.  So  befindet  England  sich  jetzt 
in  einer  verhängnisvollen  Lage. 


Mag  man  sich  auch  über  die  volle  Bedeutung  des  bereits 
begonnenen  politischen  Umschwungs  noch  lange  nicht  recht 
klar  geworden  sein  ,  —  ein  instinktives  Gefühl  davon ,  dass 
die  europäische  Politik  in  die  W  e  1 1  p  o  l  i  t  i  k  über- 
geht, scheint  sich  doch  schon  überall  zu  regen.  Denn  woher 
sonst  die  fast  fieberhafte  Hast,  mit  der  man  in  dem  letzten 
Jahrzehnt  auf  neue  Kolonisationsunternehmungen 
anfing  und  noch  heute  ausgeht,  drängte  sich  nicht  die  Ueber- 
zeugung  auf,  dass  zu  einer  aktiven  Beteiligung  an  der  Welt- 
politik das  europäische  Heimatland  keine  genügende  Basis 
bieten  würde.  Man  sucht  darum  Stützpunkte  dazu  in  der 
fernen  Welt  selbst  zu  gewinnen.  Ueberhaupt  scheint  den 
westeuropäischen  Nationen  ihr  Vaterland  zu  eng  zu  werden. 
In  unserem  Zeitalter  ein  sehr  erklärliches  Gefühl,  nachdem 
es  ja  durch  die  Eisenbahnen  dahin  gekommen  ist,  dass  unsere 
Länder  fast  nur  noch  eine  Tagereise  lang  und  breit  sind. 
Den  Eindruck  wirklich  grosser  Gebiete  können  sie  da  nicht 
mehr  machen,  gleichviel  ob  sie  Grossmächte  heissen. 

Was  nun  auf  dem  Gebiete  der  Kolouialpolitik  in  letzter 
2ieit  von  den  verschiedenen  Ländern  geschehen,  brauchen    wir 
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hier  nicht  einzeln  anzuführen.  För  uns  handelt  es  sich  nur 
darum :  welche  Aussichten  wohl  alle  diese  Kolonisationsunter- 
nehmungen darbieten  möchten  im  Hinblick  auf  die  grossen 
Wendungen  der  Weltverhältnisse?  Da  wird  dann  vorweg  un- 
bestreitbar sein,  dass  jedenfalls  diese  Unternehmungen  niemals 
die  grosse  weltgeschichtliche  Bedeutung  gewinnen  können, 
welche  einst  die  durch  die  Entdeckung  Amerikas  hervorge- 
rufene Kolonisation  wirklich  gehabt  hat.  Die  neue  Welt  mit 
europäischen  Ansiedlern  zu  bevölkern,  wie  namentlich  in 
Nord- Amerika  und  später  in  Australien,  und  dadurch  ein 
neues  Europa  zu  schaffen ,  das  ist  doch  gewiss  für  die 
Gesamtentwickelung  der  Menschheit  von  unermesslicher  Wich- 
tigkeit gewesen.  Blieb  zwar  in  dem  spanischen  und  portu- 
giesischen Amerika  die  europäische  Einwanderung  verhältnis- 
mässig viel  geringer,  und  fand  man  da  zum  Teil  eine  schon 
ziemlich  dichte  und  einigermassen  kultivierte  Bevölkerung  vor, 
die  darum  auch  späterhin  von  der  Gesamtbevölkerung  der 
spanischen  und  portugiesischen  Kolonieen  bei  weitem  die 
Hauptmasse  bildete,  dieses  eingeborene  Element  wurde  aber 
sofort  in  eine  dienende  Stellung  herabgedrückt.  Es  nahm 
darauf  allmählich  die  Religion  und  Sprache  seiner  europäischen 
Herrn  an,  so  dass  doch  selbst  in  diesem  Teil  Amerikas  eine 
der  europäischen  ähnliche  Zivilisation  aufkommen  konnte. 
Damit  erstand  in  der  neuen  Welt  wirklich  ein  Seitenstück  zu 
dem  alten  Europa.  Und  dies  war  das  Werk  eigentlich  so  zu 
nennender  Kolonisation,  wenngleich  die  dortigen  spani- 
schen und  portugiesischen  Kolonieen  eine  viel  niederere  Stufe 
kolonialer  Entwickelung  bezeichnen  als  die  Kolonieen  in  Nord- 
Amerika  und  auf  dem  australischen  Kontinent. 

Wurde  andererseits,  gleichzeitig  mit  der  Entdeckung 
Amerikas,  der  neue  Seeweg  nach  Ostindien  aufgefunden,  so 
konnten  freilich  eigentliche  Kolonieen  mit  einer  der  europäi- 
schen ähnlichen  Zivilisation  infolge  dessen  in  dem  südlichen 
Asien  nicht  begründet  werden.  Nur  Ausbeutungsge- 
biete  oder  Herrschaftsgebiete  waren  dort  zu  ge- 
winnen, sei  es,  dass  die  europäischen  Nationen  über  diese 
Gebiete   eine    formliche   Herrschaft   oder    nur   eine   Art   von 
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Schutzherrscbaft  ausübten.  Immerbin  mag  man  dann  Ton 
kolonialen  Herrscbaftsgebieten  reden,  da  die  Begrfindung 
solcber  Herrscbaftsgebiete  allerdings  mit  den  grossen  Eoloni- 
sationsuuternehmungen  zusammenhing,  aber  von  den  eigent- 
lieben  Kolonieen  sind  sie  doch  gar  sehr  verschieden.  Nur 
bei  diesen  kann  man  ja  auch  von  einem  Mutterlande 
und  Tochterlande  reden,  hingegen  würde  es  dem  natür- 
lichen Gefühl  widerstreben,  wollte  man  etwa  das  heutige  anglo- 
indische  Reich  ein  englisches  Tochterland  ^)  nennen. 
Möchte  auch  die  englische  Herrschaft  dort  noch  Jahrhunderte 
fortbestehen,  niemals  würde  Indien  dadurch  zu  einer  Art  von 
neuem  England  werden,  wie  es  allerdings  die  Vereinigten 
Staaten  wurden,  und  ähnlich  wie  mit  dem  angloindischen 
Reiche  verhält  es  sich  mit  den  holländischen  Besitzungen. 
Die  Javanesen  sind  kein  holländisches  Tochtervolk,  sie  waren 
längst  schon  dagewesen,  noch  ehe  von  Holland  die  Elede  war, 
und  werden  niemals  ein  holländisches  Gepräge  annehmen. 

Hat  also  das  unternehmen  des  grossen  Vasco  de  Gama 
zwar  nicht  zur  Begründung  eigentlicher  Kolonieen  gefQhrt, 
die  dann  ein  neues  Europa  darstellten,  gleichwohl  war  es  eine 
hochwichtige  Sache,  dass  Europa  von  da  an  in  direkte  Verbin- 
dung mit  Indien  und  selbst  mit  Hinterasien  trat.  Der  Grang 
des  Welthandels  erfuhr  dadurch  eine  tiefgreifende  Veränderung. 
Sind  dann  in  die  von  den  Portugiesen  eröffnete  Bahn  später- 
hin Holländer ,  Franzosen  und  Engländer  eingetreten ,  was 
wesentlich  Neues  könnte  nun  die  heutige  Kolonialpolitik  noch 
leisten  ? 

Man  wird  auf  Afrika  hinweisen ,  zumal  auf  das  tro- 
pische Afrika ,  allein  die  Küsten  desselben  waren  ja  durch 
die  Portugiesen  schon  längst  bekannt  geworden ,  auch  später 
von  verschiedenen  Nationen  allmählich  mit  zahlreichen  Han- 
delsfaktoreien   besetzt.     Nur   das  Innere  dieses  weiten  6e- 


1)  KoloDieen  braachen  keine  TochterlftDder  im  engsten  Sinne  des 
Wortes  zu  sein;  reines  Tochterland  Englands  ist  ja  nicht  einmal  die 
Union.  Der  Herr  Verfasser  engt  den  Begriflf  der  Kolonie  sichtlich  auf 
den  der  sog.  »Ackerbaukolonie«  ein.  Vergl.  die  »kolonialpolitischen 
Studien«  dieser  Zeitschrift.  Anm.  d.  Red. 
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bietes  war  noch  unerschlossen  geblieben.  Welche  Resultate 
werden  aber  dort  zu  erreichen  sein?  Sind  zwar  die  dortigen 
Plateauländer  für  den  Europäer  nicht  geradezu  verderblich, 
wie  es  unstreitig  von  den  Küstenstrichen  gilt,  an  eine  einiger- 
massen  zahlreiche  Einwanderung  ist  auch  da  nicht  zu  denken ; 
der  Anbau  des  Landes  müsste  immer  von  den  Eingeborenen 
geschehen.  Eigentliche  Kolonieen  wie  in  der  neuen  Welt,  und 
vielleicht  auch  noch  im  Eaplande,  könnten  also  dort  nie 
aufkommen,  nur  koloniale  Herrschaftsgebiete 
oder  Schutzgebiete  werden  dort  zu  erwerben  sein. 
Darauf  allein  scheint  man  auch  selbst  nur  zu  rechnen,  um- 
somebr  aber  verspricht  man  sich  von  diesen  Unternehmungen 
in  Zukunft  reichen  Handelsgewinn.  Werden  sich  denn  die 
hochgespannten  Erwartungen  dereinst  erfüllen?  Es  wird  er- 
laubt sein  daran  zu  zweifeln. 

Beruft  man  sich  dabei  auf  die  grosse  Wichtigkeit,  welche 
doch  in  dieser  Hinsicht  für  England  sein  indisches  Reich 
habe,  dieser  Vergleich  ist  jedenfalls  unstatthaft.  Indien  war 
schon  seit  vielen  Jahrhunderten,  noch  ehe  es  Europäer  betraten, 
ein  Kulturland  gewesen,  mit  grossen  Städten,  stattlichen 
Bauwerken  und  glänzenden  Fürstenhofen ,  überhaupt  an  und 
für  sich  selbst  schon  ein  reiches  Land  zu  nennen.  Desgleichen 
war  das  indische  Volk  schon  längst  an  regelmässige  Thätig- 
keit  gewohnt,  des  Anbaues  seines  grossen  Landes  beflissen 
und  zu  manoichfaltiger  Arbeit  geschickt.  So  lieferte  es  viele 
Produkte,  die  eine  umfängliche  Ausfuhr  ermöglichten,  wofür 
dann  europäische  Waren  eingetauscht  wurden.  Auch  die 
Malaienvolker  auf  den  holländischen  indischen  Inseln 
sind  wenigstens  schon  halbzivilisiert  zu  nennen ,  und 
nicht  entfernt  mit  afrikanischen  Negerhorden  zu  ver- 
gleichen. Diese  müssten  erst  einen  gewissen  Kulturgrad  er- 
reichen, damit  sie  sich  des  Anbaues  ihres  Landes  befleissigten, 
um  dann  für  ihre  Produkte  europäische  Fabrikate  einzutau- 
schen. Hauptaufgabe  wäre  also  vorweg  die  Kultivierung 
dieser  Horden ,  wenn  der  Handel  mit  ihnen  dereinst  von 
grossem  Belang  werden  sollte.  Wie  schwierig  wird  sich  aber 
diese  Aufgabe  erweisen! 
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Die  europäischen  Einwanderer  werden  schon  wegen  ihrer 
jedenfalls  sehr  geringen  Anzahl  keinen  grossen  Einfluss  auf 
die  Sitten  und  auf  das  wirtschaftliche  Qebahren  der  Neger 
gewinnen  können.  Qeberhaupt  ist  die  Elufb  zwischen  Weissen 
und  Schwarzen  so  gross,  dass  ein  inniger  Verkehr  zwischen 
beiden  nicht  leicht  aufkommen  kann.  Die  dem  weissen  Manne 
so  widerwärtige  Hautausdünstung  der  Schwarzen  bildet  dabei 
sogar  ein  physisches  Hindernis.  Es  scheint  demnach,  zu  einer 
erfolgreichen  Einwirkung  auf  die  Kultivierung  der  Neger 
werden  andere  Leute  gehören.  Am  besten  gewiss,  wenn  es 
selbst  Neger  wären,  die  eben  schon  eine  beträchtlich  höhere 
Kultur  besässen.  und  wäre  etwa  an  solche  schwarzen  Kultur- 
träger gar  nicht  zu  denken? 

Seit  der  Sklavenemanzipation  in  Nord-Amerika  haben 
die  Neger  dort  schon  merkliche  Fortschritte  gemacht.  Ist 
erst  eine  neue,  schon  in  der  Freiheit  geborene  Generation 
herangewachsen,  die  wird  dann,  im  Vergleich  zu  den  Neger- 
horden in  Afrika  allerdings  als  ein  kultiviertes  Volk  gelten  können. 
In  Nord- Amerika  selbst  werden  aber  die  Neger,  soweit  auch 
ihre  Bildung  fortschreiten  möchte,  trotz  der  gesetzlichen 
Gleichheit  immer  nur  als  eine  niedere  Rasse  angesehen  werden. 
Sollte  das  nicht  bald  viele  von  ihnen,  und  zumal  den  gebil- 
deteren Teil,  dazu  veranlassen  nach  Afrika  zurückzuwandern, 
dessen  Klima  ihnen  ja  zusagen  würde,  und  wo  sie  von  vorn- 
herein vielmehr  eine  hervorragende  Stellung  einzunehmen  hoffen 
dürften?  Die  ünionsregierung  würde  einen  Abzug  ihrer  schwar- 
zen Bevölkerung,  die  doch  auf  das  Ganze  herabziehend  wirkt, 
gewiss  begünstigen,  und  andererseits  von  dieser  Rückwande- 
rung zugleich  Handelsvorteile  zu  ziehen  wissen.  Kämen  ja 
die  auswandernden  Neger  in  Afrika  als  amerikanische 
Bürger  an,  sie  würden  ohne  Zweifel  vielfache  Verbindungen 
mit  Amerikanern  unterhalten  oder  selbst  neue  begründen. 
Wären  sie  also  für  die  Neger  in  Afrika  das  kultivierende 
Element,  andererseits  würden  sie  für  die  Nordamerikaner  die 
natürlichen  Handelsagenten  sein,  wodurch  der  Einfluss  Nord- 
Amerikas  in  Afrika  allmählich  so  stark  werden  dürfte»  dass  er 
den  europäischen  Einfluss  ganz  verdrängte.     Die  europäischen 
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Schutzherrschaften  würden  sich  dann  nicht  lange  mehr  halten 
können,  und  am  Ende  hätte  man  dort  nur  den  Yankees  Tor- 
gearbeitet. 

Freilich  ist  damit  nur  eine  Mutmassung  aufgestellt,  aber 
eine  Mutmassung,  die  dem  grossen  weltgeschichtlichen  Gesetze 
der  Strömung  und  Rückströmung  entspricht,  und  mit  welchem 
man  in  den  Problemen  der  Weltpolitik  rechnen  müssen  wird. 
Uebt  Nord- Amerika  bereits  einen  sehr  fühlbaren  Einfluss  auf 
das  abendländische  Europa,  von  woher  seine  weisse  Bevölke- 
rung kam ,  sollte  es  nicht  bald  auch  eine ,  und  dereinst  viel- 
leicht noch  entscheidendere  Einwirkung  auf  das  tropische 
Afrika  äussern,  woher  es  seine  schwarze  Bevölkerung  empfing? 
und  liesse  sich  nicht  der  Gedanke  fassen,  dass  gerade  die  harte 
Schule  der  amerikanischen  Sklaverei  der  Neger  hinterher  hätte 
dazu  dienen  müssen,  die  Kultivierung  der  Negervölker  in  Afrika 
zu  ermöglichen?  Jedenfalls  wird  man  nicht  leugnen  wollen, 
dass  darin  eine  würdigere  Auffassung  von  dem  grossen  Gange 
der  Weltgeschichte  läge,  als  wenn  man  in  einer  so  erstaun- 
lichen Erscheinung  wie  die  amerikanische  Negersklaverei  — 
da  ja  die  üeberführung  der  Neger  nach  Amerika  eine  Art 
von  Völkerwanderung  darstellte  —  nur  ein  zufälliges  Ereignis 
erblickte,  welches  lediglich  dazu  gedient  hätte,  den  Plantagen- 
bau in  Amerika  zu  ermöglichen,  und  die  Gewinnsucht  der 
Plautagenbesitzer  zu  befriedigen. 

Sei  es  aber :  unsere  Zukunftshypothese  würde  sich  dereinst 
nicht  bestätigen,  sondern  möchten  vielmehr  die  neuen  Kolonisa- 
tionsuutemehmungen  in  Afrika,  wie  desgleichen  in  Neu- 
Guinea  und  auf  den  kleinen  Inseln  in  der  Südsee,  sich  einer 
gedeihlichen  Entwicklung  erfreuen  und  dabei  auch  auf  eine 
gesicherte  Zukunft  rechnen  dürfen,  —  unter  allen  umständen 
wären  dadurch  doch  nur  femliegende  Herrschaftsgebiete  ge- 
wonnen. ,  Allerdings  Stützpunkte  für  ein  aktives  Eingreifen 
in  die  Weltpolitik,  deren  Besitz  aber  von  dem  europäischen 
Herrschaftslande  aus  verteidigt  werden  müsste,  und  anderer- 
seits auswärtigen  Feinden  neue  Angriffspunkte  darböte.  Durch 
weite  Räume  von  dem  europäischen  Herrschaftslande  getrennt, 
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könnten   sie  niemals   mit    demselben   zu    einem    Machtkörper 
zusammenwachsen. 

Wie  viel  aber  gerade  auf  den  territorialen  Za- 
sammenhang  ankommt,  zeigt  das  Beispiel  unserer  eigenen 
grossen  Eolonisationsunternehmungen  im  Mittelalter,  wodurch 
bekanntlich  das  ganze  heutige  östliche  und  zumal  nordöstliche 
Deutschland  erst  deutsch  geworden  ist.  Ein  Gebiet  von  solcher 
Wichtigkeit  für  Deutschland,  dass  die  Gesamtmacht  des  heu- 
tigen Reiches  zum  guten  Teil  darauf  beruht;  selbst  die  neue 
Beichshauptstadt  liegt  darin,  nebst  einer  ganzen  Reihe  unserer 
Grossstädte.  Hing  nun  das  deutsche  Ordensland  an  der  Weich- 
8  e  l  nur  auf  seiner  schmalen  Seite  mit  dem  deutschen  Gesamt- 
körper zusammen,  mit  welchem  es  darum  auch  nicht  recht 
zusammenwachsen  konnte,  so  ging  es  dann  auch  hinterher 
für  drei  Jahrhunderte  wieder  verloren,  und  musste  erst  wieder 
zurückgewonnen  werden.  Und  was  geschah  mit  unserer  ehe- 
maligen Kolonie  an  der  D  ü  n  a ,  die  überhaupt  keinen  terri- 
torialen Zusammenhang  mit  Deutschland  gehabt  hatte,  wie 
sie  ja  auch  7on  der  See  aus  begründet  war?  Infolge  dessen 
konnte  sie  auswärtigen  Feinden  noch  viel  weniger  widerstehen, 
und  scheint  schon  längst  für  Deutschland  unwiederbringlich 
verloren  zu  sein.  Gleichwohl  waren  auch  dort  deutsche  Städte 
gegründet  und  die  deutsche  Sprache  zur  Herrschaft  gelangt, 
was  hingegen  in  unseren  afrikanischen  Schutzherrschaften 
wohl  schwerlich  jemals  geschehen  dürfte. 

In  Nord-Amerika  nun  vollzog  sich ,  und  vollzieht 
sich  noch  immerfort,  ein  ähnlicher  Kolonisationsprozess  als 
einst  im  östlichen  Deutschland,  vor  allem  im  Nordosten.  Sind 
doch  alle  die  heutigen  Unionsstaaten,  westlich  von  dem  Alle- 
gahny-Gebirge,  selbst  nur  neue  Eolonieen  der  alten  Eolonieen 
an  der  atlantischen  Küste.  Diese  neuen  Kolonieen  boten  aber 
nicht  etwa  äussern  Feinden  auch  neue  Angriffspunkte  dar,  so 
dass  sie  besonders  hätten  verteidigt  werden  müssen ,  sondern 
unmittelbar  mit  den  alten  Kolonieen  einen  gemeinsamen  Körper 
bildend,  wurde  dieser  Körper,  in  demselben  Masse  als  er  sich 
ausbreitete  und  seiue  Macht  dadurch  wuchs,  zugleich  auch 
um  so  weniger  angreifbar.    Und  so  geht  es  noch  immer  weiter. 
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Wird  die  Union  aller  menschlichen  Voraussicht  nach  dereinst 
auch  noch  das  ganze  britische  Nord- Amerika  erwerben,  von 
da  an  wird  sie  so  gut  wie  unangreifbar  sein,  und  einen  so 
grossen,  wie  zugleich  so  kompakten  und  abgerundeten  politi- 
schen Körper  darstellen,  dass  die  ganze  Weltgeschichte  nichts 
Aehnliches  darbietet;  dazu  mit  einer  nach  Hunderten  von 
Millionen  zählenden  Bevölkerung.  Gewiss  eine  Macht,  die 
dann  schon  durch  ihr  blosses  Dasein  in  der  ganzen  weiten 
Welt  von  entscheidenstem  Einfluss  sein  mu3S. 

Erheblich  anders  als  mit  Nord-Amerika  yerhält  es  sich 
freilich  insofern  mit  dem  russischen  Reiche,  als  sein 
fortschreitendes  Anwachsen  nur  zum  kleineren  Teil  auf  wirk- 
licher Kolonisation  beruhte  und  noch  heute  beruht.  Nach 
Westen  hin  hat  es  sich  überhaupt  nur  durch  Eroberung  aus- 
gebreitet; was  es  jenseits  des  Kaukasus  und  in  Zentralasien 
erwarb,  ist  zunächst  auch  nur  erobertes  Land,  mit  erst  spär- 
lichen russischen  Ansiedelungen,  die  hingegen  in  Sibirien 
schon  von  beträchtlicher  Bedeutung  und  in  stetigem  Fort- 
schritt begriffen  sind.  Infolge  dieser  seiner  Ausbreitung  durch 
fortschreitende  Eroberungen  umfasst  das  russische  Reich  so 
viele  verschiedenartige  Völkerschaften,  die  einen  guten  Teil 
seiner  Gesamtbevölkerung  ausmachen.  Auch  kann  es  nie  einen 
so  abgerundeten  Machtkörper  bilden  wie  das  von  zwei  Welt- 
meeren begrenzte  Nord-Amerika.  Trotzdem  aber  bleibt  es 
doch  von  entscheidender  Wichtigkeit,  dass  alle  die  grossen 
Erwerbungen,  welche  dieses  Reich  in  den  letzten  Jahrhunderten 
gemacht,  mit  dem  eigentlichen  Russland  in  ununterbrochenem 
territorialem  Zusammenhang  stehen  und  insofern 
einen  einheitlichen  Machtkörper  bilden.  Auch  wird  es  dadurch 
um  so  eher  ermöglicht,  dass  die  innere  Verschiedenartigkeit 
seiner  Bevölkerung  doch  mit  der  Zeit  einigermassen  über- 
wunden werden  kann.  Thatsächlich  schreitet  die  Russifizie- 
rung  der  fremden  Elemente  unleugbar  fort.  Sollten  nun  von 
aussen  her  nicht  etwa  Russland  feste  Schranken  gesetzt  werden, 
so  lange  es  noch  Zeit  dazu  sein  möchte,  so  wird  es,  auf  seiner 
unermesslichen  Naturbasis  ruhend,  dereinst  als  eine  ebenso 
imponierende   Weltmacht    daßteb^n    wie    andererseits    Nord*« 
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Amerika.  Freilich  eine  innerlich  viel  anders  geartete  Welt- 
macht, aber  wegen  der  ihr  uuvertilgbar  eingepflanzten  &- 
obemngstendenzen  für  das  ganze  abendländische  Enropa  mr 
um  so  bedrohlicher. 

Kehren  wir  hierauf  wieder  zu  der  Kolonialpolitik  znröck, 
so  wird  es  ja  fttr  alle  Zeiten  das  redendste  und  grossartigst« 
Denkmal  der  Thatkraft  der  abendländischen  Nationen  bleiben, 
dass  durch  ihre  Kolonisationsunternehmungen  jenseits  des 
Ozeans  eine  der  europäischen  ähnlichen  Zivilisation  begrQndet 
wurde,  ein  Gebiet  umfassend,  yielmal  grösser  als  das  ganze 
alte  EiUropa,  und  im  Vergleich  zu  welchem  das  eigene  Gebiet 
jener  Nationen  zur  verschwindenden  Grösse  herabsinkt.  Aach 
entsprang  daraus  für  sie  selbst  zeitweilig  ein  beträchtlicher 
Machtgewinn,  noch  mehr  ein  hohes  politisches  Prestige.  Eine 
neue  und  sichere  Grundlage  ihrer  Macht  konnten  sie  aber 
dadurch  nicht  gewinuen,  weil  die  kolonialen  Besitzungen  doch 
nur  fernabliegende  Gebiete  waren,  deren  Behauptung  selbst 
weit  mehr  Schutzmassregeln  erheischte,  als  dass  dem  europäi- 
schen Mutterlande  oder  Herrschaftslande  von  da  aus  Beistand 
geleistet  wäre. 

Wie  wenig  ist  namentlich  den  Portugiesen  von 
ihren  ehemals  so  ausgedehnten  transozeanischen  Besitzungen 
geblieben!  Ihre  grosse  Kolonie  in  Südamerika  bildet  schon 
seit  lange  ein  selbständiges  Reich,  ftlr  die  Weltpolitik  ohne 
Frage  viel  wichtiger  als  das  heutige  Portugal.  So  bedeuten 
auch  die  spanischen  Republiken  in  Amerika  zusammen- 
genommen heute  schon  viel  mehr  als  Spanien  selbst,  welches 
doch  ein  Jahrhundert  hindurch  eine  imponierende  Weltmacht 
dargestellt  hatte ;  freilich  nur  eine  künstliche  Weltmacht, 
wie  es  späterhin  England  wurde.  Was  ist  femer  aus  Prank- 
reichs ehemaligen  grossen  Besitzungen  in  Nord- Amerika 
geworden,  wie  andererseits  in  Vorder-Iudien,  wo  es  zeitweilig 
mit  England  gewetteifert  hatte?  Und  was  es  heute  in  Hinter- 
Indien besitzt,  dürfte  ihm  auch  wenig  Segen  bringen.  Mag 
Holland  von  seinem  indischen  Kolouialgebiete  noch  heute 
erheblichen  Gewinn  ziehen ,  für  seinen  Handel  wie  för  seine 
Staatskasse,  würde  es  aber  einmal  selbst  angegriffen,  da  würden 
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ihm  jene  Besitzungen  nichts  helfen.  Die  Erfahrung  hat  das 
schon  wiederholt  gezeigt.  Auch  England  hat  durch  den 
Abfall  der  Vereinigten  Staaten  die  allerwichtigste  seiner  eigent- 
lichen Kolonieen  wieder  verloren.  Haben  doch  die  Vereinigten 
Staaten  jetzt  bereits  eine  yielmal  grössere  weisse  Bevölkerung 
als  die  noch  übrigen  englischen  Kolonien  zusammengenommen, 
während  das  angloindische  Reich,  wie  schon  gesagt,  über- 
haupt keine  eigentliche  Kolonie  darstellt.  Sind  aber  Englands 
transozeanische  Besitzungen  noch  immer  so  weit  über  die  Erde 
verbreitet,  dass  es  danach  allerdings  eine  Weltmacht  bildet, 
so  haben  wir  auch  gesehen,  wie  sehr  es  dieser  Weltmacht 
an  einer  natürlichen  Basis  fehlt,  und  wie  misslich  es  um  ihre 
Zukunft  steht.  Käme  es  einmal  in  Asien  zu  einem  ernstlichen 
Zusammenstoss  mit  Russland,  wie  geringen  Beistand  würde 
dann  England  von  allen  seinen  Kolonieen  zu  erwarten  haben  ! 

Welch  ein  folgenreicher  Unterschied  also  darin  liegt,  ob 
der  Machtanwuchs  eines  Reiches  auf  dessen  stetig  fortschrei- 
tender Ausbreitung  beruht,  wie  es  mit  den  Vereinigten  Staaten 
und  mit  Russland  der  Fall  ist,  oder  nur  auf  der  Elrwerbung 
fernliegender  und  zerstreuter  Gebiete,  wird  hiermit  zur  vollsten 
Deutlichkeit  gebracht  sein.  Liegt  es  zwar  schon  in  der  Natur 
der  Dinge,  dass  es  nicht  anders  sein  kann,  so  hat  uns  doch 
ein  Blick  auf  die  schliesslichen  Resultate  der  grossen  Koloni- 
sationsunternehmungeu  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  noch 
den  historischen  Beleg  dazu  geliefert.  Und  danach  werden 
die  neuen  Kolonisationsunternehmungen  unserer  Tage  zu  be- 
urteilen sein.  Denn  welchen  Wert  und  Erfolg  sie  auch  an 
und  für  sich  haben  möchten ,  klar  ist  jedenfalls ,  dass  dabei 
die  für  das  ganze  abendländische  Europa  so  bedrohliche  Per- 
spektive einer  dereinstigen  erdrückenden  Uebermacht  der 
Vereinigten  Staaten,  wie  andererseits  des  russischen  Reiches, 
unverändert  fortbestehen  bliebe. 

Würde  nach  dem  allen  nun  schliesslich  die  Frage  erhoben : 
was  denn  statt  dessen  zu  geschehen  hätte,  um  diesen  Gefahren 
vorzubeugen?  —  das  beträfe  freilich  gerade  die  unmittelbar 
praktische  Seite  der  Sache,  darauf  aber  näher  einzugehen,  würde 
mit  dem  wesentlich  thatsächlichen  Charakter  unserer  Betrach- 
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tangen  anTereinbar  gewesen  sein.  Es  würde  Tielmehr  ein 
besonderes  und  ganz  anders  geartetes  Thema  bflden,  wobei 
es  weit  weniger  auf  die  Thatsachen  selbst  ankäme  als  auf 
Kritik,  nnd  anf  die  Begründung  ron  Postolaten.  Die  vor- 
stehenden Erortemngen  hingegen  sollten  nnr  zur  Anscfaaaang 
bringen:  wie  die  Verhältnisse  bereits  wirklich  li^en,  und 
wohin  der  natürliche  Zng  der  fortschreitenden  Elntwickelung 
gerichtet  ist 


II.  Miszellen. 


Ans  den  Stataten  der  Kasse  für  Alten-,  InTaliden-  and  Belikten- 
Tersorgrangr  für  die  stftndigren  Arbeiter  der  K.  Bayer.  Staatseisen- 
bahnrerwaltong: 

§  1.  Die  Kasse  fKr  Alters-,  Invaliden-  und  Relikten- Versorgung 
für  die  ständigen  Arbeiter  der  königlich  bayerischen  Staatseisenbahnen 
hat  den  Zweck:  a)  den  ständigen  Arbeitern  der  bayerischen  Staats- 
eisenbahn-, sowie  der  Bodenseedampfschiffahrts-  und  Kanal- Verwaltung 
im  Falle  des  Eintrittes  dauernder  Arbeitsunfähigkeit  einen  ihrer  Dienst- 
zeit (Mitgliedschaft)  und  Leistung  entsprechenden  jährlichen  Pensions- 
bezug; b)  den  Witwen  uod  Waisen  der  ständigen  Arbeiter  eine  in 
bestimmtem  Verhältnisse  zu  der  vom  Manne  erdienten  Pension  stehende 
jährliche  Zuwendung  (Witwen-  und  Waisengeld) ;  c)  beim  Ableben  der 
Witwen  von  Kassenmitglied em,  dann  der  Pensionäre,  sowie  ihrer  Frauen 
und  Witwen  eine  einmalige  Unterstützung  (Sterbegeld)  zu  gewähren. 

§  5.  l)  Die  während  der  Mitgliedschaft  geleisteten  Beiträge,  so- 
weit sie  nicht  auf  die  Deckung  der  Kasse  für  die  durch  die  Mitglied- 
schaft getragene  Belastung  zu  verrechnen  sind,  werden  den  freiwillig 
Ausscheidenden  zur  Hälfte,  den  unfreiwillig  ohne  Verschulden 
Entlassenen  im  vollen  Betrage  zurückvergütet.  2)  Die  Rückvergütung 
an  freiwillig  Ausscheidende  unterbleibt,  sofern  durch  Ausspruch  der 
Verwaltung  festgestellt  wird,  dass  der  Ausgeschiedene  wegen  Verschul- 
dens zu  entlassen  gewesen  wäre.  3)  Im  Falle  des  Eintrittes  in  statuts- 
mässige  Stellung  findet  eine  Rückvergütung  nicht  statt ;  jedoch  bleiben 
den  auf  diese  Weise  ausscheidenden  Kassenmitgliedem  ihre  zur  Zeit 
des  Ausscheidens  etwa  der  Kasse  gegenüber  erworbenen  Ansprüche  in- 
solange  gewahrt,  bis  sie  einen  Pensionsanspruch  auf  Grund  ihrer  An- 
stellung erworben  haben.  4)  Der  Rückzahlungsbetrag  wird  auf  Grund 
des  anliegenden  Tarifs  berechnet. 

§  8.  Die  Einnahmen  der  Kasse  bestehen:  a.  aus  dem  Eintritts- 
gelde  von  1  Mark  50  Pf.,  welches  jedes  Mitglied  am  ersten  oder  zweiten 
Löhnungstage  nach  seiner  Aufnahme  in  die  Kasse  zu  entrichten  hat. 
b.  aus  den  fortlaufenden  Mitgliederbeiträgen;  c.  aus  den  laufenden 
Zuschüssen  der  Eisenbahnverwaltung  und  aus  den  auf  Grund  besonderer 
gesetzlicher    Bestimmung   der  Kasse  zugewiesenen   Zinsen   besonderer 
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Fonds;  d.  aus  den  SUnsen  der  jeweils  vorhandenen  Best&nde;  e.  aas  den 
anfallenden  Ordnungsstrafgeldem,  dann  aus  Schenkungen  und  sonstigen 
Zuwendungen. 

§  9.  1)  Jedes  Mitglied  hat  als  laufenden  Beitrag  an  die  Kasse 
denjenigen  Teilshetrag  seines  jährlichen  rechnnngsm&ssigen  Lohnein- 
kommens zu  entrichten,  welcher  nach  Massgabe  des  beiliegenden  Tarifes 
seinem  Lebensalter  zur  Zeit  des  Beitritts  zur  Kasse  entspricht.  2)  Die 
bei  der  Gründung  der  Kasse  vorhandenen  mehr  als  40jährigen  Arbeit« 
haben  den  Jahresbeitrag  der  40jährigen  zu  entrichten.  3)  Das  rech- 
nungsmässige  Lohneinkommen,  welches  auch  der  Pensionsbemeaeang  sn 
Grunde  gelegt  wird,  beträgt  bei  durchschnittlichem  Wochenvesdienst 
von  mehr  als  24  Mk.  jährlich  1400  Mk.  (Tarifklasse  la),  von  21  -  24  Mk. 
jährlich  1200  Mk.  (Tarifklasse  Ib),  von  18-21  Mk.  jährlich  1000  Mk. 
(Tanfklasse  II),  unter  18  Mark  jährlich  750  Mk.  (Tarifklasse  III).  Die 
Ermittelung  des  Wochenverdienstes  erfolgt  fär  jedes  Kassenmitglied 
nach  der  Zahl  der  Tage,  fttr  welche  regelmässig  Löhnung  erfolgt,  ans 
einem  von  der  Staatseisenbahn- Verwaltung  bestimmten  festen  Lohnsatie. 

§  14.  Die  Pension  beträgt  für  das  Kassenmitglied  nach  fOnl^ih- 
riger  Mitgliedschaft  15  pCt.  des  reohnungsmässigen  Lohneinkommeas 
und  steigt  mit  jedem  weiter  zurückgelegten  vollen  Jahre  der  Mitglied- 
schaft um  1  pCt  bis  zum  Höchstbetrage  von  40  pOt.  des  rechnungs- 
massigen  Lohneinkommens,  aus  welchem  zuletzt  Beiträge  entrichtet 
worden  sind.  Für  die  ausnahmsweise  vor  Zurücklegimg  einer  f&nQ8Ji- 
rigen  Mitgliedschaft  (§12,  Abt».  2)  pensionsberechtigten  Arbeiter  be- 
trägt die  Pension  15  pCJt.  des  entsprechenden  reohnungsmässigen  Lohn- 
einkommens. 

§  18.  Das  Witwengeld  beträgt  (vorbehaltlich  einer  Bestimmung 
in  §  23)  zwei  Fünftel  der  vom  Manne  erdienten  Pension. 

§  21.  Das  Waisengeld  wird  bis  zum  vollendeten  15.  Lebensjahre 
der  Kinder  gewährt  und  beträgt:  a.  für  Kinder,  deren  Mutter  lebt, 
und  zur  Zeit  des  Todes  des  Mitgliedes  zum  Bezüge  von  Witweng^d 
berechtigt  war,  ein  Dritteil  des  Witwengeldes  fE&r  jedes  Kind;  b.  für 
Kinder,  deren  Mutter  nicht  mehr  lebt,  oder  zur  Zeit  des  Todes  des 
Mitgliedes  zum  Bezüge  von  Witwengeld  nicht  berechtigt  war,  die 
Hälfte  des  Witwengeldes  für  jedes  Kind. 

§  24.  1)  Die  Kasse  gewährt  ein  Sterbegeld  im  Betrage  von  30  Mk. 
a.  beim  Tode  eines  Pensionärs;  b.  beim  Tode  der  Ehefrau  eines  Pen- 
sionärs, soferne  sie,  wenn  an  ihrem  Todestage  der  Mann  verstorben 
wäre,  pensionsberechtigt  gewesen  wäre;  c  beim  Tode  der  Witwe  eines 
Kassenmitgliedes  oder  eines  Pensionärs,  welche  bis  zu  ihrem  Ableben 
die  Witwen -Pension  bezogen  hat.  2)  War  die  Ehe&au  oder  Witwe 
Mitglied  einer  aufgrund  gesetzlicher  Vorschrift  errichteten  Krankenkasse, 
so  wird  das  Sterbegeld  nur  insoweit  gewährt,  als  das  seitens  der  Kranken- 
kasse zu  zahlende  Sterbegeld  hinter  dem  Betrage  von  30  Mk.  zurückbleibt 
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§  27.  1)  Der  KassenTorstand  besteht  aus:  a.  fQnf  in  der  General- 
versammlung Ton  den  Vertretern  der  Kassenan gehörigen  auf  die  Daner 
von  fQnf  Jahren  gewählten  Bütgliedern;  b.  zwei  Mitgliedern,  welche 
hiezu  von  der  OberaufsichtebehOrde  ernannt  werden. 

§  40.  Vorstehende  Satzangen  treten  yom  l.  Oktober  1888  an  in 
Wirksamkeit  Die  Beiträge  beginnen  in  der  Tarifklasse  I  a  und  1  b 
von  Mk.  21.14  und  steigen  bis  zum  46.  Lebensjahr  auf  Mk.  39.78,  gehen 
dann  successive  bis  zum  70.  Lebensjahre  auf  Mk.  0.11  zurück.  In  der 
Tarifklasse  II  beginnen  die  Beiträge  mit  Mk.  17.65,  steigen  bis  Mk.  38.24 
und  gehen  auf  Mk.  0.10  zurück.  In  der  III.  Klasse  beginnen  die  Bei- 
träge mit  Mk.  12.65,  steigen  bis  Mk.  23.97  nnd  gehen  bis  Mk.  0.08 
zurOck. 


Das  LoBdoner  j^Abkommen  ttber  die  Onterdrllokang  der  Zacker- 
prfimien  awisohen  Bnglaadf  DeataoUand ,  Oesterreioh-Üngarn ,  Bel- 
gien«  Spanien,  Italien,  Holland  und  Bnssland^ :  »Die  hohen  vertrag- 
achliessenden  Mächte  haben,  von  dem  Wunsche  beseelt,  durch  wechsel- 
seitige Verpflichtungen  die  oflenen  wie  die  versteckten  Zuckerprämien 
gänzlich  zu  unterdrücken,  beschlossen,  zu  diesem  Zweck  eine  Ueberein- 
kunft  abzuschliessen ,  und  haben  sich  über  die  folgenden  Artikel  ge- 
einigt: Art.  1.  Die  hohen  vertragschliessenden  Mächte  verpflichten 
sich,  Massregeln  zu  treffen ,  welche  eine  unbedingte  und  vollständige 
Bürgschaft  dafür  bieten,  dass  keine  offene  oder  versteckte  Prämie  auf 
die  Erzeugung  oder  die  Ausfuhr  von  Zucker  gewährt  wird.  Art.  2. 
Die  hohen  vertragschliessenden  Mächte  verpflichten  sich,  die  Stener  auf 
für  den  Verbrauch  besimmte  Zuckermengen  zu  erheben,  ohne  für  die 
Ausfuhr  einen  Rückzoll  oder  Vergütung  der  Steuer  oder  einen  Abzug 
zu  bewilligen,  welcher  die  Bedeutung  irgend  einer  Prämie  haben  kann. 
Zu  diesem  Zwecke  verpflichten  sie  sich,  die  Zuckerfabriken,  die  Fabri- 
ken, welche  auch  Baffinerien  besitzen,  und  die  Fabriken  zur  Erzeugung 
von  Zucker  aus  Melasse  unter  beständiger  bei  Tag  und  Nacht  auszu- 
übender Aufsicht  der  Steuerbehörde  unter  ZoUverschluss  zu  stellen.  Die 
Fabriken  sollen  deshalb  so  eingerichtet  sein,  dass  sie  jede  Bürgschaft 
gegen  die  heimliche  Wegschaffung  von  Zucker  bieten,  und  die  besagten 
Behörden  sollen  Vollmacht  haben,  alle  Teile  der  Fabriken  zu  besich- 
tigen. Kontrollbücher  sollen  bei  einem  oder  bei  mehreren  Prozessen 
der  Erzeugung  geführt  und  der  fertige  Zucker  soll  in  besonderen  La- 
gerräumen untergebracht  werden,  welche  alle  geeigneten  Sicherheite- 
bürgschaften geben.  Als  eine  Ausnahme  zu  dem  Prinzip  des  ersten 
Paragraphen  dieses  Artikels  mag  Rückvergütung  oder  Abzug  der  Steuer 
gewährt  werden  bei  Zucker,  welcher  bei  der  Herstellung  von  für  die 
Ausfuhr  bestimmter  Chokolade  und  anderen  Artikeln  verwandt  wird, 
derart  jedoch,  dass  dadurch  keine  Prämie  entsteht.  Art.  3.  Die  hohen 
vertragschliessenden   Mächte  verpflichten  sich,   Raffinerien  demselben 
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System  m  onterwerfen  wie  Zuoker&briken.    Jedes  Land   mag   nichts- 
destoweniger  ein  Raffineriekonto  führen ,    um   durch   da«  System   der 
Zuckergehaltaroessung  oder  dnrcb    irgend   eine   andere  Erg&nzongsanf- 
sicht    das   Anfkommen    von    Ausfuhrprämien   zu    Terhindem.     Art.  4. 
England  rerpflichtet  sich,  keinen  Differentialzoll  za  erbeben  von  EU>hr- 
oder  Bflbenzucker,  welcher  aus  Ländern,  überseeischen  Provinzen,  Ko- 
lonien oder  auswärtigen  Besitzungen  eingeführt  wird,   welche   an  der 
Uebereinkunft  teilnehmen.     So  lange  die  Uebereinkunffc  besteht ,   soll 
auf  Rübenzucker  kein  höherer  Zoll  gelegt  werden  als  auf  Rohrzucker 
bei  der  Einfuhr  nach  England,  den  Kolonien  und   auswärtigen  Besitz- 
ungen des  britischen  Reichs,  welche  an  der  Uebereinkunft  teilnehmen. 
Femer  soll  Zucker,  welcher  ans  den  besagten  Kolonien  u.  s.  w.    nach 
England  eingefnhrt  wird,  keinen  Gebühren  unterliegen ,  welche   nicht 
ebenfalls  für   Zucker  nationaler   Herkunft    oder   Herstellung    gelten. 
Art.  5.    Die  hohen  vertragschliessenden  Mächte  und  ihre  fiberseeiachen 
Provinzen,  Kolonien,  auswärtigen  Besitzungen,  welche  Zucker  nicht  be- 
steuern oder  an  die  Ausfuhr  von  rohem  oder  gereinigtem  Zucker,  Me- 
lasse oder  Glukose   keinen  BflckzoU,    Rückvergütung   oder  Abzug  an 
Steuer  oder  Quantum  bewilligen ,  unterliegen   den  Bestimmungen  der 
Art  2  und  3  nicht,  so  lange  sie  eines  dieser  Systeme  aufrechterhalten. 
Im  Falle  irgend  eines  Wechsels  sollen  sie  das  in  Art.  2  und  3  entwor- 
fene System  annehmen.    Rnssland,  welches  die  Steuer  von  der  ganzen 
fertigen  Zackermenge  in  einer  Rate  erhebt  und   welches  für  die  Aus- 
fuhr aller  Zuckerarten  eine  Bückvergütung  bewilligt,   welche  dieaelbe 
nicht  übersteigt,  ist  in  derselben  Lagpe  wie  die  in  den  früheren  Para- 
graphen erwähnten  Mächte ,   so  lange  es   bei   seinem  jetzigen  System 
verbleibt.    Art.  6.    Die  hohen  vertragschliessenden  Mächte  bilden  eine 
permanente  internationale  Kommission  behufs  Ueberwachung  der  Aus- 
führung der  Bestimmungen  dieses  Abkommens;   dieselbe  soll  sich  aus 
Vertretern  der  verschiedenen  Mächte  zusammensetzen,  ein  permanentes 
Bureau  soll  mit  derselben  verknüpft  sein.    Die  Vertreter  sollen  ange- 
wiesen sein:    a.  zu  untersuchen,  ob  die  Gesetze,  Vorschriften  und  Re- 
gulative über  Zuckersteuern  im  Einklang  mit  den  in  den  vorhergehen- 
den Artikeln  niedergelegten  Grundsätzen  stehen  und  ob  in  der  Praxis 
für  die  Ausfuhr  von  Zucker,  Melasse  oder  Glukoee  irgend   eine  Prämie 
bewilligt  wird  ;    h.  über  strittige  Fragen  eine  Meinung  auszusprechen; 
c.  Beitrittsgesuche  von  Staaten  in  Behandlung  zu  nehmen,    welche  an 
der  UebereinstimrauDg   nicht   teilgenommen    haben.    Das   Bureau    soll 
Nachrichten  aller    Art  über  Zuckergesetzgebung,   Zuckerstatistik  nicht 
nur  aus  den  Vertragsländern,  sondern  aus  allen  andern  sammeln,  über- 
setzen, ordnen  und  veröffentlichen,    um  die  Ausführung  dieser  Bestim- 
mungen zu  sichern,  sollen  die  Vertragsroächte  auf  diplomatischem  Wege 
die  Gesetze,  Vorschriften,  Regulative  über  Zuckersteuer,  welche  in  ihren 
Ländern  bestehen,  ferner  das  statistische  Material,  welches  den  Zwecken 
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des  Abkommens  entspricht,  der  englischen  Begierong  mitteilen,  welche 
dieselben  an  die  Kommission  vermittelt.  Jede  der  Vertragsmächte  soll 
in  der  Kommission  durch  einen  Vertreter  and  einen  Ersatsmann  ver- 
treten sein.  Die  erste  Zusammenkunft  der  Kommission  soll  in  London 
nach  Inkrafttreten  des  Abkommens  erfolgen ;  in  derselben  soll  die  Kom- 
mission Statuten  ffir  ihre  innere  Einrichtung  ausarbeiten  und  einen 
Bericht  Aber  die  ihr  von  der  englischen  Regierung  unterbreiteten  Ge- 
setze und  Vorlagen  vorbereiten.  Die  Kommission  hat  nur  Vollmacht, 
zu  beau&ichtigen  und  2u  untersuchen,  sie  wird  Aber  alle  ihr  unterstell- 
ten Fragen  Bericht  erstatten  und  denselben  der  englischen  Regierung 
zustellen ,  welche  denselben  an  die  beteiligten  Mächte  vermittelt  und 
auf  Ansuchen  einer  der  Vertragsmächte  eine  Konferenz  zusammenruft 
welche  die  erforderlichen  Entscheidungen  und  Massregeln  beschliesst. 
Die  Kosten  des  permanenten  Bureaus  und  der  Kommission  sollen  mit 
Ansnahme  der  Gehälter  oder  Spesen  der  Vertreter,  welche  von  ihren 
Ländern  erstellt  werden,  von  allen  Vertragsländern  getragen  und  unter 
ihnen  in  einer  von  der  Kommission  zu  bestimmenden  Art  verteilt  wer- 
den. Art.  7.  Vom  Tage  des  Inkrafttretens  dieses  Abkommens  an  soll 
aller  roher  und  gereinigter  Zucker,  Melasse  und  Qlukose,  welcher  aus 
den  überseeischen  Provinzen,  Kolonien  oder  auswärtigen  Besitzungen 
irgend  eines  Landes  kommt,  welche  offene  oder  versteckte  Prämien  auf 
Herstellung  oder  Ausfuhr  von  Zucker  gewähren,  von  den  Gebieten  der 
Vertragsmächte  ausgeschlossen  sein.  Jede  Vertragsmacht  soll  die  not- 
wendigen Massregeln  treffen,  um  rohen  oder  gereinigten  Zucker,  Me- 
lasse und  Glukose,  welche  von  offenen  oder  versteckten  Prämien  Nutzen 
gezogen  haben,  von  ihrem  Gebiet  auszuschliessen,  entweder  durch  Ein- 
fuhrverbot oder  durch  Zölle,  welche  den  Betrag  der  Prämie  notwendig 
übersteigen  müssen  und  welche  den  nicht  prämiengeniessenden  Zucker 
aus  den  Vertragsländern  nicht  treffen.  Die  Vertragsmächte  werden  sich 
ins  Einvernehmen  setzen  über  die  Massregeln,  welche  die  Kommission 
etwa  als  notwendig  erachtet,  um  dieses  Ergebnis  zu  erzielen  und  um 
prämiengeniessenden  Zucker  bei  der  Durchfuhr  durch  ein  Vertragsland 
von  dem  Anteil  an  den  Vorteilen  des  Abkommens  auszuschliessen.  Die 
Thatsache  des  Bestehens  eines  Systems  von  offenen  oder  versteckten 
Prämien  auf  rohen  oder  gereinigten  Zucker,  Melasse  oder  Glukose  in 
einem  Lande,  einer  überseeischen  Provinz,  Kolonie  oder  Besitzung  soll 
erwiesen  sein  durch  Mehrheitsbeschluss  der  Vertragsmächte;  in  dersel- 
ben Art  soll  das  Mindestmass  von  Prämien  festgestellt  werden.  Privi- 
legien unter  der  Klausel  der  Meistbegünstigung  in  anderen  Verträgen 
sollen  nicht  benutzt  werden,  um  den  Folgen  der  Anwendung  des  zwei- 
ten Paragraphen  dieses  Artikels  zu  entgehen,  selbst  nicht  von  solchen 
Staaten ,  welche  sich  etwa  später  von  dem  Abkommen  zurückziehen. 
Art.  8.  Staaten,  welche  an  der  üebereinkunft  nicht  teilgenommen  ha- 
ben ,   können  derselben  auf  ihr  Gesuch  beitreten ,  falls  ihre  Zuckerge- 


72d  UisteWen. 

setze  und  Regulative  im  Einklang  mit  den  Gmads&tten  des  Abkom' 
mens  stehen  und  vorher  dem  Gutachten  der  Vertragsmächte  in  der  im 
Art.  6  bezeichneten  Art  unterworfen  wurden.  Art.  9.  Dieses  Abkom- 
meu  soll  am  1.  Sept.  1891  in  Kraft  treten  ;  es  soll  10  Jahre  yon  die- 
sem Tage  an  in  Kraft  bleiben,  und  falls  keine  der  Vertragsmäcfate  12 
Monate  vor  Ablauf  des  besagten  Jahrzehnts  ihre  Absicht,  dasselbe 
aufzugeben ,  kundgegeben  hat,  soll  es  ein  weiteres  Jahr  bestehen  und 
so  fort  von  Jahr  zu  Jahr.  Jede  Vertragsmacht  kann  jedoch,  indem  sie 
12  Monate  vorher  aufkündigt,  das  Abkommen  fdr  sich  selbst  aufheben 
zu  Ende  des  2.,  4.,  6.  und  8.  Jahres  des  besagten  Jahrzehnts.  Kündigt 
eine  Vertragsmacht  das  Abkommen,  so  soll  die  Kündigung  nur  diese 
Macht  betreffen,  aber  die  andern  Mächte  sind  berechtigt,  bis  zum  31. 
Okt.  des  Jahres,  in  welchem  die  Kündigung  erfolgt,  ihre  Absiebt,  am 
1.  Aag.  des  folgenden  Jahres  von  dem  Abkommen  zurücksutreten,  an- 
zukOndigen.  Sollte  mehr  als  eine  Macht  zurückzutreten  wünschen,  so 
soll  eine  Konferenz  der  Vertragsmächte  in  3  Monaten  in  Liondon  zu- 
sammentreten ,  um  zu  beschliessen  ,  welche  Schritte  erfolgen  sollen. 
Art.  10.  Die  Bestimmungen  dieses  Abkommens  gelten  für  die  über- 
seeischen Provinzen ,  Kolonien  und  auswärtigen  Besitzungen  der  Ver- 
tragsmächte. Falls  eine  dieser  Kolonien  n.  s.  w.  für  sich  ans  dem  Ab- 
kommen ausscheiden  will,  so  wird  das  Mutterland  den  Vertragsmäch- 
ten die  Anzeige  in  der  Art  und  mit  den  Folgen,  wie  sie  im  Artikel  9 
vorgesehen  sind,  machen.  Art.  11.  Die  Ausführung  der  in  diesem  Ab- 
kommen enthaltenen  gegenseitigen  Verpflichtungen  unterliegt,  so  weit 
es  nötig  ist,  den  Förmlichkeiten  und  Regeln,  welche  nach  der  Ver- 
fassung in  jedem  der  Vertragsländer  herrschen«  Dieses  Abkommen  soll 
vollzogen  und  die  Vollzugsurkunden  sollen  ausgewechselt  werden  in 
London  1.  Aug.  1890  oder  früher,  wenn  möglich,  (gez.)  Salisburj.  Henrj 
de  Worms,  v.  Hatzfeldt.  Jaehnigen.  Kuefstein.  Solvyns.  Guillaume. 
Du  Jardin.  G.  del  Mazo.  Anto.  Batanero.  Dnpny  de  Lome.  C.  Ro- 
bilant.  T.  Catalani.  W.  Gevers.  Pistorius.  Buteoew.  G.  Kamensky. 
—  Deklaration  zur  Konvention  vom  30.  Aug.  1888.  Die  zur  Un- 
terzeichnung der  Konvention  betreffend  Aufhebung  der  Zuckerausfuhr- 
vergütungen versammelten  Bevollmächtigten  haben  der  folgenden  De- 
klaration zugestimmt:  8  Monate  nach  erfolgter  Unterzeichnung  der 
Konvention,  der  die  gegenwärtige  Erklärung  angefügt  ist,  soll  eine  Spe- 
zialkommission,  in  welcher  alle  beteiligten  Staaten  vertreten  sein  wer- 
den, zusammentreten ,  um  die  bestehenden  Gesetze ,  sowie  die  auf  das 
Inkrafttreten  der  Konvention  bezüglichen  Entwürfe  zu  prüfen.  Die  in 
Rede  stehende  Kommission  wird  der  britischen  Regierung  einen  zur 
Kenntnis  aller  beteiligten  M&chte  zu  bringenden  Bericht  erstatten  da- 
rüber, in  welchen  einzelnen  Punkten  die  beBtehende  oder  die  einzufüh- 
rende Gesetzgebung  in  dem  einen  oder  andern  der  Tertrag^sch liessen- 
den Länder  nötigenfalls  abzuändern  sein  wird,  um  dieselbe   in  Ueber- 
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einstimmung  mit  den  Feststellnngen  der  gegenwärtigen  Konvention  za 
bringen.  Spätestens  2  Monate  Tor  dem  Zusammentritt  der  Spezialkom- 
mission  sind  die  von  den  einzelnen  Mächten  eingeführten  Qeaeizesbe- 
Stimmungen  betreffend  die  gänzliche  Abschaffung  der  Ausfuhrvergü- 
tungen zur  Kenntnis  aller  unterzeichneten  Regierungen  zu  bringen. 
Zur  Beurkundung  dieses  haben  die  betreffenden  Bevollmächtigten  die 
gegenwärtige  Deklaration  unterzeichnet.  Geschehen  zu  London  am  80. 
Aug.  1888.  (Folgen  die  Unterschriften.)  —  Protokoll  zur  Konven- 
tion vom  30.  Aug. :  Die  Bevollmächtigten  der  Mächte,  welche  die  Kon- 
vention vom  30.  Aug.  unterzeichnet  oder  der  Konferenz  beigewohnt 
haben,  nahmen  Kenntnis  von  den  folgenden  Erklärungen  :  Erklärung 
der  österreichisch-ungarischen  Regierung:  Oesterreich-Ungarn, 
welches  immer  die  Meinung  vertreten  hat,  dass  eine  Konvention  be- 
treffend die  Abschaffung  der  Vergütungen  für  Zuckerausfuhr  sich  über 
alle  Länder  mit  bedeutendem  Anbau  von  Zucker  erstrecken  soll,  erklärt, 
obstshon  diese  Bedingung  noch  nicht  erfüllt  ist,  seinen  Beitritt  zu  der 
gegenwärtigen  Konvention,  um  nicht  das  Einverständnis  über  die  Aus- 
führung zu  stören.  Im  Hinblick  jedoch  auf  die  Wirkung ,  welche  die 
Beitrittsenthaltung  eines  oder  mehrerer  der  Länder  mit  bedeutender 
Erzeugung  oder  grossem  Verbrauch  an  Zucker  haben  würde,  kann  es 
seine  Unterschrift  nur  geben  unter  der  Bedingung,  dass  der  Beitritt 
der  gedachten  Länder  für  den  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  der  Kon- 
yen tion  gesichert  sein  wird,  und  es  behält  sich  für  den  Fall,  dass  dieser 
Beitritt  nicht  erfolgt,  das  Recht  vor,  zu  entscheiden,  ob  es  in  der  Lage 
sein  wird,  die  Konvention  zu  dem  im  Art.  IX  angegebenen  Zeitpunkte 
zur  Ausführung  zu  bringen.  —  Erklärung  der  brasilianischen  Re- 
gierung: Der  ausserordentl.  Gesandte  und  bevollmächtigte  Minister 
Brasiliens  in  London  gibt  im  Namen  seiner  Regierung  folgende  Erklä- 
rung ab:  Die  Regierung  von  Brasilien  stimmt  dem  Uebereinkommen 
im  Grundsatze  bei ,  behält  sich  jedoch  das  Kecht  vor,  förmlich  beizu- 
treten ,  nachdem  die  endgiltige  Annahme  durch  die  unterzeichneten 
Mächte  erfolgt  sein  wird,  (gez.)  Penedo.  —  Erklärung  der  däni- 
schen Regierung:  Der  dänische  Bevollmächtigte  gibt  namens  seiner 
Regierung  folgende  Erklärung  ab:  Die  Regierung  des  Königs  stimmt 
allen  Anordnungen  der  Konvention,  wie  sie  nm  28.  Aug.  1888  geneh- 
migt worden  sind,  bei,  ausgenommen  Art.  7,  dessen  Wortlaut  nicht  mit 
den  in  unsern  bestehenden  Verträgen  überkonmieuen  Verpflichtungen 
in  Uebereinstimmung  gebracht  werden  könnte.  Die  königl.  Regierung 
behält  sich  das  Recht  des  späteren  Beitritts  in  Gemässheit  des  Art.  8 
vor.  (gez.)  Barner.  —  Erklärung  der  französischen  Regierung. 
Der  französ.  Bevollmächtigte  gibt  im  Namen  seiner  Regierung  folgende 
Erklärung  ab:  Die  Regierung  der  französ.  Republik  tritt  der  Konven- 
tion vom  30.  August  1888  im  Grundsatze  bei  in  bezug  auf  die  Abschaf- 
fung der  Vergütungen ;  sie  behält  sich  das  Recht  vor  ,  in  Gemässheit 
Zeilichr.  f.  SUaUw.    1888.    IV.  Hefl.  48 
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des  Art.  8  endgiltig  beisatreten,  nachdem  der  Beitritt  aller  Länder, 
welche  rohen  oder  raffinierten  Zucker  erzeugen,  erfolgt  ist,  und  nach- 
dem sie  Kenntnis  von  allen  Qesetzen  genommen  haben  wird,  welche 
die  Yollständige  nnd  unbedingte  Sicherheit  gegen  jede  offene  oder  ver- 
steckte VergQtnng  an  die  Erzeugung  oder  die  Ausfuhr  ?on  Zucker  ge- 
währen sollen,  (gez.)  Waddington.  —  Erklärung  der  schwedischen 
Kegierung.  Die  britischen  Bevollmächtigten  sind  zu  der  folgenden  Er- 
klärung ermächtigt  worden :  Die  schwed.  Regierang,  die  sich  dae  Recht 
des  nachträglichen  Beitritts  zu  der  Konvention  vorbehält,  glaubt  m 
diesem  Augenblick  nicht  aus  der  bisher  beobachteten  zurückhaltenden 
Stellung  heraustreten  zu  sollen,  (gez.)  ^alisbury.  Henry  de  Wornu. 
—  Erklärung  der  egyptischen  Regierung.  Die  britischen  BeToU- 
mächtigten  erklären  ferner,  dass  die  egyptische  Regierung  ihre  Abdcht 
der  Konvention  beizutreten,  ausgedrückt  hat  (gez.)  Salisbury.  Henry 
de  Worms.  Geschehen  zu  London,  am  31.  Aug.  1888.«  —  Der  Berichtent 
der  K.  Z.  bemerkt:  »Die  von  vielen  Seiten  gehegte  Befürchtung,  dass 
Belgien  seinen  Widerstand  behaupten  und  mit  Frankreich  zusammen 
den  Kern  einer  Oppositioospartei  gegen  die  Zuckerzollabschaffung  bil- 
den werde,  trat  nicht  ein.  Erfreulicher  aber  noch  war  die  That«ache, 
dass  Frankreich  sich  zwar  das  Recht  vorbehielt,  das  Abkommen 
erst  vor  dessen  Ratifikation  zu  unterzeichnen ,  andererseits  aber  yoU 
und  offen  für  den  Grundsatz  der  Zuckerprämienabschaffung  eintrat 
Dass  es  mit  seiner  Unterschrift  augenblicklich  zurückhielt,  mag  sum 
grossen  Teil  den  Wahl  Verhältnissen  zuzuschreiben  sein.  Das  Gebiet 
auf  welchem  Boulanger  soeben  seine  Siege  erfochten ,  gehört  sn  den 
zuckererzeugenden  Bezirken ;  hätte  die  Regierung  sich  jetzt  schon  auf 
Seite  der  übrigen  Mächte  gestellt,  so  würde  sie  den  Boulangisten  ein 
mächtiges  Werkzeug  in  die  Hände  gegeben  haben.  Die  allgemeine, 
selbst  auf  der  Konferenz  hervorgetretene  üeberzeugong  ist,  daas  der 
Beitritt  Frankreichs  nur  noch  eine  Frage  der  Zeit  ist«  —  Weiter 
macht  die  K.  Z.  folgende  Bemerkung  zu  ihrer  Mitteilung:  »Das  Abkom« 
men  wird  erst  in  3  Jahren  in  Kraft  treten.  Innerhalb  dieser  Zeit  haben 
die  Zuckerproduzenten  in  England  und  Westindien  hinreichend  Miue, 
sich  auf  die  veränderte  Lage  der  Dinge  vorzubereiten  und  ihre  Pro- 
duktion 80  zu  mehren,  dass  der  Zucker  nicht  erheblich  verteuert  wird. 
Sollte  dennoch  Unzufriedenheit  herrschen,  so  wird  die  Regierang  auf 
die  300000  Arbeiter  hinweisen,  welche  zur  Zeit  der  Prämien  ihr  Brot 
verloren  und  jetzt  wieder  zu  der  gewohnten  und  lohnenden  Beschäfti- 
gung zurückkehren  würden.  Indessen  herrscht  in  den  massgebenden 
Kreisen  auch  nicht  die  geringste  Befürchtung,  dass  in  den  Zuckerprei- 
sen nach  3  Jahren  eine  fühlbare  Erhöhung  eintreten  werde.  Zum 
Schlüsse  bleuet  noch  darauf  hinzuweisen,  dass  das  Zuckerzoll- Abkommen 
der  erste  bedeutendere  Konferenztriumph  ist,  den  England  seit  langer 
Zeit  erfochten  hat« 
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die  aus  amtlichen  Quellen  geschöpften  Daten  ist  regelmässig  die 
Gesetzessammlung  des  betreffenden  Landes  benützt 

Vorgreifend  ist  aus  dem  Vertrags-  und  Gesetsgebungs-Jahr- 
gang  1888  aufgenommen:  das  deutsche  Reichsgesetz  vom  11.  Februar, 
betr.  Aenderungen  der  Wehrpflicht 

1)  Mit  Benennung  einzelner  wichtigerer  Akte. 
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ERSTER  HAÜPTTEIL. 

Die  äusseren  Beziehungen  zwischen  sonrerftnen  Staaten, 
hauptsächlich  Staatsverträge. 

Vertrag  von  Preussen  mit  W a  1  d e o k ,  betreffend  die  Fort- 
fahrung der  Verwaltung  der  FürstentQmer  Waldeck  und  Pyrmont 
durch  Preusseu,  vom  2.  März  giltig  bis  mindestens  1898.  — Artikel  1. 
Preussen  führt  die  von  ihm  übernommene  innere  Verwaltung  der 
Fürstentümer  Wal  deck  und  Pyrmont  fort.  Ausgeschlossen  und  somit 
Seiner  Durchlaucht  dem  Fürsten  vorbehalten  bleibt  diejenige  Verwal- 
tung, welche  dem  Fürstlichen  Konsistorium  in  seiner  Eigenschaft  als 
Oberkirchen behörde  zusteht.  —  Artikel  3.  Preussen  bezieht  die  gesamten 
Landeseinnahmen  der  Fürstentümer  and  bestreitet  die  sämtlichen  Lan- 
desausgaben mit  Ausschluss  der  Ausgaben  für  das  Konsistorium  in  deesen 
Eigenschaft  als  Oberkirchenbehörde.  Diese  letzteren  Ausgaben  werden 
für  die  Dauer  des  Vertrages  von  Seiner  Durchlaucht  dem  Fürsten  be- 
stritten. —  Artikel  7.  Die  sämtlichen  Staatsbeamten  werden  von  Preussen 
ernannt  und  leisten  Seiner  Majestät  dem  Könige  den  Diensteid.  — 
Artikel  8.  Seine  Durchlaucht  der  Fürst  übt  die  Ihm  verbleibende  Ver- 
tretung des  Staates  nach  Aussen  durch  den  Landesdirektor  and  unter 
dessen  Verantwortlichkeit,  Die  entstehenden  Kosten  werden,  wie  bis- 
her, aus  der  Landeskasse  bestritten.  —  Artikel  9.  Die  Erträgnisse  des 
Domanial Vermögens  verbleiben  Seiner  Durchlaucht  dem  Fürsten.  Einen 
Geldbeitrag  zu  den  Landesausgaben  leistet  das  Domaniam  nicht ;  eben- 
sowenig wird  aber  auch  für  den  Unterhalt  Seiner  Durohlanoht  des  Für- 
sten und  des  Fürstlichen  Hauses  oder  zu  Reparatur-  oder  Neubauten 
Fürstlicher  Schlösser  oder  für  das  Konsistorium  als  Oberkirchenbehörde 
ein  Zuschuss  aus  Landesmitteln  gewährt. 

Oesterreich  und  Ungarn:  Verlängerung  des  Zoll-  und 
Handelsbündnisses.  Qesetz  v.  21.  Mai ,  §  2 :  Das  Zoll-  und 
Handelsbündnis  vom  27.  Juni  1878  wird  in  folgenden  Punkten  modi- 
fiziert :  Im  Artikel  IV  haben  an  die  Stelle  des  zweiten  und  dritten 
Alinea  die  Bestimmungen  zu  treten:  »Die  Einbeziehung  der  Freihafen- 
gebiete von  Triest  und  Fiume  in  das  allgemeine  österreichisch-unga- 
rische Zollgebiet  hat  spätestens  mit  81.  Dezember  1889  stattzufinden. 
Die  beiden  Regierungen  werden  die  erforderlichen  Durchfuhr ungsmo- 
dalitäten  vereinbaren  und  sich  über  den  Zeitpunkt  der  Aufhebung  dieaer 
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Zollansschlüsse  innerhalb  obigen  Termines  verständigen.«  —  Im  Ar- 
tikel VI  tritt  an  Stelle  der  beiden  ersten  Alinea  nachstehende  Bestim- 
mung :  »Die  Hafen-  und  Seesanitätsverwaltang  wird  in  beiden  Länder- 
gebieten in  Beziehung  auf  die  AusQbung  der  Seeschifffahrt,  das  See- 
e&nitätswesen  und  die  Seefischerei  durch  die  Regierungen  beider  Län- 
dergebiete nach  gleichen  Normen  und  überhaupt  in  möglichst  über- 
einstimmender Weise  gehandhabt.«  —  Der  Artikel  XI  erhält  folgende 
Zusätze:  »Die  Steuerrückvergütungen,  beziehungsweise  Bonifikationen 
für  die  über  die  gemeinsame  Zolllinie  ausgeführten  versteuerten  Qegen- 
stände  werden  von  den  im  Keichsrate  vertretenen  Königreichen  und 
Ländern,  dann  von  den  Ländern  der  ungarischen  Krone,  sowie  von 
den  laut  des  Qesetzes  vom  20.  Dezember  1879  mit  der  Monarchie  zoll- 
geeinten  Ländern  Bosnien  und  Hercegovina  vorläufig  gemeinschafklicb, 
gegen  nachträgliche  Abrechnung  und  Belastung  im  Sinne  der  nach- 
stehenden Bestimmungen  bestritten.  Die  Belastung  der  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreiche  und  Länder,  dann  der  Länder  der  ungarischen 
Krone,  sowie  der  Länder  Bosnien  und  Hercegovina  in  Absicht  auf  die 
erwähnten  Steuerrestitutionen,  beziehungsweise  Bonifikationen,  wird 
für  jeden  Steuerzweig,  auf  den  diese  sich  beziehen,  nämlich  für  die 
Verzehrungssteuer  auf  die  Biererzeugung  —  mit  Ausnahme  des  Bier- 
steuerzuschlages in  geschlossenen  Städten  —  dann  für  die  Verzehrungs- 
steuer von  der  Branntweinerzeugung  und  für  die  Verbrauchsabgabe 
von  der  Rübenzuckererzeugung  abgesondert  derart  durchgeführt,  dass 
jeder  Teil  von  den  während  eines  bestimmten  Solarjahres  bestrittenen 
Steuerrestitationen ,  beziehungsweise  Bonifikationen,  ebensoviele  Pro- 
zente zu  tragen  hat,  als  sein  Anteil  an  dem  von  allen  Teilen  während 
desselben  Solarjahres  in  dem  betreffenden  Steuerzweige  erzielten  ge- 
samten Bnittoerträgnisse  Prozente  des  letzteren  beträgt.  Als  Brutto- 
erträgnis werden  die  während  des  betreffenden  Solaijahres  in  dem 
fraglichen  Steuerzweige  haar  oder  in  Wechseln  eingeflossenen  Steuer- 
summen nach  Abzug  der  für  Betriebsstörungen  erfolgten  Steuerrück- 
gaben angenommen.  Die  definitive  Abrechnung  und  Ausgleichung  hin- 
sichtlich der  Steuerrückvergütungen,  beziehungsweise  Bonifikationen, 
erfolgt  jährlich  spätestens  12  Monate  nach  Ablauf  des  betreffenden 
Solarjahres  auf  Grund  des  geprüften  Rechnungsabschlusses.  Jedoch 
werden  monatlich  provisorische  Abrechnungen,  und  zwar  nach  jenem 
Verhältnisse  vorgenommen,  welches  der  jeweilig  unmittelbar  voraus- 
gegangenen definitiven  Jahresabrechnung  zu  Grunde  lag.  —  Der  zweite 
Absatz  des  Artikel  XII  erhält  folgende  neue  Fassung:  »Die  beidersei- 
tigen Regierungen  verpflichten  sich,  unmittelbar  nach  Abschluss  des 
Zoll-  und  Handelsbündnisses  eine  Kommission  einzusetzen,  zum  Zwecke 
der  Beratung  jener  vorbereitenden  Massregeln,  welche  notwendig  sind, 
um  beim  Vorhandensein  einer  günstigen  finanziellen  Lage  die  Her- 
stellung der  Baareahlungen   in   der  Monarchie   zu   ermöglichen.    Die 
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sodann  mit  der  Herstellung  der  Valuta  neu  einzufahrende  Währung 
hat  den  Namen  »österreichisch-ungarische  Währungc  zu  führen.«  — 
Hinter  Artikel  XXI  wird  als  neuer  Artikel  XXII  aufgenommen:  »An 
Stelle  der  in  dem  Gesetze  vom  20.  Dezember  1879  bezogenen  Bestim- 
mungen des  Zoll-  und  HandelsbQndnisses  vom  27.  Juoi  187d  haben  die 
analogen  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Zoll-  und  Handelsbond- 
nisses  auf  Bosnien  und  die  Hercegovina  Anwendung  zu  finden.  Ina- 
besondere  haben  mit  Beziehung  auf  die  Bestreitung  der  Steuerrestitu» 
tionen  und  Bonifikationen  und  auf  die  Belastung  mit  denselben  die 
Bestimmungen  des  Artikel  XI  des  gegenwärtigen  Zoll-  und  Handels- 
bOndnisses  an  Stelle  von  Alinea  I  und  3  des  §  13  des  Gesetzes  von 
20.  Dezember  1879  in  Geltung  zu  treten.c  —  Artikel  XXII  [erhält  die 
Bezeichnung  XXIII  und  hat  zu  lauten:  »Dieses  Zoll-  und  Handels- 
bandnis  ist  auf  die  Zeit  vom  1.  Januar  1888  bis  31.  Dezember  1897 
geschlossen  und  wird,  wenn  keine  Kündigung  eintritt ,  auf  zehn  Jahre 
und  so  fort  von  zehn  zu  zehn  Jahren  als  fortbestehend  anerkannt.  Die 
Kündigung  kann  jedesmal  zu  Ende  des  vorletzten  Jahres  stattfinden, 
und  haben  in  diesem  Falle  die  Verhandlungen  über  die  Vertragser- 
neuerung auf  gleichem  Wege  sofort  zu  beginnen.«  Der  Vertrag  ist 
inzwischen  auf  Grund  obigen  Normativgesetzes  wirklich  zu  Stande  ge- 
kommen. 

Zweitens.  Koloniale  Machtabgrenzung.  Die  A b- 
tretungder  Ambasbai  (Kamerun)  Seitens  Englands  an  Deutsd^ 
land  ist,  nachdem  die  Baseler  Missions-G.  die  Besitzungen  der  dortigen 
Baptisten  erworben  hat,  in  Gemässheit  des  Machtsphären-Abgrenzungs- 
weges von  1885,  Ende  März  1887  formell  vollzogen  worden. 

Deutsches  Reich  und  Frankreich.  Uebereinkunfb  vom  25.  Mai  über 
die  Einführung  eines  Zollsystems  in  den  beiderseitigen  Gebieten 
an  der  Sklavenküste;  Art.  1.  Die  deutschen  and  französischen 
Besitzungen  an  der  Sklavenküste  sollen  ein  einheitliches  Zollgebiet 
bilden  ohne  Zwischenzollgrenze  dergestalt,  dass  in  diesem  Gebiet  ein 
und  dieselben  Zölle  erhoben  werden ,  und  dass  die  auf  einem  Gebiete 
verzollten  Waaren,  ohne  einer  neuen  Abgabe  zu  unterliegen,  in  das 
andere  eingeführt  werden  können. 

Frankreich  mit  Portugal  vom  12.  Mai  1886  wegen  Gebietsab- 
grenzung in  Westafrika  (Guinea). 

Drittens.    Verträge  über  Mass  und  Gewicht.  — .  — . 

Viertens.  Ueber  T  ranspo r t,  Schifffahrt,  Handels- 
und Z  0 1 1  w  e  s  e  n.  — .  — . 

D.  Reich,  Oesterreich-U,,  Frankreich,  Italien  u.  Sehweis:  Artikel  I 
u.  II  des  zwischen  den  genannten  Staaten  zu  Bern  am  15. 
Mai  1886  unterzeichneten  Schlussprotokolls  der  II.  inter- 
nationalen Konferenz,  betreffend  die  technische  Einheit 
im  Eisenbahnwesen  lauten  wie  folgt: 
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Artikel  I.  Die  Spurweite  der  Bahngeleise  zwischen 
den  inneren  Kanten  der  SchienenkOpfe  gemessen,  soll  bei  den  nach 
dem  Inkrafttreten  dieser  Bestimmungen  neu  zu  legenden  oder  umzu- 
bauenden Qeleisen  auf  geraden  Strecken  nicht  unter  1435  mm  Minimum 
betragen,  und  in  Curven,  einschliesslich  der  Spurerweiterung  nicht  Aber 
1465  mm  Maximum. 

Artikel  IL  Das  Rollmaterial  der  Eisenbahnen  darf,  wenn  es  den 
folgenden  Bestimmungen  entspricht,  aus  Gründen  seiner  Bauart  von 
dem  internationalen  Verkehre  nicht  ausgeschlossen  werden  '). 

§  1.  Radstand  neu  zu  erbauender  Güterwagen  2500  mm  Mi- 
nimum. Diese  Bestimmung  findet  keine  Anwendung  auf  bewegliche 
Untergestelle.  —  Die  Wagen,  welche  wegen  eines  zu  grossen  festen 
Radstandes  auf  einer  Bahnstrecke  nicht  verkehren  können,  werden 
zurückgewiesen.  Die  bezüglichen  Vorschriften  der  Bahnverwaltungen 
sind  den  beteiligten  Staaten  bekannt  zu  geben. 

§2.  Abstand  der  Räder  einer  Achse,  gemessen  zwischen 
den  inneren  Flächen  der  Radreifen  oder  der  dieselben  ersetzenden 
Teile  1366  mm  Maximum,  1357  mm  Minimum.  —  Die  zur  Zeit  vor- 
handenen Wagen  der  französischen  Staatsbahnen  und  französischen 
Weetbahnen,  bei  welchen  der  Abstand  der  Räder  einer  Achse  mehr 
als  1366  mm  beträgt,  ohne  jedoch  1370  mm  zu  Überschreiten  ,  werden 
bis  zum  Ende  des  Jahres  1893  zum  Uebergang  auf  die  Bahnen  der 
beteiligten  Staaten  unter  der  Bedingung  zugelassen,  dass  die  Entfer- 
nung von  Aussenkante  zu  Aussenkante  der  Spurkränze  (§  5)  nicht 
weniger  als  1408  mm  und  nicht  mehr  als  1422  mm  ist.  Es  besteht 
jedoch  keine  Verpflichtung,  solche  Wagen  in  Züge  mit  Personenbeför- 
derung einzustellen. 

§3.  Breite  der  Radreifen  oder  der  dieselben  ersetzenden 
Teile  150  mm  Maximum,  130  mm  Minimum.  Zulässiges  Minimum  für 
bestehendes  Material ,  unter  der  Bedingung ,  dass  der  Abstand  der 
Räder  (§  2)  mindestens  1360  mm  betrage:  (125)  mm  Minimum. 

§4.  Spielraum  der  Spurkränze,  nach  der  Gesamtver- 
schiebung der  Achse  gemessen,  bei  Annahme  einer  Spurweite  von 
1440  mm :  35  mm  Maximum,  15  mm  Minimum. 

§  5.  Entfernung  von  Aussenkante  zu  Aussenkante  der 
Spurkränze,  gemessen  10  mm  unterhalb  der  Lauffläche  der  beiden 
Radreifen,  bei  1500  mm  Entfernung  der  Laufkreise  1425  mm  Maximum, 
1405  mm  Minimum. 

§  6.   Höhe  der  Spurkränze  bei  normaler  Stellung  der  Räder 


1)  Die  bienftch  angegebenen  Maximal-  und  Minimalmafse  gelten  sowohl  iiir  das 
bereits  bergestellte,  als  fflr  das  neu  herzustellende  Material,  unter  Vorbehalt  jedoch 
der  besonderen  in  Klammern  belgefQgten  Masse,  welche  fUr  daujonlge  Material  als 
snüssig  erklärt  werden,  das  in  dem  Zeitpunkte,  in  dem  diese  Bestimmungen  in 
Kraft  treten,  schon  hergestellt  ist 
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auf  geradem,   horizontalem  Qeleiae,   von  Schienenoberkante   Tortikal 
gemessen  36  mm  Mazimam,  25  mm  Minimam. 

§7.  Stärke  der  Rad  reifen  der  Wagenräder,  im  ■chwftchstao 
Punkte  der  Lauffläche  gemessen  20  mm  Minimum. 

§  8.  SohalenguBsräder  sind  im  internationalen  Verkehr 
unter  nicht  mit  Bremsen  versehenen  QAterwagen  zulässig.  —  Anmer- 
kung: Es  besteht  keine  Verpflichtung,  Wagen  mit  Schalengusarädem 
in  Züge  einzustellen,  welche  mit  einer  grOeseren  Fahrgeschwindigkeit 
als  45  km  in  der  Stunde  befördert  werden. 

§  9.  Elastische  Zug-  und  Stossapparate  müssen  an  beiden 
Stirnseiten  der  Wagengestelle  angebracht  sein.  —  Diese  Bestimmung 
findet  keine  Anwendung  auf  Güterwagen,  die  für  spezielle  Transporte 
verwendet  werden. 

§  10.  Höhenlage  der  Buffer  bei  leeren  Wagen,  von  Schie- 
nenoberkante bis  zur  Mitte  der  Bufferscheibe  vertikal  gemessen  1065 
mm  Maximum,  1020  mm  Minimum.  Zulässiges  Mass  für  bestehendes 
Material  (1070)  mm  Maximum.  Ein  Minimum  wird  für  bestehendes 
Material  nicht  festgesetzt. 

§  11.  Höhenlage  der  Buffer  bei  grösster  Belastung 
der  Wagen  940  mm  Minimum.  Zulässiges  Mass  für  bestehendes 
Material  (900)  mm  Minimum.  Anmerkung.  Es  besteht  keine  Ver- 
pflichtung, Wagen,  bei  welchem  die  Höhenlage  der  Buffer  weniger  als 
940  mm  beträgt,  in  Züge  mit  Personenbeförderung  einzustellen. 

§  12.  Abstand  der  Bu f f e r ,  von  Mitte  zu  Mitte  der  Scheiben 
eines  Bufferpaares  1760  mm  Maximum ,  1710  mm  Minimum.  —  Für 
Fahrzeuge,  bei  welchem  der  Abstand  der  Baffer  geringer  ist  als  1720  mm, 
muss  der  Durchmesser  der  Bufferscheiben  (§  13)  mindestens  355  mm 
betragen.  Zulässige  Masse  für  bestehendes  Material  (1800)  mm  Max., 
(1700)  mm  Min. 

§  13.  Durchmesser  der  Buff ersoheiben  340  mm  Min. 
Zulässiges  Mass  für  bestehendes  Material  (800)  mm  Min. 

§14.  Freier  Kaum  zwischen  den  Bufferscheiben  und 
der  Kopfschwelle  der  Wagen,  beziehungsweise  den  an  denselben 
vorspringenden  Teilen  ,  bei  vollständig  eingedrückten  Buffern  parallel 
mit  der  Längsachse  des  Wagens  gemessen,  zu  beiden  Seiten  des  Zug- 
hakens,  zwischen  diesem  und  dem  Rande  der  Buffersoheibe ,  in  einer 
minimalen  Breite  von  400  mm  800  mm  Min.  Für  bestehendes  Material 
wird  kein  Mass  festgesetzt. 

§  15.  Vorsprung  der  Buffer  über  die  Zughaken, 
von  der  Angriffsfläche  des  nicht  eingedrückten  Buffers,  parallel  mit 
der  Wagenachse  gemessen  400  mm  Max.,  300  mm  Min.  Zulässige 
Masse  für  bestehendes  Material :  Personenwagen  (430)  mm  Max.,  Güter- 
wagen (430)  mm  Max.,  (228)  mm  Min. 

§  16.  Länge  der  Kuppelungen,  von  der  Stirnseite  des  Bnf^ 
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fers  bis  zur  Innenseite  des  Einhängbügels,  bei  ganz  gestreckter  Kup- 
pelung gemessen  550  mm  Max.,  450  mm  Min.  Fdr  bestehendes  Ma- 
terial werden  keine  Masse  festgesetzt. 

§  17.  Kleiner  Durchmesser  des  Qu  erschnittes  der  Kup- 
pelungsbflgel  (Einhftngbügel)  am  BerQhrungspunkt  des  Zugha- 
kens 35  mm  Max.,  30  mm  Min.  Zulässiges  Mass  für  bestehendes  Ma- 
terial Güterwagen:  (25)  mm  Min.,  Personenwagen  (22)  mm  Min. 

§  18.  Sicherheitskuppelungen.  Alle  Eisenbahnfahrzeuge 
sollen  an  jedem  Kopfende  mit  einer  oder  zwei  Sicherheitskuppelungs- 
Torrichtungen  versehen  sein,  um  bei  Brüchen  der  Hauptknppeluug  die 
Trennung  des  Zuges  zu  verhüten.  Die  bis  jetzt  allgemein  vorgeschrie- 
benen Nothketten  können  mithin  durch  eine  zentrale  Sicherheitskup- 
pelung ersetzt  werden.  Immerhin  sollen  derartige  Vorrichtungen  die 
Verbindung  mit  Eisenbahnfahrzeugen,  welche  mit  Notketten  versehen 
sind,  gestatten. 

§19.  Abstandderam  tiefsten  herabhängenden  Teile 
der  nicht  angezogenen  Kuppelungen  über  Schiene n- 
oberkante,  bei  vollbelasteten  Wagen,  sofern  die  Kuppelungen  nicht 
aufgehängt  werden  können  75  mm  Min. 

§  20.  Jeder  Personen-  oder  Güterwagen  rouss  mit 
Tragfedern  versehen  sein. 

§  21.  Die  Bremskurbeln  müssen  so  eingerichtet  sein,  dass  sie 
beim  Anziehen  der  Bremsen  nach  rechts  (d.  h.  in  gleicher  Richtung 
wie  die  Zeiger  einer  Uhr)  gedreht  werden. 

§  22.  Die  Bremsersitze  an  den  Güterwagen  müssen  so  kon- 
struiert sein,  dass,  wenn  zwei  derselben  einander  gegenüberstehen,  die 
volle  Vorderfläche  der  Bremsersitze  hinter  der  eingedrückten  Buffer- 
fläche zurücksteht.  Horizontaler  Abstand  der  Vorderfläche  von  der 
Stirnebene  der  Buffer  40  mm  Min.  Für  bestehendes  Material  wird 
kein  Mass  festgesetzt. 

§  23.  Wagen,  welche  wegen  ihrer  Qaerschnittmasse  auf  einer 
Bahnstrecke  nicht  verkehren  können,  werden  vom  internationalen  Ver- 
kehr ausgeschlossen.  Die  bezüglichen  Vorschriften  der  Bahnverwal- 
tungen sind  den  beteiligten  Staaten  bekannt  zu  geben. 

§  24.  Jeder  Wagen  mnss  nachstehende  Bezeichnungen  tra- 
gen; 1.  die  Eisenbahn,  zu  welcher  er  gehört;  2.  eine  Ordnungsnummer; 
3.  die  Tara  oder  das  Eigengewicht  des  Fahrzeuges  nach  der  letzten 
Gewichtaufnahme,  einschliesslich  Räder  und  Achsen ;  4.  die  Tragfähig- 
keit oder  das  Maximalladegewicht ;  Personenwagen  sind  von  dieser  Be- 
stimmung ausgenommen;  5.  den  Radstand,  wenn  derselbe  über  4500mm 
beträgt;  diese  Bestimmung  bezieht  sich  bloss  auf  neu  zu  erbauendes 
Material;  6.  eine  spezielle  Angabe,  im  Falle  die  Achsen  radial  ver- 
stellbar sind. 

§25.  Die  Schlösser  der  dem  internationalen  Verkehr- 
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dienenden  Personenwagen,  insofern  die  Thüren  dieser  Waget 
überhaupt  mittelst  eines  Schlüssels  verschliessbar  sind»  sollen  entwedm 
dem  einen  oder  dem  anderen  der  beiden  Schlüsseltypen  entsprecheB, 
welche  in  beiliegender  Zeichnung  der  Doppelschlüssel  dargestellt  sind. 

(Aus  dem  österr.  B.  G.  Bl.  Der  ungarische  Minister  für  öffentliche 
Arbeiten  und  Kommunikation,  mit  welchem  diesfalls  das  EinFemeiiiBea 
gepflogen  wnrde,  traf  unter  Einem  die  gleiche  Verfügung  für  die 
Eisenbahnen  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone. 

Hiezu  als  Beilage  zu  §  25  im  Artikel  II  Abbildung  des  »Doppd- 
schlüsselsc  für  die  dem  internationalen  Verkehr  dienenden  Personea- 
wagen.) 

Deutsches  Reich  mit  Oesterrekh- Ungarn :  »Erklärung,  betref- 
fend die  Unzulässigkeit  der  Pfändung  von  Eisenbaho- 
Fabrbelriebsmitteln.  Die  k.  k.  österreichische  und  die  k.  uog. 
Regierung  einerseits  und  die  kais.  deutsche  Regierang  andererseits  ha- 
ben gegenseitig  von  den  im  deutschen  Reiche  and  in  der  österreichiAch- 
ungarischen  Monarchie  in  Geltung  stehenden  Gesetzen  Kenntnis  genom- 
men ,  welche  übereinstimmend  bestimmen»  dass,  unter  Vorauseetsung 
der  VerbürgoDg  der  Gegenseitigkeit  die  Fahrbetriebsmittel  ausländi- 
scher Eisenbahnen ,  welche  Personen  oder  Güter  im  öffentlichen  Ver- 
k(.*hre  befördern,  von  der  ersten  Einstellung  in  den  Betrieb  bis  sor  end- 
giltigen  Ausscheidung  aus  den  Beständen  —  der  Pfändung  nicht  unter- 
worfen sind. 

Mit  Rücksicht  daraaf  wird  durch  den  Austausch  der  gegenwärtigen 
Erklärung  anerkannt,  dass  bei  Anwendung  der  angeführten  g^esetilichen 
Bestimmung  in  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  die  Gegensei- 
tigkeit im  deutschen  Reiche  und  bei  der  Anwendung  dieser  Bestim- 
mung im  deutschen  Reiche  die  Gegenseitigkeit  in  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  verbürgt  ist.« 

Fünftens.  Niederlassungswesen  ,  Armen wesen  ,  Freizügigkeit, 
Eheschluss,  Autorrecht,  Muster-  und  Markenschutz,  Erbschaftswesen  a.8.w. 

Deutsches  Beich,  Belgien^  Spanien,  Franhreieht  Orosdniianmen,  Haiti, 
Italien,  Schweiz,  Tunis,  Uebereinkunfb,  betreffend  die  Bildung  eines 
internationalen  Verbandes  zum  Schatze  von  Werken  der 
Litteratur  und  Kunst,  9.  Sept.  1886.  Artikel  1.  Die  vertrag- 
scbliesenden  Länder  bilden  einen  Verband  zum  Schatze  des  Urheber- 
rechts an  Werken  der  Litteratur  und  Kunst.  —  Artikel  2.  Die  einem 
der  Verbandsländer  angehOrigen  Urheber  oder  ihre  Rechtsnachfolger 
geniessen  in  den  übrigen  Ländern  für  ihre  Werke,  und  zwar  sowohl 
für  die  in  einem  der  Verbandsländer  veröffentlichten,  als  fDr  die  über- 
haupt nicht  veröffentlichten,  diejenigen  Rechte,  welche  die  betreffenden 
Gesetze  den  inländischen  Urhebern  gegen virärtig  einräumen  oder  in  Zu- 
kunft einräumen  werden.  Der  Genuss  dieser  Hechte  ist  von  der  Ei^ 
füllung  der  Bedingungen  und  Förmlichkeiten  abhängig,  welche  durch 
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die  Gesetzgebung  des  Ursprungslandes  des  Werkes  vorgeschrieben  sind  ; 
derselbe  kann  in  den  übrigen  Ländern  die  Dauer  dea  iu  dem  üreprungs- 
lande  gewährten  Schutzes  nicht  fibersteigen.  Als  Ursprungsland  des 
Werkes  wird  da^'enige  angesehen,  in  welchem  die  erste  Veröffentlichung 
erfolgt  ist,  oder  wenn  diese  Veröffentlichung  gleichzeitig  in  mehreren 
Verbandsländern  stattgefunden  hat,  dasjenige  unt^r  ihnen,  dessen  Ge- 
setzgebung die  kfirzeste  Schutzfrist  gewährt.  In  Ansehung  der  nicht 
veröffentlichten  Werke  gilt  das  Heimatland  des  Urhebers  als  Ursprungs- 
land des  Werkes.  —  Artikel  3.  Die  Bestimmungen  der  gegenwärtigen 
Uebereinknnft  finden  in  gleicher  Weise  auf  die  Verleger  von  solchen 
Werken  der  Litteratur  und  Kunst  Anwendung,  welche  in  einem  Ver- 
bandslande veröffentlicht  sind,  und  deren  Urheber  einem  Nichtverbands- 
lande  angehört.  —  Artikel  4.  Der  Ausdruck  »Werke  der  Litteratur 
und  Kunst«  umfasst  Bücher,  Broschüren  und  alle  andern  Schriftwerke; 
dramatische  und  dramatisch-musikalische  Werke,  musikalische  Kompo- 
sitionen mit  oder  ohne  Text;  Werke  der  zeichnenden  Kunst,  der  Ma- 
lerei, der  Bildhauerei ;  Stiche,  Lithographien,  Illustrationen,  geographi- 
sche Karten  ;  geographische,  topographische;  arckitektoniscbe  oder  son- 
stige wissenschaftliche  Pläne ,  Skizzen  und  Darstellungen  plastischer 
Art;  überhaupt  jedes  Erzeugnis  aus  dem  Bereiche  der  Litteratur,  Wis- 
senschaft oder  Kunst,  welches  im  Wege  des  Drucks  oder  sonstiger  Ver- 
vielfältigung veröffentlicht  werden  kann.  —  Artikel  5.  Den  einem  Ver- 
bandslande angehörigen  Urhebern  oder  ihren  ßechtsnachfolgern  steht 
in  den  übrigen  Ländern  bis  zum  Ablauf  von  zehn  Jahren,  von 
der  Veröffentlichung  des  Original  werkes  in  einem  der  Verbandsländer 
an  gerechnet,  das  ausschliessliche  Recht  zu,  ihre  Werke  zu  übersetzen 
oder  die  Uebersetzung  derselben  zu  gestatten.  Bei  den  in  Lieferungen 
▼eröffentlichten  Werken  beginnt  die  Frist  von  zehn  Jahren  erst  mit 
dem  Erscheinen  der  letzten  Lieferung  des  Originalwerkes.  Bei  Werken, 
welche  ans  mehreren  ,  in  Zwischenräumen  erscheinenden  Bänden  be- 
stehen ,  sowie  bei  fortlaufenden  Berichten  oder  Heften ,  welche  von 
litterarischen  oder  wissenschaftlichen  Gesellschaften  oder  von  Privat- 
personen veröffentlicht  werden  ,  wird  jeder  Band ,  jeder  Bericht  oder 
jedes  Heft  bezüglich  der  zehnjährigen  Schutzfrist  als  ein  besonderes 
Werk  angesehen.  In  den  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Fällen  gilt 
für  die  Berechnung  der  Schutzfristen  als  Tag  der  Veröffentlichung  der 
31.  Dezember  des  Jahres ,  in  welchem  das  Werk  erschienen  ist.  — 
Artikel  6.  Rechtmässige  Uebersetzungen  werden  wie  Originalwerke 
geschützt.  Sie  geniessen  demzufolge  rücksichtlich  ihrer  unbefugten 
Vervielfältigung  in  den  Verbandsländern  den  in  den  Artikeln  2  und  3 
festgesetzten  Schutz.  Wenn  es  sich  indessen  um  ein  Werk  handelt, 
betreffs  dessen  das  Recht  zur  Uebersetzung  allgemein  freisteht,  so  steht 
dem  Uebersetzer  kein  Einspruch  gegen  die  Uebersetzung  des  Werkes 
dtirch  andere  Schriftsteller  zu.  —  Artikel  7.    Artikel,  welche  in  einem 
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Verbandslande  in  Zeitungen  oder  periodischen  Zeittohriflen  TerOffe&t- 
licht  sind ,  kennen  im  Original  oder  in  üebersetsnng  in  den  abrigen 
Verbandsländern  abgedruckt  werden,  falls  nicht  die  Urheber  oder  Her- 
ausgeber den  Abdruck  ausdrflcklicb  untersagt  haben.  Bei  ZeitMhrifien 
genügt  es,  wenn  das  Verbot  allgemein  an  der  Spitie  einer  jeden  Kam- 
mer der  Zeitschrift  ausgesprochen  ist.  Dies  Verbot  soll  jedoch  bei  Ar- 
tikeln politischen  Inhalts  oder  bei  dem  Abdruck  von  Tageaneoi^kait«! 
und  »vermischten  Nachrichten«  keine  Anwendung  finden.  —  Artikel  8. 
Bezüglich  der  Befugnis,  Auszüge  oder  Stücke  aus  Werken  der  Littermtu 
und  Kunst  in  Veröffentlichungen,  welche  für  den  Unterricht  bestimmt 
oder  wissenschaftlicher  Natnr  sind,  oder  in  Chrestomathien  an&anek- 
men,  sollen  die  Gesetzgebungen  der  einzelnen  Verbandsl&nder  und  die 
zwischen  ihnen  bestehenden  oder  in  Zukunft  abznschliessenden  beson- 
deren Abkommen  massgebend  sein.  —  Artikel  9.  Die  Bettimmangei 
des  Artikels  2  finden  auf  die  öffentliche  Aufführung  dramatischer  oder 
dramatisch-musikalischer  Werke  Anwendung,  gleichriel,  ob  diese  Werke 
veröffentlicht  sind  oder  nicht.  Die  Urheber  von  dramatischen  oder 
dramatisch-musikalischen  Werken,  sowie  ihre  Rechtsnachfolger  werden 
gegenseitig  während  der  Dauer  ihres  ausschliesslichen  Uebersetzangi- 
rechts,  gegen  die  öffentliche,  von  ihnen  nicht  gestattete  Aufführung 
einer  Uebersetzung  ihrer  Werke  geschützt.  Die  Bestimmungen  des 
Artikels  2  finden  gleichfalls  Anwendung  auf  die  öffentliche  AnflfÜhmng 
von  nicht  veröffentlichten  und  solchen  veröffentlichten  musikalischen 
Werken,  bei  denen  der  Urheber  auf  dem  Titelblatt  oder  an  der  Spitie 
des  Werkes  ausdrücklich  die  öffentliche  Aufführung  untersagt  hal  — 
Artikel  11.  Bei  anonymen  oder  Pseudonymen  Werken  ist  der  Verleger, 
dessen  Name  auf  dem  Werke  steht,  zur  Wahrnehmung  der  dem  Ur- 
heber zustehenden  Rechte  befugt.  Derselbe  gilt  ohne  weiteren  Beweis 
als  Rechtsnachfolger  des  anonymen  oder  pseudomymen  Urhebers.  — 
Artikel  12.  Jedes  nachgedruckte  oder  nachgebildete  Werk  kann  bei 
der  Einfuhr  in  diejenigen  Verbandslander,  in  welchen  das  Originalwerk 
auf  gesetzlichen  Schutz  Anspruch  hat,  beschlagnahmt  werden.  —  Ar- 
tikel 14.  Die  gegenwärtige  Uebereinknnft  findet,  vorbehaltlich  der 
gemeinsam  zu  vereinbarenden  Einschränkungen  und  Bedingungen,  auf 
alle  Werke  Anwendung,  welche  in  ihrem  Urspningslande  zur  Zeit  des 
Inkrafttretens  der  Uebereinkunft  noch  nicht  Gemeingut  geworden  sind. 
-  Artikel  16.  Es  wird  ein  internationales  Amt  unter  dem  Namen 
»Bureau  des  internationalen  Verbandes  zum  Schutze  von  Werken  der 
Litteratur  und  Künste  errichtet.  Dieses  Bureau,  dessen  Kosten  von  den 
Regierungen  aller  Verbandsländer  getragen  werden,  wird  unter  den 
hohen  Schutz  der  oberen  Verwaltungsbehörde  der  Schweizerischen  Eid- 
genossenschaft gestellt  und  versieht  seinen  Dienst  unter  deren  Aufsicht. 
Seine  Befugnisse  werden  gemeinsam  von  den  Verbandsländern  festge- 
stellt. -—  Artikel  17.    Die  gegenwärtige  Uebereinkunft  kann  Revisionen 
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unterzogen  werden,  behaÜB  Einführung  von  Verbesserungen,  welche  ge- 
eignet sind,  das  System  des  Verbandes  zn  TerToUkommnen.  Derartige, 
sowie  solche  Fragen,  welche  in  anderen  Beziehungen  die  Entwickelung 
des  Verbandes  berühren,  sollen  auf  Konferenzen  erörtert  werden,  welche 
der  Reihe  nach  in  den  einzelnen  Verbandsl&ndem  durch  Delegierte  der- 
selben abzuhalten  sind.  Indessen  bedarf  eine  jede  Aenderung  der  ge- 
genwärtigen üebereinkunft  zu  ihrer  Giltigkeit  f&r  den  Verband  der 
Zustimmung  der  Verbandsländer.  —  Artikel  18.  Denjenigen  Ländern, 
welche  sich  an  der  gegenwärtigen  üebereinkunft  nicht  beteiligt  ha- 
ben und  welche  fQr  ihr  Gebiet  den  gesetzlichen  Schutz  der  den  Ge- 
genstand dieser  Üebereinkunft  bildenden  Rechte  gewährleisten,  soll  auf 
ihren  Wunsch  der  Beitritt  gestattet  sein.  Dieser  Beitritt  soll  schrift- 
lich der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  und  von  dieser  allen  übrigen 
Regierungen  bekannt  gegeben  werden.  —  Artikel  19.  Die  der  gegen- 
wärtigen Üebereinkunft  beitretenden  Länder  haben  jederzeit  auch  das 
Recht,  derselben  für  ihre  Kolonien  oder  auswärtigen  Besitzungen  bei- 
zutreten. Zu  diesem  Behuf«  kennen  sie  entweder  eine  allgemeine  Er- 
klärung abgeben,  nach  welcher  alle  ihre  Kolonien  oder  Besitzungen  in 
den  Beitritt  einbegriffen  sind,  oder  diejenigen  besonders  benennen,  welche 
darin  einbegriffen,  oder  sich  darauf  beschränken,  diejenigen  zu  bezeich- 
nen, welche  davon  ausgeschlossen  sein  sollen. 

Das  »SchlnssprotokolU  verfügt  u.  A.  über  das  interna- 
tionale Bureau  das  Folgende:  Es  wird  ein  Reglement  aufge- 
stellt, dessen  Ausarbeitung  der  Regierung  der  Schweizerischen  Eidge- 
nossenschaft übertragen  wird.  Die  Geschäftssprache  des  internationalen 
Bureau  ist  die  französische.  Das  internationale  Bureau  sammelt  Nach- 
richten aller  Art,  welche  sich  auf  den  Schutz  des  Urheberrechts  an 
Werken  der  Litteratur  und  Kunst  beziehen;  es  ordnet  dieselben  u-id 
yeröffentlicht  sie.  Es  stellt  Untersuchungen  an,  welche  von  gemein- 
samem Nutzen  und  von  Interesse  für  den  Verband  sind,  und  gibt  auf 
Grund  der  Dokumente,  welche  ihm  die  verschiedenen  Regierungen  zur 
Verfügung  stellen  werden,  eine  periodische  Zeitschritt  in  französischer 
Sprache  über  die  den  Gegenstand  des  Verbandes  betreffenden  Fragen 
heraus.  Die  Regierungen  der  Verbandsländer  behalten  sich  vor,  nach 
erfolgter  allseitiger  Zuetimmung  das  Bureau  zur  Veröffentlichung  einer 
Ausgabe  in  einer  oder  mehreren  anderen  Sprachen  zu  ermächtigen,  für 
den  Fall,  dass  sich  hierfür  ein  Bedürfnis  durch  die  Erfahrung  heraus- 
stellen sollte. 

Das  internationale  Bureau  hat  sich  jederzeit  zur  Verfügung  der 
Verbandsmitglieder  bereit  zu  halten,  um  denselben  über  Fragen,  be- 
treffend den  Schutz  von  Werken  der  Litteratur  und  Kunst,  die  beson- 
deren Auskünfte  zu  erteilen,  deren  sie  etwa  bedürfen.  Die  Kosten  des 
Bureaus  des  internationalen  Verbandes  werden  gemeinschaftlich  von 
den   vertragschliessenden  Ländern    getragen.    Bis  zu   neuer  Beschlüsse 
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fassuog  darfen  eie  die  Summe  von  60000  Franken  jährlich  nicht  aber- 
steigen.  Diese  Summe  kann  nötigenfalls  erhöbt  werden  durch  einfa- 
chen Beschluss  einer  der  im  Artikel  17  vorgesehenen  Konfereasen.  Be- 
hufs Festsetzung  des  Beitrags  eines  jeden  Landes  zu  dieser  Gesamtkosten- 
siimme  werden  die  vertragschliessenden  und  die  etwa  später  dem  Ver- 
bände beitretenden  Länder  in  sechs  Klassen  geteilt,  von  denen  eine 
jede  in  dem  Verhältnis  einer  gewissen  Anzahl  von  Einheiten  beiträgt 
nämlich : 

die  1.  Klasse  .  *  .  25  Einheiten,  die  4.  Klasse  .  .  10  Einheiten, 
die  2.      »        ...    20        »  die  5.      »  .    .      5  > 

die  3.      >        ...     15        >  die  6.       >  .    .      3  > 

Diese  Koeffizienten  werden  mit  der  Zahl  der  Länder  einer  jeden 
Klasse  multipliziert  and  die  Summe  der  so  gewonnenen  Ziffern  gibt 
die  Zahl  der  Einheiten,  durch  welche  der  Gesamtkostenbetrag  zu  divi- 
dieren ist.  Der  Quotient  ergibt  den  Betrag  der  Kosteneinheit.  Jedes 
Land  erklärt  bei  seinem  Beitritt,  in  welche  der  oben  genannten  Klaaaen 
es  einzutreten  wünscht.  Die  Schweizerische  Regierung  stellt  das  Budget 
des  Bureau  auf,  überwacht  dessen  Ausgaben,  leistet  die  nötigen  Vor- 
BchQsse  und  stellt  die  Jahresrechnung  auf,  welche  allen  übrigen  Regie- 
rungen mitgeteilt  wird.  —  Die  nächste  Konferenz  soll  in  Paris  statt- 
finden nach  Ablauf  von  vier  bis  sechs  Jahren  seit  Inkrafttreten  der 
üebereinknnft.  Die  französische  Regierung  wird  innerhalb  dieser  Grenze 
nach  vorgängigem  Benehmen  mit  dem  internationalen  Bureau  den 
Zeitpunkt  bestimmen. 

Die  vorstehende  Uebereinkunft  nebst  Zusatzartikel  und  das  SchluBt- 
protokoll  sind  von  den  Vertragsstaaten  mit  Ausnahme  von  Liberia  rati- 
fiziert und  sind  die  Ratifikationsurkunden  gemäss  Ziffer  7  des  Schlna»- 
protokolls  in  den  Archiven  der  Regierung  der  Schweizerischen  Eidge- 
nossenschaft zu  Bern  am  5.  September  1887  niedergelegt  worden. 

Vollzi  ehungsprotokoll.  Die  unterz.  Bevollmächtigten 
haben  folgende  Erklärungen  ausgetauscht:  1)  Bezüglich  des  im  Artikel 
19  der  Uebereinkunft  vorgesehenen  Beitritts  der  Kolonien  oder  auswär- 
tigen Besitzungen:  Der  Bevollmächtigte  der  Französischen  Republik 
erklärt,  dass  der  Beitritt  seines  Landes  den  aller  Kolonien  Frankreichs 
in  sich  schliesst.  Die  Bevollmächtigten  I.  Brit  Majestät  erklären,  dass 
der  Beitritt  Grossbritanniens  zu  der  Uebereinkunft  zum  Schutze  von 
Werken  der  Litteratur  und  Kunst  das  Vereinigte  Königreich  von  Gross- 
britannien und  Irland  sowie  alle  Kolonien  und  auswärtigen  Besitzungen 
Ihrer  Britischen  Majestät  umfasst.  Indessen  behält  sie  der  Regierung 
I.  Brit.  Maj.  das  Recht  vor,  in  der  durch  Artikel  20  der  Uebereinkunft 
vorgesehenen  Weise  jederzeit  die  Kündigung  getrennt  für  eine  oder 
mehrere  der  folgenden  Kolonien  oder  Besitzungen,  nämlich :  Indien,  das 
Dominium  Kanada,  Neufundland,  Kapland,  Natal,  Neu -Süd- Wales,  Vik- 
toria ,    Queensland ,    Tasmanien ,  Süd-Australien ,    West-Australien  und 
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Neu-Seeland,  erkl&ren  bq  dfirfen.  —  2)  Bezfiglich  der  Klassifikation  der 
Verbandsländer  in  betreff  ibrer  Beitragspflicbt  bq  den  Kosten  des  inter- 
nationalen Bureaus  (Ziffer  5  des  Scblussprotokolls) :  Die  Be?o)lm&cb- 
tigten  erkl&ren,  dass  ihre  betreffenden  L&nder  in  folgende  Klassen  ein- 
gereiht werden  sollen,  n&mlioh: 

Klasse. 


Deutschland      .    in  die  1. 

Klasse. 

Haiti.    .    . 

.    in  die  5. 

Belgien    ...     »     »    3. 

» 

Italien   .    .    . 

»     .     1. 

Spanien    ...     »    »    2. 

» 

Schweiz      .    . 

»    »    8. 

Frankreich  .    .      »     »     1. 

» 

Tunis      .    .    . 

>    »    6. 

Grossbritannien     »     »     1. 

> 

Bei  Gelegenheit  der  Niederlegung  der  Ratifikations- Urkunden  hat 
der  K.  Spanische  Bevollmächtigte  bezfiglich  des  im  Artikel  19  der  üeber- 
einkunft  vorgesehenen  Beitritts  der  Kolonien  oder  auswärtigen  Be- 
sitzungen der  Vertragsstaaten  auf  Grund  des  Absatzes  2  Ziffer  1  des 
vorstehenden  Vollziehungsprotokolls  namens  seiner  Regierung  die  Er- 
klärung abgegeben,  dass  Spanien  der  Deberebkunft  für  sämtliche  Be- 
sitzungen der  Spanischen  Krone  beitrete. 

Oeaierreich  und  Ungarn:  Kundm.  des  österr.  Ministerpräsidenten 
vom  19.  Juni»  womit  der  zwischen  dem  Ministerium  der  im  Beichsrate 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  und  dem  Ministerium  der  Länder 
der  ungarischen  Krone  erfolgte  Abschluss  des  üebereinkommens, 
betreffend  den  gegenseitigen  Schutz  der  (J r h e be r  von  Werken 
der  Litteratur  oder  Kunst  und  der  Rechtsnachfolger  der  Urheber,  be- 
kannt gegeben  wird. 

Deutsches  Eeich  mit  OesUrreich»Ungam:  Staatsvertrag  vom  9.  Mai 
1886  (ratifiziert  24.  Febr.  1887)  wegen  gegenseitiger  (reziproker)  Ge- 
währung des  Armenrechts  zwischen  Oesterreich-Üngarn  und  dem 
Deutschen  Eteiche. 

Dentsobes  Beleb.  Deutsches  Reich  mit  Serbien,  üebereinkunfb  v. 
9.  Mai  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Königreich  Serbien,  be- 
treffend den  gegenseitigen  Schutz  der  gewerblichen  Muster  und 
Modelle. 

Sechsten  s.  Weitere  Verträge  zur  Förderung  der  Volkswirt- 
schaft  (vgl.  oben  viertens): 

DeuUches  Beich  und  Paraguajf.  Meistbegfinstigungsvertrag  v.  21. 
Juli  1887. 

Deutsches  Beich  und  Oesterr eich- Ungarn.  Abkommen  zwischen  dem 
Deutschen  Reich  und  Gesterreich-Üngarn  wegen  Verlängerung  des 
Handelsvertrages  vom  28.  Mai  1881.   (D.  R.G.B1.  N.  49.) 

Deutsches  Beich  «.  Qrossbritannien.  Der  Meistbegünstigungsvertrag 
des  Deutschen  Reiches  mit  Birma  vom  4.  April  1886  hat  nach  Ein- 
verleibung Birmas  in  das  indische  Reich  die  Auslegung  erhalten,  dass 
die  Deutschen  Reichsangehörigen  in  Birma  wie  die  Angehörigen  der 
meistbegünstigten  Länder  und  dass  deutsche  Produkte   bezüglich  der 
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EingangtsOlle  so  wie  die  gleichartigen  Eneagnisse  Grosabritaniiieii«  be- 
handelt werden.  (N.  A.  Z.) 

Oeaierreiek'ü.'Chai:  Staatsfertrag  yoxd  11.  Jali  1886  wegen  Lei- 
stung einer  Entschädigang  der  Österreichischen  and  nngariecheo 
Staatsangehörigen  ans  Anlass  des  Krieges  fon  Chile  mit  Pem  and  Bra- 
silien. 


ZWEITER  HAÖPTTEIL. 
Die  innere  Yerfassnng  und  Verwaltung  der  zlTilisierten 

Staaten. 
A)  YerfassiuigsweseBi  Terwaltuiigg-,  Militir«  i»  GertehtsorgaBlBatlea« 

Deui8ch€$  Beieh,  Oeeeta  ?om  11.  Februar  1888,  betreffend  die  Ae  n- 
dernngen  der  Wehrpflicht:  Artikel  1.  Der  erste  Satx  des  Ar- 
tikels 59  der  Verfassung  des  Deutschen  Reichs  fom  16.  April  1871  er- 
hält folgende  Fassung:  Jeder  wehrfähige  Deutsche  gehOrt  sieben  Jahre 
lang,  in  der  Regel  vom  vollendeten  swansigsten  bis  zum  beginnenden 
achtundcwanaigsten  Leben^ahre,  dem  stehenden  Heere  —  und  cwar  die 
ersten  drei  Jahre  bei  den  Fahnen,  die  lotsten  vier  Jahre  in  der  Re- 
serve — ,  die  folgenden  fttnf  Lebensjahre  der  Landwehr  ersten  Aufge- 
bots und  sodann  bis  zum  31.  März  desjenigen  Kalenderjahrs,  in  welchem 
das  89.  Lebensjahr  vollendet  wird,  der  Landwehr  2.  Aufgebots  an. 

Artikel  2.    Krater  Abs^nitt.    Landwehr. 

§  1.  Die  Landwehr  wird  in  zwei  Aufgebote  eingeteilt.  —  §  2.  Dm 
Verpfliohtong  zum  Dienst  in  der  Landwehr  ersten  Aufgebote  ist  von 
fün^ähriger  Dauer*  Der  Eintritt  in  die  Landwehr  ersten  Aufgebot«  er- 
folgt nach  abgeleisteter  Dienstpflicht  im  stehenden  Heere.  Die  Dienst- 
verhältnisse der  Landwehr  ersten  Aufgebots  regeln  sich  nach  den  bis- 
her ffir  die  Landwehr  giltigen  Bestimmungen.  Mannschaften  der  Ka- 
vallerie, welche  sich  freiwillig  zu  einer  vierjährigen  aktiven, Dienetzeit 
verpflichtet  haben,  dienen  in  der  Landwehr  ersten  Aufgebots  nur  drei 
Jahre.  —  §  3.  Die  Verpflichtung  zum  Dienst  in  der  Landwehr  zweiten 
Aufgebots  dauert  bis  zum  31.  März  desjenigen  Kalenderjahres,  in  wel- 
chem das  neununddreissigste  Lebensjahr  vollendet  wird.  Fär  Dienst- 
pflichtige^ welche  vor  vollendetem  zwanzigsten  Lebensjahre  in  das  Heer 
eingetreten  sind,  endigt  die  Verpflichtung  am  31.  März  desjenigen  Ka- 
lenderjahres, in  welchem  der  Dienstpflichtige  sechs  Jahre  der  Landwehr 
zweiten  Aufgebots  angehört  hat.  Der  Eintritt  in  die  Landwehr  zweiten 
Aufgebots  erfolgt  a)  nach  abgeleisteter  Dienstpflicht  in  der  Landwehr 
ersten  Aufgebots,  b)  fQr  Ersatzreservisten  ,  welche  geQbt  haben ,  nach 
abgeleisteter  Ersatzreservepflicht  (vergl.  §  15.)  —  Die  DienstverhältnisBe 
der  Landwehr  zweiten  Aufgebots  regeln  sich  nach  den  i^r  die  Land- 
wehr ersten  Aufgebots  g&ltigen  Bestimmungen,  jedoch  mit  den  im  §  4 
vorgesehenen  Abweichungen.  —  §  4.    Für   die  zur  Landwehr  awmten 
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Aufgebote  gehörigen  Personen  greifen  folgende  Vergünstigangen  Platz: 
l.  Dieselben  dQrfen  im  Frieden  zu  üebungen  und  EontrolWersamm,- 
Inngeu  nicht  herangezogen  werden.  2.  Die  fär  ihre  Kontrolle  erforder- 
lichen Meldungen  an  die  zuständigen  Militärbehörden  können  auch 
durch  Familienangehörige  erstattet  werden.  8.  Sie  bedürfen  ausser  dem 
Falle  einer  besonderen  Anordnung  fQr  die  Zeit  eines  Krieges  oder  einer 
Kriegsgefahr  keiner  Grlaubuis  zur  Aurwanderung,  sind  vielmehr  nur 
y erpflichtet,  von  ihrer  bevorstehenden  Auswanderung  der  zuständigen 
Militärbehörde  Anzeige  zu  machen.  Die  Unterlassung  dieser  Anzeige 
unterliegt  der  im  §  360  des  Strafgesetzbuchs  für  das  Deutsche  Reich 
angedrohten  Strafe.  4.  Weisen  solche  Personen  durch  Konsul atsatteete 
nach ,  dass  sie  in  einem  aussereuropäisohen  Lande  eine  ihren  Lebens- 
unterhalt sichernde  Stellung  als  Kaufmann,  Gewerbetreibender  etc.  er- 
worben haben,  so  kann  der  ihnen  erteilte  Urlaub  bis  zur  Entlassung 
aus  dem  M  ilitärverhältnisse  und  unter  gleichzeitiger  Entbindung  von 
der  Pflicht  zur  ROckkehr  im  Falle  einer  Mobilmachung  verlängert 
werden.  —  §  5.  Die  Versetzung  aus  der  Landwehr  ersten  Aufgebots 
beziehungsweise  der  Ersatzreserve  in  die  Landwehr  zweiten  Aufgebots 
erfolgt  im  Frieden  bei  den  nächsten  auf  Erfüllung  der  betreffenden 
Dienstzeit  folgenden  Frühjahrs- Kon  troll  Versammlungen.  Diejenigen 
Mannschaften,  deren  Dienstzeit  in  der  Landwehr  ersten  Aufgebots  in 
der  Zeit  vom  1.  April  bis  zum  30.  September  abläuft,  treten  bei  den 
Herbst-Kontrollversammlungen  des  betreffenden  Jahres  zur  Landwehr 
sweiten  Aufgebots  über.  Im  Kriege  finden  Versetzungen  in  die  Land- 
wehr zweiten  Aufgebots  und  Entlassungen  aus  derselben  nicht  statt. 
—  §  6.  In  Berücksichtigung  dringender  häuslicher  und  gewerblicher 
Verhältnisse  können  Mannschaften  der  Landwehr  ersten  und  zweiten 
Aufgebots^  sowie  in  besonders  dringenden  Fällen  auch  einzelne  Reser- 
visten, für  den  Fall  der  Mobilmachung  hinter  die  letzte  Jahresklasse 
der  Landwehr  zweiten  Aufgebots  zurückgestellt  werden,  jedoch  darf 
in  keinem  Aushebungsbezirke  die  Zahl  der  hinter  die  letzte  Jahresklasse 
der  Landwehr  zweiten  Aufgebots  zurückgestellten  Mannschaften  drei 
Prozent  der  Reserve  und  der  gesamten  Landwehr  übersteigen. 

Zweiter  Abschnitt.  Ersatzreserve:  §8.  Die  Ersatzreserve 
dient  zur  Ergänzung  des  Heeres  bei  Mobilmachungen  und  zur  Bildung 
von  Ersatz-Truppenteilen.  —  §  9.  Der  Ersatzreserve  sind  alljährlich 
80  viele  Mannschaften  zu  überweisen,  dass  mit  sieben  Jahresklassen  der 
erste  Bedarf  für  die  Mobilmachung  des  Heeres  gedeckt  wird.  In  erster 
Linie  sind  derselben  diejenigen  Personen  zu  überweisen,  welche  znm 
Militärdienst  tauglich  befunden,  aber  als  üeberzählige,  d.  i.  wegen  hoher 
Losnummer,  nicht  zur  Einstellung  gelangt  sind.  Der  weitere  Bedarf  ist 
zu  entnehmen :  a)  aus  der  Zahl  derjenigen  tauglichen  Militärpflichtigen, 
deren  häusliche  Verhältnisse  die  Befreiung  von  der  Ableistung  der  aktiven 
Dienstpflicht  zur  Folge  haben ;  b)  ans  der  Zahl  deijenigen  Militärpflich- 
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ügm,  walebe  wegea  germgar  kflqwrlidier  Fehler  tob  der  AbleiiteBj; 
der  ftktiTea  Dienvtpffkht  befreit  verdeo  (d,  h.  bedingt  tauglich  nnd  ■ ; 
e)  MM  der  Zahl  deijenigeo  llilitArpflichtigeo ,  welche  wegen  seidgvr 
DienetontnQglichkett  von  der  AUeistang  der  nktiren  Dienstpflicht  be- 
freH  werden  (d.  1l  zeitig  ontnuglich  find),  deren  Kitftigong  nb«:r 
während  der  nächstfolgenden  Jnhre  in  dem  Masse  xa  erwarten  ist,  dass 
sie  den  Anstrengungen  des  Dienstes  gewachsen  sind.  Die  Ueberweieiuig 
ist  in  der  Torstehenden  Reihenfolge  xn  bewirken.  Ist  ein  Ueberschoas 
Torbanden,  so  entscheidet  unter  den  Freigelosten  (üeberxihligen)  die 
Beihenfolge  der  Losnnrnmer,  anter  den  fibrigen  Militärpflichtigen  die 
AbkOmmliehkeity  das  Lebensalter  nnd  die  bessere  Diensttaoglichkeit. 

—  (12.  Die  Ersatsres4}r«isten  können  alljährlich  einmal  und  xwar  an 
den  im  Frfihjahre  stattfindenden  KontrolWersammlongen  herangesogen 
werden.  ~  (  13.  Die  Ersatzreserristen  sind  im  Frieden  znr  Ableiatang 
Ton  drei  Uebongen  ferpflichtet,  ?od  denen  die  erste  sehn  Wochen,  die 
tweite  sechs  Wochen  and  die  dritte  Tier  Wochen  dauert.  Die  Heran- 
xiehnng  tar  ersten  Uebang  erfolgt  in  der  Regel  innerhalb  eines  Jahres 
nach  Ueberweisang  zur  Ersatzreserre.  Jungen  Leuten  von  Bildnog, 
welche  sich  während  ihrer  Dienstzeit  selbst  bekleiden ,  ausrasten  and 
ferpflegen,  und  welche  die  gewonnenen  Kenntnisse  in  dem  Vorschrift*- 
massigen  Umfange  dargelegt  haben,  steht  für  die  erste  üebung  anter 
denjenigen  Truppenteilen  die  Wahl  frei,  welchen  für  das  betreifende 
Jahr  die  Ausbildung  von  Ersatzreserven  übertragen  ist.  Der  Ersatz- 
reserve flberwiesene  Personen,  welche  auf  Grund  der  Ordination  oder 
der  Priesterweihe  dem  geistlichen  Stande  angehören,  sollen  zn  Hebungen 
nicht  herangezogen  werden.  Tritt  während  Abieistang  einer  Uebang 
dnrch  eigenes  Verschalden  oder  im  eigenen  Interesse  der  Uebenden 
eine  Unterbrechung  ein,  so  kommt  die  Zeit  der  letzteren  auf  die 
Uebungszeit  nicht  in  Anrechnung.  —  §  14.  Ersatzreservisten,  welche 
das  zweiunddreissigste  Lebensjahr  überschritten  haben,  werden  zu 
Uebungen  nicht  mehr  herangezogen.  Diese  Bestimmung  findet  jedoch 
keine  Anwendung  aaf  diejenigen,  welche  a)  infolge  eigenen  Verscbnldeos 
verspätet  der  Ersatzreoerve  überwiesen,  b)  wegen  Eontrollentziehang 
in  jüngere  Jahresklassen  zurückversetzt  oder  c)  aaf  ihren  Antrag  Ton 
der  zuletzt  vorhergehenden  Uebang  befreit  worden  sind.  —  §  15.  Die 
Zugehörigkeit  zur  Ersatzreserve  (Ersatzreservepflicht)  dauert  zwölf  Jahre 
und  rechnet  vom  1.  Oktober  des  ersten  Militärpflichtjahres  ab.  Nach 
Ablauf  der  Ersatzreservepflicht  treten  die  Ersatzreservisten,  welche 
geübt  haben,  cur  Landwehr  zweiten  Aufgebots,  die  übrigen  Ersatsreser- 
▼isten  zum  Landsturm  ersten  Aufgebots  über.  —  §  17.  Für  die  Dauer 
einer  Mobilmachung  sowie  während  der  Zeit  einer  Einberufung  zum 
Dienst  findet  ein  Uebertritt  der  Ersatzreservisten  zur  Landwehr  zweiten 
Aufgebots  beziehungsweise  zum  Landsturm  ersten  Aufgebots  nicht  statt. 

—  9  18.    Die  im  Falle  der  Mobilmachung  oder  Bildang   von  Etsats- 
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c  trappen  teilen  zum  Dienst  einberafenen  Ersatzreservisten  sind  bei  der 

Demobilmachang  beziehangs weise  bei  Anflösnng  der  Ersatztrappenteile 
za  entlassen.    Sind  sie  nicht  militärisch  aasgebildet,  so  treten  sie,  so- 
::  fern  sie  das  ersatzreservepflichtige  Alter  noch  nicht  flberschritten  haben, 

:  wieder  in  die  Ersatzreserre  zurück.    Gelangen  dieselben  als  militärisch 

i  ausgebildet  zar  Entlassung,  so  treten  sie,  sofern  sie  sich   im   reserve- 

^  Pflichtigen  Alter  befinden,  zur  Reserve,  sofern  sie  dem  landwehrpflich- 

;  tigen    Alter  angehören,   znr  Landwehr   über.    Die   Dauer  der  ihnen 

r  hiemach  obliegenden  Reserve-  beziehnngrsweise  Landwehrpflicht  ist  so 

i  zu    berechnen,  als  wenn  sie  am  1.  Oktober  ihres  ersten  Militärpflicht- 

f  Jahres  zur   Einstellung  zum   aktiven  Dienst  gelangt  wären.  —  §  19. 

c  Die  bisherige   Einteilung  in  Ersatzreserve  erster  und  zweiter  Klasse 

t  wird  aufgehoben.    Sämtliche  bisher  der  zweiten  Erlasse  zu  überweisen- 

(  den  Mannschaften  sind   fortan  dem  ersten  Aufgebot  des  Landsturms 

^  zuzuteilen. 

i  Dritter  Abschnitt.    Seewehr  und  Marine-Ersatzreserve. 

f  §  20.    Die  im    ersten  und  zweiten  Abschnitt  dieses  Gesetzes  für   die 

[  Landwehr  und  Ersatzreserve  getroffenen  Bestimmungen  (§  21  f.)  finden 

mit  besonderen  Festsetzungen  auf  die  Seewehr  und  Marine-Ersatzreserve 

sinngemässe  Anwendung. 

Vierter  Absehnitt.    Landsturm.     §23.    Der   Landstarm   hat 
;  die  Pflicht,  im  Kriegsfalle  an  der  Verteidigung  des  Vaterlandes  teilzu- 

nehmen; er  kann  in  Fällen   ausserordentlichen  Bedarfs  zur  Ergänzung 
,  des  Heeres  und  der  Marine  herangezogen  werden.  —  §  24.    Der  Land- 

sturm besteht  aus  allen  Wehrpflichtigen  vom  vollendeten  siebzehnten 
bis  zum  vollendeten  fünf  und  vierzigsten  Lebensjahre,  welche  weder  dem 
Heere,  noch  der  Marine  angehören;  er  wird  in  zwei  Aufgebote  einge- 
teilt. Zum  Landsturm  ersten  Aufgebots  gehören  die  Landstnrmpflich- 
tigen  bis  zum  31.  März  desjenigen  Kalenderjahres,  in  welchem  sie  ihr 
neununddreissigstes  Lebensjahr  vollenden,  zum  Landsturm  zweiten 
Aufgebots  von  dem  eben  bezeichneten  Zeitpunkte  bis  zum  Ablauf  der 
Landsturmpflicht.  Personen,  weiche  gemäss  §  3  Absatz  2  vor  dem  im 
vorigen  Absatz  bezeichneten  Zeitpunkte  ihre  Dienstpflicht  in  der  Land- 
wehr zweiten  Aufgebots  abgeleistet  haben,  treten  sofort  zum  Landsturm 
zweiten  Aufgebots  über.  Der  Landsturm  zweiten  Aufgebots  wird  in 
der  Regel  in  besonderen  Abteilungen  formiert.  —  §  25.  Der  Aufruf 
des  Landsturms  erfolgt  durch  Kaiserliche  Verordnung,  bei  unmittelbarer 
Kriegsgefahr  im  Bedarfsfalle  durch  die  kommandierenden  Generale,  die 
Gouverneure  und  Kommandanten  von  Festungen.  —  §  26.  Nachdem 
der  Aufruf  ergangen  ist ,  finden  die  auf  demselben  betroffenen  Land- 
sturmpflichtigen  die  für  die  Landwehr  (Seewehr)  geltenden  Vorschriften 
Anwendung.  Insbesondere  sind  die  Aufgerufenen  den  Militär-Straf- 
gesetzen und  der  Disziplinarstrafordnung  unterworfen.  —  §  27.  Der 
Aufruf  des  Landsturms  ersten  Aufgebots  beziehungsweise  zweiten  Auf- 
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gebott  erfolgt  nach  JahresklasBen,  «xit  dea  jüngften  beginnend,  soweit 
die  militftriscben  Intereaeen  die«  gestatten.  Dem  Aafraf  anterliegen 
nicht  solche  Wehrpflichtigen»  welche  auf  grund  des  §  15  des  Reichs- 
Militärgesetses  yom  2.  Mai  1874  vom  Militärdienst  und  von  jed» 
weiteren  Gestellung  vor  die  Ersatzbehdrden  befreit  sind.  Nach  Erlmn 
des  Aafru&  bis  snr  Auflösung  des  Landsturms  findet  ein  Oebertritt  ¥010 
ersten  zum  sweiten  Aufgebot,  sowie  ein  Ausscheiden  aus  dem  Land- 
sturm nicht  statt.  —  S  28.  Die  ^om  Aufruf  betroffenen  Landstarm- 
pflichtigen,  welche  sich  im  Auslände  befinden,  haben  in  das  Inlmod 
zurückzukehren,  sofern  sie  hiervon  nicht  ausdrOcklich  befreit  waren. 
Landsturmpflichtige,  welche  durch  Konsulatsatteste  nachweisen,  daat 
sie  in  einem  aussereuropäischen  Lande  eine  ihren  Lebensunterhalt 
sichernde  Stellung  als  Kaufmann,  Gewerbetreibender  etc.  erworben 
haben,  können  fflr  die  Dauer  ihres  Aufenthaltes  ausserhalb  Europa  too 
der  Befolgung  des  Aufrufs  entbunden  werden.  —  §  29.  Die  Bestim- 
mungen  der  §§  64,  65  und  66  des  Reichs-Militärgesetzes  Tom  6.  Mai 
1880  finden  auf  die  Landsturmpflichtigen  mit  der  Massgabe  sinngemässe 
Anwendung,  dass  die  Zahl  der  infolge  häuslicher  oder  gewerblicher 
Verhältnisse  hinter  die  letzte  Jahresklasse  des  Landsturms  surfickge 
stellten  Landaturmpflichtigen  fünf  Prozent  des  Bestandes  nicht  fiber 
steigen  dar!  -^  §  «^.  Wehrfähige  Deutsche,  welche  zum  Dienst  im 
Heere  oder  der  Marine  nicht  verpflichtet  sind,  können  aJs  Freiwillige 
in  den  Landsturm  eingestellt  werden.  Sobald  dieselben  infolge  ihrer 
Meldung  in  die  Listen  des  Landsturms  eingetragen  sind,  findet  anf  sie 
die  Bestimmung  des  §  26  Anwendung.  —  g  31.  Wenn  der  Landsturm 
nicht  aufgerufen  ist,  dürfen  die  Landsturmpflichtigen  keinerlei  militä- 
rischen Rontrolle  und  Hebungen  unterworfen  werden.  —  §  82.  Der 
Landsturm  ist  in  einer  fQr  jede  militärische  Verwendung  geeigneten 
Art  zu  bewaffnen,  auszurüsten  und  zu  bekleiden.  —  §  33.  Die  Auflö- 
sung des  Landsturms  wird  vom  Kaiser  angeordnet.  Mit  Ablauf  des 
Tages  der  Entlassung  hört  das  militärische  Dienstverhältnis  der  Land- 
sturmpflichtigen auf. 

FOnfter  Abselmitt.  Schlussbestimm engen.  §35.  Dieses 
Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Verkündigung  in  Kraft.  —  §  36.  Die 
Ansführungsbestimmungen  zu  diesem  Gesetze  erlässt  der  Kaiser.  -— 
§  37.  Gegenwärtiges  Gesetz  kommt  in  Bayern  nach  näherer  Bestim- 
mung des  Bündnisvertrages  vom  23.  November  1870  unter  111  §  5,  in 
Württemberg  nach  näherer  Bestimmung  der  Militärkonvention  vom 
21./25.  November  1870  zur  Anwendung. 

Deutaekea  Beieh,  V.-O.  vom  13.  Nov.,  betr.  die  Formen  des  Ver- 
fahrens und  den  Geschäftsgang  des  Reichs-Versiche- 
rungsamts,  sowie  das  Verfahren  vor  den  auf  grund  der  Gesetze 
vom  5.  Mai  1886   und  vom  13«  Juli  1887  errichteten  Schiedsgerichten. 
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Dmtseheß  Reich,  Gesetz  Tmn  28.  Mai,  betr.  die  ErriohtuDg  eines 
Seminars  für  orientalische  Sprachen. 

Preussm,  Rreisordnung  f&r  die  R  h  e  i  n  proTinz ,  vom  30. 
Mai ,  und  P  r  o  v  i  n  e  i  a  1-0.  für  dieselbe  yom  1.  Juni  (vgl.  die  neuen 
Kreis-  und  Proyinzial-0.  anderer  Provinsen  in  den  letsten  Jahrgängen). 
Der  §  27  verfttgt  die  Bildung  einer  Pensionskasse  fQr  die  Bürgermeister 
und  die  übrigen  besoldeten  Beamten  der  Landbürgermeistereien  und 
Landgemeinden,  wie  folgt:  Im  Falle  der  Pensionierung  des  Bürger- 
meisters einer  Landbürgermeisterei  kommt  bei  der  Berechnung  der 
Dienstzeit  auch  die  Zeit  in  Anrechnung,  während  welcher  der  zu  pen- 
sionierende Beamte  bei  anderen  Landbfirgermeistereien  der  Provinz 
als  Bürgermeister  angestellt  gewesen  ist.  Die  Landbürgermeistereien 
und  Landgemeinden  der  Provinz  werden  zu  einem  Kassen yerbande 
▼ereinigt,  welchem  es  obliegt,  den  in  Ruhestand  yersetzten  besoldeten 
Beamten  der  Landbürgermeistereien  und  Landgemeinden  die  ihnen  zu- 
stehenden Pensionen  zu  zahlen.  Die  zur  Bestreitung  der  Pensionszah- 
lungen erforderlichen  Beitrage  werden  von  den  Landbürgermeistereien 
und  Landgemeinden  nach  Verhältnis  des  jeweiligen  Betrages  des  pen- 
sionsberechtigten Diensteinkommens  der  Beamten  aufgebracht.  Die- 
jenigen Landbürgermeistereien,  welche  im  Ehrenamte  verwaltet  werden, 
haben  hierzu  nach  Massgabe  eines  von  dem  Kassen  vorstände  festzu- 
setzenden  fingierten  Diensteinkommens  beizutragen.  Die  Pensionskasse 
wird  durch  Organe  des  Pro vinzial Verbandes  unter  Aufsicht  des  Provin- 
zialausBchusses  verwaltet.  Im  Uebrigen  werden  die  Verhältnisse  der 
Kasse  durch  ein  nach  Anhörung  des  Provinziallandtags  von  dem  Mini- 
ster des  Innern  zu  erlassendes  Regulativ  geordnet.  Die  Provinzialver- 
tretnng  ist  ermächtigt,  einen  Teil  der  gemäss  §  1  Nr.  2  des  Qesetzes 
Toui  80.  April  1873  aus  der  Staatskasse  jährlich  znr  Verfügung  ge- 
stellten Summe  an  die  Pensionskasse  zu  überweisen. 

Preussen.  Qesetz  vom  6.  Juni,  betreffend  die  Teilung  von  Kreisen 
in  den  Provinzen  Posen  und  Westpreussen.  —  V.-O.  vom  25.  Mai,  betr. 
die  Einrichtung  einer  ärztlichen  Standes  Vertretung. 
§  1.  Für  jede  Provinz  ist  eine  Aerstekammer  zu  errichten.  Der  Be- 
zirk der  Aerztekammer  der  Provinz  Brandenburg  hat  zugleich  den  Stadt- 
kreis Berlin ,  der  Bezirk  der  Aerztekammer  der  Rheinprovinz  zugleich 
die  Hohenzollernschen  Lande  zu  umfassen*  Die  Kammern  erhalten  ihren 
Sitz  am  Amtssitz  des  Oberpräsidenten,  die  Kammer  der  Provinz  Bran- 
denburg und  des  Stadtkreises  Berlin  erhält  ihren  Sitz  in  Berlin.  —  Aller- 
höchster Erlass  vom  7.  März,  betr.  die  Teilung  des  Provinzial- 
synodalverbandes  für  Ost-  und  Westpreussen  und  die 
infolge  dessen  erforderlichen  Abänderungen  der  Qeneralsynodalordnung 
vom  20.  Januar  1876  und  der  Kirchengemeinde-  und  Sjnodalordnnng 
vom  10.  September  1873. 

Bayern.    Gesetz  vom  26.  Oktober  betreffend  die  Erläuterung 
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und  den  yollzog  des  Titel  II  §  18  der  Ver  fasanngs  nrka  n  de. 
Einsiger  Artikel:  Die  von  den  Beichaverwesero  prori- 
sorisoh  ernannten  Beamten  lind  während  der  Reichaver weeung 
nach  Maaagabe  der  IX.  Verf.-Beilage  za  behandeln  und  erreichen  ina- 
beeondere,  aofem  die  proviaoriache  Ernennung  sugleich  die  erate  An- 
atellnng  bildet,  nach  Ablauf  einer  dreijährigen  Dienatseit  daa  Dieoatea- 
definitiyum.  Unter  Erongdtern  aind  die  nach  dem  Geaets  Tom 
1.  Juli  1834,  die  die  Feataetzung  einer  permanenten  Zivilliate  betr.,  für 
den  Dienat  dea  E.  Hofea  beatimmten  E.  Schlöaaer  und  Qntakompleze 
mit  der  Maaagabe  eu  veratehen,  daaa  bezüglich  der  Ver&naaerung  und 
Veränderung  einzelner  Beatandteile  deraelben  die  Beatimmungan  in 
Titel  III  §  6  der  Verf.-Ürknnde  Anwendung  finden. 

K.  Sachsm.  Qeaetz  vom  24.  April,  betr.  eine  Abänderung  der 
revidierten  Landgemeindeordnnng  vom  28.  April  1873:  Der 
erate  Abe.  von  §  84  der  rev.  L.-G.-O.  wird  durch  folgende  Beatimmungea 
eraetzt :  »SÜmmberecbtigt  aind  alle  Gemeindemitglieder,  welche  a)  die 
aächaiache  Staate- AngehOrigkeit  beaitzen,  b)  daa  25.  Lebeoajahr  erfüllt 
haben,  o)  im  Gemeinde-Bezirk  anaäaaig  aind.« 

WürUemberg,  E.  Verordnung  vom  15.  November,  betreffend  die 
Errichtung  einea  Landeaveraioherunaamtea. 

Oesterreiok.  V.-O.  dea  Min.  f.  Land.-Vert  vom  19.  Jänner,  womit 
die  »Vorachriften,  betreffend  die  Organiaation  dea  Landatnr  mea*) 
für  die  im  Reicharate  vertretenen  Eönigreiche  und  Länder,  mit  Ana- 
nähme  von  Tirol  und  Vorarlberg,«  verlautbart  werden,  in  44  Para- 
graphen und  221  Ziffern.  Nach  §  1  über  »Zweck  und  Bestimmung  des 
Landaturmea«  iat  I.Zweck  dea  Landaturmea  die  Veratärkong  der  Wehr- 
kraft der  Monarchie  überhaupt,  Bestimmung  deaselben  die  ünter^ 
Stützung  dea  fleerea  und  der  Landwehr,  die  Entlastung  dieser  Teile 
der  bewaffneten  Macht  von  Hilfadienstleistungen  technischer,  administra- 
tiver, sanitärer  Natur  etc.  und  der  Ersatz  an  Offizieren  und  Mannschaft. 
2.  Dem  Landsturme  obliegt  die  Vorbereitung  und  Beistellung,  erstens : 
von  kombattanten  Landsturm-Formationen,  und  zwar:  a)  Truppenkür- 
per  als  Besatzongs-,  Gamisons-  und  Etapentruppen;  b)  TruppenkOrper 
zur  Grenzbewaohung  und  Landes vertheidigung;  —  zweitens:  von  Land- 
sturmpflichtigen zu  besonderen  Dienstleistungen  für Eriegszwecke,  als: 
technische  und  administrative  Arbeiten,  Trainwesen,  Transport  und 
Pflege  von  Blessierten  und  Eranken  etc.  und  —  drittens :  des  aushilfr- 
weisen  Ersatzes  zur  Deckung  der  Abgänge  beim  Heere,  bei  der  Eriegs- 
marine  und  Landwehr.  —  Nach  §  2,  Ziffer  5  sind  die  Landwehr-Eom- 
manden  zugleich  die  Landaturm-Terr itorialkommanden  in  ihrem 
Bereiche  und  nach  Z.  6  sind  die  Landsturm-Bezirkskommanden  Unter- 
behürden  der  Landwehr-Eonunanden  in  bezug  auf  das  Landsturmwesen 
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in  ihrem  Bereiche.  Der  Landwehr-Bataillonsbesirk  ist  in  der  Regel 
auch  Landsturm  bezirk  mit  der  gleichen  Benennung  und  Nummer.  Die 
Landsturm-Bezirkskommanden  sind  den  Landwehr-Kommanden  unmittel- 
bar untergeordnet.  Im  Kriege  unterstehen  sie  auch  den  Militär-Befehls- 
habern, beziehuDgsweise  deren  Unterbefehlshabern  hinsichtlich  der  Ans- 
fdhmng  jener  Anordnungen,  welche  die  Formierung  und  eventuell  Er- 
gänzung Yon  Landsturmkörpern  und  Abteilungen,  sowie  die  Beurlau- 
bung und  Auflösung  derselben  betreffen.  Insoferne  fQr  einen  Land- 
sturmbezirk kein  eigener  Kommandant  ernannt  ist,  hat  der  Landwehr- 
Bataillonskommandant  auch  als  Landsturm-Bezirkskommandant  zu  fun- 
gieren. —  Nach  §  2,  Z.  7  steht  den  vom  Kaiser  bezeichneten  Militär- 
Befehlshabern  nach  erfolgter  Aufbietung  des  Landsturmes  die  Anord- 
nung der  thatsächlichen  fallweisen  Einberufung  und  Beurlaubung  der 
Landsturm  Pflichtigen,  die  Verwendung  der  Landsturmkörper  und  Ab- 
teilungen und  deren  Zuweisung  an  die  ihnen  beigegebenen  ünterbe- 
fehlshaber  zu.  Auf  die  Dauer  dieser  Einberufung  ist  sohin  der  Land- 
sturm den  Militär-Befehlshabern,  beziehungsweise  den  betreffenden 
Ünterbefehlshabern  in  jeder  Richtung  untergeordnet.  Sie  erlassen  ihre 
Anordnungen  nach  Umständen  und  eigenem  Ermessen  entweder  im 
Wege  der  Landwehr-Kommanden  oder  unmittelbar  an  die  Landsturm- 
Bezirkskommanden  oder  die  Kommandanten  der  Landsturm  kör  per  und 
Abteilungen.  —  §  4  verfügt  über  die  Landsturm-Altersklassen  (Jahr- 
gänge) und  Aufgebote.  Hienaeh  bilden  sämtliche  landstur m Pflichtigen  24 
Altersklassen,  von  denen  die  älteste  die  42jährigen  und  die  jüngste  die 
19jährigen  umfasst.  Die  Landsturm-Altersklassen  werden  in  zwei  Grup- 
pen, »Aufgebote«,  eingeteilt.  Das  erste  Aufgebot  umfasst  19  Alters- 
klassen, und  zwar  jene  der  Landsturmpflichtigen  im  Lebensalter  von 
19  bis  einschliesslich  37  Jahren,  und  das  zweite  Aufgebot  5  Alters- 
klassen, und  zwar  jene  der  Landsturmpflichtigen  im  Lebensalter  von 
38  bis  einschliesslich  42  Jahren.  —  §  15  (Z.  62  ff)  handelt  über  die 
Enthebung  vom  Landsturmdienste.  Hienaeh  kann  und  soll 
die  Enthebung  vom  Landsturmdienste  (von  der  aktiven  Dienstleistung 
im  Landsturme)  schon  im  Frieden  jenen  Landsturmpflichtigen  erteilt 
werden,  welche  zur  Besorgung  der  Angelegenheiten  des  öffentlichen 
Dienstes  auf  ihren  Dienstposten  unentbehrlich  sind.  —  Persönliche  oder 
Familienverhältnisse  der  Landsturm  Pflichtigen  begründen  nicht  die 
Enthebung  vom  Landsturmdienste,  sondern  können  nur  fallweise  unter 
dringend  motivierten  Umständen  und  nach  Zulässigkeit  des  Dienstes 
behufs  kurzer  Beurlaubung  von  den  im  Sinne  der  bezüglichen  Vor- 
schriften hiezu  Berufenen  in  Betracht  gezogen  werden.  —  Demgemäss 
kann  die  Enthebung  nicht  von  den  Landsturmpflichtigen  selbst  ange- 
sucht, sondern  nur  von  jenen  Behörden  oder  Verkehrsanstalten  in  An- 
trag gebracht  werden,  für  deren  Dienstzweig,  beziehungsweise  Dienst- 
betrieb dieselbe  als  notwendig  erachtet  und  angestrebt  wird.  —  An- 
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tr&ge  auf  Enthebungen  and  diese  selbet  Bind  auf  den  unnmgftngliohatao 
Bedarf  zu  betobrftnken.  BezOglich  der  Deckung  des  Bedarfes  an  Of  fi- 
xieren im  Landstürme  und  des  eventuellen  Mehrbedarfes  an  Militftr- 
beamten  wird  in  §  16  (Z.  79  ff)  bestimmt:  Die  Deckung  des  Bedarfes 
an  OfGzieren  im  Landsturme  erfolgt  im  Soldatenstande:  1.  Durch  Offi- 
ziere des  Ruhestandes,  welche  a)  ohne  der  Superarbitrierung  untenogeo 
worden  zu  sein,  auf  Grund  40jähriger  Dienstzeit  in  den  Ruhestand  ge- 
treten sind;  b)  zwar  infolge  ihrer  üntauglichkeit  zum  Truppendienste 
in  den  Ruhestand  (bei  der  Landwehr  auch  in  das  Verhältnis  der  Evi- 
denz) vereetzti  jedoch  zu  Lokaldiensten  oder  Landsturmdiensten  geeignet 
sind;  2.  durch  Offiziere  des  Verhältnisses  ausser  Dienst;  3.  darch  Mili- 
tärbeamte des  Ruhestandes  und  des  Verhältnisses  ausser  Dienst,  welche 
früher  Offiziere  des  Soldatenstandes  waren,  —  wenn  alle  diese  Peraoneo 
das  60.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  haben,  wehrfähig  sind,  und 
keine  Kriegsdienst-Bestimmung  im  Heere,  in  der  Kriegsmarine  oder 
Landwehr  erhalten.  —  Als  wehrfähig  im  Sinne  des  Landatormge- 
setzes  sind  alle  Offiziere  and  Militärbeamten  zu  betrachten,  welche  nach 
dem  Ermessen  der  berufenen  Evidenzbehörden  zu  einer  Dienstleistung 
im  Landsturme  geeignet  sind.  4.  Durch  Personen  des  Zivilstandes  and 
zwar:  a)  ehemalige  Offiziere,  welche  —  ohne  sich  einer  ehren- 
rührigen Handlung  schuldig  gemacht  zu  haben  —  ausgetreten  sind 
(näheres  aa  und  bb);  —  b)  ehemalige  Unteroffiziere  mit  guter 
Qualifikation,  welche  nach  erfüllter  Wehrpflicht  aus  dem  Verbände  des 
Heeres,  der  Kriegsmarine,  Landwehr  oder  Gendarmerie  entlassen  wor- 
den sind  und  in  bezug  auf  Bildung  und  Lebensstellung  im  allgemeinen 
die  notwendige  Stufe  einnehmen,  um  ihrer  eventuellen  Bestimmung 
entsprechen  zu  können ;  c)  Zivilpersonen,  welche  durch  Lebens- 
stellung und  Gesinnung  entsprechendes  Ansehen  und  Vertrauen  genies- 
sen  und  vermöge  ihrer  Tüchtigkeit  überhaupt  zur  Erlangung  der  not- 
wendigen Eigenschaften  für  Offiziere  Aussicht  gewähren.  Hinsiohüich 
aller  in  diesem  Absätze  bezeichneten  Personen  ist  der  VoUgenoes  der 
bürgerlichen  Ehre  vorausgesetzt  —  Nach  Z.  84  wird  die  Vormerkung 
von  Personen  des  SUvilstandes  für  Ofiziersstellen  im  Landsturme  bei  den 
Landwehr-Kommanden  bewirkt  und  erfolgt:  a)  auf  Grund  von  Meldung 
der  Betreffenden,  welche  b)  nach  Erfordernis  durch  Aufforderung  aot 
Grund  der  auszuhebenden  Daten  der  Verzeichnisse  bei  den  politiaohen 
Bezirksbehörden,  eventuell  der  Sturmrollen  über  geeignete  Persönlich- 
keiten zu  veranlassen  ist,  und  o)  auf  Grund  der  Austritts-C^^erüfikate 
der  nach  ErfQllung  der  gesetzlichen  Dienstpflicht  aus  dem  Verbands 
des  Heeres,  der  Kriegsmarine  oder  der  Landwehr  tretenden  Offisiere 
und  Beamten.  —  Dem  Gesuch  um  die  Offiziersstelle  im  L.-St.  ist  u.  A. 
ein  vom  Bewerber  eigenhändig  unterfertigter  Revers  nachstehendeB 
Inhaltes  beizulegen :     »Ich  erkläre  mit  meinem  Ehrenworte ,   daaa  ich 
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gegenwärtig  keiner  geheimen  G^ellschaft  angehöre  und  aneh  in  Hin- 
kunft niemals  in  eine  solche  eintreten  werde.« 

Die  §§  23  ff  (Z.  119  ff)  handeln  von  der  Organisation  der 
Landsturm-Truppen  kör  per.  DieEinteilangs-Entwürfe  nach  dem 
Muster  Beilage  21  sind  von  den  Landsturm-Bezirks-Eommanden  zugleich 
mit  dem  SturmroUen-Sumuiar,  von  den  Landwebr-Eommanden  zugleich 
mit  der  Sturm-Hauptrolle  vorzulegen.  —  Landsturm-Bataillone. 
Die  Landsturm- Bataillone  sind  selbständige  Truppen körper.  Dieselben 
werden  grundsätzlich  aus  einem  Landsturm-Bezirke  aufgestellt.  Zum 
Besatzungs-i Oarnisons-  oder Etapendiensf e  werden  Auszugs- Bataillone 
gebildet,  welche  zunächst  aus  den  anwesenden  heimatzuständigen  Land- 
sturmpflichtigen des  ganzen  Landsturmbezirkes  formiert  und  zu  wel- 
chen nicht  zuständige  Landsturmpflicbtige  nur  nach  Bedarf  eingeteilt 
werden.  Im  übrigen  werden  die  Landsturmpflichtigen,  insoferne  selbe 
nicht  für  obige  Formationen  und  für  Heeres-,  Kriegsmarine-  oder  Land- 
wehr-Ersatzzwecke bestimmt  sind,  nach  ihrem  Aufenthalte  in  Terri- 
torial- Bataillone  eingeteilt,  welche  mit  Berücksichtigung  der  Gerichts- 
and politischen  Einteilung  formiert  werden.  Die  Bataillone  werden 
nach  den  Landsturm- Bezirken,  gleich  den  betreffenden  Land  wehr- Ba- 
taillonen benannt  und  numeriert  und  erhalten  nebstdem  fortlaufende 
Bruchzahlen.  Die  Formirungs-Stationen  der  Auszugs-Bataillone  sind 
die  betreffenden  Landwehr-Bataillons-Stationen,  jene  der  Territorial- 
Bataillone  die  Hauptorte  der  Rayons,  aus  welchen  dieselben  aufgestellt 
werden.  Die  letzteren  Formierungsstationen  werden ,  nach  Massgabe 
der  herablangenden  allgemeinen  Weisungen,  von  den  Landsturm-Bezirks- 
Kommanden,  welche  diesbezüglich  das  Einvernehmen  mit  den  politi- 
schen Bezirksbehörden  zu  pflegen  haben,  in  Antrag  zu  bringen  und 
vom  Landwehr-Eommando  zu  bestimmen  sein.  —  Ein  Auszugs -Ba- 
taillon gliedert  sich  in  den  Bataillonsstab,  4  Feld-Eompagnien  und 
1  Ersatzkompagnie,  —  zu  je  4  Zügen.  Ein  Territorial -Bataillon  in 
den  Bataillonsstab  und  3  bis  6  Feld-Eompagnien,  zu  je  3  bis  6  Zügen. 
Eine  Beilage  22  enthält  die  Nachweisung  des  Normalstandes  der  Ba- 
taillone. —  Die  Auszngs-Bataillone  bestehen  in  der  Regel  —  wenn  die 
verfügbare  Zahl  genügend  ist  —  aus  Landsturmpfliohtigen  des  ersten 
Aufgebote,  die  Territorial-Bataillone  hingegen  werden  aus  Landsturm- 
pflichtigen beider  Aufgebote  formiert.  Der  Bataillonsstab  und  die  Feld- 
Kompagnien  der  Attszugs-Bataillone  erhalten  ausschliesslich  militärisch 
ausgebildete  Landsturmpflichtige  der  nach  Reservierung  für  Heeres-, 
Kriegsmarine-  und  Landwehr-Ersatzzwecke  verfügbaren  jüngsten  Alters- 
klassen, ohne  Unterschied  der  Waffengattung,  welcher  dieselben  früher 
angehört  haben ;  —  die  Ersatz^Eompagnie  erhält  den  Ueberschuss  an 
militärisch  ausgebildeten  und  die  noch  erforderliche  Zahl  an  militärisch 
nicht  ausgebildeten  Landsturmpflichtigen.  —  Landsturmpflichtige,  wel- 
che keine  Verwendung  im  Heere,  in  der  Kriegsmarine,  Landwehr  oder 
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in  Landsturm-Truppenkörpern  finden,  werden  nacb  Mastgabe  ihrer  per- 
sönlichen Verwendbarkeit  oder  ihrem  bürgerlichen  Berufe  gemä«  nach 
Bedarf  zu  sonstigen  Dienstleistungen  fflr  Kriegszwecke  heran- 
gezogen  und  hiefßr  schon  im  Frieden  regelmässig  in  Eridenz  gehaHen. 
Deren  Verwendung  erfolgt:  bei  verschiedenen  Heeres-Anstalten ,  im 
Hand  Werksdienste,  im  Sanitätsdienste,  sowohl  in  Sanitäts- Anstalten  des 
Heeres,  als  auch  zur  Bemannung  der  Blessierten-Transports-Kolonneo 
und  SanitätszOge  und  in  den  Sanitäts-Anstalten  der  Gesellschaft  Tom 
Rothen  Kreuze  nnd  der  Ritterorden,  im  Verpflegsdienste ,  beim  Tnun- 
wesen  als  Fährleute,  Tragtierf&hrer  und  Kondukteure  für  Trantports- 
Kolonnen,  bei  Fortifikations-  und  Kommnnikations-Arbeiten,  bei  PriTat- 
unternehmungen,  welche  zur  Deckung  der  Bedürfnisse  der  bewaffneten 
Macht  in  Anspruch  genommen  werden,  und  sonst  nach  Bedarf.  —  Zu 
diesen  Dienstleistungen  sind  wesentlich  solche  Landsturm  Pflichtige 
heranzuziehen ,  welche  nicht  militärisch  ausgebildet  und  auch  sonst 
nicht  zum  Landsturmdienste  mit  der  Waffe  geeignet  sind. 

Der  §  29  verfügt  über  die  ausnahmsweise  Ersatzbeistel- 
lung für  das  Heer,  die  Kriegsmarine  und  Landwehr  das  Folgende:  Die 
Heranziehung  von  Landsturmpflichtigen  zu  Ersatzzwecken  erfolgt,  wenn 
die  zur  Erhaltung  des  Heeres  und  der  Kriegsmarine  auf  dem  gesetz- 
lichen Kriegsstande  bestimmte  Ersatzreserve  nicht  ausreicht,  beziehungs- 
weise eine  Ergänzung  der  Landwehr  auf  den  gesetzlichen  Kriegsstand 
notwendig  wird.  Der  notwendige  Ersatz  wird  dem  ersten  Aufgebote 
des  Landsturmes  entnommen  und  aus  den  verschiedenen  Kategorien 
der  Landsturmpflichtigen  und  innerhalb  jeder  Kategorie  mit  der  jüng- 
sten Altersklasse  beginnend,  herangezogen. 

Ueber  Bekleidung,  Ausrüstung  und  Bewaffnung  der 
Landsturm-Trnppenkürper  und  Abteilungen,  Deponierung  der  Vorräte 
verfügt  §  80  u.  a.  folgendes:  Insofeme  für  militärische  Bekleidung 
des  Landsturmes  nicht  vorgesorgt  wäre,  tragen  die  Landsturm-Unter- 
offiziere und  die  übrigen  Landsturm männer  auch  während  der  aktiven 
Dienstleistung  ihre  gewöhnliche  Kleidung  und  beziehen  diesfialls  hiefÜr 
eine  Entschädigung  im  Betrage  von  zehn  Kreuzern  täglich.  In  diesem 
Falle  werden  alle  mit  einer  auf  Entfernung  gut  sichtbaren  schwan- 
gelben mit  der  Nummer  des  Landsturm-Bataillons  bezeichneten  Arm- 
binde (nach  dem  Muster  Beilage  25)  beteilt  und  sind  dieselben  in  ihrem 
eigenen  und  im  Interesse  ihrer  Kameraden  verpflichtet,  diese  Armbinde, 
als  Zeichen  des  Anspruches  auf  die  V^ohlthaten  des  Völkerrechtes,  am 
linken  Oberarme  befestigt  zu  tragen,  damit  sie  unter  allen  Verhält- 
nissen als  Angehörige  einer  unter  völkerrechtlichen  Schutz  geetellten 
Truppe  leicht  erkannt  werden.  —  Jeder  Mann  erhält  ein  »Legitima- 
tions-Blatt« (nach  dem  Muster  Beilage  26)  und  die  dazu  gehörige 
Messingkapsel  samt  Schnur.  Das  Legitimationa- Blatt  ist  stets  wohlver- 
wahrt zu  tragen,  damit  der  Landsturm  unter  allen  Verhältnissen  aich 
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answeiaen  kann,  dass  er  einer  anter  VGlkerreohtlichen  Sehnte  gestellten 
Truppe  angehört.  —  Die  Vorräte  an  Monturs-  und  Rüatungssorten, 
Feldgeräten,  Waffen  und  Munition,  ferner  an  Dienstbüchern,  Inf^truk- 
üonen,  Drucksorten,  Eassatruhen  etc.  werden  nach  Raumverhältnissen 
und  anderen  Umständen  entweder  in  den  Landwehr-Bataillons-Stationen 
deponiert  oder  zunächst  in  grösseren  Depots  aufbewahrt,  um  nach  Be- 
darf in  die  Formierungsstationen  der  Landsturm-Bataillone  abgesendet 
zu  werden.  Die  in  den  Landsturm- Bezirksstationen  deponierten  Dienst- 
bücher und  Instruktionen  können  den  designierten  Landsturm-Bezirks- 
oder Bataillons-Kommandanten  behufs  ihrer  Information  leihweise  aus- 
gefolgt werden. 

Die  Aufbietung  des  Landstar mes  (§  33)  erfolgt  durch  die 
Kundmachung  des  Allerhöchsten  Befehles,  womit  die  Vertügbarkeit  des 
Landsturmes  zur  gesetzmässigen  Verwendung  angeordnet  und  der  Um- 
fang derselben  bestimmt  wird.  Die  politischen  Bezirksbehörden  haben 
sofort  die  Landsturmpflichtigen  öffentlich  zu  ermahnen :  sich  bereit  zu 
halten,  damit  sie  24  Stunden  nach  erfolgter  Einberufung,  mit  ihren 
Legitimations-Urkunden  versehen  ,  an  ihre  Bestimmungsorte  abgehen 
können,  —  und  die  Reisen  unterliegen  von  da  an  der  Bewilligung  der 
politischen  Bezirksbehörden  der  Aufenthaltsorte  und  dürfen  nur  solchen 
Personen  gewährt  werden,  welche  nachgewiesenermassen  ihren  ordent- 
lichen Wohnsitz  ausserhalb  des  von  der  Aufbietung  des  Landsturmes 
im  gleichen  Umfange  betroffenen  Gebietes  haben  und  aus  triftigen 
Gründen  dorthin  zurückkehren  —  oder  ausnahmsweise  solchen  vollkom- 
men verlässHohen  Personen,  welche  auf  kurze  bestimmte  Zeit  in  wich- 
tigen Angelegenheiten  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  verlassen  wollen, 
sich  jedoch  verpflichten,  der  eventuellen  Einberufung  zum  Landstürme 
nach  -ihrem  Wohnsitze  jederzeit  Folge  zu  leisten.  Solche  erteilte  Be- 
willigungen sind  durch  Certifikate  nach  dem  Muster  Beilage  28  nach- 
zuweisen. Dem  Militärbefehlshaber  und  den  obersten  Lundsturmbehör- 
den  des  Bereiches  der  Aufbietung  steht  das  Recht  zu,  aus  gewichtigen 
militärischen  Gründen  die  Erteilung  von  Reisebewilligungen  für  be- 
stimmte Personen  oder  zeitweilig  auch  gänzlich  zu  suspendieren.  Aus- 
serhalb der  Monarchie  ständig  angesiedelte  Landstar mpflichtige  haben 
sich  bei  den  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  (Botschaften,  Gesandtschaften, 
Konsulaten  etc.)  zu  melden  und  die  eventuell  in  deren  Wege  erfolgen- 
den Weisongen  zu  gewärtigen. 

Die  Einberufung  des  Landsturmes  (§34)  erfolgt  auf  Grund  der 
vorangegangenen  Aufbietung,  in  der  Regel  mittels  gedruckter  Kund- 
machungen, ausnahmsweise  mittels  auf  Namen  lautender  Einberufungs- 
karten,  wozu  die  Drucksorten  für  die  Einberufung  der  Landwehrper- 
sonen zur  aktiven  Dienstleistung,  mit  entsprechenden  Aenderungen  im 
Texte,  benützt  werden  können  —  entweder  gleichzeitig  mit  der  Auf- 
bietang oder  zu  einem  späteren  Zeitpunkte  und  erstreckt  sich  nach  Er- 
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fordernis  auf  ganze  Aufgebote,  einzelne  Rationen  oder  Altersklassen, 
nach  Umständen,  zum  Beispiel  zur  Bildung  von  Cadres,  auch  nur  auf 
eine  geringere  Zahl  von  Personen.  —  Die  Einberufungsbefehle  werden 
—  insoferne  solche  nicht  schon  vom  Ministerium  für  Landesverteidi- 
gung ergehen  —  im  Bereiche  der  operierenden  Armee  vom  Militär- 
befehlshaber  an  die  Landwehr-Kommandanten  erlassen  and  wird  zu- 
gleich die  Zuweisung  der  Landsturm-TruppenkOrper  und  Abteilangen 
an  Unterbefehlshaber  (Einteilung  in  die  Ordre  de  bataille  etc.)  bekannt 
gegeben.  —  Die  Land wohr-Kommanden  verftlgen  nach  Erfor- 
dernis auch  selbständig  die  Einberufung  von  Landstarm- 
pflichtigen  innerhalb  des  Umfanges  der  ergangenen  Aufbietung.  —  Die 
Durchführung  der  anbefohlenen  Einberufung  obliegt  den  Landsturm- 
Bezirkskommanden  und  den  politischen  BezirksbehOrden.  —  Zur  Ver^ 
hütung  von  »vielleicht  schwerwiegenden  Irrungen«  sind  von  den  Land- 
stnrm-Bezirkskommanden  die  Anforderungen  an  die  politischen  Bezirks- 
behörden um  Einberufung  von  Landsturmpflichtigen  nicht  telegraphiscb, 
sondern  im  schriftlichen  Wege  zu  stellen.  —  Die  diesfälligen  Zuschriften 
und  Adressen  sind  schon  nach  der  allgemeinen  Aufbietung  des  Land- 
sturmes soweit  als  möglich  vorzubereiten,  sofort  zu  vervoUstAndigai 
und  anter  Anschluss  eines  vollständig  ausgefüllten  Ezemplares  der  Ein- 
berufungs-Kiindmachaug  alsMnster  mittels  —  eventuell  beim  Stations- 
Kommandanten  anzusprechender  reitenden  oder  fahrenden  Ordonnanzen 
zu  versenden.  Die  Sammlung  der  gemeinen  Landsturmpflichtigen,  ohne 
Unterschied  der  Zuständigkeit,  hat  in  der  Aufeothaltsgemeinde  zu  der 
vom  Gemeindevorstand  bestimmten  Stunde  und  auf  dem  bestimmten 
Platze  zu  erfolgen  ,  anter  der  Kontrolle  der  Gemeindevorstehnng  auf 
Grund  der  Sturmrollen  und  bezüglichen  Ergänzungen  und  unter  Mit- 
wirkung eines  Vertrauensmannes:  entweder  eines  Mitgliedes  der  Ge- 
meindevertretung oder  eines  Landsturmofflziers,  eventuell  eines  Land- 
sturmpflichtigen, welcher  für  eine  Offiziersstelle  im  Landsturme  desig- 
niert wurde  oder  früher  eine  Uuteroffizierscharge  bekleidet  hat.  Land- 
sturmpflichtige, welche  zwar  zur  Erfüllung  der  Landsturmpflicht  unbe- 
dingt nicht  geeignet  erscheinen,  über  welche  jedoch  die  Befreiung  von 
der  Landsturmpflicht  nicht  zum  Ausspruche  gekommen  ist,  die  also 
nicht  mit  Landsturm-Befreiungszertifikaten  beteilt  und  in  den  Storm- 
rollen  gelöscht  sind,  dürfen  nicht  zurückbleiben ,  wenn  sie  transports- 
fähig  sind.  Alle  landsturmpflichtigen  Personen,  welche  sich  dem  Land- 
sturmdienste  willkürlich  entzogen  haben ,  sind  bei  deren  Ausfindig- 
machung  dem  Landsturm  Bezirkskommando  zur  Amtshandlung  za  über- 
geben. 

Nach  §  36  findet  eine  Musterung  der  einberufenen  Landstarmpflich- 
tigen  für  diejenige  Dienstleistung  statt,  zu  welcher  sie  einberufen  wor- 
den sind.  Die  Musterung  findet  an  jenen  Orten  und  bei  jenen  Kom- 
manden statt,  wohin  die  Betreflenden  einberufen  worden,  —  eventuell 
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an  den  Yerwendnngsorten  der  zu  Arbeitszweoken  einberafenen  Land- 
starmpflicbtigen.  Die  Masterung^-Eommission  bei  den  Landwehr- Ba- 
taillons-, beziehungsweise  Landsturm- Bezirkskomnianden  besteht :  m  i  l  i- 
tftrischerseits:  aus  dem  Landsturm  -  Bezirkskommandanten  oder 
seinem  Stel  Wer  treter,  mit  entscheide  nder  Stimme,  einem  Landwehr- 
oder Landsturm-Offizier  und  einem  Landwehr-  oder  Landsturmarzte, 
mit  beratenden  Stimmen;  politischerseits:  aus  dem  Vor  stände 
der  Gemeinde  ,  aus  welcher  die  Landsturmpflichtigen  zur  Musterung 
erscheinen  oder  dessen  Stellvertreter,  unter  Haftung  desselben  fQr  die 
Identit&t  der  Vorgeführten.  Die  politische  Bezirksbehörde  des  Muste- 
rungsortes ist  von  der  erfolgenden  Musterung  zu  verständigen  und  es  ist 
derselben  freigestellt,  sich  dabei  vertreten  zu  lassen.  Die  Musterung 
findet  gemeinde-,  in  grösseren  Städten  gemeindebezirksweise  statt. 
Landsturmpflichtige,  welche  im  Heere  ,  in  der  Kriegsmarine,  Ersatzre- 
serve, Landwehr  oder  Gendarmerie  gedient  haben ,  sind  bloss  zu  be- 
fragen, ob  sie  mit  einem  die  Eignung  zum  Dienste  mit  der  Waffe  aus- 
schliessenden  Gebrechen  behaftet  sind  und  ist  im  Bejahungsfalle  die 
Untersuchung  auf  dieses  Gebrechen  zu  beschränken,  —  gegenteilig  hat 
die  Untersuchung  zu  entfallen.  —  Die  für  ihre  Dienstbestimmung  ge- 
eignet befundenen  Landsturmpflichtigen  sind  in  Gruppen  zusammenzu- 
stellen: a)  zu  Ersatzzwecken  fdr  das  Heer  (35— 37jährige  Landsturm- 
pflichtige, welche  den  Spezialwaffen  entstammen  und  mittels  spezieller 
Anordnung  zu  Ersatzzwecken  für  das  Heer  bestimmt  worden  sind),  b)  zu 
Ersatzzwecken  für  die  Landwehr,  und  c)  fQr  Landsturm-Formationen. 
Landsturmpflichtige,  welche  nur  zu  besonderen  Dienstleistungen  fflr 
Kriegszwecke  einberufen  werden,  sind  nur  zu  untersuchen,  wenn  sie  ein 
die  Arbeitsfähigkeit  ausschliessendes  Gebrechen  angeben.  In  Betreff  der 
krankheitshalber  nicht  eingerückten  Landsturmpflichtigen  sind  zwei  zum 
Landstormdienste  geeignet  befundene  Landsturmpflichtige  derselben 
Gemeinde  über  deren  Krankheit  zu  befragen.  —  Die  Musterung  und 
der  nachher  abzulegende  Eid  vertreten  den  Akt  der  Assentierung  auf 
Kriegsdaner. 

Ueber  Formierung  der  Landsturm-Truppenkörper  und  Abteilungen 
verfügt  der  §  38:  Cadres.  —  Wenn  die  zu  formierenden  Landsturm- 
Bataillone  nicht  sofort  einberufen  werden,  geht  in  der  Regel  die  Auf- 
stellung des  >Bataillonsoadres<  voran.  Der  Bataillonscadre  wird  aus 
den  speziell  einberufenen  Offizieren  und  Landsturmpflichtigen  des  Mann- 
fchaftsstandes  formiert.  Zweck  des  Cadres  ist:  die  Vorbereitung  der 
Aufstellung  des  Bataillons,  die  Mitwirkung  bei  der  Musterung  der  ein- 
rückenden LandsturmpBichtigen  und  die  Orientierung  der  Offiziere  und 
Unteroffiziere  in  Bezug  auf  ihre  künftige  Wirksamkeit  —  Mit  dem  Tage, 
an  welchem  die  Einberufung  der  Landsturmpflichtigen  zum  Zwecke  der 
Aufstellung  des  Bataillons  erfolgt,  ist  der  Bataillonscadre  aufzulösen. 
Die  Personen  des  Cadres  sind   znm  Bataillonsstabe  und  zu  den  Kom- 
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pagnien  einsateilen  und  bilden  nunmehr  den  Rahmen  ftlr  die  aa&o- 
stellenden  Unterabteilungen  des  Bataillons.  —  Wenn  Landstarm-Ba- 
taillone  ohne  vorherige  Formierung  von  Cadres  zur  Aufstellung  ge- 
langen, so  sind  in  jenen  Stationen,  wo  sich  Ersatzabteilungen  der  Land- 
wehr oder  schon  aufgestellter  anderer  Landsturm-Bataillone  befinden, 
dieselben  f&r die  Voreinleitungen  heranzuziehen.  —  Bataillon.  Gleich- 
zeitig mit  der  Auflösung  des  Cadres  beginnt  die  Formierung  des  Ba- 
taillons. Die  Monturs-  und  Rfistungssorten ,  Feldgeräte,  Waffen  und 
Munition  sind  an  die  Unterabteilungen  auszugeben,  die  Unterkunft, 
Fassungen  an  Naturalien,  Service  und  anderen  Erfordernissen  einzu- 
leiten, die  Menageartikel  sicherzustellen  und  alle  thunlichen  sonstigen 
Vorbereitungen  zu  bewirken.  Der  Bataillons-Eommandant  hat  nach  dex 
vom  Landsturm- Bezirkskommando  einzuholenden  Information  einen  Ein- 
teilungsplan ftir  die  einrückenden  Landsturmmänner  zu  entwerfen  und 
dabei  auf  deren  Zusammengehörigkeit  nach  Gemeinden,  Gerichte-  und 
politischen  Bezirken  Bedacht  zu  nehmen.  Sind  beim  Auszugs- Bataillone 
Standesausgleichungen  zwischen  den  Kompagnien  erforderlich,  so  ist  auch 
dabei  auf  die  territoriale  Zusammengehörigkeit  der  Landsturmmänner 
thunlichst  Bedacht  zu  nehmen.  Zur  Ersatz-Kompagnie  sind  alle  mili- 
tärisch nicht  ausgebildeten  Landsturmmänner  und  von  den  militärisch 
ausgebildeten  solche  einzuteilen,  welche  der  ältesten  in  Anspruch  ge- 
nommenen Altersklasse  angehören.  Beim  Territorial- Bataillon  können 
militärisch  nicht  ausgebildete ,  jedoch  mit  der  Schusswaffe  vertraute 
Landsturmmänner  auch  zu  den  Feld-Kompagnien  eingeteilt  werden. 

Der  Landstarmdienst  der  Gendarmerie,  Finanz  wache  und 
des  Personales  der  Staats  forste  ist  in  §  41  ausgesprochen:  Sobald  die 
Kriegsereignisse  die  DienstesausQbung  der  Gendarmerie,  Finanzwache 
und  des  Staatsforst- Personales  im  angewiesenen  Dienstbereiche  behin- 
dern, sind  diese  Wach-  und  Aufsicbtsorgane,  insofeme  nicht  bezQgliche 
spezielle  Verfügungen  getroffen  wären,  verpflichtet  —  ohne  einen  spe- 
ziellen Befehl  abzuwarten  —  sich  bei  der  nächsten  Lansturm-AbteUung 
zu  melden.  Sie  treten  damit  in  den  Landsturmdienst  und  unter  die 
Befehle  des  betreffenden  Abteilungs-Kommandanten,  welcher  —  wenn 
detachiert  —  hieröber  seinem  Bataillons-Kommandanten  die  Meldung 
zu  erstatten  hat.  Den  Finanzwache-  und  Staatsforst-Organen  ist  — 
bei  Entfall  der  Musterung  —  der  Landsturmeid  abzunehmen.  —  Aus 
den  Personen  der  Gendarmerie,  Finanzwache  und  Staatsforste  sind  — 
ohne  Vermengung  derselben  —  in  ihrer  Uniform,  Ausrüstung  und  Be- 
waffnung Abteilungen  zu  bilden,  diese  den  Stäben  der  Landsturm- 
Bataillone  zuzuteilen  und  ihren  Personal-  und  Terrain-Kenntnissen  ent- 
sprechend mit  verschiedenen  speziellen  Aufgaben,  Botendiensten  u.  dgl. 
zu  betrauen,  Gendarmerie-  und  Finanzwache- Abteilungen  auch  unter 
Führung  ihrer  Offiziere,  beziehungsweise  Beamten,  zu  verwenden.  — 
Wird  der  normale  Diensteebereich  der  Gendarmerie,  Finanswache  und 
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des  Staatsforst- Personales  vom  Feinde  geräumt»  so  sind  diese  Abtei- 
lungen sofort  aufzulösen  und  haben  die  betreffenden  Personen  ihre 
eigentliche  Dienstesthätigkeit  wieder  aufzunehmen. 

Oesterreieh.  Kundm.  des  Min.  f^r  Kultus  und  ünt  vom  8.  Aug^t, 
betreffend  die  Bestellung  einer  Zentraldirektion  der  k.  k.  Schul- 
bücherverläge. 

Belgien.  Gesetz  vom  16.  August  über  Gründung  von  conseüs  de 
Vindustrie  ei  du  travcUl,  An  jedem  Orte,  wo  dessen  Nützlichkeit  er- 
wiesen ist,  wird  ein  Industrie-  und  Arbeitsrat  errichtet.  Derselbe  hat 
die  Aufgabe,  die  gemeinsamen  Interessen  der  Arbeitgeber  und  der 
Arbeiter  zu  beraten,  den  zwischen  ihnen  sich  ergebenden  Differenzen 
vorzubeugen  und  dieselben  auszugleichen.  Er  teilt  sich  in  ebenso  viele 
Sektionen,  als  an  seinem  Amtsorte  verschiedene  Industrien  bestehen. 
Diese  Industrie-  und  Arbeitsräte  werden  mittelst  kgl.  Verordnung  aufge- 
stellt, welche  auch  die  Ausdehnung  und  Grenzen  ihres  Wirkungskreises  und 
die  Zahl  und  Natur  ihrer  Sektionen  bestimmt.  Jede  Sektion  ist  in  gleicher 
Zahl  aus  selbständigen  Gewerbetreibenden  und  Arbeitern  zusammengesetzt. 

Italien.  Gesetz  vom  14.  Juli  betr.  Uebertragung  des  Leucht- 
turm dienstes  vom  Min.  der  öff.  Arbeiten  an  dasjenige  der  Marine. 

Niederlande.  Eilf  Gesetze  vom  10.  Aug.  und  eilf  Gesetze  vom  6.  Nov. 
zur  Veränderung  der  Hauptstücke  I — V  und  VII — IX  der  Verfassung. 

Gesetz  vom  10.  August  (Nr.  144)  und  6.  Nov.i  Zur  Veränderung 
des  I.  HauptstQckes  der  Verf.  wird  festgesetzt:  die  Verfassung  ist  nur 
für  das  europäische  Gebiet  verbindlich.  Alle,  die  sich  auf  diesem  Ge- 
biete befinden,  haben  gleichen  Anspruch  auf  Schutz  der  Person  und 
des  Eigeutums.  Die  Provinzial-  und  Gemeindeeinteilung  kann  nur  durch 
Gesetz  geändert  werden. 

Gesetz  vom  10.  Aug.  (Nr.  145)  und  6.  Nov.:  Zur  Abänderung  der 
1.  Abteilung  des  zweiten  Hauptstückes  des  Grundgesetzes:  Ausdeh- 
nung der  eventuellen  Erbfolgeberechtigung  auf  die  weiblichen  Linien 
des  jetzt  regierenden  Hauses  Granien-Nassau.  Aenderungen  der  Erb- 
lol geordnung  erfolgen  auf  Vorschlag  der  Krone  in  vereinigter  Sitzung 
der  1.  und  der  2.  Kammer  der  General  Staaten ,  desgleichen  die  Beruf- 
ung eines  neuen  Königs  mangels  gesetzlicher  Erbfolgeberechtigter. 

Gesetz  vom  10.  Aug.  (Nr.  146)  zur  Abändemng  der  Bestimmungen 
in  Abteilung  2  bis  5  des  II.  Hauptstückee,  betr.  Vormundschaft,  Regent- 
schaft und  Volljährigkeit  (vollendetes  18.  Jahr). 

Gesetz  vom  10.  Aug.  (Nr.  147):  ändert  einige  Bestimmungen  von 
Abt.  6  und  7  des  II.  Hauptstückes  betr.  die  Hoheitsrechte  des  Königs. 

Gesetze  Nr.  148  und  149  vom  10.  August:  Wahl,  Zusammensetzung 
und  Rechte  der  1.  und  2.  Kammer  der  Generalstaaten 
(III.  Hauptstück  des  Grundgesetzes)  und  über  die  Provinzialstaaten 
(IV.  Hauptstück).  —  Die  2.  Kammer  besteht  aus  100  Mitgliedern ,  ge- 
wählt auf  4  Jahre  von  gesetzlich  geregelten  Wahlbezirken;  die  1. 
Zeltschr,  t  Staatsw.  1888.   IV.  Heft.  50 
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Kammer  aas  50  aof  9  Jahre  Erwählten  der  Provinzialstaaten  (S&dhol- 
land  10,  NordholIaDd  6  a.  8.  w.)  —  Die  P  r  o  ▼  i  n  z  i  a  1  Staaten  (Gesetz 
Nr.  149)  werden  aaf  6  Jahre  von  den  berechtigten  männlichen  Ange- 
hörigen der  Provinz  gewählt. 

Die  Gesetze  Nr.  150  und  151  vom  selben  Tage  ändern  einige  Be- 
Stimmungen  des  V.  und  VI.  Hatiptstückes  (staatsbflrgerl.  Rechte  u.  a.) 

Gesetz  vom  10.  August  regelt  Kriegspflicht  und  Kriegswesen.  Hie- 
nach  lautet  Artikel  177  des  Grundgesetzes  kOnftig  wie  folgt:  Alle 
Niederländer  sind  zum  Schutze  der  Unabhängigkeit  des  Reiches  und 
zur  Verteidigung  des  Gebietes  verpflichtet.  Auch  solchen  Einwohnern, 
die  keine  Niederländer  sind,  kann  die^  Pflicht  auferlegt  werden. 

Gesetz  vom  10.  August,  über  Aenderungen  am  IX.  Hauptstück  des 
Grundgesetzes  (Waterstaat  betr.). 

SehweiM.  Bundesbeschluss,  betr.  Erweiterung  des  Artikels  64  der 
Bundesverfassung  mit  Rücksicht  auf  Einfuhrung  des  Schutzes 
von  Mustern  und  Modellen  und  von  Erfindungen,  welche 
durch  Modelle  dargestellt  und  gewerblich  verwertbar  sind. 

B)  Materielies  Verwaltiiiigsreclit. 

I.  Auswärtige  Verwaltang. 

n.  Statistik  etc.y  Ordenswesen  eto. 

Württemberg.  ^  K.-V.-0.  Tom  27.  Dez.  1886,  betr.  neue  Statuten 
des  K.  Friedrichs-Ordens  in  11  Paragraphen.  §  3:  fanf  Grade,  mit 
Schwertern  ftlr  militärisches  Verdienst. 

in.  Kirchen-  and  Schalwesen,  Knost  nnd  Wissenschaft  (Tergl.  A, 
Verw.-Organis.). 

Preusaen.  Gesetz  vom  26.  Mai,  betr.  die  Feststellung  von  A  n  f  o  r- 
derungen  für  Volksschulen. 

Baden,  Landesh.  V.-O.  vom  18.  Juli ,  betr.  die  allgemeinen 
Feiertage  (Neujahr,  Charfreitag,  Ostermontag,  Himmelfahrt,  Pfingst- 
montag, Fronleichnam,  Allerheiligen,  Ghristtag  und  Stephanstag). 

S.'Meimngen.  Kirchengesetz  vom  9.  Mai,  betr.  die  Erhöhung  der 
Pfarrwitwen-Pensionen  (auf  400  Mk.).  —  Ferner  Kirchenge- 
seti  vom  16.  Mai,  betr.  die  Gnaden  zeit  der  Witwen  und  Kinder 
verstorbener  Geistlicher  (6  Monate  über  den  Todesmonat  hinaus). 

Württemberg.  Gesetz  (in  96  Artikeln)  vom  14.  Juni,  betr.  die  Ver- 
tretung der  evangelischen  Kirchen  gemeinden  und  die  Ver- 
waltung ihrer  Vermögens  angelegenheiten ;  ferner  Gesetz  yom  14. 
Juni,  in  70  Artikeln,  betr.  die  Vertretung  der  katholischen  Pfarr- 
gemeinden und  die  Verwaltung  ihrer  Vermögens-Angelegenheiien.  — 
Organ  der  evang.  Kirchengemeinde  ist  nach  Art  8  der  »Kirchenge- 
meinderat«  und  dieser  besteht  nach  Art.  9:  aus  dem  Pfarrer,  dem  Orts- 
vorsteher, dem  Kirchenpfleger,  den  von  den  Kirchengemeindegenoesra, 
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auf  6  Jahre  gewählten  4  bis  12  weltlichen  Mitgliedern.  Beratende 
Stimme  des  (evang.)  Kircbenpatrons.  —  Art.  30  ff.  bestimmt  über  die 
Ausscheidung  des  EirchengemeindevermOgens  aus  dem  Verein  der  polit. 
Gemeinde.  —  Organ  der  k  a  t  h  o  1.  Pfarrgemeinde  ist  der  »Kirchenstif- 
tungsrat«, analog  zusammengesetzt  wie  der  evang.  Eirchengemeinderat. 

Oesterreich.  V.-O.  d.  Handelsm.  im  Einvernehmen  mit  dem.M.  f. 
Kult,  und  Unterricht  vom  20.  Oktober,  betr.  die  Bezeichnung  von  ge- 
werblichen Unterrichts  anstalten,  deren  Zeugnisse  zam  Antritt  von 
handwerksmässigen  Gewerben  berechtigen. 

Gesetz  vom  X  Juli,  betr.  das  fQr  die  Aufnahme  in*8  Gymnasium 
erforderliche  Alter  (10.  Jahr). 

ItäUen.  Gesetz  vom  14.  Juli,  betr.  den  Schutz  der  Altertums- 
monumente in  der  Stadt  Rom. 

lY.  Kriegswesen  (Landwehr-  und  Landsturm-Organisation  ■•  unter  A: 
Deutsches  Reich  und  Oesterreich). 

Deutsches  IUi(^.  Gesetz  vom  1.  Juni,  betr.  die  Aufnahme  einer 
Anleihe  für  Zwecke  der  Verwaltung  des  Reichsheeres  und  für 
die  Vervollständigung  des  deutschen  Eisenbahnnetzes  im  Inte- 
resse der  Landesverteidigung  (bis  156  624  783  Mk.). 

Gesetz  vom  21.  Juni,  betr.  Abänderung  beziehungsweise  Ergänzung 
des  Gesetzes  über  die  Q  u  a  r  t  i  e  r  l  e  i  s  t  u  n  g  für  die  bewaffnete  Macht 
während  des  Friedenszustandes,  vom  25.  Juni  1868,  sowie  des  Gesetzes 
über  die  Naturalleistungen  für  die  bewaffnete  Macht  im  Frieden  vom 
13.  Februar  1875. 

Gesetz  vom  24.  März,  betr.  einige  auf  die  Marine  bezügliche 
Abänderungen  und  Ergänzungen  des  Gesetzes  vom  27.  Juni  1871  über 
die  Pensionierung  und  Versorgung  der  Militärpersonen  etc. 

Deutsches  Eekh.  Gesetz  vom  17.  Juni,  betr.  die  Fürsorge  für  die 
Witwen  und  Waisen  von  Angehörigen  des  Reichsheeres  und 
der  E  a  i  s  e  r  1  i  c  h  e  n  M  a  r  i  n  e.  §  4.  Die  Witwen-  und  Waisengeld- 
beiträge betragen  jährlich  drei  Prozent  des  pendonsf&higen  Dienstein- 
kommens, des  Wartegeldes  oder  der  Pension,  mit  der  Massgabe,  dass 
der  die  Jahressumme  von  neuntausend  Mark  des  pensionsfähigen  Dienst- 
einkommens oder  Wartegeldes  und  von  fünftausend  Mark  der  Pension 
übersteigende  Betrag  nicht  beitragspflichtig  ist.  Von  den  Offizieren 
vom  Hauptmann  (Rittmeister,  Eapitänlieutenant)  zweiter  Gehaltsklasse 
einschliesslich  abwärts ,  den  Aerzten  und  Beamten ,  welche  vor  Ertei- 
lung des  Heiratsküusenses  ein  bestimmtes  Privateinkommen  oder  Ver- 
mögen nachzuweisen  haben,  werden,  wenn  sich  dieselben  nicht  ver- 
heiratet haben,  die  Beiträge  bis  zu  anderweiter  gesetzlicher  Regelung 
nicht  erhoben.  —  §  P.  Das  Witwengeld  besteht  in  dem  dritten  Teil 
derjenigen  Pension,  zu  welcher  der  Verstorbene  berechtigt  gewesen  ist 
oder  berechtigt  gewesen  sein   würde,  wenn  er  am  Todestage  in   den 
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Ruhestand  versetzt  wäre.  Das  Witwengeld  soll  jedoch,  vorbehaltlich 
der  im  §  11  verordneten  Beschränkang,  mindestens  einhundertaadsechzig 
Mark  betragen  und  eintausendundsechshuadert  Mark  nicht  übersteigen. 
—  §  10.  Das  Waisengeld  beträgt:  1.  für  Kinder,  deren  Mutter  lebt 
und  zur  Zeit  des  Todes  des  Beitragspflichtigen  zum  Bezüge  von  Wit- 
wengeld berechtigt  war,  ein  Fünftel  des  Witwengeldes  für  jedes  Kind ; 
2.  für  Kinder,  deren  Mutter  nicht  mehr  lebt  oder  zur  Zeit  des  Tode» 
des  Beitragspflichtigen  zum  Bezüge  von  Witwengeld  nicht  berechtigt 
war,  ein  Drittel  des  Witwengeldes  für  jedes  Kind.  Waisengeld  wird 
für  Kinder,  welche  in  Militär-Erziehungsanstalten  aufgenommen  worden 
sind,  nur  zu  demjenigen  Betrage  gezahlt,  bis  zu  welchem  für  das  be- 
treffende Kind  Pensionsgeld  oder  Erziehungsbeitrag  an  die  Anstalt  zo 
entrichten  ist 

Preuaaen,  Gesetz  vom  28.  Mai,  betr.  den  Servistarif  und  die 
Klasseneinteilung  der  Orte. 

Oeaterreieh'U.  Gesetz  vom  30.  März,  betr.  die  Bedeckung  des  An- 
teiles an  dem  für  militärische  Massnahmen  bewilligten  ausserordent- 
lichen Kredite  von  52 Vs  Millionen  Gulden.  Dieser  Anteil  beträgt  för 
die  Reichsratsländer  36.oi6o  Mill.  Gulden. 

Oeiterreich,  Gesetz  vom  4.  März,  zur  Verwilliguog  von  12  Ol  1665 
Gulden  für  Ausrüstungsgegenstände  der  Landwehr  und  des 
Landsturms  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder. 

Gesetz  vom  6.  Juni,  betr.  die  Wirkungen  uud  die  Anfechtbarkeit 
der  von  Behörden  des  stehenden  Heeres ,  der  Kriegsmari  ne  und 
der  Landwehr  auf  administrativem  Wege  gefällten  Ersatzer kenntnisse. 

Gesetz  vom  27.  April ,  betr.  die  Militär-Versorgung  der 
Witwen  und  Waisen  von  Offizieren  und  von  Mannschaften 
des  Heeres,  der  "Kriegsmarine,  der  Landwehr  und  des 
Landsturmes.  Der  Bedarf  dieser  Versorgung  bebistet  den  g e- 
meinsamen  Pensions-Etat,  beziehungsweise  den  Militär- 
Tazfond;  diesen  Etat,  beziehungsweise  Fond  belasten  auch  die  nach 
dem  Inslebentreten  dieses  Gesetzes  nach  den  bisherigen  Normen  zu 
bemessenden  Versorgungsgenüsse  und  GnadenbezQge  für  Witwen  und 
Waisen  von  pensionierten  Offizieren,  von  aktiven  und  pensionierten  Be- 
amten und  von  aktiven  nnd  pensionierten  in  keine  Rangklasse  einge- 
reihten Gagisten  des  Heeres  und  der  Kriegsmarine.  Zur  Deckung  der 
bezüglichen  Auslagen  wird  im  Voranschlage  des  Reichs-Finanz- Mini- 
steriums die  für  das  Jahr  1885  auf  Militär- Pensionen  und  Gnadengaben, 
dann  auf  Marine-Pensionen  und  Gnadengaben  ex  camer dli  bewilligte 
Summe  per  1  320 000  Gulden  von  Jahr  zu  Jahr  unverändert  als 
Pauschalbeitrag  bis  zu  dem  im  letzten  Absätze  dieses  Artikels  ange- 
deuteten Zeitpunkte  eingestellt,  während  das  über  diesen  Betrag  sich 
ergebende  Erfordernis  aus  den  Zinsen  des  Militär-Tazfonds  bestritten 
wird.    Im  Kriegsfialle  kann  aber  der  Militär-Taxfonds  für   die   nach 
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§  13,  Punkt  2  des  Gesetzes  vom  13.  Juni  1880,  B.  G.  BI.  Nr.  70  er- 
forderlichen Versorgungsgebühren  bis  zur  Erschöpfung  in  Anspruch 
genommen  werden.  —  Von  dem  Zeitpunkte  an ,  zu  welchem  das  jähr- 
liche Zinsenerträgnis  des  Militär-Taxfonds  sechs  Millionen  Gulden  ö.  W. 
betragen  wird,  sind  alle  Yersorgungsgenüsse  der  Militär- Witwen  und 
-Waisen  nur  aus  dem  Militär-Taxfonds  zu  erfolgen.  —  Witwen  der 
Offiziere  erhalten  in  XII  Rangklassen:  bezw.200— 250—300— 350 - 400— 
450-600—800—1200—1600  und  (Klasse  I  und  II)  2000  Gulden.  Mit 
50  Vo  Zuschuss,  wenn  der  Gatte  vor  dem  Feinde  gefallen ,  oder  binnen 
Jahresfrist  infolge  von  Verwundung  und  Kriegsstrapatzen  gestorben  ist. 
—  Für  Offiziers  w  a  i  s  e  n  sind  Erzieh nngsbei träge  von  40  bis  250  Gul- 
den jährlich  nach  12  Rangklassen  ausgesetzt.  —  Die  Versorgungs- An- 
sprüche der  Witwen  und  Waisen  solcher  Mannschaft,  welche  im  Dienste 
den  Tod  erleidet:  Die  Witwen  erhalten  von  24  Gulden  jährlich  (Witwen 
von  Gemeinen)  bis  zu  100  Gulden  mit  50%  Zuschlag,  wenn  der  Gatte 
durch  den  Krieg  den  Tod  fand ;  der  Erziehungsbeitrag  für  Waisen  der 
Mannschaft  beträgt  24  Gulden  jährlich,  doch  darf  die  Summe  der  Er- 
ziehuDgsbeiträge  und  der  Witwenpension  180  Gulden  nicht  übersteigen. 

Hiezu  die  Zirkular-Verordnung  des  Min.  für  Land.-V.  vom22.  Sept., 
betreffend  die  Bestimmungen  zur  Durchführung  des  Gesetzes  vom  27. 
April  betreffend  die  Militärversorgung  von  Wittwen  und  Waisen  von 
Offizieren  etc.  und  der  Mannschaft  des  Heeres,  der  Kriegsmarine ,  der 
Landwehr  und  des  Landsturmes,  sowie  die  V.O.  des  M.  für  Land.-V. 
vom  10.  Oktober,  betreffend  die  getroffenen  Vereinbarungen,  bezüglich 
Flüssigmachung  und  Verrechnung  der  Versorgungsgenüsse  an  Wittwen 
und  Waisen  der  Offiziere  etc.  und  der  Mannschaft  des  Heeres,  der 
Kriegsmarine,  der  Landwehr  und  des  Landsturmes. 

Belgien,    Einquartierungsgesetz  vom  14.  August. 

Russland,  13.  Juli  (n.  R ).  Ein  kais.  Ukai  setzt  das  diesjährige 
Rekrutenkontingent  auf  250000  Mann  gegen  225000  Mann  im 
Vorjahre.  Die  Dienstzeit  der  loosgemäss  eintretenden  Mannschaften 
wird  auf  18  Jahre  festgesetzt,  wovon  5  im  aktiven  Dienst  zu  erfüllen 
sind.  Die  Abiturienten  der  höheren  Lehranstalten  erhalten  als  Frei- 
willige grössere  Einräumungen.  Die  Verpflichtung  zur  Landwehr  wird 
bis  auf  das  43.  Lebensjahr  ausgedehnt.  Die  ans  den  gedienten  Sol- 
daten bestehende  Landwehr  wird  in  zwei  Klassen  eingeteilt 

V.  Jostiswesen. 

Vgl.  Abschnitte  IX  und  XI,  sowie  internationales  Urheberrecht  in 
Hauptabschnitt  I. 

Preussm,  Gesetz  vom  2.  April,  betr.  die  durch  ein  Auseinan- 
dersetzungsverfahren begründeten  gemeinschaftlichen  An- 
gelegenheiten. 

Preussen,    Gesetz  vom  18.  April  über  das  Verfahren  bei  Verteilung 
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von  ImmobiliarpreiseD  im  (^eltangibereieh  des  Rheinisehei 
Beohte. 

PreusimL  Gesetz  vom  81.  Mai  über  das  Bergwerk seigeDtom 
in  den  ehemals  Grosshersogliob  und  Landgräflich  Hessischen  Gebiets- 
teilen der  Provinz  Hessen- Nassau. 

Bremen,  Gesetz  vom  15.  Dezember,  betreffend  gesetzliche  Pfand- 
rechte an  Flassschiffen. 

Femer:  Gesetz  y.  15.  Dez.  in  34  §§  Aber  Terp fänden g  too 
Schiffen. 

Ferner  Gesetz  vom  selben  Tage,  betreffend  ZwangsvoUstreck- 
Hng  wegen  Geldforderungen  in  Schiffe,  gerichtliche  Schiffs  verkaufe 
und  Arrest  in  Schiffe; 

endlich  Gesetz  vom  15.  Dez.,  betr.  Aenderung  der  Erbe-  u.  Hand- 
festen Ordnung  und  des  Einführungsgesetzes  zum  Handelsgesetsbuch. 

Eleois- Lothringen.  Gesetz  v.  16.  Juni,  Abänderung  des  Artikets 
467  des  Code  dvü  und  Aufhebung  der  Artikel  448  (Abs.  2  n.  3).  45$, 
456,  470.  —  Gesetz  zur  Aufhebung  der  Artikel  882  bis  889  des  Code  ds 
proc^dure  civile. 

Elsase-Loihringen.  Gesetz  v.  20.  Juni  betr.  Feststellung  der  Ent- 
schädigungen im  Falle  der  Zwangsenteignung. 

Hamburg.  Gesetz  v.  6.  April,  betreffend  die  Zwangserziehung 
verwahrloster  jugendlicher  Personen. 

Hamburg,  Gesetz  v.  14.  Januar,  in  71  Paragraphen,  betr.  das  Aus- 
wandererwesen: >Behörde  fdr  Answanderungswesen«,  (§  1)  »Naeh- 
weisungsbureau  fQr  Auswanderer«  (§  2),  »Cntersuchungsarzt«  (§  3), 
»Besichtiger«  der  Tauglichkeit  der  Schiffe.  Alle  mit  festem  Gehalt  ohne 
amtliche  Nebeneinnahmen.  —  Die  §§7—24  haodelu  von  den  Auswan- 
dererexpedienten, Mittelspersonen,  Auswandererräten.  —  Die  §§  /?5  bi« 
29:  »Allgemeine  Vorschriften  über  Beförderung  der  Auswanderer«.  — 
§§  80  ff:  Einrichtung,  Ausrüstung  und  Besichtigung  der  Schiffe.  — 
§  66  ff:  über  Einschiffung  der  Auswanderer  und  Sorge  für  dieselben 
während  der  Reise. 

Orossh.  Hessen.  Gesetz  y.  18.  Juni,  in  11  Artikeln,  betr.  die  An- 
legung, bezw.  Aufbewahrung  Vormundschaft  lieh  er  und  pfleg- 
sohaftlicher  Werte. 

Lübeck.  Gesetz  in  9  Artikeln  vom  18.  April  betreffend  die  Siche- 
rung von  Mieteforderungen.  §  1.  Pfandrecht  des  Vermieters  an 
den  vom  Mieter  in  das  Grundstück  eingebrachten  Sachen.  §  3.  Vorzug 
dieses  Pfkndrechtes  vor  andern  Pfandrechten.  §  4.  Recht  des  Vermieten 
zur  Veräusserung  bei  Verzug   des  Mieters  um   mehr  als  sieben  Tage. 

Saehien'Meinmgen.  Ges.  v.  7.  Sept.,  betr.  Rechtshilfe  in  Ver- 
waltungsangelegenheiten« 

Sehman^mrg'Sondershaueen.  Gesetz  vom  16.  Dez.  betr.  die  Ver- 
bürgung  der  Ehefrauen  für  ihre  Ehemänner. 
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Oesterreieh.  Gesetz  vom  10.  JaDi,  betreffend  die  Ab&ndemng,  be- 
ziebnngsweise  Ergänzung  einiger  Bestimmungen  des  Exekntions- 
verfahrens  zur  Hereinbringung  von  Geldforderungen.  —  §  1. 
Auf  Gegenstände,  welche  zurAus&bung  des  Gottesdienstes  einer  geseti- 
lieh  anerkannten  Kir  che  oder  ReligionsgenossenschafL  verwendet  werden, 
kann  die  Exekution  nicht  gefQhrt  werden.  Aof  Kreuzpartikeln  und 
Reliquien  ist  die  Exekution  unzulässig;  deren  Fassung  aber  ist  dersel- 
ben unterworfen,  jedoch  ohne  Verletzung  der  daran  befindlichen  An- 
thentica.  —  §  2.  Ausser  den  nach  den  bestehenden  Vorschriften  von 
der  Exekution  ausgenommenen  Sachen  sind  derselben  femer  entzogen: 
1.  Die  Kleidungsstücke,  die  Betten,  die  Wäsche,  das  Hans-  und  Küchen- 
geräte, insbesondere  die  Heiz-  und  KochOfen,  soweit  diese  Gegenstände 
für  den  Schuldner  und  für  dessen  im  gemeinsamen  Haushalte  mit  ihm 
lebende  Familienglieder  und  Dienstleute  unentbehrlich  sind ;  2.  die  für 
den  Schuldner  und  für  dessen  im  gemeinsamen  Haushalte  mit  ihm  le- 
bende Familienglieder  und  Dienstleute  auf  zwei  Wochen  erforderlichen 
Nahrungs-  und  Fenemngsmittel ;  3.  eine  Milchkuh  oder  nach  der  Wahl 
des  Schuldners  zwei  Ziegen  oder  drei  Schafe,  nebst  den  zum  Unter- 
halte und  zur  Streu  für  dieselben  auf  zwei  Wochen  erforderlichen  Putter- 
und Streuvorräten,  sofern  die  bezeichneten  Tiere  für  die  Ernährung  des 
Schuldners  und  seiner  im  gemeinsamen  Haushalte  mit  ihm  lebenden 
Familieoglieder  und  Dienstleute  unentbehrlich  sind;  4.  bei  Offizieren, 
Beamten,  Geistlichen,  Lehrern,  Advokaten,  Notaren,  Aerzten  und  Künsfc- 
lern,  sowie  bei  anderen  Personen,  welche  einen  wissenschaftlichen  Beruf 
ausüben,  die  zur  Verwaltung  des  Dienstes  oder  Ausübung  des  Berufes 
erforderlichen  Gegenstände,  sowie  anständige  Kleidung;  5.  bei  Hand- 
werkern, Hand-  und  Fabriksarbeitern,  sowie  Hebammen,  die  zur  per- 
sönlichen Ausübung  ihrer  Beschäftigung  erforderlichen  Gegenstände; 
6.  bei  jenen  Personen,  deren  Bezüge  nach  den  bestehenden  gesetzlichen 
Bestimmungen  der  Exekution  gänzlich  oder  teilweise  entzogen  sind,  ein 
Geldbetrag,  welcher  dem  der  Exekution  nicht  unterworfenen  Teile  des 
Bezuges  für  die  Zeit  von  der  Vornahme  der  Exekution  bis  zum  näch- 
sten Zahlungstermine  des  Bezuges  gleichkommt;  7.  die  zum  Betriebe 
einer  Apotheke  unentbehrlichen  Geräte,  Gefässe  und  Waarenvorräte, 
unbeschadet  der  Znlässigkeit  der  Sequestration  dieses  Betriebes  und  der 
hiezu  gehörigen  Gegenstände;  8.  die  Bücher,  welche  zum  Gebrauche 
des  Schuldoers  und  seiner  im  gemeinsamen  Hanshalte  mit  ihm  lebenden 
Familienglieder  in  der  Kirche  oder  Schule  bestimmt  sind;  9.  der  Ehe- 
ring des  Schuldners,  dann  Briefe,  Schriften  und  die  Familienbilder  mit 
Ausnahme  der  Rahmen.  10.  Orden  und  Ehrenzeichen.  —  §  3.  Das  auf 
einer  Liegenschaft  befindliche  Zugehür  derselben  (§g  294  bis  297  des 
allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches),  darf  nur  mit  dieser  Liegen- 
schaft selbst  in  Exekution  gezogen  werden  und  ist  daher  in  die  exe- 
kutive Schätzung  derselben  einzubeziehen.    In  jenen  Fällen,  in  welchen 
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die  exekative  Feilbietang  einer  Liegeniohaft  ohne  Torhergehende  exe« 
kutive  Schätzung  stattfindet,  ist  vor  Bewilligung  der  Feilbietung  dieses 
Zugehör  von  amtswegen  zu  beschreiben  und  sobin  in  die  Feilbietuog 
einsubeiiehen.  —  §  4.  Eine  Exekution  auf  bewegliche  Sachen  hat  zu 
unterbleiben»  und  die  etwa  yorgenommenen  Exekutionsschritte  sind  als 
unwirksam  zu  erklären,  sobald  sich  nicht  erwarten  lässt,  dass  der  Erl5s 
flir  die  zu  verkaufenden  Gegenstände  einen  Ueberschuss  über  die  Kosten 
dieser  Exekution  ergeben  werde.  —  §  7.  Mit  dem  Ansuchen  um  Pfän- 
dung beweglicher  Sachen  kann  in  allen  Fällen  das  Begehren  um  Schätz- 
ung derselben  verbunden  werden.  —  §  9.  Die  Schätzung»-  und  Fcil- 
bietnngskosten  geniessen  bei  Verteilung  des  Meistbot  es  einer  exekutive 
veräusserten  Liegenschaft  kein  Vorzugsrecht  vor  allen  HTpothekarglän- 
bigem,  sondern  sind  nur  in  der  Priorität  der  Forderung,  wegen  welcher 
die  Feilbietung  erfolgte,  zu  befriedigen.  —  §  10.  Wenn  bei  einer  voll- 
zogenen zwangsweisen  Veräusserung  eines  unbeweglichen  Gutes  der  von 
dem  Ersteher  gebotene  Preis  zwei  Dritteile  des  Schätsungs wertes  oder 
in  Ermanglung  eines  solchen  zwei  Dritteile  des  Ausrufpreises  nicht  er- 
reicht, so  kann  die  erfolgte  Veräusserung  durch  ein  die  Anordnung 
einer  neuerlichen  Feilbietung  bezweckendes  üeberbot  unwirksam  ge- 
macht werden.  Ein  solches  üeberbot  ist  jedoch  nur  dann  zu  berück- 
sichtigen, wenn  dem  üeberbieter  kein  Hindernis  entgegensteht,  das  ihn 
vom  Bieten  ausschliesst,  und  wenn  er  sich  erbietet,  einen  den  früheren 
Meistbot  mindestens  um  den  fünften  Teil  übersteigenden  Preis  zu  ent- 
richten, die  Feilbietongsbedingungen  zu  erfüllen,  sowie  alle  Kosten  der 
neaen  Feilbietnng  zu  bezahlen  und  den  fünften  Teil  des  angebotenen 
Betraget  durch  gerichtlichen  oder  notariellen  Erlag  von  Geld  oder 
Wertpapieren  sicherstellt.  -  §  11.  Das  üeberbot  ist  innerhalb  einer 
unerstreckbaren  Frist  von  14  Tagen  vom  Tage  der  geschlossenen  Ver- 
steigerung schriftlich  bei  dem  Gerichte,  welches  die  Feilbietung  vorge- 
nommen hat,  zu  überreichen  und  ist  mit  dem  Gesuche  der  erfolgte 
Erlag  des  nach  §  10  sicherzustellenden  Betrages  auszuweisen.  —  §  18. 
Wenn  bei  einer  vollzogenen  zwangsweisen  Veräusserung  eines  unbe- 
weglichen Gutes  der  von  dem  Ersteher  gebotene  Preis  nicht  einmal  ein 
Dritteil  des  Schätzungswertes  oder  in  Ermanglung  eines  solchen  ein 
Dritteil  des  Ausrufspreises  erreicht,  und  die  Durchführung  dieser  Ver- 
äusserung das  wirtschaftliche  Verderben  des  Schuldners  herbeiführen 
müsste,  so  ist  derselbe  berechtigt,  bei  dem  Gerichte,  welches  die  Feil- 
bietung vorgenommen  hat,  das  Begehren  zu  stellen  ,  dass  die  erfolgte 
zwangsweise  Veräusserung  als  unwirksam  erklärt  werde.  —  §  19.  Dieses 
Begehren  ist  von  dem^  Schuldner  schriftlich  oder  zu  Protokoll  innerhalb 
einer  unerstreckbaren  Frist  von  14  Tagen  zu  stellen.  Die  Frist  läuft, 
falls  ein  üeberbot  innerhalb  der  im  §  11  festgesetzten  Frist  nicht  ge- 
macht wurde,  vom  Tage  nach  Ablauf  der  letzterwähnten  Frist,  falls 
aber  ein  Üeberbot  rechtzeitig  gemacht  wurde,   vom  Tage  nach  der  in 
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Gemässheit  des  §  15  vorgenommenen  neuerlichen  Feilbietung,  bezieh- 
ungsweise von  der  rechtskräftigen  Abweisung  des  Ueberbotes  (§  13). 
Das  Gericht  hat  über  ein  solches  Begehren  des  Schuldners,  falls  das- 
selbe nicht  offenbar  unbegründet  ist,  eine  Tagfahrt  auf  möglichst  kurze 
Frist  anzuordnen  und  zu  derselben  deu  Schuldner,  den  Exekutiousführer 
und  den  Ersteher,  sowie  jene  Personen,  welche  nach  den  hierüber  be- 
stehenden Vorschriften  von  der  Feilbietung  zu  verständigen  sind,  von 
amtswegen  vorzuladen.  Das  Gericht  hat  ferner  noch  vor  der  Tagfahrt 
über  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Schuldners  die  etwa  erfor- 
derlichen Auskünfte  von  der  Gemeinde  oder  von  der  politischen  Behörde 
von  amtswegen  einzuholen. 

Belgien,  Gesetz  v.  6.  Juli,  betr.  vertragsmässige  Abwendung  des 
Eonkurses  (Zwangs vergleich). 

Frankreich.  Gesetz  vom  18.  November  über  die  Freiheit  der 
Leichenfeiern.  —  ünznlässigkeit  aller  Ausnahmsverfügungen  über 
die  Leichenfeier  und  (Art.  3  ff)  unbeschränkte,  unter  strafrechtlichen 
Schutz  (Artikel  5)  gestellte  Verfügung  durch  letzten  Willen  betreffend 
das  Leichenbegängnis  des  Testierenden. 

Grossbritannien.  Ausführliches  Gesetz  v.  16.  September  zur  Kon- 
solidation des  Rechtes  betr.  die  Coroners,  —  Ferner  ausführliches  Gesetz 
V.  16.  Sept.  betr.  die  Konsolidation  des  Hechtes  über  die  Sheriffs, 
nebst  Abschaffung  von  Gesetzen  über  diesen  Gegenstand. 

Grosshritannien.  Deeds  of  Arrangements  Art.  50  u.  51  Vict.  eh.  57, 
betr.  die  öffentliche  Registrierung  aussergerichtlicher  Ver- 
gleiche als  Bedingung  der  Giltigkeit  der  letzteren. 

Eumänien,  Handels-Gesetz  vom  16.  (28.)  April.  —  (Neue  K  o  n- 
kurs-O.  für  den  Handelsverkehr.) 

Schweiz,  Zürich.  Privatrechtliches  Gesetzbuch  für  den  Kanton 
Zürich,  in  1108  Artikeln,  vom  4.  September. 

Zürich.  Gesetz  betreffend  Abänderung  von  §  9  des  Gesetzes  be- 
treffend den  Loskauf,  die  Kapitalisierung  und  die  Umwandlung  der 
Grund-,  Boden-,  Erblehen-  und  Wasserrechts zinse  in  jährliche  Geld- 
leistungen, vom  10.  Mai  1832  —  17.  Oktober  1886. 

VL  Sicherheits-  und  Sittenpolizei.     Gesandlieits-  nnd  Veterinär-, 
sowie  Lebensmittel-PollBei. 

Deutsches  Beich.  V.O.  v.  29.  Nov.,  betreffend  das  Verbot  der  Ein- 
fuhr von  Schweinen,  Schweinefleisch  und  Würsten  Dänischen, 
Schwedischen  oder  Norwegischen  Ursprungs. 

Deutsches  Beich,  Ges.  v.  12.  Juli ,  betr.  den  Verkehr  mit  Ersatz- 
mitteln für  Butter. 

Deutsches  Beich,  Gesetz  v.  25.  Juni  betr.  den  Verkehr  mit  b  l  e  i- 
und  zinkhaltigen  Gegenständen. 
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Deutsches  Reich,  Gesetz  y.  5.  Juli,  betr.  die  Verwendang  gesund- 
heitsachädlicher  Farben  bei  der  Herstellung  von  Nabrangsmitteb, 
GeDussmitteln  und  Gebrauchsgegenständen. 

Belgien,  Gesetz  v.  16.  August  zur  Bestrafung  der  Öffentlich  er- 
scheinenden Trunkenheit:  1 — 15  Fr  Geldstrafe,  beim  ersten  Ruck- 
fall 5—25  Fr.,  beim  2.  Rücküall  (binnen  6  Monaten):  8  Tage  bis  drei 
Wochen  Geföngnis  und  26—75  Fr.  Geldbusse.  Bestrafung  des  Wirtes 
mit  5 — 25  Fr.  wegen  Abgabe  von  Getränken  an  Betrunkene.  Wer  ab- 
sichtlich die  Trunkenheit  eines  andern  herbeiführt,  wird  mitGeföngnia 
von  8  Tagen  bis  2  Jahren  und  Geldstrafe  von  50—2000  Fr.  bestraft, 
wenn  die  Trunkenheit  eine  die  Arbeitsfähigkeit  gefährdende  Krankheit 
herbeiführt;  führt  sie  den  Tod  herbei:  5—10  Jahre  Gefängnis  u.  250 
bis  5000  Fr.  Geldbusse. 

Frankreich.  Gesetz  y.  14.  Mai,  Artikel  1,  betr.  die  ßeseichnnog 
der  Kunstbutter.  Während  Naturbutter  aus  den  V^ertragsl ändern 
zollfrei  eingeht,  zahlt  Margarin  6  Fr.  für  100  Kilo. 

Örossbritannien,  Kunstbutter-Gesetz.  Am  1.  Januar  1888  wird  auch 
in  England  ein  Gesetz  in  Wirksamkeit  treten ,  welches  bestimmt  ist, 
den  Handel  mit  Kunstbutter  zu  regeln.  Das  Gesetz  bat  mit  dem  deut- 
schen Gesetze  die  meisten  Bestimmungen  gemeinsam ;  sogar  auf  den 
Namen  (Margarine)  erstreckt  sich  die  üebereinstimmung. 

VII.  Sozialpolitik  (Tgl.  Agrargesetsgebang) .  Arbeitssoliats.  PerM- 
nalyersiobeniDg  (freiwillige  and  Bwangsweise),  PensionswMM, 
Armenwesen  (ygl.  unter  IV  über  Militärpensionen)  — 

Deutsches  Reich.  Ges.  y.  18.  Juni,  betr.  die  Fürsorge  für  Beamte 
infolge  yon  Betriebsunfällen:  §  1.  Unmittelbare  Staatsbeamte, 
welche  in  reichsgesetzlich  der  Unfall yersicherung  unterliegenden  Be- 
trieben beschäftigt  sind,  erhalten  ,  wenn  sie  infolge  eines  im  Dienste 
erlittenen  Betriebsunfalls  dauernd  dienstunfähig  werden,  als  FensioQ 
sechsundsecbzigzweidrittel  Prozent  ihres  jährlichen  Diensteinkommeos, 
soweit  ihnen  nicht  nach  anderweiter  gesetzlicher  Vorschrift  ein  höherer 
Betrag  zusteht.  —  Steht  solchen  Pei-sonen  nach  anderweiter  gesetsliehsr 
Vorschrift  ein  höherer  Betrag  zu ,  so  erhalten  sie  diesen.  Nach  dem 
Wegfall  des  Dienstein kommens  sind  dem  Verletzten  ausserdem  die  noch 
erwachsenden  Kosten  des  Heilyerfahrens  zu  ersetzen. 

Deutsches  Reich,  Gesetz  yom  11.  Juli,  betrefifend  die  Unfall  yer- 
sicherung der  bei  Bauten  beschäftigten  Personen:  L  AUgemeiBe 
BeBtimmongen.  §  1  f.  bestimmen  die  dem  Gesetz  unterstehenden  Bau- 
arbeiter. Der  letzte  Absatz  yerfügt:  >Die  laufenden  Reparaturen  an 
den  zum  Betriebe  der  Land-  und  Forstwirtschaft  dienenden  Gebftuden 
und  die  zum  Wirtschaftsbetriebe  gehörenden  Bodenkultur-  und  sonstigen 
Bauarbeiten,  insbesondere  die  diesem  Zweck  dienende  Herstellung  oder 
Unterhaltung  yon  Wegen,  Dämmen,  Kanälen  und  Wasserläufen,  gelten 
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als  Teile  des  land-  und  forstwirtschaftlicben  Betriebes,  wenn  sie  von 
Unternehmern  land-  und  forstwirtschaftlicher  Betriebe  ohne  Uebertra- 
gung  an  andere  Unternehmer  auf  ihren  Grundstücken  ausgeführt  wer- 
den.« —  Als  Unternehmer  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gilt  l.  bei  Bau- 
arbeiten ,  welche  in  einem  gewerbsmässigen  Baubetriebe  ausgeführt 
werden,  der  Baugewerbetreibende,  für  dessen  Rechnung  dieser  Betrieb 
erfolgt ;  2.  bei  anderen  Bauarbeiten  derjenige ,  für  dessen  Rechnung 
dieselben  ausgeführt  werden.  —  §  4.  Die  Versicherung  erfolgt:  1.  bei 
der  gewerbsmässigen  Ausführung  von  EisenbAhn-,  Kanal-,  Wege-,  Strom-, 
Deich-  und  anderen  Bauarbeiten  auf  Gegenseitigkeit  durch  die  Unter- 
nehmer. Die  letzteren  werden  zu  diesem  Zweck  in  eine  Berufsgenos- 
senschaft vereinigt  (§§  9  bis  15] ;  2.  bei  Bauarbeiten,  welche  von  dem 
Reich  oder  von  einem  Bundesstaate  als  Unternehmer  (§  3)  ausgeführt 
werden,  durch  das  Reich  beziehungsweise  den  Staat,  für  dessen  Rech- 
nung die  Bauarbeit  erfolgt  (§§  46,  47) ;  3.  bei  Bauarbeiten ,  welche  in 
anderen  als  Eisenbahnbetrieben  von  einem  Kommuualvcrbande  oder 
einer  anderen  öffentlichen  Korporation  als  Unternehmer  (§  3)  ausgeführt 
werden,  vorbehaltlich  der  Bestimmung  des  §  5  Absatz  8  durch  den 
Kommnnalverband  beziehungsweise  die  Korporation,  sofern  die  Landes- 
Zentralbehörde  auf  deren  Antrag  erklärt,  dass  dieser  Kommunalverband 
beziehungsweise  diese  Korporation  zur  Uebernahme  der  durch  die  Ver- 
sicherung entstehenden  Lasten  für  leistungsfähig  zu  erachten  ist  (§g  46, 
47);  4.  bei  Bauarbeiten,  deren  Ausführung  entweder  von  anderen  als 
den  in  Ziffer  2  und  3  bezeichneten  Verbänden  und  Korporationen,  oder 
deren  Ausführung  nicht  gewerbsmässig  erfolgt,  auf  Kosten  der  Unter- 
nehmer (§  3)  beziehungsweise  Gemeindeverbände  nach  näherer  Bestim- 
mung der  §§  16  ff.  durch  die  Bernfsgenossenschaften  der  Baugewerbe- 
treibenden (§  1 ,  §  4  Ziffer  l ,  §  9  ff.  dieses  Gesetzes ,  %i  h  ^  ff.  des 
Unfallversicherungsgesetzes).  Bezüglich  der  Bauten,  welche  von  Eisen- 
bahnverwaltungen für  eigene  Rechnung  ausgeführt  werden  ,  sowie  be- 
züglich solcher  Bauarbeiten,  welche  als  Nebenbetriebe  oder  Teile  eines 
anderen  Betriebes  anderweit  versicherungspflichtig  sind,  behält  es  bei 
den  bisherigen  Bestimmungen  sein  Bewenden.  —  §  5.  Das  Reich  und 
die  Bundesstaaten  sind  berechtigt,  bezüglich  aller  oder  einzelner  Arten 
der  unter  §  4  Ziffer  2  fallenden ,  von  ihnen  als  Unternehmer  ausge- 
führten Bauarbeiten  derjenigen  Bemfsgenossenschaft ,  welche  in  dem 
betreffenden  Bezirke  für  die  Gewerbetreibenden  der  betreffenden  Art 
errichtet  ist,  durch  eine  von  dem  Reichskanzler  beziehungsweise  der 
Landes-Zentralbehörde  abzugebende  entsprechende  Erklärung  als  Mit- 
glied beizutreten.  Diese  Erklärung  ist,  auch  soweit  es  sich  um  die 
Ausführung  von  Maurer-,  Zimmer-  und  ähnlichen  Bauarbeiten  (§  1  Ab- 
satz 2  des  Unfall  versichern  ngsgesetzes)  handelt ,  vor  der  Genehmigung 
des  Genossenschaftsstatuts  für  die  nach  §  4  Ziffer  l  Absatz  1  zu  er- 
richtende Berufsgenossenschaft  abzugeben.    Dieselbe  Berechtigung  steht 
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den  Kommunalverbänden  und  anderen  öffentlichen  Korporationen  zxl 
Oie  Erklärung  ist  von  dem  Vorstände  derselben  abzugeben  und  darf 
auch  nach  dem  in  dem  vorstehenden  Absatse  bestimmten  Termine  er- 
folgen. —  §  6.  Die  Ermittelung  des  Jahresarbeitsverdienstes  etc.  be- 
stimmt sich,  vorbehaltlich  der  Vorschriften  der  §§  7  und  8  diese^s  Ge- 
setzes, nach  den  §§  3,  5  bis  8  des  Unfallversicherungsgesetzes.  Ueber 
die  Ermittelung  des  Jahres arbeits Verdienstes  der  Unternehmer  hat  das 
Statut  Bestimmung  zu  treffen. 

II.  Berofsgenossenschaft.  §  9.  Die  Berufsgenossenschaft  r§  4  Z.  1) 
umfasst,  unbeschadet  der  Bestimmungen  des  §  5,  alle  Baubetriebe  der 
im  5  4  Ziffer  1  bezeichneten  Art.  —  §  10.  Die  Mittel  zur  Deckung  der 
von  der  Berufsgenossenschaft  zu  leistenden  Entschädigungsbeträge  ond 
der  Verwaltungs kosten  werden,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  der 
§§  21  ff.,  von  den  Mitgliedern  durch  Beiträge  aufgebracht.  Die  Bei- 
träge sind  so  zu  berechnen,  dass  durch  dieselben  ausser  den  sonstigen 
Leistungen  der  Berufsgenossenschaft  der  Kapitalwert  der  ihr 
im  abgelaufenen  Rechnungsjahre  zurLast  gefal- 
lenen Renten  gedeckt  wird.  Die  Grundsätze  für  die  Berech- 
nung des  Kapitalwertes  werden  durch  das  Eteichs-Versicherung^amt  fest- 
gestellt. —  §  13.  Die  Berufsgenossenschaft  hat  einen  Reservefonds  an- 
zusammeln. Zur  Bildung  desselben  sind  den  nach  §  10  Absatz  l  auf- 
zubringenden Beträgen  fünf  Prozent  derselben  so  lange  zuzuschlagen, 
bis  der  Reservefonds  unter  H  mzurechnung  der  Zinsen  seines  Bestandes 
die  Höhe  der  erforderlichen  Jahresbeiträge  erreicht.  Ist  das  letstere 
der  Fall,  so  können  die  Zinsen  ,  soweit  der  Bestand  des  Reservefonds 
nicht  niedriger  ist  als  der  Gesamtbetrag  der  aufzubringenden  Jahres- 
beiträge ,  zur  Deckung  der  Genossenschaftslasten  verwendet  werden. 
Auf  Antrag  des  Genossenschaftsvorstandes  kann  die  Qenoasenschafts- 
versammlung  jederzeit  weitere  Zuschläge  zum  Reservefond  besohlieosen, 
sowie  bestimmen,  dass  derselbe  über  den  Gesaratbetrag  der  Jahresbei- 
träge hinaus  erhöbt  werde.  Derartige  Beschlüsse  bedürfen  der  Geneh- 
migung des  Reich s-Versicherungsamts.  In  dringenden  Bedarfsfällen 
kann  die  Genossenschaft  mit  Genehmigung  des  Reichs-Versichemngs- 
amts  schon  vorher  die  Zinsen  und  erforderlichenfalls  auch  den  Kapital- 
bestand des  Reservefonds  angreifen.  Die  Wiederergönzung  erfolgt  als- 
dann nach  näherer  Anordnung  des  Reichs- Versicherungsamts. 

III.  Unfall  Versicherungsanstalt.  §  16.  In  jeder  Berufegenossen- 
schaft  von  Baugewerbetreibenden  wird  für  die  Versicherung  deijenigen 
Personen,  welche  von  den  im  §  4  Ziffer  4  Absatz  1  bezeichneten  Unter- 
nehmern bei  Bauarbeiten  derjenigen  Art,  für  welche  die  BeruCsgenos- 
senschaft  errichtet  ist,  in  deren  Bezirken  beschäftigt  werden,  einschliess- 
lich der  selbstversicherten  Unternehmer  dieser  Art  unbeschadet  der 
Bestimmungen  des  §  1  Absatz  4  eine  Versicherungsanstalt  errichtet. 
Den  Versicherungsanstalten  der  auf  Grund  des  Unfall versicherongsge- 
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eetzes  errichteten  Berufegenosäenschaften  von  Baugewerbetreibenden 
werden  ausser  denjenigen  Kategorien  von  Bauarbeiten,  für  welche  sie 
errichtet  sind,  die  Eisenbahn-,  Kanal-,  Strom-,  Deich-  und  andere  Baa- 
arbeiten  (vgl.  §  4  ZifiFer  1),  zu  deren  Ausführung,  einzeln  genommen, 
nicht  mehr  als  sechs  Arbeitstage  thatsächlich  verwendet  worden  sind 
(vgl.  §  21  lit.  b),  sofern  diese  Bauarbeiten  von  den  im  §  4  Ziffer  4 
Absatz  1  bezeichneten  Unternehmern  ausgeführt  werden,  innerhalb  ihrer 
Bezirke  zugewiesen.  Durch  das  Genossenschaftsstatut  kann  bestimmt 
werden,  dass  auch  die  Versicherung  von  Unternehmern  (§  2) ,  welche 
als  Baugewerbetreibende  Mitglieder  der Genosseuschaft  sind,  sowie  an- 
derer von  diesen  Baugewerbetreibenden  bei  der  Bauausführung  beschäf- 
tigten, nach  §  1  nicht  versicherten  Personen  (§  2)  bei  der  Versicherungs- 
anstalt zu  erfolgen  hat.  Träger  der  Versicherungsanstalt  ist  die  Be- 
rufsgenossenschaft. Der  Genossenschaftsvorstand  und  die  Genossen- 
schafts Versammlung,  sowie  die  sonstigen  Organe  der  Berufsgenosseuschaft 
fuhren  die  Verwaltung  der  Versicherungsanstalt,  unbeschadet  der  Be- 
stimmungen des  §  1 9  dieses  Gesetzes,  nach  Massgabe  der  §§  22,  23,  26, 
27  des  Unfall  Versicherungsgesetzes  —  §  17.  Die  Einnahmen  und  Aus- 
gaben der  Versicherungsanstalt  sind  besonders  zu  verrechnen  und  ihre 
Bestände  gesondert  zu  verwahren.  Für  die  Versicherungsanstalt  ist  ein 
besonderer  Reservefonds  anzusammeln.  Die  Verwendung  desselben  zu 
Zwecken  der  Berufsgenossenschaft  ist  unstatthaft.  Das  für  die  Zwecke 
der  Versicherungsanstalt  bestimmte  sonstige  Vermögen  darf  für  die 
übrigen  Zwecke  der  Genossenschaft  nicht  verwendet  werden,  sofern  nicht 
das  Reichs- Versicherungsamt  auf  den  Antrag  des  Genosseuschaftsvor- 
standes  eine  solche  Verwendung  genehmigt.  Die  Genehmigung  darf 
nur  erteilt  werden,  wenn  der  Nachweis  erbracht  ist ,  dass  der  für  die 
Zwecke  der  Versicherungeanstalt  verbleibende  Teil  dieses  Vermögens 
zur  dauernden  Befriedigung  der  bisher  festgestellten,  von  der  letzteren 
zu  zahlenden  Renten  und  der  sonstigen  Verbindlichkeiten  der  Ver- 
sicherungsanstalt voraussichtlich  audreichen  wird.  Die  für  den  Ge- 
schäftsbetrieb der  Versicherungsanstalt  etwa  erforderlichen  Mittel  hat 
die  Berufsgenossenschaft,  soweit  nötig  aus  ihrem  Reservefonds,  vorzu- 
Bchiessen.  Die  Versicherungsanstalt  darf  andere  als  die  im  §  16  be- 
zeichneten Versicherungen  nicht  übernehmen.  Die  von  der  Versiche- 
rungsanstalt aufzubringenden  Verwaltungskosten  bestimmen  sich  nach 
den  durch  die  besondere  Verwaltung  derselben  thatsächlich  erforderlich 
gewesenen  Aufwendungen;  neben  denselben  kann  nach  näherer  Be- 
stimmung des  Reichs- Versicherungsamts  als  Ersatz  des  auf  die  Ver- 
sicherungsanstalt entfallenden  Anteils  an  den  gemeinsamen  Verwaltungs- 
kosten ein  Pauschbetrag  erhoben  werden.  —  §  18  ff,  treffen  über  das 
für  die  Versicherungsanstalt  zu  errichtende  Nebenstatut  nähere  Be- 
stimmungen. Nach  §  19  kann  das  Nebenstatut  besondere  Bezirksor- 
gane  verfügen.  —  §  21.    In  der  Versicherungsanstalt  erfolgt  die  Un- 
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fallversicherung :  a)  bei  Bauarbeiten,  zu  deren  AusfQhrong,  einzeln  ge- 
nommen, mehr  als  sechs  ArbeiUiage  thatsächlich  verwendet  worden 
sind,  auf  Kosten  des  Unternehmers  (§  3  Ziffer  2)  gegen  feste,  im  Vor- 
aus bemessene  Prämien  nach  Massgabe  eines  (nach  g  24  alle  drei  Jahre 
durch  das  Reichs-V.-A.  revidierten)  PHlmientarifs  (§§  22  ff.);  b)  bei 
Bauarbeiten  von  geringerer  Dauer  auf  Kosten  der  Verbände  (§  30), 
über  deren  Bezirke  die  Berufsgenossenschaft  sich  erstreckt,  gegen  Bei- 
träge, welche  auf  diese  Verbände  nach  Massgabe  der  in  den  einzelnen 
Jahren  fQr  Unfälle  bei  derartigen  Bauarbeiten  thatsächlich  erforderlidi 
gewordenen  Zahlungen  jährlich  umgelegt  werden.  —  §  30.  Die  Mittel 
zur  Deckung  der  Entschädigungsbeträge  und  Verwaltungskosten,  welche 
der  Versicherungsanstalt  aus  Unfällen  bei  den  im  §  21  lit  b  bezdch- 
neten  Bauarbeiten  erwachsen  sind,  werden  durch  Beiträge  der  Gemeb- 
den,  über  deren  Bezirke  die  ßerufsgenossenschaft  sich  erstreckt,  aufge- 
bracht und  auf  dieselben  nach  dem  Verhältnisse  der  Bevölkerungscifier 
jährlich  umgelegt.  Als  Bevölkerungsziffer  gilt  diejenige  Zahl  von  Ein- 
wohnern, welche  aus  Anlass  der  näohstvorhergegangenen  Volkszählung 
von  der  zuständigen  Behörde  amtlich  aufgestellt  ist,  und  zwar  von  dem 
auf  die  Feststellung  folgenden  Rechnungsjahre  ab.  Durch  die  Landet- 
Zentralbehörde  kann  bestimmt  werden,  dciss  an  Stelle  der  Gemeinden 
weitere  Kommunal  verbände  treten,  oder  dass  innerhalb  bestimmter  Be- 
zirke einzelne  Gemeinden  zur  gemeinschaftlichen  Uebernahme  der  aus 
der  Unfallversicherung  bei  der  Versicherungsanstalt  ihuen  erwachsen- 
den Last  vereinigt  werden.  Bestimmungen  der  letzteren  Art  müssen 
Festsetzungen  über  die  Vertretung  und  Verwaltung  dieser  Vereinigung, 
sowie  darüber  enthalten,  nach  welchen  Grundsätzen  die  diesen  Vereini- 
gungen zur  Last  fallenden  Beträge  auf  die  einzelnen  Gemeinden  zu 
verteilen  sind.  Die  Landes-Zentralbehörde  kann  femer  bestimmen,  dass 
die  Umlegung  statt  auf  Gemeinden  oder  weitere  Kommunalverbände 
auf  Verwaltungsbezirke  erfolge,  und  wie  von.  den  letzteren  die  anf  sie 
umgelegten  Beträge  auf  die  einzelnen  Gemeinden  zu  verteilen  sind, 
boweit  derartige  Bestimmungen  der  Landes-Zentralbehörde  nicht  er- 
lassen sind,  können  Gemeinden  durch  übereinstimmende  Beschlüsse  zur 
gemeinsamen  Uebernahme  der  gemäss  §  21  lii  b  ihnen  zufallenden 
Lasten  sich  vereinigen.  Solche  Vereinbarungen  müssen  Bestimmungen 
über  die  Vertretung  und  Verwaltung  dieser  Vereinigungen  enthalten 
und  bedürfen  der  Genehmigung  der  Landes-Zentralbehörde.  Diese  Be- 
stimmungen und  Vereinbarungen  sind  den  betreffenden  Berufsgenossen- 
schaften,  sowie  dem  Reichsversicherungsamt  mitzuteilen.  —  §  32.  In- 
nerhalb der  einzelnen  Gemeinden  oder  weiteren  Kommanalverbände 
werden  die  aus  den  Beätimmuiigen  des  §  21  lit  b  auf  dieselben  entfal- 
lenden Lasten  wie  Gemeindeabgaben  aufgebracht.  Durch  die  Landes- 
gesetzgebung oder  durch  statutarische  Bestimmung  der  einzelnen  Ge- 
meinden beziehungsweise  weiteren  Kommunal  verbände,  welche  der  Ge- 
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nehmignng  der  höheren  Verwaltungsbehörde  bedarf,  kann  ein  anderer 
Verteilungsraasstab  festgestellt,  insbesondere  bestimmt  werden,  dass  die 
Lasten  von  den  Grund-  oder  Gebäudebesitzern  zu  tragen  sind. 

lY.  Yertretnng  der  Arbeiter.  (§  35.)  Analog  wie  im  U.-V.-Gesetz. 
y.  Sehiedsgerichte.  (§  36.)  Yl.  FestAtellong  nnd  AaszahloDg  der  £Dt- 
sch&digQngen.    (§§  37  ff.) 

Yll  Unfallyerhätang.  Beaafsichtigang.  §  44.  Die  Bestimmungen 
der  §§  78  bis  86  des  ünfallversicherungsgesetzes  finden  mit  folgenden 
Massgaben  Anwendung:  1.  Unfall verhütuugsvorschriften  können  auch 
fflr  die  Bauarbeiten  derjenigen  Unternehmer  erlassen  werden ,  welche 
nicht  Mitglieder  der  Genossenschaft  sind,  aber  in  dem  Bezirke  derselben 
Bauarbeiten  ausf&hren.  In  den  Unfall  Verhütungsvorschriften ,  welche 
auf  derartige  ßanarbeiteo  Anwendung  finden  sollen ,  sind  für  die  Zu- 
widerhandelnden Zuschläge  bis  zum  doppelten  Betrage  der  Prämie  oder, 
sofern  es  sich  um  Bauarbeiten  der  im  §  21  lii  b  bezeichneten  Art  han- 
delt, Ezekutivstrafen  bis  zu  einhundert  Mark  anzudrohen.  Die  Vor- 
schriften sind  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  in  geeigneter  Weise 
zu  veröffentlichen.  2.  Zur  Festsetzung  der  im  §  78  Ziffer  2  a.  a.  0. 
vorgesehenen  Geldstrafen  sind  neben  den  Vorständen  der  Betriebs- 
(Fabrik-)  Krankenkassen  auch  die  Vorstände  der  Baukrankenkassen 
(§§  69  ff.  des  Kranken  Versicherungsgesetzes)  befugt,  sofern  eine  solche 
für  die  Bauarbeit  oder  den  Betrieb,  bei  dem  der  Zuwiderhandelnde  be- 
schäftigt war,  errichtet  ist.  3.  Die  Berechtigung  der  Genossenschaft 
zur  Ueberwaehung  der  Betriebe  und  die  Verpflichtungen  der  Unterneh- 
mer wegen  Gestattung  des  Zutritts  zu  den  Betriebsstätten  und  wegen 
Vorlegung  ihrer  Bücher  und  Nachweisungen  erstrecken  sich  auch  auf 
Unternehmer,  welche,  ohne  Mitglied  der  Genossenschaft  zu  sein,  in  dem 
Bezirke  derselben  Bauarbeiten  ausführen. 

Ylil.  Bauarbeiten  fär  Rechnung  des  Reichs ,  der  Bandesstaateu, 
von  Kommanalyerb&nden  and  Korporationen.    (§  46.) 

IX.  Schlass-  and  Strafbestimmangen.  (§§  48  ff.  §  49  bestimmt: 
Für  Arbeiter,  welche  bei  Bauarbeiten  der  im  §  4  Ziffer  4  Absatz  1  be- 
zeichneten Art  beschäftigt ,  aber  nicht  nach  den  Bestimmungen  des 
Krankenversicherungsgesetzes  gegen  Krankheit  versichert  sind,  bleiben 
die  auf  landesgesetzlichen  Bestimmungen  beruhenden  Ansprüche  auf 
Ersatz  des  infolge  eines  Unfalls  erlittenen  Schadens  für  die  Dauer  der 
ersten  dreizehn  Wochen  nach  dem  Unfälle  vorbehalten. 

Deutsches  Beich.  V.O.  vom  26.  Dez.  über  die  Inkraftsetzung  des 
Gesetzes,  betreffend  die  Unfallversicherung  der  bei  Bauten  beschäf- 
tigten Personen  (vom  11.  Juli  1887)  und  des  Gesetzes,  betreffend  die 
Unfallversicherung  der  Seeleute  und  anderer  bei  der  Seeschiffahrt  be- 
teiligter Personen,  vom  18.  Juli  1887  mit  1.  Januar  1888. 
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Deutsches  Reich.  Gesetz  rom  13.  Juli  betreffend  die  XJnfallrer- 
fiicherung  der  Seeleute  und  anderer  bei  der  Seeschiffahrt 
beteiligter  Personen. 

I.  Allgemeine  Bestimmangen.  §1.  Umfang  der  Vertichening. 
Personen,  welche  1.  auf  deutschen  See  Fahrzeugen  (§  2)  als  Schiffer,  Per- 
sonen der  Schiffsmaunschaft ,  Maschinisten  ,  Anfwärter  oder  in  andrer 
Eigenschaft  zur  Schiffsbesatzung  gehören  (Seeleute),  Schiffer  jedoch  nar, 
sofern  sie  Lohn  oder  Gehalt  beziehen,  2.  in  inländischen  Betrieben 
schwimmender  Docks  und  ähnlicher  Einrichtungen,  sowie  in  inländi- 
schen Betrieben  für  die  Ausübung  des  Lootsendienstes,  für  die  Bettang 
oder  Berguug  von  Personen  oder  Sachen  bei  Schiffbrüchen,  für  die  Be- 
wachung, Beleuchtung  oder  Instandhaltung  der  dem  Seeverkehr  die- 
nenden Gewässer  beschäftigt  sind  ,  werden  gegen  die  Folgen  der  bei 
dem  Betriebe  (§  3)  sich  ereignenden  Unfälle  einschliesslich  deijenigen 
UnföUe,  welche  während  des  Betriebes  infolge  von  Elementarereignissea 
eintreten,  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  yersicheri 
Seeleute  (Absatz  1  Ziffer  1)  unterliegen  den  Bestimmungen  dieses  Ge- 
setzes nicht,  wenn  sie  zur  Besatzung  von  Fischerfahrzeugen,  oder  wenn 
sie  zur  Besatzung  solcher  Seefahrzeuge  gehören ,  die  nicht  mehr  aU 
fünfzig  Kubikmeter  Brutto-Raumgehalt  haben  und  dabei  weder  Zube- 
hör eines  grösseren  Fahrzeuges,  noch  auf  Fortbewegung  durch  Dampf 
oder  andere  Maschinenkräfte  eingerichtet  sind.  —  §4.  Rheder,  welche 
nicht  schon  nach  den  Bestimmungen  des  §  1  versichert  sind ,  Lootsen, 
welche  ihr  Gewerbe  für  eigene  Rechnung  betreiben,  sowie  die  Unier- 
nehmer  der  übrigen  nach  §  1  versicherten  Betriebe  sind  berechtigt, 
sich  selbst  oder  andere  in  dem  Betriebe  beschäftigte,  nach  §  1  nicht 
versicherte  Personen  gegen  die  Folgen  der  bei  dem  Betriebe  sich  er- 
eignenden Unfälle  nach  Massgabe  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  zn 
versichern.  —  §  6.  Als  Jahresarbeitsverdienst  (bis  zu  2000  M.)  der  zur 
Schiffsbe<iatzung  gehörigen  Personen  gilt  im  Sinne  dieses  Gesetzes  das 
Neunfache  desjenigen  vom  Reichskanzler  festzusetzenden  Durchschnitts- 
betrages, welcher  bei  der  Anmusterung  oder  Anwerbung  durchschnittlich 
für  den  Monat  an  Lohn  (Heuer)  oder  Gehalt  gewährt  wird,  unter  Hin- 
zurechnung von  zwei  Fünfteln  des  für  Vollmatrosen  geltenden 
Durchschnittssatzes  als  Geldwert  der  auf  Seefahrzengen  gewährten  Be- 
köstigung. Für  diejenigen  Klassen  der  Schiffsbesatzung,  welche 
neben  dem  Lohn  oder  Gehalt  regelmässige  Nebeneinnahmen  zu  beziehen 
pflegen,  wird  bei  Berechnung  des  Jahr esarbeits Verdienstes  auch  der 
durchschnittliche  Geldwert  dieser  Nebeneinnahmen  in  Ansatz  gebracht. 
Der  Durch schnitiMbetrag  wird  von  dem  Reichskanzler  nach  Anhörung 
der  Landes-Zentralbchörden  einheitlich  für  die  ganze  deutsche  Küste 
festgesetzt.  Der  Festsetzung  sind  die  an  Vollmatrosen  auf  deutscheo 
Fahrzeugen  während  der  letzt  vergangenen  drei  Kalendeijahre,  in  wel- 
chen eine  Mobilmachung  deutscher  Streitkräfte  nicht  stattgefunden  hat. 
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gewfthrten  Lohnafttse  zu  Grande  sa  legen.    Bfindetteni  alle  ffinf  Jahre 
erfolgt  eine  Revision  der  Festsetzang.    Die  Festsetsang  findet  fdr  Voll- 
matrosen, Stenerlente,  Maschinisten,  sonstige  Schiffsoffisiere,  sowie  für 
SchifiPer  besonders  statt,  auch  können  weitere  Abstufungen,  sei  es  nach 
der  Qattnng  der  Schiffe,  sei  es  nach  Klassen  der  snr  Schiffsbesatcang 
gehörigen  Personen,  gemacht  werden.    Bei  snr  Schifisbesatzang  gehöri- 
gen Personen,  fQr  welche  ein  besonderer  Durchschnittsbetrag  nicht  fest- 
gesetzt ist,    kommen  drei  Viertel   des    für  Vollmatrosen   festgesetzten 
Dnrchscbnittsbetrages  zur  Anrechnung.  —  §  7.   Als  Jahresarbeitsver- 
dienst  der  fibrigen  auf  Grund  des  §  1   versicherten  Personen  gilt  der 
Verdienst,  welcher  von  derartigen  Personen  im  Jahre  durchschnittlich 
erzielt  wird.    Dieser  Durchschnittsverdienst  wird  von  der  höheren  Ver- 
waltungsbehörde des  Besch&ftigungsortes  festgesetzt.    Erreicht  derselbe 
nicht  den  dreihundertfachen  Betrag  decgenigen  Lohnes,   welcher  von 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  nach  §  8  des  Krankenversicherungs- 
gesetses  vom  15.  Juni  1888  für  den  Ort  der  Beschäftigung  als  ortsab- 
licher  Tagelohn  gewöhnlicher  Tagearbeiter  festgesetzt  ist,   so  gilt  als 
Jahresarbeitsverdienst  der  letztere.    Ueber  die  Ermittelung  des  Jahres- 
arbeitsverdienstes der  nach  §  4  versicherten  Personen  hat  das  Statut 
(§  24)  Bestimmung  zu  treffen.  —  Die  §§  9  und  12  regeln  den  Umfang 
der  Entschädigung  wesentlich  nach  dem  allgemeinen  Masstab  der  ünf.- 
Versicherung.    §  10  trifft  folgende  besondere  Bestimmungen :  Den  unter 
§  1  fallenden  Personen,  welche  nach  den  Bestimmungen  des  Eranken- 
versicherungsgesetzes  gegen  Krankheit   versichert  sind ,  ist  im  Falle 
eines  Betriebsunfalls  vom  Beginn  der  fünften  bis  zum  Ablauf  der  drei- 
zehnten Woche  nach  dem  Eintritt  des  Unfalls   ein  Krankengeld  von 
mindestens  zwei  Dritteln  des  bei  der  Berechnung  desselben  zu  Grunde 
gelegten  Arbeitslohnes  zu   gewähren.    Die  Differenz  zwischen   diesen 
zwei  Dritteln  und  dem  gesetzlich  oder  statutengemäss  zu  gewährenden 
niedrigeren  Krankengeld  ist  der  beteiligen  Krankenkasse  (Gemeinde- 
krankenversicherung) von  dem  Unternehmer    desjenigen   Betriebes    zu 
erstatten,  in  welchem  der  Unfall  sich  ereignet  hat.    Die  zur  Ausfdh- 
rung  dieser  Bestimmung  erforderlichen  Vorschriften  erlässt  das  Reichs- 
versicherungsamt.   Den    nach   §  1  versicherten   Personen,  welchen  in 
Krankheitsfällen  ein  gesetzlicher  Anspruch  auf  Krankenfürsorge  weder 
gegen  Rheder  noch  gegen  Krankenkassen  zusteht,  hat  in  Fällen  ihrer 
durch  einen   Betriebsunfall   herbeigeführten   Verletzung   der  Betriebs- 
unternehnier  während  der  ersten   dreizehn  Wochen   nach  Eintritt  des 
Unfalls  aus   eigenen  Mitteln  Fürsorge  zu  gewähren.    Das  Mass   dieser 
Fürsorge  richtet  sich  bei  Seeleuten  nach  den  Bestimmungen  der  Artikel 
523  ff.  des  Handelsgesetzbuchs  und  der  §§  48  ff.  der  Seemannsordnung, 
bei  den  sonstigen   nach  §  1    versicherten  Personen   nach   den  Bestim- 
mungen der  §§  6  und  7  des  Kranken  Versicherungsgesetzes  und  den  Be- 
stimmungen des  vorstehenden  Absatzes  über  den   bei  Unfällen  zu  ge- 
Zsllsohr.  f.  StMtBw.  ISSS.    IV.  Heft  51 
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w&hrenden  Mehrbetrag  des  Krankengelde«.  —  §  14.  Den  Ang^örigen 
einet  Versicherten,  welcher  sich  auf  einem  in  See  gegangenen  Fahraeoge 
befunden  hat,  steht  der  Ansprach  anf  Rente  (§  13)  auch  dann  au,  wenn 
dieses  FahrECug  untergegangen  oder  nach  den  Bestimmungen  der  Artikel 
866,  867  des  Handelsgesetibuche  als  verschollen  anzusehen  ist,  and  seit 
dem  Untergänge  besiehungsweise  seit  den  letzten  Nachrichten  too  dem 
Pahrzenge  ein  Jahr  verflossen  ist,  ohne  dass  von  dem  Leben  des  Ver- 
missten  glaubhafte  Nachrichten  eingegangen  sind.  Die  Genossenschaft 
kann  von  den  zum  Bezüge  von  Renten  berechtigten  Hinterbliebenen 
verlangen,  dass  sie  vor  einer  znr  Abnahme  von  Eiden  zustftndigen  Be- 
hörde die  eidesstattliche  Versicherung  abgeben,  von  dem  Leben  des  Ver- 
miesten keine  anderen  als  die  angezeigten  Nachrichten  erhallen  zu  haben. 
—  Die  Zahlung  der  Rente  beginnt  in  den  Fällen  dieser  Art  mit  dtm 
Tage,  an  welchem  das  Fahrzeug  untergegangen  ist,  oder,  wenn  das 
Fahrzeug  verschollen  war,  nach  Ablauf  eines  halben  Monats  Ton  dem 
Tage  ab,  bis  zu  welchem  di  e  letzte  Nachricht  fiber  das  Fahrzeug  reicht 
(§  42  der  Seemannsordnung).  Der  Anspruch  anf  fernere  Rentenbeafige 
erlischt,  wenn  das  Leben  des  als  verstorben  geltenden  Ernährers  nach- 
gewiesen ist. —  §16.  Träger  der  Versicherung:  Die Versiohernng 
erfolgt  auf  Gegenseitigkeit  durch  die  Unternehmer  der  unter  §  1  fiallen» 
den  Betriebe,  welche  zu  diesem  Zweck  in  eine  Berufsgenossensehaft 
vereinigt  werden.  Als  Unternehmer  gilt  derjenige,  fttr  dessen  Rech- 
nung der  Betrieb  erfolgt,  bei  Schiffahrtsbetrieben  der  Rheder  (§  2  Ab- 
satz 4).  —  §  17.  Ffir  jedes  Fahrzeug  hat  der  Rheder  in  dem  Heimats- 
hafen  einen  Bevollmächtigten  zu  bestellen,  foUs  er  nicht  selbst  an 
diesem  Orte  seinen  Wohnsitz  hat.  —  §18.  Aufbringung  der 
Mittel:  Die  Mittel  zur  Deckung  der  von  der  BerufsgenosseDschaft 
zu  leistenden  Entschädigungsbeträge  und  der  Verwaltungskosten  werdea 
durch  Beiträge  aufgebracht,  welche  auf  die  Mitglieder  der  Berufsge- 
nossenschaft jährlich  umgelegt  werden  (§  79).  Zu  anderen  Zwecken, 
als  zur  Deckung  der  Kosten  für  die  der  Genossenschaft  obliegende  Für- 
sorge, zur  Bestreitung  der  Verwaltungskosten,  zur  Gewährung  von 
Prämien  ffir  Rettung  Verunglückter  und  ffir  Abwendung  von  Unglficks- 
f&llen,  sowie  zur  Ansammlung  des  Reservefonds  dfirfen  weder  Beiträge 
von  den  Genossenschaftsmitgliedern  erhoben  werden,  noch  Verwen- 
dungen aus  dem  Vermögen  der  Genossenschaft  erfolgen.  Behufs  Be- 
streitung der  Verwaltungskosten  kann  die  Berufsgenossensehaft  too  den 
Mitgliedern  einen  Beitrag  auf  ein  Jahr  im  voraus  erheben.  Die  Auf- 
bringung der  hierzu  erforderlichen  Mittel  erfolgt  vorschussweise,  und 
zwar,  falls  das  Statut  hierüber  nichts  anderes  bestimmt,  von  den  See* 
Schiffahrtsbetrieben  nach  dem  Brutto-Raumgehalt  der  Fahrzeuge,  von 
den  fibrigen  auf  grund  des  §  1  versicherten  Betrieben  nach  der  Zahl 
der  in  denselben  regelmässig  beschäftigten  versicherten  Personen  (§  22) 
dergestalt,  dass  für  je   zwei  Personen   derjenige  Betrag  zu   entrichten 


Oeseise  und  Verordnungen  des  Jahres  1887.  779 

ist,  welcher  auf  Seefahrseage  des  geringsten,  fänfng  Kubikmeter  fiber- 
steigenden Bratto-Banmgehalts  entfällt  —  §  19.  Die  Berafsgenossen- 
Schaft  hat  einen  Keservefonds  anzusammeln.  An  Zuschlägen  zur  Bildung 
desselben  sind  bei  der  erstmaligen  Umlegung  der  Entsohftdigungsbe- 
träge  dreihundert  Prozent,  bei  der  zweiten  zweihundert,  bei  der  dritten 
einhundertundfQnfeig,  bei  der  vierten  einhundert,  bei  der  ffinften  achtzig, 
bei  der  sechsten  sechzig  und  von  da  an  bis  zur  elften  Umlegung  jedes- 
mal zehn  Prozent  weniger  als  Zuschlag  zu  den  Entschädigungsbeträgen 
zu  erheben.  Nach  Ablauf  der  ersten  elf  Jahre  sind  die  Zinsen  des 
Beservefonds  dem  letzteren  so  lang^  weiter  zuzuschlagen,  bis  dieser 
den  doppelten  Jahresbedarf  erreicht  hat.  Ist  das  letztere  der  Fall,  so 
können  die  Zinsen  insoweit,  als  der  Bestand  des  Besenrefonds  den 
laufenden  doppelten  Jahresbedarf  übersteigt,  zur  Deckung  der  Genossen- 
schaftslasten  yerwendet  werden.  Auf  Antrag  des  Qenossenschaftsvor- 
Standes  kann  die  Generalversammlung  jederzeit  weitere  Zuschl&ge  zum 
Reservefonds  beschliessen,  sowie  bestimmen,  dass  derselbe  Aber  den 
doppelten  Jahresbedarf  erhöht  werde.  Derartige  Beschlfisse  bedQrfen 
der  Genehmigung  des  Reichs- Versicherungsamts.  In  dringenden  Be- 
darfsfällen kann  die  Genossenschaft  mit  Genehmigung  des  Reichs-Ver- 
sicherungsamts  schon  vorher  die  Zinsen  und  erforderlichenfalls  auch 
den  Kapitalbestand  des  Reservefonds  angreifen.  Die  Wiederergänzung 
erfolgt  alsdann  nach  näherer  Anordnung  des  Reichs- Versicherungsamts. 
li.  (§  20  bis  42)  Statat  der  Berafsgenossenschaft.  GeBOSsen« 
aehaftBVorstand.  §  84  ff.  bestimmen  folgendes  fiber  die  Abschätz- 
ung und  die  Gefahrenklassen:  Ftlr  jedes  Fahrzeug  wird  die 
durchschnittliche  Zahl  deijenigen  Seelente  abgeschätzt,  welche  als  Be- 
satzung desselben  erforderlich  sind.  Die  Abschätzung  erfolgt  auf  grnnd 
des  Handbuchs  fQr  die  deatsche  Handelsmarine  und  der  Verzeichnisse 
(§§  21  und  22)  nach  Klassen  (§  6).  —  §  35.  Durch  das  Statut  kann 
bestimmt  werden,  dass  ftlr  die  zur  Genossenschaft  gehörigen  Betriebe 
je  nach  der  Grösse  der  mit  denselben  verbundenen  Unfallgefahr  ent- 
sprechende Gefahrenklassen  zu  bilden  und  aber  die  Höhe  des  in  den- 
selben zu  leistenden  Beiträge  Bestimmungen  zu  treffen  sind  (Gefahren- 
tarif). Wenn  das  Statut  solche  Bestimmungen  enthält,  so  muss  das- 
selbe auch  aber  das  bei  der  Veranlagung  zu  den  Klassen  des  Gefahren- 
tarifs einzuschlagende  Verfahren  Vorschriften  treffen.  Die  Aufstellung 
und  Abändernng  des  Gefahrentarifs  liegt  der  Genossenschaftsversamm- 
Inng  ob.  Dieselbe  kann  jedoch  diese  Befugnisse  einem  Ausschüsse  oder 
dem  Vorstande  übertragen.  Die  Grandsätze  fiber  den  Gefahrentarif 
sind  in  §  35  analog  normiert,  wie  im  allgemeinen  Unfall- V.-G.  Der 
§  40  bestimmt  besonders:  Durch  das  Statut  kann  bestimmt  werden, 
dass  bei  benonders  gefährlicher  Ladung,  oder  bei  Reisen  in  besonders 
gefährlichen  Gewässern  oder  Jahreszeiten  für  die  Dauer  dieser  Reisen 
höhere  Beiträge  zu  zahlen  sind.    Wenn  das  Statut  eine  solche  Beetim- 

61* 


780  Soh&ffle:  Üebersicht  Ober  die  Vertr&ge, 

mang  enthftlt,  so  hat  die  GenossemchafttrersaminlaDg  &ber  die  Grund* 
8&iEe,  nach  welchen  die  BeitragserhOhangen  erfolgen  sollen,  sowie  über 
die  Anmeldang  nnd  Feststellnng  derjenigen  Tbaitachen,  welche  f&r  die 
Anferlegnng  der  Beitragserhöhung  von  Erheblichkeit  sind,  Vorscbriftan 
tu  erlassen.  Durch  Beschluss  der  Oenossenschaftsrersammlung  kann 
der  Erlass  dieser  Vorschriften  einem  Ausschusse  oder  dem  Vorstuida 
übertragen  werden.  Die  Vorschriften  bedürfen  der  Qen^imigung  das 
Reichs- Versicherungsamts  und  sind  ron  Zeit  su  Zeit  su  rendieren.  — 
§  41.  Die  Erhöhung  der  Beiträge  für  eineelne  Reisen  erfolgt  nach 
näherer  Bestimmung  des  Statuts  durch  die  Organe  der  Genossenschaft 
nach  Verhältnis  der  in  jedem  Rechnungsjahre  surückgelegten  Reisen. 
Die  Mitglieder  der  Genossenschaft,  Korrespondentrheder  nnd  Bevoll- 
mächtigten, sowie  die  Schiffsführer  sind  verpflichtet,  den  Organen 
der  Genossenschaft  die  für  die  Erhöhung  der  Beiträge  erforderliche 
Auskunft  zu  erteilen.  Die  Auferlegung  höherer  Beiträge  für  einaelne 
Reisen  kann  im  Wege  des  Widerspruchs  gegen  die  Festsetsung  der 
Beiträge  angefochten  werden ;  die  vorläufige  Zahlung  wird  aber  dadurch 
nicht  aufgehalten. 

111.  Mitgliedschaft  des  einxelnen  Betriebes.  OenoasenschaftikatasUr 
(§§  42-47). 

lY.  Yertretong  der  Yersicherten.  §  48.  Zur  Teilnahme  an  den 
Verhandlungen  der  Schiedsgerichte,  zur  Begutachtung  der  zur  Verhütung 
von  Unfällen  zu  erlassenden  Vorschriften  und  zur  Wahl  von  zwei 
nichtständigen  Mitgliedern  des  Reichs- Versicherungsamts  werden  Ver- 
treter der  Versicherten  gewählt. 

Y.  Schiedsgerichte  (§§  49  bis  56).  §  50.  Zwei  Beisitzer  and  je 
zwei  Stellvertreter  derselben  werden  von  der  Genossensohaft  oder,  so- 
fern die  Genossenschaft  in  Sektionen  eingeteilt  ist,  von  der  beteiligten 
Sektion  ans  der  Zahl  der  stimmberechtigten  Genossenschaftsmitglied«, 
der  Korrespondentrheder  oder  der  Bevollmächtigten  (§  17)  gewählt 
Sie  dürfen  weder  den  Vorständen  der  Genossenschaft,  noch  den  Ver- 
trauensmännern angehören.  Die  beiden  anderen  Beisitzer  nnd  für  jeden 
derselben  drei  Stellvertreter  werden  aus  der  Zahl  der  im  Bezirke  des 
Schiedsgerichts  wohnenden  Versicherten  oder  befahrenen  Schiffiahris- 
kundigen  gewählt  Sie  dürfen  nicht  Rheder,  Mitrheder,  Korrespondent- 
rheder oder  Bevollmächtigte  sein.  ~  §  51.  Die  Wahl  der  aus  den 
Versicherten  oder  befahrenen  Schiffahrtskundigen  zu  bomfenden  Bei- 
sitzer nnd  ihrer  Stellvertreter  erfolgt  durch  die  Vorstände  der  Orts- 
oder Betriebskrankenkassen,  der  obrigkeitlich  genehmigten  Seemanns- 
kassen  und  anderer  zur  Wahrung  von  Interessen  der  Seeleute  bestimm- 
ten obrigkeitlich  genehmigten  Vereinigungen  von  Seeleuten,  welche  im 
Bezirke  der  Sektion  beziehungsweise  der  Genossenschaft  ihren  Sitz 
haben,  und  welchen  mindestens  zehn  in  dem  Bezirke  des  Schiedsgerichti 
wohnende  Versicherte  als  Mitglieder   angehören.    Die  Zentralbehörde 
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des  Bnndestaates ,  za  welchem  der  Besirk  des  Schiedsgerichts  gehOrt, 
oder,  sofern  der  Bezirk  Aber  die  Grenzen  eines  Bundesstaates  hinaus- 
geht, das  Reichs- Versichernngsamt  bestimmt  diejenigen  Kassen  und 
Vereinigungen,  deren  Vorstände  hiernach  wahlberechtigt  sind,  sowie 
die  Zahl  der  bei  der  Wahl  auf  die  einzelnen  Kassen  und  Vereinigungen 
entfallenden  Stimmen,  und  leitet  die  Wahl  nach  näherer  Bestimmung 
eines  von  derselben  Behörde  zu  erlassenden  Regulativs  durch  einen 
Beauftragten. 

YI.  Feststellang  and  Aaszahlang  der  Entschädigong  (§§  57  bis 
89).  §  61.  Jeder  Unfall,  durch  welchen  eine  versicherte  Person  ge- 
tOdtet  ist  oder  eine  Körperverletzung  erlitten  hat,  die  voraussichtlich 
den  Tod  oder  eine  Erwerbsunfähigkeit  von  einer  Aber  die  gesetzliche 
Fflrsorgepflicht  des  Rheders  oder  Arbeitgebers  oder  einer  Krankenkasse 
hinausgehenden  Dauer  zur  Folge  haben  wird,  ist  sobald  als  mOglich 
von  einem  Seemannsamt  oder  von  einer  Ortspolizeibehörde  des  Inlandes 
nach  näherer  Bestimmung  der  §§  62  bis  66  einer  Untersuchung  zu 
unterziehen,  durch  welche  soweit  als  möglich  festzustellen  sind:  1.  die 
Veranlassung  und  die  Art  des  Unfalls ;  2.  die  getöteten  oder  verletzten 
Personen;  8.  die  Art  der  vorgekommenen  Verletzungen;  4.  der  Ver- 
bleib der  verletzten  Personen;  5.  die  Hinterbliebenen  der  durch  den 
Unfall  getöteten  oder  nach  dem  Unfälle  verschollenen  Personen,  welche 
nach  §  13  einen  Entschädigungsanspruch  erheben  können.  —  §  62.  Ist 
die  Untersuchung  im  Auslande  zu  f&hren,  so  hat  der  SchiffsfUhrer  vor 
demjenigen  deutschen  Seemannsamt  (Konsulat),  vor  welchem  es  zuerst 
geschehen  kann,  unter  Zuziehung  von  zwei  Schiffsoffizieren  oder  anderen 
glaubhaften  Personen  über  die  nach  §  61  festzustellenden  Thatsachen 
eine  eidesstattliche  Erklärung  abzugeben.  Das  Seemannsamt  ist  befugt, 
zur  Feststellung  des  Sachverhalts  auch  andere  als  die  von  dem  Schiffs- 
fQhrer  zugezogenen  Personen  eidesstattlich  zu  vernehmen,  sowie  sonstige 
üntersuchungsverhandlungen  herbeizufQhren.  Ist  die  Untersuchung  im 
Inlande  zu  führen,  so  ist  dieselbe  von  dem  SchififofUhrer  bei  einem  See- 
mannsamt  oder,  wo  ein  solches  nicht  vorhanden  ist,  bei  einer  Orts- 
polizeibehörde des  Inlandes  zu  beantragen.  Die  angerufene  Behörde 
hat  die  Untersuchung  zu  ffihren. 

YIl.  Unfallverhütang.  üeberwachiing  darch  die  Genossenschaft« 
§  90  bis  96.  Die  Genossenschaft  ist  befugt,  für  den  Umfang  des  Ge- 
nossenschaftsbezirks oder  bestimmt  abzugrenzender  Bezirke  oder  für 
bestimmte  Kategorien  von  Fahrzeugen  oder  Betrieben  Vorschriften  aber 
Einrichtungen  zur  Verhütung  von  Unfällen  oder  über  zu  beschaffende 
Ausröstungsgegenstände  zu  erlassen,  und  die  Zuwiderhandelnden  mit 
der  Einschätzung  in  eine  höhere  Klasse  des  Gefahrentarifs  oder,  falls 
sich  das  Fahrzeug  beziehungsweise  der  Betrieb  bereits  in  der  höchsten 
Klasse  befindet  oder  ein  Qefahrentarif  nicht  aufgestellt  ist,  mit  Zu- 
schlägen bis  zum  doppelten  Betrage  ihrer  Beiträge  zu  bedrohen.    Für 
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die  HerstellnDg  der  vorgeichriebenen  EinriohtuDgen  ist  den  Beiriebt- 
untersehmero  eine  angemessene  Frist  zu  bewilligen.  Die  Genossenscbait 
ist  femer  befugt,  fftr  die  Anbringung  und  Erhaltung  der  Einrichtungeii 
sowie  ftlr  das  Vorhandensein  der  etwa  Torgesohriebenen  Ausrüst^ing»- 
gegenstände  den  Schiffsführer  für  Terantwortlich  zu  erklftren  und  ihm 
für  jede  Nachlässigkeit  hierin  Ordnungsstrafen  bis  ru  einhundert  Mark 
anzudrohen.  —  §  98.  Die  Genossenschaft  ist  befugt,  durch  Beauftragte 
die  Befolgung  der  zur  Verhütung  von  Unfällen  erlassenen  Vortchriflai 
zu  überwachen  und  behufs  Prüfung  der  auf  Grund  gesetzlicher  oder 
statutarischer  Bestimmungen  eingereichten  Nachweisungen  die  Schiili- 
joumale,  Musterrollen,  Certifikate,  Messbriefe  und  sonstigen  Schiffpa- 
piere, sowie  die  Listen  einzusehen,  aus  welchen  die  Zahl  der  Verdcherteo 
sowie  der  Umfang  und  die  Dauer  der  zurückgelegten  Reisen  ersiehtUeh 
werden.  Die  Behürden  sind  verpflichtet,  den  als  solchen  legitimiertm 
Beauftragten  der  Genossenschaft  die  auf  die  Verhältnisse  des  Fahr- 
zeuges und  der  Besatzung  sich  beziehenden  Verhandlungen  und  Ur- 
kunden im  Oeschäftslokal  zur  Einsicht  vorzulegen.  Die  Rheder,  Körte- 
spondentrheder  und  Bevollmächtigten ,  sowie  die  Schiflsführer  haben 
den  Beauftragten  auf  Erfordern  den  Zutritt  zu  den  Fahrzeugen,  sowie 
die  Besichtigung  derselben  zu  gestatten  und  die  Schiffspapiere  und 
Listen  an  Ort  und  Stelle  zur  Einsicht  vorzulegen.  Diese  Verpflich- 
tung besteht  auch  gegenüber  dem  Seemannsamt  (§  92) ;  demselben  ist 
die  Eintragung  der  von  ihm  verhängten  Strafen  in  das  Schiffsjournal 
zu  gestatten.  In  gleicher  Weise  haben  die  anderen  Mitglieder  der  Be- 
rufsgenossenschaft die  Besichtigung  ihres  Betriebes  zu  gestatten  und 
die  im  Absatz  1  bezeichneten  Listen  zur  Einsicht  vorzulegen.  Die  Ver- 
pflichteten können  hierzu  auf  Antrag  der  Beauftragten  von  dem  See- 
mannsamt oder  der  unteren  Ver waltun gsbehürde  durch  Geldstrafen  bis 
zu  dreihundert  Mark  angehalten  werden. 

¥111.  AofsichtsfÜhrang  (§  97  bb  101). 

iX.  Reichs-  und  Staatsbetriebe  (§§  102—108)  §  102:  Für  Betriebe 
des  Reichs  oder  eines  Bundesstaates  tritt  bei  Anwendung  dieses  Ge* 
setzes  an  die  Stelle  der  Bemfsgenossenschaft  das  Reich  beziehungs- 
weise der  Bundesstaat.  Die  Befugnisse  und  Obliegenheiten  der  G^nos- 
senschafts Versammlung  und  des  Genossenschaftsvorstandes  werden  durch 
Ausführungsbehörden  wahrgenommen,  welche  ftlr  das  Reich  vom  Reichs- 
kanzler ,  für  den  Bundesstaat  von  der  Landes-Zentralbehörde  zu  be- 
zeichnen sind.  Dem  Reichs* Versicherungsamt  ist  mitzuteilen ,  welche 
Behörden  als  AusfQhrungsbehörden  bezeichnet  worden  sind.  Die  Be- 
stimmungen des  Torhergehenden  Absatzes  finden  keine  Anwendung, 
soweit  der  Reichskanzler  beziehungsweise  die  Landesregierung  erklärt, 
dass  Betriebe  dieser  Art  der  Berufsgenossenschaft  angehören  sollen. 

X.  Schlags«  und  Straf  bestimmongen  (§  109  bis  124).  §  110:  Die- 
jenigen Betriebsuntemehmer,  Mitr heder,  Lootaen,  Bevollmächtigt«!  oder 
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Repräsentanten ,  Betriebs-  oder  ArWteranfiseher ,  oder  Personen  der 
Sohiffsbezatcnng ,  gegen  welche  dnrch  strafgerichtliches  Urteil  festge- 
stellt worden  ist,  dass  sie  den  Unfall  vorsätzlich  oder  durch  Fahrlässig- 
keit mit  Aasserachtlassung  derjenigen  Aufmerksamkeit,  zu  der  sie  ver- 
möge ihres  Amts ,  Berufes  oder  Gewerbes  besonders  verpflichtet  sind, 
herbeigeführt  haben,  haften  der  Genossenschaft  und  den  Krankenkassen 
für  alle  Aufwendungen ,  welche  infolge  des  Unfalls  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  oder  des  Gesetzes,  betreffend  die  Krankenversicherung  der  Ar- 
beiter ,  vom  15.  Juni  1883  von  denselben  gemacht  worden  sind.  In 
gleicher  Weise  haftet  als  Betriebeuntemehmer  eine  Aktiengesellschaft, 
eine  Innung  oder  eingetragene  Genossenschaft  für  die  durch  ein  Mit- 
glied ihres  Vorstandes,  sowie  eine  Handelsgesellschaft,  eine  Innung  oder 
eingetragene  Genossenschaft  für  die  durch  einen  der  Liquidatoren  her- 
beigefdhrten  Unfälle.  Als  Ersatz  für  die  Rente  kann  in  diesen  Fällen 
deren  Kapitalwert  gefordert  werden.  —  S§  117.  Die  Betriebsuntemehmer, 
Mitrheder,  Korrespondentrheder  und  Bevollmächtigten,  sowie  die  Schiffs- 
führer können  von  dem  Genossenschaftsvorstande  mit  Ordnungsstrafe 
bis  zu  fünfhundert  Mark  belegt  werden,  wenn  in  den  von  ihnen  auf 
Grund  statutarischer  oder  gesetzlicher  Bestimmungen  eingereichten  Nach- 
weisungen oder  in  der  auf  Grund  solcher  Bestimmungen  von  ihnen  er- 
forderten Auskunft  thatsächliche  Angaben  enthalten  sind,  deren  Un- 
richtigkeit ihnen  bekannt  war  oder  bei  Anwendung  angemessener  Sorg- 
falt nicht  entgehen  konnte. 

Baden.  V.O.  vom  14.  Nov.,  betreffend  die  Statistik  und  Rech- 
nungsführung der  Kranken-  und  Hilfskassen. 

K,  Sachsen.  Ges.  v.  15.  April,  Aufhebung  des  §  50,  1.  Abs.  der 
Armenordnung,  über  Entrichtung  des  hälftigen  Schulgelds  für  Kinder 
armer  Eltern. 

K.  Sachsen,  Gesetz  v.  15.  April,  betr.  die  Befugnis  der  Polizei- 
behörde sum  Erlass  von  Aufenthaltsverboten  bestraften  Personen 
g^enfiber. 

Sachsen' Meiningen,  Gesetz  v.  9.  März,  betreffend  die  Waisen- 
anstalten.   S.-Mein.:  Ges.  v.  15.  April,  betr.  die  Zwangserziehung. 

Württemberg.  Verfügung  vom  29.  Dezember  1886,  betr.  den  Voll- 
zug des  Abschnitts  13  des  Reichsgesetzes  v.  5.  Mai  1886  über  die  Un- 
fall- und  Krankenversicherung  der  in  1  and-  und  forstw.  Betrieben 
beschäftigten  Personen. 

Belgien.  Gesetz  v.  16.  August  zur  Regelung  der  Lohnzahlung: 
Baarzahlung;  Beschränkung  der  Natural reicbungen  und  der  abziehbaren 
Vorschüsse.  Verbot  der  Auszahlung  im  Wirtshaus.  Strafen:  50  bis 
2000  Fr. 

Gesetz  v.  18.  August.  Beschränkung  der  Gession  der  Löhne  bis 
zu  1200  fr.  auf  ^/s  und  der  Beschlagnahme  auf  Vs  des  Betrages. 

Orassbriiannien,    Saving  Banks  Act,  50  und  51  Vict  eh.  40:    Er- 
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Weiterung  der  Verwaltongseinmisohung  des  Scha^kanzlen  gegenfiber 
der  PoBtsparkasse  (in  Verbindung  mit  dem  Generalpottmeister)  und 
gegenaber  den  Privatsparkassen.  —  Femer  Trustees  Saring  B.  Act, 
50  und  51  Vict.  eh.  47 ,  betr.  staatliche  Aufeioht  Ober  Priyataparkaa- 
sen,  fthnlich  der  Aufsicht  über  die  Friendly  SodeHes  (nach  dem  Gesetie 
von  1875). 

Oraasbritanmen.  Novelle  fiber  die  Zuteilung  von  Landlosen 
an  Arbeiter  {ÄlhtmenUi)  vom  16.  September:  Ermächtigung  der  ört- 
lichen Gesundheitsämter  Eur  Gmndstfickserwerbung  behufs  der  Ablas- 
sang an  Arbeiter  durch  freien  und  durch  Zwangsankauf.  —  Ferner 
Novelle  zu  den  Gesetzen  von  1875  und  1888,  betr.  die  Entschädigung 
von  Landlospachtungen  zu  Meliorationen :  auf  Grundstücken  bis  2  Acres 
(für  stehende  Ernte,  Baumpflanzungen,  Drainagen  und  Zubauten, 
Dünger  etc.). 

Schtoeis.  Bnndesgesetz  v.  26.  April,  betr.  die  Ausdehnang  der 
Haftpflicht  und  die  Ergänzung  des  Bundesgesetzes  vom  25.  Juni 
1881 :  erhebliche  Ausdehnung  der  haftpflichtigen  Geechäftsbe^ebs- 
Kategorien. 

Vni.  RealTersichernng.  VermOgensscliatB 

IX.  Schnta  der  ürheberreehte  (vergl.  I  H.  A. :   intemat.  Schutz). 

Grassbritannien,  Mit  dem  28.  August  ist  das  sog.  Markenschatz- 
gesetz  (50  und  51  Vict  eh.  28)  in  Kraft  getreten.  Thatsächlich  und 
seiner  chicanOsen  Ausführung  nach  ist  es  ein  Gesetz  zur  Hemmung 
des  festländischen  Exportes,  übt  aber  schon  die  Wirkung  di- 
rekter Ausfuhr  mit  Umgehung  englischer  Häfen.  Die  wahre  Absicht 
des  Gesetzes  erhellt  aus  folgenden  Bestimmungen:  Nach  Artikel  II, 
1,  d  ist  strafbar  auch  die  Anbringung  »falscher  Handelsbeseich- 
nungen«  auf  Waren.  In  Artikel  IIl  wird  dieser  Begriff  wie  folgt 
bestimmt :  Der  Ausdruck  »Handelsbezeichnung«  bedeutet  jede  direkte 
oder  indirekte  Bezeichnung,  Darstellung  oder  sonstige  Angabe  in  bezug 
auf  a.  Anzahl,  Menge,  Mass,  Gehalt  oder  Gewicht  der  Waren;  oder 
b.  den  Ort  oder  das  Land,  wo  die  Waren  gefertigt  oder  gewonnen 
wurden ;  oder  c.  die  Art  der  Fabrikation  oder  Gewinnung  der  Waren ; 
oder  d.  den  Stoff,  aus  welchem  die  Waren  bestehen ;  oder  e.  die  Waren, 
welche  Gegenstand  eines  geltenden  Patents,  Privilegiums  oder  Muster- 
schutzes (Copyright)  sind,  und  jede  Anwendung  von  Figuren ,  Wörtern 
oder  Zeichen,  welche  nach  dem  Handelsgebrauch  gewöhnlich  als  eine 
Angabe  der  vorstehenden  Punkte  gelten,  wird  als  eine  Warenbezeich- 
nung angesehen.  Der  Ausdruck  »falsche  Warenbezeichnung«  bedeutet 
eine  Warenbezeichnung,  welche  bezüglich  der  Waren ,  auf  welchen  sie 
angebracht  wird,  in  wesentlicher  Hinsicht  falsch  ist,  und  begreift  jede 
Aenderung  einer  Warenbezeichnung,  mag  diese  durch  Zusätze,  durch 
Auslassungen  oder  in  anderer  Weise  erfolgt  sein,  sobald  nur  diese  Aen- 
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demng  die  Bezeichnung  in  wesentlicher  Hinsicht  zu  einer  falschen 
macht.  Der  Umstand,  dass  eine  Warenbezeichnung  eine  Handelsmarke 
oder  ein  Teil  einer  Handelsmarke  ist,  hindert  nicht,  dass  eine  derartige 
Warenbezeichnung  im  Sinne  dieses  Gesetzes  als  eine  falsche  Warenbe- 
zeichnung angesehen  wird.  —  Artikel  XVIII  bestimmt:  Wenn  zur  Zeit 
der  Annahme  dieses  Gesetzes  eine  Warenbezeichnung  gesetzmftssig  und 
allgemein  auf  Waren  einer  besonderen  Klasse  oder  auf  Waren,  welche 
nach  einem  besonderen  Verfiahren  fftbriziert  werden,  angebracht  wird, 
um  die  besondere  Klasse  oder  das  besondere  Fabrikationsverffthren  zu 
bezeichnen,  so  finden  die  auf  die  falschen  Warenbezeichnungen  bezfig- 
lichen  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  auf  die  in  dieser  Weise 
angebrachte  Warenbezeichnung  keine  Anwendung.  Enthält  jedoch  eine 
derartige  Warenbezeichnung  einen  Orts-  oder  Ländernamen  und  er- 
scheint sie  darauf  berechnet,  bezüglich  des  Orts  oder  Landes ,  wo  die 
betreffenden  Waren  wirklich  fabriziert  oder  gewonnen  wurden,  irre  zu 
führen,  und  ist  die  Ware  nicht  thatsächlich  an  jenem  Ort  oder  in  jenem 
Lande  fabriziert  oder  gewonnen  worden,  so  findet  die  vorstehende  Be- 
stimmung keine  Anwendung,  wenn  nicht  der  Warenbezeichnung  un- 
mittelbar vor  oder  hinter  dem  Namen  jenes  Ortes  oder  Landes  in  ebenso 
auffälliger  Weise  wie  dieser  Name  selbst  derjenige  des  wirklichen  Orts 
oder  Landes  der  Fabrikation  oder  Produktion  mit  einem  Vermerk  hin- 
zogefftgt  ist,  woraus  hervorgeht,  dass  die  Waren  daselbst  fabriziert  oder 
erzengt  wurden. 

Schweden  und  Norwegen.  Gesetz  v.  18.  Juli  betreffend  Handelsre- 
gister, Firma  und  Prokura. 

Südafrikanisehe  Bepublik.  Patentgesetz  vom  6.  Juli,  in  5 1  Artikeln 
(D.  H.  A.,  November). 

X.  Wasserreoht. 

XI.  AgrargesetBgebang.   Innere  Koloiiisation. 

Freuseen.  Haubergordnung  v.  4.  Juni  für  den  Dillkreis  und 
den  Oberwesterwaldkreis,  in  85  Paragraphen.  §  2 :  Die  Hauberge  blei- 
ben ein  ungeteiltes  und  unteilbares  Gesamteigentum  der  Besitzer  und 
behalten  ihre  bisherige  örtliche  Begrenzung,  so  lange  nicht  Aende- 
rungen  nach  Maasgabe  dieses  Gesetzes  eintreten.  —  §  11.  Zweck  der 
Haubergwirtschaft  ist  die  Erziehung  von  Niederwald,  vornehmlich  von 
Eichenschälwald,  mit  welcher  nach  dem  periodischen  Abtriebe  ein  ein- 
maliger Getreidebau  verbunden  wird,  falls  nicht  die  Genossenschaft  von 
dem  Getreidebau  ganz  oder  teilweise  abzusehen  beschliesst.  Die  Ein- 
führung eines  anderen  Wirtschaftsbetriebes  an  Stelle  der  Niederwal d- 
wirtsohaffc  kann  ausnahmsweise  für  einzelne  Grundstücke  auf  Antrag 
der  Genossenschaft  von  dem  SchOffenrat  genehmigt  werden.  —  §  18. 
Die  Weidenutzung  ist  den  Zwecken  der  Holzzucht  untergeordnet.  Schweine 
und  Ziegen  dürfen  gar  nicht,  Schafe  nur  in  einen  der  ältesten   drei 
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Scbläg^e  eing^etrieben  werden.  Kein  Schlag  darf  nach  dem  Abtrieb  in- 
nerhalb der  ersten  Hälfte  der  UmtriebiBeit  mit  Bindvi^  behötet  werden. 
Nur  der  Eintrieb  von  Kälbern  unter  1  Jahr  alt  in  jfingere  Schlftge  iit 
gestattet,  ausserdem  soll  der  Hauber grontand  befugt  sein,  mit  Zustim- 
mnn^'  des  Oberförsters  die  Schonzeit  für  Rindrieh  um  iwei  Jahre  ab- 
zukürzen oder  zu  verlängern.  Gänzlich  neu  aufgeforstete  Sehl&ge  od« 
Teile  derselben  dürfen  während  des  ersten  Umtriebs  nicht  behütet  werden. 
Preussen.  Lau d  gute rordn  n  ng  fBr  den  Regierungsbezirk 
Kassel,  mit  Ausnahme  des  Kreises  Rinteln,  vom  1.  JnlL 

Preussen.  Gesetz  vom  4.  Juli,  betr.  die  Verteilung  dar  üffeatlichee 
LaKten  hei  Grundstücksteilungen  und  die  Gründung  neuer  Ansie- 
delungen in  der  Provinz  Hannover. 

PreuMen,  Die  nachstehende  Bekanntmachung  des  Vorsitzenden  der 
Ansiedelungskommission  in  Posen  enthält  die  Bedingungen  für  Erwerb 
von  A  n  siedeln ngs  grundstücken  in  Kauf  oder  Pacht:  1.  Nach 
dem  Gesetze  vom  26.  Apnl  1886  sind  die  von  der  Ansiedelungskcmi* 
mission  erworbenen  Grundstücke  zu  Stellen  von  mittlerem  und  kleine- 
rem UmCaage  auszuthmi ;  die  Ueberlaesong  derselben  an  Ansiedler  b&ner- 
liehen  Standes  —  Mann,  Frau  und  Kinder  münen  an  die  grobe  Arbeit 
des  latidwirUicbaftlichen  Kleinbetriebes  gewöhnt  sein  oder  dem  Stande 
der  bäuerlichen  Professionisten  angehüren  —  kann  sowohl  zu  Eigentum 
gegen  Kapital  oder  Rente,  als  auch  in  Zeitpacht  erfolgen.  Hierbei  wer- 
den folgende  Grundsätze  zur  Anwendung  kommen:  A.  Beim  Kauf: 
1.  Der  Ansiedler  muss  mindestens  soviel  Baarmittel  nachweiseii ,  dasi 
er  damit  das  in  den  vorhandenen  Gebäuden  des  erworbenen  Hofisi 
steckende  Kapital  decken  und  damit  neue  Gebäude  auf  grünem  Rasen 
aufbauen  und  die  Stelle  mit  dem  nötigen  Inventar  besetzen  kann. 
Unter  gewissen  Voraussetzungen  können  dem  Ansiedler  zur  Errichtung 
der  Gebäude  und  zur  Beschaffung  des  Inventars  Zuschüsse  gegeben 
werden.  —  2  Die  für  das  Land  vereinbarten  Preise  and  die  etwa  ge- 
währten Zuschüsse  werden  auf  das  Gmndbachblatt  der  neabegründeten 
Stelle  als  dem  kgl.  Fiskus  geschuldetes  Restkaufgeld  oder  Rente  ein- 
getragen. Das  Gesetz  gestattet  die  Verabredung  längerer  Unkündbar- 
keits tristen  fQr  die  eingetjragene  Schuld.  3.  Der  Zinsfuss  der  Bchuki 
sowohl  wie  der  Rente  ist  auf  3  **lo  gestellt.  4.  Die  Ansiedler  erhalteo 
die  Vergünstigung  von  3  ersten  Freijahren,  innerhalb  welcher  Zeit 
keinerlei  Zinsen  oder  Renten  zu  zahlen  sind.  5.  Nachträglich  kann 
mitgeteilt  werden ,  dass  die  Landpreise  zwischen  300  bis  400  Mk.  für 
den  Hektar,  ungerechnet  die  Gebäude  und  das  Inventar,  je  naoh  Boden- 
beschaffenbeit,  Lage  und  Kulturart  sich  stellen  werden.  —  B.  Bei 
Pachtung:  I.  Der  Pächter  muss  mindestens  über  soviel  baare  Geld- 
mittel verfügen,  um  eine  ausreichende  Inventar-Ausrüstung  der  Stelle 
mit  Vieh  und  Ackergerät  beschaffen  zu  können  und  eine  Kaution  in 
Baar  zu  stellen,   deren  Höhe  einem  eii^jährigen  Pachtschilling  gleich- 
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kommt.  2.  Der  Pachtschilling  wird  sich  nach  der  Höhe  des  Landwertes 
zuzüglich  des  Gebändekapitals  richten,  wobei  yoraussichtlicb  derselbe 
Zinsfnss  von  3  %,  wie  beim  Kauf,  zur  Anrechnung  kommt.  Die  Frage, 
ob  und  in  welchem  umfange  Pächter  fQr  Steuern  und  öffentliche  Ab- 
gaben  Leistungen  zu  übernehmen  haben,  bleibt  der  besonderen  Verein- 
barung vorbehalten.  8.  Auf  späteren  Erwerb  der  gepachteten  Stellen 
zu  Eigentum  gibt  dem  Pächter  eine  gute  Bewirtschaftung  und  pünkt- 
liche Pachtzahlung  Anwartschaft  4.  Freijahre  werden  dem  Pächter 
nicht  gewährt.  —  IL  Das  Nähere  über  die  besonderen  Bedingungen 
werden  Vertragsformulare  besagen ,  die  vor  dem  Vertragsabschluss  in 
die  Hände  derjenigen  Ansiedelungslustigen  gelangen  werden,  die  zum 
wirklichen  Vertragsabschluss  kommen.  —  IIL  Bemerkungen  über  die 
Ansetzung  der  Ansiedler.  Die  Ansetzung  soll  möglichst  kon- 
fessions-  und  landmannschaftsweise  erfolgen,  damit  die  vom  Gesetz 
vom  26.  April  1886  vorgesehene  Regulierung  der  Kirchen-  und  Schul- 
verhältnisse einerseits  in  befriedigender  Weise  geschehen  und  anderer- 
seits ein  Gemeindeleben  sich  gedeihlich  entwickeln  kann.  Die  Aus- 
teilung der  Gründe,  das  eigentliche  Parzellierungsgeschäft ,  hat  nach 
einem  bestimmten  Plane,  amf  gmnd  eines  ansreicheaden  Kartenmate- 
rials zu  geschehen  und  kann  nicht  dem  Zufall  oder  den  Wünschen  der 
Parzellanten  überlassen  werden.  Aus  der  Landfläohe  des  grossen  Gutes 
ist  das  Kirchen-,  Schul-  und  Gemeindeland  auszuscheiden,  die  günstigste 
Dorflage  ist  auszusuchen,  der  Acker  nach  Güte  und  Entfernung  vom 
Hofe,  sowie  die  Wiese  und  der  Wald  ist  möglichst  gleichmässig  unter 
die  Ansiedler  zu  verteilen,  so  dass  jeder,  ob  gross  oder  ob  klein,  unter 
möglichst  Erfolg  versprechenden  Aussichten  seine  Ansiedler  arbeit  be- 
ginnen kann.  Das  alles  kann  ohne  gute  Gatskarten,  ohne  vorange- 
gangene Grenz-,  Vorflute-  und  Zufohrwegsregulierungen ,  sowie  ohne 
genaue  Abschätzung  der  vorhandenen  Gutsgebäude  und  des  Gutsin- 
ventars nicht  geschehen. 

Hessen,  OrK  Gesetz,  die  Feldbereinigung  betreffend ,  vom 
28.  September.  Art.  3.  Die  Feldbereinigung  kann  nur  nach  Massgabe 
der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  erfolgen  und  findet  statt:  1.  im 
Falle  freier  Vereinbarung  sämtlicher  beteiligter  Grundeigentümer; 
2.  ohne  diese  Vereinbarung  und  gegen  den  Willen  einzelner  beteiligter 
Eigentümer,  wenn  die  Eigentümer  von  mehr  als  der  Hälfte  des  Gesamt- 
flächengehaltes des  Bereinigungsbezirks  dieselbe  beschliessen.  Wider- 
sprechen indessen  in  der  Einleitungstagfahrt  (Art.  9)  Vierfünfteil  der 
beteiligten  Grundeigentümer,  so  unterbleibt  die  Ausführung  der  Feld- 
bereinigung. 

Xn.  Volkswirtsohaftopflege. 

1)  Jagd  und  Fischerei. 

8,'Meimngen.    Gesetz  v.  29.  April,  betr.  die  Ausübung  der  Jag  d. 


788  Sohäflne:  Uebenicht  fiber  die  VerMge, 

2)  Ackerbau  und  Tiersacht. 

Orh.  Hessen.  Qesetz  in  90  Artikeln  yom  28.  Sept.,  die  Landes- 
kalturgenoBsentchaften  betreffend.  —  Art.  2  scheidet  swiacheo 
»freienc  (durch  Vertrag  gebildeten)  und  öffentlichen  fdoreh 
BeschlusA  der  staatlichen  Behörde  gebildeten)  Qenossenschaften.  — 
Art.  9 — 42  bestimmen  das  N&here  fiber  die  freien  Oenonenschaftmi ; 
Art.  48  ff.  fiber  die  öffentlichen  Gtonoesenschaften.  Die  letsteran  sind, 
obwohl  von  der  Staatsbehörde  verffigt,  gleichwohl  keine  Zwanga-Ge- 
nossenschaften ;  denn  Art.  44  bestimmt:  »Es  kann  niemand  geiwongen 
werden,  einer  öffentlichen  Genossenschaft  beizutreten«. 

K,  Sachien.  Gesets  vom  19.  Mai,  die  Bildung  von  Zuchtge- 
nossenschaften  und  die  Körung  von  Zuchtbullen  betreffend. 

FVanhreieh,  Gesets  vom  1.  Desember  zur  Befreiung  der  nicht 
fiber  4  Jahre  alten  Anpflanzungen  yon  der  Reblaus  befallen  gewesener 
Weinberge  von  der  Grundsteuer. 

3)  Gewerbe  und  Industrie  (vgl.  Lebensmittelpolisei  unter  VI). 
Deutsches  Beith,    Gesetz   vom  6.  Juli,  betr.  die  Abänderung 

der  Gewerbordnung.  Hinter  den  §  100 e  der  Gewerbeordnung 
wird  eingeschaltet  (§§  100  f  bis  100  m).  100  f  lautet :  »Ffir  den  Bezirk 
einer  Innung  kann  auf  Antrag  derselben  durch  die  höhere  Verwal- 
tungsbehörde bestimmt  werden,  dass  Arbeitgeber,  welche,  obwohl  sie 
ein  in  der  Innung  vertretenes  Gewerbe  betreiben,  derselben  nicht  an- 
gehören, und  deren  Gesellen  zu  den  Kosten:  1.  der  von  der  Innung 
fbr  das  Herbergswesen  und  den  Nachweis  f&r  Gesellenarbeit  getroffenen, 
beziehungsweise  unternommenen  Einrichtungen  (§  97  Ziffer  2);  2.  der- 
jenigen Einrichtungen,  welche  von  der  Innung  zur  Förderang  der 
gewerblichen  und  technischen  Ausbildung  der  Meister,  Gesellen  und 
Lehrlinge  getroffen  sind,  beziehungsweise  unternommen  werden  (§§  97 
Ziffer  8,  97  a  Ziffer  l  und  2);  3.  des  von  der  Innung  errichteten,  be- 
ziehungsweise zu  errichtenden  Schiedsgerichts  (§  97  a  Ziffer  Ö)  in  der^ 
selben  Weise  und  nach  demselben  Massstabe  beizutragen  verpflichtet 
sind,  wie  die  Innungsmitglieder  und  deren  G^esellen.  Die  Beetimmungen 
sind  widerruflich.«    , 

Belgien.  K.  V.-O.  vom  25.  Juni,  betr.  die  Klassierung  der  ge- 
fährlichen, ungesunden  und  lästigen  Gewerbe. 

Niederlande,  Ausdehnung  der  Befreiung  der  Gewerbe  treibenden 
von  der  Patent  Verpflichtung  (Art.  8  des  Gesetzes  vom  21.  Mai  1819) 
auf  die  in  Tab.  I  und  XII  Verzeichneten. 

Rumänien.  Ein  Gesetz  vom  21.  April  räumt  jedem,  der  in  Ru- 
mänien eine  industrielle  Anlage  mit  mindestens  50 000  Fr.  An- 
lagekapital und  mit  wenigstens  25  Arbeitern  begrfindet  und  betreibt, 
ausser  bestimmter  Begünstigung  bei  Erwerb  von  Staats-  und  Korpora- 
tionsgrundbesitz Anspruch  ein  auf  folgende  Befreiungen  und  Begün- 
stigungen: Die  Anlage  ist  während  f&nfzehn  Jahren,  von  der  Grfindung 
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an  gerechnet,  von  allen  direkten  Staate-,  Distrikts-  and  Kommunal- 
steaem  befreit;  alle  aas  dem  Auslande  für  ihre  Bedürfnisse  bezogenen 
Maschinen,  Maschinenteile  und  deren  ZubehOr  sind  von  Zollabgaben 
befreit;  die  bei  der  Fabrikation  lur  Verwendung  gelangenden  Roh- 
stoffe gehen,  falls  diese  Stoffe  nicht  in  genfigen  dem  Masse  im  Laude 
Yorhanden  sein  sollten,  zollfrei  ein ;  der  Eisenbahntransport  der  Erzeug- 
nisse dieser  industriellen  Unternehmungen  von  der  Fabrik  bis  za  ihrer 
Bestimmung  soll  zu  den  niedrigsten  Frachtsfttzen  erfolgen,  welche 
keinesfalls  die  Selbstkosten  unter  Hinzurechnung  von  20  pGt.  fiber- 
steigen dQrfen;  ffir  alle  eingeführten  Erzeugnisse,  welche  im  Lande 
nicht  ihresgleichen  haben  und  welche  daselbst  Gegenstand  einer  indu- 
striellen ümwandlong  zum  Zwecke  der  Wiederausfuhr  werden,  soll  bei 
der  Wiederausfuhr  der  bezahlte  Eingangszoll  rfickForgfitet  werden.  Die 
im  Lande  hergestellten  Erzeugnisse  werden  bei  gleicher  Beschaffenheit 
ffir  die  Bedfirfnisse  des  Staates,  der  Distrikte  und  Gemeinden  bevor- 
zogt  werden.  Dengenigen  industriellen  Unternehmen ,  welches  eine 
praktische  Schule  zum  Unterricht  der  Arbeiter  in  den  verschiedenen 
Fabrikationszweigen  grfindet,  soll  durch  Spezialgesetz  eine  Beihfilfe 
gewährt  werden. 

SuasUmd,  Erlass  vom  16.  Febr.,  betr.  Massnahmen  zur  Hebung 
der  Lage  der  Zuckerindustrie:  1)  Den  Zuckerfabnkanten  wird 
es  freigestellt,  an  Stelle  der  zu  zahlenden  Acdse  für  den  in  der  Kam- 
pagne 1886/87  fabrizierten  Zucker  und  der  fQr  dieselbe  Periode  rfick- 
inerstattenden  Prämienzahlungen,  bis  zum  1.  Mai  d.  J.  Zucker  tu  natura 
(Sandzacker  oder  Raffinade)  vorzustellen,  der  von  der  Krone  ange- 
nommen wird  zu  nachstehenden  Preisen:  weisser  Sandzucker  zu  drei 
Rubel  fünfundzwanzig  Kopeken  und  Raffinade  zu  drei  Rubel  siebenzig 
Kopeken  für  das  Pud,  in  welchen  Preisen  die  Accise  mit  85  Kopeken 
und  die  rfickzuerstattende  Prämie  mit  6  Kop.  eingeschlossen  ist.  Nach 
dem  oben  angefahrten  Termin  ist  eine  Vorstellung  von  Zucker  als 
Accisezahlung  nicht  gestattet.  —  2)  Den  von  der  Krone  in  Ueberein- 
stimmang  mit  Punkt  1  als  Accise-  und  Prämiensahlang  in  Empfang 
genommenen  Zucker  sind  die  Fabrikanten  verpflichtet,  in  den  Fabriken 
oder  besonderen  Lagerräumen  unentgeltlich  unter  ihrer  Verantwort- 
lichkeit und  der  Aufeicht  der  Accisebeamten  aufzubewahren  und  nach 
Aufforderung  der  Krone  ebenso  unentgeltlich  bis  zu  der  der  Fabrik 
zunächst  liegenden  Eisenbahnstation  zu  transportieren.  Die  Feststellung 
eines  Reglements  fiber  die  Art  und  Weise  der  Aufbewahrung  des  Zuckers, 
der  Prozente  des  Gewichtsverlustes  durch  Eintrocknen  etc.  ist  dem 
Finanzministerium  vorbehalten.  —  3)  Der  von  der  Krone  als  Accise- 
zahlung angenommene  Zucker  kann  nach  Gutdfinken  des  Finanzmini- 
steriums auf  den  inneren  Märkten  und  in*8  Ausland  zum  Verkauf  ge- 
bracht werden.  —  4)  Der  von  der  Krone  angenommene  Zucker  kann 
auf  den  inneren  Märkten  zum    Verkauf  gelangen  nur   im  Falle  des 
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SteigeoB  dea  Preiset  für  Saudsaoker  an  der  Kiewer  Bdrae  —  bie  Tier 
Rnbel  und  höher  fQr  das  Pud.  Die  Art  und  die  näheren  Bedingnagen 
des  Verkaufs  werden  vom  FinanvmiDisterium  bestimmt.  —  5)  FaUi 
nach  dem  1.  Oktober  1887  die  Preise  an  der  Kiewer  ßflrse  niedriger 
als  vier  Rubel  fQr  das  Pud  Sandsacker  (mit  ZosieUang  desselben  lor 
Station  der  Sfldweet-Bahnen)  stehen  sollten,  ist  es  dem  FinaBaministe- 
rinm  freigestellt,  den  Zneker  nach  seinem  Ontdankeo  anf  die  aoslftn* 
dischen  Märkte  cum  Verkanf  su  bringen.  —  6)  Aus  dem  vom  Verkaof 
des  Zuckers  auf  inneren  oder  aosländisehen  Märkten  sieh  ergebeBden 
Erlös  wird  Euerst  die  der  Krone  zukommende  Accise  ffir  die  Kampagne 
1886,87  und  die  för  dieselbe  Periode  rflcksuerstattende  Prämie  kom- 
pletiert;  hierauf  falls  vom  Verkauf  des  Zuckers  sich  ein  Gewinn  ergeben 
sollte,  wird  derselbe  sur  Ergänzung  der  den  Fabrikanten  ansnreehnen- 
den  Ausfuhrprämie  verwandt;  im  Falle  Verlustes  wird  derselbe  auf  alle 
Fabrikanten  repartiert,  zur  RQckerstattnng  im  Laufe  der  vier  folgenden 
Kampagnen  (1887/88,  1888/89,  1889/90  und  1890/91),  su  den  fllr  die 
Rückerstattung  der  Ausfuhrprämien  festgesetzten  Bedingangen.  — 
7)  Die  Annahme  von  Zucker  m  natura  als  Aceise-  und  Prämiensahking 
wird  nur  als  einmalige,  ausnahmsweise  Massregel  fftr  den  in  der  Kam- 
pagne 1886/87  fabrizierten  und  in  Anrechnung  gebrackten  Zocker 
gestattet 

4)  Handels-,  Börsen-  und  Marktwesen  (rgL  Handels- 
verträge und  Zoll  Wesen). 

Dmtachea  Reich.  Neues  Konten- Regulativ  in  38§§,  nacb 
B.-R.-DesehlOssen  vom  8.  Juni  und  15.  Dezember  (vgl.  D.  H.-Areh. 
1888,  Jan.). 

5)  Bank-  und  Kreditwesen. 

Oesierreich.  Qesetz  vom  19.  November,  womit  Abänderungen  des 
Gesetzes  vom  28.  Mai  1882  und  Bestimmungen  fiber  den  Anwei- 
sungs-  (Check-  und  Clearing-)  Verkehr  des  Pos  ts  park  assen- 
amtes  getroffen  werden.  §  l.  Die  in  den  Artikeln  5,  6,  7,  8  und 
13  des  Gesetzes  vom  28.  Mai  1882  (R.  G.  Bl.  Nr.  56)  enthaltenen  Be- 
stimmungen werden  ausser  Kraft  gesetzt  und  durch  neue  Artikel  5,  6, 
7,  8,  13  ersetzt.  —  §  3.  Der  Anweisungs-  (Check-  und  Clearing-)  Ver- 
kehr ist  bei  dem  Postsparkassen-Amte  von  dem  Sparverkehre  in  der 
Gebarung  und  Verrechnung  getrennt  zu  führen.  Die  Teilnahme  an 
dem  Check -Verkehre  mit  oder  ohne  Einschluss  des  Clearing- Verkehres 
wird  vom  Postsparkassen- Amte  gegen  Erlag  einer  Stammeinlage  be- 
willigt. Das  Postsparkassen- Amt  eröffnet  jedem  Teilnehmer  ein  Konta 
—  §  4.  Die  Stammeinlage  bleibt  bei  dem  Postsparkassen- Amte  inso- 
laoge  hinterlegt,  als  der  Kontoinhaber  dem  Anweisungs-  (Check-,  even- 
tuell auch  Clearing-)  Verkehre  als  Teilnehmer  angehört  Falls  ein 
Konto-Inhaber  infolge  der  ihm  wie  auch  dem  Postsparkassen- Amte 
jederzeit  freistehenden  Kflndigung  aus  dem  Verkehre  ansscheidety  findet 
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die  Rüoksahlung  der  gekflndigteo  Stammeinlage  längstens  15  Tage 
nach  Eintreffen  der  Kündigung  statt  Dem  Postsparkassen- Amte  steht 
nebst  dem  Rechte,  durch  Kündigung  der  Stammeinlage  das  sofortige 
Ausscheiden  eines  Teilnehmers  zu  bewirken,  auch  das  Recht  zu,  das 
Ansuchen  um  Aufnahme  als  Teilnehmer  in  den  Check-  oder  Clearing- 
Verkehr  ohne  Angabe  von  Gründen  abzulehnen.  —  §  5.  Die  Höhe  der 
Stammeinlage,  wekhe  stets  in  barem  Gelde  zu  leisten  ist,  wird  im 
Verordnungswege  jeweilig  festgesetzt.  Di«  Festsetzung  kann  in  der 
Weise  erfolgen,  dass  für  den  Fall,  als  der  Gesamtumsatz  auf  dem  Konto 
einen  im  voraus  bestimmten  Maximalbetrag  übersteigt,  eine  Erhöhung 
der  Stammeinlage  einzutreten  hat  —  §  6.  Die  Höhe  des  Zinsfusses 
für  Einlagen  im  Anweisungs-  (Check-  und  Clearing-)  Verkehr  darf 
höchstens  zwei  von  Einhundert  Gulden  für  ein  Jahr  betragen.  Die 
Regierung  ist  ermächtigt,  innerhalb  dieser  Mazimalgrenze  den  Zins- 
fu8s  für  die  bezeichneten  Einlagen  festzusetzen.  Die  Regierung  kann 
auch  die  vollständige  oder  teilweise  Unverzinslichkeit  der  obigen  Ein- 
lagen —  insbesondere  der  Stammeinlagen  —  anordnen.  —  §  7.  Von 
den  bei  dem  Postsparkassen-Amte  im  Anweisungs-  (Check-  und  Clea- 
ring-) Verkehre  eingehenden  Geldern  ist  jeweilig  ein  dem  voraussicht- 
lichen Bedarfe  entsprechender  Teil  in  barem  bereit  zu  halten.  Die 
hiernach  estbehrlicheD  Geldbeträge  sind  in  der  Weise  fruchtbringend 
anzulegen,  dass  die  vollständige  Erfüllung  der  eingegangenen  Verpflich- 
tungen jederzeit  gesichert  sei.  Die  Veranlagung  kann  erfolgen:  1.  durch 
Erwerbung  von  Partial -  Hypothekaranweisungen  (Salinenscheine);  2. 
dorch  Uebergabe  an  Bankinstitute  in  laufende  Rechnung  mit  kurzer 
Verfiillszeit  (Kontokorrent-Einlagen);  3.  durch  Darlehen  gegen  Ver- 
pfändung von  Schuldverschreibungen  der  einheitlichen  Staatsschuld  und 
der  Staatsschuld  der  im  Reichsrate  vertretenen  Köoigreiche  und  Länder, 
dann  jener  österreichischen  Wertpapiere,  deren  Belehnung  der  öster- 
reichisch-ungarischen Bank  Statuten  massig  gestattet  ist,  endlich  von 
Aktien  und  Pfandbriefen  der  österreichisch-ungarischen  Bank  (Lombard- 
geschäft mit  Ausschluss  des  Reportgeschäftes);  4.  durch  Escoraptierung 
von  Koupons  der  in  Z.  8  bezeichneten  Effekten,  dann  von  gezogenen 
österreichischen  Staatslosen ,  wie  auch  von  sonstigen  zur  Rückzahlung 
verlosten  Effekten  der  in  Z.  3  bezeichneteu  Art,  ferner  von  Stener- 
restitutions-An Weisungen ;  5.  durch  Eskomptierung  von  Wechseln, 
welche  bereits  von  einer  Bank,  einer  Sparkasse  oder  einem  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  9.  April  1873,  Z.  70  R.  G.  Bl.,  registrierten  Vorschuss- 
oder  Kredit- Vereine  eskomptiert  sind;  6.  durch  Ankauf  von  Staats- 
schuldverschreibungen, Pfandbriefen  und  Prioritätsobligationen,  insoweit 
diese  Effekten  sich  nach  Z.  3  zur  Belehnung  eignen  würden.  Die 
Dauer  der  in  Z.  3  angeführten  Darlehen,  sowie  die  Frist,  innerhalb 
welcher  die  nach  Z.  4  zu  eskomptierenden  Wertpapiere,  dann  die  nach 
Z.  5  in  Eskompt  zu  nehmenden  Wechsel    innerhalb  der  im  Reichsrate 
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vertretenen  Königreiche  und  Länder  sahlbar  sein  müeten,  ist  auf  Ung- 
Btens  drei  Monate  beschränkt.  Die  Auswahl  der  zu  belehaeoden  oder 
anzukaufenden  Effekten,  die  Festsetzung  der  Beleb nungshöhe  ,  sowie 
die  Bestimmung  der  Institute ,  mit  welchen  das  Postqparkassen^Aat 
behufs  der  in  ZZ.  2  und  5  bezeichneten  Veranlagungsgescli&fte  in  Ver- 
bindung zu  treten  hat,  erfolgt  im  Einvernehmen  mit  dem  Finaiismini- 
sterium.  —  §  8.  Die  im  Anweisungs-  (Check-  und  Clearing-)  Verkehre 
ausgestellten  Anweisungen  (Checke)  unterliegen  keiner  anderen  als  der 
im  §  7  des  Gesetzes  vom  29.  Februar  1864,  R.  O.  Bl.  Nr.  20,  festge- 
setzten fixen  Gebohr  von  2  kr.  von  jedem  Stocke.  Die  Erkl&ruagen, 
welche  der  Anweisung  (Check)  von  dem  Aussteller  derselben  in  Ge- 
mässheit  der  fOr  den  Anweisnngsverkehr  erlassenen  Vorschriften  bei- 
gesetzt werden,  wie  insbesondere  die  Erklärung,  durch  welche  eins 
dritte  Person  als  Empfänger  der  angewieseneu  Beträge  bezeichnet  oder 
Aufträge  zur  Ausstellung  von  Postanweisungen!  Einsiehung  Ton  Ur- 
kunden u.  B.  w.  erteilt  werden,  dann  die  fOr  das  Postsparkaseen-Amt 
ausgestellten  Vollmachten  und  die  im  wechselseitigen  Verkehre  iwisehea 
dem  Postsparkassen- Amte  und  den  Teilnehmern  vorkommenden  &a- 
pfangsbestätigungen  sind  Stempel-  und  gebOhrenfrei.  Desgleichen  sind 
Stempel-  und  gebOhrenfrei  die  vom  Postsparkassen- Amte  den  Parteien 
hinausgegebenen  KontoauszOge.  —  §  9.  FOr  die  BenOtiong  des  Ab- 
weisuogB-  (Check-  and  Clearing-)  Verkehres  sind  von  der  PostansUlt 
besondere  GebOhren  einzuheben.  Die  Uegiemng  wird  ermächtigt,  ausser 
den  bereits  bestehenden  GebOhren  und  dem  Ersatz  der  Herstellungs- 
kosten fOr  die  den  Parteien  zur  VerfOgung  gestellten  Drucksort^n  nodi 
nachstehende  GebOhren  bis  zu  der  unten  angegebenen  HOhe  einsuftthren : 
1.  eine  ManipulationsgebOhr  von  2  Kreuzern  für  jede  an  dem  Konto 
vorzunehmende  Amtshandlung  (Einlage,  Anweisung,  Gutschrift,  Last- 
schrift); 2.  eine  Provision  im  Maximal  betrage  von  Ein  Viertel  pro 
mille  von  der  Konto- Ausgabenseite  (Lastschriften).  Diese  Gebühren 
sind  von  dem  Postsparkassen-Amte  mittels  Abschreibung  von  dem  Konto 
einzuheben.  —  §  10.  FOr  den  Anweisungs-  (Check-  und  Clearing-) 
Verkehr  ist  ein  besonderer  Reservefond  zu  bilden,  welcher  zunächst 
bestimmt  ist,  etwaige  infolge  dieses  Verkehres  erwachsende  Verloste  zo 
decken.  Dieser  Reservefond  ist  durch  Hinterlegung  jener  UeberechOsM 
zu  bilden,  welche  aus  der  Gebarung  des  obigen  Verkehres  nach  Ab- 
schlag des  etwa  aus  dem  Sparverkehre  erwachsenen  Ausfalls  mit  Schluss 
des  Verwaltungsjahres  verblieben  sind.  Die  Zuweisung  der  bezeichneten 
UeberschOsse  hat  insolange  fortzudauern ,  bis  der  bezeichnete  Reserve- 
fond die  Höhe  von  fünf  Prozent  des  im  Anweisungs-  (Check-  und  Clea- 
ring-) Verkehre  nach  Abschlag  der  Rückzahlungen  am  Jahresschlcnse 
verbliebenen  fiinlagestandes  erreicht  hat.  Das  Vermügen  des  für  den 
Anweisungs-  (Check-  und  Clearing-)  .Verkehr  gebildeten  Reservefondes 
ist  unter  Einhaltung   der   im  §  7   gestatteten  Arten  der  Veranlagung 
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fruchtbringend  anzulegen  and  das  jeweilige  Ertrftgnis  dem  Reservefonde 
insolange  znzaschlageni  als  der  letztere  die  oben  yorgeschriebene  Höhe 
nicht  erreicht  hat.  Hat  der  Reservefond  die  vorgeschriebene  Höhe  er- 
reicht, so  wird  der  ganze  Gesch&ftaüberschnss  ans  dem  Anweisungs- 
(Check-  and  Clearing-)  Verkehr  dem  Postgefälle  als  Einnahme  zuge- 
wiesen. (Hiezu  V.-O.  der  Ministerien  des  Handels,  des  Innern  and 
der  Finanzen  vom  22.  November.) 

Oesterreick-Üngam.  üebereinkommen  mit  der  österreichisch- 
nn  garischen  Bank  in  betreff  der  Schuld  des  Staates  von  arsprüng- 
lieh  80  Millionen  Qulden  österreichischer  Währung :  Während  der  Daner 
des  verlängerten  Privilegiums  der  österreichischen  Bank  wird  nebet  den 
im  Artikel  102  der  Bankstatuten  bestimmten  Anteile  der  beiden  Staats- 
verwaltungen an  dem  jährlichen  Reinerträgnisse  der  Bank  auch  die 
im  Artikel  84  der  abgeänderten  Bankstatuten  normierte  Notensteuer  zur 
Tilgung  dieses  Darlehens  verwendet  und  von  der  Schuld  abgeschrieben. 

Oesterreich.  Gesetz  vom  21.  Mai,  betr.  die  Verlängerung  des 
Privilegiums  der  Oesterreich-ungarischen  Bank:  Abän- 
derung der  Bankstatuten  in  Artikel  22,  25,  27,  28,  29,  33,  38, 
44,  45,  46,  47,  53,  55,  60,  62,  65,  67,  68.  71,  73,  78,  82,  83,  84,  90,  91, 
93,  98.  99,  100,  102,  103,  105,  106,  108,  110  und  111.  Von  den  abge- 
änderten Artikeln  seien  erwähnt :  Artikel  55 :  Die  Bank  kann  Wechsel, 
welche  von  der  österreichischen  oder  von  der  ungarischen  Finanzver- 
waltung eingereicht  werden,  Statuten  massig  (Artikel  60)  eskomptieren. 
Doch  ist  hiezu  ein  Sitzungsbeschluss  des  Generalrates  nötig.  Die  Bank 
kann  femer  kommissionsweise  Geschäfte  f&r  Rechnung  der  Staatsver- 
waltung besorgen.  Das  aus  der  kommissionsweisen  Besorgrung  solcher 
Geschäfte  sich  ergebende  Guthaben  ist  während  des  Monates  nach  Ver- 
einbarung, das  am  Schlüsse  eines  jeden  Monates  verbleibende  Guthaben 
aber  spätestens  bis  zum  7.  des  nächstfolgenden  Monats  gegenseitig  bar 
zu  begleichen.  Ausserdem  kann  die  Bank  andere  statntenmässige  Ge- 
schäfte mit  der  österreichischen  oder  der  ungarischen  Finanzverwaltnng 
nur  insoweit  eingehen,  als  hiemit  eine  Darlehens-  oder  Kreditgewährung 
seitens  der  Bank  nicht  verbunden  ist.  —  Artikel  56:  Die  Oester- 
reichisch-ungarische  Bank  ist  berechtigt :  a)  Wechsel ,  Effekten  und 
Coupons  zu  eskomptieren  (Artikel  60  und  61)  und  weiter  zu  begeben; 
b)  Darlehen  gegen  Handpfand  zu  erteilen  (Artikel  65) ;  c)  Depositen  zur 
Verwahrung  beziehungsweise  zur  Verwaltung  zu  Qbernehmen  (Art.  71); 
d)  Gelder  gegen  Verbriefung  (Artikel  75),  dann  e)  Gelder,  Wechsel  und 
Effekten  mit  kurzer  Verfallszeit  in  laufende  Rechnung  (Girogeschäft) 
zu  übernehmen  (Artikel  76);  f )  Anweisungen  auf  ihre  eigenen  Kassen 
auszustellen  (Artikel  78);  g)  kommissionsweise  Geschäfte  zu  besorgen 
(Artikel  81);  h)  für  Effekten,  welche  bei  der  Bank  belehnbar  sind,  und 
für  deren  Coupons  nach  Fälligkeit  Auszahlung  zu  leisten ;  i)  Gold  und 
Silber,  gemünzt  und  ungemünzt,  dann  Wechsel  auf  auswärtige  Plätze 
Zeitsohr.  f.  8UUUSW.    1888.   IV.  Heft.  52 
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anzuBchaffeD  und  zu  verkaufen  ;  k)  nach  den  mit  gegenwärtigen  Statnten 
im  Anhange  vereinigten  Statuten  der  Hjpothekarkreditsabteil  ong  Hy- 
pothekardarlehen in  Pfandbriefen  zu  gewähren ;  1)  eigene  Pfandbriefe 
der  Bank  anzukaufen  und  zu  verftussern.  Das  Geschäftsjahr  der  Hank 
beginnt  am  1.  Jänner  und  endet  mit  31.  Dezember.  —  Artikel  60. 
Die  Oesterreichisch-un garische  Bank  ist  berechtigt,  gezogene  und  eigene 
Wechsel  zu  eskomptieren,  welche  auf  österreichische  Währung  lauten 
und  längstens  binnen  drei  Monaten  innerhalb  der  Osten eichisch-ongari- 
schen  Monarchie  zahlbar  sind.  Die  zu  eskoraptierenden  Wechsel  müssen 
der  Regel  nach  mit  der  Unterschrift  von  drei,  jedenfalls  aber  mit  der 
Unterschrift  von  zwei  als  zahlungsfähig  bekannten  Verpflichteten  ver- 
sehen  sein.  Die  Geringfügigkeit  der  Wechselsumme  ist  kein  Aa^schlies- 
sungsgrnnd.  Die  Bank  ist  nicht  verpflichtet,  eine  Ursache  der  verwei- 
gerten Eskomptiernng  anzugeben.  —  Artikel  65:  Die  Bank  ist  be- 
rechtigt, Darlehen  gegen  Handpfand  auf  nicht  länger  als  drei  Monat«* 
zu  erteilen.  Zur  Verpfändung  sind  geeignet:  1.  Gold  und  Silber,  io 
österreichischer,  ungarischer  oder  ausländischer  Münze,  sowie  in  Barren; 
2)  Wertpapiere,  die  an  einer  öffentlichen  Börse  der  österreichisch-unga- 
rischen Monarchie  amtlich  notiert  erscheinen,  und  zwar :  a)  österreichi- 
sche und  ungarische  Staatspapiere;  b)  Effekten  von  österreichischen  und 
ungarischen  Landesschulden;  c)  Anlehensobligationen,  welche  auf  Gmnd 
behördlicher  Bewilligung  von  Gemeinden  oder  sonstiger  unter  behörd- 
licher Aufsicht  stehenden  zur  Ausschreibung  von  Umlagen  berechtigten 
Korporationen  oder  für  deren  Zwecke  von  Kreditinstituten  statuteo- 
mässig  ausgegeben  werden ;  d)  Pfandbriefe  der  österreichisch-ungarischen 
Bank  und  Pfandbriefe  anderer  Hypothekarkreditinstitute  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie,  dann  auf  Grund  gesetzlicher  Bestim- 
mungen zur  Anlage  von  Pupillar-  oder  Depositengeldern  geeignete  öster- 
reichische und  ungarische  Wertpapiere ;  e)  voll  eingezahlte  Aktien  von 
österreichischen  oder  ungarischen  in  Betrieb  stehenden  Transport-  and 
Indostrieuntemehmungen ;  f )  Prioritätsobligationen  der  unter  e)  aufge- 
führten Gesellschaften  und  Unternehmungen.  3.  Wechsel,  welche  eine 
Verfallzeit  von  höchstens  sechs  Monaten  haben  und  im  übrigen  den 
Bestimmungen  des  Artikel  60  entsprechen.  Der  Generalrat  setzt  die 
Bedingungen  für  die  Belehnung  von  Edelmetallen  und  Wechseln  fest 
und  bestimmt,  welche  Effekten  und  mit  welcher  Quote  des  Kurswertes, 
eintretenden  Falles  bis  zu  welchem  Gesamtbetrage  dieselben  bei  den 
Kassen  der  Bank  in  beiden  Teilen  des  Reiches  belehnt  werden  können. 
—  Artikel  82.  Die  österreichisch-ungarische  Bank  ist  während  der 
Dauer  ihres  Privilegiums  im  ganzen  Umfange  der  österreichisch-ungari- 
schen Monarchie  ausschliesslich  berechtigt,  innerhalb  der  durch  Art  84 
bestimmten  Grenzen  Anweisungen  auf  sich  selbst,  die  unverzinslich  und 
dem  Ueberbringer  auf  Verlangen  zahlbar  sind,  anzufertigen  und  aus- 
zugeben.    Diese  Anweisungen   der   Oesterreichisch  -  ungarischen    Bank 
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(Banknoten)  dürfen  auf  keinen  niedereren  Betrag  als  zehn  Gulden  lau- 
ten. Sie  sind  auf  der  einen  Seite  mit  deutschem  und  auf  der  anderen 
Seite  mit  gleichlautendem  ungarischem  Texte  versehen.  Sie  tragen  die 
statiitenm&ssige  Firraazeichnnng  der  Bank  (Artikel  38).  —  Artik  el  83. 
Die  Oesterreichisch-ungariöche  Bank  ist  verpflichtet,  die  von  ihr  aus- 
gegebenen Noten  bei  ihren  Hauptanstalten  in  Wien  und  Budapest  so- 
fort auf  Verlangen  gegen  gesetzliche  Münze  österreichischer  Währung 
einzulösen.  Die  diesbezügliche  Versicherung  ist  in  den  Text  der  Bank- 
noten aufzunehmen.  Wird  diese  Verpflichtung  bei  der  Uauptanstalt 
in  Wien  oder  bei  der  Hauptanstalt  in  Budapest  nicht  längstens  binnen 
vierundzwanzig  Stunden  nach  Präsentation  erfQllt,  so  hat  dies  ausser 
dem  Falle  einer  im  gesetzlichen  Wege  gleichzeitig  in  beiden  Teilen 
des  Keiches  verfügten  zeitweiligen  Einstellung  der  Noteneinlösung  den 
Verlust  des  Privilegiums  zur  Folge.  Die  Bank  ist  verpflichtet,  ihre 
Noten  auch  bei  ihren  übrigen  Kassen  mit  gesetzlicher  Münze  einzulösen, 
soweit  es  deren  Barbestände  und  Geldbedürfnisse  gestatten.  —  Ar- 
tikel 84.  Der  Generalrat  hat  für  ein  solches  Verhältnis  des  Metall- 
Hchatzes  zum  Banknoten  umlaufe  Sorge  zu  tragen,  welches  geeignet  ist. 
die  vollständige  Erfüllung  der  im  Artikel  83  ausgesprochenen  Verpflich- 
tung zu  sichern.  Ks  muss  jedoch  jedenfalls  der  Gesamtbetrag  der  um- 
laufenden Banknoten  mindestens  zu  zwei  Fünfteln  durch  den  Barvorrat 
in  Silber  oder  Gold,  gemünzt  oder  in  Barren,  der  Rest  des  Notenum- 
laufes, zuzüglich  der  sofort  zur  Rückzahlung  fälligen,  gegen  Verbriefung 
oder  in  laufender  Rechnung  übernommenen  fremden  Gelder,  bankmässig 
bedeckt  sein.  Zur  bank massigen  Bedeckung  dürfen  dienen:  a)  Statuten- 
massig  eskomptierte  Wechsel  und  Efl^ekten;  b)  Statuten  massig  beliehene 
Edelmetalle,  Wei-tpapiere  und  Wechsel;  c)  statutenmässig  eingelöste 
verfallene  Effekten  und  Coupons ;  d)  Wechsel  auf  auswärtige  Plätze. 
Wenn  der  Betrag  der  umlaufenden  Banknoten  den  Barvorrat  um  mehr 
als  zweihundert  Millionen  Gulden  übersteigt,  so  hat  die  Bank  von  dem 
Ueberschusse  eine  Steuer  von  jährlich  fünf  vom  Hundert  an  die  beiden 
Staatsverwaltungen,  und  zwar  in  der  Weise  zu  entrichten,  dass  davon 
70  Prozent  der  kaiserlich  österreichischen  und  30  Prozent  der  königlich 
ungarischen  Staatsverwaltung  zugute  kommen.  Zum  Zwecke  der  Fest- 
stellung der  aus  dem  Titel  der  Notenemission  zu  entrichtenden  Steuer 
hat  die  Verwaltung  der  Bank  am  7.,  15.,  23.  und  letzten  jeden  Monats 
den  Betrag  des  Barvorrates  und  der  umlaufenden  Noten  der  Bank  fest- 
zustellen und  diese  Feststellung  für  jeden  der  bezeichneten  Termine 
am  Schlüsse  des  Jahres  den  beiderseitigen  Finanzverwaltungen  einzu- 
reichen. Auf  Grund  dieser  Nachweisnngen  wird  die  von  der  Bank  zu 
zahlende  Notensteuer  in  der  Weise  festgestellt ,  dass  von  jedem  für 
einen  dieser  Termine  sich  ergebenden  steuerpflichtigen  Ueberschusse  des 
Notenumlaufes  Vis  Prozent  als  Steuersoll  berechnet  werden.  Die  Summe 
dieser  für    die   einzelnen  Termine   als  Steuersoll    berechneten  Beträge 
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ergibt  die  von  der  Bank  zu  leistende  Steuer.  —  Artikel  100.  Die 
Oetterreichisch- ungarische  Bank  hat  ein  unbedingtes  Vorzugsrecht  sur 
Befriedigung  ihrer  eigenen  Ansprüche  auf  die  in  ihrem  Besitze  befind- 
lichen Gelder,  Wechsel  und  sonstigen  Wertpapiere.  Dieses  Vorzugs- 
recht kommt  der  Oesterreichisch- ungarischen  Bank  nicht  nur  auf  jene 
Gelder,  Wechsel  und  Wertpapiere,  welche  ihr  zur  Sicherstellung  für 
ihre  Forderungen  übergeben  worden  sind,  sondern  ohne  Unterschied 
auf  alles  bewegliche  Vermögen  ihres  Schuldners  zu,  in  dessen  Inne- 
habung  sie  wann  immer  und  zu  welchem  Zwecke  auch  immer  gelangt 
ist.  —  Artikel  102.  Von  dem  gesamten  Jahreserträgnisse  der  Ge- 
schäfte und  des  Vermögens  der  Bank  gebühren  den  Aktionären  nach 
Abzug  aller  Auslagen  zunächst  fünf  vom  Hundert  des  eingezahlten 
Aktienkapitales.  Von  dem  noch  verbleibenden  reioen  Jahreserträgnisse 
werden  acht  vom  Hundert  in  den  Reservefond  und  zwei  vom  Hundert 
in  den  Pensionsfond  hinterlegt  und  wird  von  dem  Beste  zunächst  die 
Dividende  auf  sieben  Prozent  des  eingezahlten  Aktienkapitales  ergänzt 
Von  dem  sonach  erübrigenden  Teile  des  Gewinnes  ist  die  eine  Hälfte 
der  für  die  Aktionäre  entfallenden  Dividende  zuzurechnen,  die  andere 
Hälfte  fällt  den  beiden  Staatsverwaltungen  zu,  und  zwar  in  der  Weise, 
dass  davon  70  Prozent  der  kaiserlich  österreichischen  und  30  Prozent 
der  königlich  uo garischen  Staatsverwaltung  zugute  kommen.  —  Ar- 
tikel 110.  Die  in  den  Artikeln  82  und  86  der  Oesterreichisch-unga- 
rischen  Bank  eingeräumten  ausschliesslichen  Berechtigungen  unterli^en 
nur  der  Beschränkung,  dass  hiedurch  der  durch  §  5 ,  Alinea  1  und  2 
des  Gesetzes  vom  24.  Dezember  1867  1868)  und  des  Gesetzartikels  XV 
vom  Jahre  1867  geregelte  Umlauf  der  in  beiden  Teilen  des  Reichet 
Zwangskurs  geniessenden  Staatsnoten  nicht  beirrt  wird.  Die  Oester- 
reichisch-ungarische  Bank  ist  ungeachtet  der  Bestimmungen  des  Ar- 
tikels 58  verpflichtet,  diese  eine  gemeinsame  Schuld  beider  Reichsteile 
bildenden  Staatsnoten  in  Zahlung  auzunehmen.  Desgleichen  ist  jeder- 
mann verpflichtet,  die  Staatsnoten  von  der  Bank  sowohl  in  Zahlung, 
wie  auch  bei  Umwechslung  ihrer  Noten,  dann  bei  Einziehung  der  ein- 
zelnen Gattungen  oder  einer  ganzen  Auflage  von  Banknoten  (Artikel 
83,  88  und  89)  nach  ihrem  vollen  Nennwerte  anzunehmen.  Insolange 
der  Zwangskurs  der  Staatsnoten  besteht,  ist  die  Oesterreichisch-ungari- 
sche  Bank  berechtigt,  ihren  Besitz  an  Staatsnoten  von  dem  Gesamtbe- 
trage der  in  Umlauf  befindlichen  Banknoten  in  Abzug  zu  bringen  und 
haben  die  Vorschriften  über  die  metallische  und  bankmässige  Bedeck- 
ung (Artikel  84)  und  über  die  von  der  Bank  nach  Artikel  84  eintreten- 
denfalls zu  entrichtende  Steuer  nur  bezüglich  des  übrigen  Betrages  der 
in  Umlauf  befindlichen  Banknoten  Anwendung  zu  finden.  —  Art.  111. 
Insolange  der  Zwangskurs  der  Staatsnoten  nicht  in  beiden  Teilen  des 
Reiches  aufgehoben  ist,  sind  und  bleiben  die  Bestimmungen  der  Sta- 
tuten der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  (Artikel  83),  betreffend  die 
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BinlÖBong  ihrer  Noten  gegen  gesetzliche  MOnze,  dann  die  Bestimm angen 
aber  die  Verpflichtung  der  Bank  zur  Einlösung  von  Silberbarren  (Ar- 
tikel 87)  suspendiert.  Hiednrch  wird  das  Recht  der  Bank,  auch  in  der 
Zwischenzeit  Zahlungen  in  gesetzlicher  Münze  zn  leisten  oder  nach 
ihrem  Ermessen,  Banknoten  mit  solcher  MOnze  einzulösen,  nicht  beirrt. 
Insolange  der  Zwangskurs  der  Staatsnoten  nicht  in  beiden  Teilen  des 
Reiches  aufgehoben  ist,  wird  der  Bank  gestattet,  ihren  Besitz  an  Wech- 
seln auf  auswärtige  Plätze,  soweit  dieselben  in  einer  effektiven  Metall- 
währung zahlbar  sind ,  bis  zum  Höchstbetrage  von  dreissig  Millionen 
Gulden  in  den  Bestand  ihres  Barvorrats  (Artikel  84)  einzurechnen. 

ücbereinkommen  zwischen  dem  k.  k.  und  dem  k.  ungarischen 
Finanzminister  einerseits  und  der  Oesterreichiacb-nngarischen  Bank  an- 
derseits in  betreff  der  Ausdehnung  des  Privilegiums  und  der  Thfttigkeit 
der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  auf  die  okkupierten  Länder  Bos- 
nien und  Herzegowina:  Das  der  Oesterreichisch- ungarischen  Bank 
für  die  Zeit  vom  1.  Jänner  1888  bis  zum  81.  Dezember  1889  verliehene 
Privilegium  wird  im  Sinne  des  §  G  des  Gesetzes  vom  20.  Dezember  1879 
beziehungsweise  des  ungarischen  Gesetzartikels  LH  vom  Jahre  1879 
auf  die  okkupierten  Länder  Bosnien  und  Herzegowina  ausgedehnt  und 
wird  demznfölge  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  berechtigt  sein, 
vom  1.  Jänner  1888  angefangen  ihre  Thätigkeit  mit  allen  ihr  im  Sinne 
der  Statuten  zustehenden  Rechten  und  Pflichten  auch  in  den  genannten 
Ländern  auszuüben. 

ItaUen.  Gesetz  v.  28.  Januar  über  landwirtschaftlichen 
Kredit  in  43  Artikeln. 

Türkei.  V.O.  vom  22.  März  betreffend  den  Zinsfuss:  Art.  1.  Von 
der  Verkündnng  der  gegenwärtigen  V.O.  ab  wird  der  Höchstbetrag  des 
Zinsfutses  för  alle  Arten  gewöhnlicher  und  kaufmännischer  Forderungen 
auf  9  Prozent  für  das  Jahr  festgesetzt.    (D.  H.  A.) 

6)  Transport-   and  Kommunikationswesen. 

Deutsches  Beieh.  Gesetz  vom  21.  Mai  zur  Ausführung  des  inter- 
nationalen Vertrages  zum  Schutze  der  unterseeischen  Tele- 
graphenkabel vom  14.  März  1884. 

Deutsches  Beieh,  Bekanntmachung  v.  17.  Februar  betr.  die  tech- 
nische Einheit  im  Eisenbahnwesen. 

Preussen.  Gesetz  vom  28.  März,  betreffend  den  weiteren  Er- 
werb von  Privateisenbahnen  für  den  Staat:  Berlin-Dresdener, 
Nordhausen-Erfurter,  Oberlan sitzer,  Aachen- Jülicher  und  Angermünde- 
Schwedter  Eisenbahn  ,  sowie  Wiederveräusserung  der  Strecke  Dresden- 
Elsterwerda  der  Berlin -Dresdener  Eisenbahn  an  das  Königreich  Sachsen. 

Oesterrdch.  Gesetz  vom  17.  Juni,  womit  Bestimmungen  für  die 
Anlage  and  den  Betrieb  von  Lokalbahnen  getroffen  werden. 

Gesetz  v.  10.  Juni  betreffend  die  Erhöhung  des  Kredites  für  die  Re- 
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gulierung  des  Narent aflusses  und  die  EntsuinpfuDg  des  Nareota- 
tbalea  (von  4,5  M.fl.  um  weitere  1,6  M.fl.) 

Oesterreich.  V.O.  d.  H.M.  vom  7.  Oktober  betreffend  die  Herstel- 
lung und  ßenütEang  von  Telephon  anlagen  im  Anschlüsse  an  den 
Staatstelegraphen. 

V.O.  des  Handelsm.  vom  16.  September  betreffend  die  Sicher- 
heit s  rücksichten,  welche  bei  Eisenbahnbrücken,  Bahnüberbrück- 
ungen  und  ZufahrtsstrassenbrQcken  zu  beobachten  sind. 

Belgien-^ Frankreich,  üebereinknnft  betreffend  Telephon  abonne- 
ments  auf  der  Linie  Brüssel  -  Paris 

Niederlande,  Gesets  v.  5.  Nov.  zur  Verlängerung  der  üebereinknnft  v. 
12.  Juni  1888  mit  der  nieder!.  Handelsmaatschappij  a\if  fünf  Jahre. 

Verein.  Staaten,  Gesetz  von  4.  Februar,  betr.  die  Regelung  des 
Verkehres  zwischen  den  Einzelnstaaten  (interstate  commerce).  Nach  dem 
§  1  bezieht  sich  das  Gesetz  nur  auf  den  zwischenstaatlichen  Verkehr 
und  findet  Anwendung  auf  gemeine  (gewöhnliche)  Frachtführer,  welche 
Perbonen  oder  Güter  auf  Eisenbahnen  oder  Waaserstrassen  von  einem 
Staate  oder  Territorium  der  Union  nach  einem  anderen  oder  im  Ver- 
kehr mit  dem  Nachbarlande  befördern.  —  §  2.  Falls  ein  gemeiner 
Frachtführer  mittelbar  oder  unmittelbar  durch  besondere  Frachtsätze. 
Nachlässe  oder  Rückvergütung  irgend  einer  Person  für  geleistete  Be- 
förderung grössere  oder  geringere  Kosten  berechnet,  als  einer  anderen 
für  den  gleichen,  gleichzeitig  bei  Beförderung  derselben  Güterart  anter 
ähnlichen  umständen  geleisteten  Dienst  in  Rechnung  gestellt  werden, 
so  ist  er  einer  ungerechten  und  gesetzwidrigen  Bevorzugung  schuldig. 
—  §  3.  Es  ist  gesetzwidrig,  wenn  ein  gemeiner  Frachtführer  irgend 
einer  Person  ,  Gesellschaft,  Handlung,  Körperschaft  o^ier  Oertlichkeit 
oder  irgend  einem  besonderen  Handelf^zweige  in  irgend  einer  Weise  einen 
ungebührlichen  und  unangemessenen  Vorzug  einrfiumt ,  ebenso  wenn 
er  demselben  einen  ungebührlichen  und  unangemessenen  Schaden  oder 
Nachteil  zufügt.  Alle  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  unterworfenen 
gemeinen  Frachtführer  sind  nach  Massgabe  der  ihnen  zustehenden  Be- 
fugnisse verpflichtet,  alle  vernünftigen  geeigneten  und  gleich  massigen 
Erleichterungen  für  den  Verkehr  zwischen  ihren  Linien,  sowie  für  den 
Empfang  die  Beförderung  und  die  Ablieferung  von  Personen  und  Gütern 
nach  und  von  ihren  Strecken  und  Anschlussbahnen  zu  gewähren  uud 
den  letzteren  dieselben  Frachtsätze  und  Gebühren  zu  berechnen,  welche 
sie  für  ihre  eigenen  Strecken  erheben ;  jedoch  sind  die  gemeinen  Fracht- 
führer nicht  verpflichtet,  anderen,  das  gleiche  (Geschäft  betreibenden 
Frachtführern  die  Benutzung  ihrer  Schienen  und  ihrer  Bahnhofinmlagen 
zu  gestatten.  —  §  4.  Es  ist  gesetzwiedrig,  wenn  ein  den  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  unterworfener  gemeiner  Frachtführer  för  die  Beförderung 
von  Reisenden  oder  von  Frachtgütern  gleicher  Art  unter  weeentlich 
gleichen  Umständen   und  Bedingungen   für  eine  kürzere  Strecke  einen 
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höheren  Gesamtfrachtsatz  berechnet  oder  empfängt  als  fQr  eine  längere 
Strecke  auf  derselben  Linie,  in  derselben  Richtung  und  vorausgesetzt, 
dass  die  kürzere  Strecke  einen  Teil  der  längeren  Strecke  bildet.  Diese 
Bestimmung  soll  aber  nicht  so  gedeutet  werden,  als  wäre  ein  gemeiner 
Frachtführer  berechtigt,  für  eine  kürzere  Strecke  eine  ebenso  hohe  Ver- 
gütung zu  berechnen  und  zu  empfangen,  wie  für  eine  längere.  Er  ist 
indessen  berechtigt,  bei  dem  durch  dieses  Gesetz  eingesetzten  Bundes, 
amte  in  besonderen  Fällen,  nach  Untersuchung  durch  das  Amt,  für  die 
ßeftJrderung  von  Reisenden  und  Gütern  auf  längeren  Strecken  geringere 
Sätze  zu  berechnen  als  für  kürzere.  —  Das  Amt  hat  von  Zeit  zu  Zeit 
festzustellen,  bis  zu  welchem  Umhange  ein  derartiger  gemeiner  Fracht- 
führer von  der  Beachtung  der  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  ent- 
bunden werden  kann.  —  §5.  Es  ist  gesetzwidrig  für  die  den  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  unterworfenen  gemeinen  Frachtführer  einen 
Vertrag,  eine  Vereinbarung  oder  eine  Uebereinkunft  zu  schliessen  über 
Verkehrsgemeinschaften  {pooHngs)  zwischen  verschiedenen  und  mitein- 
ander in  Wettbewerb  stehenden  Eisenbahnen,  sowie  über  eine  Vertei- 
lung der  gesamten  Roh-  oder  Reineinoahmen,  oder  eines  Teiles  der- 
selben unter  die  einzelnen  Bahnen.  Im  Falle  gleichwohl  derartige 
Vereinbarungen  abgeschlossen  werden ,  bildet  jeder  Tag  der  Fortdauer 
derselben  eine  besondeie  üebertretung.  —  §  6.  Alle  den  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  unterworfenen  gemeinen  Frachtführer  sind  verpflichtet, 
Tabellen  zu  drucken  und  zur  öffentlichen  Einsichtnahme  bereit  zu 
halten ,  aus  welchen  die  Frachtsätze  und  sonstigen  Gebühren  für  die 
Beförderung  von  Personen  und  Gütern  zu  ersehen  sind,  welche  der 
Frachtführer  aufgestellt  hat  und  welche  zur  Zeit  auf  den,  diesem  Ge- 
setze unterworfenen  Eisenbahnen  (vergl.  §  l)  in  Geltung  stehen.  Er- 
höhungen der  in  Gemfissheit  der  vorstehenden  Bedingungen  aufgestellten 
und  veröffentlichten  Fracht-  und  Gebührensätze  können  erst  nach  vor- 
heriger lOtägiger  Veröffentlichung  eingeführt  werden.  Ermässigungen 
dagegen  können  auch  ohne  vorherige  Veröffentlichung  eingeführt  wer- 
den, doch  muss  diese  sofort  danach  erfolgen.  Als  gesetzwidrig  gilt» 
wenn  der  Frachtführer  für  irgend  jemand  höhere  oder  geringere  Ver- 
gütung für  die  Beförderung  ?on  Reisenden  oder  Gütern  in  Rechnung 
stellt  und  einzieht  oder  empfängt,  als  in  den  veröffentlichten  zur  Zeit 
in  (Geltung  stehenden  Fracht-Tabellen  enthalten  sind.  —  In  §  7  wird  als 
gesetzwidrig  erklärt,  dass  Verträge  geschlossen  und  Verabredungen  ge- 
troffen werden ,  welche  irgendwie  die  durchgehende  Beförderung  von 
Frachten  willkürlich  zu  verhindern  den  Zweck  haben.  Die  folgenden 
Paragraphen  bestimmen  die  Haft  des  Frachtführers  für  Schädigungen 
des  Pnblikums  durch  Handlungen  gegen  dieses  Gesetz  und  bestimmen 
das  Gericht,  vor  welches  die  Klagen  zu  bringen  sind.  In  dem  üeber- 
tretungsfall  kann  bis  zu  5000  Dollar  bestraft  werden.  —  Durch  §  11  wird 
ein  Bundesamt  eingesetzt»   welches  die  Bezeichnung:   »Interstate-Com- 
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merce  CommiBaion«  f&brt  and  ans  5  Mitgliedern  besteht,  welche  Tom 
Präsideoten  der  Vereinigten  Staaten  unter  Beirat  and  Bestätigung  de« 
Senat«  ernannt  werden.  Die  erstgenannten  Mitglieder  dieses  Amtes 
bleiben  2,  3,  4,  5  and  6  Jahre  im  Amte,  gerechnet  vom  l.  Januar  1837 
ab.  Die  Amtsdauer  fQr  jeden  einzelnen  ist  vom  Präsidenten  zu  be- 
stimmen. Ihre  Nachfolger  werden  regelmässig  auf  je  6  Jahre  ernannt. 
Im  Falle  ein  Mitglied  an  die  Stelle  eines  anderen  ausgeschiedenen 
tritt,  so  dauert  sein  Amt  so  lange  wie  dasjenige  der  Mitglieder,  in 
dessen  Stelle  es  eingetreten  ist.  Mitglieder,  welche  ihre  Pflichten  Ter- 
nachlässigen  oder  ungenügend  erfüllen,  können  vom  Präsidenten  ihres 
Amtes  enthoben  werden.  Es  dürfen  jedesmal  nicht  mehr  als  3  Mit- 
glieder des  Amtes  der  gleichen  politischen  Partei  angehören.  Beamte 
allgemeiner  Verkehrsanstalten  im  Sinne  dieses  Gesetzes,  oder  Personen, 
welche  in  unmittelbaren  Beziehungen  zu  solchen  stehen,  Aktien  oder 
Obligationen  derselben  besitzen  oder  sonst  irgendwie  finanziell  an  den- 
selben beteiligt  sind,  dürfen  nicht  in  das  Amt  berufen  werden.  Seine 
Mitglieder  dürfen  kein  eigenes  Geschäft  betreiben  oder  sonst  eine  Be- 
rufung oder  Anstellung  annehmen.  Der  Aastritt  eines  Mitgliedes  be- 
einträchtigt die  übrig  bleibenden  Mitglieder  in  keiner  Weise  an  der 
vollen  Ausübung  ihrer  Befugnisse.  —  §  12.  Das  in  dieser  Weise  ge- 
bildete Amt  hat  die  Befugnis,  in  die  Geschäftsführung  aller  der  diesem 
Gesetze  unterworfenen  gemeinen  Frachtführer  Einsicht  zu  nehmen  und 
sich  über  die  Art  und  Weise  ihres  Betriebes  in  allen  Einzelheiten  so 
weit  za  unterrichten,  als  dies  zur  vollständigen  ErfQllang  aller  ihm 
übertragenen  Aufgaben  erforderlich  ist.  Zu  diesem  Zwecke  ist  dasselbe 
ermächtigt,  Zeugen  vorzuladen  and  auch  zu  vernehmen  und  die  Vor- 
lage aller  Bücher,  Urkunden,  Tarife,  Verträge,  Vereinbarungen  und 
sonstigen  Schriftstücke  zu  verlangen ,  Beschwerden  von  Privaten  und 
Staatenkommissionen  anzunehmen,  für  ihre  kompetenzmässigen  Anord- 
nungen Gehorsam  der  Bahnverwaltangen  durch  summarisch  zu  ent- 
scheidende Klagen  des  Ci$'cuü  Court  za  erzwingen,  gleichmässige  Jahres- 
berichterstattung  aller  Bahnverwaltungen  einzuführen. 

7)  Geld-,  Münz-,  Mass-,  Gewichts-  und  Zählungs- 
wesen. 

Deutsches  Eeich.  Bekanntmachung  der  Normal-Aichongs-Kommis- 
sion  vom  21.  Januar,  betreffend  die  Aichang  von  Gasmessern. 

Oesterreich,  Verfügung  des  Handelsmin.  vom  12.  November,  betr. 
die  Einführung  einer  einheitlichenZahleninterpunktion. 
HRuptbestimmang  ist:  Infolge  der  vom  k.  k.  Ministerium  für  Enltus 
und  Unterricht  in  Anregung  gebrachten  Einführung  einer  einheitlichen 
Zahleninterpunktion  in  den  im  Beichsrate  vertretenen  Königreichen  nnd 
Ländern  hat  das  Handelsministerium  angeordnet,  dass  in  Hinkunft  von 
allen  seinem  Ressort  unterstehenden  Behörden  und  Aemtem  sowohl 
bei  Veröffentlichung  statistischer  Daten,  als  auch  im  amtlichen  Verkehre 
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die  bei  der  k.  k.  statiatischei)  ZentralkommissioD  im  Gebrauche  stehende 
Schreibweise  in  der  Interpunktion  der  Zahlen  allgemein  in  Anwendung 
gebracht  werde.  Diese  Art  der  Zahlenorthographie  besteht  darin,  dass 
die  Ziffern  in  Gruppen  von  je  8  Zahlen  zusammengefasst  werden  und 
von  rechts  nach  links  die  erste  Gruppe  mit  einem  am  Fusse  der  Zahlen 
angebrachten  Punkte,  die  zweite  mit  einem  ebenso  angebrachten  Bei- 
striche gekennzeichnet  wird.  Besteht  die  Zahl  aus  mehr  als  7  Ziffern, 
so  erfolgt  in  gleicher  Weise  die  Ersieh tlichmachung  der  dritten  Gruppe 
durch  einen  Punkt ,  der  vierten  durch  einen  Beistrich  u.  s.  f.  Besteht 
die  Zahl  aus  dezimalen  Bruchteilen  der  Einheit,  so  werden  s&mtliche 
den  Bruchteil  anzeigende  Ziffern  durch  einen  oben  zwischen  der  Ziffer 
der  Einheiten  und  der  ersten  Dezimalziffer  angebrachten  Punkt  ersicht- 
lich gemacht,  z.  B.  1.000,000.000*11. 

Cküe,  Gesetz  vom  14.  März  Ober  Zurückziehung  des  Papier- 
geldes, Erhöhung  des  Zollzuschlages  und  Limitierung  der  Privat- 
bank-Emission behufs  Wiederherstellung  der  Valuta. 

Verein.  Staaten,  Einlösung  der  Trade-Dollars.  Durch 
einen  von  beiden  Häusern  des  Kongresses  angenommenen  Akt,  welcher 
dem  Präsidenten  unterm  19.  Februar  d.  J.  zugestellt  wurde  und  der 
durch  dessen  stillschweigende  Genehmigung  Gesetzeskraft  erlangt  hat, 
ist  die  EinlOeung  der  Trade-Dollars  verf5gt  worden  *)     (D.  H.  A.) 

TTT*  FinaiiBwesen. 

Erstens:  Finanzgesetz,  Etats-,  Kassen-  und  Rech- 
nungswesen.   

Zweitens:  Staatseinnahmen: 

1)  aus  Staatseigentum 

2)  aus  Steuern: 

a)  ans  direkten  Steuern : 

Oldenburg.  Gesetz  vom  2.  Dezember,  betr.  Aenderungen  des  E  i  n- 
kom  men-Steu  er- Gesetzes  vom  6.  April  1864:  Bildung  mehrerer 
Schätzungsbezirke  in  grösseren  Gemeinden. 

Württeti^>erg.  Gesetz  vom  31.  März,  betreffiend  das  steuerfreie 
Zinsen-  und  Renten  einkommen  der  Witwen,  geschiedenen 
oder  verlassenen  Ehefrauen ,  vaterlosen  Minderjährigen  sowie 
gebrechlichen  Personen.  Steuerfrei :  die  einen  Jahresertrag  von 
500  Mk.  nicht  übersteigenden  Zinsen  und  Renten,  sofern  die  fraglichen 
Personen  im  Ganzen  nicht  mehr  als  500  Mk.  Einkommen  beziehen 
(Art,  1). 


1)  Die  VeranlMsiing  sar  Einziehung  der  Trade-Dollars ,  welche  MUssuliliessUch 
Tür  den  Handel  mit  0Dta8ien  bestimmt  waren,  ist  der  Umstand,  dass  ilinen  seit  dem 
Jahre  1876  die  Eigensctiaft  als  legal  tender  entzogen  worden  Ist  and  ihr  Kurswert  in- 
folge dessen  trotz  des  höheren  8ill>erwertes,  welchen  sie  im  Vergleiche  zu  den  an« 
deren  SUberdollars  besitzen,  allmihlicb  immer  mehr  zurttokglng. 
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Württemberg.  Gesetz  vom  6.  Juni,  betreffend  die  Festsetmng  des 
steuerbareo  Jahresertrages  der  Gebäude.  Einsigor  Artikel: 
üni  aus  dem  nach  Artikel  75  des  Gesetzes  vom  28.  April  1873,  betr. 
die  Grimd-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  ermittelten  Kapital  wert  der 
Gebäude  den  steuerbaren  Jahresertrag  berechnen  zu  können,  wird  dieser 
Ertrag  auf  3  Mk.  von  100  Mk.  jenes  Kapital  wertes  festgesetzt. 

Württemberg.  Grund-  und  Gebäudesteuer  betr.,  Terfagt 
das  Finanzgesetz  vom  14.  Juni  da«  Folgende:  »Artikel  3:  1)  In  Ge- 
mässheit  des  Ai-tikels  111  des  Gesetzes  vom  2S.  Apnl  1873,  bet**.  Grund-, 
Gebäude-  und  Gewerbe-Steuer,  sind  vom  1.  April  1887  an  die  för  die 
Grund-  und  Gefällsteuer  hergestellten  neuen  Kataster  der  Erhebung 
der  Grund-  und  Gebäude-Steuer  zu  Grunde  zu  legen«  (während  das 
Gesetz  vom  15.  Juli  1821  ausser  Kraft  tritt);  2)  die  direkte  Steuer  aus 
Grundeigentum  und  Gefällen  wird  auf  39  Proz.  des  Steaeranscblages 
der  Grundstücke  und  Gefälle;  3)  die  direkt«  Steuer  aus  Gebäuden  auf 
3«  Proz.  der  steuerbaren  Rente  (s.  oben  Gesetz  vom  6.  Juni  1887);  4) 
die  direkte  Steuer  aus  Gewerben  auf  3o  Proz.  des  steuerbaren  Betrage« 
des  Gewerbeinkommens  pro  Jahr  festgesetzt. 

Oesierreich.  Gesetz  vom  19.  März,  betr.  die  Erwerb-  und  Ein- 
kommensteuerpflicht der  Staatseisenbahnen.  §1. 
Die  im  Eigentume  des  Staates  befindlichen  Eisenbahnen  sind  der  Er- 
werb- und  Einkommensteuer  zu  unterziehen.  —  §  2.  Den  Staatseisen- 
bahnen hat  jedoch  eine  zeitliche  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Ein- 
kommensteuer, sowie  von  jeder  neuen,  an  deren  Stelle  tretenden  direkten 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte, 
zuzukommen,  und  zwar:  a)  den  vom  Staate  selbst  gebauten  Eisenbahnen 
und  Trajektanstalten  auf  die  Dauer  von  dreissig  Jahren,  vom  Tage  der 
ßetriebserOffnung  auf  der  ganzen  Linie  der  betreffenden  Bahn ;  b)  den 
vom  Staate  aus  dem  Privatbesitze  in  sein  Eigentum  erworbenen  Eiaen- 
babnen  für  die  Dauer  der  mit  dem  Zeitpunkte  der  Eigen tumsübernabme 
der  bezüglichen  Bahn  noch  nicht  abgelaufenen  Frist  der  derselben 
mittelst  der  Konzessionsurkunde  gewährten  Steuerbefreiung.  Nach  §  3 
bat  die  Ausscheidung  des  nach  §  2  von  der  Steuerbemessung  freizu- 
lassenden Reineinkommens  der  Staataeisenbahnen,  beziehungsweise  die 
Ermittelung  des  nach  §  l  der  Besteuerung  zu  unterziehenden  Reinein- 
kommens nach  Massgabe  der  in  dem  betreffenden  Jahre  auf  die  steuer- 
freien Linien  einerseit«  und  auf  die  steuerpflichtigen  anderseits  ent- 
fallenden Bruttotonnenkilometer  zu  erfolgen.  —  Im  übrigen  bat  die 
Steuervorschreibung  für  die  Staatseisenbahnen  in  Anwendung  des  Ge- 
setzes vom  8.  Mai  1869,  betreffend  die  Bemessung,  Vorsohreibung  und 
Einhebung  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer  von  Eisenbahnuntemefa- 
mungen,  in  den  Landeshauptstädten  zu  erfolgen. 

Niederlande.     Gesetz  vom  80.  Dezember:  Ausdehnung  der  Grund- 
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Steuer  befreiungen  des  Artikel  25  de^  Gesetzes  vom  26.  Mai  1870  auf 
Anstalten  und  Vereine  mit  juristischer  Persönlichkeit. 

b)  aus  indirekten  Steuern,  aus  Verzchruogssteaern 
und  Monopolen: 

Deutsches  Reich.  Gesetz  vom  2i.  Juni,  betr.  die  Besteuerung 
des  Branntweins,  handelt  in  vier  Abschnitten :  I  von  der  künf- 
tigen Hauptstener,  nämlich  der  >  Verbrauchsabgabe«,  welche 
vom  1.  Oktober  1887  einzutreten  hatte;  II  von  den  zusätzlichen 
A  b  g  a  b  e  n  hiezn ,  nämlich  dem  Zuschlag  zur  Verbrauchsabgabe  für 
die  eine  Kategorie,  und  der  Maischbottich-  und  Materialsteuer  für  die 
übrigen  Kategorien  von  Brennereien;  III  vou  der  Zoll-  und  Ueber- 
gangsabgabe;  endlich  IV  von  den  Zoll-  und  Uebergangs- 
bestimmnngen. 

Erstens:  Die  Yerbrauchsabgabe.  Der  Satz  derselben  ist  nach  §  1 
für  eine  Menge,  welche  in  der  Branntweinstenergemeinschaft  4&  Liter 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  nicht  übersteigt,  Oso  Mk.  für  das  Liter  reinen 
Alkohols,  von  weiteren  Mengen  Otu  Mk.  per  Liter  reinen  Alkohols  (Im 
Falle  des  —  inzwischen  erfolgten  —  Beitritts  der  süddeutschen  Staaten 
werden  3  Liter  pro  Kopf  zur  erleichterten  Erzeugung  zugelassen. 
Alle  8  Jahre  sollen  die  Gesamtjahresmengen,  für  welche  der  niedrigere 
Satz  zu  entrichten  ist ,  sowie  der  Betrag  dieses  Satzes  einer  Revision 
unterliegen.  Frei  von  der  Verbrauchsabgabe  bleiben:  ausgeführter 
Branntwein,  ferner  Branntwein,  welcher  zu  gewerblichen  Zwecken,  ein- 
schliesslich der  Essigbereitung,  zu  Heil-,  zu  wissenschaftlichen  oder  zu 
Pntz-,  Heizungs-,  Koch-  oder  Beleuchtungszweckeu  verwendet  wird, 
nach  näherer  Bestimmung  des  Bundesrats.  Die  Brennereibesitzer  sind 
gegen  üebernahme  der  Kosten  berechtigt,  die  amtliche  Denaturierung 
ihres  Branntweins  in  ihren  Brennereien  zu  verlangen.  —  Der  §  2  regelt 
die  periodische  Kontingentierung  der  begünstigten  Gesamtjahresmenge 
(nach  der  Steuerzahlung  je  der  vorangegangenen  Epoche,  bezw.  der 
Leistungsfähigkeit,  so  jedoch,  dass  »landwirtschaftliche  Brennereienc 
(§  42  I  Abs.  1),  welche  nach  dem  1.  April  1887  in  »gewerbliche«  (§  48) 
umgewandelt  werden,  Branntwein  zu  dem  niedrigeren  Satze  nicht  mehr 
herstellen  dürfen.  Materialstener  entrichtenden  Brennereien  kann  nach 
näherer  Bestimmung  des  Bundesrats  gestattet  werden ,  ihr  gesamtes 
Erzeugnis  zu  dem  niedrigeren  Abgabesatze  herzustellen.  —  §8  handelt 
vom  Eintritt  der  Abgabepflicht  und  von  der  Person  des 
Pflichtigen.  Die  Verbrauchsabgabe  ist  zu  entrichten,  sobald  der  Brannt- 
wein aus  der  steuerlichen  Kontrolle  in  den  freien  Verkehr  tritt.  Zur 
Entrichtung  der  Abgabe  ist  derjenige  verpflichtet,  welcher  den  Brannt- 
wein znr  freien  Verfügung  erhält.  —  §  4  verfügt  den  Keinigungszwang 
wie  folgt:  »Vom  1.  Oktober  1889  ab  darf  der  nicht  aus  Roggen,  Weizen 
oder  Gerste  hergestellte  oder  der  Materialsteuer  unterworfene  Brannt- 
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wein  ,  sofern  er  der  Verbranchsabgabe  onterliegt ,  nnr  in  gereinigtem 
Zustande  in  den  freien  Verkehr  gebracht  werden.  Den  Grad  und  die 
Art  der  Reinigung,  sowie  die  etwa  erforderlichen  Beihilfen  sor  Durch- 
fahning  derselben  bestimmt  der  Bundesrat  Dem  Reichstag  sind  diese 
BestimmuDgen,  sofern  er  versammelt  ist,  sofort,  anderen fialls  bei  dessen 
n&chstem  Zusammentreten  vorzulegen.  Dieselben  sind  ausser  Kraft  xo 
setzen,  soweit  der  Reichstag  dies  verlangt«.  —  Die  Paragraphen  5  bii 
39  geben  die  Schatz-,  Kontroll-,  Verjährongs-  o  nd  Straf- 
Bestimmungen,  sowie  die  Bestimmungen  Ober  die  Verteilung  des 
Steuerertrages  und  die  Behandlung  der  »kleinen« 
Brennereien.  Nach  §  5  sind  in  den  Brennereien  nach  näherer 
Anordnung  der  Steuerbehörde  mit  dem  Destillierapparat  in  fester  Ver- 
bindung stehende  Sammelgefässe  aufzustellen ,  in  welche  der 
gesamte  gewonnene  Branntwein  geleitet  wird,  sowie  alle  sonstigen  Ein- 
richtungen zu  treffen,  welche  die  Steuerbehörde  zur  Sicherung  gegen 
heimliche  Ableitung  oder  Entnahme  von  alkoholhaltigen  Dftmpfen, 
Lutter  oder  Branntwein  fnr  erforderlich  erachtet  Der  Destillierapparat, 
die  Sammelgef&sse  und  die  dieselben  verbindenden  Röhrenleitangen 
sind  in  der  Regel  dergestalt  unter  amtlichen  Verschluss  zu  nehmen, 
dass  eine  heimliche  Ableitung  oder  Entnahme  von  alkoholhaltigen 
Dämpfen,  Lutter  oder  Branntwein  aus  denselben  nur  mittelst  einer 
äussere  Spuren  hinterlassenden  Gewalt  erfolgen  kann.  Die  Räume, 
in  welchen  die  Sammelgefässe  Aufstellung  finden,  müssen  den  Anforde- 
rungen der  Steuerbehörde  entsprechen  und  sind  erforderlichenfalls  von 
derselben  unter  Mitverschlnss  zu  setzen.  —  §  6.  In  Fällen,  in  welches 
die  Einrichtung  geeigneter  Räume  zur  Aufteilung  von  Sammelgefässen 
nicht  oder  nur  mit  anverhältnismässig  hohen  Kosten  möglich  ist,  kann 
die  Steuerbehörde  an  Stelle  der  SammelgeftUse  die  Benutiang  eines 
zuverlässigen,  in  fester  Verbindung  mit  dem  Destillierapparat  nnd 
unter  sicherndem  amtlichen  Verschluss  stehenden  Messapparati 
gestatten,  welcher  die  Menge  und  Stärke  des  aus  dem  Destillierappant 
fliessenden  Branntweins  fortlaufend  anzeigt  oder  die  spätere  amtliche 
Ermittelung  der  Stärke  durch  Zuräckbehaltung  von  Proben  ermöglicht 
—  §  7.  Der  Steuerbehörde  bleibt  vorbehalten ,  in  besonderen  Fällen 
die  Aufstellung  eines  Messapparats  neben  Beibehaltung  der  Sammel- 
gefässe anzuordnen.  Sie  ist  befugt,  die  Mindestmenge  des  zu  dehen- 
den  reinen  Alkohols  im  Voraus  bindend  festzusetzen,  oder  die  Brennerei 
unter  dauernde  Kontrolle  zu  stellen,  wenn  wegen  einer  in  derselben 
vorgekommenen  Defraudation  auf  Strafe  erkannt  ist.  —  §  9.  Die  Kosten 
für  die  erstmalige  Anschaffung  der  Sammelgefässe,  der  Meesapparate, 
der  Ueberrohre  und  der  Kunstschlösser  trägt  die  Branntweinstenerge- 
meinschaft.  —  §  11.  Der  erzeugte  Branntwein  ist  in  der  Brennerei 
von  der  Steuerbehörde  nach  Menge  und  Stärke  festzustellen  und  ver- 
bleibt unter  steuerlicher   Kontrolle,  bis  er  zur  Ausfuhr  oder   behnfii 
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Verwendang  za  gewerblichen  etc.  Zwecken  abgefertigt  oder  bis  die 
Verbraachsabgabe  bezahlt  oder  gestandet  wird.  Sofern  eine  weitere 
Aufbewahrung  des  unter  steuerlicher  Kontrolle  stehenden  Branntweins 
erforderlich  wird,  hat  der  Inhaber  des  Branntweins  die  Aufnahme  des- 
selben in  eine  für  unverzollte  Waren  bestimmte  oder  mit  Bewilligung 
der  Steuerbehörde  ausschliesslich  für  diesen  Zweck  eingerichtete  öffent- 
liche oder  unter  amtlichem  Mitverschluss  stehende  Privatniederlage  zu 
bewirken.  Das  Nähere  hierüber  bestimmt  der  Bundesrat.  Für  Brannt- 
wein, welcher  im  freien  Verkehr  einer  weiteren  Bearbeitung  zum  Zweck 
des  Genusses  unterworfen  wird,  kann  nach  n&herer  Bestimmung  des 
Bundesrats  ein  Erlass  der  Verbrauchsabgabe  bis  zu  fQnf  Prozent  ge- 
währt werden.  Bei  der  Ausfuhr  von  Fabrikaten,  zu  deren  Herstellung 
im  freien  Verkehr  befindlicher  Branntwein  verwendet  ist,  kann  nach 
n&herer  Beatimmung  des  Bundesrats  für  jedes  in  den  Fabrikaten  ent- 
haltene Liter  reinen  Alkohols  eine  Vergütung  der  Verbrauchsabgabe 
von  Oöo  Mark  gewährt  werden.  —  Der  §  13  enthält  die  Vorschriften 
für  kleine  Brennereien.  Für  diejenigen  Brennereien,  welche  in 
einem  Betriebsjahre  nicht  mehr  als  1500  Hektoliter  Bottichraum  be- 
maischen,  oder  welche  nur  Abfälle  der  eigenen  Biererzeugung  verwen- 
den oder  lediglich  nichtmehlige  Stoffe,  mit  Ausnahme  von  Melasse, 
Rüben  oder  Rübensaft,  verarbeiten,  kann  von  der  Landesregierung 
unter  Nachlass  der  in  den  §§  5  bis  8,  10  und  11  angeordneten  Be- 
triebseinrichtuogen  und  Kontrollen  angeordnet  werden  ,  dass  bei  Ein- 
haltung der  hierüber  zu  erlassenden  Verwaltungsvorschriften  die  Ver- 
brauchsabgabe von  derjenigen  Alkoholmenge ,  welche  während  der 
erklärten  Betriebszeit  mit  der  zum  Gebrauche  bestimmten  Brenn  Vor- 
richtung nach  ihrer  Leistungsfähigkeit  gewonnen  werden  kann ,  im 
Voraus  durch  die  Steuerbehörde  nach  Anhörung  des  Brennerei besitzers 
bindend  festgesetzt  wird.  Die  Vorschriften  des  §  3  finden  alsdann 
keine  Anwendung,  vielmehr  ist  die  Verbraucbsabgabe  von  dem  Bren- 
nereibesitzer  zu  entrichten  und  muss  die  Zahlung,  soweit  nicht  Stundung 
gewährt  wird,  drei  Monate  nach  Herstellung  des  Branntweins  bewirkt 
werden.  Die  Landesregierungen  können  ausnahmsweise  den  vorstehend 
bezeichneten  Brennereien  die  abgabefreie  Lagerung  des  von  ihnen  er- 
zeugten Branntweins  zum  Zweck  späterer  Ausfuhr  oder  zum  Zweck 
späterer  Ueberführung  in  den  freien  Verkehr  nach  Massgabe  der  dieser- 
halb  zu  erlassenden  Bestimmungen  gestatten.  -^  Nach  §  21  beträgt  die 
Defraudations  strafe  den  vierfachen  Betrag  des  Hinterzogenen.  Kann 
der  Betrag  der  vorenthaltenen  Abgabe  nicht  festgestellt  werden,  so  ist 
auf  Geldstrafe  von  fünf  bis  zehntausend  Mark  zu  erkennen.  Die  Ver- 
brauchsabgabe und  die  Strafe  werden ,  wenn  ein  Destilliergerät  unbe- 
fugterweise zur  Branntweinbereitung  benutzt  worden  ist,  nach  der- 
jenigen Menge  reinen  Alkohols  berechnet,  welche  bei  unausgesetztem 
Betriebe  während  der  dem  Zeitpunkte  der  Entdeckung  vorhergegangenen 
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drei  Monate  damit  gewonnen  werden  konnte,  sofern  nicht  entweder 
eine  grössere  Defraudation  ermittelt,  oder  eine  Benutzung  in  geringerem 
umfange  nachgewiesen  wird.  —  Nach  §  23.  ff  wird  im  Falle  der 
Wiederholung  der  Defraudation  der  Verbranchsabgabe  nach  Torherge- 
gangener  Bestrafung  die  im  §  21  angedrohte  Geldstrafe  verdoppelt 
Jeder  fernere  Kückfall  zieht  Gefängnisstrafe  bis  zu  drei  Jahren  nach 
sich.  Die  StraferhOhung  wegen  Rückfalls  tritt  ein,  ohne  Racksicht 
darauf,  ob  die  frühere  Bestrafung  in  demselbeu  oder  einem  andere 
Bundesstaate  erfolgt  ist  Zuwiderhandlungen  gegen  die  gemäss  §  4 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  vom  Bundesrat  erlassenen  Vorschriften  über 
die  Reinigung  des  Branntweins  werden  mit  Geldstrafe  bis  zu  eintausend 
Mark  bestraft.  —  Die  §§  26  ff.  handeln  von  den  Ordnungsstrafen.  - 
Nach  §  39  ist  der  Reinertrag  der  Verbrauchsabgabe  in  den  einzelnen 
Bundesstaaten  nach  Massgabe  der  matrikularmästigen  Be- 
völkerung, mit  welcher  sie  zum  Gebiete  der  Branntweinsteuerge- 
meinschaft  gehören,  zu  überweisen. 

Zweitens:  Die  Maischbottichsteuer»  Branntweininaterialsteaer  md 
Zaschlag  zur  Verbraachsabgabe.  —  §  40  führt  allgemein  das  Gesetz 
vom  8.  Juli  1868  ein ,  jedoch  erfolgt  nach  §  41  I  die  Erhebung  der 
Maischbotticbsteuer  nur  noch  a)  in  den  landwirtschaftlichen  Brennereien, 
d.  h.  in  denjenigen  ausschliesslich  Getreide  oder  Kartoffeln  verarbei- 
tenden Brennereien,  bei  deren  Betrieb  die  sämtlichen  Rückstände  io 
einer  oder  mehreren  den  Brennereibesitzern  gehörenden  oder  von  den- 
selben betriebenen  Wirtschaften  verfüttert  werden  und  der  erzeugte 
Dünger  vollständig  auf  dem  den  Brennerei besitzern  gehörigen  oder  von 
denselben  bewirtschafteten  Grund  und  Boden  verwendet  wird,  b)  in 
denjenigen  Brennereien,  welche  Melasse,  Rüben  oder  Rübensaft  ver- 
arbeiten. Nach  §  41  II  beträgt  die  Maischbottichsteuer  Isi  Mark  für 
jedes  Hektoliter  des  Rauminhalts  der  Maischbottiche  und  für  jede  Ein- 
maischung.  In  landwirtschaftlichen  Brennereien,  welche  nur  während 
der  Zeit  vom  1.  Oktober  bis  15.  Juni  betrieben  werden ,  wird  die 
Maischbottichsteuer  a)  wenn  an  einem  Tage  durchschnittlich  nicht  mehr 
als  1050  Liter  Bottich  räum  bemaischt  werden ,  nur  zu  sechs  S^hnteln, 
b)  wenn  an  einem  Tage  durchschnittlich  nicht  mehr  als  1500  Liter 
Bottichraum  bemaischt  werden,  nur  zu  acht  Zehnteln,  c)  wenn  an  einem 
Tage  durchschnittlich  nicht  mehr  als  3000  Liter  Bottichraum  bemaischt 
werden,  nur  zu  neun  Zehnteln  des  obigen  Steuer betrages  erhoben.  Ge- 
langen während  eines  Kaleudermonats  in  einer  der  bezeichneten  Bren- 
nereien mehr  als  1050  beziehungsweise  1500  beziehungsweise  30OO  Liter 
Bottichraum  durchschnittlich  täglich  zur  Bemaischung,  so  wird  f^r  den 
betreffenden  Kalendermonat  der  entsprechend  höhere  Steuersatz  erhoben. 
—  Nach  §  41  III  ist  an  Branutweinmaterialsteaer  zu  entrichten :  a)  vom 
Hektoliter  eingestampfte  Weintreber  Oss  Mark,  b)  vom  Hektoliter  Kern- 
obst oder  auch  Treber  von  Kernobst  und  Beerenfrüchten  aller  Art  0«» 
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Mark,  c)  yom  Bektoliter  Braiiereiabfälle,  HefenbrQhe,  gepresste  Woinbefe 
und  Wurzeln  aller  Art  Oso  Mark,  d)  vom  Hektoliter  Tranben-  oder 
Obstwein,  flüssige  Weinbefe  und  Steinobst  086  Mark.  —  §  41  IV  be- 
stimmt: für  diejenigen  landwirtschaftlichen  Brennereien,  welche  in  einem 
Betriebsjabre  nicht  mehr  als  1500  Hektoliter  Bottichranm  bemaischen, 
sowie  für  diejenigen  Brennereien,  welche  nur  Abfälle  der  eigenen  Bier- 
erzeugung verwenden ,  oder  welche  lediglich  nichtmehlige  Stoffe  mit 
Aosnahme  von  Melasse,  Buben  oder  Rübensaft  verarbeiten,  kann  von 
der  Landesregierung  unter  Nachlass  der  nach  der  bestehenden  Gesetz- 
gebung angeordneten  Betriebseinrichtungen  und  Kontrollen  angeordnet 
werden,  dass  bei  Einhaltung  der  hierüber  za  erlassenden  Verwaltungs- 
vorschriften die  Steuer  von  derjenigen  Material-  oder  Maischmenge, 
welche  während  der  erklärten  Betriebszeit  mit  der  zum  Gebrauch  be- 
stimmten Brennvorrichtung  nach  ihrer  LeistungstUhigkeit  abgetrieben 
werden  kann ,  im  Voraus  durch  die  Steuerbehörde  biudend  festge- 
setzt wird.  —  Nach  §  41  V  kann  eine  Rückvergütung  der  Maisch- 
bottich- oder  Branntweinmaterialsteuer  nach  näherer  Bestimmung  des 
Bundesrats  ausser  für  gewerbliche  Zwecke  auch  für  Branntwein  be- 
willigt werden,  welcher  zu  Heil-,  zu  wissenschaftlichen  oder  zu  Putz-, 
Heizungs-,  Koch-  oder  Beleuchtungszwecken  Verwendung  findet.  — 
Der  Zaschlag  zar  Verbraucbsabgabe  im  Betrag  von  O20  Mark  pro  Liter 
reinen  Alkohols  wird  erhoben:  f.  In  den  gewerblichen  Brennereien, 
d.  h.  in  denjenigen  Brennereien,  welche  mehlige  Stoffe  verarbeiten, 
aber  nicht  zu  den  landwirtschaftlichen  (§41  la)  gehören,  oder  welche 
Mischungen  aus  mehligen  und  nichtmehligen  Stoffeu  verarbeiten;  jedoch 
findet  für  dieselben  die  Erhebung  der  Maischbottichsteuer  nicht  mehr 
statt.  Bei  solchen  gewerblichen  Brennereien,  welche  vor  dem  1.  April 
1887  bereits  bestanden  haben  und  nicht  mehr  als  10  000  Liter  Bottich- 
ranm an  einem  Tage  bemaischen,  tritt  für  den  Umfang  des  bisherigen 
Betriebes,  nach  näherer  Bestimmung  des  Bundesrats,  eine  Ermässigung 
des  Zuschlages  um  Oo4  Mark  für  das  Liter  reinen  Alkohols  ein.  Be- 
medschen  Brennereien  dieser  Art  mehr  als  10  000  Liter,  jedoch  nicht 
über  20  000  Liter  Bottichraum,  so  beträgt  diese  Ermässigung  des  Zu- 
schlages Oos  Mark.  Auf  Presshefebrennereien  findet  diese  Bestimmung 
keine  Anwendung.  In  gleicher  Weise  sind  auf  Antrag  andere  als  ge- 
werbliche Brennereien ,  welche  nicht  Melasse ,  Rüben  oder  Rübensaft 
verarbeiten,  seitens  der  Landesregierung  von  der  Erhebung  der  Maisch- 
bottich- oder  Branntweinmaterialsteuer  freizulassen.  Insofern  landwirt- 
schaftliche Brennereien,  welche  Getreide  verarbeiten,  hiervon  Gebrauch 
machen,  wird  a)  von  Branntwein,  welcher  in  Brennereien  hergestellt 
worden  ist,  die  in  einem  Jahre  nicht  mehr  als  100  Hektoliter  reinen 
Alkohols  erzeugen,  nur  ein  Zuschlag  von  Oa  Mark,  b)  von  Branntwein, 
welcher  in  Brennereien  hergestellt  worden  ist,  die  in  einem  Jahre  mehr 
als  100,  jedoch  nicht  über    150  Hektoliter  reinen  Alkohols  erzeugen, 
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cur  ein  Zaschlag  von  Ou  Mark  für  dat  Liter  reinen  Alkohols  erhoben. 
~  II.  Tn  landwirtschaftlichen  Brennereien,  welche  an  einem 
Tage  mehr  als  1500  Liter  Bottichraam  bemaischen;  sie  unterliegen, 
sofern  sie  während  der  Zeit  vom  16.  Jnni  bis  30.  September  betrieben 
werden ,  fQr  diese  Zeit  anstatt  der  Maischbottichsteuer  dem  Zuschlag 
zur  Verbrauchsabgabe.  Jedoch  in  erm&ssigtem  Betrage:  Von  dem  io 
landwirtschaftlichen  Brennereien,  welche  an  einem  Tage  mehr  als 
10  000,  jedoch  nicht  Aber  20  000  Liter  Bottichraam  bemaiachent  herge- 
stellten Branntwein  wird,  soweit  derselbe  der  Verbrauohsabgabe  anter- 
liegt,  ein  Zuschlag,  welcher  Oot  Mark  für  das  Liter  reinen  Alkohols 
beträgt,  von  dem  in  landwirtschaftlichen  Brennereien,  welche  an  einem 
Tage  mehr  als  20  000  Liter  Bottichraum  bemaischen,  hergestellten  der- 
artigen Branntwein  ein  Zuschlag  von  Co«  Mark  erhoben.  Der  Zuschlag 
ist  nur  für  denjenigen  Kalendermonat  zu  entrichten,  in  welchem  eine 
10  000  beziehnngs weise  20  000  Liter  übersteigende  Bemaischong  statt- 
gefunden hat. 

Drittens!  Zoll-  nnd  Uebergaogsabgabe.  §  44  ff.  1.  Zollbetrag: 
125  Mark  von  dem  aus  dem  Zollauslande  in  Fässern  eingehenden  Arrak, 
Kognac  und  Rnra  für  100  Kilogramm,  und  180  Mark  von  allem  übrigen 
Branntwein.  2.  Uebergangsabgabe :  96  Mark  per  100  Kilo  (so  lange 
Teile  des  deutschen  Zollgebiets  nicht  zur  Branntweinsteuergemeinschaft 
gehören). 

Yiertens:  Uebergangs*  und  Schlossbestimmnngen.  §46  verfügt  für 
allen  am  1.  Oktober  d.  J.  innerhalb  des  Gebiets  der  Branntweinsteuer- 
gemeinschaft  im  freien  Verkehr  befindliche  Branntwein  eine  Nach- 
steuer von  Oso  Mark  für  das  Liter  reinen  Alkohols.  —  Für  die  Zeit 
vom  1.  Juli  bis  30.  September  d.  J.  wird  die  Maischbottichsteoer  auf 
das  Dreifache  des  bisherigen  Satzes  und  dementsprechend  die  Steuer- 
Vergütung  für  Branntwein,  welcher  aus  dem  deutschen  Zollgebiete 
ausgeführt  oder  zu  gewerblichen  Zwecken  einschliesslich  der  Essigbe- 
reitung verwendet  wird  auf  4dos  Mark  für  das  Hektoliter  reinen 
Alkohols  festgesetzt.  (Also  eine  Exportprämie  für  die  vor  1.  Jali 
erzeugten  Vorräte.)  Hefebrennereien  unterliegen  jedoch  nur  einer 
Erhöhung  der  Maischbottichsteuer  um  100  Prozent,  andere  Getreide- 
brennereien einer  solchen  um  175  Prozent  des  bisherigen  Satzes.  — 
§  47.  Beitritt  der  süddetttschen  Staaten  betr.  Die  §§  1  bis  43,  45  und 
46  des  gegenwärtigen  Gesetzes  treten  zugleich  mit  dem  Gesetze,  be- 
treffend die  Steuerfreiheit  des  Branntweins  zu  gewerblichen  Zwecken, 
vom  19.  Juli  1879  in  einem  der  nicht  zur  Branntweinstenergemeinschaft 
gehörenden  Bundesstaaten  nach  erfolgter  Zustimmung  von  Seiten  des 
betreffenden  Staates  in  Kraft.  Die  Gesamt-Jahresmenge  ,  welche  in 
einem  der  Branntweinsteuergemeinschaft  neu  beitretenden  Staate  lu 
dem  niedrigeren  Abgabesatze  (§  1)  hergestellt  werden  darf,  wird  auf 
8  Liter  reinen  Alkohols  für  den  Kopf  der  bei  der  jedesmaligen  letzten 
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Volkszählang  ermittelten  Bevölkernng  des  betreffenden  Staates  bemessen 
Die  Bestimmang  der  Jabresmenge,  welche  von  den  einzelnen  Brennereien 
SU  dem  niedrigeren  Abgabesatze  hergestellt  werden  darf,  erfolgt  unter 
entsprechender  Anwendung  des  §  2  durch  die  Landesbehörden,  denen 
die  Erhebung  und  Verwaltung  der  im  gegenwärtigen  Gesetze  bestimm- 
ten Abgaben  und  Steuern  in  gleichem  Umfange  wie  jene  der  Zölle 
zukommt.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  sowie  die  Bestimmung  im 
§  39  Absatz  1  können  gegenüber  einem  der  in  die  Branntweinsteuer- 
gemeinschaft neu  eintretenden  Staaten  nur  mit  dessen  Zustimmung 
abgeändert  werden.  Für  das  Gebiet  des  zustimmenden  Bundesstaates 
werden  die  hiernach  in  Kraft  tretenden  Gesetzesvorschriften  durch 
Kaiserliche  Verordnung  in  Wirksamkeit  gesetzt.  Der  Tag  der  Inkraft- 
setzung tritt  f&r  §  46  des  gegenwärtigen  Gesetzes  an  die  Stelle  des 
1.  Oktober  1887.  —  §  48.  Der  Bundesrat  ist  femer  ermächtigt,  für  den 
Fall,  dass  die  im  §  47  Absatz  1  vorbehaltene  Zustimmung  eines  nicht 
zur  Branntweinsteuergemeinschaft  gehörenden  Bundesstaates  nicht  zum 
1.  Oktober  1887  erfolgt,  die  dann  zur  entsprechenden  Einführung  dieses 
Gesetzes  erforderlichen  Uebergangsbestimmungen  mit  dem  betreffenden 
Staate  zu  vereinbaren.  —  §  49.  Die  Einföhrung  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  in  den  Hohen zollemschen  Landen  erfolgt  durch  Kaiserliche 
Verordnung,  welcher  zugleich  die  näheren  Bestimmungen  zu  thunlichster 
Gleichstellung  dieser  Lande  mit  den  ben&chbarten  Bundesstaaten  vor- 
behalten bleiben. 

Deutsches  Beich,  Der  Anschluss  der  süddeutschen  Staaten 
an  die  Branntweinsteuer- G.  ist  erfolgt  durch  Kais.  V.-O.  vom 
9.  Sept  für  Baden,  23.  Sept.  für  Württemberg,  25.  Sept.  für  Hohen- 
zollern  und  27.  Sept.  für  Bayern. 

Hiezu  umfassende  Ausführungsbestimmungen  zum  Brannt- 
wein-Steuergesetz durch  Bundesrats-Beschluss  vom  27.  Sept. 
Die  »Abfindungc  wird  näher  wie  folgt,  geregelt :  i.  B e g r i f f 
der  Abfindung.  Die  »Abfindung«  (Fixation)  einer  Brennerei  ge- 
mäss §  13  Absatz  1  des  Gesetzes  erfolgt  in  der  Art,  dasa  die  Alkohol- 
menge, welche  der  Verbrauchsabgabe  bezw.  gleichzeitig  dem  Zuschlage 
zu  derselben  unterliegt,  nicht  durch  Anwendung  eines  Sammelgefässes, 
Messapparates  oder  Probenehmers  unmittelbar  festgestellt ,  sondern, 
vorbehaltlich  der  Bestimmungen  unter  VI  b  und  Vll  aus  derjenigen 
Maisch-  bezw.  Materialmenge  berechnet  wird,  welche  gemäss  der 
Leistungsfähigkeit  der  zum  Gebrauche  bestimmten  Brenuvorrichtung 
innerhalb  der  erklärten  Betriebszeit  in  Branntwein  umgewandelt  werden 
kann.  —  IL  Der  Abfindung  unterliegende  Bronnereien. 
Soweit  nicht  die  Direktivbehörden  die  Anwendung  der  in  den  §ä  5  ff. 
des  Gesetzes  gegebenen  Vorschriften  für  geboten  erachten,  sind,  un- 
abhängig von  den  Anträgen  der  Brennereibesitzer ,  der  Ab- 
findung unterworfen :  a)  diejenigen  mehlige  Stoffe  verarbeitenden  Bren- 
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nereien,  welche  eine  ßrennTorrichtung  mit  unmittelbarer  Feaemng 
benutzen  and  in  einem  Betriebt] ahre,  d.  h.  yom  1.  Juli  des  einen  bii 
zum  30.  Juni  des  folgenden  Jahres,  nicht  mehr  als  1500  Hektoliter 
Bottichraum  bemaischen.  Die  »unmittelbare«  Feuerung  setzt  Toraos, 
dass  kein  Dampf  in  die  Brennblase  geleitet,  dieselbe  yielmehr  durch 
direktes  Feuer  erhitzt  wird.  Es  ist  jedoch  den  Brennereibesitzern  ge- 
stattet, an  den  Brennblasen  Wasser-,  Dampf-  oder  Sandbäder  anzu- 
bringen, um  ein  Anbrennen  der  Maische  zu  verhüten.  Auf  Anordnung 
der  DirektivbehOrde  kOnnen  auch  Brennereien  mit  Dampfapparat  der 
Abfindung  unterworfen  werden ;  Brennereien  mit  kontinuierlichem  Ko- 
lonnenapparate bleiben  jedoch  unbedingt  von  der  Abfindung  anige- 
schlössen.  Soweit  der  künftige  Betriebsumfang  einer  Brennerei  zweifel- 
haft erscheint,  kann  dieselbe  der  Abfindung  unterworfen  werden ,  falls 
der  auf  Grund  der  Vorschriften  im  §  2  des  Gesetzes  ermittelte  durch- 
schnittliche Jahresbetrag  der  Maischbottichsteuer  einem  jährlichen 
Betriebsumfauge  von  nicht  mehr  als  1500  Hektoliter  Bottichraum  ent- 
spricht b)  Diejenigen  Brennereien,  welche  nur  Abfälle  der  eigenen 
Biererzeiigung  oder  lediglich  nichtmehlige  Stoffe  (mit  Ausnahme  von 
Melasse,  Rüben  oder  Rübensaft)  verarbeiten.  Die  Grösse  des  Betriebs- 
umfanges  schliesst  die  Abfindung  nicht  aus,  dagegen  sind  diejenigen 
Brennereien,  welche  mit  kontinuierlichen  Kolonnenapparaten  versehen 
sind,  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  in  den  §§  5  ff.  des  Gesetzes 
zu  behandeln.  Letzteres  hat  auch  in  Ansehung  aller  Melasse,  Rüben 
oder  Rübensaft  verarbeitenden  Brennereien  —  und  zwar  ohne  Bück- 
sicht auf  deren  Betriebsumfang  und  Betriebsart  —  zu  geschehen.  — 
Denaturierungsmittel:  1.  Allgemeines  Denaturierungs* 
mittel.  Als  allgemeines  Denaturierungsmittel  dient  ein  Gemisch  von 
2  Teilen  Holzgeist  und  1  Teil  Pyridinbasen ,  welches  dem  zu  denatu- 
rierenden Branntwein  in  dem  Verhältnis  von  3  Liter  zu  je  100  Liter 
reinen  Alkokols  hinzugesetzt  wird.  Die  Beschaffenheit  der  einzelnen 
zur  Herstellung  des  Gemisches  verwendeten  Stoffe  hat  den  in  der  An- 
lage R  2  angegebenen  Erfordernissen  zu  entsprechen.  —  2.  Besondere 
Denaturierungsmittel.  Gewerbetreibenden  kann  es  gestattet  werden, 
die  Denaturiernng  von  Branntwein  für  den  eigenen  gewerblichen  Be- 
darf statt  mit  dem  allgemeinen  Denaturierungsmittel  mit  Pyridinbuen 
in  dem  Verhältnis  von  Vs  Liter  zu  je  100  Liter  reinen  Alkohols  vor- 
zunehmen. Bezüglich  der  Voraussetzungen,  unter  denen  dieses  Dena- 
turierungsmittel zugelassen  werden  darf,  finden  die  Vorschriften  des 
§  9  entsprechende  Anwendung.  Zur  Fabrikation  von  Essig  kann  Brannt- 
wein mit  dem  bezeichneten  Zusatz  von  Pyridinbasen  oder  mit  100  pCt. 
Wasser  und  mit  100  pCt.  Essig  von  6  pCt.  Gehalt  an  Essigsäure  (Essig- 
säurehydrat) oder  mit  100  pCt.  Wasser  und  50  pCt.  Essig  von  12  pCt 
Gehalt  denaturiert  werden,  wobei  auf  Verlangen  des  Antragstellers  aaf 
die  beizumischende  Wassermenge  sowohl  die  das  vorgeschriebene  Mass 
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Übersteigende  Menge  zugesetzten  Essigs  als  die  in  dem  vorgeführten 
Branntwein  enthaltene  Wassermenge  in  Anrechnung  gebracht  werden 
darf.  An  Stelle  des  Wassers  kann  auch  Bier  oder  Hefenwasser  ver- 
wendet werden.  Bis  auf  weiteres  können  ferner  als  Denaturierungs- 
mittel  für  den  zu  verwendenden  Branntwein  gestattet  werden:  Zur 
Herstellung  von  a)  Lacken  aller  Art  und  Polituren,  soweit  dieselben 
zur  Verarbeitung  im  eigenen  Fabrikationsbetriebe  besimmt  sind:  V*  P^- 
Terpentinöl,  b)  Enallquecksilber :  Vs  pCt.  Terpentinöl  oder  0,025  pCt. 
Tieröl,  c)  Anilinfarben:  0,025  pCt.  Tieröl,  d)  Chemikalien:  1.  der  Alka- 
loide:  »/t  pCt.  Terpentinöl  oder  0,025  pCt  Tieröl,  2.  der  als  Arznei- 
mittel gebrauchten  Extra ktivstofiPe,  wie  Jalappenharz  und  Skammonium: 
Vs  pCt.  Terpentinöl,  3.  des  Chloroforms,  des  Jodoforms,  des  Schwefel- 
äthers, des  Antipyrins  aus  Essigäther,  des  Cbloralhydrats:  0,025  pCt. 
Tieröl,  4.  des  Kollodiums,  des  Tannins,  der  Salicylsäure  und  der  salicyl- 
sauren  Salze:  10  pCt.  Schwefeläther,  5.  von  Bleiweiss  und  essigsauren 
Salzen  (ßleizucker):  0,025  pCt.  Tieröl.  Die  Denaturierung  von  Brannt- 
wein in  jeder  der  vorbezeichneten  Arten  darf  jedoch  nur  zu  dem  an- 
gemeldeten Zwecke  und  in  den  Gewerbsräumen  des  betreffenden  Ge- 
werbtreibenden  geschehen.  Das  Ablassen  dergestalt  denaturierten 
Branntweins  an  Andere  ist  unzulässig. 

Deutsches  Beich,  Gesetz  vom  9.  Juli ,  die  Besteuerung  des 
Zuckers  betr.  Erster  Teil:  Eingangszoll  vom  Zucker.  §  1. 
Vom  1.  August  1888  ab  ist  an  Eingangszoll  zu  erheben  fclr  100  Kilo- 
gramm 1.  Syrup  und  Melasse  15  Mark ,  2.  anderen  Zucker  jeder  Art 
und  Beschaffenheit  30  Mark.  Geht  ausländischer  Zucker  zur  weiteren 
Verarbeitung  in  eine  Zuckerfabrik,  so  kann  derselbe  nach  näherer  Be- 
stimmung des  Bundesrats  von  der  Verbranchsabgabe  freigelassen  werden. 
Zweiter  Teil,  Zuckersteuer.  Erster  Abschnitt.  Allgemeine 
Bestimmungen.  1.  Gegenstand,  Höher  Art  der  Erhebung.  §  2.  Der 
inländische  Rübenzucker  unterliegt  der  Zuckersteuer ,  welche  erhoben 
wird  1.  als  Materialsteuer  von  dem  Gewicht  der  zur  Zuckerbereitung 
bestimmten  Rüben  und  2.  als  Verbrauchsabgabe  von  dem  Gewicht  des 
zum  inländischen  Verbrauch  bestimmten  Zockers.  Für  die  Erhebung 
der  Verbrauchsabgabe  gilt  als  inländischer  Rübenzucker  aller  Zucker, 
welcher  in  inländischen  Fabriken  aus  Rüben  oder  Abläufen  der  Zucker- 
fabrikation (Syrup,  Melasse)  gewonnen  oder  durch  weitere  Bearbeitung 
so  gewonnenen  Zuckers  hergestellt  ist,  ohne  Rücksicht  auf  die  etwa 
stattgehabte  Verwendung  auch  anderer  Zuckerstoffe.  Unter  der  weiteren 
Bearbeitung  des  Zuckers  ist  insbesondere  verstanden  die  Haffinatiom 
Auflösung  Vermischung  des  aufgelösten  Zuckers  mit  Abläufen,  Inversion 
und  dergleichen.  —  §  3.  Die  Materials  teuer  beträgt  vom  1.  August 
1888  ab  Oso  Mark  für  100  Kilogramm  rohe  Rüben.  Die  Rüben  werden 
amtlich  vorwogen.  Für  die  im  getrockneten  (gedörrten)  Zustande  zur 
Verwiegung  gestellten  Rüben  wird  die  Steuer  nach  dem  vom  Bnndes- 
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rat  bestimmten  Gewicbtsverh&ltniB  su  rohen  Rfiben  erhoben.  Die  Yer- 
brauohsabgabe  wird  vom  1.  Augpist  1888  ab  mit  12  Mark  fOr  100  Kilo- 
gramm iDländischen  Rdbenzucker  (§  2  Absatz  2)  jeder  Art  und  Be- 
schaffenheit erhoben.  Befreit  von  der  Abgabe  sind  nur  die  Ablaufe  der 
Zuckerfabrikation  (Syrup,  Melasse).  Der  Bundesrat  ist  jedoch  ermächtigi 
solche  Abläufe,  welche  nach  ihrer  ursprünglichen  oder  dareh  weitere 
Bearbeitung  erlangten  Beschaffenheit  zur  Verwendung  für  feinere  Qe- 
nusszwecke  geeignet  sind ,  mit  der  vollen  oder  einer  ermässigten  Ver- 
brauchsabgabe  zu  belegen  und  die  zur  Sicherung  der  Abgabe  erforder- 
lichen Anordnungen,  insbesondere  wegen  Ausdehnung  der  Steuerkon- 
trolle  (§§11  bis  38)  auf  die  Syrupraffinerien ,  zu  treffen.  Die  Bettim- 
mungen des  Bundesrats  über  die  Höhe  der  für  Abläufe  der  Zucker- 
fabrikation festgesetzten  Verbrauchsabgabe  sind  dem  Reichstag,  sofern 
er  versammelt  ist,  sofort,  anderenfalls  aber  bei  dessen  nächstem  Za- 
sammentreten  vorzulegen.  Dieselben  sind  ausser  Kraft  zu  setzen,  soweit 
der  Reichstag  dies  verlangt.  —  2.  Zahlungspflicht.  §  4  Die  Materiil- 
steuer  ist  von  dem  Fabrikinhaber  zu  entrichten,  und  zwar  in  der  Regel 
nach  Ealendermonaten ,  je  innerhalb  drei  Tagen  nach  dem  Empfang 
der  amtlichen  Berechnung  über  den  Steuerbetrag  für  die  im  nächst- 
vorhergegangenen  Monat  verwegene  Rübenmenge.  Die  Steuerbehörde 
kann  für  die  Zahlung  Sicherheitsleistung  fordern  und,  bis  solche  erfolgt 
ist,  die  tägliche  Zahlung  anordnen,  beim  erstmaligen  Ausbleiben  der 
letzteren  aber  die  Rüben  verwiegung  einstellen.  Die  Verbrauebsabgsbe 
ist  zu  entrichten,  sobald  der  Zucker  ans  der  Steuer kontrolle ,  welcher 
er  während  und  nach  der  Herstellung  und  Raffination  unterliegt,  in 
den  freien  Verkehr  tritt.  Zur  Entrichtung  ist  derjenige  verpflichtet, 
welcher  den  Zucker  zur  freien  Verfügung  erhält.  Der  Zacker  haftet 
für  den  Betrag  der  Verbranchsabgabe  ohne  Rücksicht  auf  die  Rechte 
Dritter.  Die  Zuckersteuer  (Materialsteuer,  Verbrauchsabgabe)  ist  gegen 
Sicherheitsbestellung  zu  stunden.  Für  eine  Frist  bis  zu  drei  Monaten 
kann  jedoch  die  Zuckersteuer  auch  ohne  Sicherheitsbestellung  gestundet 
werden,  falls  nicht  Gründe  vorliegen,  welche  den  Eingang  gefährdet 
erscheinen  lassen.  ~  3.  Verjährung  der  Steuer  binnen  Jahres- 
frist. Der  Anspruch  auf  Nachzahlung  defraudierter  Gefälle  verjährt  in 
drei  Jahren.  —  4.  Steuer  v  er  gut  u  n  g.  §6.  Für  Zucker,  welch« 
über  die  Zollgrenze  ausgeführt  oder  in  öffentliche  Niederlagen  oder 
Frivatniederlagen  unter  amtlichem  Mitverschluss ,  seien  e«  besondere 
oder  zugleich  zur  Lagerung  ausländischer  unverzollter  Waren  bestimmte, 
aufgenommen  ist,  wird,  wenn  die  Menge  wenigstens  500  Kilogramm 
beträgt,  vom  1.  August  1888  an  eine  Vergütung  der  Mat^alstener 
nach  folgenden  Sätzen  für  100  Kilogramm  gewährt:  a)  für  Rohzucker 
von  mindestens  90  Prozent  Zuckergehalt  und  für  raffinierten  Zocker 
von  unter  98,  aber  mindestens  90  Prozent  Zuckergehalt  Sm  Mark, 
b}  für  Kandis  und  für  Zucker  in  weissen  vollen  harten  Broten,  Blöcken, 
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Platten,  Stangen  oder  Würfeln^  oder  in  Qegenwart  der  Steuerbehörde 
zerkleinert,  ferner  für  andere  vom  Bundesrat  zu  bezeichnende  Zucker 
von  mindestens  99  Vt  Prozent  Zuckergehalt  lOes  Mark,  c)  für  alle  übrigen 
harten  Zucker,  sowie  für  alle  weissen  trocknen  (nicht  über  l  Prozent 
Wasser  enthaltenden)  Zucker  in  Erystall-,  Krümel-  und  Mehlform  von 
mindestens  98  Prozent  Zuckergehalt,  soweit  auf  dieselben  nicht  der 
Vergütungssatz  unter  b  Anwendung  findet  10  Mark.  Bis  zum  1.  Ok- 
tober 1888  ist  für  Zucker  der  Klasse  a  die  Vergütung  von  17s6  Mark 
und  für  Zucker  der  Klassen  b  und  c  die  Vergütung  von  2l6o  Mark 
beziehungsweise  20i6  Mark  zu  gewähren,  wenn  der  Zucker  vor  dem 
1.  August  1888  der  Steuerbehörde  vorgeführt  und  die  Identität  bis  zur 
Ausfuhr  oder  Niederlegung  amtlich  festgehalten  wird.  Ausserdem 
nimmt  die  Steuerbehörde  am  1.  August  1888  auf  Antrag  in  der  Zucker- 
fabrik eine  Feststellung  der  Vorräte  an  Rohzucker  und  unfertigen 
Fabrikaten  vor  und  setzt  das  Ausbringen  an  fertigem  Zucker  daraus 
fest.  Bis  zur  Höhe  der  so  ermittelten  Menge  Zucker  erhält  die  Fabrik 
für  den  vom  l.  August  bis  1.  Oktober  1888  zunächst  zur  Ausfuhr  über 
die  Zollgrenze  oder  zur  Aufnahme  in  eine  steuerfreie  Niederlage  ge- 
langenden Zucker  die  Ausfuhrvergütung  in  der  bisherigen  Höhe.  Den 
Inhabern  von  Zuckerfabriken  ist  gestattet,  Rohzucker  der  Klasse  a, 
der  vor  dem  1.  August  1888  gegen  Vergütung  der  Steuer  niedergelegt 
worden  ist,  bis  zum  15.  Oktober  1888  gegen  Zahlung  von  850  Mark 
für  100  Kilogramm  aus  der  Niederlage  in  den  Fabrikbetrieb  zu  ent- 
nehmen. Der  Bundesrat  trifft  Bestimmung  über  die  Zuständigkeit  der 
Amtsstellen  zur  Abfertigung  von  Zucker  der  Klassen  a  und  c  and  von 
solchem  Zucker,  welcher  durch  Bundesratsbeschluss  der  Klasse  b  zuge- 
wiesen wird.  Derselbe  ist  auch  befugt,  zu  bestimmen,  dass  die  Dekla- 
ration zur  Abfertigung  von  Zucker  gegen  Steuervergütung  auf  den 
Zuckergehalt  gerichtet  werde.  —  §  7.  Bei  der  Ausfuhr  von  Fabrikaten, 
einschliesslich  der  Auflösungen  von  Zucker,  zu  deren  Herstellung  Zucker 
der  im  g  6  unter  a,  b  und  c  bezeichneten  Arten  verwendet  worden 
ist,  oder  bei  der  Niederlegung  solcher  Fabrikate  in  öffentlichen  Nieder- 
lagen oder  Privatniederlagen  unter  amtlichem  Mitverschluss  kann 
nach  näherer  Bestimmung  des  Bundesrats  die  Materialsteuer  und  die 
entrichtete  Verbrauchsabgabe  für  die  in  den  Fabrikaten  enthaltene 
Zuckermenge  vergütet  werden.  —  §8.  Der  Bundesrat  kann,  unter 
Anordnung  sichernder  Kontrollen,  gestatten,  dass  für  vergütungsfähigen 
inländischen  Zucker,  welcher  zur  Viehfütterung  oder  zur  Herstellung 
von  anderen  Fabrikaten  als  Verzehrungsgegenständen  verwendet  wird, 
die  nach  §  6  erstattungsfähige  Materialsteuer  und  die  entrichtete  Ver- 
brauchsabgabe vergütet  werde.  Produkte,  welche  weniger  als  90  Pro- 
zent Zocker  enthalten,  und  die  oben  bezeichnete  Verwendung  finden, 
sind  von  der  Verbrauchsabgabe  befreit.  -  Die  §§  11  ff.  handeln  von 
der  Steuerkontrolle.  —  Die  §§  40  ff.  enthalten  die  S  t  r  a  f  bestimmungen. 
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§  44  lautet:  Wer  eine  Defraudation  der  Zackersteaer  begeht,  hat  eioe 
Geldstrafe  verwirkt,  welche  dem  Vierfachen  des  an  Steuer  oder  zu- 
rückzozahlender  Steuer  Vergütung  vorenthaltenen  Betrages  gleichkommt, 
zum  mindesten  aber  dreissig  Mark  beträgt.  Neben  der  Strafe  ist  die 
Steuer  oder  Steuervergütung  zu  entrichten.  ^  §  45.  Im  Falle  der 
Wiederholung  der  Defraudation  nach  vorhergegangener  Bestrafong 
wird  die  im  §  44  angedrohte  Geldstrafe  verdoppelt.  Jeder  fernere 
Rückfall  zieht  Gefängnisstrafe  nach  sich.  —  §  46.  Die  Straf erhöhuog 
wegen  Rückfalls  tritt  ein  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  frühere  Be- 
strafung in  demselben  oder  einem  anderen  Bundesstaate  erfolgt  ist, 
Sie  ist  verwirkt,  auch  wenn  die  frühere  Strafe  nur  teilweise  verbusst 
oder  ganz  oder  teilweise  erlassen  ist,  bleibt  dagegen  ausgeachloasea. 
wenn  seit  der  Verbüssung  oder  dem  £rla8s  der  früheren  Strafe  bis  cor 
Begehung  der  neuen  Strafthat  drei  Jahre  verflossen  sind. 

Ungarn.  Gesetz-Artikel  XLIV  (31.  Dez.).  Tabak monopol  be- 
treffend. §  1.  Der  Tabakbau  zum  eigenen  Gebrauche,  sowie  die  Be- 
günstigung, wonach  von  der  Tabakfechsung  bei  Bezahlung  der  gesets- 
lichen  Konsumgebühr  per  Kopf  10  Kilogramm  zurückbehalten  werden 
durften,  wird  hiemit  aufgehoben.  Ausnahmsweise  werden  die  im  Ge- 
setz von  1876  den  Militär-Invaliden  in  der  bestandeneu  MilitSrgreme 
auf  Lebensdauer  bewilligten  Tabak  bau -Licenzen,  welche  vor  der  den 
1.  Oktober  1873  vorangehenden  Zeit  herrühren,  in  Giltigkeit  erhalten. 
—  §  2.  Der  Tabakbau  wird  künftig,  wenn  der  Produzent  die  Grösse 
der  Baufläche  nicht  durch  eine  legalisierte  Karte  nachweist  —  nur  auf 
hiezu  geeigneten,  nicht  durch  Grundwasser  gefährdeten,  ganz  trockenen» 
für  den  Bau  gehörig  vorbereiteten  und  zum  Zwecke  der  Kontrolle 
stets  zugänglichen,  leicht  zu  vermessenden  solchen  Bodenflächen  ge- 
stattet ,  welche  ein  für  die  Fabrikation  geeignetes ,  gut  brennbares 
Material  liefern.  Die  Feststellung  der  zum  Tabakbau  geeigneten  Boden- 
flächen  erfolgt  im  Wege  der  kommissionellen  Begehung.  —  Neuen  Pro- 
duzenten kann  eine  Baulicenz  nur  in  dem  Falle  erteilt  werden,  wenn 
sie  nachweisen,  dass  sie  eine  entsprechend  grosse,  mit  Sperre  und  wenn 
gewünscht  wird,  mit  Gegeusperre  versehbare  Trockenscheune  und  eine 
genügend  grosse  abgesonderte  Glätte-Lokalität  besitzen,  oder  wenn  sie 
sich  verpflichten,  dass  sie  bis  zum  Eintritt  des  Tabakbrechens  eine 
Trockenscheune  und  bis  zur  Zeit  des  Glättens  eine  abgesonderte  Glätte- 
Lokalität  errichten.  Kleinere  Produzenten  können  eine  derartige 
Trockenscheune  und  eine  abgesonderte  Glätte-Lokalität  vereint  er- 
richten. Welchen  Flächenraum  die  Trockenscheune  und  die  abgeson- 
derte Glätte-Lokalität  nach  je  einem  Katastraljoch  haben  muss,  wird 
der  Finanzminister  im  Verordnungswege  feststellen.  —  Aeltere  Tabak- 
produzenten werden  bei  Gelegenheit  des  Ansuchens  um  die  Tabak bau- 
Licenz  pro  1890  nachzuweisen  verpflichtet  sein,  dass  sie  eine  solche 
Trockenscheune  und  eine  abgesonderte  Glätte-Lokalität   besitzen,  an- 
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sonsten  sie  Ton  der  Produktion  ausgeschlossen  werden  können.  —  In 
der  Gemarkung  einer  Gemeinde  ist  nach  Möglichkeit  entweder  nur  für 
das  Aerar  oder  uur  für  den  Export  die  Tabakbau- Licenz  zu  erteilen, 
den  Fall  ausgenommen,  wenn  die  Produktion  sowohl  für  das  Aerar 
als  auch  für  den  Export  an  von  einander  gänzlich  abgesonderten  Extra- 
▼illanflächen  erfolgt;  ein  und  derselbe  Produzent  kann  in  der  Gemar- 
kung einer  Gemeinde  oder  in  den  Gemarkungen  zweier  aneinander 
grenzenden  verschiedenen  Gemeinden  unter  keinen  Umständen  Licenzen 
zum  Tabakbau  für  das  Aerar  und  für  den  Export  erhalten.  —  Tabak 
darf  spätestens  am  30.  Jnni  gepflanzt  werden.  —  §  3.  Der  Produzent 
ist  verpflichtet  sowohl  in  Betreff  der  Vorbereitung  der  Bodenfläehe, 
als  auch  in  Betreff  des  anzubauenden  Samens,  der  zu  setzenden  Pflan- 
zen, ferner  der  Glättung  und  des  Zusammenballens  so  vorzugehen,  wie 
auf  Grund  der  vom  königlich  ungarischen  Finanzminister  zu  erlassen- 
den Instruktion  das  zuständige  GefUllsamt  dies  nach  Tabaksorten  be- 
stimmt und  rechtzeitig  kundmacht;  der  Produzent  ist  ferner  verpflichtet 
die  Tabakblüte,  mit  Ausnahme  der  für  die  Samenzucht  bestimmten 
Stöcke  und  Gartenblätter,  ferner  jene  Blätter,  deren  Reife  nicht  mehr 
zu  erwarten  ist,  abzubrechen,  und  auch  die  Bankentriebe  bis  zum 
Brechen  stets  sorgfältig  zu  entfernen.  —  §  5.  In  sämmtlichen  Pro- 
duktions-Distrikten und  Gemarkungen,  mit  Ausnahme  jener  Gemeinden, 
welche  feine  und  mittelfeine  Gartenblätter  produzieren,  oder  in  Haus- 
gärten ein  besonderes  zur  Tabak fabrikation  mit  Nutzen  verwendbares, 
oder  auch  zur  Schnupftabak-Fabrikation  geeignetes  Material  liefern, 
können  künftig  neue  Tabak bau-Licenzen  nur  jenen  erteilt  werden,  die 
diesem  Zwecke  eine  mindestens  ein  Katastraljoch  grosse,  nach  Mög- 
lichkeit regelmässig  geformte,  leicht  vermessbare  Fläche  bestimmen. 
Die  Fläche  muss  ein  Katastraljoch  zusammenhängend  sein.  —  §  7.  Als 
Endtermin  für  die  Einreichung  der  den  Tabakbau  und  die  Pflanzen- 
zucht betreffenden  Anmeldungen  wird  der  31.  Dezember  des  dem  Pro- 
duktionsjahre vorangehenden  Jahres  festgesetzt.  —  §  9.  Der  Tabakbau 
und  die  Pflanzenzucht  stehen  unter  amtlicher  Eontrolle,  welche  durch 
Vermessung  der  mit  Tabak  bebauten  Flächen,  durch  Beobachtung  der 
Entwickelung  der  Anpflanzungen  und  durch  Feststellung  der  Menge 
der  Fechsung  ausgeübt  wird.  Die  als  Ersatz  der  mit  der  diesfälligen 
Aufsicht  verbundenen  Kosten  im  §  3  des  Gesetz-Artikels  XIV  :  1868 
mit  1  fl.  nach  je  einem  Katastral joche  festgestellte  Licenzgebühr  wird 
hiemit  auf  2  fl.  und  nach  jedem  halben  Joche  auf  1  fl.  erhöht.  Kleinere 
Parzellen  als  ein  halbes  Joch  werden  für  ein  halbes  Joch,  grössere 
Parzellen  als  ein  halbes  Joch  für  ein  ganzes  Joch  gerechnet.  Die  Licenz- 
gebühr für  jede  Licenz  zur  Pflanzenzucht  wird  mit  2  fl.  festgestellt. 
—  §  11.  Die  Finanzbehörde  ist  ermächtigt,  die  Fechsung  auch  in 
grünem  Zustande  abschätzen  zu  lassen,  damit  aus  derselben  schon  im 
Vorhinein^  ein  Schiusa  auf  die  Menge   der  Fechsung    gezogen   werden 
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könne ;  doch  ist  sie  yerpflichtet,  den  schon  anf  Schnüre  gefassten  Tabik 
nach  Möglichkeit  mehrere  Male,  jedenfalls  aber  einmal,  und  Ewar  nach 
Beendigung  des  Brechens  und  nach  Eintrocknung  der  auf  den  Schnüren 
oder  Stäben  befindlichen  Blätter  die  ganze  Fechsung  in  trockenem 
Zustande  aufnehmen  zu  lassen.  —  Das  Finanzorgan  prüft  den  gemmten 
Tabakvorrat  des  Produzenten  und  stellt  die  Anzahl  der  Schnüre  even- 
tuell Stäbe  fest,  ebenso  auf  Grund  von  Probewägung  das  Gewicht  dei 
gefechsten  Tabaks  nach  Sorten,  nach  Blatt-Qualitäten  im  Gknzen,  and 
dort,  wo  die  Produktion  mittelst  Gärtier  erfolgt,  auch  nach  Gärtlern 
abgesondert.  Die  auf  diesem  Wege  endgiltig  festgestellte  Menge  der 
Tabakfechsung  bildet  die  durch  den  Produzenten  in  das  äranache  Ms- 
gazin  abzuliefernde  Menge,  und  wird  dies  ebenso  in  dem  Tabakpro- 
duktions-Kataster  als  in  dem  Liceuzbogen  verzeichnet,  und  von  dem 
Finanzorgan,  von  dem  Bestellten  der  Gemeinde,  und  dem  Produzenten 
oder  dessen  Bevollmächtigten  unterfertigt.  —  §  13.  Das  Verbrechen 
der  Gewaltthätigkeit  gegen  die  Behörde  begeht,  und  inwiefern  ein 
der  schweren  Imputation  unterliegender  Fall  nicht  vorliegt,  im  Sinne 
dea  §  1(35  des  Gesetz- Artikels  V  vom  Jahre  1878  mit  einer  Kerkerstrafe 
bis  zu  drei  Jahren  ist  derjenige  zu  bestrafen,  welcher  das  mit  der 
Eontrolle  der  Tabakproduktion,  Manipulation  oder  Veräussenmg  be* 
traute  Finanz-  oder  ein  anderes  behördliches  Organ  oder  den  behörd- 
lichen Exmittierten  durch  Gewalt  oder  geföhrliche  Drohung  an  der 
Vollziehung  der  Verfügung  des  Gesetzes  oder  der  Behörde  hindert, 
oder  zu  irgend  einer  Verfügung  zwingt,  oder  an  die  erwähnten  Organe 
während  ihrer  amtlichen  Funktion  Hand  anlegt.  —  §  14.  Nach  Ab- 
nahme der  Keim-  und  Spitzblätter  sind  die  Tabakstöcke  sofort  and 
spätestens  bis  15.  Oktober  auszuackern  oder  auf  anderem  Wege  n 
entfernen.  —  §  15.  Der  Produzent  darf  von  seiner  Tabakfechsung  Nie- 
mandem unter  welchem  Titel  immer  auch  das  geringste  Quantum  flbe^ 
lassen,  sondern  er  ist  gehalten,  die  gesamte  Fechsung  in  der  festge- 
setzten Frist  behufs  Einlösung  in  das  Gefälls-Magazin  einzuliefern, 
beziehungsweise  bis  Ende  Januar  des  auf  die  Fechsung  folgenden  Jahres 
dem  Tabak  exportierenden  Kaufmanne  zu  übergeben,  oder  in  sein 
eigenes  vollkommen  sicheres  und  von  der  Finanzbehörde  mit  einer 
Gegensperre  versehenes  Magazin  einzulagern ,  oder  in  das  Ausland  so 
exportieren.  Die  Zuwiderhandlung  zieht  nach  sich  eine  Konsnmgebfibr 
von  80  kr.  für  je  500  Gramm  des  überlassenen,  oder  nicht  eingeliefer- 
ten ,  beziehungsweise  dem  Tabak  exportierenden  Kaufmanne  nicht 
Übergebenen,  oder  ins  Ausland  nicht  exportierten  Tabakquantums  und 
eine  vom  Zweifachen  bis  zum  Vierfachen  der  Konsamgebühr  sich  er 
streckende  Geldstrafe.  —  §  16.  Der  Tabak -Produzent  ist  nicht  bloss 
für  die  vollständige  Einlieferang  des  in  den  Licenzbogen  eingetragenen, 
sondern  des  ganzen  Quantums  der  Tabakfechsung  mit  seinen  Gärtlern 
solidarisch  verpflichtet.    Jener   Gärtier,   welcher  wegen  Tabakgef&lli- 
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UebertretnDg  verurteilt  wurde,  ist  yon  dem  Tabak  Produzenten  nach 
erfolgter  amtlicher  Verständigung  von  der  Verf&llung,  je  nach  dem, 
wie  dies  die  Verständigung  nach  Massgabe  des  Schmuggels   feststellt, 

—  bei  sonstiger  Entziehung  der  Tabakbau-Licenz  alsogleich  oder  spä- 
testens mit  Neujahr  vom  Dienste  zu  entlassen.  Der  aus  diesem  Grunde 
entlassene  Gärtier  kann  vom  Tabakproduzenten  wegen  seiner  Entlas- 
sung keinerlei  Entschädigung  verlangen.  Wenn  weniger  als  das  ein- 
getragene Quantum  eingeliefert  wird,  kann  der  Einlösnngspreis  des 
eingelieferten  Tabakqnantums  bis  zur  flöhe  der  nach  dem  fehlenden 
Tabak  zu  bemessenden  Eonsumgebühr  und  der  Geldstrafe  zurftckbe- 
halten  werden.  Auch  der  Tabak  exportierende  Kaufmann  ist  über  das 
yorhergängige  Ansuchen  des  Tabakeinlösungs-fnspektorates  verpflichtet, 
dem  Tabakproduzenten  von  dem  ihm  ausser  dem  vertragsmässigen 
Vorschusse  noch  obkommenden  Kaufpreise  die  im  Ansuchen  angegebene 
Summe  zur  Sicherstellung  des  Aerars  zurfickzubehalten.  —  §  17.  Wenn 
der  schon  aufgenommene  und  einzuliefernde  Tabak  ohne  Verschulden 
des  Eigentfimers  beschädigt  oder  vernichtet  würde,  ist  der  Produzent 
gehalten ,  den  Tag ,  den  Stand  und  die  Grösse  der  Schädigung  dem 
Tabak-Einlösuugsamte  im  Wege  der  Gemeinde- Vorstehung,  beziehungs- 
weise des  Bürgermeisters  binnen  drei  Tagen  anzumelden.  —  §  20.  Der 
exportierende  Kaufmann  ist  mit  seinen  Angestellten  solidarisch  dafür 
verantwortlich,  dass  der  durch  ihn  übernommene  Tabak  in  derselben 
Quantität  ins  Ausland  exportiert  werde  und  ist  für  jede  500  Gramm 
des  (von  der  durch  ihn  übernommenen  Tabakquantität  nach  Abzug  der 
im  Verorduungswege  festzusetzenden  Gewichtsabnahme)  fehlenden  Quan- 
tums im  Wege  des  Gefälls-Strafver&hrens  mit  einer  Konsumgebühr 
von  80  kr.  und  einer  vom  Doppelten  bis  zum  Vierfachen  der  Konsum- 
gebtlhr  sich  erstreckenden  Geldbusse  zu  bestrafen.  Wenn  der  Tabak 
exportierende  Kaufmann  selbst,  oder  sein  Angestellter  mit  dessen 
Wissen  die  üebertretung  begeht ,  so  wird  er  ausser  der  ober  wähnten 
Geldbusse  mit  dem  Verluste  der  Handelslicenz  für  den  Export  bestraft. 

—  §  23.  Die  Angestellten  der  k.  ungarischen  Post,  ferner  der  Staats- 
und der  Privat-Eisen bahnen,  sowie  der  Dampfschiffahrts-Gesellschafben 
sind  verpflichtet,  jeden  zu  ihrer  Kenntnis  gelangenden  Schmuggel  also- 
gleioh  anzuzeigen  und  insofern  sie  von  dem  Vertriebe  von  nicht  aus 
den  Fabriken  oder  Magazinen  der  Länder  der  ungarischen  Krone 
stammenden  Tabak  oder  Tabakfabrikate  Kenntnis  haben  und  davon 
keine  Anzeige  erstatten,  sind  sie  im  ersten  Falle  mit  einer  Geldbusse 
von  10  bis  500  fl.  im  Wiederholungsfalle  aber  überdies  mit  Dienstes- 
entlassung zu  bestrafen.  Die  Geldbusse  stellt  auf  administrativem 
Wege  das  Tabakeinlösungs-Inspektorat  fest,  gegen  dessen  Beschluss 
innerhalb  15  Tagen  die  Berufung  an  den  Finanzminister  statthaft  ist, 
der  diesbezüglich  endgiltig  entscheidet.  Zur  Einbringung  des  Entlas- 
guags- Beschlusses  ist  die  Disziplinarbehörde  der  Betraffenden  kompetent 
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Die  Anzeiger  haben  aas  den,  nach  den  von  ihnen  angezeig^ten  oder 
entdeckten  Uebertretangsf&llen  eingeflossenen  Strafgeldern  Anspruch 
auf  den  norroalm&ssigen  Anzeiger-  und  Erg^eifer* Anteil.  —  §  24.  Ho- 
teliers, Gastwirte,  die  Besitzer  Ton  Eaifeehänsem  nnd  aller  sonatiger 
Öffentlichen  Lokale,  sowie  anch  die  Schiffskapit&ne  sind  bei  sonstiger 
Geldstrafe  von  50  bis  500  fl.  daf&r  yerantwortlich ,  dass  in  ihren  Ge- 
Bchfifkslokalen ,  beziehungsweise  auf  ihren  Schiffen  sei  es  durch  ihre 
Angestellten,  sei  es  durch  Fremde  kein  nicht  aus  den  Fabriken  oder 
Magazinen  der  L&nder  der  ungarischen  Krone  stammender  Tabak  oder 
Tabakfabrikat  an  Andere  verkauft  werde.  Im  Wiederholungsfälle 
können  die  Oberwahnten,  wenn  sie  von  dem  Verkaufe  Kenntnis  hatten, 
ausser  dieser  Geldbusse  noch  mit  Arrest  (Gefftngnisstrafe)  in  der  Dauer 
von  einem  Monate  bestraft  werden.  Diese  Strafen  werden  im  Wege 
des  Gef&IIs-Strafverfahrens  festgestellt.  —  §  26.  Die  Pr&paration  des 
Tabaks  zum  Gebrauche  ist  —  inwiefern  das  gegenwärtige  Gesetz  und 
die  durch  dasselbe  aufrechterhaltenen  Normen  keine  Ausnahmen  ge- 
statten —  ausschliesslich  den  staatlichen  Fabriken  vorbehalten.  Es  ist 
sonach  verboten,  Tabak  gewerbsm&ssig  oder  überhaupt  fSr  Andere 
gegen  Entlohnung  aufzuarbeiten  (zu  fabrizieren).  Es  ist  verboten, 
ohne  Erlaubnis  der  kompetenten  ßehOrde  solche  Werkzeuge  nnd  Ge- 
rätschaften in  Besitz  zu  halten,  herzustellen  oder  vom  Auslande  zu 
beziehen,  welche  ausschliesslich  zur  Verarbeitung  des  Tabaks  dienen. 
Ungarn,  Gesetz-Artikel  XL  VIT  (23.  Dezbr )  «her  die  Modifikation 
einiger  Bestimmungen  des  Gesetz- Artikel  XX Vm  :  1875  und  V  :  1883 
betreffend  die  Besteuerung  des  Wein-,  Fleisch-,  Zucker-  und 
Bier-Konsums.  §1.  Der  durch  den  Gesetz- Artikel  ßVTII  :  1875 
bezaglich  der  Wein-  und  Fleisch-Konsumsteuer  eingeführte  Tarif,  sowie 
der  die  Sätze  der  Zucker-  und  Bier-Konsumsteuer  feststellende  §  3  des 
Gesetz-Artikels  V  :  1888  werden  mit  Ende  März  1888  ausser  Kraft  ge- 
setzt, und  treten  vom  1.  April  1888  angefangen  die  in  den  nachstehen- 
den Paragraphen  enthaltenen  Bestimmungen  ins  Leben.  —  §  2.  Der 
Obstmost  unterliegt  der  Wein-Konsumsteuer.  —  §  3.  Die  Wein-  und 
Fleisch- Konsumsteuer  ist  nach  dem  beigeschlossenen,  einen  ergänzenden 
Teil  des  gegenwärtigen  Gesetzes  bildenden  Tarife  einzuheben.  —  8  4. 
Die  Sätze  der  Zucker-  und  Bier- Kon  sumsteuer  werden  wie  folgt 
festgestellt:  An  Verzehrungssteuer  ist  zu  zahlen:  1.  Von  rohem  nnd 
raffiniertem  Zucker,  Bonbons,  kandierten  Früchten  und  (Hiokolade- 
Fabrikaten  per  Meterzentner  6  fl.  2.  Von  Bier  per  Hektoliter  3  fl. 
—  §  7.  §  5  des  Gesetz- Artikels  V :  1883  wird  dahin  modifiziert,  dass 
im  Falle  der  Ausfuhr  von  Bonbons-  und  Chokolade-Fabrikaten  die 
den  Fabrikanten  dieser  Artikel  unter  den  im  zitierten  Paragraphen 
festgesetzten  Bedingungen  per  Meterzentner  zu  bewilligende  Stenerab- 
schreibang,  beziehungsweise  Steuerrestitution  statt  4  fl.  mit  6  fl.  fest- 
gestellt wird.  —  Der  Finanzminister  wird  femer  ermächtigt,  den  pro- 
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tokoUierten  Liquenr-Fabri kanten  die  steuerfreie  Benützung  des  zur 
Liqueur-Fabrikation  erforderlichen  Zuckers  unter  den  durch  ihn  fest- 
zustellenden Kontrolls-Normen  auch  in  offenen  Gemeinden  zu  gestatten. 


Wein-  und  Fleisch-Yerzehrangssteaer-Tarif. 


Bcueimimff  il«r  Qe^enetände« 


II  kr 


In  ^Ii'UK'lriiiluti 


].    IL    in. 


Wcinm'^s^  iiDd  TrpAtem        >        .        .        - 

Woitiht^ffl 

Obaiwi'jii  .,,*,... 

Schlucht-  unfl  lilrioere*  Vieh^»!«:  Ocknon^ 
S^hcio,  Kühe  und  KiHbcr  iibür  oio  JAhi 

KHUm'i:  unter  rinem  .lahre   .        ,        ,        . 

Seh;ifi'^ ,  WiJüur,  Zieg^tiH  ^  Z\VKi.mh6vkVf 
HnuuiitlD  uml  Öt^hÖpss;     .... 

LäuiinrT  hin  zu  I4  liÜGgrAmm^'/Avkfin  ilDil 
Ktirkil  

Frit^cHlmii^e.  d«  h,  Hchwi^lae  von  ß  bii  ^} 
KiLui^rfttum 

Schivelnu  über  ^o  Kiloir.  ohno  Unri^r«elU**j 

Fiifti'tiri'a  Fleisch,  jcile«  i^lmiotne  für  den 
Ki>Q4nni  EäuLj^ui^Ui btftrk  üiK^^eScti^Hi^li' 
toten  Viohc'4 ,  dnnn  ejn^ireflAli'^'n^  <  ve- 
räußherten  und  (^^hoUti'B  FL^itich  ^  tin- 
Umf  un»f  i!*^jn«if?i!  Wiirstj^uitim^efi, 
Konset-Tm-FJüleih,  LhUII'jh  Bfieck 

UjiuigeAitgH : 

a)  Indi^mc,  fiüiiaf^   .«,>»* 

b)  Enion^  lin[)^auiie        *       ^        .        *        ^ 

c)  Mühiior^  TMubon        ..,.,. 

Wild: 

a)  Hir^äch«,   Dkm  wild     >        .        ,        .        ^ 

b)  Schwiii£wllit  KU  17  Rn*iifr.   q,  darüber 

c)  Schwrirtwitd   uat«r  IT   Ktlo^r.«   Rehe, 

d)  Hn^Bn  ...,,.. 
Aua;^ewMlduic9  i^d^r  ^tiratücktcj»  Wild 

Aiierhiihntir 


WnldbflhHtir, 
Öcbnccbühiier ,     Wjild- 


a)  Fiisaiic, 

b)  li,i,öui2ii!iii*;r  , 
äctMu-pfen 

(•)  Wildjjänse,  Wildenten,  BIeR.4enton, 
Rebhttbncr,  Wildtauben,  Suiiipt-  und 
Feldschnepfen 

d)  Wachteln  und  KramraetSTÖgel 


I  ]lt!kt>1itcr 


IKT  ^tück 


4  16 

-  «« 

-  79 
I   "»8 


lüo   KllD^rJ 


per  StÜfik 


HJ0  Kth.>{fr. 


jmr  st^kk 


^1  '6 


4  — 

a  — 


-  ^ 


1  s« 


"63 
I  V« 


13% 
I  01 


37B 


—  It 


M 


35t 

I 
-  n 

-!« 


A  nmtfliMii  p.  VifH 
ilDenikilbtiit  Tirm 
Int  dtD  nlinti^  ftvr 
hücb  ejnem  i^RftE«ii 
Stück«  äii(fallen- 
ücn  8tr:U4^i' ,  nofih 
ei  11*^111  SUVckti  *frOsi- 
Hirr  ul«  lU»-  Hihm^i 
di>4  Tlen»  tj^l  ilt-r 
gnDEd  SteUt^r^nU 
XU  cntrhibfen. 

üh  tliis  lULLfic  wird 
nai'h    d^^m  11  »  he* 

^trllUllgsWütdÜ      U, 

Satze  besteuert. 


FratiXrnc^i.  Gesetz  y.  4.  Juli,  betr.  die  Zuckerbesteuerung. 
Art.  1.  Die  Bestimmungen  des  Artikels  4  des  Gesetzes  vom  29.  Juli 
1884  werden  wie  folgt  abgeändert:    Vom  1.  September  1887  ab  wird 
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die  gesetzliche  Aasbeute  aus  100  kg  Rüben,  welehe  in  Zockerfabrikeo 
verarbeitet  werden,  also  festgesetst: 


1887—88:  7        kg  raffinierten  Zucken 

1888-8 
j  1889— fl 
f  1890-S 


j  1888-89  :  7,25 


Campagne   ^  1889-90:  7,50    » 

1890-91 :  7,75    •  » 

Art.  2.  Die  Fabrikanten,  deren  Fabriken  bereits  bei  Bekanntmachung 
des  Gesetzes  vom  29.  Juli  1884  zum  Zweck  der  Verwendung  de«  Safte« 
derselben  Rüben  zur  gleichzeitigen  Gewinnung  von  Zucker  and  Alko- 
hol eingerichtet  waren,  werden  ausnahmsweise  der  Besteuerung  nach 
dem  Effektiyertrage  unterworfen  und  sollen  einen  Fabrikationtnach- 
lass  von  12  pCt.  geniessen.  —  Art.  5.  Von  der  Veröffentlichung  de« 
gegenwärtigen  Gesetzes  ab  sollen  die  Rohzucker  von  mindesten«  65* 
und  weniger  als  98^  Gehalt  zur  Abschreibung  auf  Konten  f&r  seitwe- 
lige  Zulassung  nach  ihrem  Nettoergebnis  zugelassen  werden  nach  Maas- 
gabe der  Bestimmungen  im  Artikel  18  des  Gesetzes  vom  19.  Juli  1880 
unter  Abrechnung  von  1^  pCt.  dieses  Ergebnisses  fßr  Abgang.  — 
Art.  6.  Zur  Abschreibung  mit  14  pGt  ihres  Gewichts  auf  Konten  der 
Fabrikanten,  welche  nicht  das  Osmoseverfahren  anwenden,  wird  Me- 
lasse angenommen ,  welche  einen  absoluten  Zuckergehalt  von  minde- 
stens 44  pCt.  hat  und  zur  Destillation  oder  Ausfuhr  bestimmt  ist.  — 
Art.  7.  um  die  Mehrausgaben  zu  decken,  welche  die  Durchfiihrung  de« 
zu  Gunsten  der  Zucker industrie  durch  das  Gesetz  vom  29.  Juli  1884 
eingeführten  Steuersystems  erfordert,  soll  jeder  Fabrikant  vom  1.  Sep- 
tember d.  J.  ab  in  die  Kasse  de«  Hauptsteuereinnehmers  eine  Abgabe 
in  Höhe  von  30  Centimes  för  1000  kg  verarbeiteter  RQben  zahlen.  — 
Diese  Abgabe  wird  in  drei  Terminen  gezahlt,  nämlich  am  31.  Deaember 
für  den  dritten  Teil  der  zu  dieser  Zeit  festgestellten  Menge,  am  31.  März 
und  31.  Mai  je  die  Hälfte  fQr  den  verbleibenden  Rest 

Frankreich»  Gesetz  v.  27.  Mai:  Erbebung  einer  Zuschlagssteuer 
von  10  Fr.  pro  100  Kilo  für  Zucker  jeder  Art  und  Herkunft. 

GrossbrÜannien.  Besteurungs änderungen  durch  Gesetz  v.  5. 
Juli :  Z  0 1 1  Thee  p.  Pfund  6  Pence ;  fabrizierter  Tabak :  per  Pfd.  dg- 
garren  5  Shill. ,  anderer  fahr.  T.  4  bis  4  Sh.  6  P.;  Schnupftabak  3} 
bis  4i  Sh.  — 

Portugal,  Ein  Gesetz  vom  18.  August  giebt  folgende  Grundregeln 
für  die  Reform  der  Gesetzgebung  zur  Regelung  der  Tabakfabri- 
kation auf  dem  Festlande  des  Königreichs:  1)  Die  Tabakfabrika- 
tion  auf  dem  Featlaode  des  Königreichs  bleibt  gemäss  den  Bestim- 
mungen der  Reglements  unbeschränkt  und  nicht  allein  frei  von  allen 
direkten  Abgaben,  mit  Ausnahme  der  nach  deu  Grundregeln  (s.Z.  2 ff.) 
dieser  Reform  auferlegten ,  und  der  auf  den  Gebäuden  und  Grund- 
stücken, welche  zu  den  Fabrikunternehmungen  gehören,  ruhenden 
Grundsteuer,  sondern    auch  von  den  EingangszöUen  auf  die  Rohstoffio, 
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mit  Aosnahme  des  Papiers  and  des  Tabaks,  welche  für  die  Fabrikation 
selbst  anentbehrlich  sind  und  vom  Auslände  eingeführt  werden.  §  1. 
Von  ausserhalb  des  Festlandes  eingeführter  Rohtabak  bleibt  ebenfalls 
vom  Einfahrzolle  befreit,  insofern  seine  Quantität  in  jedem  Jahre  so 
gross  ist,  dass  sie,  mit  dem  gegenwärtigen  Zollsatze  auf  das  Blatt  mul- 
tipliziert, den  Betrag  von  4  250  000  Milröis  (vgl.  §  2)  nach  Abzug  des 
Betrages  der  Zölle  auf  ausländische,  durch  Dritte  eingeführte  Tabaks- 
fabrikate nicht  fibersteigt.  §  2.  Sobald  die  im  vorhergehenden  Para- 
graphen festgesetzte  Grenze  überschritten  wird,  beträgt  der  Zoll  für 
fremden  Rohtabak  600  R^is  und  für  den  auf  dem  Feetlande  und  den 
Inseln  oder  in  den  überseeischen  Provinzen  erzeugten  440  R^is  pro 
Kilogramm.  §  3.  Wenn  nach  Ablauf  der  ersten  drei  Jahre  der  Wirk- 
samkeit des  Gesetzes,  welches  diese  Bestimmungen  genehmigt,  der  im 
vorhergehenden  Paragraphen  gedachte  üeberschuss  der  Tabakeinfuhr 
10  pCt.  der  in  §  1  bestimmten  Quantität  erreicht,  so  beträgt  der  Zoll 
auf  diesen  gesamten  Üeberschuss  für  den  fremden  Tabak  800  R^is  und 
für  denjenigen  aus  dem  Königreiche  und  den  Inseln  oder  aus  den  über- 
seeischen Provinzen  590  H^is  pro  Kilogramm ;  und  wenn  der  genannte 
üeberschuss  20  pCt.  erreicht,  so  beträgt  der  Zoll  auf  fremden  Tabak 
1000  Rds  und  auf  einheimischen  oder  überseeischen  735  Rdis  pro  Ki- 
logramm. §  4.  In  Ausführung  der  vorhergehenden  Paragraphen  wird 
die  Abfertigung  sowohl  des  zollfreien  als  des  zollpflichtigen  Tabaks 
von  dem  Betrage  der  jedem  Fabrikationsunternehmer  durch  seinen 
Verein  (Z.  2)  auferlegten  Steuer  abhängig  gemacht,  indem  für  ihn  eine 
laufende  Rechnung  eröffnet  wird,  welche  vorläufig  am  Ende  jedes  Vier- 
teljahres und  endgültig  am  Schlüsse  jedes  Jahres  abgeschlossen  wird. 
§  5.  Der  von  den  Fabriken  verwendete  Tabak  vom  Douro,  von  den 
Inseln  und  den  Portugiesischen  Kolonien  wird  zu  jenem  Zwecke  an- 
gesehen, als  wäre  er  aus  fremden  Ländern  eingeführt,  doch  findet  be- 
züglich des  erstgenannten  die  durch  das  Gesetz  vom  12.  März  1884 
eingeräumte  Begünstigung  Anwendung.  —  2)  Auf  die  auf  dem  Fest- 
lande schon  bestehenden  oder  noch  zu  errichtenden  Tabakfabriken  ent- 
fällt eine  einheitliche  Steuer,  welche  auf  4  250  000  Miln5is  für  jedes  der 
ersten  sechs  Jahre  des  Bestehens  dieser  Bestimmungen  festgestellt  wird. 
Die  Erhebung  muss  alljährlich  von  den  Kortes  genehmigt  werden. 
§  1.  Von  der  in  diesem  Artikel  festgesetzten  Steuer  geht  der  Betrag 
der  von  Dritten,  welche  nicht  Fabrikationsunternehuier  sind,  gezahlten 
Zölle  auf  fremde  Tabakfabrikate  ab,  und  die  betreffende  Liquidation 
erfolgt  von  drei  zu  drei  Monaten  und  im  Verhältnisse  des  Beitrages 
eines  Jeden.  §2.  Behufs  Verteilung  dieser  Steuer  bilden  alle  Fabri- 
ken einen  Verein,  gleich  demjenigen  für  die  Gewerbesteuer,  wel- 
cher sich  in  Lissabon  versammelt  und  eine  billige  Verteilung 
der  Steuern  auf  alle  vornimmt,  auf  Grundlage  der  Fabrikation  und 
der  Eingangsverzollung  des  von   der  Fabrik   verwendeten  Rohtabaks. 
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§  3.  Von  der  Entscheidung  dea  Vereins  steht  die  nicht  mit  aoftchie- 
bender  Wirkung  verbundene  Berufung  an  das  Verwaltungsgericht  des 
Bezirks  Lissabon  und  von  diesem  an  das  höchste  Verwaltungsgericbt 
frei.  §  4.  Wenn  der.  Verein  den  jährlichen  Beitrag  nicht  in  den  ?or- 
geschriebenen  Fristen  verteilt,  so  erfolgt  die  Verteilung  durch  die  Ge- 
neral-Zollverwaltung, nach  denselben  Gesichtspunkten,  und  es  steht 
alsdann  die  Berufung  an  das  höchste  Verwaltungsgericht  ohne  auf- 
schiebende Wirkung  frei.  §  5.  Die  Erhebung  der  Steuer,  von  welcher 
dieser  Artikel  handelt,  erfolgt  monatweise  in  gleichen  Raten.  §  6.  Aaf 
Rechnung  dieser  Steuer  zahlen  die  den  Verein  bildenden  Fabriken  pro 
Kilogramm  des  aus  den  Zollämtern  entnommenen  Rohtabaks  den  Be- 
trag von  1740  H^is.  —  4)  Nach  Bildung  des  Vereins  oder  nach  Ent- 
eignung der  gegenwärtig  bestehenden  Fabriken  verordnet  die  Regie- 
rung im  ersten  Falle  die  Aufhebung  und  im  zweiten  die  Fortsetsang 
des  durch  Verordnung  vom  27.  Januar  d.  J.  vorgeschriebenen  Verboti 
der  Anlage  neuer  Tabakfabriken ,  indem  im  letzteren  Falle  unverzüg- 
lich eine  Bewerbung  um  den  Zuschlag  des  Monopols  der  Tabakfabri- 
kation auf  dem  Festlande  des  Königreichs  auf  die  Zeit  und  unter  den 
nachfolgenden  Bedingungen  eröffnet  werden  muss-  —  5)  Das  Monopol 
der  Tabakfabrikation  auf  dem  Feetlande  des  Königreichs  wird  auf  die 
Zeit  von  12  ganzen  Jahren  demjenigen  einheimischen  oder  nationali- 
sierten Unternehmer  erteilt,  welcher  das  höchste  Gebot  bei  der  Be- 
werbung abgibt.  —  7)  Für  das  Monopol  der  Tabakfabrikation  auf  dem 
Festlande  des  Königreichs  und  den  Genuss  der  Rechte  dieser  Konzes- 
sion wird  dem  Staate  eine  sichere  Rente  von  mindestens  4  250000000 
R^is  in  baarem  Gel  de  fQr  jedes  Jahr  des  Vertrages  und  in  monatlichen 
Raten  am  ersten  jeden  Monats  gezahlt.  §  1.  Die  Erhöhung  der  f9r 
das  Monopol  zu  zahlenden  Rente  gewährt  den  Vorzug  bei  der  Sub- 
mission. §  2.  Der  Konzessionär  gewährt  ausser  der  Rente  dem  Staate 
einen  Anteil  an  dem  Reingewinn  des  Unternehmens  im  Betrage  voo 
jährlich  mindestens  ^2  pCt.  der  Summe,  welche  nach  Abzug  von  10  pCt 
von  diesem  Gewinn  für  den  Reservefonds,  von  5  pCt.  Gewinn-Anteil  der 
Arbeiter  und  10  pCt.  Dividende  des  Kapitals  verbleibt  und  auf  ein 
Maximum  von  2  400  000  000  R^is  für  diesen  Zweck  festgesetzt  wird.  — 
19)  Nach  Aufhebung  der  Konzession  tritt  die  Regierung  nnverzdglieb 
den  Besitz  und  die  Verwaltung  der  Fabriken  und  ihres  Zubehörs  an, 
und  kann  diese  Verwaltung  definitiv  oder  nur  während  der  f^  einen 
anderen  Zuschlag  bei  einer  neuen  Versteigerung  erforderlichen  Zeit 
beibehalten.  —  21)  Der  Eingangszoll  auf  fremde  Tabakfabrikate  wäh- 
rend der  für  jedes  Fabrikations  verfahren  bezeichneten  bezQglichen  Fri- 
sten darf  nicht  geringer  sein,  als  der  in  der  Verordnung  vom  27.  Janoar 
1887  angegebene ,  und  den  Tabakfabrikati ons-Unternehmem  wird  von 
Vierteljahr  zu  Vierteljahr  der  Betrag  dieser  Zölle,  welche  von  Dritten  an 
die  Zollämter  des  Festlandes  des  Königreichs  während  dieeer  Zeit  gezahlt 
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worden,  vergütet.  —  22)  Die  den  Verein  bildenden  Fabriken  oder  der 
Konzewionar  des  Monopols  sind  von  Gewerbesteuer  und  jeder  anderen 
direkten  Steuer,  mit  Ausnahme  der  Grundsteuer,  fQr  die  Zeit  des  be- 
treffenden Verhältnisses  befreit.  —  23)  Die  den  Verein  bildenden  Fabri- 
ken oder  der  Konzessionär  des  Monopols  haben  auf  die  Fabrikation 
20  pCt.  einheimischen  Tabak  zu  verwenden,  wenn  derselbe  zu  haben  ist, 
wovon  10  pCt.  Produkt  des  Douro,  5  pCt.  Produkt  der  Inseln  und  5  pCt. 
Produkt  der  Kolonien  sein  müssen.  Einziger  §.  Der  Preis  des  den 
Fabriken  oder  dem  Monopol-Inhaber  zum  Verbrauch  angebotenen  Ta- 
baks wird  in  Ermangelung  der  üebereinstimmung  zwischen  den  Be- 
teiligten durch  drei  Sachverständige  festgestellt,  von  welchen  einer  von 
dem  Verkäufer  ,  der  zweite  von  dem  Käufer  und  der  dritte  zur  Besei- 
tigung der  Stimmengleichheit  von  dem  Königlichen  Fabriken  komm  issar 
oder  dem  Monopol-Inhaber  ernannt  wird. 

Bmsland,    26.  Mai :  Der  Tarif  der  Banderolen   auf  Tabakfabrikate 
und  der  Verkaufspreise  dieser,  ist  wie  folgt  abzuändern: 

Verkaufspreis  mit  Einseht uss  der 
Banderole. 


O  ^    CS 


5         ü^3 


SS  § 


d 


O 

a 


S 


O 


Rauchtabak. 

I.  Sorte 

1  Pfd.  99    Kop. 
i    >     45      > 

i    »     22^    > 
*    >      111    » 

II.  Sorte 

\  Pfd.  24    Kop. 
1    »      12       » 
i    »       6       » 

III.  Sorte 

\  Pfd.    4J  Kop. 
i    -      2i      » 
Schnupftabak 
1  Pfd.  48  Kop. 
}    >      24     » 
}    »      12    » 
i    »       6    » 


72  Kop. 
86     > 
18     » 

12  Kop. 


beliebig 

nicht  höher 

72  Kop.        77  Kop. 

36     >  39     » 

18      »  20      » 

nicht  höher 

12  Kop.        15  Kop. 

6      >  8      > 


beliebig 


82  Kop. 
41     > 
21    » 

17  Kop. 
9    » 
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VerkauftpreiB  mit  Einschh 
Banderollen 


der 


Bezeichnang  der 

Sorten  und 

Fabrihate 

die  Höhe  der 
Banderole 

Allerorten  mit  Aus- 
nahme von  Trans- 
kaukasien  und 
Sibirien 

1 

et 

1 
.9 

1 

.2 

Zigarren 

I.  Sorte 

100  Stack  100  Kop. 

25      »        25      » 

10      »        10      » 

beliebig 

5      >          5      » 

2      »          2      » 

II.  Sorte 

nicht  höher 

25  Stack  H  Kop.        3 

0  Kop. 

30  Kop. 

34  Kop. 

38  Kop. 

10      »      3       *            1 

2      > 

12      » 

14      > 

15      > 

5      *       H     » 

6      > 

6      > 

7      > 

8       > 

2    >     i  » 

3      » 

3      . 

4      > 

5       > 

Papiroa 

I.  Sorte 

Zigarretten  u.  Pachitos 

100  Stück  20  Kop. 

25      >        5     » 
10      »        2     . 

b 

eliebig 

5      »        1     » 

IL  Sorte 

nie 

bt  höher 

20  Stack  1^    Kop. 

6  Kop. 

6  Kop. 

7  Kop. 

8  Kop. 

10      •        A      » 

3     / 

3      * 

4      » 

5      > 

5      >         i        > 

2      . 

2      » 

3      » 

4       » 

3      »        J        » 

1      » 

1       » 

2      > 

3      * 

Machorka  zum  Rauchei 

3 

und  ScbnupFen 

(Ermässigte  Banderole 

nicht  hoher 

\  Pfd.  2  Kop.          7  1 

LOp. 

9  Kop. 

9  Kop, 

10  Kop 

i     >      1       »            4 

> 

5      » 

5      » 

6      » 

Bussland,    Gesetz  vom 

21.  Dezbr.,  betr. 

Erhöhung  der  B  r  a  n  n  t- 

i  n   und   S  p  i  r  i  t  u  8  -  i 

^cciee. 

Die  Accisc 

)  ist   an   allen  Orten  des 

Reiches  ausser  in  Transkaakasien  mit  9|  Kopeken  fOr  den  Grad  und 
ihs  Wedro  nach  dem  Metall-Spirtometer,  oder  mit  9  Rubel  25  Kopeken 
fOr  den  Wedro  wasserfreien  Spiritus  zu  berechnen. 
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Spanien.  Ein  Gesetz  yom  22.  April ,  betr.  die  Verpachtung 
des  Tabakmonopols  ermächtigt  die  Regierung,  die  Verarbeitung 
und  den  Verkauf  des  Tabaks  auf  der  Halbinsel  und  den  Balearischen 
Inseln  auf  zwölf  Jahre  zu  verpachten.  Die  Verpachtung  geschieht  nach 
erfolgter  öffentlicher  Ausschreibung  durch  eine  Kommission,  die  aus 
sieben  Senatoren,  ebenso  viel  Deputierten,  und  einigen  hohen  Staats- 
beamten besteht,  und  in  welcher  der  Ministerpräsident  den  Vorsitz 
fahrt.  Bei  der  Würdigung  der  eingegangenen  Angebote  soll  haupt- 
sächlich dasjenige  berücksichtigt  werden,  welches  dem  Staate  den 
höchsten  Gewinnanteil  über  das  gesetzlich  fixierte  Minimum  anbietet. 
Der  Pächter  oder  die  Pachtgesellschaft  moss  eine  Spanische  sein,  muss 
Domizil  in  Madrid  haben  und  darf  nicht  von  ausländischen  Korpora- 
tionen oder  Komitees  abhängen.  Die  Pachtsumme  beträgt  für  jedes 
Jahr  des  ersten  Trienniums  90  Millionen  Pesetas;  während  des  zweiten 
Trienniums  hat  der  Pächter  jährlich  den  Durchschnitt  des  Reinertrages 
aus  dem  zweiten  und  dritten  Pachtjahr  zu  zahlen ;  im  dritten  und 
vierten  Triennium  zahlt  der  Pächter  jährlich  den  Durchschnitt  der 
Jahreseinnahmen  je  des  vorangehenden  Trienniums. 

c)  Stempel,  Gebühren,  Taxen: 

Bremen,  Gesetz  v.  5.  Juli,  betreffend  die  Lotterien  und  Aus- 
spielungen. Art.  1 :  Bei  Geldstrafe  bis  500  M.  oder  Gefängnisstrafe  bis 
3  Monaten  ist  verboten  das  Feilbieten  für  obrigkeitlich  nicht  geneh- 
migte öffentliche  Lotterien  und  Ausspielungen.  Desgleichen  bei  500  M. 
Geldstrafe  das  Feilbieten  geringerer  als  der  obrigkeitlich  genehmigten 
Losteile. 

Kgr.  Sachsen,  Gesetz  v.  17.  März,  betr.  Aufhebung  des  Quittungs- 
stempels  und  des  Abtret nngsstempels. 

WürUenU)erg.  Gesetz  betr.  die  fernere  Wirksamkeit  des  Allgemeinen 
Sportelgesetzes  vom  24.  März  1881.  (Eine  grössere  Anzahl  von  Aus- 
nahmen.) 

Ungarn.  Gesetz-Artikel  XLV  (21.  Dez.)  über  die  Modifikation  man- 
cher Bestimmungen  der  auf  S  t e m  p e  1  und  Gebühren  bezug  haben- 
den Gesetze  und  mit  Gesetzeskraft  ausgestatteten  Verordnungen.  — 
§  1.  Bei  Uebertragnng  von  Immobilien,  beziehungsweise  bei  deren 
grün d bücherlicher  Umschreibung  wird  die  gegenwärtig  auf  Grundlage 
der  grösseren  oder  kleineren  Frist  des  früheren  Besitz  wechseis  giltige 
Gebührenermässigung  hinsichtlich  der  4Vio  perzentigen  Gebühr  im  all- 
gemeinen ausser  Kraft  gesetzt,  und  bleibt  hinsichtlich  der  IVio  und 
IVio  perzentigen  Gebühr  die  Ermässigung  für  die  Folge  nur  bei  jenen 
Vermögensübertragungen  in  Kraft,  welche :  a)  zwischen  Eltern  und  ge- 
setslichen  (legitimierten)  Kindern  oder  Enkeln ,  sowie  zwischen  der 
Mutter  und  deren  illegitimen  Kindern  und  Enkeln,  ferner  im  allgemeinen 
zwischen  Verwandten  in  gerader  Linie  ;  b)  zwischen  Eltern  und  Schwie- 
gersohn oder  Schwiegertochter;  o)  zwischen  Ehegatten  vorkommen.    — 

Zsitscbr.  f.  StaaUw.  ISSS.    IV.  Hsfl.  54 
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§  2.  Die  §§  8  nnd  9  des  Gesets-Artikels  XXIII :  1868 ,  der  §  13  des 
Ges.-Art  IX:  1873,  der  §  23  des  Ge8.-Art.  XXVI:  1881,  femer  die 
§§  64,  65,  66,  67,  68  und  74  des  Stempel-  und  Gebührennormales  wer- 
den ausser  Kraft  gesetzt,  und  treten  an  deren  Stelle  die  Bestimmungen 
der  nachfolgenden  §§  3,  4  und  5  in*s  Leben  :  §  3  (Feststellung  des 
Wertes  der  Immobiien).  §  4.  Der  geeetsmässige  Minimalwert, 
unter  welchem  die  Summe  des  als  Grundlage  der  Gebührenbemessung 
dienenden  Wertes  gem&ss  der  Verfügung  des  vorhergehenden  §  8  nicht 
aufgenommen  werden  darf,  ist:  1.  beim  Grundbesitz  der  zwanzigfache 
Betrag  des  Kataster- Reinertrages  *,  2.  bei  unter  die  Hauszinssteuer  £al- 
lenden  Häusern  :  a)  in  der  Hauptstadt  Budapest  der  sechszehn&che 
Betrag ;  b)  in  dem  Altofner  Teile  der  Hauptstadt  Budapest ,  sowie  in 
den  im  Sinne  des  §  4  des  Ges.- Art.  XXII :  1868  unter  die  allgemeine 
Hauszinssteuer  fallenden  Städten  und  Gemeinden  der  fünfzehnfache  Be- 
trag ;  o)  anderswo  der  zwölffache  Betrag  des  im  yorhergegangenen  Jahre 
als  Grundlage  der  Hauszinssteuer  angenommenen  Beinertrages.  8.  B^ 
den  der  Hausklassensteuer  unterworfenen  Häusern  der  sechzigfache  Be- 
trag der  für  das  vorhergegaugene  Jahr  bemessenen  Hausklassensteuer, 
inbegriffen  die  Grundentlastungsgebühren.  4.  Bei  den  zum  Teil  der 
Hauszinssteuer,  zum  Teil  der  Hausklassensteuer  unterliegenden  Häusern 
der  Gesamtbetrag  der  gemäss  Punkt  2  und  3  festzustellenden  Werte. 
5.  Bei  den  königlichen  kleineren  Regalien  der  fünfisehnfache  Betrag  des 
im  Sinne  des  Ges.-Art.  XXII:  1875  als  Grundlage  der  Bentensteuer  zu 
nehmenden  Einkommens.  —  §  5.  Als  Wert  des  dem  Gebührenäqniya- 
lent  unterliegenden  Grund-  und  Hausbesitzes,  ferner  der  kleineren  kö- 
niglichen Regalien  sind  die  im  §  4  des  gegenwärtigen  Gese^es  festge- 
stellten Wertsummen  zu  nehmen  und  ist  das  nach  dem  erwähnten 
Vermögen  entfallende  Gebührenäquivalent  nach  dem  im  §  25  des  Ge- 
setz-Artikels XXXIV:  1881  umschriebenen  Verfahren  yom  1.  Januar  des 
Jahres  1888  angefangen  bei  Zugrundelegung  dieser  Werte  zu  bezahlen. 
—  Die  §§  6  ff.  enthalten  weitere  Bestimmungen  über  das  Gebühren- 
äquivalent.  —  §  10.  Das  im  Punkte  B)  2  b)  Post  86  des  Gebühren- 
Tarifes  in  Bezug  auf  Losgewinnste  mit  6Vio  festgesetzte  Gebührenana- 
mass  wird  auf  10  Perzent  erhöht.  —  §  11.  Wenn  ein  im  Ausland  ana- 
gestellter  und  ausschliesslich  im  Auslande  zu  zahlender  Wechsel  im 
Inlande  in  Verkehr  gebracht  wird,  so  ist  von  einem  solchen  Wechsel, 
beziehungsweise  von  einer  jeden  im  Inlande  erfolgten  Verlängerung^ 
desselben  fSr  jede  100  Gulden  der  Wechselsnmme  eine  Stempelgebühr 
von  2  kr.  zu  bezahlen,  wobei  eine  kleinere  Restsumme  als  100  Gulden 
für  voll  genommen  wird.  Diese  Steropelgebübr  ist,  bevor  der  Wechsel 
in  Umlauf  gesetzt  wird ,  in  der  in  den  Stempel-  und  Gebühren- Vor- 
schriften vorgeschriebenen  Weise  durch  Anwendung  von  Stempelmarken 
zu  entrichten.  Wenn  jedoch  der  Wechsel  infolge  einer  nachträglich 
auf  demselben  angebrachten  Erklärung  im  Inlande  zahlbar,   oder   vor 
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Gericht  benOtzt  wird,  —  ebenso  wenn  derselbe  behufs  Erlangung  eines 
Pfandrechtes  einverleibt  oder  prftnotiert  wird,  so  ist  bei  Eintreten  dieses 
Umstandes,  beziehungsweise  vor  Benützung  des  Wechsels  bei  Gericht 
jene  Gebührendifferenz,  welche  sich  zwischen  der  oben  festgestellten 
ausnahmsweisen  und  zwischen  der  gemäss  den  Stempel-  und  Gebühren- 
Vorschriften  nach  Skala  I  beziehungsweise  11  entfallenden  regelmäs- 
sigen Stempelgebühr  zeigt,  ebenfalls  durch  Verwendung  von  Stempel- 
marken nachträglich  zu  entrichten.  —  §  13.  Alle  jene  Handelsfirmen 
(Kaufleute  und  Handelsgesellschaften),  welche  sich  mit  den  auf  Grund 
des  Ges.- Art.  XXXI:  1883  geregelten  Ratengeschäften  befassen  und 
welche  auf  Staats-  oder  sonstige  Wertpapiere,  oder  Waren  Darleben, 
beziehungsweise  Vorschüsse  erteilen ,  sind  gehalten :  a)  von  der  über 
den  Abeohlnss  des  Ratengeschäftes  auszustellenden  Urkunde  (Raten- 
bogen) und  von  den  über  die  einzelnen  Ratenzahlungen  auszustellenden 
Quittungen;  b)  von  der  über  das  Darlehen-  oder  Vorschussgeschäfk  un- 
ter welcher  Form  oder  Benennung  immer  ausgestellten  Urkunde ,  und 
von  jeder  Verlängerung  des  Geschäftes  im  Sinne  der  bestehenden 
Stenapel-  und  Gebühren- Vorschriften  die  nach  der  Natur  der  Urkunde 
entfallende  Stempelgebühr  binnen  14  Tagen  nach  Ablauf  eines  jeden 
Mon.ates  in  Barem  zu  entrichten.  —  §  14.  Die  im  vorhergehenden  §  13 
erwähnten  Handelsfirmen  sind  verpflichtet,  gemäss  des  §  21  des  Ges.- 
Art.  XVI :  1869,  beziehungsweise  auf  die  in  den  Stempel-  und  Gebühren- 
Vonschriften  vorgeschriebene  Weise  ein  besonderes  Stempelgefälls- 
Journal  zu  führen  und  die  Einzahlung  der  fällig  gewordenen  Stem- 
pelgebühr auf  Grund  eines  Auszuges  aus  diesem  Journal ,  beziehungs- 
weise bei  gleichzeitiger  Vorlage  dieses  Journales  zu  leisten.  Für  die 
Vollständigkeit  und  Korrektheit  der  Joiurnalsauszüge  sind  der  Geschäfts- 
Eigentümer,  die  internen  Mitglieder  der  öffentlichen  Erwerbsgenossen- 
schaften, sowie  der  mit  der  Evidenzhaltung  der  Abstattung  der  Stem- 
pelpflicht betraute  Geschäftsführer,  unter  einer  mit  der  fünf  zig- 
fachen Summe  gar  nicht  oder  in  geringerem  als  dem  gesetzlichen 
Masse  eingezahlten  Stempelgebühr  bestimmten  Strafe  solidarisch  ver- 
antwortlich. Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  bei  den  unter  die 
Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes-Paragraphen  fallenden  Eauf- 
leuten  den  Verfügungen  des  §  13  des  Ges.-Art.  XXIIl :  1868  entspre- 
chende Stempelkontrolls- Augenscheinnahmen  durch  seine  Organe  zu  ver- 
anlassen. —  §  15.  Die  von  den  Eisenbahn- Frachtbriefen  im  Sinne  der 
Stempel-  und  Gebühren-Vorschriften  obkommende  Stempelgebühr  von 
1  Kreuzer,  beziehungsweise  5  Kreuzern  wird  durch  Benützung  von  ge- 
stempelten ärarischen  Blaoquetten  entrichtet,  demnach  Eisenbahn- 
Frachtbriefe  einzig  und  allein  auf  ärarische  Blanquette  ausgestellt  wer- 
den dürfen.  -  §  16.  Der  §  14  des  Ges.-Art.  XXV :  1875  wird  folgen- 
dermassen  modifiziert :  Bei  Uebergabe  von  Pferden,  Hornvieh,  Schafen, 
Ziegen  und  Schweinen  in  das  Eigentum  oder  beim  Transporte  derselben 

64* 


828  8ckäffle:  Üeberaicht  ftber  die  Vertrftge, 

sind  sowohl  im  rein  inlftodiacben ,  als  auch  im  in-  und  aosl&ndiBchaii 
Verkehr  die  gemftss  des  diesbesOglich  bestehenden  Gesetzes  oder  der 
Verordnungen  anszostelleodea   Viehp&sse   stempelpflicbtig. 

Als  StempelgebQhr  ist,  —  ohne  Rftoksicht  darauf,  ob  für  ein  StQck, 
oder  fOr  mehrere  Stück  Vieh  ein  Viehpass  ausgestellt  wird,  —  für  jedes 
nicht  zwei  Jahre  alte  jüngere  Stück  Vieh  oder  Pferd  3  kr. ,  ftlr  jedes 
mehr  als  zwei  Jahre  alte  Stück  Vieh  oder  Pferd  5  kr.  und  für  je  zehn 
Stück  Schafe,  Ziegen  oder  Schweine  ohne  Rücksicht  auf  ihr  Alter  5  kr. 
zu  zahlen.  Nach  einem  über  weniger  als  zehn  Stück  Schafe,  Ziegen 
oder  Schweine  ausgestellten  Viehpasse,  ferner  nach  dem  Bnichteile, 
welcher  nach  der  Teilung  der  in  dem  Frachtbriefe  bezeichneten  Schafe, 
Ziegen  und  Schweinen  durch  Zehn  verbleibt,  sind  die  vollen  5  kr.  m 
zahlen.  Die  Viehpässe  dürfen  nur  auf  gestempelten  ärarischen  Blan- 
quetten  ausgestellt  werden,  deren  Form  und  Manipulationsweise,  sowie 
die  Zeit  der  Qiltigkeit  der  Viehpässe  und  die  Form,  in  welcher  die 
ausländischen  Viehpässe  angenommen  werden  dürfen,  der  Finanzminiater 
im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  für  Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel 
im  Verordnungswege  festetellt.  —  §  17.  Der  §  3  des  Gesetz-Artikels 
LXV:  1880  wird  folgender massen  modifiziert:  Der  dnroh  die  Buda- 
pester Entrepots  ausgegebene  Entrepots-Schein  und  jede  abge- 
sonderte oder  kollektive  üebertragung  beider  Teile  desselben  (Waren- 
schein ^  cedule  —  und  Pfandschein- Warrant)  ist  stempelfrei,  ausge- 
nonunen  die  erste  Üebertragung  des  PfEindscheins  (Warrant) ;  von  dem 
hierauf  gegebenen  Darlehen  entfällt  eine  in  Stempelmarken  in  ent- 
richtende Stempelgebühr  von  Einem  Gulden. 

Belgien,  Gesetz  vom  6.  August :  Ermässigung  des  Stempels  für 
landw.  Pachtverträge  auf  0,«  ▼on  100  Fr.  bei  Verträgen  bis  zu  27  Jahre 
Dauer  und  auf  O40  Fr.  bei  Verträgen  über  27  Jahre  Dauer. 

Belgien,  Gesetz  vom  17.  Juni  zur  Herabsetzung  der  Besitz- 
rechtsgebühr  für  1  ändlich  e  G  r  u  ndst  ü  ck  e,  auf  10  Cent 
per  100  Franks. 

liatien,  Gesetz  v.  14.  Juli  über  Enregistrement  und  Stem- 
pel in  28  Artikeln. 

Rusaland,  Besteuerung  der  Kontokorrente.  Gesetz  ▼. 
21.  Dez.;  Die  von  den  Staats-,  Kommunal-  und  Privat-Kreditinstitu- 
tionen  ,  sowie  den  Bankierkoroptoiren  eröffneten  Kontokorrente  gegen 
Versatz  von  zinstragenden  Papieren  unterliegen  an  Stelle  der  propor- 
tioneilen Stempelsteuer  (Art.  15  des  Stempelsteuer^ Reglements)  einer 
besonderen  Steuer,  die  entsprechend  der  Dauer  und  der  Höhe  der  An- 
leihe laut  Kontokorrent  zum  Betrage  von  0,216  pCt.  jährlich  erhoben 
wird.  — 

d)  Zoll  wesen: 

Europäisches: 

Pouches  Reich,     Gesetz  v.  21.    Dezember,  betr.  die  Abänderung 
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des  Zolltarifs.  —  §1.  Der  durch  die  Bekanntmachang  yom  24. 
Mai  1885  veröffentlichte  Zolltarif  wird  in  nachstehender  Weise  abge- 
ändert: 1.  In  Nr.  9,  Getreide  und  andere  Erzeugnisse  des  Landbaues, 
erhalten  die  Positionen  a,  ba,  ß,  Yt^»  c»  ®  ^^^^^  ^  folgende  Fassung  : 

a)  Weizen 5    Mark 

b)  a.  Roggen 5 

ß.  Hafer  ' 4 

Y.  Buchweizen    ........      2 

d.  Halsenfrüchte 2 

c)  Gerste 2,,  5 

für  100  Kilogramm, 

e)  Mais  und  Dari 2       » 

f)  Malz  (gemalzte  Gerste  und  gemalzter  Hafer)     4     Mark 

ffir  100  Kilogramm. 
—  2.  In  Nr.  25  c  wird  der  Zollsatz  Hefe  aller  Art  mit  Ausnahme  der 
Weinhefe  von  42  Mark  auf  65  Mark  fQr  100  Kilogramm  erhöht.  — 
8.  In  Nr.  25  q  wird  der  Zollsatz  a)  der  Position  1  a,  Kraftmehl,  Pader, 
St&rke,  Stärkegummi,  Kleber,  Arrowroot,  Sago  und  Sagosurrogate,  Ta- 
pioka,  von  9  Mark  auf  12,5^  Mark,  b)  der  Position  1  ß,  Nudeln,  Mac- 
caroni,  von  10  Mark  auf  13,5 ^  Mark,  c)  der  Position  2,  Mfihlenfabrikate 
ans  Getreide  und  Hülsenfrüchten,  nämlich  geschrotene  oder  geschälte 
Körner,  Graupe,  Gries,  Grütze,  Mehl,  gewöhnliches  Backwerk  (Bäcker- 
waare),  von  7,5^  Mark  auf  10,^0  Mark  für  100  Kilogramm  erhöht.  — 
4.  Die  Anmerkung  zu  Nr.  25 S,  Reis  zur  Stärkefabrikation  unter  Kon- 
trolle, 3  Mark  für  100  Kilogramm,  fällt  weg. 

Oesierreich' Ungarn.  Aenderungen  des  Tarifes  v.  25.  Mai  1882  durch 
Gesetz  v.  21.  Mai.  —  per  100  Kilo:  Kaffee  roh :  40  fl.,  bei  der  Ein- 
fuhr zu  See  37  fl. ;  Thee  100  fl.  (zur  See  90  fl.);  Weizen,  Spelz,  Rog- 
gen etc.  Ig^  fl. ;  Ochsen  (per  Stück):  IS  fl.,  Pferde  10  fl.;  Butter 
per  100  K.:  10  fl.;  Branntwein  24  fl. ,  Liköre  40  fl. ,  Schaumweine 
50  fl.;  Baumwollgarne  6-35  fl.;  Baumwoll waren  34—300  fl.;  Leinen- 
waren 6—300  fl. ;  Seidenwaren  250  -  500  fl. 

Belgien.    Gesetz  vom   18.  Juni,   betr.  den   Eingangszoll  auf 
Vieh  und  Fl  eis  eh.    Art.  1.  Für  Vieh  und  Fleisch  werden  folgende 
Eingangszölle  festgesetzt : 
Rindvieh :  Franken. 

Stiere  (Bullen) i  ^,     r  x.    a       •  i.*      aa>i 

junge  Stiere j  kg  Lebendgewicht      0,04 

Ochsen 

junge  Ochsen 

Kälber }    >  >  0,05 

Jungvieh ,    welches    die    Milchzähne 
nicht  abgestossen  hat    .... 

Kühe 

Färsen , 


\  »  »  0,03 
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Schafe : 
Widder 

!?^*^*^\ ]  Stück  2,50 

Hammel 

Lämmer 

frischea  Fleisch: 
ganze  und  halbe  Tiere       ....  kg.  0,15 

anderes  Fleisch  und  Wildpret  ...  »  0,30 

Vom  1.  Januar  1886  ab  wird  frisches  Schlachtfleisch  zur  Einfuhr 
nur  in  ganzen  Tieren,  halben  Tieren  oder  Vordervierteln  und  nur,  so- 
fern die  Lunge  sich  daran  befindet,  zugelassen. 

Frankreich,  Getreide-  und  Vieh-Zölle:  Nach  Gesetz  v.  29. 
März  zahlt  p.  100  K.  Weizen  5,  Mehl  8,  Hafer  3  Fr.  —  Nach  Geeeta 
vom  5.  April  sind  zu  zahlen  per  Stück  für  Ochsen :  28 ,  Kühe  20,  Käl- 
ber 8,  Widder  5  Fr.,  frisches  Fleisch  per  100  K.  12  Franks. 

Frankreich.  Gesetz,  betr.  den  französisch-italienischen  Handel, 
(»Kampftarifgesetz«),  erteilt  die  (seitdem  benützte)  Ermächtigung,  Ein- 
gangszölle  mit  100^  Zuschlag  zum  Generaltarif,  und  für  im  G.-Tarif 
zollfreie  Artikel  Zölle  bis  zu  50  J  des  Wertes  zu  erheben. 

Frankreich.    Gesetz  vom  5.  Juli,   betr.  den  Einfuhrzoll  auf  aus- 
ländischen Alkohol.    Art.  1.    Die  Tabelle  A   des   allgemeinen 
Zolltarifs  *)  für  die  Einfuhr  wird  wie  folgt  abgeändert : 
Alkohol : 

Branntwein  in  Flaschen I    m..    •  i    .*   I  70  Franken. 

i    Flüssigkeit  j 

Branntwein  nicht  in  Flaschen  ...       j    •  ^    ?,I   f  ,  f  70       » 

( reiner  AlkohoU 

anderer  >  70       > 

Art.  2.  Diese  Bestimmung  bleibt  bis  30.  November  d.  J.  in  Wirk- 
samkeit. Zu  diesem  Zeitpunkt  treten  wieder  die  vor  Erlasa  dieses  Ge- 
setzes erhobenen  Zölle  in  Kraft,  sofern  nichte  Anderes  yerfügt  worden  ist. 

Italien,    Gesetz  y.  14.  Juli ,  betreffend  die  Zolltarifreform. 

Russland.  Abänderung  (v.  9.  Juli)  der  Artikel  14  und  163  des 
allgemeinen  Russischen  Zoll  tarifs.  Art.  14.  Erze  und  erzhaltige  Steine 
zahlen  yom  Pud  7  Kopek.  Gold.  —  Art.  103.  Eisen-  und  Stahlarbeit^n, 
geschmiedete  und  gegossene ,  unbefeilt  oder  an  den  Rändern  befeilt, 
jedoch  ohne  weitere  Bearbeitung ,  als  :  Anker,  Nägel,  Haken,  Glocken, 
Mörser,  sowie  Zubehör  für  Eisenbahnen  und  das  rollende  Material  der- 
selben vom  Pud  1  Rbl.  20  Kop.  Gold. 

Schweiz.  Abänderung  des  Zolltarifs,  Bundesgesetz  v.  17.  Dez.: 
Bedeutende  Erhöhungen  auf  Holz  und  Holzwaren,  Leder  und  Lederwaren, 
feinere  Eisenwaren,  Bijouterie  (300  Fr.   statt  100  Fr.   im  Qeneraltarif 


1)  Hand.  Arch.  ISSI  1.  Beilage  sa  Kr.  86. 
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Ton  1884),  baumwollene,  wollene  und  leinene*  Garne  und  Gewebe,  Kon- 
fektions- und  Modewaren.  Für  Nahrungs-  und  Genussmittel  finden  fol- 
gende Erhöhungen  pro  100  Kilo  statt: 

Schweineschmalz 3                1»50        — 

Butter,  frisch,  gesotten,  gesalzen 8                8            — 

Eier 2                1            0,50 

Fleisch,  frisch  geschlachtetes 4                2            -- 

Geflügel,  lebendes 7                3            4 

Geflügel,  getötetes;  Wildpret 12)              g            _ 

Wurst  waren,  (Charcuterie) 20) 

Tafeltrauben,  frische 4                2,50        — 

Getreide,  Mais,  Reis,  Hülsenfrüchte: 

in  geschroteneo,  geschälten  od.  gespaltenen 

Körnern,  Graupe,  Gries,  Grütze;  Mehl  von 

Getreide,  Mais,  Reis  oder  Hülsenfrüchten  .  2,50            1,25        1 
Teigwaren  *;    Zwieback    und    feine    Bäcker- 
waren ohne  Zocker 15               10        ^    5,50 

Honig 15                 8             — 

Kaffeesurrogate  aller  Art:  in  trockener  Form  8                4            — 
Tabak: 

fabrizierter  Tabak:    Rauch-,  Schnupf-   und 

Kautabak 75              50            — 

Zigarren  und  Zigarretten 150             100            — 

Bier  und  Malzextrakt:  in  Fässern    ....  5                3,50        — 

Wein:  in  Fässern 6                5            — 

Neuer  General-      General-Tarif 

Tiere  und  tierische  Stoffe.  Tarif              von  1884 

A.  Tiere.                                  rom  Stttok  rem  Stück 

Ochsen  und  Stiere,  geschaufelt 25 ") 

Kühe  und  Rinder,  geschaufelt 20  / 

Jungvieh,  ungeschaufelt 5                    2 

Kälber  bis  auf  6  Wochen ,   oder  nicht  über 

60  kg  Gewicht 3                    1 

Schweine  mit  oder  über  25  kg  Gewicht  .    .  8                    2 

Schweine  unter  25  kg  Gewicht 3                     1 

B.  Tierische  Stoffe.  für  100  kg         für  100  kg 

Häute  und   Felle,  zusammengenäht,  jedoch 

nicht  abgepasst,  in  sog.  Tafeln  oder  Säcken, 

für  Mantelfutter  u.  dergl 80                  — 

Menschenhaare bO\ 

Perrückenmaoher-  und  Haararbeiten    .    .    •  lOO/ 


832  Schäffle:  Uebersicht  übor  die  Verträge, 

A  uBser  e  uropä  isches   Zollweten: 

Äegypten,  Durch  Ehedivial- Dekret  vom  9.  Aagust  ist  der  Durch- 
fuhrzoll, welcher  bisher  von  den  auf  dem  Landwege  durch  Äegyp- 
ten durchgeführten  Waren  in  Höhe  von  1  pCt.  erhoben  wurde,  für  alle 
auf  der  Eisenbahn  durch  Äegypten  transitierenden  Waren  aufge- 
hoben worden. 

KapkoUmie.  Ein  Zolltarif  vom  15.  Januar  verfügt  Durchfuhr- 
zölle  von  4  und  mehr  Prozent  des  Wertes  für  eine  Anzahl  der  wich- 
tigsten Ueberlanddurchfuhrartikel. 

Südafrikanische  Republik.  Zollgesetz  v.  24.  Äugost  (5prozentige 
Wertzölle). 

Südausiralien.  Seit  Dez.  ist  ein  neuer  Zolltarif  in  Geltung 
mit  25  J  Wertzöllen  uud  einer  Unzahl  spezifischer  Zölle,  die  zum  Teil 
sehr  hoch  sind:  ein  Luxuswagen  zahlt  50  L.  St.  p.  Stück,  die  Probe- 
gallon Spiritus  1  L.  St.  4  Shill. 

Drittens:  Staatsschuldenwesen. 

K.  Sachsen.  Gesetz  v.  22.  April  1886,  betr.  die  Aufnahme  einer 
dreiprozentigen  Rentenanleihe  im  Betrag  von  24  Hill.  M.  Ka- 
pital. 

Frankreich.  Gesetz  v.  7.  Nov.  betr.  Konvertierung  der  4 Vi f 
und  der  4J  Renten  in  3J  Rente. 

Viertens:  Kommunalfinanzwesen. 

Baden.  Landesh.  V.O.  v.  10.  März,  betr.  die  Heranziehung  der  im 
Offiziersrang  stehenden  Militärpersonen  zu  den  Gemeinde- 
abgaben. 

Braunschweig,  Gesetz  vom  15.  Juni,  betr.  die  Heranziehung  von 
Militär  personen  zu  Abgaben  för  Gemeinde  zwecke. 

Cöburg-Ootha.  Gesetz  vom  3.  Juli,  betr.  die  Heranziehung  von 
Militärpersonen  zu  Gemeindeabgaben. 

Qr,  Hessen.    Gesetz  über  denselben  Gegenstand  v.  4.  Mai. 

Gr.  Hessen.  Gesetz  v.  24.  September,  die  Gemeindeumlagen 
(als  StantssteuerzuBchläge)  betreffend. 

Schwarzhurg- Sondershausen.  Gesetz  vom  24.  Dez.  Allen  Civilstaata- 
dienern  und  ihnen  gleichstehenden  öffentlichen  Lehrern  und  Geistlichen 
ist  die  auf  ihr  Diensteinkommen  zu  zahlende  Gemeinde  Steuer,  so- 
weit dieselbe  den  Betrag  von  75  Prozent  der  auf  das  Diensteinkommen 
entfallenden  Klassensteuer  übersteigt,  aus  der  Staatskasse  wiederzuer- 
statten. 
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DRITTER  HAÜPTTEIL. 

Die  Kolonieen  und  Schutzgebiete  der  sonreränen  Staaten 

{vgl.  Staatsverträge  im  Ersten  Hauptteil  und  Zollwesen). 
Erstens:  Deutsche  Kolonieen« 

Deutsches  BeUh,  Gesetz  vom  31.  Mai ,  betr.  die  Rechte  der  Kais. 
Beamten  in  den  Schutz  gebieten :  Znlässigkeit  doppelter  Berech- 
nung der  Dienstzeit  und  der  jederzeitigen  Versetzung  in  den  Ruhestand 
mit  Gewährung  des  gesetzlichen  Wartegeldee. 

Kamerun.  Aufhebung  der  bisherigen  Ausfuhrzölle  und  die  Erhe- 
bung von  Einfuhrzollen  in  Kamerun,  durch  Verordnung  des  Kaiserl. 
Gouverneurs  in  Kamerun  vom  8.  November.  Der  vom  1.  Januar  1888 
ab  für  das  Schutzgebiet  Kamerun  in  Kraft  tretende  Zolltarif. 

A.  Spirituosen  mit  Ausnahme  von  Wein  und  Bier:  Mark 

1)  Rnm  1 

Genever     (    ^"  einschlieMlich  49^0  Tralles    .    .    Liter  0,10 
Spiritus      I    ober  49%  Tralles .      0,20 

2)  Alle  sonstigen  alkoholhaltigen  J  .  «,  ,  ^.,^ 
n  *-x  w  1  -  n  TivL-.  I  10  Flaschen  .  »  0,30 
Getränke,  als  z.  B.  Liköre,  >  .  ^  , .  ,  ^;^ 
o  •  „  x^  l  in  Gebinden  .  »  0,15 
Schnäpse  etc.  \  ' 

Hierbei  wird  jedes  angefangene  Liter,  d.  h.  jedes 

ein   volles  Liter  nicht  ergebende  Uebermass   als 

volles  Liter  gerechnet. 

B.  Andere  Waren: 

1)  FeuerwaflTen  jeder  Gattung Stück  1,00 

2)  Pulver:  gewöhnliches kg    0.10 

»        Jagdpulver »  0,20 

3)  Tabak »  0,20 

4)  Salz Tonne  von  1000  »  4,00 

R«is »  0,02 

Neuguinea.  Kais.  V.O.  v.  20.  Juli ,  betr.  den  Eigentumser- 
werb und  die  dingliche  Belastung  der  Grundstücke  im  Schutzgebiete 
der  Neu-Guinea- Kompagnie.  §  1  :  Der  Eigenturaserwerb  und  die  ding- 
liche Belastung  der  Grundstücke  im  Schutzgebiete  der  Neu-Guinea- 
Kompagnie  regelt  sich,  soweit  nicht  im  Folgenden  abweichende  Be- 
stimmungen getroffen  sind ,  nach  den  Vorschriften  des  Preussischen 
Rechts  ,  insbesondere  des  Gesetzes  über  den  Eigentumserwerb  und  die 
dingliche  Belastung  der  Grundstücke ,  Bergwerke  und  selbständigen 
Gerechtigkeiten  vom  5.  Mai  1872. 

V.O.  V.  11.  Januar,  betreffend  die  Regelung  der  Rechtsverhältnisse 
auf  den  zum  Schutzgebiet  der  Meu-Guinea-Kompagnie  gehörigen  Sa- 
lomonsinseln.  Unterstellung  unter  das  Oeeets  über  die  Konsulargerichts- 
barkeit vom  10.  Juli  1879. 
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Zweitens:  Engrllsche  Kolonleen. 

Grossbritannien  Gesetz  vom  16.  Septbr.,  über  Ermächtigung  der 
Regierang  zur  Vereinigung  von  Trinidad  und  Tobago  in  Eine 
Kolonie. 

Drittens:  Fransösische  Kolonieen« 

Frankreich.  Dekrete  des  Präs.  d.  R.  vom  17.  Oktober  zur  Rati- 
f  i  k  a  t  i  o  n  von  12  mit  verschiedenen  Küstenländern  Afrikas  abge- 
schlossenen Schutzverträgen. 


IV.  Eingesendete  Schriften. 

Anmerkungen    zu   den   Vorschriften   des   Entwurfs   einet    bürgerlichen 

Gesetzbuches   für  das  Deutsche  Reich,    bearbeitet    von  Alexander- 

Katz.    IV.  u.  V.  Abteil.     Berlin,   1888.    Fr.  Vahlen.     kl.  8.    M.  3. 
Annali  di  Statistica.   Statistica  industriale  fasc.  XI— XIII.    Roma,  1887, 

1888. 
Annali  di  Statistica.    Elenco  delle  pubblicazioni   statistiche   fatte   dal 

Ministerio  di  Agricoltnra,  Industria  e  Commercio  dal  principio  del 

1861  a  tutto  il  1887.    Roma,  1888. 
Appendice  al  BoUettino  semestrale  del  Gredito  et  del  Risparmio.   Ope- 

razioni  di   credito  e   di  risparmio  dei  Monti  di  Pietk,  delle  Gasse 

di    prestance   agrarie   e   di   altre  Opere  Pie  al  30.  giugno  1887. 

Roma,  1888. 
Backhaus,  Entwickelong  der  Landwirtschaft  auf  Gräflich  Stollberg- 

Wernigerodischen  Domänen.    (Gonrad's  Sammlung  nationalGkono- 

mischer   und  statistischer   Abhandlungen.    V.  Bd.  6  HefL)    Jena, 

1888.    Gustav  Fischer.    8.    323  S.    M.  6. 
B  ö  h  m  e  r  t ,  Der  Kampf  gegen  die  ünsittlichkeit  ( Volks wohl-SchrifleD, 

Hea  1.)    Leipzig,  1888.    Duncker  &  Humblot.    kl.  8.   31  S.   40  Pf. 
Bollettino  semestrale  del  credito  cooperativo,  ordinario,  agprario  e  fon- 

diario.  Appendice  al  Bollettino  del  secondo  semestre  1886.  Roma  1888. 
Bollettino  di  Legislazione  e  Statistica  doganale  e   commerciale.    Anno 

V.  1888.    Roma,  1888. 
Bollettino  di  Notizie  sul  Gredito  e  la  Previdenza.  Anno  VI.  No.  9—11. 

Roma,  1888. 
Bollettino  mensile  delle  Situazioni  dei  Gonti  degli  Instituti  d^Bmissione. 

Anno  XIX.  No.  6-8.     Roma,  1888. 
Bulletin  annuel  des  finances  des  grandes  villes.    Septi^me  annäe :  1883. 

Budapest  u.  Paris,  1888. 
Bulletin  de  Tlnstitut  international  de  statistique.  Tome  III,  2.  Livraisoo. 

Annöe  1888.    Rome,  1888. 
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Born  hak,  PreuBsisches  Staatsrecht  Bd.  I.  Frei  bürg,  1888.  L  C. 
B.  Mohr.    8.    552  S.    M.  8. 

Dietzel,  Karl  Rodbertus,  Darstellang  seines  Lebens  und  seiner  Lehre. 
2.  Abteilung:  Darstellang  seiner  Sozialphilosophie*  Jena,  1888. 
Gustav  Fischer.    8.    240  S.     M.  4.  50. 

F  6  i  1  b  0  g  e  n ,  Unsere  Rechtsstudien.  Wien,  1887.  C.  Daberkow.  8. 
56  S.    M.  1.  20. 

Fischer,  Ueber  die  menschliche  Freiheit.  Heidelberg,  1888.  Winter, 
kl.  8.    47  S.    M.  1.  20. 

Fach  s ,  Der  Untergang  des  Bauernstandes  and  das  Aufkommen  der 
Gutsherrschaften.  (Abhandlangen  aus  dem  staatswiasensohaftlichen 
Seminar  zu  Strassburg,  Heft  6.)  Strassbnrg,  1888.  E.  J.  Trfibner. 
8.    377  8.    M.  8. 

Gesetzgebung,  die,  des  Deutschen  Reiches  mit  Erläuterungen,  heraus- 
gegeben von  Oskar  Meves.  Dritter  Teil:  Strafrecht.  Bd.  V,  Heft  2. 
M.  2.  60.  -  Bd.  VI,  Abteilung  II,  Heft  2.  M.  9.  Erlangen,  1888. 
Palm  &  Enke.    8. 

Gilles  de  la  Tourette,  Der  Hypnotismus  und  die  verwandten 
Zustände  vom  Standpunkte  der  gerichtlichen  Medizin.  Hamburg, 
1888.  Verlagsanstalt  &  Druckerei  A.-G.  (vorm.  J.  F.  Richter).  8. 
545  S.    M.  9. 

H  a  m  m  a  n  n  ,  Die  deutschen  Standesherren  und  ihre  Sonderrechte. 
Donaueschingen,  1888.    0.  Mory.    8.    189  S.    M.  2. 

Hammer,  Zur  Beseitigung  des  Agios.  Die  Grundbegriffe  des  Geld- 
und  Währungswesens.  Leipzig,  1888.  Dunoker  &  Humblot  8. 
47  S.    M.  2. 

H  e  i  1  b  0  r  n ,  Rechte  und  Pflichten  der  neutralen  Staaten.  Berlin, 
1888.    J.  Springer.    8.    83  S.    M.  2. 

J  0  r  s ,  Römische  Rechtswissenschaft  zur  Zeit  der  Republik.  I.  Teil. 
Berlin.  1888.    F.  Vahlen.    8.    313  S.    M.  7. 

Just,  Die  Unfallversicherung  der  in  land-  and  forstwirtschaftlichen 
Betrieben  beschäftigten  Personen  nach  dem  Reichsgesetz  vom  5.  Mai 
1886,  nebst  den  Ausführungsbestimmungen  der  Bundesstaaten. 
Berlin,  1888.    Siemenroth  &  Worms.    8.    397  S.    M.  7. 

Koch,  Systematische  Uebersicht  fiber  die  Gesetzgebung  des  Deutschen 
Reiches  von  1867  bis  1888.  München,  1888.  J.  Schweitzer.  8. 
138  S.    M.  2. 

EOrösi,  Die  Sterblichkeit  der  Stadt  Budapest  in  den  Jahren  1882 
bis  1885  und  deren  Ursachen.  Berlin,  1888.  Pnttkammer  &  Mühl- 
brecht,   gr.  8.    168  S.    M.  3.  60. 

L  a  m  b  1 ,  Die  Grundrente  als  Zweck  aller  Landwirtschaft  und  Vieh- 
zucht.   Prag,  1888.    Fr.  Rivndc.    8.     170  S.    M.  3.  20. 

▼.  Liszt,  Der  italienische  Strafgesetzentwurf  von  1887.  I.  Buch:  All- 
gemeiner Teil.   Freibarg,  1888.  J.  C.  B.  Mohr.   kl.  8.   49  S.   M.  1. 50. 
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Mavor,  On  Wage  Statistics  and  Wage  Tbeories     Edinburgh,  1888. 

W.  Brown,     kl.  8.    20  S.    50  Pf. 
Mitteilungen  der  QesellBcbaft  österreichischer  Volkswirte.     I.  Jahrgang. 

I.  Heft.    Wien,    Prag,  Leipzig,  1889.    F.  Tempsky  &  G.  Frey  tag. 
8.    74  S.     Per  Jahrgang  M.  3. 

Mitteilangen  des  Vereins  zur  Wahrung  der  gemeinsamen  wirtschaft- 
lichen Interessen  in  Rheinland  und  Westfalen.  Nr.  9  und  10. 
Düsseldorf,  1888.    8.    S.  331-449. 

Müller,  Untersuchungen  über  den  gegenwärtigen  Stand  der  Agrar- 
statistik.  (Conrad *8  Sammlung  nationalökonomischer  und  statisti- 
scher Abhandlungen.  V.  Bd.  4.  Heft)  Jena,  1888.  G.  Fischer. 
8.    184  S.    M.  4. 

Popper,  Die  technischen  Fortschritte  nach  ihrer  ästhetischen  und 
kulturellen  Bedeutung.  Leipsig,  1888.  C.  Beissner.  8.  70  S. 
M.  1.  50. 

Schöne,  Die  moderne  Entwickelung  des  Schumachergewerbes  in 
historischer,  statistischer  und  technischer  Hinsicht  (Conrad's  Samm- 
lung etc.  V.  Bd.  5.  Hea)  Jena,  1888.  G.  Fischer.  8.  130  a 
M.  3.  60. 

Schriften  des  deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit 
Heft  6:  Fürsorge  für  bedürftige  Genesende.  —  Die  haus  wirtschaft- 
liche Ausbildung  der  Mädchen  aus  den  Srmeren  Volksklaasen.  — 
Trunksucht  und  Armenpflege.  —  Die  Wohnungsfrage  yom  Stand- 
punkte der  Armenpflege.  Leipzig,  1888.  Duncker  &  Humblot.  8. 
172  S.    M.  4. 

Statistica  del  Gommercio  speciale  di  importazione  e  di  esportaziono 
dal  1  gennaio  al  30  giugno  —  al  31  luglio  -  al  31  agosto  —  al 
30  settembre  1888.    Roma,  1888. 

Statistica  della  emigrazione  italiana  neiranno  1887.  Compendio  delle 
Leggi  e  Regolamenti  suiremigrazione  vigenti  in  varii  Stati  d*Europa. 
Roma,  1888. 

Stati«tica  giudiziaria  civile  e  commerciale  per  Tanno  1886.  Introdu- 
zione.    Roma,  1888. 

Statistica  giudiziaria  penale  per  Tanno  1886.   Introdutione.   Roma,  1888 

S  t  r  ü  t  z  k  i  und  G  e  n  z  m  e  r  ,  Leitfaden  des  preussischen  Rechts.  Liefe- 
rung 6.     Berlin,  1888.    F.  Vahlen.    S.  721-1008.     8.     M.  3.  80. 

S  t  r  u  t  z ,  Die  Kommunal  verbände  in  Preussen.  Berlin,  1888.  J.  Sprin- 
ger,   kl.  H.    290  S.    kart    M.  3.  60. 

Trüdi  nger,  Die  Arbeiterwohnungsfrage  und  die  Bestrebungen  zur 
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